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Zur Entſtehungsgeſchichte des Oktoberedikts und der 
Serordnung vom 14. Februar 1808. 


Von 
Georg Winter. 


Das Edikt vom 9. Oktober 1807 war der Fanfarenſtoß, der die 
Epoche der Stein⸗Hardenbergſchen Reformen einleitete. Es hat in die 
Agrarverfaſſung des alten Preußens Breſche geſchlagen und durch die 
Proklamierung der Freiheit im Verkehr mit Grund und Boden zugleich 
einen entſcheidenden ſozialpolitiſchen Umſchwung im geſamten Staats⸗ 
mechanismus vollzogen. Die Ratio moderner Staatswirtſchaft ging im 
Oktoberedikt eine Syntheſe ein mit einem aus Zeiterleben und Zeitgefühl 
getränkten politiſchen Idealismus; in der Aufhebung der Erbuntertänig⸗ 
keit war der charakteriſtiſche Exponent des neuen Geiſtes gegeben. Die 
politiſche Bedeutung dieſes Geſetzes, welches an den Anfang des modernen 
bürgerlichen Staates geſtellt iſt, konnte niemals verkannt werden. Der 
Forſchung iſt deshalb die Geſchichte des Edikts vom 9. Oktober und der 
ſich anſchließenden Geſetzgebung ein wohlvertrautes Feld. Und doch 
ſteht deren Beurteilung keineswegs auf ſicherem Fundament und arg 
widerſtreiten ſich die Meinungen über Gehalt und Wirkung derſelben als 
Agrarmaßnahmen. Quellen- und erkenntniskritiſch iſt hier geradezu 
ein Anreiz für hiſtoriſche Analyſe gegeben. Schon an der Ausarbeitung 
des Geſetzes ſelbſt beteiligte Perſonen haben ſich für die geſchichtliche Feſt⸗ 
ſtellung ſeiner Entſtehung bemüht; und die Unterſuchungen erhielten 
ein beſonderes Vorzeichen, als die Frage nach der Beteiligung und 
Stellungnahme des Freiherrn vom Stein angeſchnitten war. 

Für Knapp!) der am tiefſten in die Probleme der Agrarreform 
eingedrungen iſt, war der „Bauernſchutz“ der Prüfſtein, an dem der 


1) G. F. Knapp, Die Bauernbefreiung und der Urſprung der Landarbeiter 
in den älteren Teilen Preußens. 1887. Bd. I, S. 126 ff., Bd. II, S. 147ff. — 
Eine ältere Arbeit von H. Ganz, Stein, Schön und die Entſtehung des Edikts 
vom 9. Oktober 1807, diss. Gießen 1885, kann hier übergangen werden, da ſie 
kein archivaliſches, ſondern allein das bei Pertz und ſeit dem Erſcheinen der Pa⸗ 
piere Schöns bekanntgegebene Material benutzt hat. 
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Wert dieſer Geſetzgebung erkannt werden ſollte. Steins Anteil und Ver⸗ 
dienſt am Oktoberedikt hat er auf zwei Punkte ſpezialiſiert; Stein habe 
die Ausdehnung des Edikts, welches anfangs nur für die Preußiſchen 
Provinzen gedacht war, über die ganze Monarchie bewirkt und habe 
an die Stelle eines von Theodor v. Schön im Entwurf des Geſetzes 
geplanten freien Verfügungsrechtes der Gutsbeſitzer eine fortbeſtehende 
ſtaatliche Aufſicht über das Bauernland zu ſetzen verſucht. Die geſetz⸗ 
geberiſche Faſſung dieſes Gedankens ſei allerdings nur einer angekündigten 
Inſtruktion für die Kammern vorbehalten worden. Bei der Bearbeitung 
der Verordnung vom 14. Februar 1808 wegen Zuſammenziehung bäuer⸗ 
licher Grundſtücke oder Verwandlung derſelben in Vorwerksland habe 
Stein jedoch ſeine Abſicht nicht durchgeſetzt, ſodaß das Ganze nur ein 
Erfolg des auf den Theorien von Adam Smith aufbauenden, doktrinären 
Herrn v. Schön geworden ſei, „weder der früheren noch der ſpäteren 
preußiſchen Geſetzgebung, am wenigſten aber dem Sinne des Freiherrn 
vom Stein entſprechend“. 

Unverkennbar hat Knapp noch unter dem Eindrucke der Fehde ge⸗ 
ſtanden, die durch die Herausgabe der Papiere des Miniſters v. Schön 
(1875ff.) angefacht war. Die Akten hatten zwar die Autorſchaft Schöns 
am Oktoberedikt im ganzen beſtätigt; aber die polemiſche Einſtellung 
gegen ihn fand in der Verurteilung des Geſetzes vom agrarpolitiſchen 
Standpunkte aus neue Nahrung. Erſt Lehmanns Biographie des Frei⸗ 
herrn vom Stein!), verglichen an ſeinen Streitſchriften der ſiebziger 
Jahre, deckte eine beträchtliche Wandlung auf, die ſich in ſeiner Haltung 
gegenüber Schön vollzogen hatte. Aber die Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes verliert in dieſem Werk an Bedeutung vor der Rolle, die das 
Oktoberedikt als das erſte hochpolitiſche und richtungweiſende Dokument 
der Ara ſpielt, welche durch den Namen und den Geiſt des Freiherrn 
vom Stein charakteriſiert iſt. Aus dieſem Geiſte und in der Linie ſeiner 
liberalen reformatoriſchen Ideen ſei das Edikt geſchaffen. Wichtige 
Entſcheidungen ſeien zudem auf Steins perſönliche Einwirkung zurück⸗ 
zuführen, ſo vor allem die Generaliſierung des Geſetzes. Im Widerſpruch 
zum Kabinett habe er überhaupt erſt dem Entwurfe der Immediat⸗ 
kommiſſion, d. h. Schöns, den Vorzug gegeben vor einem Projekt des 
Provinzialdepartements, welches bedingungslos den bisherigen Bauern⸗ 
ſchutz fallen und nur das freie Spiel der Kräfte in der Landwirtſchaft 
fortan gelten laſſen wollte. Und doch muß Stein in dieſem Punkte wieder 
ſchwankend geworden ſein; denn er habe ſchließlich, ſo führt Lehmann 


1) M. Lehmann, Freiherr vom Stein. Bd. II, 1903, S. 267ff. 
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aus, die von Schön im Entwurfe vorgeſehenen bauernſchützleriſchen 
Beſtimmungen — die Knapp als ſolche gar nicht hatte gelten laſſen — 
doch wieder geſtrichen, um in ſeinem Zweifel zwiſchen Freigabe und Auf⸗ 
ſicht, zwiſchen nationalökonomiſcher und ethiſcher Forderung die Ent⸗ 
ſcheidung vertagen zu können. Das Edikt habe durch das freigegebene 
Prinzip der Teilbarkeit von Grund und Boden die Lage des Bauern⸗ 
ſtandes anſehnlich verbeſſert. 


Einen leichten Rückſchritt auf dem eingeſchlagenen Weg freiheitlicher 
Geſetzgebung, eine Wiederannäherung an die ſtändiſche Gebundenheit 
des friderizianiſchen Staates erblickt Lehmann dagegen in der Inſtruktion 
für die Preußiſchen Kammern vom 14. Februar 1808. Steins Zuſtimmung 
ſei hier von Schön durch die Ausſicht auf die mögliche Gewinnung eines 
wohlhabenden und freien Bauernſtandes erzielt worden, obwohl die Ver⸗ 
ordnung ſich von der Grundidee des Oktoberedikts wieder entfernte. 


Ernſt v. Meier!) hat das Geſetz vom 9. Oktober wie Knapp für die 
ſtärkſte Gefährdung des damaligen Bauernſtandes gehalten. Stein ſei 
auch mit der Tendenz desſelben nicht einverſtanden geweſen; er habe das 
Einziehen des Bauernlandes zum Rittergut unterbinden wollen. Die 
Verordnung vom 14. Februar 1808 ſtelle deshalb eine aus ſeiner Ini⸗ 
tiative hervorgegangene Gegenbewegung dar. Im übrigen glaubt Meier, 
das Verdienſt um das Edikt nicht auf Stein oder Schön beſchränken zu 
dürfen, ſondern verweiſt auf die Darſtellung von Friccius )), wo auch 
der Anteil der Schroetter, Beyme, Morgenbeſſer, Staegemann hervor⸗ 
gehoben werde. 


In der ſehr gelungenen Rehabilitation Theodors v. Schön durch 
M. Baumann?) hat dagegen die Verfaſſerin ausgeführt, daß Stein 
ſeine bauernſchützleriſchen Abſichten augenſcheinlich nicht mit Nachdruck 
verfolgt habe. Alle bedeutenderen Beamten, die an der Reform mit⸗ 


1) E. v. Meier, Franzöſiſche Einflüſſe auf die Staats⸗ und Rechtsentwick⸗ 
lung Preußens im XIX. Jahrhundert. Bd. II, Preußen und die franzöſiſche 
Revolution. 1908. S. 274ff. 

2) C. Friccius, Der bürgerliche Zuſtand des preußiſchen Staats nach dem 
Tilſiter Frieden, bis zur Aufhebung der Erbuntertänigkeit durch das Geſetz 
vom 9. Oktober 1807: Hinterlaſſene Schriften. 1866. S. 292 ff. — Daß auch 
Friccius die Einzelheiten vielfach unzutreffend wiedergibt, wird die Abhandlung 
im weiteren aufweiſen. 

2) M. Baumann, Theodor von Schön. Seine Geſchichtsſchreibung und 
ſeine Glaubwürdigkeit. 1910. S. 24ff. — Vgl. F. Thimme, Forſch. z. Brand. 


u. Preuß. Geſch. XXIII, S. 493ff. 
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wirkten, hätten damals die neue ſtaatswirtſchaftliche Richtung der un⸗ 
beſchränkten Entfaltung aller individuellen Kräfte vertreten. Schön 
ſei an der Theorie jedoch nicht kleben geblieben. Wie er ſchon vor Steins 
Ankunft einen beſchränkten vorläufigen Bauernſchutz verlangt habe, ſo 
ſei auch die Verordnung vom 14. Februar 1808 mit ihrer Einſchränkung 
der freien Dispoſition der Gutsherren über das Bauernland nicht ein⸗ 
fach auf die Einwirkung Steins, ſondern auf beſtimmte praktiſche Ab⸗ 
ſichten Schöns als Agrarpolitiker zurückzuführen. 

Über die ſorgſam abgewogenen Ausführungen M. Baumanns 
hinaus konnte auch eine Arbeit G. Haſſes ) in dieſem Punkte keine weitere 
Aufhellung bringen. Nach ſeiner Auffaſſung hat zwiſchen Stein als dem 
Anhänger des Bauernſchutzes und Schön, der dieſen grundſätzlich ablehnte, 
ein tiefgehender Gegenſatz beſtanden. Schön habe allerdings den bäuer⸗ 
lichen Beſitz keineswegs preisgeben wollen, ſondern den großen Plan 
einer Neuſchöpfung der ländlichen Beſitzordnung entwickelt. So ſei die 
Verordnung vom 14. Februar 1808 ein doppelter Sieg Schöns geweſen 
ſowohl über die in Stein verkörperten protektioniſtiſchen Ideen als über 
das in den Vorſchlägen des Departementsminiſters v. Schroetter ent⸗ 
haltene Extrem der Adam Smithſchen Theorie. 


Solche Fülle divergierender Anfichten ), die ihre Erklärung zum an 
Zeil in der fehlenden oder mangelhaften Bereitſtellung der archivaliſchen 
Überlieferung findet, darf das Unternehmen rechtfertigen, noch einmal 
die hiſtoriſchen Vorgänge nach den Akten“) zu ſkizzieren und damit eine 
Baſis für zukünftige Betrachtung dieſer Materie zu ſchaffen. Wir werden 
auch im weiteren Verlauf nicht das Oktoberedikt in ſeiner Geſamtheit ins 
Auge faſſen, ſondern unſere Aufmerkſamkeit wendet ſich dem einen Gegen⸗ 
ſtande zu, der ſchon im vorhergehenden als ein entſcheidendes Kriterium 
herausſprang, der Behandlung des bäuerlichen Beſitzes. Dabei wird 
ſich implizite eine fortlaufende Korrektur früherer Auffaſſungen ergeben, 


1) G. Haſſe, Theodor v. Schön und die Steinſche Wirtſchaftsreform. 
1915. S. 91ff. 

2) Es bedarf nicht der Aufzählung weiterer Literatur, wie etwa der Hallen⸗ 
ſer Univerſitätsrede von Julius v. Gierke, Die erſte Reform des Freiherrn vom 
Stein, 1924, oder des Aufſatzes von K. Thiede, Die Anſichten des Freiherrn 
vom Stein über das Zunftweſen und die Bauernbefreiung (in Schmollers 
Jahrbuch für Geſetzgebung uſw., Jahrg. 49, S. 1057ff.), da ſie keine neuen 
Ergebniſſe bieten. 

3) Preuß. Geh. Staatsarchiv, Rep. 87 B, Regulier. Gen. 1 und Ih, 
Rep. 89 A XXII, 6. 
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auch wenn nicht ex METEORS Einzelheit beſonders unterſtrichen 
wird. 1) 


Noch nie ift der Name Hardenbergs mit dem Edikt vom 9. Oktober 
1807 in Verbindung gebracht. Allerdings hatte er ſchon Monate zuvor 
auf Napoleons Geheiß die Leitung der preußiſchen Geſchicke aus der 
Hand geben müſſen, gerade als er im Begriff ſtand, ſeine großen ſtaats⸗ 
männiſchen Fähigkeiten an den Neubau des Staates auf einer voll⸗ 
kommeneren praktiſchen und ſittlichen Grundlage zu wenden. Aber er 
hinterließ einen Stab ausgeſuchter Mitarbeiter, die alle von den gleichen 
Ideen, vom ſelben Gefühl für die Größe der ihrer harrenden Aufgaben 
beſeelt waren. Und was ſchon zuvor in dieſem Kreiſe ſich gedanklich in 
vielfacher Erörterung zu einer großen Geſamtanſicht des erneuerten 
Staates kriſtalliſiert hatte, das Programm der Reorganiſation Preußens, 
das wurde von Hardenberg und ſeinem erwählten Ratgeber, dem Frei⸗ 
herrn von Altenſtein, in den Sommermonaten Juli und Auguſt in um⸗ 
fangreichen Denkſchriften feſtgehalten. Das war das Teſtament Harden⸗ 
bergs, wie es Theodor v. Schön nannte); die Männer der kombinierten 
Immediatkommiſſion in Memel, die Schön, Klewiz, Staegemann, 
ſpäter auch Altenſtein und Niebuhr, durften ſich als die Verwalter ſeines 
Nachlaſſes fühlen, bis der Nachfolger kam, der nicht nur die „Firma“, 
ſondern auch die Energie des Willens und die innere Größe beſaß, um 
gegen alle Widerſtände die weſentlichen Reformen durchzukämpfen und 
den Grundſtein des neuen Preußens zu legen. 


Die Altenſteinſche Denkſchrift?), die das Programm Hardenbergs 
in einem geſchloſſenen Syſtem vor uns ausbreitet, hat zum Fundament 
den Grundſatz, daß jedem der möglichſt freie und vorteilhafte Gebrauch 


1) Der vorliegende Aufſatz iſt aus vorbereitenden Arbeiten für eine Akten⸗ 
publikation erwachſen. Er ſoll zugleich an einem Schulbeiſpiel, bei dem es ſich 
um oft und eingehend erörterte Fragen der hiſtoriſchen Literatur handelt, die 
unverminderte Notwendigkeit einer umfaſſenden Bereitſtellung und exakten 
Bearbeitung des archivaliſchen Materials für die Reformzeit darlegen. 

)) Man erinnere ſich des von Schön verfaßten „Politiſchen Teſtaments“ 
des Freiherr vom Stein bei ſeinem Abgange 1808. 

2) G. St. A. Rep. 94 IV Ne 19. — Solange dieſe Denkſchrift noch nicht ge⸗ 
druckt vorliegt, kann man ihren Inhalt aus den darauf unmittelbar Bezug neh⸗ 
menden Anmerkungen der ſog. Rigaer Denkſchrift Hardenbergs (Ranke, Har⸗ 
denberg Bd. IV, Anhang) erſchließen. Vgl. auch Ed. Spranger, Altenſteins 
Denkſchrift von 1807 und ihre Beziehungen zur Philoſophie. Forſch. z. Brand. 
u. Preuß. Geſch. XVIII, S 471ff. 
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ſeiner Kräfte zu erleichtern und gu fichern, daß alſo alles wegzuſchaffen 
ſei, was die höchſte Kraftäußerung des Staates lähmen und der Menſch⸗ 
heit die Erringung der höchſten Ziele erſchweren könne. Und dieſer 
Gedanke erhält vor allem in dem Abſchnitt über die Grundverfaſſung 
des Inneren eine vielfache Variation. Alle Hinderniſſe für den freien 
natürlichen Ablauf der im Staate vorhandenen Kräfte ſeien wegzuräumen; 
daraus folgt der erleichterte Beſitz und die unbeſchränkte Benutzung des 
Grundeigentums, welche höchſtens für eine Übergangszeit noch mit 
Modifikationen zu verſehen ſeien, obwohl die mangelnde Konkurrenz 
ein zu raſches Verfahren faſt unmöglich mache, und ebenſo der freie Ge⸗ 
brauch der individuellen Fähigkeiten, alſo Gewerbefreiheit, Abſchaffung 
der Zunftverfaſſung, der Taxen und Monopole uſw. Es folgt daraus 
vor allem die Gleichheit aller Staatsbürger in ihrem Verhältnis zum 
Staate; es muß alſo der ausſchließliche Güterbeſitz des Adels, welcher den 
Gütern ſelber durch die damit verbundene Fernhaltung großer Kapitalien 
und durch die Kreditminderung ſchädlich iſt, es muß das angeborene 
Recht des Adels zu allen Stellen, welche Ehre geben, fortfallen. Für den 
Bauernſtand aber iſt die erſte Forderung die Abſchaffung der Erbunter⸗ 
tänigkeit, dieſes Schandflecks der Verfaſſung, in welchem noch die Spuren 
der größten Barbarei bisher nachwirkten. Es ſei ein Kunſtgriff der Gegner 
der Aufhebung der Untertänigkeit geweſen, ſie bislang mit einer Menge 
anderer Dinge zu verkoppeln. Die Freiheit ſei kurz und gut zu verkünden; 
alles andere, „die Erlangung des Eigentums, eine mildere Fronverfaſſung 
uſw. wird ſich von ſelbſt nach dem Bedürfen ergeben oder einleiten 
laſſen, ſobald nur freie Menſchen vorhanden ſind, die ein Intereſſe dabei 
haben“. 

In dieſer Denkſchrift iſt der Inhalt des Oktoberedikts mit enthalten; 
es find bis ins einzelne die gleichen Überzeugungen, die hier wie dort zum 
Ausdruck gebracht werden; es ſind vielfach dieſelben Wendungen, die in 
dieſem Programm und in den dem Edikt voraufgehenden Gutachten 
Th. v. Schöns gebraucht werden. Die ideellen Anteile an jener Denk⸗ 
ſchrift, die nach Altenſteins Angabe von Hardenberg, Schön, Niebuhr 
und ihm ſelbſt zugeſteuert ſind !), werden ſich nicht bis ins letzte heraus⸗ 
ſchälen laſſen. Immerhin wird die Vorgeſchichte des Edikts vom 9. Oktober 
vorſichtige Rückſchlüſſe erlauben, welches die beſondere Intereſſenſphäre 
Theodor v. Schöns war und wo ſeine ſpezielle Einwirkung zu vermuten iſt. 


1) In der Abhandlung über die Verbindung zwiſchen Volk und Verwaltung, 
über die Repräſentation nennt Altenſtein auch den Freiherrn vom Stein, der 
ihm dieſe Ideen zuerſt nahegebracht habe. 
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In einem Schreiben an Altenſtein, drei Tage nach dem Friedens⸗ 
ſchluß zu Tilſit, ſetzt Schön auseinander +), daß der Fall der Nation und 
die Gleichgültigkeit, mit der ſie ihn ertrage, nicht bloß in den Fehlern des 
Offiziantenweſens, ſondern daß das Übel in der ganzen Staatsverfaſſung 
liege. Als die Hauptfehler aber nennt er die Anhänglichkeit an Grund und 
Boden durch die Geburt, d. i. die Erbuntertänigkeit, die Beſchränkung im 
Beſitz von Grundſtücken und im Betrieb von Gewerben, die Vorrechte des 
Adels bei allen Angelegenheiten, wo es auf Ehrenbezeugungen ankomme, 
und die ſtrenge Beobachtung des Fabrikenſyſtems. Das find Überzeugun- 
gen, die mit beſonderer Kraft in ihm wirkten. Vier Wochen ſpäter, nach 
dem „Kuhantrag“ des Miniſters v. Schroetter, erhaſchte er die günſtige 
Gelegenheit, dieſe Ideen, gleichſam als einen Ausſchnitt aus jenem 
Programm, in die Praxis der Staatsverwaltung einzuführen; es geſchah 
durch die Anträge ſeines für die Geſchichte des Oktoberedikts und der 
Verordnung vom 14. Februar 1808 grundlegenden Votums vom 
12. Auguſt 1807. 

Nicht durch einzelne Unterſtützungsaktionen, ſo führt Schön in dieſer 
Arbeit aus, ſei dem verwüſteten Lande wieder aufzuhelfen, ſondern aus 
einem großen Geſichtspunkte heraus nur durch die Entfernung aller 
Schranken zur Erlangung eines Wohlſtandes, welche in der früheren 
Verfaſſung lagen. Das Retabliſſement der Provinz Preußen ſei vor⸗ 
wiegend ein landwirtſchaftliches Problem; es fehle an Wirtſchafts⸗ 
kapital; alſo ſei alles das hinwegzuräumen, was poſitiv den Wert und den 
zum Wiederaufbau der Güter ſo nötigen Kredit bisher niedergehalten 
habe. Und als ſolche Hinderniſſe zählt er nun auf die Beſchränkung in 
der Beſitzfähigkeit von Grundſtücken, alſo das ausſchließliche Privileg 
des Adels zum Güterbeſitz, und die Bindung des Gutsbeſitzes durch 
Fideikommiſſe, Lehen und Majorate, mit deren Auflöſung die adligen 
Vorrechte bei Gütererbſchaften fortfallen und die gutsherrlichen Ehren⸗ 
rechte auch Gutsbeſitzern aus anderen Ständen zukommen müßten, ferner 
die kürzlich erſt erlaſſene Verordnung wegen des Generalindults für die 
Gutsbeſitzer, und die Verordnung gegen den Auskauf kölmiſcher Güter. 
Danach deckt Schön noch zwei kredithemmende Fehler in der Verfaſſung 
der Güter ſelbſt auf. Der eine iſt die Erbuntertänigkeit, „dies Überbleibfel 
des finſteren Zeitalters“; binnen 4—6 Jahren ſei die Auflöſung dieſes 
Verhältniſſes möglich; es komme nur auf den entſcheidenden Beſchluß 
an, die Art der Durchführung ſei gleichgültig und ſei Sache der Provinzial⸗ 
behörden. Der andere Fehler in der Güterverfaſſung aber iſt die Vorſchrift 


1) G. St. A. Rep. 92 Altenſtein, B 38 (Schöns Briefe an Altenſtein). 
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daß die Zahl der auf einem Gute vorhandenen Bauernſtellen nicht ver⸗ 
mindert werden dürfe. Das war die wichtigſte Seite des „Bauernſchutzes“ 
im alten Preußen, das Reſultat einer jahrhundertelangen Entwicklung, 
die oberherrliche und vormundſchaftliche Aufſicht des Staates über den 
bäuerlichen Beſitz eines Siedlers, der in die perſönliche und rechtliche 
Abhängigkeit mediater Gewalten gegeben worden war. 

Schön vertrat einen neuen ſtaatswirtſchaftlichen Grundſatz, den der 
freien Dispoſition über Grundeigentum, alſo auch der unbeſchränkten 
Verfügung der Gutsbeſitzer über ihr Bauernland. Die Anwendung 
dieſes Axioms werde nicht nur durch prinzipielle ſtaatswirtſchaftliche 
Erwägungen, ſondern ſchon durch die Tatſache erfordert, daß viele Guts⸗ 
beſitzer jetzt nach dem Kriege nicht mehr imſtande ſeien, ihre Bauernhöfe 
zu retablieren; eine Kapitalsanlage für dieſe kleinen, unrentablen Wirt⸗ 
ſchaften ſei auch nicht ganz zweckmäßig. Um jedoch eine Erſchütterung 
der Wirtſchaft bei einem plötzlichen Übergange zu dem neuen Syſtem 
zu vermeiden, ſchlug Schön Maßnahmen vor, die das aufgeſtellte Prinzip 
bis zur endgültigen Aufhebung der Erbuntertänigkeit in folgender Weiſe 
einſchränken ſollten: 1. Gutsbeſitzer, die die auf ihrem Gute vorhanden 
geweſenen Bauernhöfe nicht mehr erhalten könnten, hätten ſich bei der 
Kammer zu melden; 2. dieſe würde die Lage der Sache unterſuchen und 
die Vereinigung mehrerer kleiner Höfe zu einer neuen Wirtſchaft unbe⸗ 
dingt bis zu einer Größe von 4 Hufen zu geſtatten haben, 3. darüber hinaus 
bis zu 10 Hufen nur dann, wenn die neuen Bauern wenigſtens eine zwölf⸗ 
jährige Pacht erhielten. Von Einziehung von Bauernwirtſchaften . 
gutsherrlichen Vorwerk war vorerſt keine Rede. 

Schöns Abſicht ging auf eine Neuordnung der geſamten ländlichen 
Beſitzverhältniſſe. Der Krieg hatte der immer ſchon prekären Verfaſſung 
vieler bäuerlichen Wirtſchaften in den beiden Preußiſchen Provinzen den 
letzten Stoß gegeben. War ihr Ertrag ſchon in Friedenszeiten bei geringen 
Urſachen ausgefallen und hatte das Dominium dann mit Remiſſionen 
und Unterſtützungen eingreifen müſſen, ſo konnte jetzt ohne Wiederher⸗ 
ſtellung der Gebäude, des toten und lebenden Inventars, ohne Saat⸗ 
getreide und Unterhaltszuſchüſſe ſeitens der Herrſchaft kaum auf eine 
Erholung des Bauernſtandes gerechnet werden. Zu alledem waren 
die Gutsherren, denen der Mangel an Kredit teilweiſe den Wiederaufbau 
der eigenen Wirtſchaften und Vorwerke erſchwerte, nicht mehr imſtande. 
Die Produktion des Landes wurde durch dieſe Zuſtände gefährlich ge⸗ 
hemmt. Schön hoffte, durch die Erlaubnis zur Vereinigung mehrerer 
ſolcher nicht mehr lebensfähigen Bauernwirtſchaften einen gekräftigten, 
wenn auch nicht ſo zahlreichen Stand großer Pächter ſchaffen zu können; 
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für dieſes Ideal, deſſen Verwirklichung er während der knappen Über- 
gangszeit bis zum Erlöſchen der Erbuntertänigkeit zu erhoffen ſchien, 
war er bereit, eine Zahl kleiner verrotteter Höfe zu opfern. Waren dieſe 
großen Pachtbeſitzungen einmal geſchaffen, ſo konnte das Prinzip der 
freien Dispoſition der Gutsbeſitzer ihnen anſcheinend nicht mehr gefähr⸗ 
lich werden. 

Von den übrigen Mitgliedern der kombinierten Immediatkommiſſion 
waren Altenſtein und Niebuhr noch abweſend; ſo konnten nur Klewiz 
und Staegemann zu dem Gutachten Schöns Stellung nehmen. Der 
erſtere erklärte ſich mit den vorgetragenen Grundſätzen vollkommen ein⸗ 
verſtanden; Staegemann gab wertvolle Ergänzungen. Die Anwendung 
des Prinzips der unbeſchränkten gutsherrlichen Verfügung über das 
Bauernland, dem er im allgemeinen zuſtimmte, würde nur im Augenblick 
vielleicht nachteilig und ungerecht ſein (wozu Schön eine Bemerkung 
machte, daß das Prinzip ja auch nicht ſofort durchgeführt werden ſollte); 
denn manche Dörfer ſéien allein durch den Krieg und weil die Herrſchaften 
deſſen Laſten über Gebühr auf die Untertanen abgewälzt hatten, ruiniert; 
ſehr viele Gutsbeſitzer würden wohl auch noch den Kredit zum Retabliſſe⸗ 
ment der Bauernhöfe finden. Aber andererſeits glaubte Staegemann, 
daß der Bauer kulturell noch gar nicht imſtande wäre, Höfe von 4—10 Hu⸗ 
fen Größe zu bewirtſchaften — was Schön mit dem Worte: „Adels⸗ 
meinung!“ abtat — und daß für eine ſchnelle Wiederbenutzung und Kultur 
der devaſtierten Ländereien das bloße Zuſammenſchlagen mehrerer 
Bauernhöfe nicht genüge. Zum Vorwerk geſchlagen, konnte manches 
Bauernland vielleicht noch mit unter den Pflug genommen werden, 
während es ſonſt brach liegen blieb. Er riet deshalb folgende Maßgaben 
an: | = | Zr 

In der Regel feien die Grundbeſitzer zum Retabliſſement der durch 
den Krieg verwüſteten Bauernhöfe verpflichtet. Hierzu vermerkte 
Schön: Habe ich auch. Aber ſeine Formulierung ließ doch eine extenſive 
Interpretation auf Veränderung mit allen Bauernhöfen zu, die jetzt 
nicht mehr von den Gutsherren erhalten werden konnten; und dies lag 
offenbar auch in ſeiner Abſicht. Staegemann wollte ferner im Unver⸗ 
mögensfall der Gutsherrn das Retabliſſement der Bauernhöfe den 
zeitigen Inhabern auf eigene Koſten bei Zuſicherung einer zwölfjährigen 
Pacht anheimgeben. Dies billigte Schön nicht; kleine Bauernhöfe ſind 
ein Übel, warum ſoll der Staat für fie ſorgen, lautete feine Kritik, die fein 
eigenes Ziel, die großen Pächter, um ſo ſtärker hervorkehrt. Im Falle 
nun auch der bäuerliche Beſitzer ſelbſt die Wiederherſtellung feiner Wirt⸗ 
ſchaft ablehnte, oder wenn er freiwillig dem zum Retabliſſement ver- 
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pflichteten Gutsbeſitzer gegen eine Entſchädigung und Loslaſſung aus 
der Erbuntertänigkeit ſeinen Hof renunzierte, ſo wollte Staegemann 
dem Gutsherrn gegen eine Geldentſchädigung des Inhabers nicht nur 
die Vereinigung dieſes Hofes mit andern, ſondern auch ſeine Einziehung 
zum Vorwerke geſtatten. Auch künftig, nach Aufhebung der Untertänig⸗ 
keit, ſollte allgemein dem Gutsherrn Zuſammenziehung und Einziehung 
von Bauernhöfen, letzteres allerdings jährlich nur bis zum Umfange von 
10 Hufen, gegen Entſchädigung des Beſitzers freigeſtellt werden. 

Die Schonung der unproduktiven Exiſtenzen und die Möglichkeit ſo⸗ 
fortiger Einziehung der Höfe zum Vorwerke lehnte Schön ebenfalls ab. 
„Erſt Bauernhöfe vergrößern, kleine Bauern ſind ſtaatswirtſchaftlich 
eine Laſt; für die Folge gut, jetzt noch nicht“, vermerkte er am Rande. 
Aber er übernahm von Staegemann in ſein Gutachten zur Ergänzung 
der oben angeführten drei Punkte wegen Vereinigung mehrerer Höfe 
die Forderung, daß 4. die Familie des bisherigen Wirtes, deſſen Hof 
nicht retabliert würde, von der Untertänigkeit ſogleich frei werden und 
vom Gutsherrn, wegen des Erbrechts der bisherigen Beſitzer, eine Geld⸗ 
entſchädigung erhalten ſollte, über welche 5. die Kammern gewiſſe Prin⸗ 
zipia ausmitteln müßten. Solange die Erbuntertänigkeit nicht gänzlich 
beſeitigt ſei, dürfe man über dieſe 5 Punkte nicht hinausgehen. 

Und nur dort, wo er von der Aufhebung der Untertänigkeit ſprach, 
formulierte er jetzt auch die Ausſicht genauer, daß künftig, wenn jene er⸗ 
folgt wäre, die Grundbeſitzer ſich mit den zeitigen Inhabern der Bauern⸗ 
höfe nicht nur zwecks Zuſammenſchlagens mit andern Wirtſchaften, 
ſondern auch zwecks Einziehung zum Vorwerk auf eine Geldabfindung 
einigen könnten. Knapp hat alſo Unrecht, wenn er behauptet, die Rat⸗ 
ſchläge Staegemanns ſeien bei Schön nicht durchgedrungen. Dieſer hat 
im Gegenteil eine Reihe von Zuſätzen auf Grund des Staegemannſchen 
Votums am Rande ſeines Gutachtens nachgetragen und in den Zuſam⸗ 
menhang eingefügt ). | 

Die Abfaſſung jenes Gutachtens verband ſich mit einem ſchmerz⸗ 
lichen Erleben Schöns, dem Tode ſeiner erſten Gattin. Am 14. Auguſt 
teilte er ihre Erkrankung feinem Freunde Altenſtein mit): „. . Ich möchte 
Sie nicht gerne von Riga von unſerm Miniſter abziehen. Ich kann 
nicht von hier weg. Staegemann hat ſchon viel zu tun und Klewiz iſt 
in Angſt. Das Wichtigſte muß ich daher noch abmachen und die harte 


1) Der Abdruck bei Knapp, Bd. II, S. 151 läßt dies nicht erkennen. 
2) G. St. A. Rep. 92 Altenſtein, B 38. — Vgl. auch Papiere Schöns Bd. I, 
S. 41f. 
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Zeit hier verleben .. Bis dahin will ich viel arbeiten, wie ich es werde 
können. — Ich habe noch einen großen Bericht an den König über das 
Retabliſſement von Preußen aufgeſetzt. Er hat manches Wichtige und 
iſt eine meiner beſten Arbeiten neuerer Zeit; ich wünſche, Hardenberg 
könnte ihn leſen ..“) Das Konzept dieſes Immediatberichts, der 
wörtlich nach dem erweiterten Gutachten Schöns erfolgte, iſt noch am 
16. Auguſt von Schön, Klewiz und Staegemann gezeichnet; das Mundum, 
Memel den 17. Auguſt (abgegangen am 18.), haben nur die beiden letzteren 
unterſchrieben. Schön war nach Königsberg geeilt, aber er traf ſeine 
Gattin nicht mehr am Leben; ſie iſt am 16. Auguſt verſchieden. 

In den gleichen Tagen des Monats Auguſt, zwiſchen dem 11. und 
17., konzipierte der Geh. Juſtizrat Morgenbeſſer als Referent des Mini⸗ 
fter3 v. Schroetter in Königsberg einen Ymmediatbericht*), der im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Aufnahme einer auswärtigen Anleihe zur Ab⸗ 
tragung der Kriegsſchulden auch eine Reihe von Maßnahmen zum Re⸗ 
tabliſſement des Landes in Antrag brachte. Es ergab ſich eine bezeich⸗ 
nende Duplizität der Geſchehniſſe, die für die Ausbreitung und Einheit 
der reformatoriſchen Tendenzen in der preußiſchen Verwaltung zeugt 
und einen Hauch des geiſtigen Fluidums in jener von Kant und Kraus 
beeinflußten und erzogenen preußiſchen Beamtenſchicht uns vermittelt; 
auch dieſe Vorſchläge des Provinzialdepartements erwuchſen aus dem 
Grundſatz, die natürlichen Kräfte des Landes und ſeiner Bewohner mit 
Beiſeiteſetzung jeder perſönlichen und Standesrückſicht zu benutzen und 
jie zum Wohle des Staats frei zur Entfaltung gelangen zu laſſen; 
ſie ſtimmten zum Teil mit denen des Berichts der Immediat⸗ 
kommiſſion vom 17. Auguſt überein (Aufhebung der den Grundbeſitz 
einſchränkenden Geſetze, des Generalindults, der Lehns⸗ und Fidei⸗ 
kommißbindungen); zum andern Teil (Freie Wahl des Gewerbes für alle 
Stände, Aufhebung des Fabrikenzwangs und der Einfuhrverbote, Ver⸗ 
erbpachtung der Domänen) ſind ſie doch den allgemeinen Zielen, wie wir 
ſie aus den Hardenberg⸗Altenſteinſchen Denkſchriften kennen, durchaus 
konform. Die Frage des bäuerlichen Beſitzes war hier nicht angeſchnitten; 
aber an erſter Stelle ſtand auch die Forderung nach Beſeitigung der Erb⸗ 
untertänigkeit, für die, wie der Miniſter v. Schroetter ſelbſt hinzuſetzte, 
die allgemeine Stimme der Zeit und einer geſunden Staatswirtſchaft 
laut genug geſprochen habe. Sie ſollte durch wechſelſeitige Aufkündigungs⸗ 
befugnis der Gutsherren und Untertanen ins Werk geſetzt werden. 

1) Altenſteins Antwort |. Papiere Schöns Bd. I, Anhang S. 57ff. 


2) d. d. Königsberg den 17. Auguſt 1807; munbiert und nach Memel ab- 
gegangen am 19. Auguſt. 
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Auf Grund der beiden Berichte des Departements und der fombinier- 
ten Immediatkommiſſion wurde dem Miniſter reſſortmäßig durch KO. 
vom 23. Auguſt 1807 der Auftrag zuteil, zuſammen mit dem Kanzler 
v. Schroetter!) ein den Anträgen entſprechendes Edikt auszuarbeiten, 
das nicht nur für die Preußiſchen Provinzen, ſondern für die ganze Mon⸗ 
archie Geltung hätte. Die Order iſt von dem Kabinettsrat Beyme ſelbſt 
ausgefertigt. Es wird darin geſagt, daß die Aufhebung der Untertänig⸗ 
keit ſeit dem Regierungsantritt des Königs erſtrebt ſei. Sie gebe den 
Untertanen das Recht, mit ihrem unſtreitigen Eigentum ohne Loskaufs⸗ 
geld von ihrem Hofe abzuziehen. Auch die Vorſchläge der Immediat⸗ 
kommiſſion wegen vorſichtiger Abänderung der Vorſchrift von der Er⸗ 
haltung der Zahl der Bauernſtellen werden dem Miniſter zur Berück⸗ 
ſichtigung empfohlen, obzwar neuerdings mehr Neigung zu Dismem⸗ 
brationen der Güter als zur Einziehung von Bauernhöfen beſtanden habe. 
Hierbei hatte Beyme wohl die Verhältniſſe der Mark Brandenburg 
im ae 


Der von Morgenbeſſer 1 Ediktsentwurf vom 9. September 
blieb mit zuvor eingeholter königlicher Genehmigung doch auf die Preußi⸗ 
ſchen Provinzen beſchränkt, weil die Stände der anderen Provinzen 
vielleicht Einſpruch, insbeſondere in der Frage der Erbuntertänigkeit 
erheben könnten. In dem Entwurfe waren die Feſtſetzungen über eine 
progreſſive Aufhebung der Untertänigkeit und die Löſung des bisherigen 
Bauernſchutzes in eine ſyſtemloſe Verbindung miteinander gebracht. 
Die eigentümlich, erbzins⸗ oder erbpachtsweiſe angeſeſſenen Bauern 
ſollten ſofort frei ſein; für bloß erblich und nichterblich Angeſeſſene ſowie 
für unangeſeſſene Untertanen waren gewiſſe Aufkündigungsfriſten und 
das Jahr 1810 als terminus a quo vorgeſehen. Ferner aber war in dem 
Entwurf das Zuſammenſchlagen mehrerer Bauernhöfe ſowohl als deren 
Einziehung zum Vorwerk des Gutsherrn unbedenklich geſtattet, wenn 
nur die vertragsmäßigen Nutzungsrechte der bäuerlichen Beſitzer zum Er⸗ 
löſchen gebracht wären?) und wenn die Zahl der Familien dadurch nicht 
vermindert, ſondern ſtatt jedes abziehenden Bauern vom Gute ein Kätner 
etabliert würde. Der bäuerliche Untertan ſollte die Wirtſchaft ohne Los⸗ 
kaufsgeld verlaſſen, aber andererſeits auch die Herrſchaft, wenn ſie wollte, 
auf ſeinen Abzug dringen dürfen. Die Aufhebung der Untertänigkeit 


1) Von ihnen wurde auch noch der Kammerpräſident v. Auerswald hinzu⸗ 
gezogen. 

2 Das geſetzliche Nutzungsrecht der Laßbauern in Preußen galt ſchon 
an ſich nur von drei zu drei Jahren! 
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mußte hier alſo der unmittelbare Anlaß zur Umwandlung eines ſehr großen 
Teils bäuerlicher Wirte in Tagelöhner werden; ſie konnte den Bauern 
mit minderem Beſitzrecht die bisherige Wirtſchaft koſten; zu dieſer Be⸗ 
dingung wäre eine Aufkündigung von ihrer Seite wohl nicht allzu oft er⸗ 
erfolgt. Eine Entſchädigung für die abziehenden Familien war nicht be⸗ 
abſichtigt, oder genauer: im Konzept des Edikts wieder geſtrichen. 

Wie bei Theodor v. Schön, ſo zeigte ſich auch in dieſem Entwurf, 
welch überzeugte Gefolgſchaft der große Schotte und ſein Königsberger 
Interpret in den Kreiſen des preußiſchen Beamtentums gewonnen 
hatten; nur waren hier rückſichtsloſer, als es Schön gewagt hatte, die letzten 
Konſequenzen der Theorie gezogen. In einem Miniſterialſchreiben 
vom gleichen Tage machte Miniſter v. Schroetter mehreren oſtpreußiſchen 
Gutsbeſitzern die Mitteilung, daß der Ediktsentwurf die Befugnis ent⸗ 
halten werde, Bauerngüter ohne Verminderung der Familien und ohne 
Beeinträchtigung der Rechte der jedesmaligen Beſitzer einzuziehen oder 
zuſammenzuſchlagen. Es trat hier noch ein anderes Motiv, den Guts⸗ 
beſitzern unbeſchränkte Dispoſition zu geben, in Erſcheinung, welches zu⸗ 
gleich einen Ausblick auf die ſtaats⸗ und privatrechtlichen Schwierigkeiten 
eröffnet, mit denen eine Reform der Agrarverfaſſung verknüpft war. 
Dieſem Motiv war ſchon in einer KO. vom 3. September an die gleichen 
Gutsbeſitzer mit vorſichtiger Einſchränkung Ausdruck gegeben, daß näm⸗ 
lich der Adel durch freiere Dispoſition über ſeine Güter und über die 
Bauernhöfe, ſoweit letzteres ohne Nachteil der Kultur und Bevölkerung 
geſchehen könne, einen Erſatz für die aufgehobene Erbuntertänigkeit 
zu erhalten verdiene. Die Kabinettsorder konnte ſich auf den Wortlaut 
in dem Bericht der Immediatkommiſſion vom 17. Auguſt ſtützen; auch 
dort hatte Schön die Rechtfertigung und Durchführbarkeit der vorge⸗ 
ſchlagenen Agrarreform aus der Überlegung abgeleitet, daß die Gutsherren 
eine Kompenſation für die Aufhebung der Erbuntertänigkeit in der Aus⸗ 
ſicht auf unbeſchränkte Dispoſition über ihr Eigentum finden würden. 
Bei dem Miniſter v. Schroetter und im Kabinett war dieſer Gedanke, der 
bei Schön doch nur ſekundäre Bedeutung hatte, ſtark! in den man 
der Erwägungen gerückt. 

Der Entwurf des Schroetterſchen Departements wurde ide wie 
es der Geſchäftsgang ſeit Einſetzung der kombinierten Immediatkommiſſion 
erforderte, dieſer zur Begutachtung zugewieſen. In einem zweiten 
großen Votum vom 19. September ſetzte Schön aufs neue auseinander, 
daß die bisherigen Bande der Agrarverfaſſung nur allmählich aufgelöft 
werden dürften. Denn ſolange noch Erbuntertänigkeit in irgendeiner 
Form vorhanden, müſſe der Staat der Vormund der Schwachen ſein; 
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ohne dieſe Vormundſchaft würden Staat und Nation noch mehr als bei 
bloßer Erbuntertänigkeit leiden. Wo dieſe noch exiſtiere, müſſe man bei 
den im erſten Immediatbericht der Kommiſſion vorgeſchlagenen Punkten 
ſtehen bleiben. Es war, als ob ſich ihm gerade in dem Schroetterſchen 
Entwurf auch die Gefahren der eigenen ſtaatswirtſchaftlichen Theorien 
enthüllten. Und ſo ſah er ſich jetzt zu einer weiteren Einſchränkung des 
Leitſatzes der freien Benutzung des Grundeigentums veranlaßt: um zu 
verhindern, daß mehrere Familien auf einmal von ihren Höfen kämen, 
ſei auch die beantragte völlig freie Dispoſition der Gutsherrn nach auf⸗ 
gehobener Untertänigkeit nur dann zu geſtatten, wenn das Beſitzrecht 
des betroffenen bäuerlichen Wirtes abgelaufen ſei und er auch anderswo 
ein Auskommen fände. Mit der Frage des Bauernlandes aber dürfe 
nicht das perſönliche Verhältnis der Untertänigkeit verknüpft werden. 

Ihre Aufhebung ſei ohne beſondere Modifikationen oder Beiſpiele aus 
anderen Provinzen zu verwirklichen; man deklariere nur — und damit 
übernimmt Schön die im Morgenbeſſerſchen Entwurf vorhandene Dif⸗ 
ferenzierung der einzelnen Klaſſen — daß die eigentümlichen, erbpächt⸗ 
lichen und erbzinslichen Beſitzer ſofort, die andern, alſo auch die bloß 
erblichen, ſtatt durch wechſelſeitige Aufkündigung mit dem Martinitage 
1810 die Freiheit erhalten ſollten. 

Mit Wärme ſchloſſen ſich die Mitglieder der Immediatkommiſſion, 
darunter jetzt auch Altenſtein und Niebuhr, die aus Riga zurückgekehrt 
waren, den Darlegungen Schöns an. Niebuhr unterſtrich die zugrunde 
gelegten Prinzipien über Aufhebung der Erbuntertänigkeit und Er⸗ 
weiterung der gutsherrlichen Eigentumsrechte; die erſtere ſei wirklich 
als eine rein perſönliche Sache anzuſehen und je eher je lieber aufzu⸗ 
heben. Die von Schön geforderte Aufſicht der Landespolizei bei Nieder⸗ 
legung von Bauernſtellen — Niebuhr hatte offenbar nicht nur die von 
jenem zuletzt vorgeſchlagenen Maßnahmen, ſondern auch das vorläufige 
Verbot der Einziehung, überhaupt Schöns Tendenz auf die großen Pacht⸗ 
höfe im Auge — ſei höchſt notwendig. Vergrößerung der Vorwerke führe 
meiſt noch eine weitere Spaltung von Bauernſtellen herbei; und die 
großen, nur wenig beſſer als die Bauernhufen bewirtſchafteten Vorwerke 
ſeien für die Produktion nicht ſo vorteilhaft als die auch von Schön er⸗ 
ſtrebten großen Pachtſtellen mit 14—20jähriger Pacht. „Ein feſt⸗ 
angeſeſſener, wohlhabender Bauernſtand iſt gewiß Stütze und Haupt⸗ 
kraft jedes Landes; ein wohlhabender, kultivierter Pächterſtand gehört 
zu einem ſehr vorgerückten Zuſtand der Geſellſchaft und erfordert ein 
ſehr verteiltes, anſehnliches bares Kapital.“ Die Schroetterſche Forderung 
auf Erſatz jedes abziehenden Bauern durch einen Kätner ſei unhaltbar; 
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das Arbeitsbedürfnis würde die notwendigen Arbeiter von ſelbſt heran⸗ 
ſchaffen. 

Dem letzteren pflichtete auch Altenſtein bei; von der Einziehung 
einer Bauernſtelle fürchtete er dagegen nicht den von Niebuhr beſorgten 
Nachteil; das Bedürfen allein würde, wenn alle Beſchränkungen erſt 
einmal gefallen wären, Ziel und Maß ſetzen. Es habe auch kein Bedenken, 
das Geſetz für alle Provinzen zu geben, wenn man von der Wohltätigkeit 
des Ganzen überzeugt ſei. 

Staegemann machte fic) die Worte Niebuhrs über den Wert eines 
kräftigen Bauernſtandes zu eigen; darum ſei auch in dem Edikt gegenwärtig 
nicht weiterzugehen, als die Immediatkommiſſion ſchon weitgehend genug 
vorgeſchlagen habe, „alſo nur die Einziehung der durch den Krieg verödeten 
Bauernhöfe zu geſtatten, jedoch über die Modalitäten einer gänzlichen 
Aufhebung die nähere Beratung zu reſervieren“. Auch die Einziehung des 
Bauernlandes zum Vorwerk nach aufgehobener Untertänigkeit könne 
gefährlich werden, wenn nicht wieder aus der Vorwerkswirtſchaft durch 
Dismembration eine beſſere Bauernwirtſchaft hervorgehe. Zur Zeit 
tauge dieſe zwar nichts, und nur allmählich könne Abhilfe geſchaffen wer⸗ 
den. Im übrigen trat Staegemann für die ſofortige Aufhebung der 
Erbuntertänigkeit nicht bloß der von Schroetter und Schön vorgeſchlage⸗ 
nen Gruppen, ſondern auch der erblichen Beſitzer ein. 

Auch Klewiz riet dringend, bei den im Bericht vom 17. Auguſt 
vorgeſchlagenen Vorſichtsmaßregeln wegen der freien Dispoſition über 
die Bauernwirtſchaften ſtehen zu bleiben. Mit Ausnahme Altenſteins 
hatten ſich alſo alle davon überzeugt, daß jenes Prinzip zumindeſt für 
eine Übergangszeit noch nicht rein zur Anwendung gebracht werden 
dürfe. Aber wenn jetzt die Erbuntertänigkeit ſtatt in 4—6 Jahren, wie 
Schön anfangs angenommen hatte, bereits 1810 endete und damit jenen 
Grundſatz zur vollen Durchführung brachte, war denn in dieſer Friſt 
die Bildung der großen Höfe, die Konſolidation der bäuerlichen Verhält⸗ 
niſſe ſchon zu erwarten? Sicherlich hatten jene Männer noch übertriebene 
Vorſtellungen von der Schnelligkeit der wirtſchaftlichen Erholung und 
der Neuordnung der ländlichen Verhältniſſe; ſie hatten einen gläubigen 
Optimismus zu den Menſchen und zu den Ideen, von welchen ſie bewegt 
wurden. Aber es ſprach hier auch der harte Zwang der Tatſachen mit; 
Produktionsſteigerung, Kapitalbeſchaffung war die Forderung der 
Stunde; das ſchnelle Retabliſſement des Landes und die langſamere 
Umſtellung des für bankrott erklärten alten Bauernſyſtems ſollten hier 
unter einen leitenden Gedanken geſtellt werden. Die Intereſſen der 
Siedlung, die wir heute in einem ganz anderen Lichte ſehen, traten da⸗ 
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mals hinter denen der Produktion, des Ertrages zurück. Der Haupt⸗ 
gegenſtand des geplanten Geſetzes jedoch, der keine Verzögerung zu dulden 
ſchien und der gegen alle Widerſtände jetzt endlich durchgefochten werden 
konnte, wurde ihnen, ſo bezeugte Klewiz, die Aufhebung des Untertänig⸗ 
keitsverhältniſſes. Hier war ein Punkt, bei dem über innerpolitiſche, 
ſtaatswirtſchaftliche Beweggründe hinweg noch tiefere Gründe der 
Reformer ſich erſchloſſen und das Ethos jener Epoche ins Klingen kam. 
Sie erkannten, daß die Verordnung über ihren nächſtliegenden Zweck 
hinaus, die Bande des Kredits zu löſen, Vorbereitung und Auftakt der 
allgemeinen Reform wurde. Und wie Altenſtein im Wiſſen um das Ver⸗ 
wandte in Schöns Ausführungen und in ſeiner eigenen großen Dar⸗ 
ſtellung jenes erſte Gutachten des Freundes lobte, wo alles aus einem 
Hauptgrundſatz als unerläßliche Bedingungen und natürliche Folgen 
abgeleitet ſei, ſo beſtimmte auch Klewiz, daß Schön einen eigenen Ge⸗ 
ſetzesentwurf fertige, in dem er, was in ſeinem Gutachten ſo packend und 
wichtig ausgeführt ſei, in voller Kraft dem Könige vortrage. 

Die Bemerkungen der Kommiſſionsmitglieder veranlaßten Schön, 
ſeinem letzten Votum noch eine Reihe hier nicht zu erörternder Einzel⸗ 
heiten voranzuſchicken; in der bäuerlichen Beſitzfrage und in Hinſicht der 
Erbuntertänigkeit ergaben ſich aus jenen Bemerkungen für ihn keine 
Anderungen mehr. Dies zweite ſo erweiterte Gutachten war die Grundlage 
des ſich ihm wörtlich anſchließenden Immediatberichts der kombinierten 
Immediatkommiſſion vom 30. September 1807, dem auch ein eigener 
Entwurf des Edikts, die unmittelbare Vorſtufe des endgültigen Geſetzes 
zur allerhöchſten Vollziehung beigefügt war. 

— In ſeiner Selbſtbiographie ſchreibt Schön die Redaktion des Ge⸗ 
ſetzes Staegemann zu‘). Mag auch die Begründung, die gänzliche Ent⸗ 
ſpannung nach dem Hinſcheiden der Gattin, in Wahrheit damals vielleicht 
nicht mehr gegolten haben, die Tatſache ſelbſt wird durch den Aktenbefund 
beſtätigt. Das Konzept des Edikts liegt nur von Kanzleihand geſchrieben 
vor; es trägt aber vielfache Korrekturen von der Hand Staegemanns in 
ganzen Abſchnitten ſowohl als in Einzelheiten. Ferner erhalten nach 
§ XI auch die erblichen Beſitzer, wie es Staegemann in ſeinem Votum 
vorgeſchlagen hatte, ſofort, nicht erſt Martini 1810, die Freiheit; in das 
Konzept des Immediatberichts hatte Schön dies noch nicht aufgenommen. 
Von Schön rührt nur eine ſpäter nochmals geſtrichene Anderung eines 
urſprünglichen Rubrums und ein Zuſatz von wenigen Worten im § VIII 
her. Vor allem aber ſind ja von Klewiz, dem Vorſitzenden der Kommiſſion, 


1) Papiere Schöns Bd. I, S. 42. 
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auch die einige Tage ſpäter noch durch Stein angeordneten Abänderungen 
an Staegemann als Dezernenten, nicht an Schön aufgetragen worden. 


Staegemann übernahm aus dem Ediktsentwurf des Provinzial⸗ 
departements die Paragraphen 1—4, 8—10 in abweichender Gruppie⸗ 
rung und mit einigen Veränderungen, aber mit den gleichen Stichworten!) 
als $ I—V, VIII und IX in das Geſetz. Völlig umgearbeitet wurde nach 
dem Wunſche der Kommiſſionsmitglieder die Schroetterſche Ein⸗ 
leitung zum Edikt). Nicht in das Geſetz mit aufgenommen wurden die 
Abſchnitte über Erbverpachtung der Domänen, Aufhebung des 
Zunftzwanges, des Fabrikenzwanges und der Einfuhrverbote. Die Auf⸗ 
hebung der Gutsuntertänigkeit wurde von Staegemann in den §§ X— XII 
nach dem eignen und dem Vorſchlage Schöns derart beſtimmt, daß 
die Familien auf Bauerngütern, welche im erblichen oder eigentümlichen 
oder erbzinsweiſen oder erbpächtlichen Beſitz ſich befanden, ſogleich frei 
werden ſollten; für die übrigen trat dieſer Termin Martini 1810 ein; 
neue Untertänigkeitsverhältniſſe durften vom Erlaß der Verordnung ab 
nicht mehr geſchaffen werden. 

Die §§ VI und VII der Staegemannſchen Redaktion enthielten die Feſt⸗ 
ſetzungen über Einziehung und Zuſammenſchlagung der Bauerngüter. 
Knapp hat die beiden Paragraphen in dieſer ihrer erſten Faſſung nicht 
bekannt gemacht, und da auch Lehmann nichts Eingehenderes darüber mit⸗ 
teilt, ſo hat noch in den ſpäteren Arbeiten eine unzutreffende Vorſtellung 
Platz greifen können?). Der $ VI beſagte, daß ein Gutsbeſitzer, der die 
vorhandenen unerblich ausgetanen Bauernhöfe nicht wiederherſtellen oder 
erhalten zu können vermeine, ſich deshalb bei der Kammer der Provinz 
melden müſſe. Dieſe unterſuche die Lage der Sache nach folgenden Be⸗ 


1) Freiheit des Güterverkehrs, Freie Wahl des Gewerbes, Inwiefern das 
geſetzliche Vorkaufs⸗ und Näherrecht annoch ſtattfindet, Teilung der Grund- 
ſtücke, Erbverpachtung der Güter, Verſchuldung der Lehns⸗ und Fideikommiß⸗ 
güter wegen der Kriegsſchäden, Aufhebung der Lehne, e und 
Fideikommiſſe durch Familienſchlüſſe. 

2) Lehmanns Angabe, Stein Bd. II, S. 282, daß Stein die Einleitung des 
Oktoberedikts aus dem Schroetterſchen Entwurf übernommen habe, iſt durchaus 
unberechtigt. 

2) So wähnt z. B. Müſebeck, Freiherr vom Stein (Meiſter der Politik 
Bd. II) S. 436, noch, daß der Bauernſchutz in dem Entwurf der Kommiſſion 
völlig aufgehoben war, und daß durch Stein erſt Einziehung und Zuſammen⸗ 
ſchlagen von Bauernhöfen an die Zuſtimmung der Verwaltungsbehörden und 
an beſtimmte Normen gebunden wurde. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XL 1. 2 
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ſtimmungen: wenn auf dem Gute ſich noch irgendwelche erbuntertänige 
Perſonen befänden, ſo ſei nur ein Zuſammenſchlagen mehrerer Höfe 
geſtattet, und zwar unbedingt bis zu 4 Hufen Größe, bis zu 10 Hufen in 
beſonderen Fällen bei Pachtverträgen von mindeſtens zwölfjähriger Dauer; 
in jedem Fall ſei die abziehende Familie ohne Loskaufsgeld freizugeben 
und durch eine Geldabfindung zu entſchädigen, über die die Kammer der 
Provinz beſtimmte Grundſätze noch ausmitteln müßte. Auf Gütern, wo 
nur noch freie Leute wären, ſollte außer der Zuſammenziehung auch die 
Einziehung geſtattet ſein, wenn das geſetzliche oder vertragliche Nutzungs⸗ 
recht der Laß⸗ oder Pachtbauern erloſchen ſei und wenn die letzteren 
anderweit ihren Unterhalt zu erwerben imſtande ſeien. Die gleichen 
Beſtimmungen ſollten nach § VII auf erblich, erbzinslich bzw. erb⸗ 
pachtlich ausgetane Höfe angewandt werden, wenn die Beſitzrechte durch 
Verkauf oder ſonſtwie geſetzlich erloſchen ſeien. 


Deieſe Vorſchriften entſprachen im ganzen zwar den Grundgedanken, 
wie ſie Th. v. Schön in ſeinem Gutachten entwickelt hatte; aber ſie wichen 
ab von der vorgeſchlagenen und in der Kommiſſion gebilligten Taktik, vor⸗ 
erſt bis zur allge meinen Endſchaft der Gutspflichtigkeit allein die Ver⸗ 
einigung mehrerer Höfe zu geſtatten. Über die 5 Punkte hinaus, bei denen 
man hatte ſtehen bleiben wollen (vgl. oben S. 8, 10), wurde nun doch die 
künftige Einziehungsbefugnis in detaillierter Form mitaufgenommen, und 
es war ſogar die Möglichkeit ſofortiger Einziehung von Bauernhöfen 
gegeben, wenn nur der einzelne Gutsbeſitzer ſeine geſamten Untertanen 
freigab und wenn die Verſorgung ſeiner bäuerlichen Wirte anderweit 
geſichert erſchien. In der Faſſung dieſer beiden Paragraphen wurde der 
Plan Schöns zur Herausbildung größerer Pachthöfe, der ſchon durch die 
Kürzung der Übergangszeit gelitten hatte, in Wahrheit verfehlt und zur 
Unfruchtbarkeit verurteilt. Es klafft ein Widerſpruch zwiſchen dieſem 
Entwurf und der noch in dem Begleitbericht vom 30. September feſtgehal⸗ 
tenen Tendenz der Immediatkommiſſion. Und doch haben Schön und die 
übrigen Mitglieder derſelben das Konzept des Geſetzes ohne Beanſtandung 
gezeichnet). Oder hielt Staegemann tatſächlich an der Fiktion feſt, 
daß fic) die Beſtimmungen der §§ VI und VII nur auf die infolge des 
Krieges zuſammengebrochenen Wirtſchaften beziehen, nicht einen ge⸗ 
nerellen Wechſel im ganzen Bauernſyſtem einleiten ſollten? Die ganz 
allgemeine Faſſung des erſten Satzes § VI, der Verlauf des Folgenden 


1) In den Einzelheiten hat ſich Staegemann übrigens eng an den Wort⸗ 
verſtand der beiden ene vom 17. Auguſt und 30. September 
gehalten. 
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widerlegen dies 1). Wollte man ſich etwa dem ſo viel weitergehenderen 
Projekt des Provinzialdepartements durch die Abweichung von der 
urſprünglich eingehaltenen Linie noch annähern? Wir müſſen die Er⸗ 
klärung in einer anderen Überlegung ſuchen: man hatte ſich dagegen ver⸗ 
wahrt, daß die Aufhebung der Untertänigkeit mit irgendwelchen anderen 
retardierenden Angelegenheiten verknüpft würde; man verfiel in das 
Gegenteil, indem man die ſchnellere Aufhebung durch das Hereinſpielen 
der Einziehungsmöglichkeit zu befördern verſuchte. 

Als der Bericht der Immediatkommiſſion vom 30. September 1807 
mit dem Geſetzentwurf am 2. Oktober mundiert wurde und in das Ka⸗ 
binett abging, war der Freiherr vom Stein bereits in Memel eingetroffen. 
Am nächſten Tage fiel die Entſcheidung über den weitgeſpannten Wir⸗ 
kungskreis, in den er als leitender Miniſter der geſamten Verwaltung 
eintrat. Es war eine Selbſtverſtändlichkeit, daß die beiden zur Voll⸗ 
ziehung eingereichten Entwürfe des Preußiſchen Departements und der 
Immediatkommiſſion ihm zur Beſchlußfaſſung vorgelegt wurden und 
daß ihm darüber jetzt beim Könige der Schlußvortrag zuſtand. 


Stein las nicht nur die an das Kabinett erfolgten Berichte der beiden 
Inſtanzen, ſondern auch die einzelnen Gutachten in den Akten der Kom⸗ 
miſſion. Als der wichtigſte Unterſchied in beiden Entwürfen ſprang da 
die Behandlung der bäuerlichen Beſitzfrage in die Augen. Er ſprach dar⸗ 
über mit Beyme, der bisher ja die Dinge dem Könige vorgetragen hatte, 
und verlangte ſeine Stellungnahme. Beyme ſtimmte zu, daß eine un⸗ 
beſchränkte Befugnis der Dominien zur Einziehung bedenklich ſei. Er 
wollte ſie erſtlich zulaſſen, wenn der Beſitzer des Bauernhofes perſönlich 
frei und Eigentümer ſei. Stein ſchrieb hierzu an den Rand die Frage: 
warum will man das Auskaufen der Freien begünſtigen? Aber hätte 


1) Die nach Steins eigener Angabe gefertigte Kabinettsorder an den Ge⸗ 
neralzivilkommiſſar v. Borgſtede vom 3. Dezember 1807 (vgl. Knapp Bd. II. 
S. 198), daß die Einziehung von Bauernhöfen nur geſtattet würde, wenn der 
Gutsherr unvermögend ſei, die devaſtierten Höfe wiederherzuſtellen oder zu 
erhalten, und kein anderer Weg, durch Verkauf uſw., dieſen Zweck zu erreichen, 
übrig bleibe, betont nur die Vorausſetzung der wirtſchaftlichen Unmöglichkeit, 
nicht daß es ſich allein um die durch den Krieg ruinierten Höfe handeln dürfe. 
Im Oktoberedikt iſt auch dieſe Vorbedingung des wirtſchaftlichen Unvermögens 
nur in wenig präziſer Form ausgeſprochen; die Kabinettsorder ſchränkt die 
Anwendung des Geſetzes alſo ſehr viel ſtärker ein. In der Tendenz Schöns 
hat dies ſicher nicht gelegen. So kann ich in dieſem Punkte nicht eine ſo ſtarke 
Unterſchiedlichkeit zwiſchen dem Edikt vom 9. Oktober 1807 und der Verord⸗ 
nung vom 14. Februar 1808 wahrnehmen, wie Knapp Bd. II, S. 205 es tut. 

2* 
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ein Verbot nicht jegliche Freiheit im Verkehr mit Grund und Boden ver- 
nichtet und das alte Syſtem wieder eingerichtet? Die Frage iſt unerörtert 
geblieben. Ein halbes Jahr ſpäter hat übrigens Stein ſelbſt in einem 
Schreiben an den ſpäteren Ritterſchaftsdirektor v. Goldbeck!) den Auskauf 
der freien Bauern ſowie die Abfindung der Gutsherren mit Land für 
Dienſte und Abgaben als eine Entſchädigung für die gemäß der Verord⸗ 
nung vom 14. Februar 1808 bei Einziehungen von Bauernland verloren⸗ 
gehende Hälfte dieſes bäuerlichen Terrains bezeichnet. 

Ebenſo wollte Beyme bei perſönlich freien Beſitzern die Einziehung 
zulaſſen, wenn dieſe ihr Bauerngut mit den bisherigen Laſten nicht zu 
Eigentum erwerben wollten und ſich auch ſonſt bei einer Lizitation 
niemand dazu fände. Stein lehnte mit ſcharfem Blick dies ab, da es 
Gelegenheit zu manchem Mißbrauch gäbe. Schließlich ſollte nach Beymes 
Meinung die Einziehung ſtatthaft ſein, wenn ein wüſter Hof zu retablieren 
ſei und bei einer Lizitation ſich niemand fände, der ihn auf eigene Koſten 
gegen Erlangung des Eigentums wiederherſtelle. Beymes Ausgangs⸗ 
punkt war alſo der, daß Höfe, welche infolge zu ſtarker Belaſtung nie⸗ 
manden zum Eigentumserwerb daran reizten, auch wirtſchaftlich wertlos 
wären und nur durch Einziehung zum Vorwerk wieder einen Wert er⸗ 
halten könnten. 


Gegenüber jenem letzten Vorſchlag Beymes wegen Wiederausnützung 
der wüſtgewordenen Wirtſchaften verwies Stein in feiner Randbemerkung 
auf einen Teil der Vorſchläge in Staegemanns Votum zum erſten Gut⸗ 
achten Schöns, daß nämlich in der Regel die Gutsherren ſelber retablieren 
müßten, daß in deren Unvermögensfall dem Beſitzer der Stelle das Re⸗ 
tabliſſement bei Zuſicherung einer langen Pacht anheimzuſtellen, und 
daß bei Ablehnung des bäuerlichen Beſitzers auch die Einziehung des 
Hofes zum Vorwerk zu geſtatten ſei. Gerade die letzten beiden Maß⸗ 
nahmen hatte ja Schön, wie wir ſahen, abgelehnt, um allein durch Zu⸗ 
ſammenſchlagen mehrerer Höfe erſt einmal die großen Pachtſtellen er⸗ 
zielen zu können. | 

Vom 8. Oftober bereits datiert eine weitere Aufzeichnung Steins, 
die Knapp als eine Kritik des Entwurfs der Immediatkommiſſion und als 
kennzeichnende Außerung des Miniſters über ſeine eigene Auffaſſung 
empfand; Stein ſei der einzige damals geweſen, der die Notwendigkeit 
eines fortbeſtehenden Bauernſchutzes erkannt habe. Als einſt der Verfaſſer 
von „Zu Schutz und Trutz am Grabe Schöns“ (1876) jene Niederſchrift 
als hingeworfene Memoirnotizen Steins bezeichnete, proteſtierte Leh⸗ 


1) G. St. A. Rep. 87 B, Regulier. Gen. 1 h. 
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mann dagegen als Täuſchung des Leſers !); in ſeinem ſpäteren Werke 
gab er ihr den Charakter einer Selbſtbeichte. Sie iſt in Wahrheit eine 
Aufzeichnung für die Zwecke des Kabinettsvortrages. Es ergibt ſich dar⸗ 
aus, daß Stein ſich entſchieden hatte, den Entwurf der Immediatkom⸗ 
miſſion dem Geſetze zugrunde zu legen, von dem er ganz generell urteilte, 
daß es ſehr wohltätig und — wie es ſchon mehrfach ausgeſprochen war — 
auf die ganze Monarchie ſobald als möglich auszudehnen ſei. Und dann 
hob er die für ihn entſcheidende Beſonderheit des gewählten Entwurfs 
gegenüber dem des Departementsminiſters hervor: zwar ſolle das Edikt 
dem Grundeigentümer die freie Benutzung ſeines Grundeigentums 
verleihen, aber die eine geſetzliche Einſchränkung der freien Dispoſition 
müſſe bleiben, die nämlich, die wie Stein ſich ausdrückt, dem Eigennutz 
der Reicheren und Gebildeteren Grenzen ſetze und das Einziehen des 
Bauernlandes zum Vorwerk verhindere. Und um gleichſam die nächſt⸗ 
liegenden Einwendungen der Verfechter eines unbeſchränkten Verfügungs⸗ 
rechtes zu entkräften, referiert Stein, daß dieſe in dem Geſetz enthaltene 
Beſchränkung für die Kultur unſchädlich ſein würde, da ja der Nachteil, 
der etwa aus der Bewirtſchaftung zu kleiner Bauernhöfe entſtehen 
könnte, durch die § VI nachgegebene Zuſammenziehung der Höfe zu 
vermeiden ſei. Allerdings dürfe man vielleicht befürchten, daß durch das 
Verbot der Einziehung die Benutzung der durch den letzten Krieg zerſtörten 
Höfe verhindert werde; um dieſem auszuweichen, würden noch die von 
Staegemann in ſeinem erſten Votum vorgeſchlagenen und von Stein 
bei der Kritik Beymes bereits angezogenen Beſtimmungen in den $ VI 
mit aufzunehmen fein. 

Nachträglich notierte ſich Stein noch, daß auch ein weiterer Vorſchlag 
aus Beymes Votum, wonach dismembrierte Gutsäcker die adligen 
Immunitäten verlieren müßten, in das Edikt einzufügen ſei, da er all⸗ 
mählich auf eine gleichförmige Beſteuerung hinwirke. 

Unverkennbar iſt Steins Stellungnahme weniger in einer kritiſch⸗ 
ſezierenden Prüfung der Geſetzesvorlage der Immediatkommiſſion, als 
vielmehr in der Lektüre der Gutachten der einzelnen Mitglieder, und ins⸗ 
beſondere der erſten Voten Schöns und Staegemanns begründet. In 
Schöns erſter Ausarbeitung hat er die Ausſchaltung der Einziehungs⸗ 


1) M. Lehmann, Stein, Scharnhorſt und Schön. 1877. S. 35. — Schon 
in der anfangs genannten Diſſertation von H. Ganz (S. 34) wird Steins Auf- 
zeichnung als ein Teil deſſen angeſehen, was er beim Kabinettsvortrag zum Ent⸗ 
wurfe des Edikts zu ſagen hatte. — Die Niederſchrift iſt vollſtändig bisher bei 
Preuß, Friedrich der Große Bd. IV, S. 492, und ohne den letzten Abſatz bei 
Knapp Bd. II, S. 169, abgedruckt. 
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berechtigung und die Verurteilung der Heinen Bauernhöfe gefunden; 
bei Staegemann hat er geleſen, daß die Zuſammenziehung mit Rückſicht 
auf die Ausnutzung der kriegszerſtörten Wirtſchaften nicht hinreichend 
und die Erlaubnis zur Einziehung unter gewiſſen Kautelen notwendig 
ſei. Was Stein gepackt hatte, war doch die von Schön entwickelte Hoff⸗ 
nung, einen kräftigen Bauernſtand bei dieſer Operation ſchaffen zu 
können. Wenn Stein in ſeiner Aufzeichnung nun aber die Tatſache un⸗ 
berückſichtigt läßt, daß hierfür von vornherein nur die knappe Spanne 
bis zur allgemeinen Beendigung der Untertänigkeit angeſetzt war und 
daß die unglückliche Formulierung des § VI ſogar den ganzen Plan um⸗ 
wirft, ſo kann dies nur ſo erklärt werden, daß Stein die ihm an ſich fremde, 
ihm ſchon verarbeitet vorgelegte Materie nicht mehr bis zur letzten Kon⸗ 
ſequenz durchgehen konnte und daß ſich die Eindrücke der verſchiedenen 
Geſichtspunkte bei all den drängenden Geſchäften kreuzten und ver⸗ 
wiſchten. 

Einige Stunden nach dieſer Notiz erließ Stein an die kombinierte 
Immediatkommiſſion die Anweiſung, daß der König in der inzwiſchen 
ſtattgefundenen Konferenz befohlen habe, daß das Edikt auf alle Pro⸗ 
vinzen der Monarchie auszudehnen und daß ferner die Einziehung der 
Bauernhöfe zu geſtatten ſei. Allerdings ſollten die Kammern noch In⸗ 
ſtruktionen ausarbeiten, in denen die einzelnen Fälle, wo dieſe Einziehung 
erfolgen könnte, aufgezählt würden. 

Die Generaliſierung des Edikts iſt Steins Verdienſt; das hat bereits 
Schön in ſeinem Tagebuche bekundet. Wir dürfen mit Rückblick auf die 
KO. vom 23. Auguſt annehmen, daß ſich in dieſem Punkte Steins Wünſche 
mit denen des Königs begegneten ). Durch die Generaliſierung des Edikts 
wurde im erſten Anlauf ein weites Terrain für die allgemeine Reform 
gewonnen, wurde vor allem der lange Kampf um die Aufhebung der 
Erbuntertänigkeit für die ganze Monarchie gleichmäßig entſchieden und 
beendet. Die Generaliſierung hat für die Durchführung in den einzelnen 
Provinzen unterſchiedliche Schwierigkeiten im Gefolge gehabt, die aber 
vor der politiſchen Bedeutung des Edikts verblaßten und hintangeſetzt 
werden mußten. 

Die Einziehung der Bauernhöfe dagegen, die nun doch geſtattet 
werden ſollte, das iſt etwas, was mit der vorhergehenden Aufzeichnung 
Steins nicht in Einklang zu bringen iſt. Wir ſahen, wie ſein Kabinetts⸗ 
vortrag gerade auf die Verteidigung der in dem Geſetz der Immediat⸗ 
kommiſſion enthaltenen, in der Wirkung von ihm ſogar überſchätzten 


1) Papiere Schöns Bd. II, S. 47. — S. auch F. Thimme, Forſch. ue 
Brand. u. Preuß. Geſch. XVIII, S. 22 f. : 
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Beſchränkung der freien Dispoſition hinauslaufen ſollte. War er damit 
im Kabinett auf Widerſtände geſtoßen? Die direkten Zeugniſſe aus jenen 
Wochen, die Kabinettsorders vom 23. Auguſt und 3. September reichen 
nicht hin, um die Stellungnahme des Königs zweifelsfrei zu erklären; 
ſie ſind zum größten Teil doch nur das Echo der in den Immediatberichten 
angetragenen Vorſchläge. Wer aber die Geſchichte des vorhergehenden 
Jahrzehnts mit ſeinen Bemühungen um die Beſeitigung der Untertänig⸗ 
keitsverhältniſſe und die Beſſerung der Lage des Bauernſtandes verfolgt, 
wird das entſcheidende Moment für die Haltung des Königs, den Wider⸗ 
ſtand des Adels und die Entſchädigungsfrage, nicht überſehen. Nicht nur 
der Bericht der Immediatkommiſſion vom 17. Auguſt, ſondern vor allem 
auch die erwähnten Berichte und Miniſterialſchreiben des Miniſters 
v. Schroetter geben Zeugnis davon, welche Bedeutung dieſe Punkte 
für die angeſtellten Erwägungen hatten. Und darum erhellt die KO. 
vom 3. September an die oſtpreußiſchen Gutsbeſitzer doch blitzartig 
die ganze innerpolitiſche Situation, wenn ſie ihnen eine Entſchädigung 
für die verlorene Untertänigkeit in der freieren Verfügung über das 
Grundeigentum und die Bauernhöfe zubilligt. Anſcheinend beſtanden 
auch im Kabinett Zweifel an der Größe der aus der Einziehungserlaubnis 
drohenden Gefahren). Das Provinzialdepartement leugnete ſolche 
überhaupt; Stein ſelber gab ja beim Vortrage zu, daß die nächſtliegenden 
Intereſſen der Erſtarkung der wirtſchaftlichen und ſtaatlichen Kräfte 
dieſe Einziehung in mancher Hinſicht erforderlich machten. Und ſo wird 
der Miniſter nur noch einem leichten Drucke vonſeiten des Königs, 
den Zweifeln und Wünſchen desſelben nachgegeben haben, wenn er ſich 
jetzt doch zu einer weitergehenderen Formulierung verſtand, wodurch auch 
die Einziehung von vornherein durch das Geſetz genehmigt wurde und 
die Rückſichtnahme auf die Kultur und Bevölkerung durch künftige In⸗ 
ſtruktionen der Kammern, alſo durch bloße Verwaltungsmaßnahmen, 
geſichert werden ſollte. Es war eine Art Kompromißlöſung zwiſchen zwei 
abweichenden Projekten zuſtandegekommen ). 

Auch in einem anderen Punkte entſprach das Ergebnis des Kabi⸗ 
nettsvortrages nicht dem in der vorhergehenden Aufzeichnung Steins 


1) Vgl. oben S. 12 die Angabe der KO. vom 23. Auguſt über die größere 
Neigung zu Dismembrationen. n 

2) Die naheliegende Auffaſſung, daß der Ausweg künftiger Inſtruktionen 
gewählt ſei, um bei der Generaliſierung des Edikts doch auf die Verſchiedenheiten 
der einzelnen Landesteile noch Rückſicht nehmen zu können (vgl. Knapp Bd. I, 
S. 136), findet in den beiden Aufzeichnungen Steins vom 8. Oktober keinen 
Anhalt, ſondern muß im Gegenteil abgelehnt werden. 
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vorgeſteckten Ziel. Der Vorſchlag wegen Immunitätsverluſt dismem⸗ 
brierter Gutsäcker, der dem Adel wegen der Wertminderung ſolchen 
Landes ſehr unangenehm geworden wäre, iſt nicht weiter verfolgt 
worden. 

Ob aus dieſem Aktenbefunde ſich die Angabe Beymes aus dem 
Jahre 18271) erklärt, daß Stein das Oktoberedikt nicht ohne alles Wider⸗ 
ſtreben gezeichnet habe, und ob ihre Richtigkeit wahrſcheinlich gemacht iſt, 
laſſe ich dahingeſtellt. Die weitere Bemerkung Beymes, daß auf ſein 
Anraten die Kontraſignatur und Publikation des ſchon längſt vollzogenen 
Edikts Stein vorbehalten wurde und daß die Ehre den zwei Schroetters 
und Morgenbeſſer gebühre, iſt zum Teil ſchon von M. Lehmann als falſch 
erkannt; ſie floß überhaupt aus getrübter Erinnerung; denn als ſpäter 
Beyme den Hiſtoriker J. D. E. Preuß zu Nachforſchungen über die 
Reformgeſetzgebung anregte, mußte er ſich ſelbſt korrigieren, da die Akten⸗ 
ſtudien von Preuß, wie Beyme unterm 30. Dezember 1833 ſeinem 
Schwiegerſohn mitteilte, beſonders Schöns Verdienſt um das Oktober⸗ 
edikt wieder in ein helleres Licht geſetzt hatten ). 

Schön hat ſpäter behauptet?), daß Steins Kopf und fein Ehrgeiz 
mit ſeiner inneren Richtung beim Oktoberedikt durchgegangen ſeien. 
Wenn wir von der Schärfe dieſer Formulierung abſehen, ſo ſcheint es 
eine nicht unintereſſante Aufgabe biographiſcher Vertiefung, in eine 
Prüfung der Behauptung an allen Einzelheiten des Geſetzes einzutreten. 
Am eheſten ſcheint die Mitteilung in der Frage des bäuerlichen Beſitzes 
erkenntniskritiſch ausgewertet werden zu können. Zweifelsohne packte 
hier Schön von großen Geſichtspunkten aus an, die einer zielbewußten 
ſtaatswirtſchaftlichen und ſtaatsphiloſophiſchen Schulung entſprangen 
und ſich einer ſtrengen und logiſchen Syſtematik eingliederten; Stein 
ſuchte die Löſung des Problems nicht aus der Idee, ſondern aus der Welt 
der praktiſchen Erfahrung; ihre pſychologiſche Wirkung und ihre ethiſche 
Rechtfertigung waren für ſeine Entſchlüſſe von Gewicht. So konnte der 
ſtaatspolitiſche und ſittliche Gehalt des Edikts Stein und Schön in einer 
Richtung vereinen und eine urſprüngliche Divergenz der ganzen intellek⸗ 
tuellen und gefühlsmäßigen Einſtellung zu der Er zeitweilig 
überbrücken. 


1) Beyme an Varnhagen von Enſe, 18. Januar 1827, in: Aus dem Nachlaß 
Varnhagens von Enſe. Briefe an Chamiſſo uſw. Bd. II, S. 249. 

2) G. St. A. Rep. 92 Vincke⸗Olbendorf no. 4 g. — Hiermit erledigt ſich auch 
die Streitfrage, ob Preuß ſeine Kunde über das Oktoberedikt (vgl. oben S. 21 
Anm. 1) von Beyme oder Schön erhalten habe. 

8) Papiere Schöns Bd. J, S. 42. 
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Staegemann hat auf Grund der Anweiſung Steins an die Immediat⸗ 
kommiſſion die nötigen Anderungen kurzerhand in ſeiner ſchon zur Voll⸗ 
ziehung eingereichten und nun zurückgegebenen Ausfertigung des Ge⸗ 
ſetzes vorgenommen und dabei bekanntlich im letzten Paragraphen das 
Verſehen begangen, von den freien Leuten auf den Domänen „in allen 
Unſern Provinzen“ ( in Oſt⸗, Weſtpreußen und Litauen) zu reden, 
ein Verſehen, das bald erkannt wurde und durch die Kabinettsorder vom 
28. Oktober 18071) eine Korrektur erfahren hat. Die hauptſächlichſte 
Anderung fand natürlich bei dem § VI (vgl. oben S. 17.) ſtatt; hier 
wurden alle Einzelheiten über das Verfahren der Kammern geſtrichen 
und dafür eingeſetzt, daß mit ihrer Zuſtimmung das Zuſammenziehen 
und die Einziehung von Bauernhöfen geſtattet werden ſolle, ſobald 
auf dem Gute keine Erbuntertänigkeit mehr ſtattfände. Hierüber würden 
die Kammern noch mit Inſtruktionen verſehen werden. Wieder kam die 
Anderung der Aufhebung der Erbuntertänigkeit zugute, die nun auch 
der bloßen Vereinigung mehrerer Wirtſchaften zur Bedingung geſetzt war. 

Die neue Reinſchrift nach dieſem veränderten Geſetz iſt unterm Da⸗ 
tum Memel den 9. Oktober 1807, alſo ſchon einen Tag ſpäter, von Stein 
kontraſigniert und vom Könige vollzogen worden. Das Edikt wurde den 
beiden Schroetter nach Königsberg zur Publikation zugeſandt, wo ſie 
es nachträglich gegengezeichnet haben müſſen, was ja auch durch die An⸗ 
gabe Th. v. Schöns beſtätigt wird?). Die Kabinettsorder an fie beſagte 
ſehr ſchonend, daß ihr eingeſandtes Geſetz in der erſichtlichen Art „ab⸗ 
geändert“ jet. — 

Die Ausarbeitung der Inſtruktion für die Preußiſchen Kammern 
mußte wieder durch den Departementsminiſter v. Schroetter erfolgen. 
Dieſer übertrug die Vorlage eines Entwurfs der Oſtpreußiſchen Kammer, 
ſpeziell ihrem Präſidenten v. Auerswald, zog aber auch den gerade in 
Königsberg weilenden Präſidenten der Litauiſchen Kammer Broscovius 
zu den Vorarbeiten heran. Am 3. Dezember 1807 konnte Miniſter 
v. Schroetter die Inſtruktion mit einem Begleitbericht dem Könige vor⸗ 
legen. In den Hauptzügen und in der Grundidee ſind ſich alle, die dabei 
mitgewirkt hatten — Broscovius, Minuth als Referent in der Kammer, 
Frieſe als Referent im Departement, Auerswald und der Miniſter 
v. Schroetter — völlig einig geweſen: die wahren Intereſſen und Kräfte 
im Staate würden bei unbehinderter Entfaltung, bei freier Konkurrenz 
den allein richtigen Zuſtand der Wirtſchaftsverhältniſſe hervorbringen. 


1) Knapp Bd. II, S. 171. 
2) Papiere Schöns Bd. I, S. 43. 
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Aus dem Grundſatz der freien Dispoſition über das Grundeigentum 
müſſe unendlich viel Gutes entſpringen, vor allem eine richtige Verteilung 
der verfügbaren Kapitalien auf den Grundbeſitz erfolgen. Alſo: Ent⸗ 
feſſelung der individuellen Kräfte. Deshalb dürfe die grundſätzliche 
Genehmigung zur Einziehung und Zuſammenziehung von Bauernhöfen 
auch höchſtens für eine Zeit des Übergangs durch leichte Modifikationen 
beſchränkt werden. Und ſo war nach dieſem Entwurf die Genehmigung 
dazu in der Hauptſache nur an folgende Vorausſetzungen geknüpft: 
Abfindung der Gerechtſame der bisherigen Inhaber der einzuziehenden 
Grundſtücke, gleichzeitige Aufhebung der Untertänigkeit (was ſchon 
durch das Oktoberedikt bedingt war) und Erhaltung der Familienzahl 
durch Anſetzen einer Häuslerfamilie für jeden eingehenden Bauernhof, 
wie es bereits der Morgenbeſſerſche Entwurf des Geſetzes vom 9. Oktober 
verlangt hatte. 

Zu dieſem Projekt erforderte der Miniſter vom Stein geſchäfts⸗ 
mäßig das Gutachten der kombinierten Immediatkommiſſion. Dort wurde 
wieder Schön zum Referenten beſtellt. Der Bericht erfolgte unterm 
19. Dezember). Schön war mit dem Axiom, daß der Vermögens⸗ und 
Kulturzuſtand eines Volkes allein die Größe der ländlichen Beſitzungen 
beſtimmen könne, durchaus einverſtanden. Aber deshalb lehnte er auch, 
wie es früher ſchon Niebuhr getan hatte *), die Bedingung der Erhaltung 
der Familienzahl ab; der Bedarf reguliere einwandfrei die Anzahl der 

Arbeitskräfte. 

Ein überraſchendes Projekt bringt nun aber der Bericht der Kom⸗ 
miſſion mit Hinblick auf die für eine Übergangszeit nötigen Beſchränkungen 
des Verfügungsrechtes über Grundeigentum an den Tag, deſſen Einzel⸗ 
heiten am beſten aus dem neuen Inſtruktionsentwurf zu erſehen ſind, 
den die Kommiſſion gleich wieder ihrem Bericht beifügte. 

Es werden nämlich für Oſt⸗ und Weſtpreußen zwei Normaljahre, 
1752 bzw. 1774, aus Erwägungen über Hypotheken⸗ und Kataſterweſen 
fixiert, ein Vorgang, der in der preußiſchen Geſetzgebung nicht ſelten war 
und z. B. noch 10 Jahre zuvor bei der Regelung der Immediatbauern⸗ 
verhältniſſe in Neuoſtpreußen und Weſtpreußen zur Anwendung ge⸗ 
kommen war. Alles Land, was nach 1752 bzw. 1774 erſt Bauernland 
geworden ſei — und das war recht wenig — ſollte für Einziehung und 
Zuſammenziehung freigegeben werden, das unerblich beſeſſene unbedingt, 
das erbliche, wenn ein gerichtlicher Verzicht der Intereſſenten erbracht 

1) Das Kanzleikonzept zeigt außer Korrekturen Schöns auch ſolche von 


Staegemann; des erſteren Stileigentümlichkeiten ſind unverkennbar. 
2) Vgl. oben S. 14f. 
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wäre. Vor 1752 bzw. 1774 ſchon vorhanden geweſenes, nicht erbliches 
Bauernland könnte mit anderem zu Höfen von nicht mehr als 4 Hufen 
Größe zuſammengezogen und zum Vorwerksland eingezogen werden, 
wenn von der bisherigen Fläche des einzuziehenden Bauernlandes 
mindeſtens ebenſoviel, als eingezogen werden ſollte, wieder ausgetan 
würde, und zwar als bäuerliche Etabliſſements von 4-8 Hufen Größe 
auf Erbzins, Erbpacht oder zu Eigentum. Über erbliche Höfe der letzten 
Gattung ſagte der Entwurf nichts, das heißt, ſie wurden ſtillſchweigend 
von Einziehung und Zuſammenſchlagen ausgenommen. 


Wiederum vertrat die Immediatkommiſſion alſo dem radikalen 
Entwurf des Departementsminiſters gegenüber die Idee eines nun für 
eine unbefriſtete Übergangszeit fortbeſtehenden moderierten Bauern⸗ 
ſchutzes. Verglichen mit den geplanten, aber nicht genehmigten Beſtim⸗ 
mungen der §§ VI und VII im Staegemannſchen Entwurf des Oktober⸗ 
edikts, offenbaren dieſe Sätze, daß Schön ſich entſchloſſen zu dem in 
ſeinem Gutachten vom 12. Auguſt entwickelten Gedanken zurückwandte, 
die Epoche des Übergangs vom alten Bauernſyſtem zu einer modernen 
Agrarverfaſſung durch die Schaffung eines kräftigen, konkurrenz⸗ und 
produktionsfähigen Bauernſtandes auszufüllen; einen zweckmäßigen, 
achtungswerten Bauernſtand zu gewinnen, war wieder nach feinen 
eigenen Worten das Ziel. 


Er hatte anfangs geglaubt, ſich dieſem Ziel durch ein vorläufiges 
Verbot der Einziehung des Bauernlandes zu den Vorwerken nähern 
zu können; nachdem dieſelbe aber grundſätzlich den Gutsbeſitzern zuge⸗ 
ſtanden war, kam es darauf an, auch das weniger Erwünſchte dem eigenen 
Zweck dienſtbar zu machen. Die Herſtellung der größeren Pacht⸗ oder 
gar eigentümlichen Höfe wurde in geſchickter Weiſe jetzt mit eben jener 
Einziehung verknüpft und ihr zur Bedingung gemacht. So wenig man 
auch der Begründung für die Wahl ſolcher Normaljahre durchſchlagendes 
Gewicht beimeſſen kann, ſo war in ihnen doch eine praktiſche Handhabe 
gewonnen, um die freie Dispoſition der Gutsherren wieder einzu⸗ 
dämmen, und zwar in einem Maße, das noch weit über Schöns urſprüng⸗ 
liche Schranke hinausgriff. Auch die Feſtſetzung eines Maximum für die 
neu zu gründenden Höfe, welches bereits in Schöns erſtem Votum vom 
12. Auguſt vorgeſehen war, wirkte in der Richtung der Fürſorge für bäuer⸗ 
liche Siedelung. Das Ganze erſcheint als eine energiſche Reaktion gegen 
die Gefährdung der praktiſchen Abſichten Schöns durch die letztbefohlene 
Erweiterung des Oktoberedikts. Es war ein Ablenkungsmanöver und 
zugleich ein Zurückfinden zum eigenen Ausgangspunkt. 
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Die Stellungnahme Steins und feine Entſcheidung, den beiden 
Projekten des Miniſters v. Schroetter und der Immediatkommiſſion 
gegenüber, hat durch ein Verſehen Knapps bisher immer eine unzu⸗ 
treffende Beurteilung erfahren. Stein hatte ſich die beiden Inſtruktions⸗ 
entwürfe vorgenommen und verglich ſie paragraphenweiſe miteinander. 
Er ſah, daß Schroetters § 3 (Vorausſetzung für Ein⸗ und Zuſammen⸗ 
ziehung ſei die Aufhebung der Erbuntertänigkeit ohne Loskaufsgeld) dem 
§ 2a und b der Kommiſſion entſprach und vermerkte dies am Rande des 
erſteren durch ein „§ 2. a. b.“ Am Rande der Schroetterſchen §§ 4—6, die An⸗ 
ſetzung der Häuslerfamilien, ihren Abbau oder ihre Verlegung betreffend, 
denen im Entwurf der Kommiſſion nichts Entſprechendes gegenüberſtand, 
notierte Stein ein ‚cessat in totum‘ und zweimal ein ‚gleichfalls‘. Knapp 
und Lehmann haben diefem cessat in totum eine optative Bedeutung 
zugemeſſen; letzterer meinte, man ſähe Stein gleichſam in ſeiner Er- 
regung gegen ſolche Vorſchläge Schroetters, wie er dreimal ſein „Fort 
damit“ hinſchriebe. Vielleicht aber wollte Stein damit nur die Tatſache 
eines „fehlt völlig“ feſtſtellen, wie es ſich hier aus dem Vergleich der 
beiden Verordnungen ergab). 

Und dann machte ſich Stein wieder für den Kabinettsvortrag eine 
Aufzeichnung, in der er den kontroverſen Punkt in beiden Projekten, die 
Bedingungen für das Einziehen von Bauernland zum Vorwerk, ganz 
knapp in je einem Satz referierte. In einem dritten Satz charakteriſierte 
er den Unterſchied beider Vorſchläge faſt mit Schöns Worten dahin, daß 
nach Schroetters Beſtimmungen nur die Anzahl kümmerlicher Tagelöhner 
erhalten werde, während nach dem Vorſchlage der Kommiſſion Preußen 
allmählich einen wohlhabenden freien Bauernſtand bekäme. 

Stein hatte für ſeine Niederſchrift anfangs einen Bogen etwa im 
Kabinettsorderformat genommen und ihn bis auf die erſten Zeilen der 
Seite 3 ſchon beſchrieben. Da beſamm er ſich wohl eines Beſſeren, 
wollte ſich anders faſſen, kurz, er riß das erſte Blatt fort, kniffte das andere 
neu zum Oktavbogen und beſchrieb die beiden Außenſeiten dieſes Doppel⸗ 
blattes, deſſen eine Innenſeite nun aber noch — allerdings in ſenkrechter 
Linie am Rande! — zwei einzelne Worte und einen angefangenen, 
aber unvollendeten Satz, den Reſt feiner erſten Aufzeichnung, enthielt ?). 


1) Bei Streichungen von Schriftſätzen wird ‚cessat‘ aktentechniſch im Sinne 
eines „fällt weg“ gebraucht; in der Bedeutung „fehlt, fällt aus“ wird es da⸗ 
gegen häufig bei Aufzählungen und in Tabellen ange wandt. 

2) „ſtehen bleiben. — Ich würde alſo ohne Rückſicht auf das Normaljahr 
das Einziehen der nicht erblichen Bauernhöfe nachgeben, wenn ..“ 

Man vergleiche den Abdruck bei Knapp Bd. II, S. 202f. 
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Dieſes Fragment hat Knapp merkwürdigerweiſe in den Abdruck der 
Steinſchen Niederſchrift mithineingezogen und ſeitdem iſt Stein eine 
Ablehnung der Normaljahre untergelegt worden — auch von Lehmann, 
welcher hier dem Knappſchen Drucke folgte — die nicht exiſtiert. Knapp 
und Lehmann haben ganz unnötig zu ergründen verſucht, weshalb 
Stein ſeinen angeblichen Einwand gegen die Normaljahre nicht praktiſch 
wirkſam gemacht habe. 

Im vierten und letzten Satz ſeiner Notiz zeichnete Stein den Vorſchlag 
auf, den er dem Könige vortragen wollte, nämlich bei der Differenz beider 
Projekte dem Miniſter v. Schroetter den Inſtruktionsentwurf der Imme⸗ 
diatkommiſſion mitzuteilen, auf daß er ſein Gutachten dazu abgebe und 
mit dem Präſidenten Broscovius als einem erfahrenen Geſchäftsmann 
nochmals darüber Rückfprache nähme. Dies iſt auch durch KO. vom 
22. Dezember 1807 an den Miniſter v. Schroetter geſchehen. 

Es erfolgten alſo neue Gutachten von Broscovius und Auerswald, 
und ein neuer von dem Kriegsrat Frieſe konzipierter Entwurf des Pro⸗ 
vinzialdepartements wurde eingereicht. Man gab in einigen Punkten 
nach und ſuchte ſich dem Projekt der kombinierten Immediatkommiſſion 
anzunähern, vor allem dadurch, daß man die Forderung wegen An⸗ 
ſetzung der Häuslerfamilien fallen ließ; aber man brachte auch energiſch 
zum Ausdruck, daß die im Werke begriffene Verordnung nun nicht mehr 
eine Inſtruktion für die Kammern, wie angekündigt, ſondern ein Supple⸗ 
ment des Oktoberedikts werde. Nach dieſem habe man ſich ſolcher Aufſehen 
erregenden Einſchränkungen der freien Dispoſition nie vermuten können. 
Auerswald ſagte geradezu, dieſe Beſchränkungen widerſprächen dem 
Geiſte des Edikts. Das am 22. Januar 1808 vorgelegte neue Schroetter⸗ 
ſche Reglement wollte nunmehr die Einziehung aller nach 1752 bzw. 1774 
entſtandenen Bauernhöfe ganz, die aller übrigen dann nachgeben, wenn 
die Hälfte des bäuerlichen Landes als ſolches verbliebe. Für die nächſten 
drei Jahre ſollten jedoch auch von der letzten Gruppe die durch den Krieg 
devaſtierten Wirtſchaften den Gutsherren zur freien Verfügung geſtellt 
werden, wenn dieſe zum Retabliſſement der Höfe nicht imſtande wären. 

Der Miniſter vom Stein konnte ſich auch zur Annahme des Ent⸗ 
wurfes in dieſer Form nicht entſchließen, mochte ihn aber andererſeits 
wohl nicht einfach durch den Vorſchlag der Immediatkommiſſion erſetzen. 
Zur Aufklärung einiger Widerſprüche zog er perſönlich Morgenbeſſer 
heran und legte ihm die Fragen vor, ob gegen die Geſetzmäßigkeit der 
Normaljahre etwas einzuwenden ſei und ob die Inſtruktion zur Auflöſung 
des Problems führe, „einen zweckmäßig eingerichteten, achtungswerten 
Bauernſtand zu bilden und zu verhindern, daß die ſubſiſtierenden Bauern⸗ 
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familien nicht vertrieben und abgebaut, ſondern veredelt werden“. Die 
Frage verrät, daß Stein bereits für den Entwurf Schöns durch die Aus⸗ 
ſicht auf einen wohlhabenden Bauernſtand gewonnen war. Morgen⸗ 
beſſer lehnte die angegebenen Normaljahre ab und ſetzte dafür den Zeit⸗ 
punkt der Kataſtrierung der Bauernländereien ein (der für Oſtpreußen 
ca. 30 Jahre früher lag); nicht kataſtriertes Land gab auch er völlig frei; 
nicht erbliches, aber kataſtriertes ſollte zum Vorwerk eingezogen werden 
dürfen, wenn bei öffentlicher Lizitation das Meiſtangebot die Kameral⸗ 
taxe nicht erreiche. Das war für das Bauernland faſt noch ungünſtiger als 
der letzte Entwurf des Departements; damit vermochte man die An⸗ 
gelegenheit nicht auf neue Gleiſe zu ſchieben. 

Noch einmal verhandelte Stein mit dem Miniſter v. Schroetter und 
machte ihn auf die Gefahren aufmerkſam, die aus dem Drang der Guts⸗ 
herren, Bauernland in Vorwerksland zu verwandeln, erwachſen könnten; 
er erinnerte an das Beiſpiel Schottlands und Mecklenburgs. Der Miniſter 
kam dem Freiherrn vom Stein (welcher übrigens eine Einzelheit des 
letzten Schroetterſchen Entwurfes ſichtlich mißverſtanden hatte) ſoweit 
entgegen, daß Gutsbeſitzer in einem Dorfe keinen erblichen oder eigen⸗ 
tümlichen Hof erwerben dürften; er betonte, daß gerade die Einziehung 
von Höfen minderen Beſitzrechtes das Mittel fei, erb- und eigentümlich 
angeſeſſene Bauern zu ſchaffen, indem die Gutsherren derartige Wirt⸗ 
ſchaften auf der Hälfte von allem eingezogenen Lande etablieren müßten; 
man würde damit alſo auch den Plan einer ſtändiſchen Repräſentation der 
Bauern befördern. 

Offenbar nur noch mündlich fanden dann die Schlußverhandlungen 
ſtatt, deren Reſultat doch der Auftrag an Schön, nicht an das Departement, 
geweſen iſt, die Verordnung endgültig zu redigieren. Von dieſem ſtammt 
das Konzept her; am 14. Februar 1808 wurde das Geſetz vollzogen. 
Schön hat noch einige Sonderbeſtimmungen aus dem letzten Schroetter⸗ 
ſchen Reglement übernommen, aber die entſcheidenden Punkte hat er mit 
unweſentlichen Verbeſſerungen nach dem eigenen Entwurf vom 19. De⸗ 
zember 1807 aufgeſtellt, alſo die weitgehende Einſchränkung in der Ein⸗ 
ziehung des Bauernlandes zum Vorwerk und die Normaljahre 1752 
und 1774 aufrechterhalten. 

In noch ſtärkerem Maße als am Oktoberedikt muß die Verfaſſerſchaft 
an der Preußiſchen Verordnung Th. v. Schön zugeſprochen werden. 
Der Freiherr vom Stein hat ſich hier wie dort ſeinen Ausführungen, 
gerade auch in der Bauernſchutzfrage, angeſchloſſen, und hat die Geſetz⸗ 
entwürfe gegen die Vorſchläge des federführenden Departements vor dem 
Könige vertreten. Beidemal aber hat er doch einen gewiſſen Ausgleich 
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zu vermitteln geſucht. Wie er beim Oktoberedikt die Einziehung wenigſtens 
bei kriegsverwüſteten Höfen mit Vorſicht nachgeben wollte, ſo war er auch 
ſpäter einen Augenblick ſogar bereit, dem Miniſter v. Schroetter durch 
Preisgabe der Normaljahre entgegenzukommen. Nicht anders wird man 
nämlich das oben erwähnte Satzfragment (vgl. S. 28 Anm. 2) jetzt aus 
dem Zuſammenhang des Ganzen interpretieren dürfen. 

Man könnte trotzdem vielleicht vermuten, daß der Entwurf Th. 
v. Schöns zur Verordnung für die Preußiſchen Kammern indirekt durch 
den Freiherrn vom Stein beeinflußt ſei, indem jener von vornherein 
ſeine Vorſchläge auf die Anſichten und Wünſche Steins eingeſtellt habe. 
Aber dieſes Geſetz war doch ſchon ſehr ſtark in den früheren Gutachten 
Schöns und in den Ausführungen der Kommiſſionsmitglieder zu der 
Bauernfrage angedeutet. Die Verordnung war eine Art Selbſtbeſinnung, 
nachdem man in der Staegemannſchen Faſſung des Oktoberedikts ($ VI. 
VII) der raſchen Beſeitigung der Erbuntertänigkeit zuliebe wider die 
eigene Erkenntnis zu einer weitgehenderen Preisgabe des bäuerlichen 
Beſitzes ſchon entſchloſſen geweſen war. Schön hat als Sektionschef im 
Miniſterium des Innern zu Anfang des Jahres 1809 die unveränderte 
Übertragung der Verordnung auf Schleſien (natürlich mit einem andern 
Normaljahr) vorgeſchlagen und durchgeführt. Er hat einige Monate zu⸗ 
vor die Tendenz der beiden Geſetze noch einmal ſo umſchrieben, daß 
zwar das Oktoberedikt die Unbeſchränktheit des Verkehrs mit Grund 
und Boden ſtipuliert habe, daß die Verordnung vom 14. Februar 1808 
aber die üblen Folgen, die aus dem ſchnellen Übergang von einem Zu⸗ 
ſtand zum andern entſtehen könnten, unterbinden ſolle. Und damit 
lenken wir nicht nur zum Ausgangspunkt unſerer Skizze zurück, ſondern 
wir finden zugleich den Geſichtspunkt, von dem aus die Kritik den agrar⸗ 
politiſchen Inhalt dieſer Geſetzgebung ſehen muß. 

Ein Eingehen auf den ganzen Komplex der dabei zur Diskuſſion 
zu ſtellenden Probleme liegt außerhalb der hier geſtellten Aufgabe; 
wir beſcheiden uns mit einigen andeutenden Hinweiſen. Daß in jenen 
beiden Geſetzen die Regierung vor dem Adel, aus Gründen der Entſchädi⸗ 
gung der Gutsbeſitzer für die aufgehobene Erbuntertänigkeit, zurück⸗ 
gewichen ſei, wie Knapp es darſtellt, iſt unhaltbar, wenn auch der Ent⸗ 
ſchädigungsgedanke eine Rolle in der Erörterung geſpielt hat. Primär 
iſt man doch von höheren, leitenden Geſichtspunkten beſtimmt worden. 
Wir haben den großen Zuſammenhang, aus dem das Geſetz vom 9. Oktober 
zu würdigen iſt, bereits genannt: der große Reformplan Hardenbergs 
und deſſen mit Energien geladenes Prinzip der Freiheit zur Entfaltung 
aller individuellen Kräfte im Rahmen des Staates, das iſt der breite Strom, 
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auf dem das Oktoberedikt am Horizont einer neuen Epoche Preußens 
erſchien. Dort war das politiſche Prinzip des modernen demokratiſchen 
Staates begründet. Auf das Gebiet des wirtſchaftlichen Lebens über⸗ 
tragen, barg es mancherlei Gefahren; wenn es ſelbſt dem Staate von 
heute nicht gelungen iſt, die Gefahren der freien Wirtſchaft zu ſchwächen 
oder gar zu eliminieren, ſo dürfen wir den wagemutigen Wegbereitern, 
die noch am Anfang der langen Erfahrungsreihe ſtanden, welche wir 
heut überblicken, keine Vorwürfe machen. Mit einer gewiſſen Berechti⸗ 
gung hat Schön damals ſagen können, daß nicht die Folgen ſeiner ge⸗ 
forderten guten Sache, ſondern nur die Folgen der ehemaligen, noch 
nachwirkenden fehlerhaften Einrichtung zu fürchten ſeien. Knapp hat 
das Syſtem Friedrichs des Großen, den Bauernſtand gegen den Adel 
zu ſchützen, dem angeblich falſchen Vorgehen der Regierungen nach 
1806 entgegengeſetzt. Aber er hat im ſelben Augenblick die nieder⸗ 
ſchmetternden Reſultate vergeſſen, die mit dieſem Syſtem erreicht wor⸗ 
den waren; der adlige Bauer in Preußen, Pommern und der Mark 
lebte ja vielfach in elenderem Zuſtand als der geringere Büdner und Inſt⸗ 
mann. Die bäuerliche Wirtſchaft befand ſich nicht nur ſeit langem in 
einer latenten Kriſis, ſondern ſie war zum guten Teil überhaupt nicht 
mehr lebensfähig. Man hatte bei der Abfaſſung jener beiden Geſetze 
ſpeziell die Verhältniſſe der zerſtörten Provinz Preußen vor Augen; und 
gerade hier kann man das Vorgehen der Schön und Schroetter nicht als 
doktrinär und ſtaatsſchädlich bezeichnen. Die Tatſachen erwieſen die 
Berechtigung, mit dem bisherigen Zuſtand, dem Bauernſchutz des alten 
Regime, zu brechen. Der bauernfreundliche Staegemann war es, der 
im Mai 1810 ſich ſogar veranlaßt ſah, die Suspenſion der Verordnung 
vom 14. Februar 1808 während eines beſtimmten Zeitraums anzuraten, 
innerhalb deſſen die Grundherren die ſämtlichen Bauernländereien zum 
Vorwerk benutzen dürften; denn immer noch gab es damals in der ganz 
heruntergekommenen Provinz Preußen Dorfſchaften, die weder von den 
bisherigen Bauernwirten noch von den Gutsherrſchaften hatten retabliert 
werden können. | 

Und noch einen anderen Punkt hat Knapp im Eifer für fein Wunſch⸗ 
bild deſſen, was für die bäuerliche Reform zu tun geweſen wäre, unbe⸗ 
rückſichtigt gelaſſen: den beſtehenden Rechtszuſtand. Seine Ausführungen 
ſind eine große Anklage gegen den Adel und die gegen denſelben ohn⸗ 
mächtige Regierung. Aber die beklagenswerte Entwicklung von Jahr⸗ 
hunderten läßt ſich nicht in wenigen Jahren auf einen Idealzuſtand zu⸗ 
rückdrehen. Die Gutsbeſitzer waren nun einmal beati possidentes ge- 
worden; ſie waren Eigentümer des bäuerlichen Bodens, ſie waren die 
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Berechtigten an den Laſten und Dienſten, ſie waren die Nutznießer der 
Erbuntertänigkeit. Das Problem bei allen Reformbeſtrebungen auf dieſem 
Gebiete lag darin, ohne eine revolutionäre Aufhebung dieſer Eigentums⸗ 
verhältniſſe, d. h. ohne Umſturz der beſtehenden Rechtsbegriffe der ſtaat⸗ 
lichen Gemeinſchaft, die Bauernwirtſchaft wieder unabhängig zu machen, 
ihr eine Eigenexiſtenz zu geben. Gerade der Freiherr vom Stein und 
Th. v. Schön hätten dabei nie in eine Verletzung des Eigentumsbegriffes 
gewilligt, vor dem fie die höchſte Achtung bewahrten. In dieſer Hinſicht 
war allerdings die Aufhebung der Erbuntertänigkeit und die Umwand⸗ 
lung des minderen Beſitzrechtes der Bauern in Eigentums⸗ oder Erb⸗ 
pachtsrecht die bedeutungsvollſte und ſchwierigſte Operation, weil ſie an 
die Verfaſſungsrechte rührte; die weiteren Schritte, die getan werden 
mußten, die Regulierungsangelegenheit, die Aufhebung der Gemein⸗ 
heiten u. ä., konnten, wenn man fie als einer Auseinanderſetzungs⸗ 
angelegenheit mehr privatrechtlicher Natur auffaßte, in zweiter Linie 
ſtehen. Man hat bekanntlich einige Jahre ſpäter verſucht, dem Problem 
des Neubaues der bäuerlichen Wirtſchaft von dieſer Seite her beizu⸗ 
kommen; auch da hat das Schwergewicht der überlieferten Rechts⸗ und 
Wirtſchaftsordnung ſich einem erfolgreichen Vordringen der Reform 
entgegengeſtemmt. Auch die Geſchichte der Regulierungsgeſetzgebung 
führt zu der Einſicht, die ſchon durch die Kritik des Oktoberedikts und der 
preußiſchen Verordnung vom 14. Februar 1808 nahegelegt wird, daß die 
Reform der bäuerlichen Verhältniſſe und der Agrikultur mit Opfern er- 
kauft wurde, die unter den hiſtoriſchen Gegebenheiten, man möchte 
ſagen ſchickſalsmäßig, von den wirtſchaftlich Schwächeren, den zulange 
Entmündigten getragen werden mußten, um dem Staatsorganismus 
neue Erſchütterungen durch Radikalkuren in einem Augenblick zu erſparen, 
wo alle noch verfügbaren Kräfte auf die Erhaltung nach außen konzen⸗ 
triert werden mußten. 
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Briefe des Kronprinzen Friedrich an Hans Chriffoph 
Friedrich von Hacke 1732— 1738. 
Von 
Ernſt Müller. 

„Wir zeigen uns gegenſeitig die Sammetpfötchen“ und: 
„Derſchau und Hacke ſind meine Intimen, aber trau, ſchau, 
wem!“ ſchrieb Kronprinz Friedrich am 10. Mai 1732 an General von 
Grumbkow und am 5. September desſelben Jahres an ſeine Bayreuther 
Lieblingsſchweſter Wilhelmine. In einem vor dem Fluchtverſuch Ende 
Juli 1730 aus Schloß Triesdorf an Hans Hermann von Katte gerichteten 
Schreiben, das gleichſam die Apologie der Flucht bilden ſollte, hatte er 
unter den Leuten in der Umgebung des Königs, die dieſen gefliſſentlich 
gegen ihn aufhetzten, ausdrücklich den Kapitän von Hacke und den Oberſt 
von Derſchau genannt. Durch die Not ſeiner Lage dahin gebracht, ſich 
der Führung eines Grumbkow und eines Seckendorff völlig zu überlaſſen, 
machte er jetzt auch mit dem Manne, der bei dem Könige viel vermochte 
und ihm auch ſonſt nützlich ſein konnte, ſeinen Frieden. Es entſpann ſich 
ein Briefwechſel mit Hacke, der bis auf ein einziges Schreiben des Kron⸗ 
prinzen vom 15. Juli 1732 bisher unbekannt geblieben iſt. 

Die Zeugniſſe für dieſe „Intimität“, 61 Briefe des Kronprinzen an 
Hacke aus den Jahren 1732—1738, zu denen noch ein eigenhändiges 
Schreiben an ſeinen königlichen Vater vom 23. Mai 1737 hinzukommt, 
werden nachfolgend zum erſten Male veröffentlicht!). Sie beginnen noch 
in den düſteren Küſtriner Tagen, ſie enden in den glücklichen Rheinsberger 
Jahren; dazwiſchen liegt der vorübergehende Aufenthalt in Nauen und 
die für die militäriſche Entwicklung des Kronprinzen wichtige Ruppiner 
Zeit. Vierzig von den 62 Briefen entſtammen dem einen Jahre vom 
April 1732 bis zum März 1733; die folgenden 21 verteilen ſich unregel⸗ 
mäßig und mehrfach mit längeren Zwiſchenräumen auf die nächſten 


1) Sie ſind 1912 zum 200. Geburtstage Friedrichs des Großen von dem 
inzwiſchen verſtorbenen Fideikommißbeſitzer Grafen Wichard von Wilamowitz⸗ 
Möllendorff auf Schloß Gadow bei Lanz dem Geheimen Staatsarchiv (Berlin- 
Dahlem) geſchenkt worden. 
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ſechs Jahre. So wird dieſe Sammlung für das erſte Jahr der Regiments⸗ 
führung des Kronprinzen zu einer Quelle von beſonderer Bedeutung. 

Die Jugendgeſchichte des großen Königs, insbeſondere der Steins⸗ 
furter Fluchtverſuch und ſeine verhängnisvollen Folgen, werden hier als 
bekannt vorausgeſetzt!). Nur einige Angaben aus der Zeit von 1732 
bis 1738 werden zum beſſeren Verſtändnis der folgenden Briefe will⸗ 
kommen ſein ). 

Am 26. Februar 1732 verließ der Kronprinz Küſtrin. Am 29. Februar 
wurde er zum Oberſten und Chef des bisherigen von der Goltzſchen 
Infanterie⸗Regiments Nr. 15 ernannt. Von dieſem hatten zwei Kom⸗ 
pagnien in Nauen gelegen, die andern ihre Garniſonen in der Prignitz 
gehabt. Nun ſollte das Regiment zum 1. April in Nauen zuſammen⸗ 
gezogen werden und ſpäterhin das eine Bataillon in Nauen bleiben, das 
andere, bei dem die Kompagnie des Oberſten und Regimentschefs ſtand, 
nach Ruppin gelegt werden. Hier ſtand bis dahin das Küraſſierregiment 
Prinz Wilhelm, das nun Befehl erhielt, ſeine Garniſon am 1. Juni zu 
verlaſſen. Inzwiſchen war am 10. März die Verlobung des Kronprinzen 
mit der Prinzeſſin Eliſabeth Chriſtine von Braunſchweig⸗Bevern am Hofe 
verkündigt worden. Nachdem das kronprinzliche Regiment am 4. Juni 
in Berlin eingerückt war, fand am 6. Juni die Generalrevue und am 
18. Juni die Spezialrevue des Regimentes Nr. 15 ſtatt. Am 23. Juni 
kehrte das Regiment aus Berlin nach Nauen zurück. In der Nacht vom 
27. zum 28. Juni marſchierte dann das erſte Bataillon in die neue Gar⸗ 
niſon Ruppin; das zweite blieb in Nauen unter Oberſt v. Borcke. 

Am 12. Juni 1733 fand in dem herzoglichen Luſtſchloß Salzdahlum 
bei Wolfenbüttel die Vermählung des Kronprinzen ſtatt. Im Jahre 
1734 nahm er an dem Reichskriege gegen Frankreich, zu dem Preußen 
ein Kontingent ſtellte, als Freiwilliger teil, während ſein Regiment zurück⸗ 
blieb. Er ging am 30. Juni zum Heere in der Rheinpfalz ab und kehrte 
am 12. Oktober nach Potsdam zurück. Bei der Spezialrevue ſeines Regi⸗ 
mentes am 28. Juni 1735 wurde der Kronprinz zum Generalmajor er⸗ 
nannt. Im Auguſt 1736 erfolgte die Uberſiedlung des Kronprinzenpaares 
nach Schloß Rheinsberg, das dann mit Ruppin abwechſelnd bis zur 
Thronbeſteigung der Aufenthaltsort des Kronprinzen blieb. 


1) Ich verweiſe ein für allemal auf Reinhold Koſer, Geſchichte Friedrichs 
des Großen, 4. und 5. Aufl., Stuttgart und Berlin, I (1912) und IV (1914), 
für dieſe Einleitung teilweiſe wörtlich benutzt. 

2) Vgl. Hans Droyſen, Tageskalender des Kronprinzen Friedrich von 
Preußen vom 26. Februar 1732 bis 31. Mai 1740, Forſchungen zur Branden⸗ 
burgiſchen und Preußiſchen Geſchichte 25 (1913) 417—443. 
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Nach der Ausſöhnung mit dem Könige war für Kronprinz Friedrich 
ſein ſtetig zunehmender Eifer im Dienſte und ſeine gewiſſenhafte Sorge 
für das ſeiner Führung anvertraute Regiment das beſte Mittel, das 
Wohlwollen ſeines Vaters ſich dauernd, wenn auch keineswegs ohne 
Schwankungen, zu erhalten. Eine der wichtigſten, aber ſchwierigſten 
Pflichten der Oberſten und Kompagniechefs bildete damals die Rekru⸗ 
tierung des Regimentes ). Neben der Aushebung im Lande ſelbſt be- 
ſtand die Werbung von Ausländern, die unter König Friedrich Wilhelm I. 
förmlich organiſiert wurde und vielfach, namentlich bei Anwendung von 
Liſt oder Gewalt, zu auswärtigen Verwicklungen führte. So treffen 
wir in den Briefen des Kronprinzen ſeine Werbeoffiziere faſt in ganz 
Europa. Bei den Spezialrevuen mußten die Regimentschefs für einige 
große Leute aus dem erſten Gliede ſorgen, die ſie dem Könige zur Aus⸗ 
wahl für ſein eigenes Regiment vorſtellten. Die Werbegelder für lange 
Kerle verſchlangen zum großen Teile die knappen Geldmittel, die dem 
Kronprinzen für ſeine Haushaltung angewieſen waren. Bei ſeinen ihm 
anfänglich nicht leicht werdenden militäriſchen Aufgaben wurde ihm 
nun der Günſtling des Vaters, der Hauptmann und Hofjägermeiſter von 
Hacke, ein williger Berater und ein wertvoller Vermittler ſeiner Wünſche 
und Anliegen bei dem Könige. Schriftlich und mündlich erörterte der 
Kronprinz mit ihm alle großen und kleinen, auch kleinſten Angelegenheiten, 
die ſein Regiment, ſein Ruppiner Bataillon oder ſeine eigene Kompagnie 
betrafen. 

Hans Chriſtoph Friedrich von Hacke war der erſte aus dem Staß⸗ 
furter Geſchlecht, der in preußiſchen Dienſten ſtand ). Geboren zu Staß⸗ 
furt an der Bode am 21. Oktober 1699, trat er 1715 bei dem Regiment 
von Kalckſtein als Junker ein. Infolge einer Verwechslung mit einem 
der märkiſchen Familie gleichen Namens angehörenden Junker, den 
König Friedrich Wilhelm I. bei feinem eigenen Regimente haben wollte, 
wurde er nach Potsdam geſchickt, wegen ſeiner Körperlänge und ſeines 
treuherzigen und dienſteifrigen Weſens dort behalten und 1718 zum Fähn⸗ 
rich, 1720 zum Leutnant, 1726 zum Premierleutnant, 1729 zum Stabs⸗ 
hauptmann befördert. Der König wandte ihm ſeine beſondere Gnade zu 


1) Für das Folgende iſt zu vergleichen: Paul Becher, Der Kronprinz 
Friedrich als Regiments⸗Thef in Neu⸗Ruppin von 1732—1740, Berlin 1892, und 
Curt Jany, Die Kantonverfaſſung Friedrich Wilhelms I., Forſchungen au 
Brandenburgiſchen und Preußiſchen Gefchichte 38 (1926) 905 ff. 

2) Für das Folgende iſt zu vergleichen: Curt⸗Bogislav Graf von Hacke, 
Entwurf zu einer Geſchichte der Grafen von Hacke, Görlitz 1911, S. 80 —98, 
301-314. 
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und verlieh ihm 1728 die Droſtei Sparenberg. Im folgenden Jahre 
geſtattete er ihm, die königlichen Jagdreviere zu beſuchen, am 4. Januar 
1732 ernannte er ihn zum Hofjägermeiſter !) und am 17. Februar des⸗ 
ſelben Jahres verheiratete er ihn trotz anfänglichen Widerſtrebens des 
Schwiegervaters und der Braut mit der reichen Erbin Sophie Albertine 
von Creutz, der Tochter des Etatsminiſters Ehrenreich Bogislav von Creutz, 
nach deſſen Tode er im folgenden Jahre in deſſen großen Güterbeſitz 
in der Uckermark und in Vorpommern gelangte. Am 1. März 1734 
erhielt er eine Kompagnie im Regiment des Königs. Nachdem er in den 
folgenden Jahren häufig Adjutantendienſte beim Könige getan, auch den 
öfter abweſenden Generaladjutanten v. Derſchau vertreten hatte, wurde 
er am 15. Juni 1738, obwohl noch Hauptmann, zum Generaladjutanten 
des Königs ernannt). Am 25. Februar 1740 wurde er Oberſt. 

Der Liebling König Friedrich Wilhelms I. blieb auch Friedrichs des 
Großen Generaladjutant, und bald nach ſeiner Thronbeſteigung, am 
28. Juli 1740, erhob ihn der neue König in den erblichen Grafenſtand. 
Seinen weiteren Lebensgang brauchen wir nicht im einzelnen zu verfolgen, 
ſondern können uns auf die wichtigſten Angaben beſchränken. Graf Hacke 
zeichnete ſich in den beiden erſten Schleſiſchen Kriegen aus und wurde 
mehrfach verwundet. Seit 1742 Chef eines in Berlin garniſonierenden 
Infanterie⸗Regimentes, erhielt er nach 1745 die Oberaufſicht über die 
neuen königlichen Bauten zu Berlin, beſonders über den Bau des großen 
Invalidenhauſes (1747—1748). Am 29. Mai 1747 bei der Berliner 
Truppenſchau wurde er zum Generalleutnant und am 10. November 
1749 zum Kommandanten von Berlin ernannt. 1750 wurde das Span⸗ 
dauer Tor abgebrochen, die nahe liegende Contrescarpe und die Wälle 
abgetragen und mit Häuſern bebaut. Die obere Leitung dieſer Neubauten 
und Anlagen übertrug der König dem Grafen Hacke und befahl, daß der 
dabei entſtehende geräumige Platz zum Zeichen ſeiner Zufriedenheit 
und Anerkennung den Namen „Hackeſcher Markt“ erhalten ſollte. 

Graf Hacke ſtarb am 17. Auguſt 1754 in Berlin. Sein Geſchlecht 
blüht noch heute, und ſein Name lebt in der Reichshauptſtadt, um deren 
Verſchönerung er ſich verdient gemacht hat, fort. 

Friedrichs des Großen Urteil über Hacke hat ſich, entſprechend ſeiner 
eigenen Entwicklung im dritten Jahrzehnt ſeines Lebens, völlig gewandelt. 

1) Unter ſeinen Nachkommen lebten natürlich Jagdgeſchichten von ihm fort; 
man vergleiche das von ſeinem Urenkel aufgezeichnete Abenteuer, Familien⸗ 
geſchichte S. 84. 

2) Das Glückwunſchſchreiben des Kronprinzen Friedrich vom 16. Juni 1738 
iſt in der Familiengeſchichte S. 85 abgedruckt. 
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Noch am 10. Mai 1732, als er ſchon in ſtändigem Briefwechſel mit Hacke 
ſtand, äußerte er ſich über ihn gegenüber Grumbkow in der allerſchärfſten 
und erbittertſten Weiſe. Am 23. März 1733 machte er anläßlich der Taufe 
des erſten Sohnes Hackes, bei der er ſelbſt Pate war, brieflich ſich luſtig 
über die Weiberfeindſchaft des Taufvaters. Allmählich aber muß er den 
guten Kern, der in der rauhen Schale ſteckte, kennen und ſchätzen gelernt 
haben, denn ſeine ſpäteren Urteile über Hacke ſind überaus anerkennend. 
Als der junge König zwei Tage vor dem Mollwitzer Siege, am 8. April 
1741, von ſeinem Bruder, dem Prinzen und Thronfolger Auguſt Wilhelm, 
bewegten Abſchied nahm, empfahl er ihm für den Fall ſeines Todes 
„die, welche ich im Leben am meiſten geliebt habe: Keyſerlingk, 
Jordan, Wartensleben und Hacke, der ein ſehr rechtſchaffener 
Mann iſt.“ Und vier Tage nach Hackes Tode, am 21. Auguſt 1754, 
ſchrieb er, gleichfalls an den Prinzen von Preußen: „Über den armen 
Hacke denke ich ebenſo wie Ihr. Er war kein glänzender 
Geiſt, aber er hat ſich nützlich gemacht; und dieſe Art Leute 
bringen einem Staate im Grunde mehr Vorteil als Leute 
von einer ſehr guten Erziehung), die einen oberflächlichen 
Geiſt haben oder denen es an Arbeitſamkeit fehlt.“ 


Cüſtrin, den 29ten Jan. 1732. 
Mein lieber Herr Hoff⸗Jäger Meiſter; Ich bin ihm für ſeinen ge⸗ 
thanen Neu⸗Jahrs⸗Wunſch ſehr obligiret und wünſche Ihm hinwieder 
alles Vergnügen und Wohlergehen und werde bey aller Gelegenheit 
zeigen, wie ich bin Des Herrn Hoff⸗Jäger Meiſters 
Wohlaffectionirter 
Freund „Friderich ). 
Ich hoffe bald wieder zu ſehen, und ihm ſelbſt zu allen guhten zu 
gratuliren“ 2). 
An den Hoff Jäger Mſtr. von Hacken. 


1) Hacke verſtand nur Deutſch, kein Franzöſiſch (vgl. Familiengeſch. S. 86); 
daraus erklärt ſich die deutſche Sprache der Kronprinzenbriefe, die den Wert 
dieſer Sammlung beträchtlich erhöht. 

2) Anführungsſtriche bedeuten Eigenhändigkeit; die Zeichenſetzung 
iſt der jetzt gebräuchlichen angenähert worden. 
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2. | 
„Nauen, dlen) 7. April 1732. 
Mein lieber her hauptman hake 


Ich habe ihr ſchreiben durch den huſaren wohl erhalten und bin ich 
ihnen ſehr obligiret vohr die nachricht, ſo ſie mihr geben, es thuet mihr 
aber ſehr leidt, das ich höre, das der könig krang ) ift; ich werde den 
Capten und einen burſchen von der Compagnie mit bringen, ſie werden 
nicht zur Comunion ) gehen. ich nehme fie aber mit, das der Capten 
ſehen ſoll, wie es in Potzdam zu gehet, und der burſche, das er bei Cronen 
das gewer Putzen lernen; hier habe ich ein haufen zu arbeiten und wohlte 
nuhr, das der her hauptman einmahl ſehen, was alles hier zu thuen iſt; 
gegen der Revue“) aber verſichre, das fie ein in order und Propres 
Regiment werden zu ſehen krigen, den ich mihr gewis alle mühe gebe; 
klein iſt das Regiment, aber, was die order angehet, ſo denke, das es noch 
wohl in ſtande komen wird; machen ſie doch meine unterthänigſte empfeh⸗ 
lung an den könig, gott gebe, das Er baldt beßer werde; übrigens hoffe 
die Ehre zu haben fie Donerstach !) zu ſehen und verſichren, wie ich bin 

Des herren hauptmans ſeher Wohl eee freund und Diner 

Friderich.“ 

A Monsieur de Haake Maitre Veneur de la Cour et Capitaine du 

Regiment de Sa Maj. le Roi de Prusse a Potzdam. 


3. 
[April 1732. 
„Mein lieber her haupman“) hake | 
Ich habe den Könich geſchriben wegen 3 matt, welche der Baron 
Gotter ) angagiret und welche in Frankfort an der Oder ankomen ſeindt, 
ſei“) ſeind vohr in ein Regiment vom Könige gegeben, und wolte gerne, 
das der König an Schwerin“) order gebe, fie mihr alſo fort abfolgen zu 
lajen®), auch bitte vor dem kerel von Docum”) zu ſorgen, ich wil ſchon 


1) Gichtanfall. 

2) Der Kronprinz ſollte am Gründonnerstag, 10. April 1732, zum Abend⸗ 
mahl nach Potsdam kommen und Freitag Abend wieder beim Regimente ſein. 

3) 18. Juni 1732. 

4) So. 

5) Wirklicher Geheimer Rat Guſtav Adolf Graf von Gotter, 1731—1736 
preußiſcher Geſandter in Wien. 

6) Generalleutnant Kurt Chriſtoph von Schwerin, 1684 — 1757. 

7) Generalmajor Martin Arend von Dockum, geſt. 7. April 1732, von 
Leutnant v. Wolden im Duell erſchoſſen. . 
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ales betzahlen, wen ich ihn nuhr krige, und wohr ſonſten was hier zu des 
heren hauptman dinſten ſtehet, jo bitte es zu ſagen . .. ) | 
A Monsieur de Hake Capitaine dens Le Regimens du Roy“). 


4. 
„Nauen, d(en) 16. April 1732. 

Mein lieber her hauptman, 

Es thut mir ſehr leidt, das ich den kerel von Docum nicht krigen 
kan, dan häte ich ihn gekrigt, ſo häte ihn der König auf der Revue doch 
nehmen können, und häte ich mihr ein plaiſir gemacht ihm den ſelben zu 
preſentiren, diſes gehet mihr noch ſo viel mehr nah, dieweil der Fändrich 
Kleiſt?) von meinem Regiment heute auch lere nach hauße gekommen 
iſt, die Leute, die er hat fchafen*) wollen, hat er nicht krigen können, 
und iſt meine hoffnung alſo vergeblich geweſen; hier exſertciren wier 
Fleiſich, morgen frühe und nachmitach werden wier wieder dabei ſein; 
hierbei überſchike Ihnen einen brif an den hern Dauen ?), umb einen 
guhten bükſe macher zu haben, den hier arbeite ich mit hende und füſe, 
umb alles gegen der Revue in ſtande zu bringen; übrigens hoffe ihnen 
baldt wieder zu fprechen.. 

[N. S.] Der huſare hat ei einen Rinkkragen ) mit, den bitte an kelli 7) zu 
ſchiken.“ 

5. 


„Nauen, dlen) 23. April 1732]. 
8) Ich überſchike meine Pfeifers nach Potzdam, woſelbſt ſie den 
Granadir (!) und Musquetir marſch ſollen blaſen lernen, alſo bitte ihnen, 


1) Die formelhaften Unterfertigungen von hier an fortgelaſſen. 

2) Von den folgenden Briefen tragen die Nummern 6, 7, 9—13, 20, 22, 27 
dieſe ſelbe Anſchrift, bei Nr. 6, 11 und 27 iſt noch A Potsdam hinzugefügt; Nr. 17, 
18, 30, 32, 33, 36— 40, 43—58, 62 haben deutſche (meiſt: An den Capitaine 
v. Hacke), die übrigen, bis auf Nr. 60 und 61 ganz eigenhändigen Stücke keine 
Anſchriften. 

3) Karl Wilhelm von Kleiſt. (Sämtliche Offiziersperſonalien nach den 
Akten der Geheimen Kriegskanzlei im Geh. Staatsarchiv zu Berlin⸗Dahlem.) 

4) So. 

5) Splitgerber und Daum, Gewehrfabrik in Potsdam und Spandau. 

6) Silbernes Schild, das die Offiziere an einer Schnur auf der Bruſt trugen. 

7) Hofgoldſchmied in Potsdam. 

8) Die Anrede iſt in allen folgenden Briefen mit den durch die Klammern 
bezeichneten Abweichungen: „Mein lieber [Herr] Hauptmann [von! Hacke) , 
und deshalb fortgelaſſen. 
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mein lieber her hauptman, jemandt zu ſetzen, der darauf hält, und bei 
künftiger Rangirung meiner beſtens eingedenk zu fein, meine freite!) 
Corporals bitte auch nicht zu vergeſen, und vohr alle mühe, die ich ihnen 
gebe, verſpreche ſie auch einen freien ſchmaus bei mihr in Berlin, ſie 
möchten fic) aber nicht viel daran keren ...“ 


6. 
„Nauen dlen) 23. April 1732. 
Es iſt miht ſehr lieb zu vernehmen, das die 3 man vohr meinen Re⸗ 
giment in Potzdam ankommen ſindt, Sonabendt) werde ſelber dar 
kommen und hoffe ſie dan zu Empfangen, 10 tzol iſt recht guht, und wohlte 
nuhr, das dergleichen mehr vohr der Revue zu krigen wüſte, noch habe 
einige guhte hoffnung zu welche, übrigens bin ihnen ſehr obligiret, das 
Sie jo guht geweſen mihr diſe nachricht zu gehben... 
grüſen ſie doch ihre officirs von meinentwegen.“ 
7. 
| „Nauen den 24 April 1732 
Ich bin ihnen vohr die überſanten Ungeren ſehr obligiret, und wohlte, 
das dergleichen poſten von Potzdam öfters kähmen; woh hier was zu 
ihren dinſten ijt, jo bitte ſehr es zu jagen, ob woh rupiner bier?) oder was 
anſtehet. hierbei überſchike einen Kälberbraten vons Königshorſt“), 
ich hoffe das fie ihn guht finden werden.“ 


8. 
| [April 1732.] 
„Es ift mihr ſehr lieb aus ihren ſchreiben zu erſehen, das ich morgen 
untroficirs und reeruten krige, ich ſage ihnen recht ſehr dank darfohr 
und gereihet 5) mihr zu beſonderen Freuden, das fie wohl bei mihr in Berlin 
verliebet nehmen wollen, und werde mihr jedertzeit eine beſondere Freude 


1) gefreite, vgl. u. Nr. 27; Gefreite⸗Korporals waren junge Leute, die auf 
Beſörderung dienten und nach dreijähriger Dienſtzeit zum Fähnrich vorgeſchlagen 
werden konnten. 

2) 26. April 1732. 

3) Das dicke, nahrhafte Ruppiner Bier wird bereits in dem 1549—51 ent- 
ſtandenen älteſten Bierbuch von Johann Brettſchneider genannt Placotomus 
erwähnt. 36 Wagen gingen in 14 Tagen dreimal dahin jahraus und ein, vgl. 
Conſentius, Alt⸗Berlin, 2. Aufl. S. 142, und unten Nr. 29. 

4) Domänenamt nordnordweſtlich von Nauen, entſtanden durch die Ent⸗ 
wäſſerung des Havelländiſchen Luchs ſeitens des Königs Friedrich Wilhelm I. 
von 1718—1724. 

5) So. 


42 Ernſt Müller 


machen Sie bei mihr zu ſehen; ich habe hoffnung vohr der Revue noch 2 
oder drei man in meiner Compagnie auf den Flügel zu krigen, welches 
mihr ſehr freutt; die recruten, welche ich jetzunder habe, werden alle im 
battalion mit machen, morgen krige ich 2 Diviſions!) vohr, welche nach 
exſertciren müſen; heute ſeind wier mit den gantzen Regiment heraus 
geweſen, und habe ich einen neuen exſertzir Platz auf einer wiſen ent⸗ 
deket, welcher eben ſo ſchön als inn Potzdam iſt. Übrigens überſchike 
ihnen ein Par gereucherte ſchinkens, welche ich wünſche, das ſie ihnen 
wohl bekomen mögen, . .. 

[N. S.]: ich beklage den armen Capten Bredo?), man ſaget, das er 
ein gros ungelük bei der Compagnie gehabt hat. bei meines bruders 
Regiment“) habe geſtern ein par ſchöne kerels geſehen, wohrmit ich gerne 
getauſchet häte.“ 

9. 
„Potzdam den 25.5) April 1732. 

Ich bin ihnen vohr die 2 man ſehr verbunden, ſie komen einige 
Compagnien ſehr wohl zu paſſe, und werden ihnen meine Captens dar⸗ 
vohr ſehr danken, wen der ſolche mehr vohrhanden ſeindt; ich bitte ihnen 
ſehr, ſagen ſie doch denen Capitens, das, wen ſie woh ein pahr hübſche 
junge burſche unter ihren zuwaks hetten, fie mihr doch die fontach®) mit 
geben möchten, ihnen koſtet es nichts und hülfet mihr ſehr fible... 

[N. S.]: Sagen ſie doch an Dauen, das ich Spontons und Kurtz⸗ 
gemwehre®) mit von Potzdam hierher?) nehmen wolte.“ 


10. | 
Nauen, den 2. May 1732. 
TIch habe meinen Unter⸗Officier Pauli ausgeſchickt, um aus dortiger 
Gegend einige Enrollirte einzuholen ?). Wann nun derſelbe mit einigen 


1) Beim Exerzieren gliederte man das Bataillon in vier Diviſions. 

2) In der hier fortgelaſſenen Unterfertigung ſteht hinter „Diner“ durch⸗ 
ſtrichen: „und Sohn“. 

3) Asmus Ehrentreich v. Bredow vom Königs⸗Regiment. 

4) Küraſſier⸗Regiment Nr. 2, erhielt 1730 den Prinzen Auguſt Wilhelm 
zum Chef, ſtand bis 1. Juni 1732 in Ruppin, erhielt dann Garniſonen in der Prignitz. 

5) Aus 24. verbeſſert; Sonntag iſt der 27. 

6) Kurzgewehr hieß die Pike der Unteroffiziere, die kürzer war als die der Mann⸗ 
ſchaft. Noch kürzer war das Sponton der Offiziere. Wegen Daum vgl. o. Nr. 4 An. 5. 

7) Nachſchrift alſo ſchon aus Nauen. f 

8) Schon vor der durch das Kantonreglement von 1733 erfolgten Verteilung 
der Domänenämter als Rekrutierungskantons hatten einzelne Regimenter 
Enrollierungsbezirke. 
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daſelbſt ankommen ſolte, ſo bitte den herrn hauptmann gar ſehr die Capi⸗ 
tains dahin zu disponiren, daß ſie mir ſelbige überlaſſen. Auch ſoll der 
Capitaine v. Majau!) vom dritten Bataillon einen guten Kerl bey ſich 
zur Aufwartung haben, welchen wenn ihn bekommen könte, gleichfalß 
gerne hätte. Imglei bitte die Leute bey dortiger Fabrique ) anzu⸗ 
fordern, daß ſie die Espontongs und Kurtz⸗Gewehre bald vor mein Re⸗ 
giment verfertigen... 

[N. S.]: „Komme Eben vom Exſertziren, ſonſten häte ich ſelber ge⸗ 
ſchriben; umb den kerel vom Maſau bitte Sehr beim könig zu machen, 
das ich ihn krige.“ 

11. 
[Mai 1732. 

„Ich bin ihnen vohr ihre tamburs högſtens obligiret, und haben 
mihr ſelbigen eine recht unvermutete freude gemachet, noch habe den 
König gebeten, er möchte doch Erlauben, das der hauptman Maſau!) aus 
Brandenburg mihr einen zuwaks von ihm überliſe, er kan bei Königs 
Regiment nicht ſtehen, und kömt bei mihr hoch in 4ten glide; fie werden 
mihr ein Groß plaiſir machen, wen fie mihr hierzu verhelfen ...“ 


12. 
„Nauen den 3 Mai 1732 
Ich bin ihnen recht ſehr vohr ihre guhte nachricht obligiret, und könen 
ſie verſichert ſeindt, das mihr ein größerer gefallen darmit geſchihet, als 
wen ſie mihr werweis was geben; wo hier in derwelt was zu dinſten 
ſtehet, ſo bitte ihnen recht ſehr zu ſagen, in dem ich mich eine rechte freude 
machen werde ihnen in allen gelegenheiten zu betzeugen, wie ich bin. . .” 


13. 

„Spandaux d(en) 3 Mai 1732. 
Da ſie bis dato ſich meines Regiments ſo aufrichtich angenommen 
haben, ſo bitte ihnen hier mit zu Continuihren, und mihr alſo morgen 
wiſen zu laſen, wen der Könich vohr möchte hinaus kommen, umb 9 uhr 
gewis werde ich mich in den?) dirgarten formihren und habe nuhr order 
um 11 uhr herein zu marchiren, wen ſonſten noch was iſt, das wohr ſolte 
verändert werden, ſo bitte ich ihnen ſehr mihr nachricht darvon zu geben, 

übrigens hoffe ihnen baldt mündlich zu ſprechen“ .. 


1) „Maſau“ aus „Graevenitz“ verbeſſert; Ewald Wedig von Maſſow im 
Königs⸗Regiment. 

2) Daumſche Gewehrfabrik, vgl. o. Nr. 4 und 9. 

2) Berliner. 
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14. 

| „Nauen den g9ten Mai 1732 

Montach!) werden wier mit den Batalion exſertciren, alſo wen fie 

luft haben mihr eine wiſite zu thuhen eim“) meine prignitzſche ?) bauren 
zu ſehen, fo wird es mihr ſehr lieb und angenelen ſeind, und hoffe, das 
ſie den bauer nicht viel mehr drin finden werden, machen ſie ja, das ſie 
herüber komen und laſen mihr nuhr morgen wiſen, umb was vohr tzeit, 
fo ſollen fie uns drauſen finden, und den mitach werde ihnen eine ſchlechte!) 
ſupe ofriren. Ich habe den Könich heute gebeten, Er möchte doch einen 
Nagel in meinen fahnen ſchlagen, ich hoffe, das Er es thun wird ). wier 
haben al 49 gentener Pulwer verſchoſen, ich habe aber ſolches nicht endren 
könen, den wen die leute ſollen dreiſte werden und abſonderlich mit Patro⸗ 
nen geſchwinde laden wiſen, ſo kan es nicht anders als durch die übung 
kommen. ich bitte ihnen, ſchiken fie doch 2 oder drei bükſen machers und 
büffen ſchefters aus der fabrique®) hier, den wier können das gewer 
nicht gemacht krigen. übrigens Empfehle ſie im ſchutz des högſtens und 
hoffe Ihnen 8 1) mündlich zu verſichren, wie ich mit vieler Conſide⸗ 
ration bin. 


15. 
„Nauen den 10 Mai 1732 


Ich habe ihren brif ſehr wohl empfangen und bin ihnen ſehr obligiret 
davohr, bitte ihnen aber den 8tzölligen kerel, da fie mihr von ſchreiben, 
nuhr zu ſchiken, den ich habe ihn nuhr im briwe funden; heutte habe 
2 {chine kerels gekriget in mein Iſtes glidt, der eine hat 10 gol 3 wirtel 
und darüber, der andre 10 zoll und halb, aber 18 jahr alt; laſe er ſich ja 
nichts davon merken, ich bin ſo frohe, als wen einer mihr was geſchenket 
hätte; ich habe den König geſchriben, das Es von Ihm dependiren würde 
die Fahnen anſchlagen zu laſen, wen Crs guht fünde und geit hätte, 
als den hoffe, das Sie mit herüber kommen werden und aus guhter 


1) 12. Mai 1732. 

2) So, ſtatt „einmal“? 

) Das Regiment des Kronprinzen hatte bis 1732 in Perleberg, Pritz⸗ 
walk, Wittſtock, Kyritz und Nauen geſtanden und bezog ſeinen m aus der 
Prignitz. 

9 ſchlichte. 

5) Am 10. Mai 1739 ſchrieb der Kronprinz an den König: „bei die fohrigen 
(Fahnen) hat Mein aller Gnädigſter Vahter ſelbſten die Gnade gehabt einen 
Nagel mit anzuſchlagen.“ 

6) Vgl. o. Nr. 10 Anm. 2. 
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Freundſchaft Ihren nagel auch mit anheften und Eine Supe mit mihr 
verlib nehmen)“. 


16. | 
„Nauen den 13 Mai 1732 


Ich bin ihnen vohr ihren brif und den kerel ſehr obligiret und bitte 
ihnen den Könich meine unterthänigſte Dankſagung davohr ab zu ſtaten. 
Erkundigen ſie ſich doch in meinen nahmen, ob der König gnädigſt be⸗ 
fihlt das Regiment heraus zu ſehen, damit wir mit den Pulwer füllen 
unſere anſtalten machen können. Kommen ſie doch ja mit, wen ſie können, 
den es mihr eine rechte freude ſein wirdt ſie hier zu ſehen; wegen die 
Neufchateller habe an den general von Bork) geſchriben, und wird es 
wohl keine ſchwirichkeit haben. wo was hier zu ihren beliben iſt, ſo bitte 
ich ihnen mihr es zu ſagen, auf das damit aufwarten kan, und 2 wörter 
antwort. adieur, mein lieber her hauptman, fein ite verſichert, das ich. 
ſtets ihr guhter freundt und diner verbleibe 

Friderich.“ 


17. 
Nauen, den 19ten May 1732 


Ich bitte ihn ſehr um Vergebung, daß ich ſelber nicht geſchrieben, 
weil ich vor und Nach Mittage mit dem Exerciren zu tuhn habe. Hiebey 
überſchicke einige Päße, welche bitte, ſo gut es möglich, an den Mann au 
bringen. 


N. S1 „bitte noch mahlen an die Freite ) Corporals zu errineren, 
habe onmöchlich ſchreiben könen wegen Kürtze der tzeit.“ 


1) An demſelben Tage ſchrieb der Kronprinz an Grumbkow: „Je vous 
envoie ci-joint un fragment de ma correspondance avec l’illustrissime sieur 
Crochet; vous verrez par la, Monsieur, que nous filons doux ensemble, et 
que nous sommes sur un grand pied. Je suis faché d’avoir brül& une de ses 
lettres, oü il m’assurait que dans l’antichambre il voulait parler de moi et 
que mon nom avait été nommé au lever du Roi. Ce n’est certainement pas 
mon ambition de choisir cet illustre mortel pour publier ma renommée; 
au contraire je la croirais souillée en sa bouche et prostituée par sa publication. 
C’est bien assez parlé d’un objet si méprisable, et je crois, que la plus grande 
grace, que l'on peut lui faire, est de ne point parler du tout de lui.“ 

2) Adrian Bernhard von Bord. 

3) Vgl. o. Nr. 5 Anm. 1. 
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18. 
Nauen d(en) 27ten Juny 1732. 
Der herr Hauptman wirdt nicht übel nehmen, daß nicht mit eigener 
handt an Ihm ſchreibe; da Mein Regiment dieſe Nacht marchirt !), habe 
keine Zeit gehabt. Daß Ihr Majeſtet mir die Werb Gelder accordirt, habe 
auß Ihren Briff erſehen, und dancke Ihm, daß er ſo guth geweſen es vor 
zutragen, Ich recommandire ihm bey allen vorfallenden Gelegenheiten 
mein Regiment 
19. 


„Rupin dlen) 3 Julli 1732 

Nuhnmero das wier in unſerer Garniſon ſeind, kan ihnen wieder 
recht ſchreiben. mein lieber hake, ich glaube, das der König meinen Brif 
unrecht verſtanden hat, den ich habe alle die werbers, da ich ihm von 
geſchriben, vohr meiner Compagnie ausgeſchiket; der König hat wohl 
tzwahr geſchriben, das er damit zufriden wehre, ſchiket aber kein geldt 
nicht; ich bin dahero getzwungen worden, geldt zu borgen, nuhn wil mihr 
aber keiner nichts mehr lehnen); werben wolte ich gerne und weis war⸗ 
haftich nicht, wie ich es anfangen ſoll; helfe er mihr doch aus diſen um⸗ 
ſtänden, ſonſten werde alles verſetzen, was ich habe, und ſchiken die 
oficirs damit aus. ich werde ihnen daführ groſe dankſagung wiſen .“ 


20. 
[Juli 1732]. 
„lieber Hake. ich habe heute wieder an den König um geldt ge⸗ 
ſchriben, bitte bitte helfe doch, ich werde auch den meinen wohrte gemäß 
mit 4 Recruten vohr die unrangirten an marſchiret kommen“ 


21. 
[Juli 1732] 


„Den Leutenant Willichen?) — nach Böhmen, müſte wohl 500 r“) 
vors erſte mit krigen, 

Den Lieutenant Kleift®), nach Darmſtat, grafſchaf Lippe und Wald⸗ 
ecöichen, müſte auch wohl 500 r. mit haben. 


1) In die neue Garniſon Ruppin, vgl. u. Nr. 19. 

2) Den Untertanen war bei ſtrenger Strafe verboten, dem Kronprinzen 
oder den anderen königlichen und markgräflichen Prinzen Geld zu leihen. 

3) Friedrich von Wylich, Freund des Kronprinzen, vgl. u. Nr. 60 Anm. 5. 

4) Reichsthaler. 

5) Vgl. o. Nr. 4 Anm. 3. 
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Den Untrofficir Spleis ), nach den Canton Schafhauſen, Zurich, 
und den Biſchof !) von St. gallen, wird auch 500 r. mit gegeben, hat 
auch große hoffnung, 

Den Untroficir Engel, wird geſchiket nach Friſcheren, feinen bruder 
von Salderens ) Compagnie, der auch kommen wil, ſich ſelber angagiret, 
das hantgeld aber, welches ſich 400 r. beleuf (J), wil er dort getzahlet haben. 

Der Untroficir Pauli, iſt nach Northauſen, nach 3 man, welche jede 
11 tzoll haben und welche er krigen wird, hat 350 r. mit. Dieſe, mein 
lieber herr von Hake, ſein oder ſollen alle würklich ausgeſchiket werden, 
bitte ihnen alſo Ihro majeſtäht den Könige im (1) Meinen Nahmen gantz 
unterthänigſt zu bitten ſolches geldt mihr zu kommen zu laſen, mihr 
allergnädigſt dartzuzugeben oder, wohr nicht, mihr nach gehendts von 
meinen tractement decortiren zu laſen 

Friderich“. 


22. 
[Juli 1732] 


„ich habe unterſchidene anfragen an den König gethan, als wegen 
weiſe taſchen bleche, wegen einen kerel von Quat “), der in Spando 5) 
ift, umb ihn los zu haben, wegen einen burſchen, der von Sölners“) hier 
ſitzt, umb das ihm der König das leben pardonihre, wegen vergröſerung 


der wachen, > darauf bitte mihr, wen Er wil fo gubt fein, ſchleinige ant⸗ 
wort aus. 


23. 
„Ruplin], dien) 16 Julli 1732 
heute habe die 4 man vom Könige gekriget und überſchike ihm den 
brif, ſo Er mihr dabei geſchriben, bitte aber wieder tzurüke tzu ſchiken. 
er wil kein gelt geben, ſo habe wiedergeſchriben, ihm die Rechnung vohriges 
jahrs geſchikt, da ich ſonder geldt 2925 r. verworben, und dartzu in der 
Compagnie über 900 r. einſtehen gemuſt, 100 r. habe von den Reg: 


1) Schweizer aus Schaffhauſen, vgl. die 41 Briefe des Kronprinzen an 
ihn aus den Jahren 1732 — 1740, abgedruckt im Soldatenfreund 41 (1873-1874) 
443 ff. und die Briefe des Kronprinzen an den König vom 29. September und 
5. Oktober 1737, in denen allen ihm der Leutnantstitel beigelegt wird. 

2) Abt. 

3) Secondeleutnant Rudolf von Saldern. 

) Major Johann Rühleman von Quadt im Kronprinzen⸗Regiment. 

5) In der Strafanſtalt. 

) Major Friedrich Söldener im Kronprinzen⸗Regiment. 
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geldt al ausgeſchikt, nuhn muß ich alle werbers, welche alle hoffnung 
haben, wieder ledich zurüke kommen laſen, und werde auf ſolcher art 
meindage nicht die Compagnie im ſtande bringen; nuhn erwahrte den 
erſteren brif vom König, wie der nun iſt, werde mihr nach richten, und 
wohr er kein geldt ſchikt, ſo laße ich die werbers wieder alle zurüke kommen, 
und bleibe in Complet, ſo kan den auch der König nichts von mihr forderen, 
und werde dem Regiment ſchlecht exſempel geben ). auf der art werde 
mein thage nicht können meine Compagnie nicht fo mahl wie Kalkſtein *) 
ſeine machen, Bring Carel?) hat alle Jahr 6000 r. vom Könige gehat, 
der Fürſt !) hat landt und alles; wen ich aber 12000 r. krige, fo fol meine 
Compagnie ſo ſchön ſein als des fürſten ſeine; bitte ihm, mein lieber hake, 
ſage er doch den König darvon oder mache er doch, das ich nuhr auf 2 
oder 3 thage hin kommen mach, um ſelber mit den Könige zu ſprechen; 
ich werde ihm ſtets ſehr obligiret darvohr fein. . .“ 


24. 
„Rupin d(en) 17. Aug. 1732. 


Ich habe aus ihren ſchreiben mit vielen plaiſir vernomen, das gott⸗ 
lop der König glüklich und wohl von der Böhmiſchen Reiſe 5) zurük ge⸗ 
kommen wehre, und bin ihnen vohr ſolche nachricht ſehr obligiret; auch 
iſt mihr ſehr lieb, das fie fic) meiner bei den Anspachen“) erinert haben, 
bin aber ſer bange, das es dabei bleiben wirt; thun ſie mihr doch die 
liebe, wen ſie wohr hören, das der König hier her oder nach Nauen 
kommen wolte, mihr ſolches vohrher wiſen zu laſen, ich werde es mit allen 
dank erkenen. Geſtern abend habe ich einen kerel gekrigt, den ich glaube 
der König gewiſe nehmen wird, in dem er ſehr ſchohn ijt. Freitach “) 


1) Am 15. Juli 1732 hatte der Kronprinz an Seckendorff geſchrieben, daß 
der König ihm geſchrieben hätte, „ich ſollte machen, daß mein Regiment kein 
Salat⸗Regiment wäre und ſollte mit der Compagnie gut Exempel geben“. 

2) Chriſtoph Wilhelm von Kalckſtein, ſeit 1729 Oberſt des Regiments 
Infanterie Nr. 25 in Berlin. 

8) Friedrich Karl Albrecht Markgraf zu Brandenburg⸗Schwedt, ſeit 1731 
Oberſt des Regiments Infanterie Nr. 19. 

*) Leopold I., regierender Fürſt zu Anhalt⸗Deſſau, feit 2. Dezember 1712 
preußiſcher Generalfeldmarſchall, Chef des Regiments Infanterie Nr. 3 Alt⸗ 
Anhalt. 

5) 27. Juli bis 14. Auguſt. 

6) Dragoner⸗Regiment Nr. 1, Markgraf Friedrich Wilhelm zu Branden⸗ 
burg⸗Ansbach iſt wohl gemeint. 

7) 15. Auguſt 1732; Friedrich Wilhelm I. war am 14. Auguſt 1688 geboren. 


Briefe des Kronprinzen Friedrich an Hans Chriftoph Friedrich von Hacke. 49 


haben wier des Könis (1) Gebuhrtstach begangen und Sein langes leben 
dabei gedrunken, aus) einige Waker Raketen dabei geſchmiſen; wohr 
hier was zu ihren dinſt ſtehet, ſo bitte nuhr zu ſagen, wird keiner ihre 
Comißions beſer als ich beſtellen. ..“ 


25. 
„Rupin den 30. Aug. 1732 


Ich bin ihnen vohr dehro ſchreiben högſt verbunden, und iſt mihr 
beſonders lieb zu vernehmen, das der König wieder geſundt in Potzdam 
angekommen iſt; was anbelangendt ihnen baldt wieder zu ſehen, ſo 
würdt es mihr jeder tzeit zum groſten gefallen gereichen, wen ich die Ehre 
haben werde hier zu ſehen; ſein ſie doch ſo guht und ſchreiben mihr, ob 
ſie wohr gehöret, ob ich nach Wuſterhauſen benennet bin, glaube wohl 
nicht, dieweil ich jetzunder faſt ohnmöchlich abkommen kan); 4 Recruten 
und ein Mohre ſeindt anjetzo wieder angekomen, darvon der groſeſte 
11 zoll hat und der kleinſte 934; der mobre ijt groß, ich werde es aber 
noch mit ihm an ſtehen laſen, bis der König wieder von Wuſterhauſen 
zurüke kömmt; wohr jie mit gehen, jo wunſche ihnen wiel gelüks und 
guht plaiſir auf der ce hierbei pee der Bömiſche 20, welchen 
ich ihnen überfende .. 


e 26. | 
| „den 2 Sep. [1732] 
ſein ſie doch von der gühte und ſchreiben mihr, wen ſie meinen, das 
wier marſchiren werden); ich vohr meinen theil wünſche den Courfurſten 
ein Ewiges leben und eine glükliche auferftehung. mein Marſch gehet 
erſtlich bis Brandenburg. Wolte gott, wier weren al in a : 


1) ftatt: „auch“. 

2) Der mit dem König gemeinjame Aufenthalt in Wuſterhauſen war dem 
Kronprinzen durch die früheren dortigen Vorkommniſſe verleidet. Trotzdem 
mußte er am 29. Oktober 1732 dorthin kommen und bis zum 4. November dort 
bleiben; am 9. November ſchrieb die Königin an ihn: „J’espere que vous serez 
heureusement de retour à Ruppin et reposé des fatigues que vous avez 
eues au charmant Wusterhausen.“ 1733 mußte er am 23. September 
mit der Kronprinzeſſin dorthin kommen und bis zum 2. Oktober bleiben. Am 
6. Oktober ſchrieb er aus Ruppin: „Enfin délivré de la servitude égyp- 
tienne me voila revenu dans ce pays de Canaan.“ 

8) Es beſtand die Möglichkeit eines kriegeriſchen Eingreifens in den Jülich⸗ 
Bergiſchen Erbſchaftsſtreit für den Fall des erwarteten baldigen Todes des letzten 
Kurfürſten Karl Philipp aus der Pfalz⸗Neuburgiſchen Linie; dieſer ſtarb jedoch 
erſt 1742. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XL. 1. 4 
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ſchreiben ſie mihr doch, ob der Curfurſt nicht davon kommen kan, und ob 
ſie auch marſchiren. ich laſe die beuhrlaubten noch nicht einhollen; wen 
es aber ſolte recht Errenſt ſein, ſo wolte ſie jetzunder wieder hollen laſen, 
auf das alles beiſammen wehre. Donnerstach !) ſchlagen wier tzelter auf; 
adieux, mein lieber her hauptman ...“ 


27. 
[Sept. 1732] 
„Ich habe heute den könig wegen die gefreite Corprals an gefraget, 
und noch wegen Eiſerne ladſtöke, ob Dauen?) fie uns jetzunder lifren 
ſolte, weil er ſie fertich hat, und wegen meiner Feldt equipaje, ob mihr 
der könig nicht die geben wolte, ſo ich vohr diſen gehabt; bitte ihnen auf 
dieſe puncten antwort aus...” 


28. 
„Rupin den 5 Sep. 1732 


ch bin ihnen högſtens verbunden, das ſie die gühte gehabt mihr 
etwas nachricht von daſigen umſtenden zu geben, und haben ſie mihr 
einen groſen gefallen erwiſen mihr zu ſchreiben, wie es um unſeren Marſch 
ſtehet; geſteren haben wier die tzelter wieder abgebrochen, die wier vohr⸗ 
geſteren in ordenung eines lagers aufgeſchlagen haten, und haben uns 
unſerer order gemäß gäntzlich zum marſch fertich gemacht; ich bitte ihnen 
doch dieſen eingeſchloſenen brif an Könige zu beſtellen, nuhr mit ordinairer 
gelegenheit, und werde ihnen högſten dank darvohr haben. ſchreiben 
ſie mihr doch, ob wohr in zeit von 8 tagen 3 Recruten bei ihnen ange⸗ 
kommen ſeind mit nahmen Mivanovitz, 10 zoll und % hoch, Johan Baba, 
10 zoll, und Smit 9% hoch, ich erwarte fie al 8 tage, und weil 5 nicht 
komen, ſo bin . das ſie ſich nach Potzdam verirret haben. 


29. 
„Rupin den 9. Sep. 1732 


Ich bin ihnen vohr ihr letztes ſchreiben högſt verbunden und danke 
ihnen, das ſie ſo gühtig geweſen, meinen brif fort zu ſchafen, ich werde 
mihr befleiſigen einen rechten guhten ſtarken Hirſch hier vohr ihnen zu 
ſchiſen, und werde ſelbigen auf die Bierwagens s) hinüber ſchiken; wen 


1) 4. September 1732. 

2) Vgl. o. Nr. 4 Anm. 5; den eiſernen Ladeſtock hatte Furſt Leopold I. von 
Anhalt⸗Deſſau als preußiſcher General im Jahre 1698 eingeführt. 

8) Vgl. o. Nr. 7 Anm. 3. 


Briefe des Kronprinzen Friedrich an Hans Chriſtoph Friedrich von Hacke. 51 


ſie von der gühte ſein wolten und kommen auf 1 tach herüber, ſo wolte 
ihnen eine jagdt auf 12 bis 14 ſtük Hirſch und 6 oder 7 ſauen darbei machen, 
wen ich es nuhr 6 oder 7 thage vorher weis, auf das ich es beſtellen kan; 
die 3 man, wohr ich ihnen von geſchriben habe, ſeind vohr 2 thagen hier 
gekommen, alſo das ich jetzunder 15 recruten habe, 11 im erſten glide 
und die anderen in die hinterſten glider, übrigens werde ihnen ſchon 
ſuchen die tzeit zu vertreiben, das fie ihnen nicht lang werden ſoll. ..“ 


[N. S.]: Kuaſebarten feinen jungen bitte nicht zu vergeſen, und wen 
ſie wohr ſo junge burſche von 7 und 8 tzol wiſen, ſo werden ſie mihr einen 
groſen gefallen thun mihr ſollche an zu weiſen.“ 


30. 


| Ruppin den 13. Sept. 1732 

Ich ſchicke Ihm hiebey einen Hirſch von meiner Jagd und wünſche, 

daß Er ſelbigen bey Geſundheit verzehren möge; Wann Ihm damit 

gedienet iſt, ſo kan Er es mir nur wißen lagen, alsdann öffters was davon 
erfolgen wird. 


[N. S.]: ere um fergebung, 2 nicht ſelber geſchriben, ich gehe 
eben auf der jacht.“ 


31. | 
„Ruplin) den 16 [Sept. 1732] 


Ich bin ihnen vohr ihr ſchreiben ſehr obligihret und danke ihnen 
vielmahlen, das ſie mihr die Freundſchaft erwiſen haben den Könige 
meinen brif zu weiſen, unſer herr Gott vergelte ihnen es, wie ich ihnen 
es wünſche, und bitte ihnen nuhr weiter zu Continuiren ſich meiner in 
etwas an zu nehmen; ich habe große hoffnung von 3 unterſchidene orten 
einen Flügelman vohr ihnen zu krigen, und dar doch der König dem jenigen, 
der ihm bringet, 20 m. r. 1) verſprochen, fo kan ich dan durch diſes und künftich 
jahr meine Werbung mit machen, ich hoffe ihm in 3 oder 4 Mohnat zum 
ſpätſten zu lifren, und werde auf dieſer art vohr meine Compagnie und 
dardurch vohrs Regiment am beiten jorgen. bitte ihnen übrigens meiner 
aufrichtigſten Freundtſchaft N verſichert zu Ben M), danke 
ſehr vohr die 4 ſchöhne man , 


1) 20000 Reichsthaler. 
4* 
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32. . 
| Ruppin den 23. Sept. 1732 
Sey Er doch fo gut und lake mir wißen, wenn der Griechiſche Pope 
nach Potsdam kömmet, weil ich auch einige Griechen!) habe, die ich ſo⸗ 
dann herüber ſchicken will... 
(N. S.]: „erſter thage werde wider einen Braten überſchiken“. 


33. 
Ruppin den 24ten Septembr. 1732. 
Ich erſuche Ihn hiedurch mir doch von dem Großen Kerl, der ſich 
in der Pfaltz aufhalten ſoll, mit nächſten den Nahmen und andre nöhtige 
Umſtände zu melden, weil ich dieſerhalb an den Churfürſten) ſelbſt 
ſchreiben will. In Erwartung defen.. 
[N. S.]: „ſeind ſie doch fo gühtig as geben mihr . antwohrt, 
damit N die Sache baldt durch treiben kan.“ | 


34. „ a 4 
„Rupin den 26 Sept. 1732. 


Ihr obligentes ſchreiben habe heute recht wohl erhalten, und bin 
Ihnen högſten obligiret, das ſie ſo gühtig ſein wollen, und mihr ihren 
Feldſcher überlaſen wollen; ich verlange ihn nicht anders, als wohr ferne 
es ihnen nicht incomodiret und ſie ihn wohl mißen können; in ſolchen 
Pfals wolte ihm bei mihr nehmen und ſein verſprechen halten, in dem 
ich hier miſerabel dran bin, dieweil meine Feldſchers alle dage faſt hier 
ſchinden und ſchneiden, und ich mihr eher einen juden bart s) wolte wakſen 
laſen, als mich mit ihre beſudelte hände ans geſichte kommen zu laſen. im 
Falle aber, das es ihnen incomodiren möchte diſen Feldſcher von ſich zu 
geben, ſo bitte ihnen ſehr ihm zu behalten; wo ſie ihm aber wohl mißen 
könen, ſo werden ſie mihr einen groſen gefallen erweiſen mihr ihm zu 


1) Für die vielen ruſſiſchen Soldaten im preußiſchen Heere kam auf Wunſch 
des Königs 1733 ein ruſſiſcher Pope nach Potsdam, wo der König eine griechiſch⸗ 
katholiſche Kapelle erbauen ließ, vgl. Jany a. a. O. 253 Anm. 2. 

2) Vgl. o. Nr. 26 Anm. 3. 

3) Als {pater einer der iſraelitiſchen Schuzbürger des Staates ſich über die Un⸗ 
duldſamkeit ſeiner Glaubensgenoſſen beſchwerte, die ihm die Beſeitigung des 
unmodiſchen, aber durch den Nationalbrauch geheiligten Vollbartes nicht ge⸗ 
ſtatten wollten, ward ſein Geſuch in bündigſter Kürze, durch die eigenhändige 
Randbemerkung des Königs erledigt: „Der Jude X. ſoll mich und ſeinen Bart 
ungeſchoren laſſen“; vgl. Koſer, Geſch. Friedr. des Großen II, 120. 
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überlaßen. Könnte ich ihnen ſonſten wohr mit was einige gefällichkeit 
beweiſen, ſo bitte ihnen ſer mihr nuhr wiſen zu laſen, wie und wohr mit 
ich ihnen dinen könnte; Ihr Schwager?) ijt gewis ein recht artlicher officir, 
und den ich nach meinen gewiſen wegen ſeiner guhten Conduite und 
aplication zum dinſt dem Könige bei aller gelegenheit recomandiren 
werde; werde auch mit eſtens einen Hirſch überſchiken, bitte aber nuhr 
keinen zu ſagen, wohr ſelbiger herkomme, ſonſten würden die jagers gleich 
ſagen, als Ruinirte ich den König die jacht, ohngeachtet das nuhr lauter wildt 
ſchiſe, welches von hier nachs Meklenburgiſche über trit*); es wirdt hier 
al recht friſch und hat man müſen einige tage her Camin feuer machen 
lajen; ich werde mit eheſtens einen ſehr ſchönen Reeruten aus hollant 
krigen, welchen ein beuhrlaupter von mihr angenomen und ſchreibet 
mihr, wen er würde wieder kommen, ſo würde er gewis noch einen mit 
bringen; aus Italien erwarte alle thage 3, aus Bohmen“) 4 von 6 Fus, 
aus der Schweits, dem Canton Berne 2, aus Darmſtat 3, aus Danemark 4%), 
aus Braunſchweich 2, aus den hartzt s) 9, aus ungeren 5, worunter einer 
6 Fus 2 tzol, aus pollen 2, welche künftigen Mohnat alle ein laufen werden, 
und werde gewis mein wohrt halten, und hoffe, das der König bei der 
Revue 4 man von meiner Compagnie, alle 4 über 6 fus, nehmen wirdt, 
und das er auſer dehm 2 oder drei bei anderen Compagnien auch finden 
wirdt; die andere Compagnien krigen alle thage Recruten, und iſt ein 
rechter Segen diſes jahr... | 

[N. S.]: Schreiben fie mihr doch, ich bitte ihnen, ob der hauptman 
Bork“) was in weimar und Gohta ausgerichtet hat.“ 


35. 
„Rupin den 4 Oktober 1732. 


Ich bin ihnen vohr den Feldtſcher, welcher überkommen, högſtens 
verbunden und verſichre ihnen, das ich mein wohrt halten werde und 
er bei mihr recht guht wirdt gehalten werden; wohr ich ihnen ſonſten 
wohrmit dinen kan, ſo verſichre, ſollches jedertzeit mit groſeſten plaiſir 
geſchehen wirdt. Dieſe woche werde hier in der nachtbahrſchaft auf der 


1) Jakob Adolf von Kamecke auf Baumgarten heiratete 1718 als Kapitän im 
Stilliſchen Regimente Johanna Chriſtiane von Hacke; hier iſt ſein Bruder Georg 
Lorenz von Kamecke, Premierleutnant im Regiment Kronprinz, gemeint. 

) Der Kronprinz war kein Liebhaber der Jagd, im Gegenſatz zu feinem 
Vater, für den ſie die beſte Arznei bildete. 

3) So. 

) Ludwig Felix von Bord vom Königs⸗Regiment. 
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jacht gehen, und was daſelbſt wildtpret finden werde, wirt ihnen mit 
eſtens überſchiket werden, bitte ihnen nicht vohr übel zu nehmen, das ich 
ihnen hierbei ein klein andenken von mihr überſende, ob es gleich eine 
bagatelle ijt, jo bitte ihnen fie doch alls ) ein tzeichen von meiner freundt⸗ 
ſchaft anzunehmen; und ob gleich ich nicht im ſtande bin ihnen es jetzunder 
zu tzeigen, ſo bitte ihnen derowegen nicht deſtoweniger zu glauben, wie 
ich mit vieller eſtime bin... f 

[N. S.]: ich bitte den Majohr Einſidel) von meinentwegen zu 
grüſen, und meine excuses zu machen, das ich auf ſeinen guhte ohnmöch⸗ 
lich noch komen kan, diweil ich einige Comißions vom Könige habe, die 
mihr hiervon abhalten, wen ich aber damit fertich bin, ſo ſol es mihr ein 
beſonders plaiſir ſein.“ 


36. 
Ruppin den Yten Jan. 1733 
Ich bin Ihm obligiret, daß Er ſich wegen des Spandauſchen Arre⸗ 
ſtanten?) bemühen und die ordre beſorgen wollen. Wenn ich Ihm wieder⸗ 


um Gefälligkeiten erweiſen kan, ſo werde mich jederzeit willig dazu 
finden laßen 


[N. S.]: „ich werde mit Eheſten einen Wagen überſchiken mit Wilt 
und hiſigen Sekt; ich bitte mihr nuhr nicht als einen armen abweſenden 
zu vergen‘) und werde hingegen ſtets fein gantz ergebenſter Freund und 
Diner verbleiben 

Friderich“ 
37. 
Ruppin den 27ten Jan. 1733. 

Ich bin Ihm vor die mir gegebene Nachricht gar ſehr obligiret, und 
tuht es mir recht leyd, daß es um des Fähndrichs v. Putkammer ') Leben 
ſo gefährlich ausſiehet. heute gehe ich auf der Schweins⸗Jagd und werde 
Ihn auch mit etwas Wildpret bedencken. UÜbriegens wünſche nichts mehr 
als Gelegenheit zu haben Ihm angenehme Gefälligkeiten zu erweiſen 


1) So. 

2) Gottfried Emanuel von Einſiedel vom Königs⸗Regiment, Erbherr zu 
Bärwalde in der Neumark, 1690 —1745, Liebling Friedrich Wilhelms I. 
und Friedrichs des Großen, fiel während des Zweiten Schleſiſchen Krieges in 
Ungnade. 

3) Ob derſelbe wie oben in Nr. 222 

4) ſtatt „vergeſſen“. 

5) Georg Ewald von Putkamer vom Königs⸗Regiment. 
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[N. S.]: „Ich gehe heute aus, was zu ſchafen in Ihrer Küche, und 
werde es Morgen Frühe von hier nach Potzdam ſchiken, wegen Put⸗ 
cameren thuet mihr ſehr leit, übrigens hoffe ihnen baldt wieder zu 
ſehen und wohr hier was zu dinſten ſtehet, ſo bitte keinen anderen als 
mihr Comißion zu geben 

Friderich 
| ich bitte um zu keren 
[Rückseite.] Ps. | 


Denken jie doch um Gottes willen, was ich eben vohr eine tzeitung 
aus hollandt krige, das der Leutenant Wolfſchläger von Kleiſt *) in Maſtrich 
iſt arcebuſiret worden. Diſes wirdt ohne tzweifel großes lerm machen, 
und können die Herrn Hollender ſolches nicht umſonſt verlangen; laſe er 
ſich nuhr hiervon nichts merken, den ich habe die nachricht von Meinen 
feldwebel und weis alſo nicht, ob es ſich auch gewiſe alſo verhalten mach. 


bitte den Majohr Einfidel?) freundlichſt von mihr zu grüſen.“ 


Ruppin den 2ten Mart. 1733 


Ich bin Ihm ſehr obligiret vor die Nachricht, welche Er mir von der 
abermahligen Maladie®) des Königes geben wollen, und tuht mir ſolches 
ſehr leyd; ich will aber hoffen, daß es ſich damit bald zur Beßerung an⸗ 
laßen werde. Im gleichen bin ich dafür verbunden, daß Er mir melden 
wollen, wann der Griechische Pope!) da kommen wird, und will ich meine 
Griechen gegen die Zeit herüber ſchicken. Ubriegens wünſche nichts mehr 
als Gelegenheit zu haben, Ihm wiederum einige Gefälligkeiten zu er⸗ 
weiſen, und wenn hieſiger Orten etwas zu ſeinen dienſten iſt, ſo wird es 
mir zum plaiſir gereichen, wenn damit willfahren kann, um zu zeigen, 
daß ich beſtändig ſeyn werde... 


1) Premier-Leutnant Michael Georg von Wollſchläger vom Regiment 
v. Kleiſt (Infanterie⸗Regiment Nr. 26, Garniſon Berlin); die Erſchießung dieſes 
preußiſchen Werbeoffiziers hat zu ernſten Streitigkeiten mit den Niederlanden 
geführt, die durch kaiferliche Vermittlung beigelegt wurden. 

2) Vgl. o. Nr. 35 Anm. 2. 

3) Podagra. 

4) Vgl. o. Nr. 32 Anm. 1. 
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39. 
1 Ruppin den 6ten Mart. 1733. 


Ich bin Ihm gar ſehr dafür obligiret, daß Er wegen meiner Griechen 
Sorge tragen wollen, und verſichere, daß es mir recht angenehm ſeyn 
wird, wenn Ihm hieſiger Orten hinwiederum einige Gefälligkeiten er⸗ 
weiſen kan. An dem Capitaine v. Pritzen!) bitte mein Compliment zu 
machen, und daß ich Ihn erſuchen ließe, doch dahin zu ſehen, daß meine 
Griechen keine händel anfingen. Dieſe Woche werde einige hirſche todt 
machen; wenn ich Ihm nun mit etwas dienen kan, ſo werde mir ein Ver⸗ 
gnügen daraus machen. 


IN. S.]: „wohr hier w was zu dehro Dinften ſtehet, ſo bitte mihr doch 
Commißion zu geben. 
Friderich“ 


40. 
Ruppin den 10ten Mart. 1733. 


Es ijt mir ſonderlich lieb zu vernehmen geweſen, daß Seine Frau) 
mit einen jungen Sohne?) glücklich niedergekommen, und bin ich gar 
ſehr dafür verbunden, daß Er mich zum Tauffzeugen erwehlen wollen. 
Weil ich aber das plaiſir nicht haben kan, mich in Perſohn einzufinden, 
jo habe den Major v. Einſiedel“) gebeten, meine Stelle zu vertreten. 
Übriegens wird Er mir nicht übel nehmen, daß ich mit dem Pahten⸗Ge⸗ 
ſchencke noch nicht erſcheinen kan, weil es meine Umſtände zur Zeit noch 
nicht zugeben wollen, ich werde es aber künfftig ſchon abtragen. Vor 
die Mühe, die Er meiner Griechen wegen übernommen, bin Ihm obligiret, 
und iſt es mir lieb, daß ſie ſich gut aufgeführet haben. Da ich auch in 
Erfahrung gebracht, daß der heydereuter Anspach in Reyersdorff®) alt 
und dergeſtalt ſchwach iſt, daß er vermuhtlich bald abgehen dürffte, So 
habe Ihn hiedurch erſuchen wollen, mir die Gefälligkeit zu erweiſen und 
es dahin zu vermitteln, daß mein Jäger Cuſig auf vorgedachten dienſt 
die Adjunction erhalten möge, Mir wird ſolches zum plaiſir gereichen . 


1) Johann Jakob von Pritz vom Königs⸗Regiment. 

2) Sophie Albertine geb. von Creutz. 

3) Wilhelm Leopold, geſt. 1738. 

4) Vgl. o. Nr. 35 Anm. 2. 

5) le Reiersdorf in der Uckermark zwiſchen Templin und Joa⸗ 
chimsthal. 
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41. 


„Rupin den 22 Martz 1733. 


Ich bin en vohr ihr gühtiges letzteres ſchreiben ſehr obligiret, 
und kan ich ihnen verſichren, das es mihr ſehr leidt gethan, das ich auch!) 
Ihr Kindelbihr nicht habe ſein können, und bitte nicht übel zu nehmen, 
das ich mich werde mit einen Rupinen Peterfening, welches in bier und 
hirbraten ) beſtehet, einſtellen; arme leute ſeindt nicht reich, und mein 
hirchbraten) aus guhten hertzen gegeben wirdt ihnen beſer bekommen 
als alle andere preſenter?). Was meinen jahger*) anlanget, fo hat es 
keine Eile nicht, und wen er nuhr einen anderen dinſt kriget, ſo iſt es eben 
guht. ich bitte ihnen, ſchreiben ſie mihr doch, ob ſie meinen, das ich meinen 
groſen Mohren nicht könte nach Potzdam ſchiken am Könige, die Caval- 
riſten ) haben mich al einen kerel von 10 zoll darvohr gebohten, ich mach 
ihn aber lieber am Könige geben, weil er ſo groß und Schön iſt, wie ſie 
noch keinen haben; und wen ſie dießes den Könige darbei ſagen, ſo hoffe 
ich, das er mihr wohl ſo einen kleinen übercompleten aus Brandenburg 
gebe; der Mohr hat über 9 tzoll, und iſt nichts an ihm auszuſetzen; ich 
erwahrte alſo hierauf dehro antwort... 

[N. S.]: Ich bitte doch den Guhten Majohr Einfidel®) zu grüſen; 
unſer her Gott gebe doch, das der König gantz vollkomen wider Friſch 
werde zu unſer aller Freude und troſt.“ 


42. 3 | j 
„Rupin den 4. April 1734 

Es wirdt Morgen als den Sten ein kerel vom Leib Regiment“) mit 
Nahmen Boßangi ankomen, ſolcher mißet 10% zoll, ich habe dispute 
mit dem Leib Regiment darum gehat, und kömmet mihr der kerel zu, 
alſo bitte, das ſie die ſache dahin vermittlen, das ich ihn krigen mach; 


1) ſtatt „auf“. 

2) So. 

2) Am folgenden Tage schrieb der e an Grumbkow: ag baptéme 
de M. Crochet est certainement particulier, car c’est le premier, & ce que je 
crois, qui s’est fait sans marraines, et si cet enfant s’était fait sans femme, 
le cas serait complet. 

5) Cufig, vgl. Nr. 40. 

5) Wohl Küraſſier⸗Regiment Nr. 2, vgl. o. Nr. 8 Anm. 4. 

6) Vgl. o. Nr. 35 Anm. 2. 

7) Zu Pferde, Nr. 3 der Stammliſte. 
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übrigens fo habe noch einen Schönen mohren, der ein perfecter Leufer 
iſt, wohr ich ihnen darmit dinen kan, ſo bitte von der Gühte zu ſeindt und 
mihr ein Wohrt zu ſchreiben ...“ 


. 


43. | 
Ruppin den 21 ten octobr. 1734. 


Ich bin Ihm gar ſehr dafür obligiret, daß Er die Gutheit haben und 
mir von des Königes Zuſtande ! einige Nachricht geben wollen. Er wird 
mir eine beſondere Gefälligkeit erweiſen, wenn Er damit continuiren 
wird. der ich mich zu angenehmen Gefallens⸗Leiſtungen offerire, und zu 
ſeyn verſichere 

des herrn hauptmanns 
„Wohl affectionirter Freundt. ich danke mich gahr ſehr vohr guhte nach⸗ 
richt und freuet mihr Hertzlich, das es ſich mit den Lieben Könige beßert, 
gott gebe Contination !), Sonabendt?) umb 4 uhr bin ich in Potzdam 


Friderich“ 


44. 
Ruppin den 11ten Nov. 1735. 


Ich habe Ihn hiedurch erſuchen wollen, mir die Gefälligkeit zu er⸗ 
weiſen, und es in die Wege zu richten, daß, wenn der Capitaine Radecke !) 
etwan Recruten an den König ſchicken ſolte, nicht ihm, ſondern mir das 
Geld dafür ausgezahlet werden möge, weil derſelbe mir noch über 2000 
Rthlr. ſchuldig iſt und ich faſt kein Mittel wieder zu meinen Vorſchuß 
zu gelangen vor mir ſehe. Er wird dadurch mich ſehr obligiren ... | 

[N. S.]: „ich höre, der König ſuche große offizirs, allenfals ſtehet 
During?) zu dinſten.“ 


1) Der König war Ende Auguſt auf der Rückreiſe aus dem Feldlager in der 
Pfalz von einer gefährlichen Krankheit (Waſſerſucht) befallen und am 14. Sep⸗ 
tember in bedenklichem Zuſtande nach Potsdam zurückgekehrt, ſo daß der Kron⸗ 
prinz einen Teil der Regierungsgeſchäfte übernehmen mußte. 

2) So. 

8) 23. Oktober 1734. 

4) Chriſtian Sigmund von Radecke, vom Mai 1736 an beim Infanterie⸗ 
Regiment Nr. 28 Dohna ⸗Füſiliers. | | 

5) Fähnrich Benedictus Karl von Dühring. 
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45. 

Ruppin den 15 ten Nov. 1735. 
Ich bin Ihm ſehr dafür obligiret, daß Er dafür ſorgen will, daß ich 
vom Capitaine v. Radecke meinen Vorſchuß wieder erhalte; wie ich denn 
gleichfalls für die mir gegebene Nachrichten dancke und verſichere, daß es 
mir zum beſonderen plaiſir gereichen wird, wenn ich Gelegenheit finde 

durch angenehme Gefallens⸗Leiſtungen zu zeigen, daß ich bin... 
[N. S.]: „wen fie Wildtbret verlangen, fo ſchreiben fie Man einen 
Zettel an den Leut. Meiring ), fo wirdt es fo fort abgeſchiket werden.“ 


46. 
Ruppin den 28ten Febr. 1736. 
Ich bin Ihm ſehr dafür obligiret, daß Er wegen des Capitaine Ra- 
decke mein Beſtes obſerviren und mir die 2 Mann überſchicken wollen )). 
Wie ich denn verſichere, daß es mir allemahl zum Vergnügen gereichen 
wird, wenn ich Gelegenheit finde Ihm einige Gefälligkeiten zu erweiſen, 
und in der Taht zu zeigen, daß ich bin... 


47. 
Ruppin den 16ten April 1736. 
Ich überſchicke Ihm hiebey ein Pferd und wünſche, daß es Ihm 
anſtändig ſeyn möge. Wobey ich bitte mich nicht zu vergeßen und zu 
glauben, daß ich allemahl ſeyn werde. 
[N. S.] „ich hoffe, das ihnen die Stute wohl anſtehen wirdt.“ 


48. 
— | Ruppin den 25ten April 1736. 
Ich bin Ihm für die mir überſchickte Tambours gar ſehr obligiret 
und ſind ſelbige recht ſchön. Gebe Er mir nur einige Gelegenheit an hand, 
da ich Ihm wiederum angenehme Gefälligkeiten erweiſen kan, und fey 
verſichert, daß ich mir allemahl ein plaiſir daraus machen werde, wenn 
ich in der Taht zeigen kan, daß ich bin... 


1) Dietrich Reichardt von Meyerinck. 

2) An demſelben Tage bedankte fich der Kronprinz bei dem Könige „vohr 
die Gnade, fo Er gehabt hat mihr die beiden Recruden vom Hauptmann Radeke 
zu ſchiken“ und fügte hinzu: „was den hauptmann Radeke belanget, ſo habe 
gemeinet, das alls Einen officir Ihm zu trauen wehre, und nicht gedacht, das 
er mihr das geldt umſonſten ableinen würde.“ 
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49. 
Ruppin den 21. Aug. 1736. 

Bidet, inn bei Zeiten wissen zu lassen, wann der König kommen | 
ird, ) ſonſten Sie ſich werden gefallen laßen müßen, verdorbene und faule 
See⸗Fiſche zu eßen. 

[N. S.]: „ich bedanke mihr gahr ſehr vor Dehro nachricht; ich bitte, 
mein lieber Hake, mache er doch, das ich ein par tage vohrher erfahre, 
wen der König kommt)), das ich meine See fiſch aus hamburg zu Beit 
und meine böhmſche Faſanen und leibtziger lerchen haben möhge. ich hoffe 
Ihn auch mit zu ſehen, ſeine Cameren ſeint ſchon fertich 

Friderich“ 


50. 
Ruppin den 25ten Aug. 1736. 
Ich bin om für die mir untern 22 ten dieſes ertheilte Nachricht ſehr 
obligiret, und erſuche Ihn, mir doch des Königes Ankunfft einige Tage 
vorher bekant zu machen. Übriegens wünſche ich, Sie fo zu empfangen, 
wie Sie es alle gerne ſehen, und werde ich vielleicht das Glück haben, dem 
Könige einen Kerl von 6 Fuß 2 Zoll zu präfentiren... 

IN. S.]: „Ich habe meine granadir?) Comp. zuſamen; ich bitte fo 
ohnmaßgeblich bei guhter gelegenheit den König zu fragen, ob es Ihm 
nicht zuwieder wehre, fie zu ſehen erjerteiren und ſchargiren, im aus⸗ 
rüken avenciren und retiriren. ich hoffe, Er wirdt zufriden ſein. 


Friderich“ 


51. 
Ruppin, den 27ten Aug. 1736. 
Sein Schreiben vom geſtriegen dato iſt mir richtig eingehändiget 
worden, und bin ich Ihm für die mir ertheilte Nachricht gar ſehr obligiret. 
Der König hat mir geſchrieben, daß Er Morgen über acht Tage, als den 
Aten Septembr., anhero kommen wolle, welches hoffentlich woll gewiß 
geſchehen wird. 
[N. S.]: „Der König hat mihr geſchriben, er würde Dinstach über 
8 tage in Reinsberg ſeindt 
Friderich“ 


1) Am 19. Auguſt begab ſich der Kronprinz nach Rheinsberg, um den König 
und die Königin am 4. September dort zum erſten Male zu bewirten. 
2) So. 
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52. 
Ruppin, den 23 ten Sept. 1736. 
Ich überſchicke hiebey zwey Stieffeletten⸗Schneider meines Regi⸗ 
ments und erſuche Ihn mir die Gefälligkeit zu erweiſen und ihnen zeigen 
zu laßen, auf was für Art die Stieffeletten in Potsdam verfertiget wer⸗ 
den. 


m. ©.]: „ich werde Ihnen ſehr darvohr obligiret fein, und Solte 
hier was zu Dinſten ſtehn, ſo ſage er nuhr 
Friderich“ 
53. 
Reinsberg den 1 ten Octobr. 1736. 


Dank wegen der Stiefeletten - Schneider, Anerbieten von Ce- 
fälligkeiten; und werde ich Ihm nächſtens einen hirſch überſchicken. 


[N. S.]: „ich wohlte nuhr, das ich ihnen mit mehreren als mit Hirſchen 


dinen könte. 
Friderich.“ 


54. 

Reinsberg den Iten Mart. 1737. 
Ich überſchicke hiebey 3 Soldaten⸗Kinder meines Regiments und 
erſuche Ihn, mir die Gefälligkeit zu erweiſen und es in die wege zu richten, 
daß ſelbige in dortigen Wayſen⸗Hauſe n) aufgenommen werden mögen 
[N. S.]: „Ich ſuche mit dem meinigen auch zu dem weiſenhauße ) 
zu contribuiren, wie die überſanten drei proben tzeugen ſeindt. eß finden 
ſich noch unterſchidene andere Soldaten Kinder hier; wohr noch platz 

bei Ihnen iſt, Io werden zu ſehen darmit an der handt zu gehn 


En 


55. 
Reinsberg, den 20 ten Mart. 1737. 
Dank wegen der Soldatenkinder; und werde ich vor der hand 
keine mehr jchiden . . 


[N. S.]: „Ich bitte ihnen, machen fie doch, das der König erlaubet, 
das meine 1te granadir?) Compagni die bährte ohne waks tragen dar 2) 

1) Militär⸗Waiſenhaus zu Potsdam, Gründung König Friedrich Wilhelms J. 
von 1724. 

2) So. 
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aufs 2te, ob der König wohl erlauben möhgte, das die Compagnien 
bei dem 1 ten Battaillon, jo wie fie ſeindt, möhgen ſtehen bleiben ). 
Friderich“ 
56. 
Ruppin den 6ten May 1737. 


Bitte um Nachricht, ob die Regimenter dieſes Jahr nicht in Berlin 
zur Revue einrücken werden). 


57. 
Ruppin den 13 ten May 1737. 


Es überkömmet hiebey der Capitaine v. Knobelsdorff“), und erſuche 
ich Ihn mir die Gefälligkeit zu erweiſen und denſelben dem Könige zu 
präſentiren, auch ihm zuvor einige inſtruction zu geben, wie er ſich gegen 
den König zu verhalten hat. Er wird mich dadurch obligiren . . , 


58. 
Ruppin den 22 ten May 1737 


Da ich vernommen, daß der König am Sonnabend!) auf der horft®) 
ſeyn will, und ich alsdenn mit meinen Regiment gleichfals auf der neuen 
horft®) anhalten werde, fo überſchicke ich Ihm hiebey ein Schreiben, wor⸗ 
innen ich angefraget, ob ich dem Könige ein Frühſtück präſentiren dürffe. 
Wenn Er nun meinet, daß ſolches acceptiret werden möchte, ſo erſuche 
Ihn etbiges zu übergeben und mir deßfalls einige Nachricht wißen zu 
lagen... 


1) Das erſte Bataillon beftand aus folgenden Kompagnien: Grenadier⸗ 
Kompagnie Kommandeur Kapitän von Hauß, Leibkompagnie des Kronprinzen, 
3. bis 6. Kompagnie unter den Kommandeuren Oberſtleutnant Söldener und 
Kapitänen von Schultz, Hellermann und von Kamecke, ſämtlich in Ruppin. 

2) Am 28. Mai marſchierte das kronprinzliche Regiment mit den übrigen 
in Berlin zur großen Revue ein, die am 14. Juni ſtattfand; an den folgenden 
Tagen waren die Spezialrevuen. 

8) Der berühmte Architekt Georg Wenceslaus von Knobelsdorff, deffen 
erſter Verſuch die Ausſchmückung von Schloß Rheinsberg und die Einrichtung 
des Gartens war, nachdem er Anfang April 1737 aus Italien zurückgekehrt war. 
Der Kronprinz gab dem Freunde auch einen Brief von demſelben Tage an 
ſeinen königlichen Vater mit. 

4) 25. Mai 1737. Jr: 

5) Königshorſt, vgl. o. Nr. 7 Anm. 4. 

) Vgl. u. Nr. 59: Kühehorſt. 
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59. (Anlage zu 58.) 
„Rupin den 23 Mai 1737 
Allergnädigſter König und Vahter 

Ich habe vernomen, das Mein allergnädigſter Vahter willens 
wehre dieſen ſonaben !) von Kiritz *) nach der horſt s) zu Reißen, und weillen 
wier Eben den thag auf dem marſche ſeindt, ſo wolte meinen allernädig⸗ 
ſten ) Vahter allerunterthänigſt gebehten haben, ob Es Ihm gelegen wehre 
ein klein früftüf au!) den Randevou bei der Kühe horſt 4) verlibt zu nehmen, 
ich werde mihr die großeſte freude in der Welt machen, wen ich hierbei 
gelegenheit habe Meinen allergnädigſten Vahter aufzuwarten und Ihm 
zu verſichern, das ich mit unaufhörlichen reſpect bis an mein Ende beharre 
als Meines allergnädigſten Königs und Vahters Unterthänigſter treu 

gehorſamſter Diner und Sohn Friderich“ 


60. 
Reinsb. den 21. feb. 1738. 
Ich habe Seine Briefe Empfangen, bin Ihm dafür ſehr obligiret, daß 
die Antwort ſo lange außgeblieben, iſt urſache, weil Er mir letztens Ge⸗ 
ſaget, ich ſolte Ihm nicht antworten auf ſein ſchreiben, ſo wil Ich dan 
hiemit ein Mahl vor allemahl bedancken und geſchrieben haben; an bey 
kan Ihm verſichern, daß es mir allemahl ſehr angenehm ſein wird, wan 
Ich worin dienen kan, auch wird Es mir lieb ſein, wan ſein Brandtwein 
aus iſt, daß Er wieder welchen fordert... 8 
[N. S.]: , Bodenbrug 5) hat 4 man aus Francreich gebracht, wohrvon 
einer 6 fuß hat. ich Wünſche ihnen alles erſinliche guhtes und was ſonſten 
ihren Hertzen mach angenehm ſeindt.“ 


61. 
Reinsb. den 22 Martz 1738. 


Weiln Ich vernommen, daß Er ſich einige Zeit ſehr ſchlecht befunden, 
ſo kan Ihm verſichern, daß Es mir ſehr leidt gethan, weil Ihn Numehro 


1) So; 25. Mai 1737. 

2) Kyritz Kreis Oſt⸗Prignitz. 

3) Vgl. o. Nr. 58 Anm. 5. 

4) Kuhhorſt, Vorwerk von Königshorſt, oſtnordöſtlich davon, von König 
Friedrich Wilhelm I. gegründet. 

5) Premierleutnant Johann Heinrich von Buddenbrock, ſtand innerhalb 
des Ruppiner Offizierkorps neben Friedrich von Wylich (vgl. o. Nr. 21) dem 
Regimentschef am nächſten und wurde zu der Rheinsberger Geſelligkeit heran- 
gezogen. 
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aber ſeine Maladie verlaßen, ſo gratulire und wünſche, daß Er vor der 
gleichen fällen hinführo möge ſicher ſein und Ihm alles ſo gehn mag, 
wie Ich es Ihm wünſche 


62. 
Ruppin den 17ten Nov. 1738. 
Ich bin Ihm für die mir untern 13ten dieſes gegebene Nachricht 
ſehr obligiret. Wegen des Auer⸗Ochſen!) ift die Urſache, welche mich dazu 
vermocht, dieſe geweſen, weil ich vorjetzo in dortiger Gegend Officiers 
habe, zn ich es freylich biß nach der Revue damit hätte anſtehen 
lagen .. | | 


I) Damals nur noch in Littauen und Rußland. Zedlers Univ.⸗Lex. 51 
(1747) 382. 


Die Wirkung der Reden Fichtes. 
Von 
Rudolf Körner. 


1. 
Ihr geringer Widerhall in den Jahren 1808— 1813. 

Eingehend habe ich aus der zeitgenöſſiſchen Literatur feſtzuſtellen 
verſucht, in welchem Umfange Fichtes Reden an die deutſche Nation 
nach dem militäriſchen Zuſammenbruche Preußens Beachtung gefunden 
haben. Das Ergebnis war, daß ihr Widerhall in den Jahren 1808 —13 
ſehr gering geweſen iſt. Die Richtigkeit dieſer Erkenntnis beſtätigten mir 
ſodann die Schriften von Hans Schulz „Fichte in vertraulichen Briefen 
ſeiner Zeitgenoſſen“ (1923) und „J. G. Fichte Briefwechſel“ (1925). Da 
auch Schulz' Sammlungen nichts für mich Neues zutage gefördert haben, 
ſo darf ich die Unterſuchung als abgeſchloſſen anſehen. Zwei Ergebniſſe 
ſtehen für mich feſt: Irrig iſt das Bild der Tätigkeit und Erfolge 
Fichtes, das heute in allen deutſchen Geſchichtswerken zu finden iſt. 
Irrig iſt aber vor allem die Darſtellung der deutſchen Zeit— 
verhältniſſe, deren dunkle Linien . durch die Behauptungen 
Fichtes hervorgerufen worden find. 

In den Zeitungen, den Berliner ſowohl wie den auswärtigen, 
Steht über Fichtes Reden überhaupt nichts. Nur in der „Stettiner Sonn- 
tagszeitung“ findet ſich eine kurze Notiz, aber nicht über den Gedanken⸗ 
inhalt der Reden, ſondern nur darüber, daß Fichte in der 13. Rede dem 
allgemeinen Tadel der ſog. Schmähſchriften ſich anſchloß (Forſchungen 
3. br. u. pr. Geſch., Bd. 177. Daß im „Moniteur“ ein Hinweis auf 
Fichtes Reden ſich finde, iſt eine der vielen Unwahrheiten, die nach 1813 
in Umlauf geſetzt worden ſind! 

Es finden ſich dagegen in den Zeitungen Beweiſe, daß die allge⸗ 
meine Begeiſterung für Fichtes Reden eine Fabel iſt. Wie hätte ſonſt 
die „Allgemeine Zeitung“ in Nr. 47 (1808) folgende Notiz bringen 
können: „Königsberg, 16. Januar. Fichte, der von Berlin hierher kam, 
konnte hier nicht recht gedeihen und ging nach Berlin zurück.“? Und 
dies, obwohl Fichte ſeit dem 13. Dezember ſeine Reden hielt! Die Vor⸗ 
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leſungen anderer hingegen, z. B. die Schlegels in Wien (Voſſiſche 
Zeitung, 21. Mai 1808) ſind rühmend hervorgehoben. Iſt es anders als 
durch den geringen Widerhall der Reden zu erklären, wenn ſie nicht, 
wie die Predigten Schleiermachers, Ribbecks und Hanſteins, we⸗ 
gen ihres vaterländiſchen Inhalts belobt wurden, und ihre ſofortige 
Drucklegung als Wunſch weiter Kreiſe bezeichnet ward? Auch als die 
Reden als Ganzes gedruckt vorlagen, wurden ſie nur ganz kurz und ohne 
jede Beſprechung angezeigt. 

Zu dieſen indirekten Beweiſen geſellt ſich noch ein direkter. Unterm 
29. Januar 1808 ging in der Berliner Zeitſchrift „Der Freymüthige“ 
ein mit X Zeichnender zum Angriff auf Fichtes Reden über. Für ſeine 
Polemik fand dieſer ſogar einen Verleger, der das Schriftchen erwarb 
„Geſtänd nis eines X, nebſt deſſen Unterredung mit einem A., woraus 
ſich die Beſtätigung der längſt bekannten Wahrheit ergibt, daß auf 
unmittelbar Y folgt, betreffend einige Stellen in den Reden, welche 
Fichte im Winter 1807/08 in Berlin gehalten hat“. Darin ſteht unter 
anderem die ironiſche Bemerkung des X: „Man hört ihn doch gerne“, 
worauf A antwortet: „Wirklich?“ Hätte es Zweck gehabt, ſo etwas zu ſchrei⸗ 
ben, wenn Fichte von großem Beifall getragen geweſen wäre? 


Durchforſcht man den Briefwechſel von Männern, die den Zeit⸗ 
läuften mit weitgehendem Verſtändnis gefolgt ſind, ſo iſt das Ergebnis 
im Hinblick auf Fichtes Reden ebenfalls gering. Von den vielen Brief⸗ 
ſammlungen, die ich vergebens daraufhin durchſah, ſeien nur wenige 
genannt, wo das Nichterwähnen der Reden beſonders auffällt. Nicht 
in einem einzigen Briefe Arndts, Jahns, Gneiſenaus, Scharnhorſts, 
Schleiermachers, Niebuhrs, Uhlands und Goethes findet ſich während der 
Jahre 1807—13 ein Wort über Fichtes Reden. 


Vergeblich iſt es auch, das Schrifttum der Zeit zu durchſuchen. 
Nirgends gewahrt man einen beſonderen Eindruck der Reden, weder in 
den Schriften von Schütz (1809), Zeune, Joſeph Schmid (1810), J. B. 
Graſer (1811), Jacobs, Stumpf (1813), Burdachs, Feuerlein, Huſſell 
(1814), noch in den ohne Angabe des Verfaſſers erſchienenen. Allenfalls 
läßt ſich eine Stelle der Schrift „Deutſchlands Ehre“ von Friedrich Jacobs 
(1814), die vom „erneuten Leben auf dem Gebiete der Philoſophie“ 
handelt, auf Fichtes Reden beziehen. Zu dem Mißerfolg ſtimmt es auch, 
daß zwei Briefſchreiber, Wagner und Orſtedt (ſiehe ſpäter!), Fichte 
darüber tröſten, daß noch nichts geſchehen ſei, ſeine Ideen zu verwirklichen. 
So kam es, daß Fichte am 1. Februar 1812 ſchrieb: „Meine Kraft und Zeit 
eignen dermalen ganz andere Gegenſtände ſich an.“ 
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Einige wenige günſtige Außerungen liegen vor aus dem Kreiſe 
derer, die mit Fichte perſönlich befreundet waren oder ſeiner Philoſophie 
anhingen. Beyme, von je ein Förderer Fichtes, ſchrieb im Februar 1808 
mit Ausdrücken der höchſten Anerkennung an Fichte. Er nennt die Reden 
„die neuſten Beweiſe ſeiner bewunderten Denkkraft“, und ſagt, er ſei 
„von der Größe und Wahrheit des Vortrags ſtark und tief ergriffen“. 
Daß Fichte „ſelbſt den Staatsminiſter von Stein erobert habe“, iſt nicht 
wahr, wie wir ſpäter ſehen werden. Kurz erwähnt werden die Reden 
ferner in einem Briefe Altenſteins an Stägemann (21. April 1808). 
A. hofft, daß Fichte „gewiß auch kräftige Menſchen bilden wird“; daß 
Stein für Fichte gewonnen ſei, beſtätigt er nicht. Unterm 6. Juli 1808 
ſchrieb Schlichtegroll an Fichte: „Eben jetzt leſe ich Ihre Reden an die 
D. Ich danke Ihnen manchen Tropfen Balſams in die Wunden meines 
deutſchen Herzens; aber werden ſie je ganz heil werden?“ Auf das Deutſch⸗ 
tum der Reden bezieht ſich auch eine Stelle im Briefwechſel Wilhelms 
und Carolines von Humboldt, wo es heißt, daß in der Familie 
Laroche die Reden als „eine Art Gebetbuch“ gehalten würden. (Nicht 
in vielen Familien, wie Müſebeck in „Gold gab ich für Eiſen“, S. 36, 
ſchreibt.) 

Ohne im mindeſten auf den Gedankeninhalt der Reden einzugehen, 
ſchrieben Peſtalozzi, Fellenberg, Wagner und Orſtedt an Fichte einige 
liebenswürdige Worte. Peſtalozzi dankt nach einem Jahre für Zu⸗ 
ſendung der Reden und gedenkt der Stunden der Erinnerung, in denen 
Fichtes Anſichten ſeinen Geiſt erleuchteten. Ob er die Reden überhaupt 
geleſen hat? Das Studieren fremder Bücher war nicht ſeine Sache. Die 
ſtarke Kritik, die Peſtalozzi in der 9. und 10. Rede erfährt (Mangel an 
philoſophiſchen Studien, nicht im mindeſten klar uſw.), hätte ihm wohl 
ſchwerlich die Worte entlockt, die er ſchrieb! Aus einem langen Briefe 
Philipp Emanuel Fellenbergs handelt der erſte Satz von Fichtes Reden, 
die er mit großer Befriedigung geleſen habe, alles übrige zielt darauf ab, 
Fichte ſeinen Plänen dienſtbar zu machen. Ganz Ahnliches gilt von 
zwei Briefen des Schriftſtellers Ernſt Wagner. Als er das erſte Mal 
ſchrieb (Mai 1808), hatte er die Reden noch nicht zu Ende geleſen, wagte 
auch nicht zu hoffen, daß er „den Geiſt dieſer gotteingegebenen Worte“ 
faſſen werde. Von dem bisher Geleſenen fühlte er ſich erſchüttert. Im 
zweiten Briefe (Nov. 1810) ſchreibt er, daß er von ſeinen Freunden 
ſchöne Urteile über Fichtes Werke, namentlich über die Reden, gehört 
habe. Zum Schluß tröſtet er Fichte damit, daß der ausgeſtreute göttliche 
Same zwar noch nicht aufgegangen (1810), aber nicht als verloren 
anzuſehen ſei. Ahnlich äußert ſich ein früherer Schüler Fichtes, Anders 
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Sandö Orſtedt, der am 6. Auguſt 1811 für den hohen Genuß dankte, 
den die Reden ihm verſchafft hatten. 

Am meiſten Beachtung verdient es vielleicht, daß der Dichter Fou⸗ 
que fein Heldenſpiel „Sigurd der Schlangentöter“ Fichte widmete. In 
einer „Zueignung“ brachte er zum Ausdruck, daß bei der Schaffung ſeines 
Sigurd ihm die Reden Kraft und begeiſterte Stimmung gegeben hätten. 
Trotzdem darf man nicht glauben, daß Fichte die allgemeine Gunſt 
erworben hatte, wie es Vorausſetzung iſt für die übliche Auffaſſung. 
Denn in Fouqués Dankbrief heißt es, daß ihm nicht, wie anderen, 
„Vorurteil oder Unkenntnis den Weg zu Fichte verſperren“. 

Was ſonſt noch an brieflichen Außerungen vorliegt, iſt entweder 
voller Tadel und wird uns im nächſten Kapitel beſchäftigen, oder es iſt 
widerſpruchsvoll. Als ein Kronzeuge wird Friedrich von Gentz ge⸗ 
nannt. In der Tat hat dieſer am 27. Juni 1808 gegen Adam Müller 
und am 24. Juli 1808 gegen Auguſt Böttiger Fichtes Reden mit großem 
Lobe bedacht. Als er aber Müllers vernichtende Kritik in der Zeit⸗ 
ſchrift „Pallas“ geleſen hatte, ſchrieb er am 21. September 1808 an 
Rühle von Lilienſtern: „Müllers Bemerkungen gegen Fichte ſind durchaus 
wahre, nur in einem etwas ſtrengeren und wegwerfenderen Tone ge⸗ 
ſchrieben, als ich es bei einem Buche von ſo vortrefflicher Tendenz ge⸗ 
wünſcht hätte.“ 

Goethe, für deſſen Beſchäftigung mit den Reden nicht der geringſte 
Anhaltspunkt gegeben iſt, hat nach einer Tagebuchnotiz des jungen Grafen 
Baudiſſin am 24. Mai 1809 geſprächsweiſe Fichtes Reden gerühmt, 
ihren wunderſchönen Stil gelobt und von den Deutſchen geſagt: Brenn⸗ 
holz ſei recht brav eingeheizt worden in dieſer Zeit, aber es fehle an einem 

tüchtigen, zuſammenhaltenden Ofen. Die Begleitumſtände waren folgende: 
Friedrich Kohlrauſch hatte mit ſeinem Zögling Baudiſſin 1804 die 
„Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters“ gehört, und beide waren 
für Fichtes Philoſophie begeiſtert. Als ſie 1809 Weimar beſuchten, ſtatte⸗ 
ten ſie Goethe einen Beſuch ab, der ſie zu einem Spaziergang einladen 
ließ. Hierbei iſt das Geſpräch auf Fichtes Reden gekommen. Wer den 
Anſtoß gegeben hat, iſt nicht zu erſehen. Kohlrauſch ſelbſt erwähnt in 
ſeinen Lebenserinnerungen die Worte Goethes nicht. 

Was die eigenhändigen Lebensbeſchreibungen und die Tage⸗ 
bücher von Männern betrifft, welche die Zeit von 1808—13 als Jünglinge 
oder Erwachſene durchlebt haben, ſo iſt zu ſagen, daß hier die Verneinung 
des Widerhalls der Reden am deutlichſten ausgeſprochen iſt. Ich habe an 
50 Autobiographien und Tagebücher durchgeſehen, in denen nicht das 
Geringſte zu finden war. Wenn ſelbſt Arndt, Delbrück, Hufeland und 
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Kohlrauſch von einer Wirkung der Reden nichts berichten, ſo dürfte das 
wohl des Beweiſes genug ſein. Auch die von anderen herausgegebenen 
Biographien haben nichts erbracht. 

In den Berichten, welche dem Hofe nach Königsberg aus der 
beſetzten Hauptſtadt nachgeſandt wurden, ſteht ebenfalls nichts von einem 
großen Beifall Fichtes. Die Reden werden überhaupt nur zweimal 
erwähnt; das erſte Mal am 9. Februar, alſo 2 Monate nach Fichtes erſter 
Vorleſung, und das zweite Mal am 10. April. Hier mit den Worten: 
„Fichte wird ſeine Reden mit einer nicht minder kräftigen beſchließen, 
welche die Deutſchen zur Deutſchheit, wir wollen hoffen mit Erfolg, 
aufruft.“ 

Ein Schlaglicht wirft auch folgende Tatsache. Als Friedrich Perthes 
im November 1809 den Plan und die Aufforderung zur Teilnahme an 
ſeinem „Deutſchen Muſeum“ verſandte, ſetzte er ſeine Hoffnung auf die 
Männer, „von deren deutſchem und wiſſenſchaftlichem Sinn er Kunde 
hatte“. Mehr als 30 Namen werden genannt, der Fichtes iſt nicht unter 
ihnen! 

Die gänzliche Wirkungsloſigkeit ins Breite erklärt es auch einzig und 
allein, daß die Franzoſen von Fichtes Reden keine Notiz nahmen. Was 
iſt in dieſer Beziehung ſprechender als folgende Tatſache? Im November 
1808 verſammelte Marſchall Da vouſt die Männer um ſich, die irgendwie 
im Verdacht ſtanden, daß ſie Stimmung gegen die franzöſiſche Beſatzung 
gemacht hätten. Er verwarnte fie und ſtellte ſtrengſte Strafen in Ausſicht. 
Solches geſchah Schleiermacher, Iffland, Schmalz, Heinſius, Oberfinanz⸗ 
rat Sack, Hanſtein, Buchholz, Auguſt Kuhn, Hoffiskal Benecke — nicht 
aber dem Verfaſſer der Reden an die deutſche Nation! 


2. 
Die Urſachen der Nichtbeachtung und Gegnerſchaft. 

a) Als Fichte in den Berliner Zeitungen am 26. Nov. und 
10. Dez. 1807 ſein Vorhaben ankündigte, gab er nicht zu erkennen, 
daß er Vorſchläge zur Rettung des Vaterlandes geben wolle. Er ſchrieb 
nur, daß er, wie üblich, Vorleſungen „für ein gemiſchtes Publikum aus 
beiden Geſchlechtern“ halten werde. Als Thema gab er an Fortſetzung 
der Betrachtung „Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters“, die er 1804 
geboten habe. Dies und der verhältnismäßig hohe Eintrittspreis von einem 
Reichstaler pro Vorleſung erklären es, daß von keinem begeiſterten 
Zuſtrömen des Berliner Publikums die Rede ſein kann. 

b) Wer Fichtes Reden geleſen hat, wird zugeben müſſen, daß ihre 
Lektüre für die breite Maſſe ſelbſt der Gebildeten auf un- 
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überwindliche Schwierigkeiten ſtößt. Ich habe dies auch ſelbſt durch 
Verſuche feſtgeſtellt. Daß die Verhältniſſe zu Fichtes Zeit in dieſer Be⸗ 
ziehung nicht anders gelegen haben, erſieht man daraus, daß ihre Druck⸗ 
legung ein buchhändleriſcher Mißerfolg war. Sie haben 1808 —24 
keine zweite Auflage erlebt. Nicht einmal Fichtes eigener Vater, der im 
Februar 1809 auf die Zuſendung des Buches und einen beigegebenen 
Brief antwortete, ſcheint die Reden geleſen zu haben. 

c) Der Rezenſent der Reden in der Jenaiſchen Allg. Literatur- 
Zeitung (Nov. 1808) hebt hervor, daß ſie keine Fortſetzung der 
Grundzüge ſein könnten. Dort behaupte Fichte, daß das Zeitalter der 
„vollendeten Sündhaftigkeit“ mit Notwendigkeit gefolgt werde von dem 
der „anhebenden Rechtfertigung“. Hier aber ſtelle er die Alternative: 
Entweder Annahme ſeiner Vorſchläge oder Verſinken der Deutſchen 
und mit ihnen der Menſchheit. 

d) Die „fünf Epochen des Erdenlebens“, welche die Reden als 
Grundidee aufweiſen, kritiſierte der glühende Patriot Heinrich von 
Kleiſt am 9. Oktober 1810 mit bitterem Unmute in den „Berliner Abend⸗ 
blättern“. Als „Betrachtungen über den Weltlauf“ findet man dieſe 
Kritik in Kleiſts Werken. Am Schluſſe der 3. Rede hatte Fichte ausgerufen, 
„Das Zeitalter ſolle nicht an ſich verzagen“. „Gebe nur das Zeitalter 
ſich ruhig hin der Einimpfung einer neuen edlern und kräftigeren Wurzel.“ 
Nachdem er ſodann offen ausgeſprochen, daß dieſe Wurzel ſeine Wiſſen⸗ 
ſchaftslehre und daß „die Erziehung, welche wir bisher beſchrieben haben, 
zugleich die Erziehung für ſie“ (d. h. die Wiſſenſchaftslehre) ſei, ſchildert 
er Deutſchlands jammervollen Zuſtand, um mit der tröſtlichen Verſiche⸗ 
rung zu ſchließen: „Der belebende Odem der Geiſterwelt hat noch nicht 
aufgehört zu wehen.“ Das muß man ſich vergegenwärtigen, um Kleiſts 
Spott über die „Weltweisheit“ als Schöpferin idealen Völkerlebens richtig 
zu verſtehen. 

e) Die Theſe Fichtes, daß Deutſchlands kulturelle und 
politiſche Zuſtände „den Stand der vollendeten Sündhaftig— 
keit“ repräſentierten, hat bereits am 29. Jan. 1808 im „Frey⸗ 
müthigen“ Ablehnung gefunden. Dort heißt es: „Herr Fichte, der ſeit 
dem Frieden wieder hier iſt, unterhält jetzt das Publikum mit Vorle⸗ 
ſungen über den Zeitgeiſt und den entarteten Charakter der deutſchen 
Nation.“ 

Am energiſchſten hat die Behauptung Fichtes, daß das Zeitalter 
völlig verdorben ſei, Jean Paul zurückgewieſen. Zuerſt in der von ihm 
verfaßten Rezenſion in den „Heidelberger Jahrbüchern“ (1809). Hätte, 
ſo ſagt er, bei Jena Napoleon die Preußen geführt, ſo müßte Fichte das 
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Gegenteil von dem behaupten, was er jetzt als Theſe verficht. Und in 
den „Dämmerungen für Deutſchland“ (1809) heißt es: „Daher kann man 
zu Fichte ſagen: Stellt doch eure Trauergeſänge über deutſchen Zeit⸗ 
geiſt ein, als wären wir bloß der Kraft des ausländiſchen erlegen, der 
doch gewiß nicht beſſer iſt!“ Mit Recht weiſt Jean Paul darauf hin, wie 
ungereimt es iſt, daß Fichte die Deutſchen aus einem „untergeſunkenen 
Volke“ plötzlich ein auserwähltes Volk werden läßt, daß er „die Ver⸗ 
wandlung eines egoiſtiſchen Zeitalters in ein edleres nach drei Jahren“ 
poſtuliert. 

Ebenſo wie J. Paul empörte ſich einer der Mitbegründer des Tugend⸗ 
bundes, Heinrich von Bardeleben, über Fichtes kränkende Behaup⸗ 
tung. Er trat ihr entgegen in einem Vortrage „In dem gegenwärtigen 
Geſchlecht iſt Hülfe und Rettung“. Dieſen hielt er am 3. Auguſt 1808 
in Königsberg vor der „Deutſchen Gefellichaft". Im Nov. erfchien 
der Vortrag in den „Schleſiſchen Provinzialblättern“ und 1809 in einer 
Schriftenſerie Bardelebens „Friedr. Wilh. und ſein Volk“. Der 
Anfang der mit voller Deutlichkeit gegen F.'s Reden gerichteten Aus⸗ 
führungen lautet: „Unter vielem Verderblichen iſt es in unſeren Tagen 
zum Ton geworden, das gegenwärtige Geſchlecht als verloren aufzu⸗ 
geben.“ Das komme daher, daß „auf gedrucktes Geſchwätz faſt über 
Gebühr geachtet wird“. „Alles, was Gedanken notdürftig zuſammenzu⸗ 
reihen vermag, hält ſich zum Richter, Geſetzgeber und Propheten ſeiner 
Zeit berufen.“ Auch Wilhelm Harniſch in ſeiner Schrift „Deutſche 
Volksſchulen“ opponierte 1812 Fichtes Theſe von der Verdorbenheit 
des Zeitalters (S. 33 u. 44). 

f) Ein großer Stein des Anſtoßes beſtand darin, daß Fichte die 
Religion in den Bereich ſeiner Kritik zog. Er nannte ſie „eine Dienerin 
der Selbſtſucht“ und ſagte: „Die Erziehung zur wahren Religion iſt ſomit 
das letzte Geſchäft der neuen Erziehung.“ Sicherlich traf A. W. Schlegel 
die Meinung vieler Zeitgenoſſen, wenn er am 4. April 1809 an L. Tieck 
ſchrieb: „Was iſt lächerlicher, ja läſterlicher als Fichtes Einbildung, das 
Chriſtentum wiederherſtellen zu wollen, und ſeit dem Evangeliſten Jo⸗ 
hannes der erſte zu ſein, der es verſteht?“ Der X im Freymüthigen tritt 
ebenfalls für die bisherige Religion ein. Er unterſcheidet zwiſchen Re⸗ 
ligion „im gewöhnlichen Sinne“ und Religion „im neupoetiſchen Sinne“, 
womit er das, was Fichte für Religion ausgibt, bezeichnet. Daß die vom 
Konſiſtorium beſtellten Zenſoren, Oberhofprediger Sack und Rektor Hecker, 
nicht ſonderlich erbaut waren, kann man ſich denken. Sack ſchrieb ironiſch, 
die Weisheit des Herrn Fichte ſei ihm zu hoch, doch ſei er nicht gegen 
Druckerlaubnis da dieſe vielen, weit verſtändlicheren Paradoxien nicht 
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verſagt worden ſei. Und Hecker äußerte, die Unverſtändlichkeit der dritten 
Rede ſei eine zuverläſſige Bürgſchaft gegen ſchädliche Wirkungen auf 
dem Gebiete der Religion und Sittlichkeit. (Preuß. Jahrb. Bd. 82). 

g) Das Bild, welches Fichte vom bisherigen Erziehungsweſen 
entwirft, veranlaßt den Rezenſenten der Lit.⸗Ztg. zu dem Ausruf: „Wir 
möchten wiſſen, woher Herr Fichte wohl ſeinen Begriff von der alten 
Erziehung bekommen haben mag!“ Dieſe „ſuchte den Zögling zu geſtal⸗ 
ten, ſein Weſen zu formen, ſeinen Charakter alſo zu machen, daß er allzeit 
wäre, der er ſein ſollte; aber ſie war beſcheiden genug, zu geſtehen, daß 
ihr dieſes Beſtreben nicht immer gelinge, wahrſcheinlich weil ſie darüber 
Erfahrungen gemacht hatte.“ 

h) Die Kritik, welche Fichte am Staat und der Geſellſchaft übt, 
ift fo Stark, daß fie den berüchtigten Schmähſchriften der Zeit nichts nach⸗ 
gibt. Der in der erſten Rede enthaltene Tadel der preußiſchen Regierung 
veranlaßte den Rat Nolte, die Druckerlaubnis zu verweigern. Am deut⸗ 
lichſten aber klingt aus Bardelebens Worten die Empörung entgegen, 
die er bei Fichtes Worten empfand. Sein Preußenſtolz bäumte ſich auf 
und er ſchrieb: „So lautet, Mitbürger, das Urteil derer über Euch, denen 
Ihr lange mit bewunderungswürdiger Geduld Gehör gegeben..“ 

i) Gehen wir nunmehr zum poſitiven Teil der Reden über, ſo iſt 
es wichtig, zu wiſſen, daß der, welcher Vorſchläge zu Deutſchlands Ret⸗ 
tung machte, keineswegs von allen als Perſönlichkeit geſchätzt wurde. 
Nicht nur Schleiermacher und ſein Freund Körner, ſondern viele, viele 
andere hielten gleichfalls nicht viel von Fichte. Darauf geſtützt konnte 
Kleiſt im „Phöbus“ (Nov. 1808) ein auf Fichte bezogenes Epigramm ver⸗ 
öffentlichen: 

„Setzet, ihr träfts mit eurer Kunſt und erzögt uns die Jugend 

Nun zu Männern wie ihr: lieben Freunde, was wärs?“ 

k) Fichte verſprach eine neue Erziehung, die „nach einer feſten 
und ihr wohlbekannten Regel einherſchreite und ihres Erfolges gewiß ſei“. 
Müller nannte ſie „moraliſche Univerſalmittel und Halliſche Wunder⸗ 
eſſenzen“. Und der Rez. der Lit.⸗Ztg. ſagt: „Es möchte vielen die 
Unfehlbarkeit der neuen Erziehung ſeltſam dünken.“ 

)) Als Ziel feiner Erziehung bezeichnet Fichte die Erziehung zu 
der von ihm vollendeten Philoſophie. Hecker ſchrieb dazu: „Daß 
Fichte wohl ſchwerlich der Schöpfer dieſes neuen Lichtes werden möchte, 
beweiſt eben dieſe (3.) Rede.“ Der Rez. der Lit.⸗Z. nennt eine ſolche 
Zumutung „nicht unnaiv“. Und Jean Paul ſagt: Wenn Fichte ſeine 
Philoſophie das Non plus ultra der Philoſophie nennt, ſo tut man gut 
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das plus und ultra wegzulaſſen, ſodaß nur noch non übrig bleibt. 
Noch derber äußert ſich Müller in der „Pallas“. 

m) Fichte ſetzt das Bekenntnis zu ſeiner Philoſophie gleich 
dem Bekenntnis zum Deutſchtum, zur Deutſchheit (7. Rede). 
Der für Deutſchheit erglühte Adam Müller äußert ſich dazu folgender⸗ 
maßen: „Die Sache iſt aber wiederum auch zu heilig und zu würdig, um 
aus falſcher Delikateſſe bei allem, was auf ſie Bezug hat, das Verkehrte 
zweckmäßig, das Mittelmäßige vortrefflich zu nennen, und irgend einen 
Charlatanismus zu dulden oder ihm das Wort zu reden, unter welcher 
Geſtalt es ſich immer verkünde.“ 

n) Wie es möglich ſei, durch Fichtes „Nationalerziehung“ praktiſch 
zur Deutſchheit zu gelangen, das iſt nicht zu erſehen. Er gibt nur „Ideen“ 
dazu. Sobald bei der Erörterung dieſer „Ideen“ die Praxis des Erzie⸗ 
hungsweſens geſtreift wird, bricht Fichte mit einer Vertröſtung auf ſpäter 
ab. Dieſes Ausweichen vor den eigentlichen Schwierigkeiten 
tadelt ſowohl Müller wie Jean Paul. Kleiſt aber dichtete folgendes 

Epigramm: 
ö „Einen anderen (Peſtalozzi) ſtellt er für ſich, den Aufbau der Zeiten 
Weiter zu fördern, er ſelbſt führet den Sand nicht herbei.“ 

o) Trotz ſeiner Verachtung der Erfahrungswelt macht F. den Verſuch, 
ſeine Ideen an etwas in der Wirklichkeit Vorhandenes anzu⸗ 
knüpfen. Das hat ihm die herbſte Kritik zugezogen. Schlegel ſprach 
von „Unwiſſenheit der Geſchichte“. Clauſewitz äußerte ſich in zwei Briefen 
an Marie v. Cl. (15. April und 17. Auguſt 1808) in demſelben 
Sinne. In der Lit.⸗Ztg. aber ſtand: „Die Reden ſind auf eine eigene Art 
gemiſcht aus Wahrheit und Irrtum, Einſeitigkeit und Überſicht, Gründ⸗ 
lichkeit und Unkunde, philoſophiſcher Grübelei und praktiſchem Sinn, 
Conſequenz und Widerſpruch.“ Achim von Arnim ſchrieb am 28. Nov. 
1810 an Wilhelm Grimm: „Eine Darſtellung von Pverdun und Peſtalozzi, 
ein Vergleich mit unſeren Anſtalten, wo Karl von Raumer ſelbſt war, 
würde aller Welt nützlich. Er hat mir viel Merkwürdiges erzählt; es ſchlüge 
ſo herrlich die Philoſophen Fichte u. a. m. zuſammen.“ 

p) Selbſt das, worauf heute am meiſten hingewieſen wird, der 
Gedankeninhalt der 8. Rede, hat damals nicht die Bedeutung 
gehabt, die man ihm jetzt in der Geſchichte des Nationalgefühls zuweiſt. 
Daß der Deutſche eine ewige Fortdauer ſeiner Wirkſamkeit nur durch 
ewige Fortdauer ſeines Volkes erlange, verſieht die Lit.⸗Ztg. mit dem 
Zuſatz: „Was freilich dem Denkenden keine neue Wahrheit iſt.“ Und 
Jean Paul ſagt, daß Fichte irrtümlich „vieles Alte, z. B. über Erziehung, 
Vaterlandsliebe, für Eignes hält und jeden Weg erſt zu bahnen glaubt, 
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den er bloß zurücklegt“. Überhaupt fei es eine falſche Behauptung Fichtes, 
daß er die Deutſchen erſt zu Deutſchen machen müſſe. Sie hätten „nir⸗ 
gends in Maſſe ihre Ehre und Vaterlandsliebe verloren.“ Auch daß er 
in der erſten Rede ſich an „Deutſche ſchlechtweg“ wandte, war nichts 
Aufſehenerregendes. Wer die Literatur der Zeit kennt, weiß, daß dies 
von je alle deutſchen Schriftſteller getan hatten, Fichte alſo nur ausſprach, 
was anderen eine Selbſtverſtändlichkeit war. 

q) Die Kreiſe, in denen das Nationalgefühl nicht mit dem Menſch⸗ 
heitsgefühl verſchmolz, ſondern in heißer Liebe zum eigenen Volke und 
in opferfreudiger Tat zu lebendigem Ausdruck kam, ſahen ſich durch F.’3 
Reden in der Erreichung ihres Zieles gehindert. Fs. wieder- 
holte Verſicherung, daß nicht Waffengewalt, ſondern nur ſeine Vorſchläge 
die Freiheit bringen könnten, empörte die Patrioten, voran Bardeleben. 
Dieſer erhob noch im ſpäten Alter den Vorwurf perſönlicher Feigheit, 
nennt doch F. Napoleon „ein wahrhaft großes Gemüt“, rühmt ſeine 
„Größe“ und ſeinen „edlen Geiſt“ (12. R.). Kleiſt ſah ihn für einen 
Irrlehrer an, ſeit er die Worte geleſen hatte, daß „Liebe zum Ruhm und 
Nationalehre täuſchende Trugbilder“ ſeien. Was F. als „höhere Vater⸗ 
landsliebe“ preiſt, in Wirklichkeit aber hinausläuft auf Liebe zu den von 
ihm gemachten Vorſchlägen, dem ſetzt Kleiſt „die alte geheimnisvolle 
Kraft der Herzen“ entgegen (Katechismus der Deutſchen, 8. Kap.). Nicht 
der Verſtand, der „durch einige ſcharfſinnige Lehrer einen Überwitz 
bekommen habe“, ſondern der Drang nach Freiheit und Ehre müſſe das 
Vaterland wieder emporheben. Die Erziehung der Jugend („abgeſon⸗ 
dert von der bereits erwachſenen Gemeinheit“), welche nach 25 Jahren 
ihre erſten reifen Früchte zeitigen werde, ſtellte F. als das einzige ſichere 
Mittel der Befreiung hin. Hierüber ergoſſen die Patrioten ihren Spott. 
Müller nannte ſie „moraliſchen Spartanismus oder lykurgiſchen Herrn⸗ 
hutismus, der ſchwerlich Heil und Segen über Deutſchland bringen werde“. 
Die Lit.⸗Ztg. ſchrieb: „Kann man von dem, dem das Waſſer bis an die 
Kehle ſteht, erwarten und verlangen, daß er das Wohl ſeiner Kinder 
beraten ſoll?“ Bei Jean Paul heißt es: „Der alten Griechen-, Römer⸗ 
und Deutſchenzeit wuchſen die großen Taten auf dem derben Boden des 
Sinnengartens, unter der Sonne der himmliſchen Idee. F. aber will 
deutſche Eichen zwar unter die Sonne, aber in die Lüfte hängen, wie 
Blumenzwiebeln und indiſche Gewächſe.“ Bardeleben lehnte F.’3 Na- 
tionalſchulen ab und nannte ſie „perſiſche Satrapenſchulen“. Am hef⸗ 
tigſten aber ſpottete Kleiſt. Hatte F. in der 7. Rede die „allerneueſte 
Staatskunſt“ zu liefern verſprochen, ſo überſchrieb K. ſeinen Artikel 
„Allerneueſter Erziehungsplan“. Er pries ihn ſpottend als „unfehlbares 
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Mittel“ und ſtellte ihm, wie Fichte, das Ziel, der „Menſchheit“ zu helfen. 
Im Schlußteil heißt es: „Wenn demnach die uralte Erziehung, die uns 
die Väter in ihrer Einfalt überliefert haben, an den Nagel gehängt werden 
ſoll: ſo iſt kein Grund, warum unſer Inſtitut nicht mit allen anderen, die 
die pädagogiſche Erfindung in unſeren Tagen auf die Bahn gebracht hat, 
in die Schranken treten ſoll.“ | 

r) Alles in allem erblickten viele Zeitgenoſſen in den Reden die 
Schöpfung eines „Ideologen“ in des Wortes ſchlechter Bedeutung. 
Müller nannte die Nationalerziehung ein „Projekt, wie alle anderen 
Projekte, die ohne Berückſichtigung und ohne Bekanntſchaft der wirk⸗ 
lichen Welt auf der Studierſtube für eine eingebildete Welt erſonnen“ 
ſeien. Er ſagt weiter: „Dies alſo wäre die Morgenröte der neuen Welt, 
die ſchon angebrochen iſt und die Spitzen der Berge vergoldet? — Armes 
Deutſchland!“ Ahnlich ſchrieben die Lit.⸗Ztg., Jean Paul und Barde⸗ 
leben. Schlegel ſagte, man möchte ſich noch am bitterſten darüber be⸗ 
trüben, daß wir keine beſſeren Propheten haben. Am treffendſten aber 
äußerte ſich Clauſewitz: „Groß, unbeſchreiblich groß iſt die Zeit; von weni⸗ 
gen Menſchen wird ſie begriffen; ſelbſt den vorzüglichſten Gelehrten iſt 
ſie ſelten mehr als ein Werkzeug, um irgendein dünkelvolles Syſtem 
durch ſie darzuſtellen; alles dies iſt eitles Spiel von Toren und Kindern. 
Mit dem Gemüte will die Zeit aufgefaßt ſein; ohne Vorurteil ſoll man 
ſie anſchauen und betrachten. Nur in einem Gemüte voll Tatkraft kann 
ſich die tatenreiche Zukunft verkündigen; in ſteter Berührung muß es 
ſein mit Gegenwart und Vergangenheit und unverloren in philoſophi⸗ 
ſchen Träumen.“ 


3. 
Die Entſtehung des irrigen Bildes. 

Wie konnten philoſophiſche Vorleſungen in den Ruf kommen, wie 
Reden gewirkt zu haben? Wie konnte ein Buch, das nachgewieſener⸗ 
maßen nur wenig Verbreitung gefunden hat, zu dem Ruhm gelangen, 
in den Händen aller Gebildeten geweſen zu ſein? Wie konnten Fichtes 
Reden zu einer die Zeit umgeſtaltenden Tat erhoben werden, während 
doch ihr Inhalt den Mitlebenden weder neue politiſche Gedanken noch 
neue ſittliche Anſchauungen bot? Sagte Fichte manches Bekannte in 
neuer, guter ſprachlicher Form, ſo forderte er andererſeits durch irrige 
Behauptungen und unpraktiſche Vorſchläge die ſchärfſte Kritik heraus. 

Es iſt gar nicht anders möglich, als daß Fichte künſtlich zu der Stufe 
emporgehoben worden iſt, auf der man ihn heute allgemein erblickt. 
Fragt man fich, wer dies getan haben könnte, jo kommen natürlich die⸗ 
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jenigen Kreiſe in Betracht, die mit Fichtes Grundanſchauungen überein- 
ſtimmten. Folgende laſſen ſich in den Reden feſtſtellen: 1. Es gibt „ein 
Bild der geſellſchaftlichen Ordnung der Menſchen, ſo wie dieſelbe nach 
dem Vernunftgeſetze ſchlechthin ſein ſoll“. (2. R.) 

2. Dieſem Bilde entſpricht bis jetzt noch nichts, aber die ſpekulative 
Philoſophie vermag den Weg zum Ziele zu weiſen: „Der Geiſt allein, 
rein und ausgezogen von allen ſinnlichen Antrieben, ſoll an das Ruder 
der menſchlichen Angelegenheiten treten.“ (14. R.) Er ſchafft „eine ganz 
neue Ordnung der Dinge“. (1. R.) 

3. Die höheren Stände haben allen Grund, „mit ihrer bisherigen 
Wirkſamkeit die Welt auszuſöhnen“. (1. R.) 

4. „Alle Fortentwicklung der Menſchheit in der deutſchen Nation iſt 
bisher vom Volke ausgegangen.“ (1. u. 6. R.) 

5. „Der Stand der Geburt macht wahrhaftig keinen Unterſchied in 
den Anlagen.“ (10. R.) 

6. Die bisherige Staatskunſt, eine „geſellſchaftliche Maſchinenkunſt“, 
taugte nichts. Wer ſie verteidigt, muß ſich „als Stümper und ohnmäch⸗ 
tigen Prahler bekennen“. (7. R.) 

7. „Bis jetzt iſt der bei weitem größte Teil der Einkünfte des Staats 
auf die Unterhaltung ſtehender Heere gewendet worden.“ (11. R.) 

8. Es gilt nun, „das Reich des Geiſtes und der Vernunft zu begründen 
und die rohe körperliche Gewalt insgeſamt als Beherrſchendes der Welt 
zu vernichten“. (14. R.) 

9. Der Weg dahin iſt gewieſen. „Glieder aus dem Volke“ habe 
bereits im Mittelalter „treffliche bürgerliche Verfaſſungen“ geſchaffen. 
(6. R.) 

10. „Die deutſche Nation iſt die einzige unter den neueuropäiſchen 
Nationen, die es an ihrem Bürgerſtande ſchon ſeit Jahrhunderten durch 
die Tat gezeigt hat, daß ſie die republikaniſche Verfaſſung zu ertragen 
vermag.“ 6. R.) 

11. Aufgabe des Erziehungsweſens iſt es, in der Jugend die Liebe 
zu einer ganz neuen Ordnung der Dinge zu wecken. „Bisher wurde die 
Menſchheit, was ſie eben wurde und werden konnte; mit dieſem Werden 
durch das Ohngeſähr iſt es vorbei.“ (3. R.) 

12. „Ein feſter und gewiſſer Geiſt“ iſt zu ſchaffen nicht „durch Straf⸗ 
reden an die ſchon verwahrloſte Erwachſenheit, ſondern nur durch Er⸗ 
ziehung des noch unverdorbenen Jugendalters.“ (7. R.) 

Mit Heinrich von Treitſchke (Dtſche. Geſch. II, 15) zu reden, finden 
wir im vorſtehenden „die Lehren der neuen Philoſophie über das na⸗ 
türliche Recht der freien Perſönlichkeit, ſodann einige Sätze aus Montes⸗ 
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quieu und Rouſſeau, endlich auch ein gutes Teil unbewußter gelehrter 
Standesvorurteile“. Spekulativ gerichtete Gelehrte und Ju- 
genderzieher ſind es in der Tat geweſen, in deren Kreiſen 
das irrige Bild der Bedeutung Fichtes entſtanden iſt. 

Ausgangsort der Bewegung war Berlin. Dort hat eine Anzahl 
zumeiſt jugendlicher Perſonen in den Jahren vor 1813 bereits diejenigen 
Anſichten entwickelt, welche ſpäter herrſchend wurden, und die Treitſchke 
(II, 15) mit folgendem Satze kennzeichnet: „Der Sturz des napoleoni⸗ 
ſchen Weltreichs — daran beſtand unter den literariſchen Politikern kein 
Zweifel — war allein gelungen durch die Macht der Ideen.“ Clauſewitz 
hat in einem Briefe vom 21. Mai 1809 die ſich hier anbahnende Entwick⸗ 
lung mit den Worten charakteriſiert: „Gedankenloſe Menſchen betrachten 
als das Werk ſchwacher Parteien und elender geheimer Verbindungen (ja 
gar einzelner Menſchen), was die notwendige Folge von fünſzigjährigen 
Begebenheiten und hundertjähriger Geiſtesfrucht iſt, was der Drang der 
Zeit mit Allgewalt herbeiführt; die Toren glauben, es ſind die Schwim⸗ 
mer, welche den Fluß hinabziehen, ſtatt daß der Strom die Schwimmer 
trägt.“ | 

An einem Herbſtabend 1810 kam es ſogar zur Errichtung eines Bun⸗ 
des. Wilhelm Harniſch, einer der Mitgründer, ſagt: „Die Ideen, 
die unter den Verbundenen kreiſten, gingen zunächſt und zuerſt auf die 
Vorbereitung der Mittel, um das Vaterland zu befreien.“ Zu dieſen 
rechneten ſie insbeſondere eine Neugeſtaltung des Unterrichtsweſens, wenn 
auch nicht mit folder Ausſchließlichkeit wie Fichte. Harniſch veröffent⸗ 
lichte 1812 ein Buch „Deutſche Volksſchulen mit beſonderer Rückſicht auf 
die Peſtalozziſchen Grundſätze“. Dieſes trägt das bezeichnende Motto 
„O unſrer Schande Quell — Erziehung deutſcher Jugend! — Wer 
pflanzt in ihre Bruſt Empfindungen der Tugend und Liebe für das 
Vaterland?“ Nach des Verfaſſers eigenem Urteil wurde die auf das 
Motto bezogene Vorrede „nicht mit Unrecht für Anmaßung erklärt“; 
Harniſchs Freunde aber äußerten ſich beifällig. Fichtes Reden werden 
„vortrefflich“ genannt (S. 33) und mehrfach zitiert (S. 111, 153, 157), 
obgleich Harniſch Fichtes Theſe von der Verdorbenheit der Deutſchen 
ablehnt (S. 44, 33) und die vorgeſchlagene Nationalerziehung als eine 
„unmögliche Aufgabe“ bezeichnet (S. 33). 

Der Ausbruch des Krieges führte viele Mitglieder des Bundes, der 
auf Friedrich Ludwig Jahn zurückging, im Lützowſchen Freikorps 
zufammen. (Vgl. „Geſchichte der geheimen Verbindungen der neueſten 
Zeit“, 1. Heft, 1831, S. 132, 135, 157). Die auch von Fichte genährte 
Abneigung gegen „ſtehende Heere“ war eine der dabei wirkſamen Trieb- 
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federn. Für die Verbreitung der Auffaſſung, daß Fichte einen weſent⸗ 
lichen Anteil an dem Zuſtandekommen der Erhebung gehabt habe, war 
das Lützowſche Freikorps ein im voraus günſtiger Boden. Ihm wandte 
ſich ein großer Teil der akademiſchen Jugend zu, die ſchon auf den 
Univerſitäten für die ſpekulative Philoſophie erwärmt worden war. 
Wenn man Friedrich Förſter Glauben ſchenken darf, ſo haben die 
jungen Freiwilligen über Fichtes Ich und Nicht⸗Ich eifrige Debatten 
geführt. Sicher iſt, daß Fouqué, der von Fichtes Reden ſehr begeiſtert 
war, dem Freikorps angehört hat. 

Aber auch in den Linienregimentern wurde Fichtes Ruhm in Um⸗ 
lauf geſetzt. Sehr bezeichnend iſt folgender Vorgang. Der für die ſpeku⸗ 
lative Philoſophie ſehr eingenommene Profeſſor Henrik Steffens war 
dem Blücherſchen Hauptquartier zugeteilt. Im Sommer 1813 ſaß er 
in Dresden mit Stein und Arndt an der Tafel zuſammen. Das Geſpräch 
kam auf die jüngfte Vergangenheit, und Stein ftellte mit harten Worten 
in Abrede, daß die ſpekulative Philoſophie viel zur Erhebung beigetragen 
habe. Da hat Steffens, wie er erzählt, entgegnet: „Wer iſt kühner hervor⸗ 
getreten, wer hat das Volk entſchiedener entflammt, als es galt, den 
Feind mit geiſtigen Waffen zu bekämpfen, als die zwei ſpekulativ grübeln- 
den Deutſchen, Fichte und Schleiermacher?“ 

Was der Verbreitung irriger Anſichten am meiſten Vorſchub leiſtete, 
waren die Ereigniſſe ſelbſt. Die Vernichtung der glänzenden Armee, 
mit der Napoleon nach Rußland gezogen war, die Siege des Jahres 
1813, vor allem die Völkerſchlacht bei Leipzig hatten eine Stimmung 
erzeugt, die die Menſchen faſt wundergläubig machte. Viele ver⸗ 
mochten es nicht zu faſſen, daß dieſelbe Generation, die das Jahr 1806 
erlebt hatte, die kriegeriſchen Leiſtungen des Jahres 1813 vollbringen 
konnte. So wurden ſie eine leichte Beute der Anſicht, daß, um mit Fichte 
zu reden, „nicht die Gewalt der Arme noch die Tüchtigkeit der Waffen, 
ſondern die Kraft des Gemütes die Siege erkämpfe“. Sie ſpannen ſich 
in den Gedanken ein, daß während der Jahre 1806 —13 ſich eine Art 
Umwandlungsprozeß vollzogen habe, der durch rein geiſtige Kräfte in 
die Wege geleitet worden ſei. In Fichte einen der Urheber zu erblicken, 
war ihnen unſchwer glaubhaft zu machen. Es war dies die Zeit, in der 
Arndt die Worte ſchrieb: „Der preußiſche Staat iſt durch die Idee 
geworden, was er war; er mußte durch die Idee wieder werden wollen, 
was er nicht mehr war.“ 

Am ſprechendſten iſt, daß Achim von Arnim, der einſt ſo herbe 
Tadler Fichtes, in dieſer Zeit ſein Lobredner ward. Als Fichte am 
29. Januar 1814 geſtorben war, veröffentlichte A. am 31. im „Preußiſchen. 
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Correſpondenten“ einen Nachruf. Dieſer enthält den wahren Sachverhalt 
und zugleich bezüglich der Reden das Zugeſtändnis an die „Offentliche 
Meinung“. Sein beſſeres Wiſſen um die geringe Wirkung der Reden 
und ihre Nichtbeachtung ſeitens der Franzoſen betäubte er durch folgenden 
merkwürdigen Satz: „Die Franzoſen achteten der Menſchen nicht mehr 
lim Jahre 180811], dennoch ärgerte ſie ſein Beifall.“ Sodann aber 
begeiſterte er ſich zu folgenden Verſen: 


Auch dich hat uns die Peſt der Zeit entriſſen, 
Dich mutigen Beſtreiter ſchlechter Zeit, 

Du hatteſt dich als Opfer ihr geweiht, 

Als du ihr ſtrafend riefeſt ins Gewiſſen. 


Es war die Welt von Zweifeln lang zerriſſen, 
Du ſahſt den Abgrund, wie er tief und weit, 
Doch wie der Römer warſt du kühn bereit, 
Ihn zu verſchließen nach dem beſten Wiſſen. 


Du warfeſt dich hinein, um ihn zu füllen, 
Du ſprachſt zu Deutſchen, als die andern ſchwiegen, 
Du riefſt uns aus der Schmach zu neuen Siegen. 


„Bekämpft die Zeit in euch mit heilgem Willen!“ 
So riefeſt du — den Bogen ſpannt im Stillen 
Die tückſche Zeit — auch du mußt ihr erliegen. 


Nun war der Ton gegeben. Die „Allgemeine Zeitung“, die⸗ 
ſelbe, welche 1808 von den Reden nicht Notiz genommen, ja ſogar die 
ungünſtige Nachricht aus Königsberg veröffentlicht hatte, brachte am 
9. Februar die Nachricht von Fichtes Tod und in Nr. 45 u. 47 einen 
Nachruf. In dieſem ſteht: „Mit den Frieden (von Tilſit) kehrte Fichte 
nach Berlin zurück, wo er im Winter jene Vorleſungen hielt, die als 
Reden an die deutſche Nation in ganz Deutſchland begierig geleſen und 
fromm beherzigt worden ſind.“ Einzelne Berliner Zeitungen, das „Mor⸗ 
genblatt für gebildete Stände“ und die „Nationalzeitung der Deut⸗ 
ſchen“ äußerten ſich ähnlich. Andere dagegen, ſo Brockhaus „Deutſche 
Blätter“, die „Minerva“, die „Leipziger Zeitung“, brachten nicht einmal 
die Nachricht von Fichtes Tod. In ſeiner Haltung konſequent blieb „Der 
Freymüthige“. In ſeinem Nachruf auf Fichte ſteht die wahrheits⸗ 
widrige Behauptung einer weitreichenden Wirkung der Reden nicht. 
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Fichte ward nach feinem Tode ſchnell vergeſſen; feine Wiſſenſchafts⸗ 
lehre fand keine weitere Pflege. Nur im Heerlager des Liberali3- 
mus wurde er verehrt als der „nunmehr verklärte Kämpfer für Freiheit 
und Recht“, entſprechend der Parteiauffaſſung, nach der man nicht von 
Befreiungskriegen, ſondern von Freiheitskriegen redete. Luden, 
deſſen Zeitſchrift „Nemeſis“ die oben zitierte Bezeichnung entſtammt 
(1816, S. 332), hatte bereits 1814 (3. Bd., S. 324) ſich zum Verteidiger 
Fichtes aufgeworfen. Im Jahre 1815 veröffentlichte er zwei Gedichte 
Fr. Beckers (5. Bd). Das eine trägt die Überfchrift „Verkündigung 1808“ 
und ſchildert, wie Arminius⸗Fichte Deutſchlands Mut erweckt. Das 
andere heißt „Erfüllung 1813“. Wir werden ſpäter ſehen, wie dies Vor⸗ 
bild Schule gemacht hat. 1816 ſchrieb Luden von Fichte: „Ihm iſt das 
Glück zuteil geworden, den Sieg der Sache zu ſehen, für welche er männ⸗ 
lich und ſchön geredet hatte.“ 

Sehr bezeichnend iſt folgender Vorgang der Jahre 1815 und 1816. 
Der Geheimrat Schmalz veröffentlichte ein Schriftchen „Berichtigung 
einer Stelle in der Bredow⸗Venturiniſchen Chronik“, worin er unter 
anderem darauf hinwies, daß 1813 das preußiſche Volk aus eigenem 
Herzensdrange die Waffen aufgenommen habe, als der König rief. 
Schmalz leugnete eine tiefgreifende Wirkung der Schriften, die angeblich 
die große Wendung herbeigeführt haben ſollten. Er ſagt: „Und nun 
wollen jene (die Schriftfteller) den Ruhm des Volkes ſich zulügen. Aber 
garnichts taten fie; ihr Geſchrei wirkte nichts auf das Volk... Wo fie 
mit ſteifem Ernſt auftraten, da ſah das Volk wohl, daß ſie nicht die Not 
des Vaterlandes, ſondern ihre eigene Würde fühlten.“ (S. 14.) 

Eine große Zahl Gegenſchriften erſchien, jo z. B. von Niebuhr und 
Ludwig Wieland. Keine von ihnen hielt Schmalz die weitreichende 
Wirkung der Reden an die Deutſche Nation vor. Nur der Liberale 
Friedrich Förſter tat dies 1816 in ſeiner Schrift, die den bezeichnenden 
Titel trägt „Von der Begeiſterung des Preußiſchen Volkes im Jahre 1813 
als Verteidigung unſeres Glaubens“. 

Als 1817 auf Anregung der Jenaiſchen Burſchenſchaft eine von den 
übrigen Burſchenſchaften und den Landsmannſchaften beſchickte Feier 
der Reformation und der Völkerſchlacht, das ſog. Wartburgfeſt, ſtattfand, 
wurde Fichtes Name nicht genannt. Weder in den für die Feier gedichte⸗ 
ten Liedern noch in den Trinkſprüchen kommt er vor. Erſt in dem nicht⸗ 
geplanten Teile des Feſtes, anläßlich der von liberaler Seite ver⸗ 
anſtalteten Bücherverbrennung am 18. Okt. und der Burſchen⸗ 
verſammlung am 19. Okt. erklang der Ruhm Fichtes. Ludwig Rö⸗ 
diger ſprach am 18. über das Walten Gottes in der Geſchichte und 
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ſagte: „Er ijt es, der erbarmungsvoll den Menſchen, fo... in Finſternis 
und Knechtſchaft irren, Propheten ſchickt mit dem Lichte ſeiner Wahrheit.“ 
Und der Heidelberger Carove führte am 19. aus: „Gleichzeitig erhoben 
in unſerem Vaterlande ſich große Weltweiſe und Dichter, und der mäch⸗ 
tige Strom ihrer Reden und Lieder ſchwemmte eine Schlacke nach der 
anderen hinweg von dem Herzen unſerer Brüder, und das Feuer ihrer 
Begeiſterung entzündete überall die lebendige Sehnſucht nach allem Gro⸗ 
ßen und Schönen und erregte unwiderſtehlich das ſchier verloſchene 
vaterländiſche Gefühl.“ Die Wirkung der Schriften über das Wartburg⸗ 
feſt, die ſolche Sätze enthielten, war in liberalen Kreiſen ungeheuer. 
Dies bezeugt Karl von Haſe in „Ideale und Irrtümer“. (S. 21.) 

Was in liberalen Kreiſen von Mund zu Mund ging, das faßte der 
Breslauer Profeſſor Franz Paſſow in Worte, die er ſeiner Schrift 
„Das Turnziel“ einverleibte. Sie erſchien 1818, den Feinden und 
Freunden des Turnens gewidmet. Wir erblicken in ihrem allgemeinen 
Teile eine Darſtellung deſſen, was damals als „Überzeugung“ hochge⸗ 
halten wurde und ſetzen deshalb einen größeren Paſſus an dieſe Stelle. 

„Auf den Schlachtfeldern von Jena und Auerſtädt, ſo beginnt 
Paſſow, hatte der Tod ernſtes Gericht gehalten über Deutſchlands Ver⸗ 
gangenheit und Zukunft.“ Es folgen eine Darſtellung der Verderbtheit 
des „Jahrhunderts“ und die Theſe: „Darum ſandte der Herr der Heer⸗ 
ſcharen die Engel ſeines Gerichts, auf daß zerſtiebe, was kein Beſtehen 
hatte in ſich.“ Näher werden die Urſachen des preußiſchen Zuſammen⸗ 
bruchs von 1806 geſchildert in folgenden Sätzen: „Preußen war groß 
geweſen in unabſehbaren Ländergebreiten, in waffengeübten Heerſcharen, 
in genau berechneter Benutzung ſeiner äußeren Staatskräfte, in klug 
erwogener Stellung zu den übrigen Mächten des Weltteils; darin ſahen 
viele die ächten, ja die einzigen Stützen und Träger des Königtums 
Das Heer trat allmählig an die Stelle des Volkes, die Kraft des Geldes 
an die Stelle ſittlicher Kraft, verſchlagene Liſt an die Stelle offenen 
Rechtes, und heimliche Berechnung und kunſtvoller leiſer Zwang erdrückte 
die freie Liebe und Treue. Alles bewegte ſich nun in ſeelenloſem Räder⸗ 
gange von Tag zu Tag... Das Verweilende, Ruhende, ja wohl gar 
Rückwärtstrachtende mußte des Weitereilenden, Vorwärtsſtrebenden 
Beute werden. So ſtürzte eine große, und wie man gemeint hatte, feſt⸗ 
begründete Macht ... Sie ſtürzte notwendig, nicht aus Kraftloſigkeit, 
nicht einer ſtrafenden Vergeltung auf immer erliegend, ſondern weil ſie, 
in dem ungeheuren Irrtum der Zeit befangen, da ihre Stärke ſuchte, 
wo ihre Schwäche lag, während ſie die ewig ſtrömenden Quellen nie 
verſiegender unerſchöpflicher Kraft verkannte, deren ſtilles gewaltiges 
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Leben ae zu laſſen, den Jahren der Drangſal vorbehalten 
war 


„Wenn i in ſolchen Zeitabſchnitten hochbegabte Männer ſich erheben, 
in göttlicher Kühnheit jede drohende Gefahr gering achtend, mit ſiegender 
Beredſamkeit den Zweifelnden befeſtigen, den Zaghaften ermannen, den 
Kleinmütigen ſich ſelbſt wiedergeben: dann ſollte nicht erſt gefragt werden, 
ob ſo herrliche Naturen ihre Kraft aus dem Kern des Volkes in ſich emp⸗ 
fingen, oder ob ſie Eingeborenes, Urſprüngliches durch die Adern des 
Zeitalters ausſtrömten. Sie ſind die wahren Vertreter, die Stimmführer 
ihres Jahrhunderts; und ihre Größe beſteht nicht darin, daß ſie etwas 
den Mitlebenden Fremdes, Unerhörtes erſannen; ſondern daß ſie, wie 
in einem Brennpunkte, das Reinſte und Beſte zuſammenzufaſſen ver⸗ 
mochten, was tauſend Herzen empfanden und dachten; daß ſie dieſen 
heiligen Inbegriff der Volksgeſinnung, die hoch erhaben iſt über alle 
geſonderte Weisheit Einzelner, ſo ſicher ergriffen, ſo treu und lauter 
überlieferten, daß ein Jeder ſeine eigene Geſinnung, aber ergänzt, erhöht, 
gereinigt und verklärt, darin wieder erkannte. 


So trat vor allen, wie von göttlichem Wahnſinn angehaucht, Fichte 
zwiſchen dem Klirren feindlicher Waffen, zwiſchen den gefahrvollern 
Nachſtellungen feiler Späher hervor, und redete wie ein Seher zu dem 
deutſchen Volke, den Zwingherren ſelbſt durch ſeine Furchtloſigkeit furcht⸗ 
bar, und deſto geſchirmter, je kühner er die gewaltige Wucht ſeiner Rede 
ſchwang. Denn was der Menſch ſonſt zu wagen, zu bedenken, zu fürchten 
hat, das prallte ohnmächtig ab von dieſer ſtarken Bruſt; es war, als ge⸗ 
höre er einer anderen Weſenreihe an, als fet jeder Hemmungs⸗ oder Straf⸗ 
verſuch gegen ihn fruchtloſer Frevel, und die ungeſtörte Vollendung ſeiner 
Worte, deren jedes eine Tat heißen konnte, unabänderliche Schickſals⸗ 
notwendigkeit. Keine Blindheit der ihn Umlauernden, keine Gering⸗ 
ſchätzung der Redegewalt, ſo natürlich ſie auch bei dem geſchwätzigen, 
das Wort nie in Ehren haltenden Sieger geweſen wäre, kein Verkennen 
des Einfluſſes, den ein Rieſengeiſt über ein Volk ausüben kann, erklärt 
es ganz, daß er ohne Unterbrechung, ohne Milderung hindurchdrang bis 
an ſein Ziel. Das Unbegreifliche ſeines Weſens ſchirmte ihn, und er endete 
da, wo allen auch die letzte Gefahr gewichen ſchien. 

Was er denen geworden iſt, die innerlich krankten an Fremdländerei, 
an eitlem Dünkel, die den Quell des Unglücks ſtatt in ſich ſelbſt, in den 
Außendingen ſuchten, und ihn von außen her wieder zu verſtopfen trach⸗ 
teten, das wurde der waffenfähigen Jugend ... der große Scharn⸗ 
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Was Fichte und Scharnhorſt dem deutſchen Volke geweſen ſind, 
das ganz zu ermeſſen, bleibe künftigen Jahrhunderten überlaſſen. ... Da- 
durch daß dieſe hohen Männer die beſten Hoffnungen Deutſchlands auf 
Deutſchlands Jugend gründeten, eröffneten ſie dem hochſinnigſten Streben 
ein unbegrenztes Feld, das mit jedem Vorſchritt ſich erweitert und zu 
neuen ſchönen Eroberungen ladet.“ 

Ein Mann nur wagte es, dieſe Ausführungen Paſſows zu kriti⸗ 
ſieren. Er tat dies, ohne den Haß der liberalen Jugend zu fürchten. 
Auguſt von Kotzebue beſprach in feinem „Literariſchen Wochenblatt“ 
(2. Bd. 1818, Nr. 1 u. 2) das „Turnziel“, wobei er mit ſeiner entgegen⸗ 
geſetzten Meinung nicht zurückhielt, hatte doch Paſſow ſelbſt es den „Fein⸗ 
den des Turnens“ zugedacht. Den Satz „Fichte trat auf, wie von gött⸗ 
lichem Wahnſinn angehaucht, und wurde den Zwingherren ſelbſt durch 
ſeine Furchtloſigkeit furchtbar“ — begleitete Kotzebue mit der Bemerkung: 
„Dieſe Furchtſamkeit hätten die Zwingherren ſich ſparen können, denn 
Fichtes philoſophiſche Spekulationen haben keinen ihrer Schritte aufge⸗ 
halten; auch hat, außer Herrn Paſſow, niemand bemerkt, daß 
die Franzoſen ſich vor Fichte gefürchtet.“ 

Kotzebue wurde am 23. März 1819 von dem Jenenſer Studenten 
Karl Sand ermordet, der auf einem Zettel ſein Opfer „als den Erz⸗ 
knecht und das Schutzbild dieſer feilen Zeit, Verderber und Verräter des 
deutſchen Volkes“ bezeichnete. Dieſer Tat folgten die „Karlsbader Be⸗ 
ſchlüſſe“. Erregter denn je wurde die Stimmung im liberalen Lager; 
immer ſeltſamer wurde das Bild, das man ſich von der jüngſten Ver⸗ 
gangenheit machte. Es nützte nichts, daß am 19. Sept. 1822 Lud⸗ 
wig Robert, der ſelbſt die Reden gehört hatte, in der „Allgemeinen 
Zeitung“ über Fichtes Beweis einer „ſtets fortſchreitenden Sichperfek⸗ 
tionierung des Menſchengeſchlechts“ ſchrieb: „Daß er dies bewieſen, 
wiſſen und glauben nicht fünfzig Menſchen in ganz Deutſchland, ſowie er 
überhaupt nicht fünfzig Jünger gehabt und nie faktiſch gewirkt hat, es 
auch nicht wollte.“ Dabei iſt zu bedenken, daß Robert Fichte verteidigen 
wollte, weil er im Bericht der Mainzer Unterſuchungskommiſſion genannt 
war. Der deutlichſte Beweis für das unerſchütterte Anſehen Fichtes im 
liberalen Parteilager iſt darin zu erblicken, daß 1824 Fichtes Reden ihre 
zweite Auflage erlebten. 

Als die Zeitgenoſſen Fichtes daran gingen, ihre Erinnerungen nieder⸗ 
zuſchreiben, war keiner in der Lage, Beiſpiele einer weitreichenden 
Wirkung der Reden anzuführen. Varnhagen von Enſe berichtet zwar, 
daß die Reden „weit und tief gewirkt“ hätten, muß aber zugleich bekennen, 
daß von ſeinen Freunden nur zwei Fichte ſich angehört, die anderen 
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„ſich zurückgehalten“ haben. Steffens behauptet, Fichte fei „im eigent- 
lichſten Sinne deutſcher Volksredner“ geweſen. Dazu ſtimmt ſchlecht, daß 
er an anderer Stelle ſagt: „Die wenigſten freilich ahneten den tiefſten 
leitenden Gedanken.“ Johann Georg Riſt ſchreibt, Fichte ſei „ein 
Mann des Volkes und der Nation geworden durch ſeine Reden“. Über 
denſelben Fichte, der 1808 ſeine Reden ausarbeitete, urteilt er mit fol- 
gendem Satze: „Wie tief und ſchmerzlich muß er damals den Abgang einer 
gründlichen humaniſtiſchen Bildung und vielfacher Kenntniſſe in anderen 
Fächern des Wiſſens, beſonders des hiſtoriſchen, entbehrt haben.“ Karl 
von Raumer berichtet nur, daß er von Fichtes Reden begeiſtert worden 
fei, als er fie 1808 in Paris las. In feiner „Geſchichte der Pädagogik“ 
(2. Teil, S. 342) ſagt er nichts anderes. Auch Harniſch bezeugt keine 
Wirkung in die Breite. Wenn Arndt und Stein gelegentlich anderes 
behaupten, ſo bezeugt das nur, wie ſie im ſpäteren Alter den Partei⸗ 
legenden ihren Tribut entrichtet haben. 1813 opponierte Stein dem 
Fichte⸗Lobredner Steffens; 1823 ſchrieb Stein in ſeinen Lebenserinne⸗ 
rungen, die Reden hätten „auf die Gemüter der gebildeten Klaſſe ſehr 
gewirkt“. Arndt hielt ſich 1808 zum Kreiſe Schleiermachers, der ent⸗ 
ſchiedener Fichtegegner war. In ſeinen Erinnerungen ſind Fichtes 
Reden überhaupt nicht erwähnt. Was bedeutet es alſo, daß er 1857 ein- 
mal an Joſias Bunſen geſchrieben hat: „Einen haben Sie nicht genug 
genannt und in ſeiner Art gewürdigt, nämlich Fichten. Das war doch der 
rechte philosophus teutonicus, wie Stein der heros teutonicus.“? 

In liberalen Gedankengängen zu Jünglingen gereift ſind Fried⸗ 
rich Förſter (geb. Nov. 1791) und Karl Immermann (geb. 
April 1796). Erſterer gedenkt Fichtes in ſeinen „Erinnerungen“, einer 
fingierten Briefſammlung, ausführlich; da er im Vorwort ſagt: „Nur 
Erinnerungen ſind es“, gibt er ſelbſt zu, daß er die Form von Briefen 
gewählt hat, um unmittelbarer zu wirken. In ſeiner Selbſtbiographie 
„Kunſt und Leben“ nennt er die Reden Erzieher zum Deutſchtum. Im⸗ 
mermann widmet in ſeinen „Memorabilien“ Fichte ein ganzes Kapitel. 
Fr. Beckers Gedichte und Paſſows Turnziel ſind darein verarbeitet. 
Nach Immermann hat Fichte Preußens Fall prophezeit, als er 1805 
ſeine „Grundzüge“ vortrug. „Das Schickſal hat nie mit ſo barer Zahlung 
das Wort eines Weiſen ausgelöſet, als damals. Kaum ſind die Reden 
über den Verfall der Zeit gehalten, ſo fällt das Vaterland. Gleichſam das 
vierte Glied der Proportion, von der Fichte die drei erſten benannt hatte.“ 
Der zur Zeit, als die Reden gehalten wurden, 11 Jahre alte Immer⸗ 
mann weiß über ihre Wirkung mehr zu rühmen als alle anderen. Er 
verſteigt ſich ſogar dazu vom „Phönix der Wiedergeburt“ zu reden! Um 
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die Tatſache, daß die Franzoſen, die alle nationalen Regungen ſo arg⸗ 
wöhniſch beobachten, von den Reden keine Notiz genommen haben, 
kommt aber auch Immermann nicht herum. Folgende Erklärung gibt 
er. Fichte wagte es, „mit dem Gebieter der Welt in Kampf zu treten“. 
Er nahm „eine feſte Stellung auf vorteilhaftem Terrain, in Ideen, 
in ſolchen, die dieſen Namen verdienten“. „Von Ideen aber wußten die 
damaligen Franzoſen nichts; ſie hatten keine Zeit dazu. Was ſie von dem 
rohen Wortinhalt der Reden hörten, mochte ihnen nur wie puerile Schwär⸗ 
merei des müßigen deutſchen Geiſtes klingen.“ 
4. 
Fichtes Reden und die deutſche Geſchichtsſchreibung. 

Wenn es noch eines weiteren Beweiſes für die Irrigkeit des Fichte⸗ 
Bildes bedürfte, die deutſche Geſchichtsſchreibung liefert ihn. Die Werke 
von Hormayr (1819), Manſo (1820), Dreſch (1824) und Rotteck (1826) 
über die neueſte Zeitgeſchichte gedenken der Reden überhaupt nicht. Das⸗ 
ſelbe gilt von dem 17 bändigen Biographienwerk Chriſtian Haſſes (1816 ff.), 
von den „Denkmälern verdienſtvoller Deutſcher (1828), von den „Bio⸗ 
graphiſchen Aufſätzen“ Ludwig Wachlers (1835) und von Baſſewitz „Die 
Kurmark Brandenburg“ (1851). 

Unter den Hiſtorikern, die die Zeit 1808 —13 als Er wachſe ne erlebt 
haben, ſtellt nur einer die Wahrheit auf den Kopf, der Liberale Fried» 
rich Schloſſer, geb. 1776. In ſeiner „Geſchichte des 18. Ihdts. und 
des 19. bis zum Sturze des Kaiſerreichs“ (1848) behauptet er: „Fichte 
war ganz im eigentlichen Sinne Volksredner und predigte den heiligen 
Krieg“ (Bd. 7, S. 926). Erſteres muß jeder ablehnen, der Fichtes Reden, 
und zwar mehr als die erſte Rede, geleſen hat. Letzteres iſt eine Unwahr⸗ 
heit. Von den fünf Stellen, die Schloſſers Behauptung widerlegen, ſei 
hier eine aus der 12. Rede angeführt: „Es wird hier nicht angeregt zu 
ruheſtörenden Auftritten; es wird vielmehr vor dieſen als ſicher zum Ver⸗ 
derben führend gewarnt.“ 

Der 1795 geborene Leopold von Ranke hat in ſeiner Bearbeitung 
der „Denkwürdigkeiten des Staatskanzlers von Hardenberg“ (1877) 
Fichtes Reden keine Stellung eingeräumt. 

Die ſpäter geborenen Hiſtoriker haben alle das übliche Bild über⸗ 
nommen, z. T. unter Übertreibungen, die daran zweifeln laſſen, daß ſie 
die Reden jemals ganz geleſen haben. Nur Friedrich Bülau (geb. 1805) 
in feiner „Geſchichte Deutſchlands von 1806 —30“ (1842) wagt es, feinem 
Lobpreis der Reden die Bemerkung anzufügen: „Doch mag ihr Haupt- 
eindruck erſt in ſpätere Zeit gefallen ſein.“ 
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Trotzdem ijt es möglich, auch aus den Werken der ſpäter geborenen 

Hiſtoriker und Schriftſteller Außerungen anzuführen, die insgeſamt die 
Wahrheit über Fichtes Reden ergeben. 
Den Ge iſt, in dem die Reden geſchrieben find, kennzeichnet Fichtes 
Sohn (F.'s Reden 1871) mit den Worten: „Die Geſinnung, welche das 
Ganze durchdringt, iſt eine durchaus demokratiſche.“ Kuno Fiſcher 
ſchreibt: „Der Kosmopolitismus der Wiſſenſchaftslehre und der Patriotis⸗ 
mus der Reden ſind ein und derſelbe Begriff.“ Faſt gleichlautend Windel⸗ 
band: „Dieſer Patriotismus der Reden gleicht dem Kosmopolitismus, wie 
ein Zwillingsbruder dem anderen.“ Über die zwei „Dialoge über Patriotis⸗ 
mus", aus denen nach Fichtes Brief vom 31. Juli 1807 die Reden heraus⸗ 
gewachſen ſind, ſagt Fr. Meinecke: „Wollte man den in dieſen beiden 
Dialogen ſich ausſprechenden Nationalgedanken kleinlich interpretieren, 
ſo würde man ſagen, daß er in erſter Linie ein Vehikel für die Verbreitung 
Fichteſcher Philoſophie ſein ſollte, und daß ſein Bild der Nation im Grunde 
nichts anderes ſei als der erweiterte Philoſoph Fichte ſelbſt.“ 

Von der Fichteſchen Darſtellungsweiſe ſagt Eucken, daß ſie bei 
aller Wucht und Kraft „kein Muſterbild des Geſchmacks ſein kann“. Karl 
Klüpfel ſchreibt: „Es waren keine eigentlich politiſchen Reden, ſondern 
nur abſtrakte Theorien einer deutſchen nationalen Erziehung.“ Daß ſie 
auch für gebildete Leſer „in ihren Hauptpartien nicht faßlich genug“ ſeien, 
urteilt Erich Schmidt. (Internat. Wochenſchrift 1908.) 

Über den Inhalt orientieren folgende Sätze. Eucken: „Das ge⸗ 
lehrte Wiſſen des großen Redners ſtand nicht einmal auf der Höhe ſeiner 
eigenen Zeit.“ „Der Inhalt reizt uns oft zur Kritik und zum Wider⸗ 
ſpruch.“ „Was an Vorſchlägen zur Rettung geboten wird, war weder 
damals eines direkten Eingreifens fähig, noch iſt es dies heute.“ J. H. 
Fichte: „Hier, wie überall ſonſt, war es von ihm nicht auf eine plötzliche 
Umwälzung oder auf äußere Gewalt abgeſehen; einem ſo unſicheren 
Erfolge wollte er die Rettung des Vaterlandes nicht anvertrauen.“ Win⸗ 
delband: „Sein Deutſchland liegt in Utopien.“ 

Den geringen Widerhall der Reden während der Jahre 1808 —13 
hat Jürgen Bona Meyer bereits 1862 feſtgeſtellt, indem er ſagte, 
es ſei ſeltſam, daß in Briefen und Schriften der Zeit ſo wenig darüber 
zu finden ſei. 

Die Tatſache, daß nach den Befreiungskriegen liberale Kreiſe irre⸗ 
führende Behauptungen aufgeſtellt haben, bezeugt Treitſchke mit den 
Sätzen: „Die Redner des Liberalismus und die Schriftſteller des jungen 
Deutſchland haben der feſten Überzeugung gelebt, die neue Ordnung 
der Dinge ſei eigentlich von ihnen geſchaffen, die Staatsmänner und 


Die Wirkung der Reden Fichtes. 87 


Soldaten hätten nur ausgeführt, was ſie ſelber ſo viel ſchöner und größer 
gedacht“ (I, 308). „Bald ward jeder als ein Reaktionär angeſehen, der 
noch der Wahrheit gemäß bekannte, daß die Preußen ſich ſchlicht und 
recht auf den Ruf ihres Königs erhoben hatten, um den heimiſchen Boden 
vom Landesfeinde zu ſäubern und die Ehre ihrer alten königlichen Fahnen 
wiederherzuſtellen.“ (II, 103.) 

Als Bismarck im Vereinigten Landtage zum erſten Male zu län⸗ 
geren Ausführungen das Wort ergriff (17. Mai 1847), geſchah dies, um 
der auf Fichtes Reden geſtützten liberalen Geſchichtsauffaſſung entgegen⸗ 
zutreten: „als ob die Bewegung des Volkes von 1813 anderen Gründen 
zugeſchrieben werden müßte und eines anderen Motivs bedurft hätte, 
als der Schmach, daß Fremde in unſerem Lande geboten“. Noch in 
ſeinen „Gedanken und Erinnerungen“ (I, 36) bekennt ſich Bismarck zu 
ſeinen damals geſprochenen Worten: „Ich habe immer geglaubt, daß die 
Knechtſchaft, gegen die 1813 gekämpft wurde, im Auslande gelegen habe; 
ſoeben bin ich aber belehrt worden, daß ſie im Inlande gelegen hat, und ich 
bin nicht ſehr dankbar dafür.“ 

Noch heute ſind die auf Fichtes Reden zurückgehenden „Partei⸗ 
legenden“ (Treitſchke II, 387) in wiſſenſchaftlichen Kreiſen herrſchend. 
Es iſt kein Zufall, daß die zwei Bücher des Freiherrn v. d. Goltz „Von 
Roßbach bis Jena“ und „Von Jena bis Preußiſch⸗Eylau“ noch heute 
nicht im „Gebhardt“ als Quellen verzeichnet ſind! Max Lenz hat zu 
Unrecht von ſich auf andere geſchloſſen, wenn er 1910 ſchrieb: „Mit wach⸗ 
ſender Deutlichkeit nehmen wir wahr, daß die dunklen Schatten, 
welche das überlieferte Bild des preußiſchen Ancien regime 
bedecken, im weſentlichen durch die Parteien hineingetragen 
worden ſind.“ | | 
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Beiträge zur Geſchichte Preußens zur Zeit der Befreiungskriege, 
„Über den Tugendbund“ und „Preußiſche Charaktere“ von Karl v. Woltmann. 
Mitgeteilt von Franz Hadamowsky. 


Der Verzicht Franz I. auf die Krone des heiligen römiſchen Reiches 
deutſcher Nation (1806) war praktiſch von geringer Bedeutung, doch 
ſtaatsrechtlich wichtig, weil damit der Verzicht des Kaifers von Oſterreich 
auf die Herrſchaft über das Deutſche Reich ausgeſprochen war. Das ſchloß 
aber einen deutſchen Staatenbund mit Oſterreich als leitender Macht — 
worauf die Abſichten der öſterreichiſchen Politik abzielten — keineswegs 
aus, doch traten dieſe Fragen bis 1814 in den Hintergrund, um ſofort nach 
der ſiegreichen Beendigung des Freiheitskrieges in verſtärktem Maße 
wieder aufzutauchen. Aus dem Kriege war nicht nur Oſterreich, ſondern 
als zweite deutſche Macht Preußen ſiegreich hervorgegangen. Die Gegen⸗ 
ſätze zwiſchen beiden Mächten verſtärkten ſich in den folgenden Jahrzehn⸗ 
ten und fanden ihre Austragung 1866, wo Oſterreichs Einfluß in Deutſch⸗ 
land gänzlich ausſchied. 

Oſterreichs Politik zielte vor allem auf Stärkung ſeiner Stellung im 
deutſchen Staatenbunde. Eines der Mittel, mit denen man dieſes Ziel 
zu erreichen ſtrebte, war die Beeinfluſſung der öffentlichen Meinung 
im Sinne eines Großdeutſchlands mit Oſterreich als führender Macht. 
Metternich ſuchte zu dieſem Zwecke angeſehene Schriftſteller in den 
Dienſt Oſterreichs zu ziehen, die ſcheinbar objektiv ihre Darſtellungen 
der Geſchichte und Berichte über laufende Ereigniſſe zu bringen hatten; 
ein folcher war Karl von Woltmann. 

Woltmann war Profeſſor der Geſchichte an der Univerſität Jena 
und ging dann nach Berlin, wo er die diplomatiſche Vertretung Ham⸗ 
burgs, Bremens und Lübecks beim Berliner Kabinett übernahm; nach 
Einverleibung der drei Hanſaſtädte in Frankreich trat er in den Dienſt 
des Fürſtprimas Dalberg. In Berlin machte er (wie die Berichte er⸗ 
zählen) trotz ſeiner Einkünfte von 6— 7000 Thalern rheiniſch bedeutende 
Schulden, deren Begleichung er mit Hinweis auf ſeinen diplomatiſchen 
Charakter ſtets hinauszuſchieben wußte, bis ihn ein Exekutionsbefehl des 
Juſtizminiſters von Kircheiſen und eine literariſche Fehde mit Johannes 
von Müller zwang, Berlin zu verlaſſen. Er wendete ſich nach Ofterreich 
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und wählte Prag als Aſyl, wo er mit dem Oberſtburggrafen von Böhmen, 
Grafen Kolowrat, bekannt wurde. Schon während ſeiner Tätigkeit als 
Diplomat hatte er durch Baron Binder Nachrichten über preußiſche Ver⸗ 
hältniſſe an Metternich gelangen laſſen und Graf Kolowrat benützte ihn 
mit ſehr gutem Erfolge; er „hielt es für zweckmäßig, Woltmann durch die 
Verſicherung, daß die öſterreichiſche Staatsverwaltung ſeine Verdienſte 
gewiß zu würdigen wiſſe, zu einer fortgeſetzten, dem Intereſſe derſelben 
zuſagenden Wirkſamkeit anzueifern“. Kolowrat folgte ihm auch eine 
Remuneration von 500 fl. aus, und da Woltmann „hſeitdem einige⸗ 
mal ſeinen Wunſch zu erkennen gab, durch eine ſtabile Anſtellung ſeine 
Exiſtenz geſichert, und ſich ſelbſt an Oſterreich noch feſter geknüpft zu 
ſehen“, forderte Kolowrat ihn auf, „hierüber ſeine Anſichten ſchriftlich 
mitzuteilen, ohne ſich übrigens mit ihm im vorhinein über Bedingungen 
einzulaſſen, unter denen er in kaiſerlich öſterreichiſchen Staatsdienſten 
gebraucht werden könnte“. Woltmann folgte der Aufforderung und legte 
(am 13. September 1814) feine Abſichten und Forderungen in einem Schrei⸗ 
ben an Kolowrat dar: „Indem es mir alſo nicht an Verbindungen fehlen 
kann, ſowohl mit Geſchäftsmännern als Gelehrten, politiſchen und lite⸗ 
rariſchen Inſtituten, um auf die öffentliche Meinung, vorzüglich in Nord⸗ 
deutſchland einzuwirken, darf ich hinzufügen, wie ich längſt aus der deut⸗ 
ſchen Geſchichte das Reſultat geſchöpft habe, wie trotz aller Modifikatio⸗ 
nen, die das deutſche Syſtem erlitten hat, und erleiden mag, es ſich zum 
Heil von Deutſchland endlich ſo ſetzen werde, daß die deutſche Nation 
ein Ganzes von Bundesſtaaten unter der Oberhauptmannſchaft von 
Oſterreich, und dieſes mächtiger ſei in demſelben als jemals. Zwar mit 
der feinſten Schonung und Berechnung der jedesmaligen Zeitverhältniſſe, 
aber doch unabläſſig, muß die öffentliche Meinung von jedem einſichts⸗ 
vollen deutſchen Patrioten jenem Reſultate gemäß bearbeitet werden. 
Alles daher, was zu Oſterreichs Ruhm gereicht, auf das mannigfaltigſte 
und nach den jedesmaligen Abſichten der Regierung zu verbreiten und 
darzuſtellen, durch Werke und Blätter, die ich ſelbſt im Inlande heraus⸗ 
gebe, oder alſo ohne meinen Namen, als wären ſie im Ausland erſchienen, 
und beſonders durch meine Teilnahme an ausländiſchen öffentlichen Blat- 
tern, würde mir dennoch ein angenehmer Beruf fein, für deſſen eifrigite 
Erfüllung mich das Vertrauen der öſterreichiſchen Regierung begeiſterte. 

Wünſchenswert ſchiene mir in dieſem Falle, daß mir Prag zu mei⸗ 
nem beſtimmten Aufenthalt angewieſen würde, weil von hier aus leichter, 
als von irgend einem andern Punkt der öſterreichiſchen Monarchie, auf 
das nördliche Deutſchland gewirkt werden kann. Es bedarf übrigens keiner 
Erwähnung, daß ich an jeglichem Orte und in jeglichem Geſchäft, welches 
mit meinem Beruf und mit meiner Tauglichkeit irgend in Beziehung 
ſteht, den allerhöchſten Befehlen gemäß tätig ſein werde. 

Ein vorzügliches Mittel, die Gemüter der deutſchen Nation immer 
ſtärker an das öſterreichiſche Kaiſerhaus zu feſſeln, ſcheint mir die lebendige 
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Darſtellung der Geſchichte desſelben. Da die Hiftorie außerdem die Wiſ⸗ 
ſenſchaft iſt, zu welcher ich mich gleichſam öffentlich bekannt habe, wünſchte 
ich bei dem obigen, bisher geſchilderten Beruf auch die Beſtimmung zu 
erhalten, mich als kaiſerlich öſterreichiſchen Hiſtoriographen tätig zu be⸗ 
weiſen. 

Es iſt dabei noch eine Rückſicht: Fügte es ſich, daß das hohe Departe⸗ 
ment der auswärtigen Angelegenheiten oder das Polizeiminiſterium 
mich in das Ausland ſendeten, um an Ort und Stelle Erkundigungen 
über Ereigniſſe, Verhältniſſe, politiſche Abſichten einzuziehen: ſo ver⸗ 
möchte ich dergleichen gewiß am füglichſten unter dem Titel hiſtoriſcher 
Bemühungen. 

Jener Beruf, auf die öffentliche Meinung in Deutſchland zu wirken, 
erforderte wegen der mannigfaltigen Verzweigung des Geſchäftes, wegen 
der öffentlichen Blätter und Quellen, die man beſitzen muß, wegen der 
ausgebreiteten Korreſpondenz, inſonderheit wegen Beſoldung eines li⸗ 
terariſch gebildeten Privatſekretärs, deſſen ich bei dem umfaſſenden Ge⸗ 
ſchäft nicht entbehren könnte, endlich wegen der Beziehungen zu den 
Vorſtehern und Redakteuren von politiſchen und literariſchen Inſtituten 
einen beträchtlichen Aufwand, der ſich zum Teil nicht einmal in Rechnung 
bringen ließe. 

Ich würde dieſen Aufwand ganz auf mich nehmen, wenn die aller⸗ 
höchſte Gnade ſeiner kaiſerlich⸗königlichen Majeſtät mir bei Erteilung des 
obgeſchilderten Berufes die gewöhnliche Beſoldung eines k. k. Hofrates 
zuzuſichern geruhte.“ 

Graf Kolowrat ſandte Woltmanns Schreiben (am 19. Oktober 1814) 
an den Präſidenten der Polizei⸗ und Zenſurhofſtelle, Freiherrn von Haager, 
und fügte bei, daß „die Gewandtheit, die Woltmann in literäriſchen Auf⸗ 
ſätzen beſitzt, und die bedeutenden Konnexionen dieſes Schriftſtellers, 
gerade in Norddeutſchland, mich umſo weniger die Vorteile verkennen 
laſſen konnten, die von einer tätigen Verwendung Woltmanns zugunſten 
Oſterreichs erwartet werden dürfen, als ſelbſt ſeine bisher bewieſene An⸗ 
hänglichkeit an das Intereſſe unſerer Monarchie dieſe Erwartung noch 
beſonders verbürgt... Hat Woltmann dieſe Bedingungen zu hoch ge- 
ſpannt, jo glaube ich dennoch, daß er ſich auch zu billigern verſtehen würde. 
Ich erlaube mir noch zu bemerken, daß Woltmann nach ſeiner Verſiche⸗ 
rung von der preußiſchen Regierung bereits wiederholte Anträge erhalten 
hat, die er dann annehmen würde, wenn er ſeine Exiſtenz in dem öſter⸗ 
reichiſchen Staate nicht geſichert ſehen ſollte.“ Haager leitete alles an den 
Staatskanzler Metternich weiter (23. Oktober), der meinte (2. November), 
daß „die Akquiſition eines ſo fähigen und durch ſeine Schriften im Aus⸗ 
lande bereits bekannten Gelehrten allerdings vorteilhaft ſein würde“, 
doch ſolle vor der Erſtattung eines Berichtes an den Kaiſer das Ergebnis 
der Verhandlungen Kolowrats mit Woltmann wegen Minderung ſeiner 
Anſprüche abgewartet werden. Kolowrat erhielt darauf (5. November) 
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den Auftrag, mit Woltmann zu unterhandeln; er meinte, daß die Sache 
ſehr geſchickt eingefädelt werden müſſe, weil man bei Nichtbewilligung 
ſeiner Wünſche in Woltmann ſtatt eines Freundes einen Feind Oſterreichs 
bekomme und riet zu einem Gubernialratsgehalt. Haager berichtete die 
ganze Angelegenheit dem Kaiſer (18. November), der entſchied (28. No⸗ 
vember): „Vor allem werden Sie über Woltmanns frühere Verhältniſſe, 
über ſeine literäriſchen Verbindungen, über ſeine allfällige Teilnahme 
an geheimen Geſellſchaften und die Urſache ſeiner Entfernung aus den 
Preußiſchen Staaten ſorgfältige Erhebungen veranlaſſen, um ſohin den 
weiteren Vortrag zu erſtatten.“ Die Berichte förderten nun allerlei für. 
Woltmann keineswegs günſtige Einzelheiten zutage: ſein Schuldenmachen, 
Teilnahme an Tiſchgelagen der Freimaurer, ziemlich ſkrupelloſe Mittel 
zur Geldbeſchaffung und Ahnliches, in den Augen eines öſterreichiſchen 
Staatsmannes ſehr Belaſtendes. Metternich aber blieb (am 5. Jänner 
1815) bei ſeiner Meinung, daß Woltmanns Gewinnung „unter billigen 
Bedingungen“ vorteilhaft ſei. 

Auch Haager meinte in ſeinem Vortrag an den Kaiſer, dem eine 
Reihe ſchriftſtelleriſcher Arbeiten Woltmanns beigegeben waren: „In 
einem Zeitpunkte, wo Preußen alle Mittel anwendet und ſoviele 
Federn in Bewegung ſetzt, um ſeinen Einfluß in Deutſchland immer 
mehr zu vergrößern, iſt es für Oſterreich unſtreitig doppelt wichtig, 
durch Verbreitung zweckmäßiger Aufſätze dieſem Streben Preußens 
entgegenzuarbeiten, und ſein eigenes Anſehen zu erhalten und zu 
befeſtigen. Woltmann ſcheint hiezu vollkommen geeignet.“ Auf dieſen 
Vorſchlag erging am 4. Mai 1815 die Entſcheidung Franz I.: „Als eine 
Belohnung für ſeine bereits gelieferten ſchriftſtelleriſchen Arbeiten be⸗ 
willige Ich dem Woltmann eine Belohnung von 1000 fl. W. W. und 
geſtatte, daß ihm, ohne irgendeinen öffentlichen Dienſtcharakter, wozu 
ihm durchaus keine wie immer geartete Verſicherung zu erteilen iſt, ein 
jährlicher Gehalt von 2000 fl. unter der Bedingung angewieſen werde, 
daß er dieſen Gehalt im Inlande zu verzehren und ſein Schriftſtellertalent 
vorzüglich zum beſten Meiner Monarchie und zwar nach den Angaben, die 
ihm insbeſondere darüber zukommen würden, zu verwenden habe. Im 
Falle er beſonders gelungene Arbeiten liefern würde, behalte Ich Mir vor, 
ihm dafür beſondere Remunerationen im Gelde zu bewilligen. Dieſe Ent⸗ 
ſchließung iſt ſowohl Meinem Hofkammerpräſidenten als Meinem Präſi⸗ 
denten der Polizei Hofſtelle mitzuteilen und iſt überhaupt bei Woltmann 
eine umſo größere Vorſicht anzuwenden, als ſeine früheren Schriften 
zum Teil anſtößig und in politiſcher Hinſicht bedenklich waren.“ 

Nur zwei Jahre ſtand Woltmann als Schriftſteller in öſterreichiſchen 
Dienſten; er ſtarb ſchon am 19. Juni 1817 in Prag; fein Tod traf die 
geheime Hof⸗ und Staatskanzlei umſo empfindlicher, „als derſelbe gerade 
in der Bearbeitung eines Werkes begriffen war, welches die öffentliche 
Verwaltung in jeder Beziehung intereſſieren mußte, obgleich es ander⸗ 
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ſeits nicht wohl ausführbar war, feinen nur nach ſehr allgemeinen Grund⸗ 
linien bezeichneten Plan ſo wie er es erwartet hatte, im voraus zu ſank⸗ 
tionieren.“ Woltmanns Witwe Karoline erhielt eine jährliche Penſion 
von 600 fl. W. W. 

Der Schwerpunkt des ſchriftſtelleriſchen Wirkens Woltmanns liegt 
in der Zeit vor ſeinem Eintritt in öſterreichiſche Dienſte, worauf nicht 
näher eingegangen werden ſoll. Eine Reihe größerer Werke (Geſchichte 
Frankreichs und Großbritanniens, Fortſetzung von Schillers Geſchichte 
des Dreißigjährigen Krieges) und viele Zeitſchriftenbeiträge (vor allem 
in Schillers Thalia und den Horen) zeigen ihn als Hiſtoriker und 
als Dichter. Unmittelbar vor dem Eintritt in den öſterreichiſchen Dienſt 
und als Empfehlungsſchriften verfaßte er: „Über den Büchernachdruck 
in Oſterreich“ („unter der Verkleidung eines preußiſchen Kuriers“), 
Grundideen der Politik der öſterreichiſchen Monarchie“, „Die alte Frau 
Nemeſis, welche auf ihrer Krämerwage Szepter und Schwert ausfeilſcht“ 
(gegen Ludens Aufſatz „Buonaparte und Woltmann“, „Akten und tat⸗ 
mäßige Widerlegung einiger der gröbſten Unwahrheiten und Verleum⸗ 
dungen, welche in der Schrift: Blicke auf Sachſen, ſeinen König und ſein 
Volk . .. enthalten find.” Nur zur Information für die geheime 
Staatskanzlei (Metternich) entſtanden 1815 (zweite Hälfte) auf Anregung 
des Wiener Hofes zwei Arbeiten: „Über den Tugendbund“ und „Preu⸗ 
ßiſche Charaktere“, welche im Manuſkript im Archiv des Bundesminiſte⸗ 
riums des Innern und der Juſtiz in Wien lagen und bei der Einäſche⸗ 
rung des Juſtizpalaſtes am 15. Juli 1927 ebenſo wie die ſonſt hier 
benutzten Akten wahrſcheinlich zugrunde gingen. 

Am 29. Juli 1815 erſuchte Haager den Oberſtburggrafen Kolowrat, 
Woltmann zu einem Aufſatz über den Tugendbund zu beſtimmen, der 
ſchon am 7. Auguſt dem Kaiſer vorgelegt wurde. Unmittelbar darauf 
forderte Hager Kolowrat auf, Woltmann dazu zu benützen, „ſolche Notizen 
zu liefern, welche in diplomatiſch⸗polizeilicher Hinſicht von Intereſſe für 
die öſterreichiſche Staatsverwaltung ſein können“. „Da Woltmann — 
ſchreibt Graf Kolowrat am 24. Auguſt 1815 — in manchfachen Verhältniſſen 
in Norddeutſchland vorzüglich aber in Preußen ſteht, ſo ſchien es mir 
zweckmäßig, ihn in dieſer Beziehung zu benützen, und ich forderte ihn 
nuf, mir eine getreue Charakteriſtik der wichtigſten Perſonen, welche 
dermal an der Zivil- und Militärverwaltung im preußiſchen Staate An⸗ 
teil nehmen, zu liefern und dabei ihre Verhältniſſe zu dem König und 
untereinander mit möglichſter Verläßlichkeit zu berühren. Im Anſchluſſe 
überſendet mir von Woltmann den Anfang einer Galerie preußiſcher 
Charaktere, welche mir nicht ganz ohne Intereſſe zu ſein ſcheint.“ Der 
erſte Teil der „preußiſchen Charaktere“ ſcheint den Beifall der Auftrag⸗ 
geber gefunden zu haben, denn am 1. September forderte Haager den 
Grafen Kolowrat auf, Woltmann zur Fortſetzung zu ermuntern; dieſer 
Brief langte ein wenig ſpäter in Prag an, als eine am 29. Auguſt aus 
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Prag abgeſendete Fortſetzung der Arbeit in Wien eintraf. Am 4. Sep⸗ 
tember ſchreibt Haager an Kolowrat, er wünſche nähere Auskünfte über 
Gneiſenau, Schuckmann, Jacobi⸗Klöſt, Kircheiſen, Beyme, Blücher, 
Vork, Tauentzien, Bülow, Ziethen, Kleiſt u. a. Die gewünſchten Dar- 
ſtellungen überſendete Kolowrat am 24. September; am 13. Dezember 
folgten als Nachtrag die Berichte über Gneiſenau, Luiſe von Preußen 
und Raumer, womit das Ganze abgeſchloſſen war; der Kaiſer las kurz 
nach dem Eintreffen die einzelnen Teile und übergab ſie dann Metternich. 

Woltmann gibt in ſeinen Aufſätzen meiſt eine kurze Charakteriſtik 
der beſprochenen Perſönlichkeit, ſchildert ihre Stellung im preußiſchen 
Staate, zu einer Vorherrſchaft Preußens in Deutſchland, zu Rußland, 
zu einer Konſtitution, die zum Schluſſe die Möglichkeit der Gewinnung 
für Oſterreich (durch Beſtechung uſw.) zu behandeln. 


Aber den Tugendbund. 

Die erſte Idee zu demſelben faßte der Staatsminiſter Baron Stein 
während der drangvollen Zeit, die der preußiſche Hof nach dem Frieden 
zu Tilſit in Königsberg verlebte, und mit ihm zugleich pflegten, entwickel⸗ 
ten vorzüglich in Hinſicht auf das Militär den erſten Entwurf derſelben, 
General Scharnhorſt und Obriſt Gneiſenau. Die Statuten, welche ſich 
der Bund gab, und nicht ganz geheim gehalten hat, beſtehen in ſo all⸗ 
gemeinen, an ſich untadelhaften Sätzen, daß ſie einzig durch einen be⸗ 
ſonderen Sinn, welchen man in ſie legte, zum Mittelpunkt einer beſon⸗ 
deren Verbindung werden konnten; und dieſer beſondere Sinn war kein 
anderer, als daß die Statuten wider das napoleonſche Syſtem gerichtet 
waren, welches man als den Gegenſatz aller Tugend anſah. 

Der gemeinſchaftliche Haß wider den Machthaber Frankreichs, alſo 
eine Geſinnung war das eigentliche Geſetz, was alle Glieder des Tugend⸗ 
bundes zuſammenhielt, und für eine große Zahl derſelben hat ſich gewiß 
nie ein anderes Band gebildet. Aber beſondere Elemente ſind von Anfang 
an in dem Bunde ſichtbar geweſen. Unter denſelben war das wichtigſte 
die Partei, welche die Überzeugung hatte, daß der König nicht Energie 
genug beſitze, um das franzöſiſche Joch abzuſchütteln, und der Tugendbund 
ſich zu Maßregeln, einen kräftigeren Willen auf den preußiſchen Tron 
zu ſetzen, vorbereiten und gefaßt machen müſſe. Man ſah dabei auf den 
zweiten Bruder des Königs, den Prinzen Wilhelm von Preußen, dem 
es an Ehrgeiz und Unzufriedenheit mit dem König nicht fehlt, nicht an 
Willen zu herrſchen, doch gewiß an Talent dazu: ſeine Gemahlin 
iſt die beſondere Freundin des Freiherrn von Stein und voll von Vor⸗ 
ſtellungen von einer gewiſſen deutſchen Tugend. Durch das Glück der 
königlichen Waffen wider Frankreich iſt dieſe Partei des Tugendbundes 
wohl für immer beſchwichtigt, wenn ſie nicht durch Entwicklungen im 
Innern des preußiſchen Staates veranlaßt wird, ſich mit einer anderen 
Partei zu vereinigen. Man könnte dieſe zweite die konſtitutionelle nennen. 
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Die größten Köpfe des Tugendbundes, der Staatsminiſter Stein, 
der geheime Staatsrat von Schön, der Staatsrat von Rehdiger gehen bei 
allem ihrem politiſchen Streben von einer umfaſſenden und nach meiner 
Anſicht zu mächtigen Repräſentation des Volkes aus. Daß der König je 
Neigung für eine ſolcher Volksrepräſentation entſprechende Konſtitution 
haben könnte, bezweiflen ſie mit Recht. Dieſe Partei iſt bei weitem 
die größte und energiſchſte in Preußen und hat ſich ſehr über Deutſchland 
verbreitet. Gegen die Staatsverwaltung des Freiherrn von Hardenberg 
iſt ſie äußerſt erbittert und würde ſie ohne Zweifel ſchon geſtürzt haben, 
wenn nicht während derſelben, wiewohl ohne ihr Zutun, Glück und Ruhm 
der preußiſchen Waffen ſo ſehr geſtiegen wären. Indeſſen möchte der 
Gang der Entwicklungen im Innern, und die Ruhe, welche vielleicht dem 
preußiſchen Staate bald nach außen wird, den Freiherrn von Harden⸗ 
berg und ſeinen lockeren Anhang von unregelmäßigen und charakterloſen 
Staatsbeamten doch noch zu einem Kampfe mit jener konſtitutionellen 
Partei nötigen, wo dann wahrſcheinlich dieſe, welche der größten Achtung 
im Publikum genießt, die Oberhand behalten würde. Zwiſchen ihnen ſteht 
noch eine Partei, die ſich aber keineswegs aus dem Tugendbund entwickelt 
hat, ſondern ſich vielmehr mit Abneigung von ihm ſonderte. Ihr Haupt 
iſt der ehemals allmächtige geheime Kabinettsrat Beyme, welcher als 
ſolcher durch Baron Stein geſtürzt und durch ebendenſelben wieder zum 
Großkanzler erhoben, als ſolcher wiederum durch Hardenbergs Einfluß 
beſeitigt wurde. Seine Partei beſteht größtenteils aus juriſtiſchen und 
ſolchen Geſchäftsmännern, die eine regelmäßige und ſtrenge Geſchäfts⸗ 
führung ohne Exaltation der Steinſchen, ohne Schlaffheit der Harden⸗ 
bergſchen Staatsverwaltung lieben. Ihr Anſehen iſt groß, und Beyme 
hat das Vertrauen des Königs, welcher eines Staatskanzlers wie des 
gegenwärtigen immer bedarf und ſich nach Hardenbergs Abgang zu 
Beyme neigen wird, wenn nicht die konſtitutionelle Partei eine ganz 
neue Ordnung der Dinge hervorbringen ſollte. Als einen bedeutenden 
Nebenbuhler zur Erlangung der Macht und Würde eines Staatskanzlers 
muß der Großkanzler den jetzigen Geſandten zu Wien Freiherrn von Hum⸗ 
boldt betrachten. Ohne in engerer Verbindung mit dem Tugendbunde zu 
ſtehen, weil die kräftigſten Köpfe desſelben ſeinem Herzen und Charakter 
nicht trauen, wußte dieſer ihn ſchlau zu benützen und durch Frauen, die 
in ihm eine vorzügliche Rolle ſpielen, wie die Frau von Berg zu Berlin, 
eine vertraute Freundin der Königin, die intrigante Prinzeſſin Radziwill, 
hat er den Rang eines Staatsminiſters und den ſo wichtigen diplomati⸗ 
ſchen Poſten am kaiſerlich öſterreichiſchen Hof erhalten. Man berechnete 
bei feiner Ernennung nach Wien auf den Umſtand, daß er ſeit früher Ju⸗ 
gend ſowohl in literariſchem Bemühen, als in Ausſchweifungen ſehr genau. 
mit Herrn Gentz verbunden geweſen. Schwerlich wird er indeſſen ſeine 
Abſicht auf die Würde des Staatskanzlers durchſetzen, weil ſeine Perſön⸗ 
lichkeit dem König nie volles Vertrauen eingeflößt hat. Die eigentliche 
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konſtitutionelle Partei ftrebt ihm gleichfalls entgegen, weil fie weiß, daß 
er im Grunde ſeines Herzens über Konſtitutionen ſpottet, wiewohl er 
bei jeder Gelegenheit tätig iſt, konſtitutionelle Entwürfe zu machen, wie 
auch diejenigen, die Preußen während des Kongreſſes über eine Deutſche 
Verfaſſung eingegeben hat, von ihm herrühren. 

Ich habe ſchon bemerkt, daß die konſtitutionelle Partei des Tugend⸗ 
bundes ſich ſehr in Deutſchland verbreitet habe. Dies bringt mich auf eine 
dritte Partei, die man im Tugendbunde unterſcheidet, und füglich die 
deutſche nennen könnte. Sie geht von der Anſicht aus, daß durch ganz 
Deutſchland eine Revolution bewirkt würde, eine Konſtitution bezweckt 
fein ſolle, deren Seele Preußen fein müſſe; welches demnach Oſter⸗ 
reich gänzlich um ſeinen Einfluß und ſein Anſehen in Deutſchland brin⸗ 
gen ſolle. 

Schwerlich darf man den Baron Stein als das Haupt dieſer Partei 
betrachten, obgleich er der erſte Stifter auch von ihr zu nennen iſt. In 
einer einzigen vertrauten Unterredung, die ich kurz vor ſeiner Flucht 
nach Böhmen mit ihm hatte, äußerte er den Gedanken, daß die alten 
Regierungen in Deutſchland geſtürzt werden müßten, wenn in demſelben 
etwas Erſprießliches werden ſollte, und ſpäterhin verfolgte er die Idee, 
dieſe Umgeſtaltung Deutſchlands durch Scheidung desſelben in ein nörd⸗ 
liches und ſüdliches Syſtem, jenes unter Preußen, dieſes unter Oſterreich, 
vorzubereiten. Wo ich noch in irgend eine ſchriftliche Berührung mit 
ihm kam, habe ich ebenſo wie in meinen politiſchen Rezenſionen in der all⸗ 
gemeinen Jenaiſchen Literaturzeitung dieſe Idee als die verderblichſte 
für Deutſchland beſtritten, und ich bringe hier in Erfahrung, daß Baron 
Stein auf ſeiner Rückreiſe vom Kongreß gegen den Herrn Grafen Franz 
Sternberg vertraut eröffnet habe, wie er dem preußiſchen Intereſſe weni⸗ 
ger als ſonſt ergeben ſei, das Intereſſe des Kaiſers von Rußland aus Dank⸗ 
barkeit nach ſeinen beſten Kräften wahrnehme, aber für Deutſchland kein 
Heil ſehe, als wenn Oſterreich mit wahrhaft kaiſerlicher Gewalt an die 
Spitze aller Deutſchen Kräfte träte. Alſo darf er nicht mehr als Haupt 
oder Genoſſe der deutſchen Partei des Tugendbundes betrachtet werden, 
die ſich wiederum in zwei verſchiedene Zweige zu teilen ſcheint, in ſolche 
nämlich, die auf eine demagogiſche Weiſe Deutſchland aufrühren und 
Preußen zum alleinigen Haupte desſelben machen wollen, wie Juſtus 
Gruner z. B., und in ſolche, welche wähnen, daß Preußen durch die Kraft 
ſeiner Intelligenz und ſeinen moraliſchen Gehalt ſich unabänderlich zum 
Haupte der Deutſchen erheben müſſe, wie z. B. der geheime Staatsrat 
und Hiſtoriker Niebuhr. An dieſe deutſche Partei ſchließt ſich der ganze 
überſchwengliche Übermut der Preußen, und ich habe noch neuerdings 
zu Teplitz Züge genug von einer Stimmung erfahren, nach welcher ſie 
Oſterreich ſelbſt durch Gewalt der Waffen zu zwingen geneigt ſind und 
zuverläſſig hoffen, daß es an Preußen ganzlich das Prinzipat in Deutſch⸗ 
land überlaſſe. 
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Ich bin nicht unterrichtet, bis zu welchem Grade die genannten Par⸗ 
teien des Tugendbundes, der als ein geordnetes Ganzes ſchwerlich je 
exiſtiert hat, jetzt gewiß nicht mehr exiſtiert, ſich eine beſtimmte innere 
Verfaſſung gebildet haben. Am wahrſcheinlichſten iſt mir noch der Cha⸗ 
rakter der Individuen, die ich aus allen Parteien des Tugendbundes 
kenne, daß ſie mehr durch Ahnlichkeit der Geſinnung, der Maximen, des 
Strebens als wie ein beſtimmter geheimer Orden zuſammengehalten 
werden. 

Von den Bemühungen des Tugendbundes, ſich im Auslande Be⸗ 
kenner zu werben, ſchien mir die Sendung des Adjutanten vom Prinzen 
Wilhelm von Preußen, eines Herrn von Hedemann, nach Wien beſonders 
merkwürdig. Nach feinen Vérhältniſſen und feiner Geſinnung gehörte er 
zu der erſtgenannten beſondern Partei des Tugendbundes. Da er aber 
für deren ohne Zweifel ſchon damals aufgegebenen Zweck im Jahre 1811 
unmöglich zu Wien etwas wirken konnte, ſo hat er wohl nur in dem all⸗ 
gemeinen angegebenen Geiſte des Tugendbundes gehandelt. Jetzt hat 
er ſich vermählt mit einer Tochter des Geſandten Humboldt, und geht 
wahrſcheinlich in deſſen Pläne ein. Bei dem Prinzen und der Prinzeſſin 
Wilhelm iſt er von beſonderem Gewicht. Im Übrigen muß ich hinzufügen, 
daß der Tugendbund ſeine Miſſionäre mit zu wenig Vorſicht wählte, 
als daß nicht vieles über ſie verlautet hätte, wenn ſie wirklich noch für 
beſtimmte Zwecke in Tätigkeit wären. Als dieſelben während des Beſtan⸗ 
des des ephemeren weſtphäliſchen Königreiches in demſelben tätig ſein 
ſollten, verrieten ſie zum Teil ihre Verbindungen daſelbſt dem weſtphäli⸗ 
ſchen Geſandten Baron Linden zu Berlin. 

Dies iſt alles, was ich nach meiner beſten Kunde und meinem beſten 
Gewiſſen E. E. über den Tugendbund berichten kann. Würde mir je ein 
Auftrag, den Gang der Parteien in Deutſchland zu beobachten, ſo würde 
ich es mit mehr Beſtimmtheit und Sicherheit vermögen, als zu einer Zeit, 
wo diplomatiſche Feſſeln, die mich von dem Napoleonſchen Syſtem nicht 
ganz unabhängig ſein ließen, trotz meiner echt deutſchen Geſinnung eini⸗ 
gen Argwohn gegen mich bei den Deutſchen erregen mußten. 


Preußiſche Charaktere, | | 


Um die Charaktere, welche in dem gegenwärtigen preußiſchen Staat 
von Einfluß, und wenn auch nicht in dieſem Augenblick von Wirkſamkeit, 
doch von Bedeutung ſind, in der gehörigen Beleuchtung zu ſehen, ſind 
einige Rückblicke notwendig. Indeſſen können dieſe ſchon geſchehn, indem 
man in der Abſicht, ſie zu tun, die Reihe der zu betrachtenden Charaktere 
ordnet. 

Der Großkanzler Beyme. 


Als im Jahr 1806 die preußiſche Monarchie einen gänzlichen Um⸗ 
ſturz erfahren ſollte, war ohne Zweifel der damalige geheime Kabinetts⸗ 
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rat Beyme der gewichtvollſte Mann in der Staatsverwaltung. König 
Friedrich der Zweite hatte mit Recht, ſobald er nur ſeine Perſönlichkeit 
und nicht die Zukunft der Monarchie berückſichtigte, ſein Kabinett zum 
Mittelpunkt der Regierung gemacht, von welchem aus ſie allein in Tätig⸗ 
keit geſetzt und gelähmt werden konnte. Seine Kabinettsräte waren nur 
expedierende Sekretäre. Sobald ihm Könige nachfolgten, die eine viel 
geringere Perſönlichkeit beſaßen, mußte die Beibehaltung des alten Ge⸗ 
ſchäftsganges denjenigen Kabinettsrat, welcher Ehrgeiz, Tätigkeit und 
allgemeinere Kenntnis der Geſchäfte genug beſaß, an die Stelle des Kö⸗ 
nigs ſetzen. Der Charakter des gegenwärtigen Königs von Preußen und 
die Eigentümlichkeit des geheimen Kabinettsrates Beyme vollendeten 
eine ſolche Erſcheinung. 

Jener mögte ein rechtſchaffener König ſein und gut regieren, fühlt 
aber, daß ihm dazu nicht nur die nötige Kenntnis und Gewandtheit des 
Geiſtes, ſondern auch Kraft und Luſt ſich fortdauernd anzuſtrengen in 
einem hohen Grade fehlen. Von der andern Seite hat er bei aller Schwä⸗ 
che ſeines Willens doch einen beſchränkten Eigenwillen, der ſich ſelbſt 
deſpotiſch fühlbar machen kann, und eine außerordentliche Scheu, ſeine 
Blößen irgend ſichtbar werden zu laſſen. 

Als Juriſt und Kammergerichtsrat ausgezeichnet, ward Beyme, ein 
geborner Berliner von gemeiner Herkunft, einem ſolchen König zum ge⸗ 
heimen Kabinettsrat beigeſellt. Schon ſeine ſtrenge juriſtiſche Form, die 
mit dem alten militäriſchen Pedantismus etwas Gleichartiges hatte, 
war imponierend für den Monarchen, welcher dieſem letzten ſehr ergeben 
war. Arbeitsluſtig, unermüdet, wenngleich ohne tiefere wiſſenſchaftliche 
Bildung, doch bewandert genug in allgemeiner Kunde von der menſch⸗ 
lichen Ausbildung, um vor einem König, der von ihr gar keine Ahndung 
hatte, über verſchiedenartige Regierungsgeſchäfte Kabinettsordres ab⸗ 
zufaſſen, gewann er bald das ganze Vertrauen desſelben und ward der 
Mittelpunkt aller Geſchäfte der Monarchie. Weil er indeſſen wahrnahm, 
daß Friedrich Wilhelm ein unbeſcheidenes Hinausgreifen über die ange⸗ 
wieſenen Grenzen nicht liebte, war er klug genug, ſich in die auswärtigen 
und militäriſchen Angelegenheiten nicht unmittelbar zu miſchen; allein 
auf den geheimen Kabinettsrat Lombard, welcher jene, und den General⸗ 
adjutanten Köckritz, welcher dieſe im Kabinett vortrug, hatte er den ſicher⸗ 
ſten Einfluß. 

Was die Politik anbetrifft, ſo waren zwei Hauptpunkte bei ihm be⸗ 
merklich: gegen Frankreich wollte er Preußen in einer Stellung ſehen, 
welche durch die zuverläſſige Hoffnung beſtimmt würde, daß die gänzliche 
Wiederherſtellung der Bourbons dereinſt ohnfehlbar erfolge; ſie alſo zu 
behaupten und zu befeſtigen, mögte ſein Streben ſein, wenn er auf die 
Politik Preußens wieder Einfluß bekäme; zweitens hegt er die Eiferſucht 
Preußens gegen Ofterreich, welche durch Friedrich den Zweiten den Preu⸗ 
Ben gleichſam natürlich geworden. Von dem Hochmut, von welchem dieſe 
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voll ſind, daß nämlich nur preußiſche Adminiſtration rüſtig genug ſei 
um die Kräfte der deutſchen Nationen zu handhaben, iſt freilich auch er 
nicht wenig angeſteckt; doch wird er ſich gern mit der Teilung eines deut⸗ 
ſchen Prinzipats zwiſchen Oſterreich und Preußen begnügen, und gibt 
ſich dem neueren Dünkel nicht hin, als könnte Preußen das erſtere ganz 
von dieſem Prinzipat verdrängen; denn wie ſeine Natur an ſich alle 
Übertreibung, fo haßt er feiner bisherigen Verhältniſſe wegen inſonderheit 
alle Meinungen, Geſinnungen und Anſichten, die aus dem Tugendbund 
hervorgegangen ſind. 

So wenig er mit der deutſchen Partei desſelben demnach zuſammen⸗ 

ſtimmt, ebenſowenig iſt er in Harmonie mit der konſtitutionellen. Er 
will nach dem alten preußiſchen Geiſt ſtrenge und beſtimmte Formen der 
Verwaltung, aber keine Verfaſſung, wodurch die königliche Macht be⸗ 
ſchränkt würde. In ſeinem Charakter iſt überaus viel Deſpotie und Härte, 
zu welchen ſich eine unbeugſame Rachſucht geſellt. | 
Ä Der Umſturz der preußiſchen Monarchie, und die neue Ordnung der 
Dinge, welche durch den Staatsminiſter Freiherrn von Stein begann, 
machten der alten Kabinettsregierung ein Ende. Bereichert durch Ge⸗ 
ſchenke des Monarchen ſelbſt oder durch ſolche, die er mit deſſen Genehmi⸗ 
gung von anderen annahm, tröſtete ſich Beyme auf ſeinem Landgute 
Steglitz bei Berlin über ſeinen Sturz mit dem gemeinſchaftlichen Sturz 
der Staatsminiſter oder Departementschefs, die er vom Kabinette aus 
eben nicht geſchont hatte, und von welchen der Freiherr von Hardenberg, 
der ihm am meiſten widerſtand, ihm der verhaßteſte war. 

Indem dieſer noch in Untätigkeit verharren mußte, ward er durch 
den Baron Stein, der ſeine juriſtiſchen Verdienſte ſchätzte, zum Groß⸗ 
kanzler befördert. Aber auch von dieſem Poſten mußte er in ſeine Ein⸗ 
ſamkeit zurücktreten, als Hardenberg die Rolle eines preußiſchen Staats⸗ 
kanzlers übernahm, und die übrigen Staatsminiſter faſt wie ſeine erſten 
Räte von ſich abhängig machte. Gewiß harrt Beyme auf den Augenblick 
der Rache, der vielleicht ſchon für ihn gekommen wäre, wenn die jetzige 
preußiſche Staatsverwaltung nicht durch das überſchwengliche Glück im 
Felde und in den auswärtigen Verhältniſſen unterſtützt würde. Sein 
kräftiger Ehrgeiz wird immer an dem alten langen Vertrauen des Königs 
zu ihm und an den vielen preußiſchen Geſchäftsmännern, welche durch 
ihn befördert ſind, bei jedem Verſuch, ſich des Staatsruders wieder zu 
bemächtigen, eine bedeutende Hülfe finden. Auch ſteht er noch ſo hoch in 
der Meinung des Publikums, daß diejenigen, welche im preußiſchen Staats⸗ 
dienſt emporkommen wollen, nicht leicht verſäumen, ihn in ſeiner Ein⸗ 
ſamkeit aufzuſuchen und ſich um ſeine Gunſt zu bewerben. 

Es ſcheint nicht, daß Oſterreichs Intereſſe dabei gefährdet würde, 
wenn Beyme nach dem Abgang Hardenbergs an die Spitze der preußi⸗ 
ſchen Verwaltung träte. Er würde diejenigen zähmen, welche Deutſch⸗ 
land gern in Verwirrung ſtürzen wollen, um das alleinige Prinzipat der 
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Deutſchen an Preußen zu bringen, wenn er gleich jede Vergrößerung 
Oſterreichs und ein reelles Kaiſertum desſelben über die deutſche Nation 
mit altem Argwohn anſehn würde. 


Der Staatsminiſter Freiherr von Stein. 


Nicht nur wegen der ehemaligen großen Rolle, welche der Freiherr 
von Stein im preußiſchen Staatsdienſte ſpielte, ſondern wegen der zahl⸗ 
reichen Bewunderer und Schüler, die in der preußiſchen Monarchie in 
ſeinem Geiſte tätig ſind und jeden Augenblick ſeiner Leitung zu Gebote 
ſein werden, muß man ihn als einen preußiſchen Staatsmann vom erſten 
Range auch für die Gegenwart betrachten, wo er auch leben und wirken 
möge. Der Hauptzug in ſeinem bisherigen Schaffen und Trachten, 
Feindſchaft wider das napoleoniſche Syſtem, darf nach den Ereigniſſen 
unferer Tage als aufgehoben angeſehen werden. Jetzt ſcheint die Haupt⸗ 
frage zu ſein: welche Rolle will Baron Stein in und für Preußen, in und 
für Deutſchland fortan ſpielen? 

In der preußiſchen Monarchie iſt für ihn kein Platz, ſolange Harden⸗ 
berg als Staatskanzler in Tätigkeit bleibt. Daß er gern an deſſen Stelle 
treten würde, iſt wohl nicht zu bezweifeln. Er hat ſich in dem preußiſchen 
Geſchäftsgang gebildet und iſt immer eifrig für denſelben geweſen. Sein 
eigentliches Werk, die neue Organiſation der preußiſchen Staatsverwal⸗ 
tung, welche die Einleitung zu einer wirklichen Konſtitution der Monarchie 
ſein ſollte, ſo mißverſtanden, durchlöchert, gemißbraucht zu ſehen, wie es 
jetzt im Preußiſchen der Fall iſt, dies ſchmerzet ihn ungemein, und er 
wünſcht gewiß auf das heißeſte, ſie wiederherzuſtellen, zu läutern, und 
den mit ihr begonnenen Plan zu vollenden, wozu er keine Hoffnung hat, 
wenn das preußiſche Staatsruder nicht wieder in ſeine Hände kommt. 
Allein nicht nur der Anſchein, daß Hardenberg die Welt noch nicht bald 
verlaſſen werde, ſondern vorzüglich trübt die Ausſicht Steins der Umſtand, 
daß der König ſelbſt ſeine Perſönlichkeit fürchtet und haßt. Zu barſch 
will auch ein gutmütiger Monarch ſeine Schwächen nicht gerügt wiſſen, 
und Empfindlichkeit iſt vielleicht das Einzige, was in der Seele dieſes 
Königs tiefe Wurzel ſchlägt. 

Mit obigen Bemerkungen, was der Baron Stein in Preußen iſt, 
ſein kann und ſein mögte, hängt genau die Beantwortung der Frage zu⸗ 
ſammen, was er für Preußen in Hinſicht auf deſſen auswärtige Verhält⸗ 
niſſe ſein will und kann? 

Solange er den preußiſchen Staat noch zur Befriedigung ſeines ge⸗ 
rechten Grimmes wider Napoleon nötig hatte, ward ſein altes Intereſſe 
für denſelben dadurch feſtgehalten, aber geſchwächt war es doch ſchon 
längſt durch ſeine Indignation über die Hardenbergſche Verwaltung, 
und durch die immer mehr erbitternde Wahrnehmung, wie wenig die 
Perſönlichkeit des Königs ſeine Arbeiten im Preußiſchen begünſtige. 
Früher hatte er das Syſtem, daß Oſterreich und Preußen Deutſchland 
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gleichſam in zwei Hälften ſcheiden und über jede mit gleicher Macht wal⸗ 
ten ſollten. Allmählich haben die nachdrücklichſten Vorſtellungen der am 
tiefſten ſehenden Männer, wie ein ſolches Syſtem Einheit und Eintracht 
in Deutſchland unmöglich mache, wie die deutſche Nation ein einziges 
kaiſerliches Oberhaupt mit reeller Macht haben müſſe, und nur Öfterreich 
dies ſein könne, um ſo mehr auf ihn gewirkt, je mehr ſein Intereſſe für 
Preußen und ſeine Hoffnung, deſſen Staatsruder wieder zu führen, im 
Abnehmen waren. Von dem Kongreß zu Wien iſt er den beſten Nachrichten 
zufolge mit einer Überzeugung fortgegangen, welche der kaiſerlichen Macht 
und dem wahren Intereſſe Oſterreichs in Deutſchland ſehr entſprach. 

Hieraus läßt ſich dann auch abnehmen, welche Rolle er in und für 
Deutſchland ſpielen mögte? 

In ſeiner Natur liegt, daß er gern eine Idee auffaßt, und in der 
Wirklichkeit auszuführen ſtrebt. Aus der deutſchen Geſchichte, die er 
ziemlich genau, doch immerhin nur einſeitig kennt, hat er die Idee von 
einer deutſchen Nation hergenommen, deren Wiederherſtellung ihm 
ſehr am Herzen liegt, zumal da er als alter Reichsfreiherr und unmittel⸗ 
barer Reichsritter gleichſam ſein perſönliches Intereſſe in dieſe Idee 
verwebt hat. Hiemit hängt zuſammen, daß er das deutſche Kaiſerhaus 
an der Spitze Deutſchlands gern mit einem Anſehen bekleidet ſähe, wel⸗ 
ches jenen Zeiten entſpräche, als die Stände des Reichs noch keine Sou⸗ 
veräne zum Abbruch der kaiſerlichen Macht geworden waren; welcher 
Zug in ihm nur eine Zeitlang durch den Eifer gelähmt werden konnte, den 
er als preußiſcher Geſchäftsmann für das Intereſſe Preußens hegte. 
Stein will alſo ein Mann der deutſchen Nation ſein, und 
könnte nach den bisherigen Erörterungen wohl dahin ge— 
bracht werden, dieſes ganz für Oſterreich zu fein. 

Mich dünkt, der erſte Schritt, welchen Oſterreich in dieſer Hinſicht 
tun ſollte, wäre, daß der Kaiſer ihm das Großkreuz eines Ordens verliehe, 
mit der ausdrücklichen Erklärung, es geſchehe wegen ſeiner Verdienſte um 
die deutſche Nation; und daß man dieſer Gnadenbezeigung in dieſem 
Sinne die allergrößte Publizität verſchaffte. 

Bekantlich hat Stein ſich nie um ſolche Gnadenbezeigungen ſehr be⸗ 
müht; aber umſo tiefer wird eine ſolche ungeſuchte von Oſterreich mit 
ſolcher Erklärung auf ſein Gemüt Eindruck machen. 

Mit ihm hätte man den eigentlichen Kern der gebildeten deutſchen 
Nation gewonnen, und ebenfalls in Preußen ſelbſt eine große Schar der 
kräftigſten Menſchen, vor deren Stimme, wenn fie für Oſterreich ſich er- 
hübe, die jetzige preußiſche Regierung ſich ängſtlich verwirren würde. Un⸗ 
ſchuldiger, tiefer und ſicherer ließen ſich nicht Maßregeln vorbereiten, 
die früher oder ſpäter ergriffen werden müſſen, Macht und Pläne Preu⸗ 
ßens in Deutſchland zu entkräften und das alleinige deutſche Prinzipat 
an Habsburg zurückzubringen. 
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Eine Bemerkung fei mir hiebei noch erlaubt. Unter Oſterreichs Ob⸗ 
hut und Willen müßte freilich Stein einigermaßen geſetzt werden. Aber 
man bereite ihm einen Poſten, wo er mehr Beamter der deutſchen Nation, 
als ein öſterreichiſcher zu ſein ſchiene. Nichts mögte ich mehr widerraten, als 
ihn in den Gang der Oſterreichiſchen Monarchie ſelbſt eingreifen zu laſſen. 
Er taugt in denſelben gar nicht, überhaupt mehr für einen gewiſſermaßen 
revolutionären, als immer dauernden Poſten geſchaffen. 

Die gegenwärtigen Weltverhältniſſe könnten noch eine andere Be⸗ 
trachtung über den obigen Vorſchlag herbeiführen. Stein iſt ein Freund 
des Kaiſers von Rußland. Seine Vorſtellungen wirken entſchieden auf 
denſelben, weshalb ein Teil der preußiſchen Staatsmänner ſehr miß⸗ 
trauiſch gegen ihn geworden. Was er in Deutſchland beginnt, dem wird 
ſchwerlich von Rußland entgegengearbeitet. Alſo auch von dieſer Seite 
wäre es für Oſterreich wichtig, ihn zu gewinnen, was ohnfehlbar geſchieht, 
wenn es eine lebhafte Teilnahme an der deutſchen Nation und an ihm 
als einem Manne derſelben dartut. 


Der Staatskanzler Fürſt Hardenberg 

würde durch die gänzliche Gewinnung Steins für Ofterreich in ſeinem 
Beſtreben, Preußen wenigſtens zu einem gleichen Prinzipat mit unſrem 
deutſchen Kaiſerhaus in Deutſchland zu verhelfen, ſehr aufgehalten wer⸗ 
den. Er fürchtet überhaupt jenen Staatsmann nicht wenig, der ihm an 
Kraft, Zuverläſſigkeit und Achtung bei dem Publikum, beſonders bei den 
denkenden und unternehmenden Köpfen überlegen iſt, wiewohl er zu 
einer dauernden Staatsverwaltung ſich darum weniger eignet, weil er 
ſich gar nicht zu fügen weiß. 

Die Verbindung ſolcher Geſchmeidigkeit, ja einer Gefälligkeit, die 
bis zur Schwäche allen gefällig ſein will, mit einem Ehrgeiz, der nichts 
neben ſich duldet, und einem natürlichen Stolze, welcher den durch Sinn⸗ 
lichkeit, Eitelkeit auch Gutmütigkeit durchlöcherten Willen emporhält, iſt 
der hervorſtechendſte Zug in Hardenbergs Charakter, und aus ihm läßt ſich 
der Glanz ſeiner Stelle, ſeiner Perſönlichkeit, und die häufige Schlacke 
erklären, womit derſelbe beworfen iſt. 

Unter den alten preußiſchen Staatsminiſtern zeichnete ſich ehemals 
der jetzige Staatskanzler ſehr aus, weil er von der neuern Kultur mehr 
wußte, als die übrigen und eine gefälligere Form, die dem Geſchmack der 
Zeit entſprach, als ſie in ſeiner Gewalt hatte. Allein er iſt ſeitdem alt 
geworden und die Zeit hat ſich in den letzten Jahren ungemein verjüngt. 
Der Strudel der Ereigniſſe für Preußen, welchen vorzüglich Stein zuerſt 
erregte, leitete, ergriff den Staatskanzler und riß ihn fort, ohne daß dieſer 
ſuchte, ihm zu widerſtreben. Dies iſt Hardenbergs Verdienſt, wofür jener 
Strudel ihn gehoben, überſchwenglich belohnt hat. 

Freilich tut der Staatskanzler ſo, als wäre er mit den neueren Ideen, 
Wünſchen und Forderungen über die bürgerliche Geſellſchaft vertraut, 
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wohl einverſtanden; aber die kräftigeren Köpfe im Preußiſchen haben 
ihm ſogleich abgemerkt, daß er damit nur kokettiert, und ſind deshalb 
gegen ihn erbittert. Sie zweifeln nicht, daß er mit allen Verheißungen 
von einer Konſtitution nur Gaukelei treibe. Auch in dem gewöhnlichen 
Geſchäftsgange fehlt die Ordnung und ſichere Tätigkeit, wodurch er ſich 
als Miniſter ehemals auszeichnete. Er hat die ganze Adminiſtration ſo 
geordnet, daß die oberen Ringe von allen Abteilungen der Geſchäfte in 
ſeiner Hand ſein ſollen; allein indem er das Recht, welches er ſich zur 
unmittelbaren Einmiſchung und oberſten Entſcheidung in allen Zweigen 
der Verwaltung vorbehielt, öfters auszuüben, zu einer ruhmvollen Tätig⸗ 
keit auszubilden, nicht rüſtig und umfaſſend genug iſt, fühlen ſich die 
oberſten Staatsbeamten durch die Möglichkeit, daß dies geſchehe, unan⸗ 
genehm beſchränkt und abhängig, ohne durch die Furcht davor gehalten 
und geſpornt zu werden. Schwerlich war die preußiſche Verwaltung je⸗ 
mals mehr aufgelöſet, als eben jetzo, und von dem Wind, der Unordnung 
und Unzuverläſſigkeit in ihren obern Regionen ſpricht der größere Teil 
des Publikums mit Indignation. 

Da Hardenberg neben der Eitelkeit, allen gefällig erſcheinen zu wol⸗ 
len, auch wirkliche Weichheit und Gutmütigkeit des Herzens, neben dem 
Ehrgeiz, der einzige ſchaffende Wille zu ſein, eine große Empfänglichkeit, 
ſich durch den Willen andrer leiten zu laſſen, vermehrt durch ſeine Zer⸗ 
ſtreutheit beſitzt: ſo iſt ſeine Umgebung für die innere und äußere Politik 
von Wichtigkeit. 

Ehe ich mich zu den Hauptfiguren derſelben wende, ſpreche ich noch 
meine Überzeugung über die Grundſätze und Wünſche Hardenbergs in 
Hinſicht auf die auswärtigen Angelegenheiten der preußiſchen Monarchie 
aus. Ihr einen Rang unter den erſten europäiſchen Mächten zu ſichern, 
gebietet ihm ſchon ſein eigener Hochmut, und darum wird er, wiewohl 
perſönliche Neigung des Königs und manche gegenwärtige Verhältniſſe 
dahin treiben, Preußen nie in Abhängigkeit von Rußland bringen wollen. 
Daß die Tendenz ſeiner Politik wider Oſterreich gehe, darf man nicht 
ſagen, ſobald dieſes, wie es jetzt den Anſchein hat, über die eine Hälfte der 
deutſchen Nation dem preußiſchen Szepter das Prinzipat zugeſtehen will. 
Schwerlich wird der Hochmut ihn ſoweit verführen, daß er ein alleiniges 
Prinzipat über Deutſchland an Preußen bringen wollte. Indeſſen könnte 
ſeine Lage im Innern bei dem Stand der Parteien ſo werden, daß er 
glaubte, um ſich auf ſeinem Poſten zu behaupten, ſich mit jener kecken 
Partei, welche das Haus Zollern ganz an die Stelle des Hauſes Habs⸗ 
burg über die deutſche Nation ſetzen will, vereinbaren zu müſſen. 

Wenn von Geldbeſtechung der bisher geſchilderten drei Staatsmänner 
die Rede ſein ſollte, ſo ſcheint mir, daß Baron Stein durchaus über ſie 
erhaben ſei, Beyme ihr aus bloßem Eigennutz erliegen könne. Harden⸗ 
berg iſt an ſich freigebig und denkt großartig in Hinſicht auf das Geld. 
Vielleicht iſt er jetzt zum erſten Mal in der Lage, daß er außerordentlicher 
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Unterſtützung durch fremdes Geld nicht bedürfte. Ich hatte ihn 1805 und 
1806 im Verdacht, daß er von Rußland und England bedeutende Summen 
erhielt. Aber der vertrauteſte Rat, welchen er ehemals gehabt, der bit⸗ 
terſte Feind, welchen er jetzt hat, und der keine gehäſſige Beſchuldi gung 
gegen ihn ſpart, der durch ihn geſtürzte Geheime Staatsrat Nagler, den 
ich tiefer unten beleuchten werde, weil er wahrſcheinlich in den auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten Preußens noch wieder eine Rolle ſpielt, bekannte 
ſeinem vertrauteſten Freunde, dem Oberhofmeiſter Freiherrn von Schil⸗ 
den, daß Hardenberg in allen Verhältniſſen unbeſtechlich geweſen ſei. 


Generalleutenant Gneiſenau. 


Vielleicht der gewichtigſte und bedeutendſte Mann in der ganzen 
preußiſchen Monarchie, mit Scharnhorſt Schöpfer des gegenwärtigen 
preußiſchen Heeres, einverſtanden und wirkſam mit Baron Stein und 
ſeinen Anhängern über die Notwendigkeit und die Mittel den Volksgeiſt 
zu heben und zu leiten, nicht nur mit den Kriegswiſſenſchaften und der 
Kriegsführung vertraut, ſondern auch voll jener Kenntniſſe, die den Staats⸗ 
mann bilden, und mit den Geſchäften desſelben bekannt. Eine Zeitlang 
war er Staatsrat der Polizei unmittelbar unter dem Staatskanzler Har⸗ 
denberg. Die Vorſtellungen und Kabalen der vorzüglich auf ihn argwöh⸗ 
niſchen napoleoniſchen Regierung entfernten ihn von dieſem Poſten und 
brachten ihn zum Militär zurück, wo er dem franzöſiſchen Machthaber 
ſo verderblich geworden. 

Ich kann in der Ferne nicht beurteilen, ob ihn Hardenberg nicht ſehr 
fürchte. Aber zweifeln läßt ſich nicht, daß Gneiſenau der einzige im preu⸗ 
ßiſchen Staate ſei, der als Krieger und Staatsmann zugleich das Ruder 
führen könnte. Leider kenne ich auch ſeine politiſchen Anſichten nicht genug, 
um ſagen zu können, nach welchem Ziele er für Preußen in Deutſchland 
ſtrebt; ob er dasſelbe zum alleinigen deutſchen Prinzipat, oder zu gleicher 
Teilnahme mit Oſterreich an der Machthabung in Deutſchland erhoben 
ſehen will? Seine Abſichten und Pläne weiß er geheim zu halten und 
unabläſſig zu verfolgen, und die Stellung, welche ihm in den Staatsge⸗ 
ſchäften Preußens geworden, iſt zuverläſſig ein Zeichen von höheren, 
ehrgeizigen Zwecken desſelben. Für Oſterreich ſcheint mir wichtig, über 
Gneiſenau ein tieferes und genaueres Detail einzuziehen, als ich zu geben 
vermag !). 

v. Humboldt der Altere. 


Schon als Kronprinz hatte der König viel Abneigung gegen den 
älteren Humboldt, welche aber vergeſſen zu ſein ſchien; denn der Monarch 
äußerte, daß er denſelben von dem diplomatiſchen Poſten in Italien ab⸗ 
zuberufen und in ſeiner Reſidenz angeſtellt zu ſehen wünſche. Dieſe Stim⸗ 
mung kam daher, daß Humboldt die erſten Nachrichten über den Zuſtand 

*) Bgl. unten Seite 120ff. | 


104 Kleine Beiträge und Mitteilungen. 


Spaniens und daſelbſt bereiteten Untergang der franzöſiſchen Waffen 
einſandte, woher dem unglücklichen preußiſchen Hofe wieder einige Hoff⸗ 
nung einer lichteren Zukunft aufging. 

Indeſſen trat die alte Abneigung des Königs wieder ein, und ſeine 
Natur wird nie zu einer ſolchen Natur, wie jener, Zutrauen faſſen. 

Durch den gänzlichen Mangel des Herzens wird Humboldt freilich 
in ſeinen Intrigen und Plänen gefördert, weil gar keine Gefühle ſeinen 
Ehrgeiz verwirren. Ebenſo erſcheint fein gewandter und ſcharfſinniger Geift 
noch mehr als Meiſter der Klarheit, weil keine Wärme der Einbildungs⸗ 
kraft und des Herzens die Deutlichkeit ſeiner Begriffe trüben kann. 

Aber man wird bald gewahr, daß der Verſtand allein ihn doch nur 
bis zu einem gewiſſen Grade mit Klugheit ausrüſten konnte, und er viele 
Menſchen, Ereigniſſe darum mißverſteht und falſch berechnet, weil ihm 
das Herz abgeht. 

Da er eigentlich nichts liebt, als ſich ſelbſt, iſt er in Staatsgeſchäften 
eigentlich nichts weniger als ein Patriot. Für die Macht, bei welcher er 
am beſten ſeinen Vorteil findet, arbeitet er, um für ſich zu arbeiten, weshalb 
er nie etwas Großes für ſie tun wird. Zum Wohl der Völker etwas voll⸗ 
bringen zu wollen, ſcheint ihm beinahe lächerlich. Am wenigſten hält 
er von einer bürgerlichen Freiheit durch die Verfaſſung. Eine Konſtitu⸗ 
tion für die deutſche Nation, wodurch dieſe wieder ein Ganzes würde, 
iſt ihm in dem innerſten Herzen ein Greuel, und er will eigentlich keine 
konſtitutionelle Form, die irgend an ein deutſches Reich erinnern kann, 
damit Preußen ungehindert um ſich greifen möge. Kommt es zu einem 
Bundestage der Deutſchen, wozu höchſt wahrſcheinlich Humboldt von 
preußiſcher Seite geſandt wird, wird es daher wichtig ſein, daß ihm Oſter⸗ 
reich einen Arbeiter entgegenſtelle, der an wiſſenſchaftlicher und gelehrter 
Bildung, an Gewandtheit und Glanz des Stils, und an feſten Prinzipien 
ihm noch überlegen iſt, und Ideen aufzuſtellen weiß, wodurch die deutſche 
Nation ihrem natürlichen Hange gemäß zu Oſterreich immer mehr hin⸗ 
gezogen, von Preußen immer mehr abgezogen wird. 

Wer Bewunderung gegen Humboldts Geiſt äußert, nur der kann 
ihn übertölpeln, und hinter ſeine politiſchen Geheimniſſe und Abſichten 
kommt man am leichteſten, wenn man ſich in einen gelehrten Verkehr 
mit ihm einläßt. Teilnahme an ſeinen Ausſchweifungen mit dem weib⸗ 
lichen Geſchlecht, ſeinen Ausgeartetheiten, iſt auch ein Schlüſſel zu dem, 
was er verborgen halten mögte. Seine Göttin iſt die Perſiflage, in welcher 
er für den Meiſter, ſelbſt der Berliner gelten kann. Mit ihr kann man ihn 
ſo erheitern, daß er manches ausſchwatzt. 

Mit Herrn Gentz iſt der ältere Humboldt in vielfacher Verwickelung 
geweſen, literariſch, in Ausſchweifungen, durch Geldgeſchäfte, indem jener 
von dieſem, wie von mehreren Bekannten ihres Berliner Zirkels, z. B. 
dem jetzigen geheimen Staatsrat von Beguelin, nach und nach beträcht⸗ 
liche Summen geliehen hatte. Da Humboldt an gründlichem Wiſſen weit 
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überlegen ift und ebenfalls in der Kunſt, eine Sache ſophiſtiſch zu betrachten 
und hervorzuheben, noch ein größerer Meiſter, ſo hat er Gentz immer als 
einen untergeordneten Kopf behandelt. Ich bin überzeugt, daß er den⸗ 
ſelben brauchen kann, wie er will. 


Der preußiſche Geſandte von Küſter zu München. 


Ein Diplomatiker ganz anderer Gattung, als der preußiſche Miniſter 
zu Wien, iſt der Geſandte Küſter zu München. Wenn jener eigentlich nur 
ſich im Augenmerk hat, ſo kann dieſer ein preußiſcher Patriot genannt 
werden. An diplomatiſcher Erfahrung, politiſcher Wiſſenſchaft, Ge⸗ 
wandtheit und Ausdauer in der Arbeit wüßte ich keinen dem andern 
vorzuziehen; in der Art ein Geſchäft einzuleiten und zu behandeln dünkt 
mich Küſter noch leiſer, vorſichtiger und umſchauender als Humboldt, 
er weckt durch ſeine Perſönlichkeit weit mehr Zutrauen und iſt durch Eitel⸗ 
keit weniger zu beſtechen als dieſer; doch von ungleich geringerem Kopfe, 
weiß er den Pedantismus, zu welchem die Natur beider ſich geneigt, 
weit weniger von ſich abzuſtreifen. 

Durch Geiſt und Ehrgeiz iſt er immer nur zu einer zweiten Rolle 
geeignet, aber zu ihr im diplomatiſchen Fach auch ſo vollkommen wie 
wenige. Dennoch würde er unter der Verwaltung Hardenbergs, die er 
haßt und verachtet und deſſen Büro er die Aeolushöhle nennt, auch zu ihr 
nicht einmal berufen ſein, wenn er nicht eine Art von Protektor an dem 
Staatsrat Jordan hätte, der vorher bei ihm vortragender Rat in der 
zweiten Sektion des Departements der auswärtigen Angelegenheiten 
war. Die Leichtigkeit desſelben in gewiſſen Arbeiten pflegte er damals 
zu rühmen, und nach ſeinem gutmütigen, rechtlichen Charakter war er 
mit ihm in den beſten Verhältniſſen. Gleichwohl iſt ihm ſehr widrig, 
Herrn Jordan durch Geſchmeidigkeit, Bouſſonerie und ſein Talent zur 
leichten Expedition dahingelangt zu ſehen, daß er als Staatsſekretär der 
auswärtigen Angelegenheiten bei dem Staatskanzler durch ſeine Windig⸗ 
keit auch den letzten Reſt der Ordnung zerſtört, die einſt Finkenſtein und 
beſonders Herzberg in das Departement der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten gebracht hatten. 

Begnügen wird ſich Küſters preußiſcher Patriotismus gern damit, 
wenn Preußen das Prinzipat in Deutſchland mit Oſterreich teilt. Um 
ſolchen Plänen, wie ich der deutſchen Partei des Tugendbundes beige⸗ 
meſſen, im Preußiſchen entgegenzuarbeiten, kann er benutzt werden. Er 
hat ſehr viel Kinder und kein bedeutendes Vermögen und Geld wird 
Kraft auf ihn ausüben, ſobald ihm vorgeſtellt werden kann, daß die An⸗ 
nahme desſelben nicht geradezu gegen die Rechtſchaffenheit und das 
preußiſche Intereſſe anſtoße. 

Für die deutſchen Angelegenheiten wird er immer ſehr gebraucht 
werden, weil er im Grunde der einzige preußiſche Geſchäftsmann iſt, der 
etwas davon verſteht. Humboldt wird ſich hineinarbeiten können, die 
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übrigen preußiſchen Diplomatiker ſind auch dazu nicht einmal imſtande. 

Der Staatskanzler Hardenberg ſagte mir einſt ſelbſt, als er mich in 
die diplomatiſche Karriere Preußens ziehen wollte: welche Leute haben 
wir auf unſren diplomatiſchen Poſten! ſie ſind faſt alle nicht zu brauchen! 
Er war feſt entſchloſſen, das ganze diplomatiſche Korps umzuſchaffen, und 
hat es nun, da ſeine Entſchlüſſe und ſeine Tätigkeit gleichſam in Ver⸗ 
ſchwemmung untergehen, noch ſchlechter werden laſſen. Eigentlich ge⸗ 
ſchah es wider ſeinen Willen, daß Humboldt nach Wien kam, was im 
Grunde die Intrige der Frau von Berg, der Prinzeſſin Radziwill und 
der Königin durchſetzte. Auch Küſter wäre nicht nach München geſchickt, 
wenn nicht der Staatskanzler das auswärtige Departement zu Berlin 
ſelbſt während ſeiner Abweſenheit hätte anifilieren wollen. 

Über die beiden einzigen wirklichen Diplomatiker, die Preußen hat, 
über die genannten Humboldt und Küſter, kann man noch folgende Be⸗ 
merkung hinzufügen, daß ſie beide eitel darauf ſind, einigen ſchriftſtelle⸗ 
riſchen Ruhm zu beſitzen, und daß man ſie nicht unverfänglicher benutzen 
kann, als wenn man dieſer Eitelkeit Vorſchub tut. Wie verſchiedenartig 
ihr Ehrgeiz iſt, zeigt ſich auch hier. Humboldt wagt nicht mehr mit ſchrift⸗ 
ſtelleriſchen Arbeiten hervorzutreten, weil ſein Bruder, der Reiſende, nun 
einmal einen ſchriftſtelleriſchen Ruhm habe, den er nicht erreichen oder 
überflügeln könne; Küſter dagegen erfreut ſich des geringen gelehrten 
Namens, der Arbeiten begleitet, welche immer nur als das Werk des 
Geſchäftsmannes betrachtet werden, wenn ſie gleich im Druck erſcheinen. 


Der geheime Staatsrat Staegemann. 


Eigentlich der Staatsſekretär des Innern bei dem Staatskanzler, 
deſſen Stimme aber auch für die auswärtigen Angelegenheiten von Ge⸗ 
wicht iſt. Vormals Advokat zu Königsberg, hob er ſich durch ſeinen wü⸗ 
tenden Haß wider Napoleon und ſeinen fanatiſchen Enthuſiasmus für 
Preußen und den Tugendbund, durch ſeine Schmähgedichte gegen jenen 
und ſeine bewundernden Oden auf König und Königin, auf Stein und 
dann auch auf Hardenberg. 

Seine Naturähnlichkeit mit Tyrtäus, die eines lahmen Fußes, hat er 
durch Kriegsgeſänge in Erinnerung gebracht, die den Tyrtäiſchen wenig⸗ 
ſtens an Haß gegen den Feind gleichen. 

Wenige des Tugendbundes wünſchen ſo glühend, wie Staegemann, 
die ganze deutſche Welt zu einer preußiſchen umzugeſtalten und die Fahne 
Friedrichs des Zweiten, welchen er über alle Helden erhebt, auf den deut⸗ 
ſchen Kaiſerthron zu pflanzen. 

Welcher Held des Tugendbundes Herr Staegemann auch ſei, mögte 
er bei ſeinen zerrütteten Umſtänden die Tugend an Geld ebenſoleicht 
verſpielen, als er ſie an Liederlichkeit bei pöbelhaften Frauen verliert. 
Bemerken muß man, daß ſowohl er als andre von der Umgebung des 
Staatskanzlers ſich ebenſo, wie dieſer ſelbſt, nie in Verbindungen mit 
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Weibern von Kopf einlaſſen, die jich einen bedeutenden und dauernden 
Einfluß verſchaffen könnten. Indeſſen kann doch manches von ihren Ge⸗ 
liebten herausgebracht werden; Frau von Beguelin z. B., welche der 
Staatskanzler eine Zeitlang wie ſeine Gemahlin verehrte, war überaus 
neugierig und ſchwatzhaft und verriet gern alles, was ſie nur irgend 
wußte, wenn ſie nur etwas Kultur zeigen konnte. 

Staegemann hat eigentlich zwei Adjutanten: 

1. Den Israeliten und Generallieferanten Ezechiel, welcher durch 
Geldgeſchäfte und liederliche Frauen zuerſt mit ihm vertraut geworden, 
ihm in einer gewiſſen äſthetiſchen Anlage ähnlich iſt. Wer die Eitelkeit 
und den Eigennutz Ezechiels zu benutzen verſteht, kann durch ihn alles 
erfahren und viel erreichen, zumal da er ſich für den preußiſchen Staat 
wenig intereſſiert und ſein Geſchäft auch im Unglücke desſelben und allent⸗ 
halben machen kann. Er verhehlt ſeinen Einfluß ſo wenig, daß er ſich 
wohl erbietet, in wenigen Tagen dieſes oder jenes Geſetz durch den Staats⸗ 
kanzler geben zu laſſen. 

2. Den vormaligen Adjutanten des Generals Tettenborn, jetzigen 
preußiſchen Legationsrat Varnhagen von Enſe, welcher als Bewun⸗ 
derer des poetiſchen Talentes von Staegemann dieſem über alles wert 
iſt und zu gleichen Ideen, wie Preußen alles in Deutſchland ſein ſolle, 
wenigſtens einen Hang hat. Am meiſten wird Varnhagen jetzt benutzt, 
um das Lob der Preußen überhaupt, ihrer einzelnen Männer und Taten 
und die Rechtfertigung ihrer politiſchen Maximen in den öffentlichen 
Blättern zu verbreiten; dann war er beſtimmt, künftig bei der preußiſchen 
Geſandtſchaft in Wien zu ſein. Wiewohl ihm tiefere politiſche und hiſtori⸗ 
ſche Ideen und Kenntniſſe fehlen, hat er doch weit mehr Talent, über 
Geſchichte und Politik zu ſchreiben, als gewöhnlich gefunden wird, und 
Preußen hat an ihm eine gute Akquiſition gemacht. Einſt hoffte er eine 
Anſtellung im Oſterreichiſchen durch den Herrn Fürſten Metternich, wel⸗ 
chen er auch während des Kongreſſes zu Wien wie einen feinen Kopf 
verehrte. Sein Enthuſiasmus für Hardenberg ſchien in der letzten Zeit 
ſehr abzunehmen. Auch als preußiſcher Diplomatiker wird er auf eine 
geſchickte Weiſe von Oſterreich benutzt werden können; und erhübe ſich 
dieſes mit Kraft für die deutſche Nation, ſo würde es an Varnhagen einen 
eifrigen Sprecher finden, da er den preußiſchen Geiſt noch nicht zu lange 
eingeſogen hat. 


Das jetzige Kabinett des Königs von Preußen. 


Da der Staatskanzler Fürſt Hardenberg, ſo wie er ſich des Staats⸗ 
ruders bemächtigte, keiner Modifikation der Verwaltung mehr vorbauen 
mußte, als einer Wiederherſtellung nur eines Teiles der Macht der ehe⸗ 
maligen geheimen Kabinettsräte: ſo genügte ihm nicht, daß nur er ſelbſt 
über wichtigere Punkte bei dem König Vortrag hatte, für die meiſten 
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Geſchäfte im Namen desſelben entjcheidet, alles, was die Kabinettsräte 
vortragen wollen und vorgetragen haben, ſeinem Gutdünken unterworfen 
wird; ſondern er wählte zu den Geſchäften mit dem König unmittelbar 
ſolche Männer, die ihm nicht gefährlich deuchten. 

Der geheime Kabinettsrat Albrecht, ehemals Kammergerichts⸗ 
rat, iſt ein fleißiger, ordentlicher Mann von ganz gewöhnlichem Geiſte, 
ohne beſonderes Aufſtreben. Lebhafter empfindet, vielleicht auch mit 
mehr Ehrgeiz, der geheime Hofrat Duncker. Er iſt es wahrſcheinlich, 
welcher den König bisweilen in ſeinen Kabinettsſchreiben, wie z. B. bei 
Erhebung Hardenbergs, Blüchers zu Fürſten uſw. eine Sprache reden 
läßt, die ein unglückliches Nachbild von dem emphatiſchen napoleoniſchen 
Ton iſt. Er ſchwärmt nicht nur für die preußiſche Monarchie, ſondern im 
eigentlichſten Sinn für die Perſon dieſes Königs. 

Gleichwohl ſind auch dieſe Männer im königlichen Kabinett wider 
Hardenberg und ſeine Verwaltung äußerſt erbittert, und würden gern die 
Hand dazu bieten, ihn zu ſtürzen. Auch ſind ſie allen Parteien des Tugend⸗ 
bundes gram. Sie wollen nur Recht und Glanz des Königs und ihren 
Teil daran. 

Ich wende mich jetzt zu den Charakteren von einigen bedeutenden 
Geſchäftsmännern der preußiſchen Monarchie, welche freilich in dieſem 
Augenblick gar nicht oder nicht in derjenigen Tätigkeit ſind, welche ſie 
wünſchen und bezwecken. Die vier bedeutendſten von ihnen, mit Ausnahme 
eines ſolchen Hauptes wie der ſchon beſchriebene Herr Beyme, ſind zum 
Teil entſchiedene Gegner, zum Teil die eifrigſten Freunde von dem Baron 
Stein. Jenes nämlich die Herren Nagler und Altenſtein, dieſes von 
Schön und von Rehdiger. 


Der geheime Staatsrath Nagler und der Staats- (vormaliger 
Finanz⸗) Miniſter Freiherr von Altenſtein. 


In jener Zeit, als Hardenberg das Miniſterium über die Provinzen 
Anſpach und Baireuth führte, ſchenkte er das größte Vertrauen den beiden 
unter ihm arbeitenden und durch ihn gebildeten Räten Nagler und 
von Altenſtein, welche beide geborne Anſpacher, Jugendfreunde, Schwäger, 
auf das genaueſte miteinander verbunden, und gleichwohl Naturen 
waren, zwiſchen welchen faſt eine durchgängige Unähnlichkeit herrſcht. 

Altenſtein iſt rechtſchaffen und ohne Falſch, um wiſſenſchaftliche Theo- 
rie ſehr bemüht, arbeitſam und unermüdlich, aber viel zu weitläufig in 
allem, was er anhebt, eine klare und raſche Entwicklung ſeiner Gedanken 
fehlt ihm durchaus. 

Nagler dagegen iſt ſehr verſchmitzt und hat ſeine Freude daran, ver⸗ 
ſteckt zu ſein und andere zu täuſchen; trägt wenig Sorge um wiſſenſchaft⸗ 
liche Kultur und um die Theorie, und beſitzt große Gewandtheit, Raſchheit 
und Feinheit im Arbeiten; iſt ebenſo ehrgeizig und ehrſüchtig als Alten⸗ 
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ſtein ehrliebend. Dieſer blieb gern bei der innern Verwaltung, jener aber 
drängte ſich zu politiſchen und diplomatiſchen Geſchäften, und es fehlte 
ihm nicht an Gelegenheit zu denſelben, da ſich Hardenberg ſelbſt gern 
in die politiſchen Angelegenheiten miſchte. In den ehemaligen Verhand⸗ 
lungen zwiſchen Preußen und Baiern über Grenzen und Ländertauſch 
ſpielte Nagler die Hauptrolle, und konnte, ſobald man ſeine Eitelkeit ver⸗ 
traut machte, ſeinen Triumph nicht verbergen, die Baiern oft überliſtet 
zu haben. 

Das Unglück der preußiſchen Monarchie im Herbſt 1806 brachte 
beide nach Königsberg und Tilſit, wo ſie in Tätigkeit blieben, auch als 
Hardenberg vom Staatsruder gänzlich entfernt war. 

Der Staatsminiſter von Stein ehrte in Altenſtein das redliche Streben 
nach Ideen und wiſſenſchaftlicher Aufklärung, und es bildete ſich zwiſchen 
ihnen ein freundſchaftliches Vernehmen, welches Herr Nagler ungern 
ſah, weil es ſeinen Schwager einigermaßen ſeinem Einfluß entzog, weil 
er Steins Enthuſiasmus für höhere Ideen, umfaſſendes Wohlwollen und 
gerade, ſelbſt harte Art ſcheute und haßte. Von der andern Seite war 
auch ſein Naturell dieſem kühn vordringenden Manne ſehr zuwider. Stein 
ſprach über ihn mit Hohn und bitterem Widerwillen. 

Da es in Tilſit und Königsberg leicht war, in genauere Bekanntſchaft 
mit König und Königin zu kommen, wußte Nagler ſich in das Vertrauen 
von beiden einzuſchleichen, und galt vorzüglich bei dem König ſoviel, 
daß er allein im Geſpräch dem Monarchen fortdauernd widerſprechen 
durfte. Allein durch den Eindruck, welchen ſeine große Ehrlichkeit machte, 
erhielt Altenſtein gleichfalls Einfluß auf die vortrefflichen Herzen des 
königlichen Paares. 

So hatten beide eine Partei am Hofe gewonnen, als ein neues 
Staatsminiſterium unter Steins Leitung gebildet werden ſollte, und 
machten den Plan desſelben ſcheitern. Nagler in den Staatsrat aufzu⸗ 
nehmen, war er gar nicht geneigt geweſen und ſchon wegen des Einfluſſes 
von jenem auf Altenſtein, wollte er auch dieſen nicht zum Finanzminiſter 
erhoben ſehen. Doch weiß ich von ihm ſelbſt, daß ſein Hauptgrund, ſich 
dawider zu ſetzen, von den überlegenen Eigenſchaften herrührte, welche 
der geheime Staatsrat von Schön für die Bekleidung des Finanzmini⸗ 
ſteriums beſaß. 

Die Perſönlichkeit des letzteren hat in einer gewiſſen Rauhigkeit, 
welche ſich bei ihm noch weniger mit dem feinen Welttone paart, Ahnlich⸗ 
keit mit dem Weſen des Freiherrn von Stein und war dem König und 
der Königin unangenehm. Dies benutzte Nagler, um die Ernennung 
desſelben zum Finanzminiſter zu hintertreiben, und die Wahl auf ſeinen 
Schwager Altenſtein zu lenken. 

Für ſich ſelbſt hatte er ohne Zweifel die Stelle eines Miniſters der 
auswärtigen Angelegenheiten im Augenmerk. Da aber einmal Graf 
Goltz auf dieſem Poſten ſtand und der Hof nur allmählig auf die Vorſtel⸗ 
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lung gebracht werden konnte, daß auch dieſe Stelle von einem Mann 
ohne Glanz der Geburt bekleidet werden dürfte, ſo begnügte er ſich vor⸗ 
läufig mit dem Poſten eines Chefs einer Sektion im Departement der 
auswärtigen Angelegenheiten und mit dem Recht, Sitz und Stimme in 
dem Staatsrat zu haben. 

Sein vorzüglichſtes Mittel, ſich bei König und Königin in Gunſt zu 
ſetzen, beſtand darin, daß er die Vorliebe derſelben für Rußland auf alle 
Art kultivierte und ſich mit der ruſſiſchen Diplomatik gleichſam verbrüderte. 
Mit dem ruſſiſchen Geſandtſchaftsrat Herrn von Oubril war er ſeit der 
Rückkehr der Verwaltungsbehörden nach Berlin auf das genauſte ver⸗ 
bunden. 

Seine Hauptmachination ging dahin, den Kabinettsminiſter Grafen 
Goltz in Spannung und Zwieſpalt mit der ruſſiſchen Geſandtſchaft zu 
bringen und auch durch den Einfluß Rußlands den Sturz desſelben zu 
beſchleunigen. Schwerlich hätte ihn indeſſen der franzöſiſche Einfluß ganz 
an das Ziel kommen laſſen, wenn auch nicht Hardenberg dazwiſchen ge⸗ 
treten wäre. | 

Bekanntlich hatte der franzöſiſche Kaiſer durch die Berichte feines 
Intendanten von Anſpach und Baireuth eine hohe Idee von den ad⸗ 
miniſtrativen Grundſätzen jenes Staatsmannes gefaßt. Unzufrieden, 
daß die gegenwärtigen preußiſchen Miniſter ihm ſeine Kontribution 
1 5 ſchaffen konnten, hoffte er dies von Hardenberg. Seine günſtigen 

Außerungen über denſelben wurden von der Schweſter der Königin, der 
in Paris anweſenden Fürſtin von Thurn und Taxis und von der Monarchin 
ſelbſt mit beſonderem Wohlgefallen aufgenommen, denn ſie wußten, daß 
Hardenberg entſchieden wider den franzöſiſchen Kaiſer ſei und ſich zu 
Rußland hinneige. 

Sobald derſelbe mit dem König und dem franzöſiſchen Geſandten 
Grafen St. Marſan über ſeine Anſtellung als preußiſcher Staatskanzler 
im reinen war, beſchloß er, die Staatsminiſter ganz von ſich abhängig 
und eigentlich zu ſeinen Räten zu machen. Gegen dieſen Plan hetzte 
Nagler den Finanzminiſter Altenſtein auf das wildeſte auf. Unterſtützt 
ward er in dieſem Bemühen durch den Großkanzler Beyme, welcher ſchon, 
wie geſagt, als geheimer Kabinettsrat in Fehde mit Hardenberg geweſen. 

Das Reſultat dieſer Oppoſition war, daß alle drei mit einer anſehn⸗ 
lichen Penſion in den Ruheſtand verſetzt wurden, wiewohl Nagler einen 
faſt verzweifelten Schritt gewagt hatte, um die Herbeiführung eines 
ſolchen Reſultates zu verhindern. Was ſowohl über die Miniſterialverände⸗ 
rung, als über die Stellung Preußens zwiſchen Frankreich und Rußland 
im Staatsrate verhandelt war, hinterbrachte er dem Ruſſiſchen Geſandten 
Grafen Lieven mit der Erklärung, daß nun an ihm fei, eine Miniſterial⸗ 
veränderung zu hintertreiben, welche dem ruſſiſchen Intereſſe nachteilig 
und ganz durch franzöſiſchen Einfluß bewirkt werde. Man erwartete bei 
dem König von den ruſſiſchen Vorſtellungen eine umſo größere Wirkung, 
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je ſchwerer ihm wirklich ward, ſich beſonders von Nagler und Altenſtein 
zu trennen. Allein die Oberhofmeiſterin Gräfin Voß, welche präveniert 
war, vereitelte die Verfuche des Grafen Lieven, die Königin und den 
König zu ſprechen. Da ritt derſelbe in der gleichen Stunde, wann der 
Monarch auszureiten pflegte, auf die Chauſſee von Charlottenburg, traf 
ihn eines Tages und äußerte ſogleich, daß die Miniſterialveränderung, 
die in Preußen bevorſtehe, ſeinem Herrn dem Kaiſer ſehr unangenehm 
ſein werde. Aber der gleichfalls vorbereitete König gab die trockene Ant⸗ 
wort, daß er überzeugt ſei, die Freundſchaft zwiſchen ihm und dem Kaiſer 
werde nicht darunter leiden, wenn ſie ſich um ihre innern Angelegenheiten 
gegenſeitig nicht bekümmerten. 

Altenſtein und Beyme ſind ſeitdem zu einzelnen Kommiſſionen ge⸗ 
braucht; Nagler verharrt ſcheinbar in gänzlicher Untätigkeit. Indeſſen 
brütet er ſicher über Anſchläge der Rache und des Ehrgeizes, beim König 
iſt er fortdauernd in gutem Andenken. Kommt er wieder zu Einfluß und 
zu einer politiſchen Rolle empor, fo wird es immer Oſterreichs Intereſſe 
ſein, ſeine Wirkſamkeit ſoviel wie möglich zu ſchwächen; denn erſtens 
wird er bei jeder Erörterung zwiſchen Oſterreich und Rußland ſich eifrig 
für dieſes letzte erklären, und zweitens unermüdlich ſtreben, daß Preußen 
durch ſeine Schleichkünſte und Gewaltſtreiche immer neue deutſche Länder 
verſchlinge, daran ja nicht durch eine kräftige Verfaſſung der deutſchen 
Nation gehindert werde. 

Ich wage für alle möglichen Fälle noch die Bemerkung hinzuzufügen, 
daß der Haß zwiſchen dem Baron Stein und Nagler, ſobald dieſer in 
Preußens Politik mächtig würde, wider ihn von Oſterreich benutzt wer⸗ 
den könnte. Iſt nämlich der erſtgenannte Staatsmann für Oſterreich 
deshalb, weil er dieſes als den weſentlichen Schutz Deutſchlands betrachtet, 
ſo kann und wird er Naglers Anſehn bei Rußland ſelbſt entkräften, und 
umſo eifriger, je heftiger er denſelben nur auf Preußens Intereſſe zum 
Nachteil Deutſchlands erpicht ſieht. 


Der geheime Staatsrath von Schön und der Staatsrath 
von Rehdiger. 

Dieſe beiden ſind die entſchiedenſten Anhänger und Freunde des 
Freiherrn von Stein, ihm gleich an Intereſſe für wiſſenſchaftliche Ideen, 
liberale und beglückende Grundſätze der Adminiſtration, Ehrgeiz und 
Kühnheit und unkluger barſcher Manier, welche die Menſchen nicht zu 
benutzen und zu leiten verſteht, und an redlichem, durchaus rechtſchaffe⸗ 
nem Sinne. Beide wählte ſich Stein auch zu Gehilfen, als die Koalition 
nur noch aus Rußland und Preußen beſtand und unter ſeiner Leitung 
ein Verwaltungsrat mit unbeſtimmter Sphäre errichtet wurde. Schön 
iſt jetzt, da er weder vor Hardenbergs Verwaltung, noch während der⸗ 
ſelben den Poſten eines Finanzminiſters hat gewinnen können, als Präſi⸗ 
dent von Litauen ſehr tätig, wo ihn der Staatskanzler nicht fürchtet; 
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Rehdiger dagegen hat von dieſem weder eine nur irgend angemeſſene 
Sphäre der Tätigkeit, noch die Entlaſſung aus dem preußiſchen Staats⸗ 
dienſt erhalten können, wenn ſich nicht etwa in den letzten Zeiten ſeine 
Lage geändert hat. 

Dieſe beiden Männer haben ſehr viel Teil an der neuen preußiſchen 
Staatsorganiſation, deren Urheber der Baron Stein war, und man darf 
ſie, ſo wie viele andere, die ihnen an Grundſätzen und Geſinnung, wenn 
auch nicht an Stärke des Charakters und Talenten gleich ſind, zu der konſtitu⸗ 
tionellen Partei des Tugendbundes rechnen. Eine Konſtitution für Preußen 
iſt ihr nächſtes Ziel, und ihr zweites Wiederherſtellung Deutſchlands und 
eine wahrhaft freie und ſtarke Verfaſſung des deutſchen Volkes. 

Wenigſtens Schön und Rehdiger ſind nicht ſo beſeſſen von preußiſchem 
Dünkel, daß es nicht einen großen Eindruck auf ſie machen ſollte, wenn 
Oſterreich ſich kräftig bemühte, Ruhm, Sicherheit und Freiheit der deut⸗ 
ſchen Nation durch eine Bundesverfaſſung zu gründen, wovon es ſelbſt 
das belebende und leitende Prinzip wäre. Sie könnten alsdann, wenn 
ſie verzweifelten, durch die preußiſche Regierung ein Gleiches zu erzwecken, 
ſich geneigt fühlen, für Oſterreich und deſſen Rolle in Deutſchland auf 
das eifrigſte zu wirken. 

Käme es jetzt dahin, daß Gneiſenau ſolche Männer, wie Schön, 
Rehdiger, mit ſich verbände, ſo wäre es für Oſterreich die höchſte Zeit, 
ſich ſo treu, raſch und kraftvoll als irgend möglich zu der deutſchen Nation 
zu geſellen; denn ſonſt ſchwebt es in der augenſcheinlichſten Gefahr, 
das Prinzipat in Deutſchland ganz an Preußen einzubüßen. 


Juſtus Gruner 


iſt als ein Auswuchs von Stein, Schön, Rehdiger uſw. zu betrachten, und 
beſitzt zuviel leere Unruhe des Geiſtes, zuviel Intereſſe für das gemeine 
menſchliche Treiben, als daß alle guten Ideen von jenen bei ihm nicht 
Schwindel erzeugen ſollten. Er liebt die Freiheit, um Bombaſt mit ihr 
zu treiben, die Auflöſung der bürgerlichen Ordnung, um ſeinen eigenen 
gemeinen Leidenſchaften nachgehn zu können, und eine allgemeine Re⸗ 
volution in Deutſchland wäre ihm erwünſcht, weil er ſich eine große 
demagogiſche Kraft zutraut. Was Baron Stein als ein Mann von Ehre, 
ein wiſſenſchaftlicher Denker, und als ein alter Reichsritter mit hohem 
Gefühl von der Würde des deutſchen Adels, in der Oppoſition gegen die 
beſtehenden Regierungen, das iſt Juſtus Gruner in derſelben als Plebejer. 
Seine lärmende Tätigkeit wird nie tief greifen, weil er ſich nie genug 
orientieren kann. Daß Stein ihn ſehr gebraucht hat, iſt weniger zu ent⸗ 
ſchuldigen, als daß er 


dem geheimen Staatsrat Sack, 


dem jetzigen preußiſchen Gouverneur zu Aachen, ſehr vertraute. Dieſer 
ein geborner Weſtphälinger und in Geſchäften eines Kriegskommiſſärs 
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bei der ehemaligen preußiſchen Demarkationslinie in Norddeutſchland 
gebildet, iſt ein ſtrenger, hochmütiger, preußiſcher Geſchäftsmann, oft 
ſogar ein plumper und wilder. Preußens Ruhm geht ihm über alles, 
daß Preußen alles haben ſoll, liegt ihm am Herzen, und in dieſem Streben, 
ſowie auch in dem Ehrgeiz für ſeine Perſönlichkeit ſchont er keine Ver⸗ 
hältniſſe. Da er zugleich bis zur Ungeſchlachtheit offen iſt, wird er in 
ſeinem bedeutendem Gouvernement Preußens Anſehen weder durch 
tiefe und ſchlaue Pläne noch durch Liebe befeſtigen. 

An einer gewiſſen Zartheit der Empfindung, an der äſthetiſchen 
Anlage zum Geſchmack fehlt es dem Baron Stein ſelbſt gar zu ſehr, und 
darum konnte er ſich ſo gut mit Menſchen wie Gruner und Sack verein⸗ 
baren, welche ſo ungebührlich die Lärmtrommel ſchlagen. 


Der geheime Staatsrat von Beguelin, 


nicht ohne literariſche Bildung, mit ſeinen Kenntniſſen über den gewöhn⸗ 
lichen Geſchäftsmann hinausſtrebend, ſehr geübt in den ehemaligen Fi⸗ 
nanzgeſchäften der preußiſchen Monarchie, hegt keinen ſehnlicheren 
Wunſch, als Finanzminiſter zu werden, und ſah deshalb gern, daß faſt 
eheliche Verhältniſſe zwiſchen ſeiner Frau und dem Staatskanzler Har⸗ 
denberg ſtatthatten. Er hat ſeinen Wunſch verfehlt, weil dieſer ſeinen 
nahen Verwandten, den ehemaligen königl. weſtphäliſchen Finanz⸗ 
miniſter von Bülow für jenen Poſten vorzog. 

Für die Plane, welche man dem ſogenannten Tugendbund und 
ſeinen verſchiedenen Zweigen beimißt, hat Beguelin nicht die geringſte 
Neigung, und zu einem übertriebenen politiſchen Streben Preußens in 
Deutſchland wird er nie die Hand bieten. Die ſogenannte Deutſchheit 
iſt ihm lächerlich, er liebt keine Kultur als die franzöſiſche, und einen 
künftigen Einfluß der wiederhergeſtellten Bourbons auf Deutſchland und 
den preußiſchen Staat wird er gern fördern wollen. 

Weder bei Stein noch bei Hardenberg war er in Anſehen, und deshalb 
außer Tätigkeit, als ihn zunächſt 


der geheime Staatsrat Heydebred 


wieder zu derſelben verhalf. 

Dieſer, Chef der Seehandlung uſw., gehörte inſofern dem Tugend⸗ 
bunde an, daß er eifrig für eine Konſtitution der preußiſchen Monarchie 
iſt, mit wirklich liberalen Geſinnungen einen Hang zu umfaſſenden Ideen 
verbindet, und daher am meiſten gleiche Stimmung und gleiches Streben 
im Tugendbunde fand. 

Bei allen Veränderungen in der preußiſchen Adminiſtration wird 
er ſich wahrſcheinlich auf ſeinem Poſten erhalten. Sein Kopf, ſeine Ge⸗ 
ſchäftsführung ſtehen in Achtung; und iſt dieſer letzten von ihm Genüge 
geleiſtet, ſo beſchäftigt er ſich nur mit lateiniſchen Autoren und regelloſen 
Weibern, welche doppelte Zerſtreuung man ihm am wenigſten verargt. 
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Keine Partei fürchtet ſeine eigene Argloſigkeit. Für den Ruhm und eine 
freie ſtarke Verfaſſung der Deutſchen überhaupt wird er viel Liebe tragen, 
wenn ſie auch nicht von Preußen ausgehn. 


Der geheime Staatsrat und Mitglied der Akademie Niebuhr, 


gelehrt in der Kunde des Altertums, faktiös in allen ſeinen Anſichten, 
ohne alle Kenntnis der Menſchen und der Verhältniſſe, beſeſſen für Preu⸗ 
ßens Ruhm und ſo fanatiſch, daß er den König einen mehr als großen 
Mann nennt. Wer nicht ſo denkt wie er, den hält er für einen Böſewicht. 
Preußen ſoll nach ihm über alles erhoben ſein, Oſterreich achtet er gering 
und hat keine Ahndung von der ſtillen hiſtoriſchen Größe desſelben. Seine 
Schrift über Preußens Recht auf Sachſen ſollte ein öſterreichiſcher Patriot 
mit überwiegender Klarheit und Beredſamkeit niederſchlagen. 


Der Finanzminiſter von Bülow 


ſpielte ehemals als Rat in Hardenbergs Miniſterium eine geringere Rolle, 
als Nagler, Altenſtein uſw. Die beſſeren Köpfe hielten ihn insgeſamt für 
einen untergeordneten. Er hat viel Ordnung, leiſe Entwickelung in den 
Geſchäften, und wenn ihm freilich Energie entſteht, ſo gewinnt er durch 
ein gefälliges und ruhiges Betragen. In die politiſchen Angelegenheiten 
miſcht er ſich nicht, und hegt in Rückſicht derſelben weder beſtimmte 
Neigungen noch Ideen. Das Waffenglück begünſtigt ſeine Finanzver⸗ 
waltung. In ihr ſelbſt fehlt es an einem umfaſſenden und durchgreifenden 
Gedanken. Neues Unglück der Monarchie würde dies ſichtbar machen. 


Der Staatsminiſter Freiherr Jacobi Kloeſt. 


Titulärer Staatsminiſter, gewöhnlich preußiſcher Geſandter am 
engliſchen Hof, ein Diplomatiker, der nirgends anſtößt, und wiewohl er 
Gewandtheit, auch einige poſitive Kenntniſſe im politiſchen Fach beſitzt, 
doch mehr durch den Mangel an Fehlern, als durch beſtimmte Tugenden 
emporgekommen. Er verfolgt keinen politiſchen Plan, der auf feſten Grund⸗ 
ſätzen und Maximen ruht, aber der Geſinnung des Königs und der vor⸗ 
nehmſten Glieder der königlichen Familie ſich geſchickt anzuſchmiegen, ſie 
als Norm in ſeinen diplomatiſchen Bemühungen hervorzuheben, die In⸗ 
ſtruktionen, welche ihm durch den jedesmaligen dirigierenden Staats⸗ 
miniſter des politiſchen Faches zukommen, liſtig auszuführen, den ver⸗ 
ehrungsvollſten Eifer für dieſelben darzutun und ſeine diesfalſigen Unter⸗ 
handlungen und Schritte in das gefälligſte Licht zu ſtellen iſt er ein Meiſter. 
Als er ehemals in Raſtadt preußiſcher Abgeordneter zugleich mit dem 
Grafen Görz und dem Herrn von Dohm war, berichtete er nicht bloß 
gemeinſchaftlich mit dieſen, ſondern ununterbrochen in ſeinem Namen 
allein an den damaligen Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, den 
Grafen Haugwitz. Dieſe Berichte nun erzählten nicht mit nackter Wahrheit 
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was er mit den Geſandten des kaiſerlichen Hofes von Wien, der franzö⸗ 
ſiſchen Republik uſw. wirklich geredet und verhandelt hatte, ſondern ſchil⸗ 
derten ihn, ſeine Außerungen, Antworten, ſein ganzes Benehmen wäh⸗ 
rend der Verhandlung alſo, wie er ſich dies alles bei Abfaſſung des Berichtes 
als für ihn am vorteilhafteſten ausſann. Er erntete daher zu Berlin den 
größten Beifall ein. Man würde über die Unwahrheit ſeiner Berichte 
erſtaunt geweſen ſein, wenn man die gegenſeitigen Berichte der fremden 
Geſandten mit den ſeinen hätte vergleichen können. Herr von Dohm, 
deſſen vertraute Außerungen die Quelle dieſer Schilderung ſind, kannte 
ganz die Art, wie Jacobi⸗Kloeſt ſeine Berichte komponierte, hielt aber 
nicht für tunlich, ſich darüber gegen ſeinen Hof zu erklären. 

Was man häufig bemerkt hat, daß Geſandte, die lange bei einem 
und demſelben Hofe bevollmächtigt ſind, zu einſeitig in das Intereſſe, die 
Maximen und Anſichten desſelben eingehen, iſt auch bei dem Freiherrn 
Jacobi der Fall: man darf ihn einer gewiſſen Anglomanie beſchuldigen, 
welche ihm während des Unglücks der preußiſchen Monarchie bei dem 
glühenden Haß wider Frankreich, bei der Hoffnung, die man auf England 
ſetzte und er ſo anfachte als zu realiſieren bemüht war, trefflich zuſtatten 
kam, und ihn dem Tugendbunde wert machte. Dies letzte zu benutzen hielt 
er ſich ſchlau zu der Prinzeſſin Wilhelm von Preußen, die am reinſten, 
kräftigſten und gemütlichſten die Sache des Tugendbundes pflog. 

Bei aller Schlauheit ſeines Kopfes, eigennützigen Liſt und Kälte 
ſeines Charakters, bei aller ſeiner Kunde der Welt, kann ihn eine gewiſſe 
Weichheit in ſeiner Phantaſie und die Gewalt der Eitelkeit leichtgläubig 
machen. So gab er einem verworfenen Aventurier, der eine vornehme 
Herkunft und Reichtümer vorzuſpiegeln wußte, ſeine einzige Tochter zur 
Frau. Nach Flucht und Entdeckung des Betrügers hat ſie den Namen des 
Vaters wieder angenommen und übt viel Einfluß auf denſelben aus. 

Preußiſcher Patriot iſt dieſer Staatsmann nur inſofern, als er dabei 
ſeine Rechnung findet. Zu den dirigierenden Staatsmännern, die ein 
Syſtem durchſetzen, kann er nie gerechnet werden. Würde ein Intereſſe 
Preußens von England beſtritten, ſo würde er in der Verhandlung darüber 
dasſelbe zu ſchwach gegen Willen und Anſicht des letzteren verteidigen. 
Wider Ofterreich teilt er nichts von der im ganzen gehäſſigen Stimmung 
der Preußen gegen dasſelbe. 


Der Staatsminiſter Graf Goltz 


iſt in dieſem Augenblick von gar keiner politiſchen Bedeutung und ganz 
auf die Sphäre eines Oberhofmarſchalls eingeſchränkt. Ohne daß er ſich 
je im diplomatiſchen Fach ausgezeichnet hatte und ohne daß man auf ſeine 
Verwaltung einer ſo wichtigen diplomatiſchen Miſſion, wie die des preu⸗ 
ßiſchen Geſandten am Petersburger Hofe, irgend einen Wert legte, ward 
er nach dem Umſturz der preußiſchen Monarchie im Jahre 1806 zum 
dirigierenden Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten ernannt, weil 
8* 
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die andern Männer, welche für einen ſolchen Poſten mehr Fähigkeit be- 
ſaßen, ſämtlich für den franzöſiſchen Machthaber anſtößig waren. Darin 
beſtand auch ſeine vornehmſte Politik, alles zu vermeiden, was das fran⸗ 
zöſiſche Gouvernement irgend reizen konnte. Als Hardenberg, zum Staats⸗ 
kanzler erhoben, die damaligen faſt nur interimiſtiſchen Staatsminiſter 
zu verabſchieden oder in Ohnmacht zu verſetzen beſchloſſen hatte, war der 
Graf Goltz kurzſichtig genug, um ſich zu ſchmeicheln, daß er unabhängig 
die politiſchen Angelegenheiten auch forthin beſorgen werde, was nach 
ſeinen wörtlichen treuherzigen Verſicherungen ſein Freund Hardenberg 
überaus wünſche und faſt zur Bedingung bei Übernahme der Geſchäfte 
eines Staatskanzlers gemacht habe. Allein es verriet ſich bald, daß Har⸗ 
denberg den Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten durchaus in ein 
Schattenbild verwandle und Graf Goltz fühlte ſich über alle Beſchreibung 
hintergangen und gekränkt. Zuletzt exilierte man ihn gänzlich aus den 
politiſchen Geſchäften, indem er zum Oberhofmarſchall ernannt wurde. 
Er iſt darüber ſehr erbittert, und ſeine Gemahlin ſpricht dieſe Bitterkeit 
ohne Hehl und mit wilden Worten aus. Sollte irgend eine Veränderung 
und Intrige ihn wieder an die Leitung der diplomatiſchen Geſchäfte ſtellen, 
ſo wird er, da die preußiſche Monarchie nun nicht mehr eine bloß leidende 
Rolle ſpielt, wie während ſeines Miniſteriums, bald verraten, daß er 
keine politiſche Ideen, geringe politiſche Kenntniſſe, kein Syſtem und keine 
Energie des Charakters beſitzt. Hat irgend ein kräftiger Geſchäftsmann 
von höherem Schwunge des Geiſtes alsdann einen Einfluß auf ihn, dem 
er ſich ganz hingibt, wenn ſeine Gemahlin dies geſtattet, ſo wird er ſich 
gleichwohl durch ſeine gefälligen und gemäßigten Manieren halten 
können. Gegen Oſterreich ſchien er mir immer gut geſtimmt gu fein. 


Der Juſtiz miniſter von Kircheiſen 


hat keinen politiſchen Einfluß, ſtrebt gar nicht nach demſelben, iſt ein 
bloßer Juriſt, ein mittelmäßiger Kopf, ein rechtſchaffener Mann und ein 
derber einſeitiger preußiſcher Patriot. Könnte ihn irgendetwas zu Hand⸗ 
lungen wider das preußiſche Intereſſe verleiten, ſo müßte es durch Weiber, 
die er für geiſtreich hält, und durch eine köſtliche Tafel geſchehen. 

Dem Staatskanzler Hardenberg iſt er durchaus ergeben, weil derſelbe 
ihn vom Präſidenten des Kammergerichts, wo ſein Kopf mehr an der 
rechten Stelle war, zum Großkanzler erhob, als der unbeugſame Beyme 
ſich nicht ſchmiegen wollte. Kircheiſen trägt durchaus den Charakter eines 
preußiſchen Geſchäftsmannes von untergeordnetem Range und denkt 
gering von der öſterreichiſchen Staatsverwaltung, wiewohl nicht mit w 
großem Dünckel als 


der Staatsminiſter von Schuckmann, 


welcher durch die Skurrilität ſeines Geſchmackes ebenſo ſehr als durch eine 
große Tätigkeit bei den Kammern von Ansbach und Baireuth die Zunei⸗ 
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gung und das Vertrauen des Freiherrn von Hardenberg gewann. Daß 
er damals als Geißel von franzöſiſchen Generälen nach Frankfurt am 
Main geſchleppt wurde, iſt ihm ſpäterhin umſo höher angerechnet, je mehr 
der Haß wider Frankreich im Preußiſchen ſtieg. Er galt dadurch auch bei 
dem Tugendbunde, wiewohl er als ein Geſchäftsmann ohne Schwung 
der Ideen und aus Anhänglichkeit für den Staatsminiſter Hardenberg 
ſich mit dem Freiherrn von Stein und demſelben ähnlichen Männern 
nicht ſehr zuſammentat. Er iſt einer von jenen tätigen, ordentlichen Ge⸗ 
ſchäftsmännern und mittelmäßigen Köpfen, die der Staatskanzler zu 
brauchen liebt, und ein Miniſter des Innern, über welchem dieſer als ein 
höherer Geiſt ſeine Flügel hält. Ein preußiſcher vorzüglicher Geſchäfts⸗ 
mann iſt das höchſte, was Herr von Schuckmann bewundert, und wie der 
zugeſtutzt iſt, das nennt er den einzigen geſunden Menſchenverſtand. Rund 
und derb ſpricht er deshalb mit der Zuverſicht, daß er den geſunden Ver⸗ 
ſtand repräſentiere, auch über Gegenſtände der Wiſſenſchaft und Kunſt, 
die er nicht faßt, ſein Urteil aus. 

Preußen über alles in Deutſchland! ift ficherlich feine Loſung, und 
bei der nächſten Gelegenheit würde er keck in das Politiſche eingreifen, 
um dieſer Loſung zu folgen, wiewohl ſeine Geſundheit nun ganz unter⸗ 
graben zu ſein ſcheint. ö 

Wie alle Staatsminiſter, welche der Fürſt Hardenberg neben oder 
vielmehr unter ſich duldet, nur Köpfe von untergeordnetem Rang ſind, 
die ſich ſchwerlich halten, wenn er nicht mehr ſteht (Gneiſenau und Hum⸗ 
boldt beſtehen nicht durch ihn und werden vielmehr von ihm gefürchtet), 
ſo iſt auch 

der Kriegsminiſter v. Boyen 

keineswegs ein hervorragender Kopf. Mit ſeiner Einſicht und Betrieb⸗ 
ſamkeit bei der weiteren Organiſierung der vermehrten preußiſchen Kriegs⸗ 
macht iſt man während des letzten Krieges ſehr unzufrieden geweſen. 
Von politiſcher Bedeutung iſt weder ſein Streben, noch ſeine Geſinnung. 
Der König will ihm wohl. Ob er im Zuſammenhang mit dem Tugend- 
bund geweſen ſei oder iſt, zweifle ich faſt; wenigſtens iſt er keines der 
Hauptinſtrumente oder der feurigen Glieder desſelben. 

Dagegen kann man mit dem vollſten Recht das Hauptinſtrument des 
Tugendbundes 

den Feldmarſchall Blücher 


nennen, ohne daß er vom Geiſte der Verbindung etwas anderes weiß, 
als daß man die Franzoſen verachten, haſſen und ſchlagen müſſe. Weil 
gegen das Jahr 1806 nur einigermaßen literariſch gebildete Militärs in 
der preußiſchen Armee von großem Anſehen waren und Blücher der 
literariſchen und wiſſenſchaftlichen Kultur gänzlich ermangelt, galt er 
wenig. Dazu kam, daß ſein feuriges Temperament, wenn es nicht durch 
kriegeriſche Anſtrengung, Märſche und Schlachten beſchäftigt wird, ſich 
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teils dem Laſter des Spiels und des Trunkes ergibt, teils in die untätigſte 
Melancholie verſinkt. Dieſe hatte bei ihm vor 1813 ſo überhand genommen, 
daß er in finſtern Zimmern den Tag über hinbrütete. Sie ſcheint ein 
Familienfehler zu ſein; denn ſein Sohn, der Oberſt Blücher, hat jetzt 
wegen zu heftiger Melancholie unter die Wahnſinnigen der Charité ge⸗ 
bracht werden müſſen. 

Daß Blücher bei den ſchmählichen Niederlagen der Preußen im 
Herbſt 1806 der einzige war, welcher ſich ehrenvoll ſchlug, richtete auf ihn 
das Augenmerk des Tugendbundes, und er wurde bald als der eigentliche 
Held desſelben und der Preußen betrachtet. An militäriſcher Beredſam⸗ 
keit, Feuer der Phantaſie, eiſernem Willen, wenigſtens für die Tage der 
Entſcheidung, und an Gunſt bei dem gemeinen Soldaten, hat er nicht 
ſeinesgleichen in dem preußiſchen Heere. Der Ausdruck von Rechtlichkeit 
iſt vielleicht ſtärker bei ihm als dieſe ſelbſt, und beſticht ſehr, er zeugt von 
ſeiner natürlichen Anlage zur Rechtſchaffenheit. Schwerlich würde ihn, 
ſo ſehr er immer des Geldes bedarf, auch die größte Summe zu einem 
unrechtlichen Betragen gegen Preußens Intereſſe verführen, inſofern er 
nämlich dadurch an eine fremde Macht ſich verkauft glaubte. 

Nicht nur für die Zwecke des Tugendbundes und politiſche Abſichten, 
ſondern auch für die Kriegspläne und Kriegsführung ſelbſt, iſt er gänzlich 
ein Inſtrument in den Händen des Generals von Gneiſenau. Er ordnet 
ſich demſelben auch ſo freimütig unter, daß er ihn gewöhnlich ſeinen Kopf 
nennt. 


Ein Inſtrument des Tugendbundes war ohne Zweifel auch 
der General Mord, 


der indeſſen ebenſowenig wie Blücher zu den Leitern desſelben gehört. 
Der berühmte und gelehrte Feldherr, der herbſte und witzigſte Wider⸗ 
ſacher des Tugendbundes, der alte Feldmarſchall Graf Kalckreuth, urteilte 
1810 über den General Pork, daß derſelbe den ſchärfſten militäriſchen 
Blick und den entſchloſſenſten Sinn unter den preußiſchen Offizieren habe. 
Dieſem Urteil gemäß hat er ſich gezeigt. Seine Kriegszucht iſt ſtreng, 
ſelbſt hart und grauſam, und mit Bizarrerie angefüllt. Gegen den König 
und deſſen Kabinett iſt er jetzt ſehr geſpannt, weil ihm ſein Benehmen 
gegen den Kaufmannsſtand zu Breslau verwieſen war. Zuerſt in fran⸗ 
zöſiſchen Kriegsdienſten gebildet, iſt er ganz wie ein alter franzöſiſcher 
Militär in Anſichten, Maximen und Manier. 

Schwächeren Charakters, ungleich eitler, haſchend nach immer⸗ 
währender Auszeichnung, intrigant und ſchmiegſam, um den Augenblick 
darauf ſich trutzig und hochmütig zeigen zu können, iſt 


der General Graf Tauenzien, 


dem es an Gewandtheit und militärkſcher Geſchicklichkeit nicht fehlt, der 
aber als Feldherr den großen Fehler hat, daß er den einmal gefaßten 
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Gedanken und Entwurf mit Beſeſſenheit ausführt, wenn auch die Um⸗ 
ſtände ſich geändert haben und entgegen ſind, und daß er gleichwohl von 
einem Scheinmanöver des Feindes ſich leicht ſo hinreißen läßt, als müßte 
er den vollſten Ernſt desſelben bekämpfen. 

Ein tröſtliches Feldherrn⸗Phlegma beſitzt dagegen 


der General Kleiſt, 


ein Soldat, der keine Furcht kennt, dem es nicht an militäriſchen Kennt⸗ 
niſſen fehlt, ein ſchlichter und treuer Mann, ergeben dem König, deſſen 
Adjutant er lange geweſen. 

Alle dieſe preußiſchen Feldherren, ſowie auch General Ziethen, von 
dem ich keinen bedeutenden Zug anzuführen weiß, ſetzen den Ruhm der 
preußiſchen Waffen mit dem gewöhnlichen preußiſchen Dünkel über allen 
Waffenruhm der Zeitgenoſſen. Sie wollen, daß die preußiſche Monarchie 
durch das Heer gebietend und glänzend ſei. Ein anderes beſtimmtes poli⸗ 
tiſches Streben kennen ſie gar nicht. Weiß man genau, welches politiſche 
Ziel Gneiſenau verfolgt, ſo kennt man auch das politiſche Ziel der ganzen 
Armee. 

Generalmajor von Rödlich, 
öffentlichen Blättern zufolge zum preußiſchen Kommiſſär auf St. Helena 
beſtimmt, ward zur Zeit der Bedrängnis der preußiſchen Monarchie nicht 
lange nach dem Tilſiter Frieden als Oberſtleutnant unter das preußiſche 
Heer aufgenommen, wahrſcheinlich durch Verhältniſſe mit dem Tugend⸗ 
bund begünſtigt. Er war bis dahin im kaiſerlich öſterreichiſchen Militär⸗ 
dienſte geweſen und hatte vorzüglich in Dalmatien gedient. Dieſe Pro⸗ 
vinz kennt er in militäriſcher Hinſicht ſehr genau und beſaß wenigſtens 
im Jahre 1810 noch befriedigende militäriſche Plane, Karten und Riſſe 
von ihr, als Belege eines ausführlichen Memoirs, welches in politiſcher, 
ſtatiſtiſcher und militäriſcher Hinſicht Dalmatien beſchreibt. Das All⸗ 
gemeinere und für das Publikum Geeignete in dieſem Memoir hat er 
freilich in einer kleinen Druckſchrift bekannt gemacht; aber die bemerkten 
Plane und ſpezielleren Nachrichten ſeiner Arbeit trachtete er der franzöſi⸗ 
ſchen Regierung zu verkaufen. Er ſchien mit dem damaligen kaiſerlich 
franzöſiſchen Geſandten Grafen St. Marſan deshalb unterhandeln zu 
wollen. Soviel ich aber erfahren konnte, iſt er nicht zu ſeinem Zweck ge⸗ 
langt. Wahrſcheinlich beſitzt er noch die erwähnten Papiere, die vielleicht 
unter den jetzigen Umſtänden für Oſterreich nicht ohne Intereſſe wären. 

Wiewohl Rödlich keinen Mangel an militäriſcher Wiſſenſchaft hat, 
lebhaft und eifrig iſt, möchte er doch keine beſondere Akquiſition für das 
preußiſche Militär ſein. Haltung, Ruhe und Überblick fehlen ihm. Mit 
ſeinem Betragen vor Stettin, wo er unter Tauenzien ſtand, iſt man ſehr 
unzufrieden geweſen. Durch Eitelkeit und Geld wäre er wohl nicht ſchwer 
zu gewinnen. Erhielte Napoleon Bonaparte nur ſolche Wächter, ſo würde 
es ihm nicht unmöglich fallen, St. Helena zu verlaſſen. 
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Der Profeſſor Schmalz zu Berlin, 
deſſen Oppoſition gegen politiſche Privatvereine ihm jetzt von vielen 
Seiten Lob und Achtung erwirbt, war eine Zeitlang ſehr beargwohnt, 
ein tätiges Mitglied des Tugendbundes zu ſein. Er war ein Schwager 
eines der Häupter desſelben, des verſtorbenen Generals Scharnhorſt, 
während der franzöſiſchen Okkupation Berlins ward er gefangen geſetzt, 
weil er einen Briefwechſel mit Herrn von Schön und anderen Helden der 
Tugendfreunde führte. Wie indeſſen ſeine bisherigen Verbindungen ge⸗ 
weſen ſein mögen, iſt ſein Charakter derart, daß man ihm nicht zutrauen 
darf, er ſchreibe und handle aus reiner Überzeugung. Wahrſcheinlich auf 
Antrieb eines Dritten und Höheren, vielleicht nur geſtachelt durch kol⸗ 
legialiſche Eiferſucht gegen einen andern Profeſſor der Rechtsgelahrtheit 
zu Berlin, den Rektor der Univerſität Savigny, einen Götzen mancher 
Tugendbündler, ſtrebt er den Tendenzen entgegen, welche durch Scharn⸗ 
horſt und Stein vorzüglich im Preußiſchen aufgeregt ſind. Sein Talent 
und ſein juriſtiſcher Scharfſinn ſind übrigens zu benutzen, um die Ver⸗ 
wirrung der Parteien im Preußiſchen zu ſteigern, und der Beifall, wel⸗ 
chen andere Regierungen ſeiner Oppoſition wider politiſche Privatvereine 
verliehen, bleibt gewiß uicht ohne politiſche Bedeutung für Deutſchland. 


Der Oberſt von Thiele 


im Generalſtab des Königs war von Anfang an ein Hauptinſtrument des 
Tugendbundes und von demſelben gleichſam als Spion dem Feldmarſchall 
Grafen Kalckreuth beigegeben, deſſen Geſinnungen gegen Frankreich man 
ohne Grund nicht traute. Thiele iſt nicht ohne Geiſt, aber ſeinen Vor⸗ 
ſtellungen und Begriffen fehlt es an Klarheit. Er handelt ganz im Geiſte 
von Scharnhorſt und Gneiſenau und befördert auf ſeinem Platze einen 
gewiſſen ſelbſtändigen, dem gegenwärtigen Könige und unkonſtitutionellen 
Syſtem opponierenden Charakter der Armee. 


Der Generalleutnant von Gneiſenau. 


Weil ich von dieſem merkwürdigen Feldherrn und Staatsmann aus 
Unbekanntſchaft mit ihm kein beſtimmtes Bild aufzuſtellen vermochte, 
wandte ich mich an den preußiſchen Diplomatiker Varnhagen von Enſe, 
der ihn damals in Paris beobachten konnte und mit einigen ſeiner Freunde 
näher bekannt iſt, um ihn wie bloß zu einem hiſtoriſchen Zwecke zu einer 
Schilderung Gneiſenaus zu bewegen. Sie iſt in einem Schreiben vom 
22. November aus Frankfurt a. M. erfolgt, wo er den Bundestag eine 
Zeitlang beobachten will, um dann als preußiſcher Charge d' affaires 
nach Karlsruhe abzugehen. Ein Poſten, von welchem aus er die öffentliche 
Meinung auch im ſüdlichen Deutſchland zugunſten Preußens bearbeiten 
ſoll. E 

Über feine hier folgende Schilderung werde ich mir unten noch einige 
Bemerkungen erlauben: 
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„Sie fragen mich über Gneiſenau, was er iſt, kann und will? Wahr⸗ 
lich 3 Fragen, mit denen man nicht Federball ſpielen kann. Indes will 
ich gerne offen ſagen, was ich zu ihrer Beantwortung aus meiner eigenen 
Bekanntſchaft mit dem Manne und aus fremdem Urteil auftreiben kann. 
Es iſt nicht viel, denn ſie werden ſchon wiſſen, daß Gneiſenau einer der 
verſchloſſenſten und undurchdringlichſten Menſchen iſt. Sein Geiſt iſt 
außerordentlich frei, ſein Verſtand ſehr klar, ſeine Gedanken kühn, ob es 
auch ſein Gemüt ſei, möchte in der Tat noch ein Rätſel für alle ſein. Ich 
aber neige dahin es zu bejahen. Er iſt ſehr unterrichtet, ſpricht gut, doch 
nicht ſehr viel, und beſitzt überhaupt große perſönliche Mittel, ſo daß die 
Begeiſterung ſich leicht an ihn anſchließt, wie er denn wirklich von einem 
Teil der Armee faſt vergöttert wird. In Kriegsſachen ſind ſeine Eigen⸗ 
ſchaften alle zur Meiſterſchaft zuſammengeſtimmt; ſollte er einſt als Feld⸗ 
herr Wellington gegenüberſtehen, ſo möchte es um dieſen leicht getan 
ſein, denn ein Genie iſt Wellington nicht, und als Talent gewiß geringer. 
Die politiſche Richtung Gneiſenaus mag im einzelnen nicht zu ergründen 
ſein, im allgemeinen aber iſt ſie dieſelbe große Richtung aller deutſchen 
Vaterlandsfreunde, wie ſie in einem unerſchütterlichen Preußen, der 
dieſem Volke und Staate ganz vertraut, und alles möglich glaubt, ſich 
ausprägen mag. Für Norddeutſchland hat er eigene Grundſätze, die mit 
dem jetzigen Gange der Dinge mehr übereinſtimmen, als man glauben 
möchte. Er iſt ein Freund Gruners, der in Paris große Dinge geleiſtet hat, 
die ihrer Natur nach noch nicht bekannt werden dürfen, deren Folgen ſich 
aber unaufhaltſam entwickeln werden. Gruner hat große politiſche Blicke, 
und ein kräftiges Gemüt, deſſen Wirkungen nicht zu berechnen ſind, er mit 
Gneiſenau verbunden könnten großen Dingen vorſtehen. Im Vorbeigehen 
geſagt: Gruner hegt noch unangenehme Erinnerungen wegen der Behand⸗ 
lung, die er 1812 in Oſterreich erfahren, allein als Staatsmann und in 
Bezug auf Deutſchland ſieht er dieſe Macht in ihrem zu wünſchenden Bunde 
mit Preußen als heilbringend wichtig an.“ Die erſte Bemerkung, welche 
ſich bei dem bevorſtehenden Gemälde aufdrängt, gehet dahin, daß der⸗ 
ſelbe preußiſche Stolz, welcher offenbar den Herrn Juſtus Gruner über⸗ 
mäßig zu groß geſchildert hat, auch dem Bilde Gneiſenaus wahrſcheinlich 
zu ſtarke Farben aufgetragen hat. Daß dieſe beiden Männer genaue Freun⸗ 
de ſind, ſie waren beide zu gleicher Zeit Staatsräte der Polizei unter 
dem Staatskanzler Hardenberg und mußten beide auf Andringen der 
franzöſiſchen Regierung zu gleicher Zeit ihren Abſchied nehmen, iſt übri⸗ 
gens eine Tatſache, welche Oſterreichs Politik nicht genug beherzigen kann. 
Die großen politiſchen Blicke, die Gruner hat, welche aber ihrer Natur 
nach nicht bekannt werden können, wiewohl ihre Folgen ſich unaufhaltſam 
entwickeln müſſen, die großen Dinge, welchen er und Gneiſenau vereint 
vorſtehen könnten, und deren Wirkungen nicht zu berechnen ſind, geben 
ſichtlich zu erkennen, daß beide Männer nicht geſonnen ſind, Preußen eine 
ruhige Rolle ſpielen und Deutſchland und Europa in Frieden zu laſſen. 
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Worin die großen geheimen Dinge beſtehen, die Gruner zu Paris voll- 
bracht hat? Ich vermute in nichts anderm, als in einer Verbindung 
zwiſchen den franzöſiſchen und deutſchen Demokraten. Um meine Ver⸗ 
mutung näher zu bezeichnen, muß ich eine andere Stelle aus dem ange⸗ 
führten Schreiben mitteilen: „In Frankreich ſieht es trübe aus, und die 
gegenwärtige Art der Dinge kann nicht dauern; wäre das Volk ruhig und 
zufrieden, ſo wäre dies die Schule, es unruhig und empört zu machen. 
Die Bourbons ſind verabſcheut und verſpottet, das Volk will eine ge⸗ 
ſetzmäßige Freiheit, und wird ſie erringen, ſollte es auch noch 50 Jahre 
revolutionär danach ſtreben müſſen. Der kleine Napoleon hat zahlreiche 
Anhänger, und ich bin überzeugt, daß er in dieſem Lande noch einmal 
herrſchend auftreten wird. Ich geſtehe Ihnen aufrichtig, daß ich nicht 
weiß, was man Gründliches dagegen einwenden will, ſobald nur Frank⸗ 
reich dabei eine den Herrſcher wirklich beſchränkende Verfaſſung hat. 
Oſterreich liegt einft noch dieſe, den Frieden Europas vielleicht bedingende 
Ausführung zu gelegener Zeit ob. Denn jetzt haben wir keinen Frieden 
gemacht, ſondern recht abſichtlich künftige Kriege und Verwirrungen aller 
Art angeſtiftet, das Entgegengeſetzte von dem, was man als das Rechte 
ſogar einſah! Doch ich ſchweige von dieſen Dingen, die leider früh genug 
durch Ereigniſſe an den Tag kommen müſſen.“ — Es läßt ſich nicht be⸗ 
zweifeln, daß nicht nur die Demokraten in Frankreich, ſondern überhaupt 
die kräftigſten und beſten Franzoſen der Mehrzahl nach ihren Augenmerk 
auf eine konſtitutionelle, wenn man ſo ſagen dürfte, faſt republikaniſche 
Monarchie unter dem jungen Napoleon richten. Den deutſchen, vorzüg⸗ 
lich preußiſchen Demokraten iſt dieſes an ſich genehm, weil ſie Wieder⸗ 
herſtellung und Beſtehen der Bourbons unerträglich finden, aber dies 
iſt doch nicht der eigentliche Antrieb, warum ſie hier ſich mit den franzö⸗ 
ſiſchen Demokraten zuſammentun; ſondern es liegt den Preußen alles 
daran, Oſterreich in Frankreich und Italien ſo zu beſchäftigen, daß es 
ſeine Aufmerkſamkeit von Deutſchland gänzlich ablenke. Dazu läge aller⸗ 
dings eine nicht kleine Verführung in dem Bemühen, den jungen Napo⸗ 
leon auf den franzöſiſchen Thron zu ſetzen und dort zu erhalten, und über⸗ 
dies glaubt Preußen für die Gefälligkeit, womit es dazu ſchwiege, wohl 
gar beihülfe, auf eine Nachgiebigkeit der öſterreichiſchen Politik in Rückſicht 
ſeiner Pläne und Abſichten in Deutſchland rechnen zu dürfen. Wohin 
dieſe zunächſt gehen? Die Varnhagenſche Schilderung beſtimmt, worüber ſo 
viele Zeitungsartikel, die von Preußen herrührten, z. B. über die Abſicht 
der Engländer ſich in Italien feſtzuſetzen, über Verdrießlichkeiten, die 
Wellington zu Paris erlitt, uſw. ſchon Winke gaben. Die hannöverſche 
Macht im deutſchen Norden, wahrſcheinlich auch durch eine heilbringende 
Politik von Oſterreich vergrößert und befeſtigt, iſt den preußiſchen Patrioten 
ein Dorn im Auge, und ſie können ihre Empfindlichkeit darüber gegen die 
Engländer gar nicht bergen. Wäre irgendeine Spannung zwiſchen Oſter⸗ 
reich und Großbritannien hervorgebracht, wäre jenes über und über in 
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Frankreich beſchäftiget, ſo würden die preußiſchen Patrioten über Hannover 
herfallen, um ſich den deutſchen Norden zu unterwerfen, in ſolcher Anſicht 
vergleichen fie ſchon Wellington und Gneiſenau, ſehen dieſe beiden im 
nördlichen Deutſchland miteinander im Kampfe, und ihr gewöhnlicher 
Hochmut verheißt ihnen ſchon, daß es alsdann um Wellington und um 
den deutſchen Norden leicht geſchehen ſei. Dies hat Varnhagen in dem 
obigen Gemälde verraten, ohne daß er es will und weiß, und ſo hat er 
ſelbſt die geheimnisvolle Miene enträtſelt, womit über Gneiſenau in der 
obigen Schilderung geäußert iſt, daß er für Norddeutſchland eigene 
Grundſätze hege, die mit dem gegenwärtigen Gange der Dinge mehr über⸗ 
einſtimmen, als man glauben möchte. 


Prinzeſſin Luiſe von Preußen, Gemahlin des Fürſten Radzi⸗ 
will. f 


Daß die Prinzeſſin Luiſe Ferdinand ſich ehemals aus Ehrgeiz beſtimmte 
Hoffnung machte, mit dem Kronprinzen, jetzigen König von Preußen, 
verheiratet zu werden, wie die Hoffnung fehlſchlug, den Rüchkſichten des 
Weibes nachgab und den Fürſten Anton Radziwill zum Gemahl nahm, 
dieſe Tatſachen ſprechen ihren Charakter aus. Ihr Ehrgeiz iſt noch ſtärker, 
als ihr ſehr ſtarkes weibliches Intereſſe. Jener blieb unbefriedigt, wenn⸗ 
gleich immer verfolgt; dieſem hing ſie nach als glückliche Mutter und durch 
nie aufhörende Eiferſucht gegen ihren Gemahl. Im Jahre 1799 offen⸗ 
barte ſich ihre Intrige, worin ſie ihren Oheim den Prinzen Heinrich von 
Preußen durchaus verwickelt hatte, ihren Gemahl oder vielmehr ſich ohne 
Wiſſen und Einſtimmung des Königs an die Spitze der polniſchen Nation 
zu ſetzen. Die Papiere des Fürſten Radziwill wurden damals verſiegelt, 
er ſelbſt auf ein paar Tage für verhaftet erklärt. Allein ſie hat jenen Plan 
auch unter dem franzöſiſchen Druck, der die preußiſche Kraft ganz zu 
vernichten drohte, gewiß nicht aufgegeben. Man darf ſagen, daß ſie 
jetzt von dem Kabinett zu Berlin leichtſinnig in Poſen auf einen Punkt 
geſtellt ſei, wo ſie denſelben kräftiger wie jemals auszuführen trachten 
kann; wenn ſich nicht annehmen ließe, daß auch Preußen nicht wünſchen 
darf, Rußland im ruhigen Übergewicht in Polen zu ſehen. 

Bemerkenswert iſt, daß Gneiſenau ſchon als Staatsrat der Polizei 
ein ſehr vertrauter Freund der Prinzeſſin Radziwill war, und es ſtimmt 
wohl mit ſeinen politiſchen Ideen überein, einen Fürſten der polniſchen 
Nation und den Gemahl einer Prinzeſſin von Preußen, ſeiner Freundin 
als Haupt einer konſtitutionellen Monarchie ſehen zu wollen, durch welche 
das alte Polen wiederhergeſtellt würde. 

Der Fürſt Radziwill ſelbſt wird bei jeglichem Unternehmen ſeiner 
Gemahlin nur eine Nebenperſon ſein. Er hat mancherlei Talente, doch 
gar keine, die zu einem planvollen, verſchloſſenen Wirken gehören. Sie 
iſt hartnäckig in ihrem Wollen, und durch die Zeitbegebenheiten, die 
Preußens Ruhm gehoben, die Anſprüche, den Hochmut und die Eitelkeit 
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des preußiſchen Publikums überſchwenglich geſteigert haben, höchſt wahr⸗ 
ſcheinlich für die Ausführung alter ehrgeizigen Ideen von neuem begeiſtert. 
Mutter einer zahlreichen Nachkommenſchaft fühlt ſie auch durch dieſe ſo 
kräftige weibliche Natur ſich gereizt, zur Förderung ihres Ehrgeizes 
beizutragen. Aus ihren Kindern ſich einen Herrſcher erheben zu ſehen, 
wird immer ihr Wunſch und das Ziel ihrer Ehrbegierde bleiben, wenn ſie 
auch nicht das Streben gekrönt ſieht, welches ſie und ihren Gemahl zu 
ſouveränen Häuptern machen ſoll. 


Der Regierungsrat und Profeſſor von Raumer zu Breslau. 


Aus dem Deſſauiſchen gebürtig, aber auf preußiſchen Gymnaſien 
und Univerſitäten gebildet, erregte er früh für den preußiſchen Staats⸗ 
dienſt große Hoffnungen. Er hatte ſich als kurmärkiſcher Regierungsrat 
ausgezeichnet, als der Staatskanzler Hardenberg ihn zu den Geſchäften 
unter ſeiner unmittelbaren Leitung nahm. Raumer erhielt bald durch 
ſeine überwiegenden Kenntniſſe und Ideen und ſeine große Tätigkeit 
einen ſehr merkbaren Einfluß bei dem Staatskanzler, und von ihm rührt 
größtenteils her, was in den erſten Jahren von deſſen Verwaltung 
Treffliches geſchah. Allein unzufrieden mit der Nachgiebigkeit Harden⸗ 
bergs gegen zu viele und flache Eindrücke, tat er freiwillig Verzicht auf 
einen Einfluß, der dem Ehrgeiz eines ſo jungen Mannes ſehr ſchmeicheln 
mußte, auf die glänzenden Anſichten, die ihm eröffnet waren, und 
betrieb, ohne ſich im geringſten mit ſeinem Gönner und Beſchützer zu 
entzweien, ſeine Verſetzung als Regierungsrat und Profeſſor der Geſchichte 
nach Breslau. Schon hat er ſich durch ſeine Schriften über England 
und das griechiſche Altertum, als Gelehrter und Denker ausgezeichnet. 

So originell er denkt, ſo kühn und durchdringend ſeine Vorſtellungen 
ſind, hat er doch nichts von dem preußiſchen Schwindelgeiſt in politiſchen 
Dingen, und hegt jenen ruhigen, klaren Geiſt der Billigkeit, welchen 
die preußiſchen Patrioten gern aus der Welt verbannen möchten, um 
während der Verwirrung aller Begriffe, der Gärung aller Leidenſchaften 
ihre Monarchie und ſich ſelbſt an die Spitze von Deutſchland zu bringen. 

Raumer iſt durchdrungen von den echten durch die Hiſtorie erweis⸗ 
lichen politiſchen Grundſätzen, daß Preußen im europäiſchen Syſtem 
und im deutſchen eine zweite Stimme führen und in Harmonie mit 
der erſten ſetzen ſolle, die Oſterreich in beiden hat. 

Wenn mich nicht alles trügt, ſo iſt er Verfaſſer von der Schrift eines 
preußiſchen Patrioten, welcher die Vereinigung Sachſens mit Preußen 
mit ſo eindringendem politiſchen Scharfſinn und wahrer Beredſamkeit 
kräftig widerrät. 
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Zur Grtskunde der Stadt Frankfurt a. O. 
Kritiſche Bemerkungen von Karl Seilkopf. 


Als 1912 Hermann Krabbo ſeinen aufſchlußreichen Beitrag „Die Stadt⸗ 
gründungen der Markgrafen Johann I. und Otto III. von Brandenburg 
(1220—1267)“ veröffentlichten) und dabei von der „Verfälſchung der 
Frankfurter Gründungsurkunde“ ſprach, erhielt die heimiſche Forſchung 
einen nachhaltigen Anſtoß, ſich mit dieſer Frage näher zu beſchäftigen. 
Jüngſt hat Friedrich Schilling, ein junger Frankfurter, ſeine Studien 
auf das Gebiet gerichtet und, vielfach angeregt von heimatkundlichen 
Forſchern, wie dem 1925 verſtorbenen Oberſtudiendirektor Dr. R. Agahd, eine 
Löſung zu finden geſucht. Die Ergebniſſe ſeiner Forſchungen ſind nieder⸗ 
gelegt in der im Herbſt 1926 erſchienenen Schrift „Die erſten Deutſchen 
in Frankfurt an der Oder“). 

In den ſeit 1912 verfloſſenen 1% Jahrzehnten habe ich mich ebenfalls 
ſehr eingehend mit der gleichen Frage beſchäftigt, namentlich ſoweit ſie 
ortskundliche Verhältniſſe betrifft, ohne indes Gelegenheit gefunden zu 
haben, darüber Ausführliches zu veröffentlichen. Ein 1924 geplantes 
Heimatbuch, in dem auch dieſer Gegenſtand behandelt werden ſollte, iſt 
bisher nicht zuſtande gekommen. Ich darf annehmen, meine Forſchungen 
auf dem bezeichneten Gebiete bis zu einem Standpunkte geführt zu haben, 
von dem aus es möglich iſt, die Gedankengänge des genannten Verfaſſers 
zu verfolgen und näher zu betrachten. Aus einem Gefühl der Verant⸗ 
wortlichkeit der Mit⸗ und Nachwelt gegenüber — „Wer ſchweigt, ſtimmt 
zu!“ — glaube ich daher, hier zu den Ergebniſſen Schillings Stellung 
nehmen zu müſſen. | 

Die Grundlage für Schillings Unterfuchungen bilden naturgemäß 
die Frankfurter Gründungsurkunden, deren Form und Inhalt er ein⸗ 
gehend behandelt. Mit unverkennbarem Fleiß hat er ein umfangreiches 
Material zuſammengebracht und mit beachtenswertem Geſchick ver⸗ 
arbeitet. Die Anlage der Abhandlung brachte es freilich mit ſich, daß 
einzelne zuſammengehörige Stücke an verſchiedenen Stellen auftreten, 
ein Umſtand, der das Studium der Schrift leider etwas erſchwert. 

In methodiſch richtiger Weiſe hat der Verf. in der Einleitung (S. 11—18) 
die damaligen Frankfurter Vorgänge hineingeſtellt in die geſchichtliche 
Entwicklung der Landſchaft an der mittleren Oder, die bereits von Dr. O. 
Breitenbach?) vor nahezu vier Jahrzehnten in trefflicher Weiſe dargeſtellt 
worden iſt. Im erſten Hauptteil (S. 19—43) unterzieht Sch. die Grün⸗ 


1) Archiv für Urkundenforſchung IV, S. 255—90. 

2) Im Innentitel ausführlicher: Die erſte Einwanderung und Anſiedlung 
von Deutſchen in Frankfurt an der Oder. Im Selbſtverlag des Herausgebers. 
Kommiſſionsverlag: Verlagsanſtalt Trowitzſch u. Sohn, Frankfurt a. d. Oder, 
1926. (Mit 5 Karten.) Bezeichnet als Heft 1 der „Frankfurter Abhandlungen zur 
Geſchichte“, herausgegeben von Fr. Schilling. 

3) Breitenbach, Das Land Lebus unter den Piaſten. 1890. 
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dungsurkunde vom 12. Juli 12531) einer näheren Betrachtung (in deut⸗ 
ſcher Überfegung überliefert in dem brandenburgiſchen Lehnskopialbuch 
unter der Überſchrift „Über das Gerichte zu Frankfurt“). Dabei verfucht 
er (S. 26) eine Rücküberſetzung der vorliegenden Faſſung, um die Ur⸗ 
form des Wortlauts zu gewinnen. Inwieweit ihm das gelungen iſt, muß 
einer hiſtoriſch⸗philologiſchen Kritik vorbehalten bleiben. Im zweiten 
Hauptteil (S. 44—64) beſchäftigt ſich Verf. mit dem „ergänzenden Mon⸗ 
tagstext“ vom 14. Juli 1253, der als Beſtätigungsurkunde des Markgrafen 
Hermann vom J. 1307 im Original (Frankfurter Stadtarchiv) erhalten 
geblieben iſt'). Es läßt ſich feſtſtellen, daß letztere in den folgenden Jahr⸗ 
hunderten für die Frankfurter Stadtverwaltung maßgebend geworden iſt; 
jie erſcheint ausſchließlich in den Kopialbüchern des Ratsarchivs an erſter 
Stelle und wird in den Akten als ausſchlaggebend für Rechtsfälle betrach⸗ 
tet und verwertet. Kurz erwähnt ſei nur noch — unter Hinweis auf 
Krabbos Vermutungen?) —, daß das von George Philipp Dickmann 
(geſt. 1790 als Neumärkiſcher Kammerrat) erwähnte „Original“ der 
Gründungsurkunde nichts anderes als die erwähnte Beſtätigungsurkunde 
v. J. 1307 bedeutet. In einem beſonderen Beitrag gedenke ich auf 
G. Ph. Dickmanns Beſchreibung der Haupt⸗ und Handelsſtadt Frankfurt 
an der Oder zurückzukommen. 

Da Schilling von einer ausführlichen Schilderung der Ratsverfaſſung, 
des frühzeitig ſich entwickelnden Innungsweſens, die in der undatierten 
Urkunde von der Übertragung des Berliner Rechts“) auf das junge Vran⸗ 
kenforde zum Ausdruck kommen, abſieht, nehmen die ortskundlichen 
Unterſuchungen einen breiten Raum in ſeiner Schrift ein, ſo daß es an⸗ 
gebracht erſcheint, ſie im beſonderen eingehend zu betrachten. Es handelt 
ſich dabei naturgemäß zunächſt um die der Stadt zuerteilten Hufen, um 
das Ackerland, die Hütungen, Wieſen, Werder u. dgl., über die uns die 
von dem genannten Verfaſſer wohl herangezogene, aber nicht ausgiebig be⸗ 
nutzte Flurnamenforſchung näher unterrichtet. Gute Auskunft darüber 
erhalten wir durch die von F. W. Knüppel, Landbaumeiſter in Hinter⸗ 
pommern, durchgeführte Vermeſſung der Frankfurter Feldmark und des 
Wieſenlandes, deren Ergebniſſe niedergelegt ſind in den entſprechenden 
Flurkarten, vor allem — ſoweit es das Ackerland in der Höhenfeldmark 
betrifft — in dem „Catastrum von denen Ackern Bey der Stadt Frank⸗ 
furt an der Oder“). 

Wir erkennen daraus, wie in der Höhenfeldmark bis zu der i. J. 
1775 durchgeführten Separation die Dreifelderwirtſchaft (Winterfeld, 
Sommerfeld, Brachfeld) betrieben wurde und zwar in dem als Hufen⸗ 


1) Riedel, Cod. dipl. Br. XXIII, Nr. 2. 
2) Riedel 23, Nr. 1 u. 8. 

3) a. a. O., S. 274 — 77. 

4) Riedel 23, Nr. 3. 5 

8) Frankf. Stadtarchiv XIX, 93. 
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ſchlag bezeichneten, aus dem Clieſtower, dem Mittelfelde und dem 
Tzſchetzſchnower Felde beſtehenden größeren weſtlichen Teile der Höhen⸗ 
feldmark, der 86 Hufen, 24 Morgen, 176 Geviertruten umfaßte. Eine 
Grenzlinie, die vom Egelpfuhl an der Clieſtower Grenze durch den vom 
Schiefen Born durchfloſſenen Schiefen Grund ſüdwärts zur Tiſchetzſch⸗ 
nower Grenze verlief, trennte davon das oſtwärts bis zum Talrande 
reichende Stadtfeld ab, das jährlich beſät wurde und 18 Hufen, 1 Morgen, 
56 Geviertruten maß. Dementſprechend umfaßte das geſamte Ackerland 
104 Hufen, 25 Morgen, 232 Geviertruten — eine Zahl, die mit den 
Angaben in der Gründungsurkunde übereinſtimmt. Hierzu kamen die 
Nuhnen mit Gärten und die Mühlen (2 Hufen, 14 Morgen, 232 Geviert⸗ 
ruten), zwei Wieſen im Acker (3 Morgen, 10 GR), die Hütungen, Gewäſſer, 
Landſtraßen (7 Hufen, 14 Mg., 230 GR), jo daß ſich für die ganze Höhen⸗ 
feldmark 114 Hufen, 27 Mg., 304 GR ergaben. Nicht berückſichtigt und 
vermeſſen ſind dabei die zahlreichen und umfangreichen Weinberge, die 
„Berg⸗ und Gartengerechtigkeit“ hatten. Zählt man ſie zu den vorgenann⸗ 
ten hinzu, fo dürfte wohl die Anzahl der 124 Hufen erreicht fein (vgl. dazu 
Schilling, a. a. O. S. 29). 

Was Sch. über die Größe der Hufen (S. 106) ſagt, ergibt kein klares 
Bild. Der Unterſchied in der Hufengröße liegt namentlich in der Größe 
der zur Hufe gehörigen Morgen. Die von Knüppel vermeſſene Hufe um⸗ 
faßt 30 Große Morgen, der Morgen zu 400 Geviertruten gerechnet (ſog. 
„Kulmiſches Maß“). Erſt ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts erfolgte 
in der Stadt Frankfurt und ihren Stadtdörfern die Berechnung nach 
Kleinen Morgen, der Morgen zu 180 GR gerechnet !). Alle Abweichungen 
in der Hufengröße, ſoweit ſie Frankfurter Landbeſitz betreffen, ſind darauf 
zurückzuführen. 

Die „Inſel“ der Urkunde, näher bezeichnet als „den Ackern allernächſte 
und am Ende derſelbigen Acker gelegen“, kann nicht ſchlechthin als Ochſen⸗ 
werder angeſehen werden (S. 30); ſie iſt vielmehr der gegenüber der 
Lebuſer Vorſtadt gelegene „Große Werder an den Langen Höfen“ (letztere 
ſind Grundſtücke in der heutigen Cüſtriner Straße der erwähnten Vorſtadt). 
Der jetzige Ochſenwerder (er wurde 1756 den Frankfurter Scharrnſchläch⸗ 
ten als vorläufiger Weideplatz für das Schlachtvieh überwieſen) bildet 
einen Teil — allerdings den größeren — von dem bei einem Durchbruch 
des Stromlaufs — wahrſcheinlich bei Hochwaſſer — auseinandergeriſſe⸗ 
nen Großen Werder. Wir wiſſen des weiteren, daß ſich das der Bürger⸗ 
ſchaft zuerteilte Hütungsrevier (Allmende), denn ein ſolches durfte nicht 
fehlen, auf dem rechten Oderufer im Niederungsgebiet zwiſchen dem einſt 
viel umfangreicheren Kornitz (heute Kornbuſch genannt) und der nach⸗ 
maligen Dammvorſtadt ausdehnte. Hier nur kann die „Weſe“ der Grün⸗ 
dungsurkunde geſucht werden, nicht wie Sch. (S. 30) annimmt, in dem 
Pfarrwinkel, der noch im Anfang des 18. Jahrhunderts zu den „Werdern“ 

1) Es ſind die ſog. Magdeburgiſchen Morgen. 
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gezählt wurde. Erſt verhältnismäßig ſpät, im Herbſt 1852, iſt in der „Ge⸗ 
meinen Hütung“, der mittelalterlichen Allmende, die Separation zum 
Abſchluß gekommen. Allerdings enthielt auch der Pfarrwinkel in ſeinem 
nördlichen Teile eine Weidefläche; ſie war jedoch für die Bewohner der 
Gubener Vorſtadt, nicht für die Bürgerſchaft beſtimmt. Beiläufig erwähnt 
ſei nur noch, daß bei der zur Graſungszeit jährlich ein⸗ oder mehreremal 
eintretenden Überſchwemmung des Niederungsgebietes die Weide für 
das Vieh in den kleinen Hütungsrevieren innerhalb der Höhenfeldmark 
geſucht werden mußte. 

Die Gemeine Hütung umfaßte nur den weſtlichen Teil des Frank⸗ 
furter Niederungsgebietes; letzteres wird auf der Karte Nr. 3 und der 
Erläuterung dazu (S. 102) als „Die Frankfurter Feldmark öſtlich der 
Oder“ bezeichnet. Der Plan trägt allerdings die Jahreszahl 1846, er 
läßt daher den ehemaligen Zuſtand des Wieſengeländes nur einiger- 
maßen ahnen, nicht erkennen. Zu einer „Feldmark“ iſt das Niederungs⸗ 
land, das etwa bis zur Zeit um 1740 ſchon bei einem „Mittelwaſſer“ 
völlig „inudieret“ wurde, erſt geworden, nachdem der Notdamm an der 
Kuhburgbrüder) erbaut worden war (zwiſchen 1736—40) und in den 
Jahrzehnten von 1810 —1840 die Urbarmachung, Entwäſſerung und 
Rodung der ausgedehnten Elsbrüche, wie ſie bekanntlich noch im Ruſſen⸗ 
jahr 1759 beſtanden, durchgeführt werden konnte. So iſt erſt die heutige 
„Bruchfeldmark“) entſtanden. Über ihren ehemaligen Zuſtand geben 
uns die Flurnamen ſicheren Anhalt. Da lag im NW der ſchon genannte 
Kornitz (Kornbuſch), im ausgehenden 18. Jahrhundert 828 Kleine Morgen 
umfaſſend, im NO der Bürgerbuſch mit den Schalmen, 524 Kl. Morgen 
groß, im 8 vom Zauchſee die gleichfalls mit Erlen beſtandene Zauch⸗ 
kappe, 133 Kl. Morgen groß. Jenſeits des Dreyß, der öſtlichen Grenze 
der Frankfurter Gemarkung, dehnten ſich das Trettiner Elsbruch (1505 
Kl. Morgen) und ſüdlich davon das Kunersdorfer Elsbruch (506 Kl. Mor⸗ 
gen), endigend mit dem Hängerbuſch (79 Kl. Morgen); durch letzteren 
mußte noch 1759 ein Knüppeldamm angelegt werden, um eine Verbin⸗ 
dung zwiſchen der im Wieſengelände lagernden öſterreichiſchen Reiterei 
und dem auf dem Höhenrande des Sternberger Landes ſich ausdehnenden 
ruſſiſch⸗öſterreichiſchen Lager herzuſtellen. Von all den „Holzungen“ iſt 
heute nur noch ein kleiner Reſt als „Kornbuſch“ erhalten geblieben. Von 
den zahlreichen Gewäſſern im Niederungsgebiet, die uns zum Teil auch 
aus Teymlers Stadtbuchs), Abſchnitt „Von den kyſern“ (Kietzern), be⸗ 
kannt ſind, finden wir heute nur noch geringe, allmählich verlandende 
Überbleibfel (Zauchſee, Dreyßſee, Jeſeritze). Zwiſchen dem Kornitz, der 
Zauchkappe und der Gemeinen Hütung im W, dem Bürgerbuſch, dem 
Trettiner und Kunersdorfer Elsbruch im O dehnten ſich die Frankfurter 


1) Riedel 23, S. 417. 
2) Frankfurter Oderzeitung 1924, Nr. 243. 
8) Riedel 23, S. 393—94. 
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Bürgerwieſen aus, auch Haus- oder Stadtwieſen genannt, wo ein 
„ieglich Haus — innerhalb der Ringmauern — feinen Wieſewachs 
reichlich hat, wenn ſich die Oder nicht ergeußt ...“ Die Wieſen dienten 
— im Gegenſatz zur „Hütung“ — in erſter Linie der Gewinnung von 
Heu („Wieſewachs“) für den Winterbedarf; ſie umfaßten die 60 Hufen 
trans Oderam, von denen die lateiniſche Beſtätigungsurkunde ſpricht; 
auch ſie beſtanden aus einer Reihe von Flurſtücken, deren Flurnamen 
einen Blick auf den ehemaligen Zuſtand jenes Wieſenlandes geſtatten: 
die weite Ebene, von der Frankfurt —Croſſener Heerſtraße an bis zur 
Lebuſer Grenze — dem „Lebuſer Tiergarten“ — eine von zahlreichen 
Waſſerläufen durchzogene Grasfläche, teilweiſe mit „Elſenſtrauch“ be⸗ 
ſtanden. Erſt im 15.—16. Jahrhundert begann man hier mit der Rodung; 
in dem ſo gewonnenen Ackerlande (Rottland) der 60 Hufen legte E. E. Rat 
ſein „Rotes Vorwerk“ an (1561 nachweisbar); aber als Knüppel i. J. 
1733-34 die Vermeſſung der Bürgerwieſen vornahm, fand er — drei 
Hufen „Acker in den Wieſen“, ein Beweis dafür, wie ſchwer es war, hier 
Acker⸗ und Grabeland zu gewinnen. 

In der deutſchen Überſetzungsurkunde wird gewiſſermaßen Needed 
lich der Schulzenhof erwähnt, während von einer Landverleihung an 
Gottfried von Herzberg nirgends die Rede iſt. Sch. ſucht (S. 41—42) 
feſtzuſtellen, daß der Hof außerhalb der Stadt gelegen haben muß und 
bezeichnet das in der Lebuſer Vorſtadt gelegene Vorwerk als den Schul⸗ 
zenhof. Als Beſitzer konnte er nach den Angaben im alten Grund⸗ und 
Hypothekenbuch für den Anfang des 18. Jahrhunderts den in Frankfurt 
und Umgebung ſehr begüterten Bürgermeiſter (Conſul) Melchior Genge 
bzw. deſſen Familie nachweiſen. Über den Umfang des Gengeſchen Land⸗ 
beſitzes in der Frankfurter Höhenfeldmark in der Zeit um 1730 ſind wir 
genau unterrichtet durch das erwähnte Vermeſſungsregiſter von F. W. 
Knüppel. Demnach umfaßte er insgeſamt 69393 Geviertruten, das ſind 
174 Große Morgen, 193 GR. Sie lagen im „Gemenge“ über die ganze 
Höhenfeldmark verſtreut und beſtanden aus nicht weniger als — 82 Ka⸗ 
veln, die ſich auf 17 Flurſtücke, gelegen in den drei Feldern des Hufen⸗ 
ſchlages und des Stadtfeldes, verteilten. Bei der 1775 durchgeführten 
Separation der Höhenfeldmark, als Stallmeiſter Joh. Gottl. Bader das 
Vorwerk beſaß — nur das eine läßt ſich in der Lebuſer Vorſtadt nachweiſen 
—, umfaßte deſſen Beſitz 248 Kleine Morgen, 38 GR. Im Verlauf der 
Separation mußten von ihm als „Aquivalent“ für die aufgehobene 
Schäfereigerechtigkeit 18 Kl. Morgen 103 GR abgetreten werden, ſo 
daß 229 Mg., 115 GR. verblieben; hierzu kamen von den aufgeteilten 
Hütungsrevieren (in der Höhenfeldmark) 9 Mg. 18 Gg, ſo daß ſich 
238 Mg., 133 GR. ergaben. Dafür erhielt das Vorwerk im Clieſtower 
Felde und im Stadtfelde 209 Mg., 116 GR zugewieſen. (Ich behalte 
mir vor, auf die Frankfurter Feldmark, das Wieſen⸗ und Hütungsland 
bis zu den Separationen ausführlich zurückzukommen.) Es muß daher 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XL. 1. 9 
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als verfehlt bezeichnet werden, wenn — wie Karte 2 zeigt — das ehemalige 
Schulzenhofland als zuſammenhängender Beſitz an die Clieſtower Grenze 
verlegt wird. Die anſcheinend treffſichere Angabe in den Bemerkungen 
zu Karte 2 (S. 102): „Die Grenzen des alten Schulzenhoflandes ſind 
einer Karte aus dem Privatarchiv des heute Frankeſchen Vorwerks ent⸗ 
nommen“, muß zu einer irrtümlichen Auffaſſung führen, namentlich 
dann, wenn Schilling ausdrücklich hervorhebt: „Im ganzen muß der 
Kern des alten Schulzenhoflandes in den angegebenen Grenzen gelegen 
haben.“ Kurz erwähnt ſei hierbei noch der von dem Verfaſſer (S. 42) ge⸗ 
machte Hinweis auf die angeblich zu dem bezeichneten Vorwerk gehörigen 
„Freiländereien“. M. E. liegt hier ein Schreib- oder Leſefehler vor, da 
in unſern älteren Ackerregiſtern mehrfach die Bezeichnung „Beilände⸗ 
reien“ oder „Beiländer“ vorkommt. Daran iſt an der erwähnten Stelle 
wohl zunächſt zu denken; ſomit dürfte wohl auch die von Sch. damit in 
Zuſammenhang gebrachte, auf dem Vorwerk lebendig gebliebene Über⸗ 
lieferung von einem „Freigut“ hinfällig werden. 

Die Lage des alten Schulzenhofes ſucht Verfaſſer (S. 42) im „nördlichen 
Stadtgebiet, im Klingetal oder doch in ſeiner nächſten Nachbarſchaft“ 
nachzuweiſen. Dabei widmet er den in der deutſchen Überſetzungsurkunde 
in Verbindung mit dem Hofe genannten Mühlen einen breiten Raum 
ſeiner Darſtellung, die auf den erſten Blick etwas Beſtechendes hat, beim 
näheren Zuſehen aber des ſicheren Fundamentes entbehrt. Wir ſind daher 
gezwungen, uns eingehender damit zu beſchäftigen. Zunächſt fällt der 
Satz auf (S. 34): „Das einzige Waſſer führende Bereich auf Frankfurter 
Boden mit dem für Mühlenanlagen nötigen Gefälle iſt die „Klinge“ im 
Norden der Stadtmark.“ Gab es hier wirklich keine anderen Gewäſſer, 
die Mühlen treiben konnten? Da lag im ſüdlichen Teil des Stadtgebietes, 
hinter der Carthauſe, die in einer Urkunde vom 19. 8. 1534+) erwähnte 
„Pfeffermühle“. Am Südfuße von „Ottos Berg“ ſammelte ſich das 
Quellwaſſer in einem kleinen Teiche; über den in den benachbarten großen 
Teich fließenden Waſſerlauf führte im Zuge der heutigen Gr. Müllroſer 
Straße eine Brücke. Aus dem letztgenannten Teiche floß der Mühlenbach 
zur Oder hinab und trieb die am Nordfuße des Huttenberges gelegene 
Mühle, deren baufälliges Gebäude noch 1846 ftand?). Der Reſt des eigent⸗ 
lichen Mühlenteiches iſt in dem am „Oberwege“ ſich ausdehnenden Garten⸗ 
grundſtück noch heute ſichtbar. Die beiden erſtgenannten Teiche ſind bei 
dem Bau der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn verſchüttet worden. 
Am Schiefen Born, in der Nähe der dort gelegenen, bis 1818 benutzten 
Lehmgrubes) („Leimküte“) an der nach Fürſtenwalde führenden Straße, 
lag die Leimkütenmühle; ſie wurde getrieben von dem als „Schiefer 
Born“ bezeichneten Gewäſſer, das durch den „Schiefen Grund“ zur 

1) Riedel 20, Nr. 131. 


2) Patriot. Wochenblatt 1846, Nr. 15. 
8) Patriot. Wochenblatt 1818, S. 173. 
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Klinge hinabfloß und in der Nähe der Kreuzmühle mündete (nach Schil⸗ 
lings Angaben — S. 36 — ſind Lehmkutenmühle — Große Mühle — 
Milchmühle identiſch!). Bleiben noch die Mühlen an der Klinge im Stadt⸗ 
gebiet. Wie Verf. (S. 37) richtig angibt, erhielt erſt 1348 die Stadt 
Frankfurt bzw. die Bürgerſchaft das Recht, auf ihrem Grund und Boden 
Mühlen zu errichten. Man darf ſich daher nicht wundern, wenn die erſten 
urkundlichen Nachrichten über Klingemühlen aus dem Jahre 1391 ſtam⸗ 
men). Damals werden die Hoppegarzle- und die Malz⸗Mühle erwähnt. 
Sch. vermutet beide in den zwei erſten am Oberlauf der Klinge gelegenen 
Mühlen (Birnbaums⸗ und Sprockhoffs⸗Mühle). Aus dem 1776 nieder⸗ 
geſchriebenen Tejtament?) des Kommerzienrates J. Fr. Damerow (geſt. 
1778) wiſſen wir jedoch Beſtimmteres; er ſpricht darin von ſeiner „in der 
ſog. Klinge bei hieſiger Stadt belegenen Malzmühle“. Demzufolge muß 
die dritte der Klingemühlen, die nachmalige Simonsmühle, als die alte 
Malzmühle angeſehen werden. Als die andern der 1391 genannten darf 
mit größter Wahrſcheinlichkeit die Birnbaumsmühle gelten, wie auch Sch. 
vermutet (S. 34). Noch im Anfang des vorigen Jahrhunderts gab nämlich 
die letztgenannte dem Hoſpital St. Spiritus 2 Wiſpel 12 Scheffel Roggen⸗ 
grundpachts), während es von einer andern nicht genannten — vielleicht 
war es die ſpätere Simonsmühle — ſtatt der Roggengrundpacht jährlich 
10 Taler bar ausgezahlt erhielt. Nebenbei ſei erwähnt, daß St. Spiritus 
noch 1823 „ſeit alter Zeit“ von ſechs verſchiedenen Mühlen eine Roggen⸗ 
grundpacht in natura zugewieſen bekam. In dem Beitrag „Eine noch 
ungedruckte Urkunde über Simonsmühle“) hat J. Nitſchke ein weiteres 
aufſchlußreiches Dokument veröffentlicht. In dem zu Schweinfurt am 
14. April 1675 ausgeſtellten Schriftſtück erteilten die im brandenburgiſchen 
Heere mit dem Kurfürſten am Main ſtehenden Gebrüder Reinhardt und 
Joachim Damerow ihrem Bruder Friedrich D. den Auftrag, für die 
ihnen vom Landesherrn als Lehen übertragene, in der Klinge vor Frankfurt 
gelegene Mühle, „ſo vormals Dr. Straß zu Lehn gehabt“, den Lehnseid 
abzulegen und die Lehnspflichten zu erfüllen. Nach Nitſchkes Angaben 
iſt die Mühle 1719 Privateigentum der Familie Damerow geworden; 
1796 erwarb ſie der Frankfurter Kaufmann Simon, der ſie zu einem 
vielbeſuchten Ausflugsort der Bürgerſchaft umgeſtaltete. Obgleich die 
Mühle um 1825 den Namen Bauersmühle führte, wird fie noch heutzutage 
Simonsmühle genannt. 

Wichtiger als die Simonsmühle, in der Sch. (S. 37) die in der 
deutſchen Überſetzungsurkunde erwähnte Heinrichsmühle vermutet, find 
die von ihr talwärts gelegenen beiden Mühlen, die Kreuzmühle und die 
jetzige Milchmühle, von ihm als Bäckermühle und Große Mühle bezeichnet, 

1) Riedel 23, S. 130. 

2) Frankf. Stadtarchiv XVIII D 4. 

8) Patriot. Wochenblatt 1823, Beilage zu Nr. 23. 

4) Märkiſche Blätter 1912, Nr. 280. 
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wie die Karte 2 veranschaulicht. Eine bedenkliche Verwechſelung, die 
ſich eigenartig ausnimmt, wenn wir ſie vergleichen mit den Worten 
über das auf Karte 2 dargeſtellte Bild von den Mühlenverhältniſſen im 
Klingetal: „Die Gewähr für ſeine Zuverläſſigkeit liegt darin, daß ſich die 
erfreulich reichen, faſt 700 Jahre umſpannenden Quellen nur ſo reibungs⸗ 
los ineinanderfügen.“ Aber —: Warum erſcheint in der mit zahlreichen 
Einzelheiten ausgefüllten Mühlentabelle (S. 34—37) eine ſo weitaus⸗ 
geſpannte Lücke vom ausgehenden 16. bis zum beginnenden 18. Jahr⸗ 
hundert? Wir kennen mehrere Verzeichniſſe der Klingemühlen aus 
jenem Zeitraum z. B. in dem Schoßregiſter von 15941). Iſt dem Verf. 
nicht aufgefallen, daß darin, obgleich ſie der noch näher zu kennzeichnen⸗ 
den Urkunde vom J. 1533) zeitlich ſehr naheſtehen, die Bäckermühle und 
die Große Mühle nicht erwähnt werden? 

Als maßgebend für die Lagebeſtimmung der letztgenannten beiden 
Mühlen betrachtet Sch. (S. 36—37) die ſoeben erwähnte Urkunde (vom 
20. Januar 1533). Dort handelt es ſich um 10 Schock Hufenzins und 
5 Wiſpel Mühlenpacht, „ſo dem Gericht zu Frankfort zuſtendig geweſt“. 
Letztere ſetzten ſich zuſammen aus 2 Wiſpeln „auf der Mollen, vntter 
dem Eyerberge gelegen ..., gnant die groſſe Muele“, und 3 Wiſpeln 
„pf der Becker muelen, negſt vber dieſſer vorgeſchrieben muellen an dem⸗ 
ſelben flies gelegen“. Das hier genannte Fließ iſt das aus den „Richter⸗ 
teichen“ kommende Hünerfließ, an dem die beiden Mühlen heute noch 
liegen, wie jede Karte zeigt und wie weiteren Kreiſen aus den Schilderun⸗ 
gen der Schlacht bei Kunersdorf bekannt ift?). 

Den ſoeben genannten Eierberg ſucht der Verfaſſer an der Klinge 
im Stadtgebiet, indem er einer mündlichen Überlieferung („im Sprach⸗ 
gebrauch der nächſten Anwohner“) folgt, nach der der Höhenabfall in der 
Nähe der heutigen Milchmühle dieſen Namen führen ſoll. Auf dieſer 
wahrlich ſehr unſicheren Grundlage errichtet er nun einen kunſtvoll ge⸗ 
fügten Bau, um die Schulzenmühlen und die Lage des Schulzenhofes 
feſtzuſtellen (S. 37-8): „Leicht können wir nun mit Hilfe dieſer Über- 
lieferung die Schultheißenmühlen ermitteln. 

Hier ſchlägt der Gedankengang des Verf. einen irrtümlichen Weg ein. 
Seit „alter Zeit“ gehören die Große Mühle und die Bäckermühle, deren 
Pacht einſt „dem Gericht zu Frankfurt zuſtändig geweſt“, zu Trettin, 
„unter Drettin“, wie man häufig lieſt. Am 7. Dezember 1445*) bekundet 
Kaſpar Löſchbrand, Bürger zu Frankfurt, daß er den Karthäuſern 2 ½ Wiſ⸗ 
pel — 1½ Scheffel Erbpacht von der Großen Mühle „alze man kegn 
Drettyn tid“ (zieht) für 2 Schock jährlicher Rente überlaſſen hat. Ebenſo 


1) Frankf. Stadtarchiv XIX, 72. 

2) Riedel 23, Nr. 441 (S. 447). 

8) Vgl. Frankfurter Oderzeitung 1926, Nr. 303 (Streiflicher auf das Dunkel 
der Frankfurter Frühgeſchichte). 

4 Riedel 20, Nr. 48. 
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oder ähnlich heißt es in andern Urkunden aus jener Zeit, auf die der Kürze 
halber hier nur hingewieſen werden kann, vom 18. April 14584), 31. Ok⸗ 
tober und 2. November 14592), vom 13. Mai 14675). — Auch der kundige 
Stadtſchreiber Teymler, auf den man ſich wohl ſtets verlaſſen kann, ver⸗ 
zeichnet in feinem Stadtbuche“) in dem Abſchnitt „Von den Torwärtern“ 
folgende Angaben: Der Torwärter im Brücktor erhält von dem Molner: 
in der Springmühle vierteljährlich 20 Pfennige, in der Mittelmühle 
5 Groſchen, in der Großen Mühle nächſt der Kuhburg („groſe moel nechſt 
der koburg“) vierteljährlich 7½ Gr., tut in allem 1 Schock. Die Bezeich⸗ 
nung „nächſt der Kuhburg“ weiſt auf das rechte Oderufer hin, wo Trettin 
liegt. Alſo auch für eine Zeit, die dem Jahre der hier maßgebenden Urkunde 
vom 20. Januar 1533 ganz nahe liegt, läßt ſich die Große Mühle — und 
damit auch die Bäckermühle — am Hünerfließ bei Trettin nachweiſen. 
Dieſe Tatſache war den märkiſchen Forſchern ſchon vor ſieben Jahr⸗ 
zehnten bekannt; Berghaus z. B. nennt in dem Landbuch der Provinz 
Brandenburg') zum Jahre 1464 unter den Frankfurter Mühlen: die 
Kele⸗Mole, die Baumgarten⸗Mole, die Malzmole und — die „Mühle 
unterm Eierberge am Wege nach Göritz, letztere auf dem rechten Ufer 
der Oder“. Von noch anderen urkundlichen Beweiſen — es laſſen ſich 
mehrere hinzufügen — muß hier abgeſehen werden. Aber auch heute iſt 
der durch die Urkunde von 1533 feſtgelegte Eierberg in Trettin noch nicht 
vergeſſen. Herr Mühlenbeſitzer G. Jahn von der am Hünerfließ gelegenen 
Großen Mühle, dem ich auch an dieſer Stelle für ſeine erfolgreichen Be⸗ 
mühungen in der Angelegenheit meinen verbindlichſten Dank ausſpreche, 
ſchrieb mir Anfang Januar d. J.: „Jetzt habe ich auch den Eierberg. 
Von meiner Mühle nach Trettin, den Weg links, ſog. Unterweg, liegt 
kurz vor Trettin, wo die erſten Häuſer ſtehen, rechts an dieſem Wege der 
kleinere Berg Eierberg, hier genannt Ee⸗erberg (denn Eier nennt man 
hier Ee⸗ern); gleich dahinter kommt ein größerer Berg und heißt Mau⸗ 
dickenberg ...“ Und dann wanderte ich ſelbſt auf dem Unterwege dahin 
„als men czewt ken Drettin“ (Urk. v. 18. 4. 1458). Ein 67jähriger einge⸗ 
borner Trettiner, der mir dort entgegenkam, bezeichnete mir auf Befragen 
den am Höhenrande gelegenen Eierberg oder Ee⸗erberg. Südlich von 
den Häuſergruppen des Dorfes Trettin, in der Richtung nach den Torf⸗ 
häuſern und der Großen Mühle hin, fällt ſteil der grüne Hang des Mau⸗ 
dickenberges zum Odertal ab, ſüdlich von ihm ragt der niedrigere, in einem 
rundlichen Vorſprung abfallende, mit einer dürren Grasnarbe bekleidete 
Eierberg empor. Die an einer Stelle feines Abhangs aufgeſchloſſene 
Sandgrube hat ihm neuerdings auch den Namen Sandberg verſchafft. 
Es ließ ſich alſo feſtſtellen, daß die Bäckermühle und die „Große Mühle 
unterm Eierberge“ nicht an der Klinge weder liegen noch jemals lagen; 
1) bis 5) Riedel 20, Nr. 64, 67, 68 u. 81. 


) Riedel 23, ©. 416. 
5) Berghaus, Landbuch uſw. III, S. 318. 
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jeder Verſuch, fie an dieſem Gewäſſer nachzuweiſen, muß an den unan- 
fechtbaren Tatſachen der Urkunden ausſichtslos ſcheitern. Damit fällt u. a. 
der Satz (S. 38): „So iſt man genötigt, wenn man denn auf eine ſaubere 
Unterſcheidung auch hier Wert legt, die Bäckermühle als die eine der 
beiden urſprünglichen Schulzenmühlen und die Große Mühle als die 
ſpäter erbaute anzuſehen.“ Gewiß, beide Mühlen ſind einſt dem Gericht 
zu Frankfurt zuſtändig geweſt und wahrſcheinlich ſchon frühzeitig iſt ihre 
Pacht — entweder ganz oder teilweiſe — dem Frankfurter Schultheißen 
zugefloſſen, vielleicht ſogar ſeit der Zeit (1308), da die askaniſchen Mark⸗ 
grafen Otto und Waldemar das Dorf Trettin der Bürgerſchaft von Vran⸗ 
kenforde verkauften — „cum Molendino inibi sito“); es find jedoch nicht 
die in den deutſchen Überſetzungsurkunden erwähnten „Schulzenmühlen“. 
Es ſei noch kurz folgendes hinzugefügt: Wahrſcheinlich iſt ſchon ſeit jener 
Zeit der Bäckermühle die Aufgabe zugefallen, für die Bäcker Frankfurts 
das Brotgetreide zu mahlen; als ſie ſpäter mit ihren zwei Mahlgängen 
bei der wachſenden Bevölkerung der Stadt nicht mehr dazu ausreichte, 
wurde jene Aufgabe der mit ſechs Mahlgängen verſehenen Reipziger 
Mühle zugewieſen; die Bauern dort und in den Nachbardörfern mußten 
die „Mehlfuhren“ zur Stadt als Hofedienſte leiſten. Von weiteren Einzel⸗ 
heiten über die Frankfurter Mühlen und die damit zuſammenhängenden 
Fragen muß hier abgeſehen werden. 

Kurz gedenken müſſen wir noch der von Sch. vorgetragenen Anſicht 
über die Pfarrhufen. Er ſchreibt (S. 71), daß bei allen Stadtgründungen 
Johanns I. und Ottos III. „die Geſamtzahl der Hufen ein rundes Zehnt 
mit 4 Hufen überſchreitet: 124, 254, 104, 64 uſw. Die 4 Hufen ſind die 
vom Landesherrn für den Pfarrer beſtimmte Landverleihung.“ Schon 
Pfarrer Andrieſſen in Frankfurt hat gelegentlich eines von ihm gehaltenen 
Vortrags im Hiſtoriſchen Verein dieſe Behauptung als falſch bezeichnet, 
denn fie trifft von den 7 in Krabbos Tabelle der Stadtgründungen?) 
jener Markgrafen nur auf — drei zu; im übrigen hat er nachgewieſen, 
daß ſich Fr. Schillings Ausführungen über „die Pfarrſtelle der St. Ni⸗ 
kolaikirche“ (S. 71—73) nicht aufrecht erhalten laſſen. Hierzu fet bemerkt, 
daß bei der Vermeſſung der Stadtfeldmark durch den Landbaumeiſter 
Knüppel 4 Pfarrhufen, „ſo der Herr Inſpektor als Pfarrer nutzet“, feſt⸗ 
geſtellt wurden, in der Größe von 131 Großen Morgen 150 GR, die bis 
zur Separation in Kaveln zerteilt in der Feldmark zerſtreut lagen. Mit 
4 anderen Hufen, deren Beſitzer die Pia Corpora waren, bildeten ſie die 
8 ,Freihufen“, von denen im 17. und 18. Jahrhundert mehrfach die Rede ift. 

Sehr ausführlich (S. 60 —62), mit Gründen und Gegengründen, geht 
Verf. auf den Zliwitz ein, jenen Ort jenſeits der Oder, an dem die aska⸗ 
niſchen Markgrafen die Gründung eines Neufrankfurt in Ausſicht nah⸗ 
men. Die ſprachliche Unterſuchung über den Namen, ſo dankenswert ſie 


1) Riedel 23, Nr. 9. 
2) Archiv für Urkundenforſchung IV, S. 273—74. 
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an fich tft, bringt uns nur wenig weiter. Weiß er denn ficher, daß das 
Transſumpt in der Beſtätigungsurkunde, das doch nur eine Abſchrift iſt, 
die urſprüngliche Form richtig wiedergibt? (In der deutſchen Überſetzungs⸗ 
urkunde lautet ſie ſchon anders und Angelus ſchreibt ſogar Zwyſelich.) 
Weiß man, ob der bisher erſt für das 18. Jahrhundert nachweisbare 
Flurname „Die Schlinzen“ (Flurſtück zwiſchen Judenbergen — Grund⸗ 
ſchäferei und Grundheide) die alte Form bewahrt hat und nicht volks⸗ 
tümlich abgeſchliffen worden iſt? Da beſtehen doch mancherlei Möglich⸗ 
keiten. Wichtiger und ausſchlaggebend iſt jedoch ein Blick auf das Gelände 
an der Sandfurt mitten im rechts der Oder gelegenen Niederungsgebiet, 
wo Sch. nach dem Vorgang von M. M. Lienau !) den Zliwitz ſucht. Wenn 
jedoch letztgenannter Altertumsforſcher a. a. O. ſchreibt: „Soweit dem 
Verfaſſer bekannt iſt, ſind aber in dieſer Gegend (gemeint ſind die Schlin⸗ 
zen) niemals Spuren einer ſlaviſchen Anſiedlung zutage gekommen“, fo 
muß daran erinnert werden, daß bereits der Frankfurter Archidiakonus 
Gotthilf Treuer) (geſt. 1711) in feiner 1688 zu Nürnberg bei J. Hoffmann 
erſchienenen Schrift „Kurtze Beſchreibung der Heidniſchen Todten⸗Töpffe 
etc.“ als wichtige Fundſtätte für vorgeſchichtliche Ausgrabungen den hinter 
der Kuhburg liegenden jüdiſchen Friedhof bezeichnet, wo 1686 „viel 
ſolcher Töpfe und Scherben gefunden worden find...” Hier — in der 
Schilderung des Geländes an der Sandfurt (S. 60 u.) — macht es uns 
der Verf. leicht, ſeine Beweisgründe zu entkräften, wenn er ſagt: „Der 
Plan einer Stadtgründung hat zur ſachgemäßen Vorausſetzung ein be⸗ 
wohnbares und bebaubares Gelände, eine Selbſtverſtändlichkeit, die für 
unſern Fall zu allem Überfluß dadurch erhärtet wird, daß, wo nicht der 
Schliewitz ſelbſt, ſo doch das unmittelbar anſtoßende Gelände bereits von 
Slawen beſiedelt war.“ Dieſe Vorausſetzung war in jener Gegend weder 
damals noch für die nächſten Jahrhunderte vorhanden: Dort in der jähr⸗ 
lich mehrmals von Überſchwemmungen (ſchon bei „Mittelwaſſer!“) heim⸗ 
geſuchten, auch ſonſt nahezu unzugänglichen Wieſen⸗, Waſſer⸗ und Erlen⸗ 
bruchlandſchaft gab es weder eine Feldmark mit Ackerhufen noch Garten⸗ 
land, die doch als unentbehrliche Lebensnotwendigkeit für die Bewohner 
der Neuſtadt vorhanden fein mußten — beides konnte nur auf dem rechts- 
ſeitigen Höhenrande liegen; dort gab es keine ſchiffbare Verbindung mit 
dem Hauptſtrom, auf der ein Verkehr mit andern Orten, eine Verſor⸗ 
gung mit Lebensmitteln erfolgen konnte. — Niemand wird beſtreiten 
wollen, daß auf der flachen Sandſcholle an der Sandfurt eine vorgeſchicht⸗ 
liche Siedlung von geringem Umfange beſtanden haben kann, läßt ſich 
doch dort noch im 17.—18. Jahrhundert „Otten Klingers Häuschen“ nach⸗ 
weiſen. Wahrſcheinlich führte in trockenen Zeiten von der Übergangs⸗ 
ſtelle (Furt) an der Kuhburg aus ein abkürzender, aus Zeiterſparnis be⸗ 

1) M. M. Lienau, Vor⸗ und Frühgeſchichte der Stadt Frankfurt a. d. Oder 
(1921), S. 27. 

2) Vgl. Mark. Blätter 1911, Nr. 256. 
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nutzter Weg über die Sandfurt und den zwiſchen Zauchſee und Bürger⸗ 
buſch gelegenen „Heidniſchen Damm“ (im Flurnamen „Wieſen am Heid⸗ 
niſchen Damm“ nachweisbar) in der Richtung auf Lebus durch das Nie⸗ 
derungsgebiet. Noch 1798 erſtreckte ſich an der Sandfurt ein 25 breiter 
Damm, ein ſehr viel breiterer unweit des Roten Vorwerks. Nach einem 
tieferen, nicht bloß oberflächlichen Eindringen in die entſprechende Flur⸗ 
namenforſchung kann man wohl ſagen, daß es den genialen askaniſchen 
Städtegründern nicht eingefallen wäre, dort ein Neufrankfurt zu gründen, 
es wäre ſicherlich, wie die andern Städte am benachbarten Oder⸗ und 
Warthebruch, wo ähnliche Verhältniſſe vorlagen, auf dem Höhenrande 
entſtanden. Wenn Sch. (S. 61) behauptet, daß „die Schlinzen ein erheblich 
bewegtes Gelände ohne natürliche Vorbereitung für eine Stadtanlage 
ſind“, ſo zeigt ſich bei einem genaueren Blick auf jenes heute von dem 
1769— 70 angelegten „Königsweg“ nach Schleſien (über Ziebingen) und 
der Märkiſch⸗Poſener Bahn durchkreuzten Flurſtück der Kunersdorfer 
Feldmark das Gegenteil. Nicht allein, daß es durchaus keine als verkehrs⸗ 
hemmend empfundene Bodenoberfläche aufweiſt, bietet es auch mit ſeiner 
110 Morgen umfaſſenden Größe und mit einem Durchmeſſer von 700 bis 
800 m, das von Fritz, Deutſche Stadtanlagen (1894), feſtgeſtellte Normal⸗ 
maß der oſtelbiſchen Kolonialſtadt übertreffend, reichlich Raum für „Buwe⸗ 
ſtätten“ und Gärten. — . 
Zu Karte 4 noch einige Worte. Unter den Stadtteilen, die im 18. Jahr⸗ 
hundert entſtanden ſein ſollen, erſcheint ſüdlich der alten Nikolai⸗, heute 
Reformierten Kirche, eine entſprechend markierte Stelle. Aber ſchon 
L. Chr. Sturms Wahrer und Geometriſcher Grundriß der Stadt Frank⸗ 
furt v. J. 1706 läßt dort die beiderſeitig bebaute Straße „Hinter der 
Roßmühl“, die heutige Jakobiſtraße, als vorhanden erkennen. Dieſe 
Straße läßt ſich mit ihren Grundſtücken bereits im 16. Jahrhundert 
nachweiſen, da im Alten Wiefenbucht) von 1548 die demzufolge mit 
Hauswieſen ausgeſtatteten Häuſer jener Straße verzeichnet ſtehen. 
Zum Schluße noch eine Bemerkung über die Darſtellungsweiſe des 
Verfaſſers. Im Anſchluß an den Abſchnitt über den Schulzenhof (S. 43) 
erwähnt er einen von mir „andeutungsweiſe“ gemachten Verſuch, den 
1371 genannten Hermann Schulze, Beſitzer des Wendiſchen Hofes, in 
eine Beziehung zum Schulzenhof zu ſetzen, wobei ein Hermann und ein 
Gericke Wale als Vorbeſitzer genannt werden; als urkundlich nachweisbare 
Zeit bezeichnet er für letzteren die Jahre 1301, 1308 und 1312 und nimmt 
an (S. 102), daß er um 1330 geſtorben ſein wird, während er die Lebens⸗ 
zeit des vorgenannten Vaters in die Jahrzehnte nach der johanneiſchen 
Stadtgründung hinaufrückt. Leider unterläßt er es aber zu erwähnen, 
daß ein Hermann Wale noch 13522), ein Gericke Wale noch 13703) in 
1) Frankfurter Stadtarchiv Abt. XX, 4. 


2) Riedel 23, Nr. 76. 
3) Riedel 23, Nr. 157. 
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Frankfurter Urkunden vorkommen! Letzterer mit Bete Wale und Claus 
Wale und andern Männern, die insgeſamt als Consules et jurati Civitatis 
erſcheinen. Auch verſchweigt er, daß ein Gherke (Gericke) Wale noch in 
einer Urkunde vom 8. März 1378) auftritt. — Ich hoffe in anderem 
Zuſammenhange auf die Schulzenhoffrage zurückzukommen. 


Drohende Gefangennahme der Königin Luiſe 
am 12, Oktober 1806 und das Verhalten Lombards. 


Von Wilhelm Müller ⸗ Weimar. 


Die Königin Luiſe befand ſich bekanntlich bis zu dem Tage, der 
die Kataſtrophe Preußens herbeiführte, bei der Armee. Erſt am Morgen 
des 14. Oktober 1806 reiſte ſie auf Umwegen von Weimar nach Berlin. 
Die Abreiſe war offenbar bereits am 12. Oktober über Naumburg 
in Ausſicht genommen, wo ſie ahnungslos dem Feinde in die Arme ge⸗ 
laufen wäre. Hierüber erhalten wir bisher unbekannte Aufſchlüſſe aus 
einem Aktenſtück, das mir der Zufall bei Familienforſchungen in die 
Hände brachte ?). Das Aktenſtück, im Weimarer Staatsarchiv, trägt die 
unſcheinbare Aufſchrift: „Das Verwendungsgeſuch des Poſtmeiſters Mül⸗ 
ler zu Naumburg für die Anſtellung des Poſtkommiſſars Wachtel daſelbſt 
als Poſt⸗Direktor in Naugard, ingleichen die von erſterem wegen er⸗ 
littener Verluſte in den Kriegsjahren von 1806 an für ſich ſelbſt in Anſpruch 
genommene Verwendung betreffend“. 

Der wichtigſte Teil des Akteninhalts betrifft das Geſuch des Naum⸗ 
burger vormals kurſächſiſchen Poſtmeiſters (ſpäteren preußiſchen Poſt⸗ 
direktors) Karl Müller, meines Urgroßvaters, an den ihm wohlgeſinnten 
Großherzog Karl Auguſt von Weimar um Unterſtützung erheblicher 
Schadenserſatzanſprüche, die meinem Vorfahren aus zwei abenteuerlichen 
Durchfahrten des mit dem Weimarer Fürſtenhauſe bekanntlich nahe ver⸗ 
wandten Zaren Alexander I. im November 1805 (nach der Potsdamer 
Zuſammenkunft) und im Herbſt 1808 (während des Erfurter Kongreſſes) 
und einer Aufnahme der Zarin im Winter 1813 erwachſen waren. Voran⸗ 
geſtellt iſt jenem Geſuche aber — gewiſſermaßen als Einleitung — das 
hiſtoriſche Ereignis vom Oktober 1806, das Gegenſtand unſerer Betrach⸗ 
tung ſein ſoll. 

Zunächſt eine Bemerkung über den Verfaſſer des zeitgenöſſiſchen 
Berichtes. Der junge kurſächſiſche Poſtmeiſter ſtand den großen Ereigniſſen 
der Zeit innerlich nicht ſo fern gegenüber wie mancher andere. Familien⸗ 
tradition und Verwandtſchaft ketteten ihn eng an die preußiſche Sache. 

1) Riedel 23, Nr. 167. 


2) Vgl. Meinen Artikel „Deutſche Tageszeitung“, 10. und 13. Oktober 1924 
und dieſe Zeitſchrift 39, S. 333. 


138 Kleine Beiträge und Mitteilungen. 


Aus dem Braunſchweigiſchen ſtammend waren die Vorfahren ins Magde⸗ 
burgiſche gekommen und mit angeſehenen Amtmannsfamilien dieſer reichen 
preußiſchen Provinz verwandtſchaftlich verbunden. Sein Großvater, 
ſelbſt preußiſcher Amtmann, hatte lange Jahre die Domäne Weſterburg, 
eine Beſitzung des trefflichen Markgrafen Karl von Brandenburg⸗Schwedt, 
Friedrichs bewährtem „Adlatus“ in den Schleſiſchen Kriegen, verwaltet. 
1757 hatte er dann von der Ehefrau des preußiſchen Kabinettsrats 
Lautenſack zu Potsdam deren „adliges“ Freigut in der kurſächſiſchen 
Grafſchaft Barby gekauft. Sein zweiter Sohn, Karl Müllers Vater, 
hatte zunächſt das von Haeſelerſche Hausgut Kloſter Haeſeler bei Eckarts⸗ 
berga in Pachtung gehabt, um dann 1763 nach Abſchluß des Hubertus⸗ 
burger Friedens die ſtattliche Poſthalterei im benachbarten Naumburg 
zu übernehmen. Treffliche Namen der altpreußiſchen Monarchie finden 
ſich unter den Paten von Familienangehörigen. Ich nenne den Groß⸗ 
kanzler von Cocceji und den Kriegsrat Gaſſer, nachmaligen erſten preu⸗ 
ßiſchen Profeſſor der Nationalökonomie in Halle, ferner die Feldmarſchälle 
Leopold den Jüngeren von Anhalt⸗Deſſau und Herzog Ferdinand von 
Braunſchweig, endlich die Präſidentin von Voß zu Magdeburg, die 
ſpätere bekannte Oberhofmeiſterin der Königin Luiſe. So kam es gleichſam 
wie von ſelbſt, daß das preußiſche Hauptquartier unter dem Herzog Karl 
Ferdinand von Braunſchweig, als es vom 20. September bis 4. Oktober 
1806 in Naumburg weilte, ſein Quartier in der Müllerſchen Poſt nahm. 

Es waren glanzvolle, hoffnungsfrohe Tage, geſteigert durch die zwölf⸗ 
tägige Anweſenheit des preußiſchen Königspaares, und man hätte — in 
Anbetracht der ſpäteren unglücklichen Aufſtellung der Armee — wünſchen 
mögen, man hätte ſich entſchloſſen, hier in Naumburg am Treffpunkt der 
von Nürnberg und Frankfurt nach Leipzig führenden Heeresſtraßen 
ſtehen zu bleiben, anſtatt ſich fpäter der Gefahr der Überflügelung, ja 
Umzingelung, auszuſetzen. 

Als das Hauptquartier am 4. Oktober Naumburg verließ, dachte 
niemand an eine Gefährdung dieſes Platzes und des hier angelegten 
großen Magazins, für das nicht einmal eine Bedeckung zurückblieb. 
Wähnte man doch den Feind noch in weiter Ferne. Jäh wurden dieſe 
Träume zerriſſen. Nicht von Frankfurt her, ſondern durchs Saaletal 
rückte Napoleon — unbekümmert um das langfriſtige Ultimatum — in 
Eilmärſchen heran, warf die Vorhut der Verbündeten über den Haufen 
und ſtand bereits am 11. Oktober in der Flanke, am 12. mit der Weg⸗ 
nahme Naumburgs durch das Corps Davout bereits im Rücken der 
gegneriſchen Armee. Die preußiſche Reiterei wurde in keiner Weiſe der 
Aufklärung dienſtbar gemacht. In dieſen Augenblick der nahen Kata⸗ 
ſtrophe — ſchon war der Blitzſtrahl von Saalfeld herniedergezuckt — 
führt uns der fragliche Bericht an den Großherzog. Er lautet: 

„Euer Königliche Hoheit geruhen es mir nicht ungnädig aufzu⸗ 
nehmen, wenn ich mich erdreiſte, in der Anlage mein Schickſal in den 
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Kriegsjahren allerunterthänigſt vorzutragen und Allerhöchſt Diefelben 
um gnädige Verwendung für mich bitten zu dürfen. 

Euer Königliche Hoheit geruhten ſchon einigemale die Erzählung 
von meinen ſämtlichen Verluſten und Unglücksfällen in jener Zeit gnädigſt 
anzuhören, wobei Allerhöchſt Denſelben auch nicht unbekannt geblieben, 
daß ich ſogar mein Leben um deswillen in die größte Gefahr ſetzte, Seine 
Majeſtät den König von Preußen davon zu benachrichtigen, in welcher 
Gefahr ſich Allerhöchſt Dieſelben ſowie Ihre Majeſtät die hochſelige 
Königin befänden; denn ſchon zu jener Zeit war ich meinem jetzigen 
Könige und Landesherrn mit voller Liebe zugetan. 

Euer Königliche Hoheit erlauben daher gnädigſt Allerhöchſt Dero 
gnädige Verwendung hiermit nochmals unterthänigſt in Anſpruch nehmen 
zu dürfen und verharre”.. 

(Anlage): „Am 11. Oktober 1806 abends 5 Uhr erhielt ich die gewiſſe 
Nachricht von Zeitz, daß die Franzoſen in großen Kavalleriemaſſen ein? 
gerückt ſeien und ſich Naumburg und Weißenfels näherten. 

In dieſer Zeit kam Herr Geheimer Kabinettsrat Lombard und Herr 
Legationsrat Caeſar hier an. Der Herr Lombard gab mir den Befehl, 
den 12. eine Anzahl Pferde für Ihre Majeſtät die Königin in Bereitſchaft 
zu halten; auch bemerkte ſelbiger, daß ein Mittageſſen für Ihre Majeſtät 
die Königin von königlichen Köchen in meinem Hauſe bereitet würde, 
wozu die Küchenwagen ankommen würden. Nach Beendigung dieſer 
Aufträge wurde nach Neuigkeiten gefragt. 

Herr Lombard kam in große Verlegenheit, da ich ihm ſagte, die 
Franzoſen ſeien in unſerer Nähe, worauf mir von Herrn von Caeſar 
geſagt wurde, daß ſie Papiere von großer Wichtigkeit bei ſich hätten, 
welche die Franzoſen nicht bekommen dürften, weshalb beſchloſſen wurde, 
ſelbige durch Feuer zu vernichten, welches in meinem Hauſe in einer 
verſchloſſenen Küche durch Herrn Lombard und Caeſar und mich bewirkt 
wurde. Herrn Lombard bat ich, dieſes alles Seiner Majeſtät dem Könige 
zu melden, wozu aber ſelbiger nicht zu bewegen war; ich ließ ihn deshalb 
über Lauchſtädt reiſen, um nicht gefangen zu werden. Herr von Caeſar 
reiſte nach Leipzig ab. Die große Beſtürzung, in der ich war, ließ mir 
doch Zeit, das Benehmen Herrn Lombards und die Folgen davon zu 
berückſichtigen, weshalb ich ſogleich an Seine Majeſtät den König nach 
Weimar ſchrieb und die Annäherung ſolcher großen Kavalleriemaſſen 
im Rücken der preußiſchen Armee meldete. Dieſen Brief ſchickte ich durch 
Eſtafette ab. 

Den 12. ſchickte ich zwei Poſtillons auf den Weg nach Weimar, im 
Falle Ihre Majeſtät nach Naumburg reiſen wollte, um Selbige unter⸗ 
thänigſt zu bitten, einen anderen Weg einzuſchlagen, wo die Poſtillons 
als Führer dienen ſollten. 

Den 12. nachmittags rückte Marſchall Davout hier ein. Das Poſthaus 
wurde beſetzt durch einen Offizier. Alle Briefe wurden in Beſchlag ge⸗ 


140 Kleine Beiträge und Mitteilungen. 


nommen und nach Zeitz an einen General geſchickt. Ein Offizier befahl 
mir, alle Bücher aus der Expedition zum Marſchall Davout zu bringen, 
welcher im Blauen Hecht logierte. Ich wurde durch Wache dahingebracht; 
bei meinem Ankommen verlangte man mit großem Ungeſtüm die Briefe 
von mir, welche an Seine Majeſtät den König von Preußen da wären; 
da ich nun verſicherte, daß ich keine hätte, ſo wurde mir geſagt, daß mein 
Haus genau durchſucht werden würde, und im Fall ſich etwas fände, 
würde ich auf dem Flecke erſchoſſen werden. | 

Es wurden die Bücher unterſucht und ich wegen der Eſtafette, welche 
ich abgeſchickt hatte, und welche im Eſtafetten⸗Manual eingetragen war, 
befragt; ob nun zwar mit gutem Willen das Tintenfaß darüber gegoſſen 
war, welches ich auf die Unvorſichtigkeit des Poſtſchreibers ſchob, ſo wurde 
dieſem nicht geglaubt und ein Offizier, welcher der Sprache nach ein 
Bayer oder Oſterreicher war, ſagte durch Hilfe eines Glaſes, welches die 

Tinte durchſchaute mir unverhohlen, daß ich der Abſender fei. Hierauf 
wurde ich mit einem Strick gebunden und unter Wache auf das Rathaus 
gebracht. 

Auf meine lauten Außerungen wurde mir 5 1 ich möge nur ruhig 
ſein, indem ich in ganz kurzem ganz zur Ruhe gebracht werden würde. 
Die Art, wie ich aus der Ratsſtube gekommen bin, iſt mir nicht erinnerlich; 
als ich in mein Haus zurückkam, wurde ich mit allen Schimpfnamen belegt 
und alle meine Leute waren wegen Mißhandlung entlaufen, mein 
Eigentum in allen Zweigen war mir geraubt, welches nach ſpäteren Be⸗ 
rechnungen mir wenigſtens 14000 Thaler koſtete. Kein Einwohner Naum⸗ 
burgs iſt geplündert worden, nur ich hatte das Unglück für mich und meine 
Kinder wegen guter Meinung. 

Den 16. Oktober wurde ich zum Kaiſer Napoleon geführt, wo ich 
über vieles befragt wurde; da ich aber das Wenigſte beantworten konnte, 

erhielt ich den Befehl, mit dem Kaiſer als Poſtmeiſter⸗Kommiſſarius nach 
Berlin zu gehen, welches aber durch vieles Bitten durch Groß⸗Stallmeiſter 
von Caulaincourt abgeändert wurde.“ 

Soweit der Bericht, aus dem wir zunächſt entnehmen, daß die Abreiſe 
der Königin von der Armee bereits für den 12. Oktober, und zwar auf 
dem direkten Wege über Naumburg in Ausſicht genommen war. Noch 
am 10. hatte Luiſe Erfurt in zuverſichtlicher Stimmung verlaſſen, von 
der ſelbſt der im Hauptquartier befindliche, recht ſkeptiſch gewordene Gentz 
beim Anblick der Truppen wieder erfaßt wurde. Aber um ſo ſchrecklicher 
ſollte der Abend und die Nacht werden! Nachdem man auf ſehr ſchlechten 
Wegen das abſeits gelegene Blankenhain erreicht hatte, traf dort gegen 
9 Uhr abends die Nachricht von Saalfeld und dem Heldentode des Prinzen 
Louis Ferdinand ein. Urplötzlich glich das Hauptquartier einer äußerſt 
gefährdeten Vorpoſtenſtellung. Rudolſtadt und die dortigen Saale⸗ 
übergänge waren bereits vom Feinde beſetzt. Am 11. früh um fünf brach 
die Königin laut ihrem Tagebuch in größter Sorge nach Weimar auf, 


Kleine Beiträge und Mitteilungen. 144 


wo fie um 10 Uhr vormittags anlangte. Erſt als um Mittag der König 
mit dem Herzog von Braunſchweig gleichfalls dort eintraf, legte ſich ihre 
Unruhe. Die Sachen blieben jedoch nach dem Bericht der Gräfin Voß 
gepackt. In Weimar ſelbſt herrſchte das größte Durcheinander. Der 
Saalfelder Schlag hatte die Zuverſicht der Armee aufs Schwerſte er⸗ 
ſchüttert. Alles war in einem Zuſtand größter Beſtürzung und Ver⸗ 
wirrung. Die Erbprinzeſſin Maria Paulowna, Luiſens Freundin, durfte 
als Schweſter des mit Preußen verbündeten Zaren nicht länger in der 
gefährdeten Reſidenz verweilen, ohne ſich der Gefahr einer Gefangen⸗ 
nahme auszuſetzen. Auch die greiſe Herzogin Anna Amalie rüſtete zur 
Flucht. Noch am Abend des 11. reiſte Maria Paulowna nach Berlin ab. 
„Noch weiß man nicht, ob Ihre Majeſtät die Königin ihr bald dahin 
folgen werde“, ſchreibt der preußiſche Geſandte von Schladen in ſeinem 
Tagebuch („Preußen in den Jahren 1806 und 1807). Noch ahnte nie⸗ 
mand die Größe der Gefahr, den Fortſchritt der feindlichen Umfaſſung. 

Und doch entſprach die Eſtafettenmeldung meines Vorfahren vollauf 
den Tatſachen: Fünf Reiterregimenter des Muratſchen Kavallerie corps 
hatten am Abend des 11. Oktober die Gegend von Gera und Zeitz erreicht! 
Außer jener Eſtafette hatte mein Vorfahr noch abends 8 Uhr im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Major von Stockhauſen, Kommandeur des in Wethau 
bei Naumburg raſtenden Dritten Preußiſchen Feldartillerieregiments 
einen Unteroffizier vom Hohenloheſchen Train, der ſich von Zeitz her vor 
dem Feinde geflüchtet hatte, mittelſt Extrapoſt an den Herzog von Braun⸗ 
ſchweig geſandt. Unzweifelhaft haben beide wichtige Meldungen: Eſtafette 
und Extrapoſt ihr Ziel erreicht. Von letzterer iſt dies von Gentz ausdrück⸗ 
lich bezeugt. Denn man unterhielt ſich am 12. Oktober kurz vor ſeiner 
Abreiſe in Weimar beim Diner des Grafen Haugwitz davon. (Vergleiche 
auch von Lettow⸗Vorbeck, „Der Krieg von 1806 und 1807.) Aber auch 
die Eſtafette muß ihren Weg gefunden haben. Denn als Gentz am 12. Ok⸗ 
tober früh 7 Uhr Luccheſini, den ſtändigen Begleiter des Königspaares, 
aufſuchte, fand er dieſen entgegen ſeiner ſonſtigen Gewohnheit — offen⸗ 
ſichtlich auf Grund neu eingegangener Nachrichten — in größter Be⸗ 
unruhigung und erhielt von ihm den ernſtlich gemeinten Rat, ſo bald als 
möglich abzureiſen, weil er überzeugt ſei, daß die Franzoſen 
nach Naumburg vordringen würden und ſich ſchon in dieſen 
Stunden die Ausſichten auf einen glücklichen Rückweg vermindert hätten. 
Und ebenſo riet ihm nachmittags beim Abſchied der zur Umgebung 
des Königs gehörige General von Phull dringend, nicht über Merſeburg 
zu reifen, da noch „vor Nacht die Franzoſen gewiß in Naum- 
burg wären und er mit ihnen am folgenden Tag irgendwo zuſam⸗ 
mentreffen müſſe“ ). Und auch Luiſe ſelbſt ſpricht in ihren Tagebuch⸗ 

1) Davouts leichte Kavallerie erreichte Naumburg am 12. Oktober nach⸗ 
mittags 3½ Uhr. Im preußiſchen Hauptquartier wollte man dieſe Bewegung 
nicht glauben, bis ſie am 12. abends beſtätigt wurde. 
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aufzeichnungen für den 11. und 12. Oktober bereits von der Beſorgnis, 
daß „die Franzoſen ihre Vorpoſten bei Naumburg hätten“, 
und für den 13. Oktober (in der bekannten Szene mit dem Herzog von 
Braunſchweig unweit des Dorfes Auerſtädt), daß „der König ſie hinter 
der Armee für am ſicherſten halte, da der Weg, den ſie nach Berlin 
habe einſchlagen ſollen, nicht mehr ſicher ſei“. Damit aber werden 
die im Berichte meines Vorfahren erwähnten Rückreiſepläne der Königin 
durch ſie ſelbſt beſtätigt. 

ch komme nunmehr zu dem anderen Punkte des Berichts: dem 
höchſtbefremdlichen Benehmen Lombards. Man iſt gewohnt, 
das Verhalten Luiſens am 20. Oktober 1806, nachdem ſie auf weiten 
Umwegen über Heiligenſtadt, Braunſchweig, Tangermünde, Berlin endlich 
Stettin erreicht und dort die Verhaftung Lombards veranlaßt hatte, den 
man allgemein der Verräterei beſchuldigte, zu mißbilligen!). Man wird 
darüber anders urteilen, wenn man ſich das vor Augen führt, was un⸗ 
mittelbar vorausgegangen und bisher unbekannt war: nämlich Lombards 
zum mindeſten frevelhaft leichtſinniges Verhalten in Naum- 
burg. Und man wird weiterhin auch gerade das Vorgehen der Erb⸗ 
prinzeſſin Maria Paulowna, die in erſter Linie auf jene Verhaftung drang, 
als einer Kennerin der internen Vorgänge bei Erörterung der Abreiſe⸗ 
pläne beſſer würdigen. Lombard hatte nach Gentz Bericht am 11. Oktober 
früh 7 Uhr Erfurt verlaſſen, um — in Urlaub zu gehen. In Weimar 
traf ihn Gentz, der eine Stunde ſpäter mit Haugwitz, dem jüngeren Lom⸗ 
bard und anderen Diplomaten von Erfurt aufgebrochen war. Hier in 
Weimar inmitten unbeſchreiblicher Verwirrung auf den Straßen trat 
Lombard an Gentz' Wagen und flüſterte ihm bleich und beſtürzt die 
Unglücksnachricht von Saalfeld zu. Was weiter aus Lombard geworden, 
war bisher unbekannt. Denn der von Gentz unter dem 12. Oktober 
erwähnte Lombard iſt ohne Zweifel deſſen Bruder Pierre, der Sekretär 
des Grafen Haugwitz, der mit dieſem zunächſt in Weimar zurückblieb. 
Hüffer hatte noch in ſeinem Werke über „die Kabinettsregierung in 
Preußen und Johann Wilhelm Lombard“ geſchrieben: „Wenig früher 
oder ſpäter (als Geng) muß auch Lombard aufgebrochen fein. Nachts 
ſah er, wie erzählt wird, in der von den Franzoſen ſchon beſetzten Stadt 
Naumburg die Flammen auflodern. Verſprengte ſächſiſche Huſaren, die 
ſeinen Wagen anhielten, flößten ihm, da er ſie zuerſt für Franzoſen 
anſah, Schrecken ein“ —. Aber wie erfahren aus von Ompteda's „poli⸗ 
tiſchem Nachlaß“ (Jena 1869) durch zwei Schreiben des hannöverſchen 
Legationsſekretärs von Hugo vom 12. und 13. Oktober 1806 ſowohl die 
Durchreiſe Lombards durch Halle nach Berlin am 12. Oktober wie die 
ſeines Begleiters bis Naumburg, des Geheimen Legationsrats von Caeſar 
am 11. und 12. Oktober durch Leipzig. Damit wird der Bericht meines 


1) Vgl. P. Bailleu, Königin Luiſe, S. 204. 
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Urgroßvaters auch in dieſem Punkte vollauf beſtätigt. Von Hugo be⸗ 
ſtätigt auch, daß beide bereits von dem Tod des Prinzen Louis wußten, 
Lombard auch von der beabſichtigten (und ſeiner Meinung nach inzwiſchen 
erfolgten) Abreiſe der Königin und der Erbprinzeſſin von Weimar nach 
Berlin. | 

Mag es richtig fein, daß Lombard, der übrigens Geng gegenüber 
die Anweſenheit der — ihm nicht mehr wohlgeſinnten — Königin bei 
der Armee in den ſchärfſten Ausdrücken verurteilt hatte, damals kränkelte, 
ſo viel Verantwortungsbewußtſein mußte von einem ſo hohen und ein⸗ 
flußreichen Kabinettsbeamten unbedingt gefordert werden, daß er, zu 
Naumburg von der drohenden Einkreiſung der Armee und von der unge⸗ 
heuren Gefährdung der ſchutzloſen Königin in Kenntnis geſetzt, unverzüg⸗ 
lich ſeinem Monarchen Meldung zu erſtatten hatte. Und daß er ſich der 
Gefahr der Lage voll bewußt war, das geht aus dem ſofortigen Ver⸗ 
brennen der wichtigen Papiere hervor, die er und ſein Begleiter von 
Caeſar bei ſich trugen. Will man nicht an offene Verräterei bei ihm 
glauben, ſo muß man doch ſagen, daß die Kopfloſigkeit und Feigheit, 
die nachmals die Bollwerke der Monarchie den Feinden verräteriſch in 
die Hände ſpielte, ſich Lombards bereits vorher bemächtigt hatte. 

Die Gefahr für die Königin war ohne Zweifel ſehr groß, namentlich 
wenn man bedenkt, wie leicht in der allgemeinen Verwirrung und bei 
dem mangelhaften Zuſtande der damaligen Straßen eine Verzögerung 
ihrer Fahrt möglich war. Geht doch aus dem weiteren Bericht meines 
Urgroßvaters bei Schilderung der Durchfahrt des Zaren Alexander im 
November 1805 hervor, in wie fragwürdiger Beſchaffenheit ſich damals 
ſelbſt eine Hauptſtraße wie die von Weimar nach Naumburg befand. Und 
wie ein böſes Omen mutet es an, daß auf jener abenteuerlichen Fahrt 
des Zaren die beiden Wagen der preußiſchen Eskorte — es war eine 
kleine Abteilung Gardeducorps aus Potsdam — ausgerechnet bei Auer⸗ 
ſtädt umſchlugen! 


Die weſtfäliſche Staatsanleihe 1808 und 1810 in Salzwedel. 
Von Walter Stietzel. 


Im Frieden von Tilſit am 11. Juli 1807 wurden alle preußiſchen 
Provinzen weſtlich der Elbe an Frankreich abgetreten. So wurde auch 
die Altmark zu dem neu errichteten Königreich Weſtfalen geſchlagen. 

Der Staat wurde in acht Departements eingeteilt. An die Spitze 
des Elbdepartements trat als Präfekt der Graf Philipp Ernſt Alexan⸗ 
der v. d. Schulenburg⸗Emden, ein charaktervoller Mann, der innerhalb 
der ihm durch ſeine Amtspflicht gebotenen Grenzen den immer unver⸗ 
hüllteren Einflüſſen auf die Haltung der weſtfäliſchen Staatsbehörden 
Widerſtand bot und dies ſchließlich mit dem Verluſte ſeiner Stellung 
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bezahlen mußte. Salzwedel wurde Hauptſtadt eines Diſtrikts, der aus 
14 Kantonen beſtand. Höchſter Verwaltungsbeamter wurde Baron 
Leberecht v. Bülow, bisher Salinendirektor in Lüneburg, der ſeines 
Amtes als kenntnisreicher, tätiger und gut geſinnter Mann bis zum Auguſt 
1809 waltete, wo er nach Heiligenſtadt verſetzt und durch den Baron 
v. Weſtphalen erſetzt wurde. 

Die Staatsverwaltung wurde ganz von neuem geordnet, und die 
alte preußiſche Steuerordnung vollſtändig umgeſtaltet. Außer indirekten 
Steuern wurde beſonders eine neue Grundſteuer eingeführt, zu der auch 
die Edelleute, Kämmereien, Kirchen, Geiſtlichen herangezogen wurden. 
Die Innungen wurden aufgelöſt und die Gewerbe freigegeben. Jeder, 
der ein ſolches betreiben wollte, mußte dafür gegen Entgelt ein Patent 
löſen. Das war die Patentſteuer. 

Die Kriege hörten nicht auf. Infolge der ſich immer mehr häufenden 
Laſten ſah ſich ſchließlich die Regierung genötigt, eine Staatsanleihe 
aufzunehmen. Am 17. Juli 1808 traten in Kaſſel die Stände, die Ver⸗ 
treter der geſamten Bevölkerung des Königreichs, zuſammen und beſchloſſen 
eine Anleihe von 20 Millionen Fres. Die geſamten Staatseinkünfte, 
namentlich die der Tilgungskaſſe und der Forſten, ſollten zur Sicherheit 
der Rückzahlung ſowie der Zinſen verpfändet und hypothiſiert werden. 
Man hatte anfangs geglaubt, die Anleihe im Ausland, beſonders im 
goldreichen Holland unterzubringen. Aber man hatte ſich getäuſcht. Hol⸗ 
land glaubte immer mehr in Gefahr zu kommen, unter Napoleoniſche 
Botmäßigkeit zu geraten, und ahnte wohl die Süßigkeit, mit der die neue 
Anleihe verknüpft war. Aber auch im eigenen Lande fand ſie nicht ge⸗ 
nügend Abſatz; ein volles Vierteljahr war ſchon verſtrichen, und kaum 
nennenswerte Zeichnungen eingelaufen. Da erging am 19. Oktober 
1808 ein königliches Dekret), aus dem zu erſehen war, daß die freiwillige 
Anleihe ſchließlich den Charakter einer Zwangsanleihe angenommen hatte. 
Eine deutliche Sprache redete das Eingeſtändnis der Regierung, man habe 
zwar verſucht, die Anleihe im Ausland aufzubringen, aber die Bedingun⸗ 
gen ſeien zu läſtig für den Staat und zu vorteilhaft für den Darleiher 
geweſen. Darum ſollten die Untertanen lieber die Anleihe ſelbſt auf⸗ 
bringen. Um zur Beteiligung recht anzulocken, wurden Zinſen von 6% auf 
Obligationen über Zahlungen vor dem 1. Januar 1809 in Ausſicht geſtellt, 
auf Zahlungen vor dem 1. Juli wurden 5%, vor dem 1. Januar 1810 
4% gewährt. Selbſt wenn die Summe von 20 Millionen am 31. Dezem⸗ 
ber nicht erreicht wäre, ſo ſollten dennoch die Einzelliſten geſchloſſen 
werden; ſpäter wurde der Termin bis zum 1. März verlängert. Alle 
Untertanen, die nicht zu den Unvermögendſten gehörten, wurden in 
17 Klaſſen eingeteilt und hatten ihr Vermögen ſelbſt einzuſchätzen. Die, 
welche in Hinſicht ihrer Grundſtücke, Kapitalien und anderen beweglichen 
Gütern ein Vermögen von 5000 Fr. und darüber beſaßen, hatten zu dem 

1) Bulletin des lois et décrets du royaume de Westphalie III, ©. 217. 
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Anlehn für den Belauf von einer halben, einer ganzen oder mehreren 
Obligationen von 200 Fres. jeder in nachſtehendem Verhältnis bei⸗ 
zutragen: 

1. Wer Vermögen hat v. 5000 Fr. bis 10000 hat beizutragen auf ½ Obl. 100 Fr. 
2. Wer Vermögen hat v. 10000 Fr. bis 20000 hat beizutragen auf 1 Obl. 200 Fr. 
3. Wer Vermögen hat v. 20 000 Fr. bis 40 000 hat beizutragen auf 2 Obl. 400 Fr. 
4. Wer Vermögen hat v. 40000 Fr. bis 80000 hat beizutragen auf 4 Obl. 800 Fr. 
Jeder hatte alſo ein Prozent vom Vermögen zur Anleihe beizuſteuern, die 
in der 17. Klaſſe alſo 100 Obligationen zu 20000 Fres., nach der neu⸗ 
eingeführten Münzordnung kamen 3,653 Fres. auf einen Taler. Die 
Beitreibung geſchah mit großer Strenge. In jedem Kanton wurden 
Liſten angefertigt der mutmaßlich vermögenden Perſonen und Regiſter 
der Vermögensklaſſen. Wer ſich ſelbſt niedriger einſchätzte, als er angeſetzt 
war, mußte auf die Nachteile aufmerkſam gemacht werden, denen er ſich 
ausſetzte. Die unter dem Verdacht zu niedriger Selbſteinſchätzung ſtehen⸗ 
den Perſonen mußten binnen drei Tagen ihre Einzeichnung rechtfertigen 
oder den Fehlbetrag zuſchießen bei Strafe der Exekution. Dieſen erzwun⸗ 
genen Darleihern wurden außerdem noch andre Nachteile in Ausſicht 
geſtellt. 

Von der Stadt Salzwedel liegen uns noch die Verzeichniſſe von 
denjenigen Perſonen vor, die bis zum 31. Dezember 1808 Anleihe ge⸗ 
zeichnet haben ). Sie find deshalb noch für uns von Intereſſe, weil fie 
uns im allgemeinen Aufſchluß geben über den Anklang, den die Anleihe 
in der einſtigen altmärkiſchen Hauptſtadt gefunden hat, und ferner uns 
unterrichten über die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit und Vermögens⸗ 
lage der Bewohner. Die Liſten geben natürlich nur einen ungefähren 
Anhalt, da zwar das Vermögen der Stiftungen, Korporationen und 
Beamten bekannt war, Privatperſonen aber ſo viel als möglich ſich dieſer 
freien Anlage entzogen. Die Veranlagung gibt uns nun folgendes Bild. 
Eine Perſon wurde mit 20000 Fres. herangezogen, gehörte alſo zur 
17. Klaſſe. Dann folgt ſofort die fünfte mit 2 Eintragungen. In der 
vierten zeichneten 27, in der dritten 46, in der zweiten 50 Perſonen, ſo 
daß alſo bei einer Zahl von 5412 Einwohnern und bei ungefähr 900 ſelb⸗ 
ſtändigen Haushaltungen 249 Perſonen zur Anleihe herangezogen 
wurden; fie ergab demnach eine Summe von 904000 Fre. (faſt 
24637 Tir.) 

Der am höchſten Beſteuerte iſt der Graf Werner v. d. Schulenburg, 
der in der 17. Klaſſe ſteuerte und demnach mit 20000 Fres. zur Anleihe 
herangezogen wurde. Dann folgt im weiteren Abſtande der Färber 
Löffler, der in der fünften Klaſſe beanlagt wurde. Sein Vermögen beſtand 
zum größten Teil in Liegenſchaften, dann aber hatte er den Grundſtein 
gelegt zu einer noch ſpäter größeren Gewinn bringenden Anlage, durch 
deren gute Einrichtung und treffliche Arbeiten die Fabrikate des Tuch⸗ 


1) Staatsarchiv in Magdeburg, Präfekturakten B. 181, 281 V. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XL. 1. 10 
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machergewerbes nicht wenig gewannen. In der fünften Klaſſe wurde 
auch die Kämmereikaſſe der Stadt beanlagt, die im Jahre 1809 eine Ein- 
nahme von 7915 Tr., eine Ausgabe von 6994 hatte und demnach einen 
Überfhuß von 921 Tir. erzielte. In der 4. Klaſſe befinden ſich von 
27 Perſonen 7 Kaufleute und 12 Brauer. Beinahe die Hälfte der zu dieſer 
Klaſſe Beanlagten geht alſo dem Braugewerbe nach. Das muß in Salz⸗ 
wedel damals immer noch ein einträgliches geweſen ſein. 1805 beſtanden 
in der altmärkiſchen Stadt 35 Brauereien, die im Jahre 14595 Tonnen 
Bier brauten. Davon wurden 79763, Tonnen auf das Land, 8181 / Tonnen 
in andere kleine Städte ausgeführt, ſo daß in der Stadt ſelbſt 5800 Tonnen 
ausgetrunken wurden. Von fremden Bieren wurden bis 1805 nur 74 bis 
80 Tonnen Duckſtein eingeführt, eine Art Weißbier, das aus Königs⸗ 
lutter kam. Später aber wurde in Salzwedel eine Bitter⸗ und Weißbier⸗ 
brauerei errichtet, deren Gebräu fo viel Beifall fand, daß die Einfuhr 
fremden Bieres völlig aufhörte. Unter den zur Steuer herangezogenen 
Brauern befindet ſich auch Dietrich Schulz, der mit ſeinem Schwager, 
dem Apotheker der Altſtadt Büttner, zur Zeit der Kontinentalſperre, 
als das Pfund Zucker 1 / bis 1% Taler koſtete, ein neues Unter⸗ 
nehmen ins Leben rief. Beide gründeten eine Fabrik zur Herſtellung von 
Zucker und Runkelrüben. 1813 beſtellten ſie 250 bis 300 Morgen Acker, 
nachdem ſie ſchon vorher den Bau des Fabrikgebäudes begonnen hatten. 
1816 wurde die Fabrik in eine Zuckerraffinerie umgewandelt. 

Auffallend iſt, daß unter den in der Liſte Aufgeführten ſich kaum ein 
Tuchmachermeiſter befindet. Das legt die Vermutung nahe, daß damals 
dies Gewerbe, obwohl es in Salzwedel das bedeutendſte war, doch nicht 
ſo gewinnbringend war. Die Salzwedler Tuchmacher, deren Ware nach 
Braunſchweig, Hamburg, Weſtfalen, Holland und Holſtein verſandt wurde, 
hatten zwar infolge der Ausſchaltung des engliſchen Wettbewerbs aus⸗ 
ländiſche Konkurrenz nicht zu fürchten, immerhin koſtete von dem beſten 
Fabrikat die Elle nur einen Taler, da das Fabrikat, mit Handbetrieb her⸗ 
geſtellt und nicht in Wolle gefärbt, nur von geringer Güte war; Verſuche, 
engliſche Ware nachzuahmen und mit Maſchinen zu arbeiten, mißglückten. 
Zudem verteilte ſich der Ausfuhrverdienſt auf zu viel Köpfe; 96 Meiſter 
fertigten 1809 auf 96 Stühlen 4000 Stück Tuch an, das ergibt auf den 
einzelnen im Durchſchnitt kaum 42. 

Nach dem Tuchmachergewerbe nahm die Leinweberei ſowie der 
Handel mit Leinewand damals in Salzwedel den zweiten Platz ein. 
Auch von dieſem Gewerbe finden wir in der Liſte Vertreter. Der Leinen⸗ 
händler Johann Chriſtian Schneider ſteuerte in die zweite Klaſſe, in die⸗ 
ſelbe Hernſtedt und Jakob Lenz, die ein gleiches Geſchäft betrieben, in 
derſelben Höhe wurden beanlagt die Leineweber Joachim und Chriſtian 
Binde. Beinah als einziger Vertreter der Lohgerber befindet ſich in der 
gleichen Klaſſe Chriſtian Schulze. Die Lohgerberei entwickelte ſich zu 
jener Zeit in Salzwedel immer mehr. Ihr Gedeihen begünſtigten die 
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vielen Eichenholzungen in der Umgebung der Stadt, im Klüvener Forſt 
und im Erlenkamp. 

Von den Beamten wurde der Präfekt v. Bülow für die zweite 
Klaſſe beanlagt, für dieſelbe der Maire und frühere Regimentsquartier⸗ 
meiſter Georg Heinrich Gerlach, der von Klausthal, wo er ſchon Maire 
war, nach Salzwedel zurückkehrte, und der Polizeikommiſſar Meinhard, 
zur dritten ferner die Tribunalrichter Schulz und Belitz und der Friedens⸗ 
richter für den Stadtkanton, der Stadtſekretär Grattenauer. Von dem 
aus zwanzig Mitgliedern beſtehenden Munizipalrat wurden beſteuert Apo⸗ 
theker Büttner, die Kaufleute Gerlach ſen., von Hoff, Krauſe, Krüger, 
Quaſſebarth, Rudow, A. Wedde, die Brauer Garlipp, Kehrn, Dietrich 
und Chriſtoph Schulze und Lohgerber Schulze. Auch die Beamten der 
Finanzverwaltung kamen nicht unbehelligt davon. Es wurden heran⸗ 
gezogen zur dritten Klaſſe der General⸗Einnehmer Boehlken und zur 
zweiten Steuereinnehmer Du Cros. 


Uns liegen noch die Ergebniſſe der Anleihe in Schönebeck vor!). 
Ein Vergleich zeigt, auf welcher Höhe wirtſchaftlicher Leiſtungsfähigkeit 
damals die altmärkiſche Stadt im Verhältnis zur Salinenſtadt ſtand. Von 
Privatperſonen wurden hier Amtmann Bobbe und Schmahl ſowie die 
Schäfferſchen Erben mit 800 Fres. herangezogen, mit 600 niemand, mit 
400 Holzhändler Ellermann, Kämmerer Wahrenberg, Müllermeiſter Struz, 
Friederike Schneider, Witwe Schäffer, Maire⸗Adjunkt Werner, der Haupt⸗ 
rendant Clauswitz, mit 300 die Geſchwiſter Fiſcher, alle anderen mit 
200 und 100 Fres. Im ganzen waren es 64 beitragspflichtige Perſonen, 
und mit den Stiftungen mußte Schönebeck 16600 Fres. beitragen, alſo 
den fünften Teil von dem, was Salzwedel aufbrachte. 

Kaum 10 Millionen waren anſtatt der gehofften 20 eingekommen, 
und nun ſchrieb die weſtfäliſche Regierung unter dem 1. Dezember 1810 
eine Ergänzungsanleihe von 10 Millionen aufs neue aus. Sie war nötig 
geworden, weil Napoleon durch Vertrag vom 14. Januar 1810 dem 
Königreich Weſtfalen die Unterhaltung, Bekleidung und Beſoldung einer 
großen Anzahl franzöſiſcher Truppen auf dem Kriegsfuß auferlegt hatte. 

Die Regierung begründet die zweite Anleihe: „Eine Erhöhung der 
Steuern würde nur Reſultate auf dem Papier ergeben, dagegen aber dem 
Grundeigentum ſeinen ganzen Wert nehmen, und dem Gewerbe und der 
Induſtrie, die ſich ohnehin durch Lähmung des Handels in einem traurigen 
Zuſtand befinden, den letzten verderblichen Stoß geben.“ „Es bedarf 
endlich keiner Ausführung“, heißt es weiter, „daß eine Anleihe von ſol⸗ 
chem Betrage im Auslande unter den jetzigen Umſtänden zu den entſchie⸗ 
denſten Unmöglichkeiten gehört. Es gibt nur ein Mittel, wie die Verwal⸗ 
tung des Staates während des Jahres 1811 im Gange erhalten, die Ver⸗ 
bindlichkeiten gegen Frankreich erfüllt, und eine faſt unvermeidliche Stok⸗ 


1) Franz Winter. Aus der Franzoſenzeit. Schönebeck 1871, S. 26. 
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kung in allen Zweigen der Staatsverwaltung verhindert werden kann, 
und dieſes Mittel beſteht in einem von den wohlhabenden Klaſſen des 
Volkes auf kurze Zeit zu liefernden Vorſchuſſe!“ 
Wieder wird von dem Beſitze des Vermögens von über 5000 Fres. 
ein Prozent ausgeſchrieben, zugleich aber denen, die 1808 zu wenig ge⸗ 
geben haben, mit Nachzahlung gedroht. „Ein ſtrengeres Verfahren iſt 
um ſo mehr notwendig, als bei einer unzeitigen Nachſicht gegen ein⸗ 
zelne, die ſich dem Beitrage entziehen, nur diejenigen leiden würden, 
welche ihre Untertanenpflicht gewiſſenhaft und treu erfüllen.“ „Die 
Staatsdiener haben bei der außerordentlichen Lage des Staates die vor⸗ 
züglichſte Pflicht, zu den Laſten beizutragen. Diejenigen, welche 2400 Fres. 
Gehalt und mehr beziehen, haben ein Zehntel ihres Gehalts zu geben.“ 
Zur Abſchätzung des Vermögens wurden diesmal vom Unterpräfekten 
einige angeſehene Bürger zu einer Kommiſſion vereinigt. Es waren dies 
in Salzwedel: Die Kaufleute Gerlach, Adrian Krauſe, Auguſt Rudow, Fr. 
Anton Wedde, der Polizeikommiſſar Meinhard und der Brauer Chriſtoph 
Schulze !). Nur ungern mögen dieſe Männer dieſes nicht gerade angenehme 
Amt übernommen haben. Aber einmal vom Präfekten dazu ernannt, 
konnten ſie nicht gut ablehnen. Ausdrücklich wurde beſtimmt, die Inter⸗ 
eſſenten ſollten nicht ſelbſt über ihre Vermögensverhältniſſe befragt wer⸗ 
den, ſondern ihnen nur Reklamationen beim Präfekten zuſtehen. 
Und ſo wurden denn, um nur einige zu nennen, zu dieſer neuen 
„freiwilligen Anleihe“ herangezogen: Der Brauer Wande mit 200 Fres., 
der Diſtriktskommiſſar Sadewaſſer mit 100, die Frau Gräfin Johanna 
v. d. Schulenburg mit 1600, der Müller Johann Joachim Koetke zur 
Wolfsmühle mit 100, die Witwe Frau v. d. Kneſebek zu Tilſen mit 200, 
Herr v. d. Kneſebek daſelbſt mit 200, der Färber Johann Chriſtoph 
Löffler mit 800 Fres. Dieſer ſcheint ſich auch damals in guter Vermögens⸗ 
lage befunden zu haben; wie ausdrücklich bemerkt wird, zahlte er außerdem 
noch 400 Fres. freiwillig. Im ganzen waren es 207 Perſonen oder Körper⸗ 
ſchaften, die zuſammen 49650 Fres. aufbrachten. Man ſieht aus dieſen 
Zahlen im Vergleich mit denen von 1808, daß der Wohlſtand in Abnahme 
begriffen war; bei nicht wenigen Beitragspflichtigen wird es ausdrücklich 
bemerkt. Dagegen iſt kaum irgend wo die Bemerkung gemacht, daß das 
Vermögen zugenommen habe. Und ſo ſah ſich denn der Unterpräfekt von 
Weſtphalen unter dem 3. März 1811 zu folgendem Bericht an die Regierung 
genötigt: „Die bisher eingegangenen Zeichnungsliſten ergeben, daß das Ein⸗ 
zeichnen nicht überall ſehr ergiebig ausgefallen iſt, welches jedoch vorauszu⸗ 
ſehen war, da bei der erſten Einzeichnung ſehr viele Einwohner über 
ihr Vermögen zur Anleihe gezeichnet hatten, ſeit dieſer Zeit aber die 
Grundſtücke ſehr im Preiſe gefallen ſind, und das bare Geld nunmehr 
abgenommen hat. Es ſind demnach viele Einwohner, die zur erſten 


) Staatsarchiv in Magedburg, Präfekturakten B. 181, 4519, 
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Anleihe Beiträge gegeben haben, von der betreffenden Schätzungskom⸗ 
miſſion nicht eingezeichnet, indem ſie nicht mehr das Vermögen von 
5000 Fres. haben, und Nachzahlungen finden aus den vor angeführten 
Umſtänden nicht ſtatt.“ 

Salzwedel hat demnach zu der Anleihe in den Jahren 1808 und 
1810 im ganzen 140050 Fres. beigeſteuert. „Für die Einwohner“, ſagt 
ein Chroniſt, „war dieſes Anlehn, ſo lange das Königreich beſtand, gar 
nicht drückend: ſie erhielten 5% Zinſen. Mit dem Fall des Königreichs 
ward es leider anders.“ Übrigens hielt ſich die Regierung an den Dar⸗ 
leihern zum Teil ſchadlos. Zur Verzinſung und Tilgung der Anleihe 
wurde auf Beſchluß der Reichsſtände die Perſonalſteuer eingeführt, 
die von allen Familienvätern, demnach auch von denen, welche zur An⸗ 
leihe beigetragen hatten, zu zahlen war. Die Stadt Salzwedel nn 
für 1808 an Perſonalſteuer 2001 Tlr. 11 Gr. 6 Pf. 


Die polniſchen Zeitungen in der ee Poſen 18311). 
Von Manfred Laubert. | 


Mit außerordentlicher Schärfe hat fic) der Oberpräſident Flottwel 
in ſeinem Tagebuch über die während des Warſchauer Aufſtandes und 
der Choleraepidemie von 1831 durch den Miniſter des Inneren und der 
Polizei Frhn. v. Brenn ergriffenen Maßnahmen geäußert:). Zu dieſen 
gehörte ein ſchon vor Ankunft des neuen Oberpräſidenten am 8. Dezember 
1830 ergangener Erlaß, worin die Requiſition der Poſtbehörden wegen 
Nichtausgabe der Warſchauer Zeitungen gebilligt wurde. Sie ſollten 
gleich etwaigen aus Polen ſtammenden Proklamationen allgemein kon⸗ 
fisziert werden. Flottwell ſah ſich deshalb bei ſeinem Eintreffen am 
nächſten Tage einer vollendeten Tatſache gegenüber, der er indeſſen an⸗ 
fänglich zuſtimmte. Bald gab er aber im Einverſtändnis mit dem kom⸗ 
mandierenden General v. Roeder die Ausgabe der Zeitungen wieder 
frei, nur ſollten ihm je 2 Stück zu amtlichen Zwecken zugeſtellt werden. 
Den Miniſter bat er um Genehmigung, da er ſich überzeugt hatte, daß 
das Verbot den Übelmollenden, die ſich die Blätter auf 100 anderen Wegen 
verſchaffen konnten, zum Geſpött, den ohne ihre Schuld einer intereſſanten 
Lektüre beraubten Beſſergeſinnten zum Verdruß gereichte. Auch war 
ſeit der Freigabe nirgends eine ſchädliche Veränderung in der öffentlichen 
Stimmung beobachtet worden. Eine ſolche ſtand weit mehr von den ein⸗ 
geſchmuggelten Flugblättern als von den öffentlichen Organen zu be⸗ 


1) Nach Oberpräſidialakten IX. B. a. 4 Bd. I., 9 und B. b. 7 im Staats- 
archiv zu Poſen und Rep. 77. 33 B. 8 Bd. II und 503. 2 Bd. I. im Geheimen 
Staatsarchiv zu Berlin. 

2) Vgl. Lau bert, Ed. Flottwell. Berlin 1919, 24. 
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ſorgen. Außerdem verſprach Flottwell, die jenſeitigen Preſſeartikel in 
der deutſchen und polniſchen Ausgabe der Poſener Zeitung zu berich⸗ 
tigen (4. Januar 1831). 

Zu den eine Widerlegung herausfordernden Nachrichten gehörte 
ſicherlich die in der Kaliſcher Zeitung kolportierte Meldung von 15000 
den Polen zu Hilfe rückenden Franzoſen, die den Landrat und Diſtrikts⸗ 
polizeidirektor v. Rankowitz in Pleſchen zu einer Sperrmaßnahme bewog 
(an Flottwell 5. Febr.). Die Poſener Regierung drängte indeſſen auf 
ihre Beſeitigung. Nun rechtfertigte der Landrat ſeine Verfügung aber 
mit dem Hinweis auf die ſchlechte Stimmung in dem nur eine Meile 
von der Grenze entfernten Pleſchen, wo bei Ausbruch der Revolution 
in Kaliſch mehrere Bürger als Antwort auf die Gründung des Sicherheits⸗ 
vereins weiße Kokarden aufſteckten, der Kreisexekutor auf der Straße von 
2 Landwehrmännern mißhandelt wurde, der Bürgermeiſter höchſt ſchwach, 
jeder gebürtige Pole unter den Beamten zum mindeſten gleichgiltig 
war. Die vielen Reiſen der Einwohner nach Kaliſch, das Hereinbringen 
der fortwährend Märchen über Polen und Frankreich enthaltenden 
dortigen Zeitungen durch die beiderſeitigen Grenzwächter und ihre ver⸗ 
ſteckte Verbreitung durch andere Beamte hatten das Verbot aus rein 
dienſtlichem Intereſſe hervorgerufen. Die Stellung des Polizeidirektors 
war illuſoriſch, wenn den Grenzaufſehern der öffentliche Verkehr mit 
dem Gegner geſtattet wurde. Es konnte wohl nicht beabſichtigt ſein, 
preußiſchen Staatsdienern die Rolle von polniſchen Zeitungsausträgern 
aufzudrängen. Die Regierungsverfügung entſprang ſchwerlich einer 
richtigen Vorſtellung von der Sachlage. Flottwell hielt im Prinzip an 
ſeiner Auffaſſung feſt, lenkte aber inſofern ein als er die Beſorgung jen⸗ 
ſeitiger Blätter durch diesſeitige Zoll⸗ und Steueroffizianten für un- 
zuläſſig erklärte (an Rankowitz und den Provinzialſteuerdirektor Loeffler 
14. Febr.) ). 

Aber auch der Miniſter vermochte ſich mit ſeiner weitherzigen Auf⸗ 
faſſung nicht zu befreunden. Da der König ſich eine Zuſammenſtellung 
der ſeitens der öſterreichiſchen Regierung getroffenen Maßnahmen er⸗ 
beten hatte, ſie beſonders zweckmäßig fand und ſie auf Poſen anzuwenden 
wünſchte, ſoweit ſie unter den preußiſchen Verhältniſſen paßten, hierunter 
aber ein Verbot ſämtlicher Zeitungen aus Polen fiel !), entſchied fic) Brenn 


1) Die Mitteilung v. Rankowitz wurde im Miniſterium mit der Rand- 
bemerkung verſehen: Dieſe Maßregel iſt ſchon längſt angeordnet geweſen. Der 
H. Oberpräſident hat ſich aber dagegen opponiert und nicht einmal die Be⸗ 
ſchränkung ausführen wollen, die Zeitungen vor der Ausgabe einer Durchſicht 
zu unterwerfen. 

2) Schreiben des Kabinettsminiſters Grafen Lottum an Brenn 24. Januar. 
Die weſentlichſten Maßregeln waren ferner: Entfernung der Waffendepots aus 
Galizien, Waffenausfuhrverbot nach Polen und Krakau, Anſtellung von Kreis⸗ 
kommiſſaren zur Beobachtung der Stimmung jenſeits der Grenze, Überwachung 
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nach Vereinbarung mit dem Auswärtigen Amt für einen Mittelweg: es 
ſollten die mit der Poſt eingehenden Blätter vor ihrer Ausgabe durch⸗ 
geſehen und, wofern ſie aufrühreriſche und feindſelige Artikel enthielten, 
eingezogen werden (an Flottwell 9. Febr.). Der Oberpräſident traf zwar 
entſprechende Anordnungen unter Hinweis auf die entſtehenden Koſten, 
fügte aber hinzu, daß er die Anordnung noch gegenwärtig für ebenſo un⸗ 
wirkſam wie nachteilig für die öffentliche Meinung erachte. „Da indeſſen 
meine Erinnerungen und Bedenken keine Beachtung finden: ſo bleibt 
mir nichts übrig als die ſtrenge Vollziehung der mir erteilten Vorſchriften“. 
Um aber wenigſtens ein übereinſtimmendes Verfahren mit Schleſien 
und Preußen herbeizuführen, wo die Warſchauer Zeitungen gleichfalls 
geleſen wurden, ſtellte er eine Anweiſung an die dortigen Oberpräſidenten 
anheim, damit nicht, wie früher geſchehen, die in Poſen verbotenen 
Zeitungen von dort importiert wurden (an Brenn 15. Febr.). Dieſer 
Anregung genügte Brenn bei Merckel um ſo lieber, weil dieſer das an⸗ 
geordnete Verfahren als ſehr erwünſcht und notwendig gebilligt hatte. 
Von Schön in Preußen, dem Freund und Lehrmeiſter Flottwells, be⸗ 
fürchtete er wohl eine abfällige Kritik und verſteckte ſich deshalb hinter 
deſſen Anzeige, daß in ſeiner Provinz polniſche Blätter ſpärlich eingingen, 
Vorſichtsmaßregeln alſo überflüſſig erſchienen. Er hoffte im übrigen auf 
Flottwells Zuſtimmung, daß es unangemeſſen ſei, wenn Artikel, die die 
ſchuldige Ehrfurcht gegen den König verletzten oder ſeine Untertanen, 
beſonders das Militär, zum Ungehorſam aufreizten, durch ſtaatliche Poſt⸗ 
anſtalten zur Ausgabe gelangten (Verf. v. 18. Febr.). 

Bald darauf ergab ein Schreiben des Poſtdirektors Kelling in Thorn, 
daß dort polniſche Blätter zur Weiterbeförderung nach Poſen zahlreich 
einliefen, was Flottwell zwang, die Mittel für eine vorherige Prüfung 
auch an jenem Platz anzuweiſen (an Brenn 20. März). 

Als Beleg für die anſtößige Tendenz der fraglichen Organe konnte 
der gleichlautend im Warſchauer und polniſchen Kurier vom 11. März 
gegen die preußiſche Regierung erhobene Vorwurf dienen, daß ſie ſich 
aus unwürdiger Schwäche bei ihrem Verhalten gegen die Polen zum 
Handlanger Rußlands erniedrige. Mit Recht habe Lafayette geäußert, 
in Berlin regiere der Geſandte Nikolaus“. Friedrich Wilhelm ſcheine wie 


der von dort kommenden Korreſpondenz, Verbot von Reiſen nach und Zurück⸗ 
berufung öſterreichiſcher Untertanen aus Polen. Brenn fragte zur Vermeidung 
von Mißgriffen am 26. Januar zurück, was unter Beſchränkung auf „paſſende“ 
Maßnahmen zu verſtehen ſei? Er bemerkte, daß Preußen teilweiſe ebenſo 
verfahre, nur würden die Zeitungen lediglich in den Grenzprovinzen vor ihrer 
Ausgabe geprüft. Dieſe Merckel ganz erwünſcht erſcheinende Anordnung habe 
„einen lebhaften Widerſpruch“ bei Flottwell hervorgerufen. Brenn wollte es 
von der Antwort des Grafen abhängig machen, ob im Poſenſchen die Ausgabe 
der Blätter ohne vorherige Durchſicht geſtattet werden könne? Eine Beſcheidung 
iſt aber nach den Akten nicht ergangen. 
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ein Aſtrachaner Gouverneur dem Zaren zu ſchmeicheln und feinem Willen 
zuvorzukommen. Er ſpiele gegenüber Rußland die Rolle eines zur Hul- 
digung nach Berlin reiſenden Duodezherzogs, obwohl er ſich zu den 
4 Eckpfeilern des europäiſchen Syſtems rechne und bedenken müſſe, daß 
er in kurzem den heut von den Polen geführten Kampf werde aufzu⸗ 
nehmen haben, da der nordiſche Rieſe nur 3 Schritt von ſeinem Palaſt 
entfernt ſtand. Als darauf auch der Krotoſchiner Poſtmeiſter v. Rozynski 
ein ſtriktes Debitsverbot befürwortete, wurde ihm und ſeinen Kollegen 
die Anweiſung erteilt, zukünftig die polniſche Preſſe nicht auszugeben, 
bevor ihm aus Poſen die zurückzuhaltenden Nummern bezeichnet waren 
(Verf. v. 29. März). 

Während man an einem unklaren Mittelweg feſthielt, griff kein 
geringerer als Gneiſe nau ein, und zwar in der gleichen hochherzigen 
Art wie Flottwell, dem er am 13. März ſchrieb: Das bisher aus polizei⸗ 
lichen Gründen beliebte Zurückhalten einzelner Warſchauer Zeitungs⸗ 
nummern erfcheint als ganz vergebliche Maßnahme, da von Stupce her 
dieſe Blätter maſſenhaft eingeſchwärzt und dann mit vermehrter Gier 
geleſen werden, weil man in den konfiszierten Nummern Nachrichten 
über bedeutende polniſche Waffenerfolge vermutet, während oft ganz 
belangloſe Sätze den Grund der Unterdrückung bilden. Daher verbreiten 
ſich hierüber nur um ſo mehr haltloſe Gerüchte. Da ferner die Beſchlag⸗ 
nahme Mißvergnügen erweckt und die Regierung in den Verdacht klein⸗ 
licher Angſtlichkeit bringt, ja ihre Würde geradezu beeinträchtigt, iſt es 
nach meiner Überzeugung beſſer, die Maßregel aufzuheben. Ich bitte 
ſie zu ſuſpendieren, bis ich mich darüber mit dem Miniſterium ins Ein⸗ 
vernehmen geſetzt habe. Das war Waſſer auf Flottwells Mühle. Schon 
am nächſten Tag verfügte er die vorbehaltloſe Ausgabe aller Blätter und 
gab dem Feldmarſchall Kunde, daß ſich ihre beider Anſichten völlig 
deckten. Deshalb habe er mit Freude einen Befehl abgeſtellt, der ihm 
„aufgedrungen“ war, ſo offen er auch ſeine Überzeugung von ſeiner 
Schädlichkeit ausgeſprochen hatte. Dem Miniſter meldete er, daß Gnei⸗ 
ſenau ſehr richtig erkannt habe, wie das Verfahren ohne die Gewähr 
irgendeines Vorteils nur die Luſt zur Verbreitung falſcher Gerüchte 
erwecke und die Regierung in ungünſtiges Licht ſetze. 

Brenn war indeſſen nicht gewillt, ſich ſo leichten Kaufs überrumpeln 
zu laſſen. Wenn die Sperre keinen Vorteil erzeugte, mußte er annehmen, 
daß man bei ihrer Ausführung zu weit gegangen war. Die Poſtbehörden 
ſollten deshalb genau inſtruiert werden, welche Zeitungen nach den Er⸗ 
laſſen vom 9. und 18. Februar zurückzuhalten waren. Wenn Flottwell 
ſelbſt dann noch Bedenken trug, blieb dem Freiherrn, um der allerhöchſten 
Anordnung zu entſprechen, nur ein radikales Verbot aller Warſchauer 
Zeitungen übrig. Ebenſo wurde Gneiſenau von den Bedingungen in 
Kenntnis geſetzt, unter denen allein die Nichtausgabe von Einzelnummern 
verfügt war, um Aufregungen in der Provinz einigermaßen zu verhindern, 
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unehrerbietige Außerungen gegen die Hohenzollern zu hemmen, Auf- 
reizungen unwirkſam zu machen, wenn man in Berlin auch nicht überſah, 
daß derartige Aufſätze durch andere Wege Eingang finden konnten und 
würden. Trotzdem erſchien es ſchicklich, bei ihrer Verbreitung wenigſtens 
die königliche Poſt auszuſchalten. Ferner berief ſich Brenn auf die Zu⸗ 
ſtimmung des Miniſteriums des Auswärtigen und den Beifall Merckels. 
Daraus ſollte ſich der Feldmarſchall überzeugen, daß der Miniſter nicht 
ohne vorherige Überlegung einſeitig verfügt hatte. Außerdem bedeutete 
der gewählte Modus ein erhebliches Zugeſtändnis im Vergleich mit dem 
Wiener Vorgehen, zu deſſen Nachahmung das Miniſterium von dem 
Monarchen befugt war. Zu einer Aufhebung des Verbots konnte ſich 
Brenn ohne höhere Autoriſation nicht für berechtigt halten und ſie ein⸗ 
zuholen hegte er um ſo mehr Bedenken, als es nicht an der Zeit war, eine 
einmal getroffene Maßnahme zu beſeitigen. 

Aber auch der ſtarrköpfige Oſtpreuße auf dem Poſener Oberpräſi⸗ 
dentenpoſten war nicht der Mann dazu, um die ſchädlichen Wirkungen 
einer bureaukratiſchen Miniſterialverfügung ihrer mangelhaften Aus⸗ 
führung durch die Provinzialbehörden aufbürden zu laſſen. Er zeigte 
am 2. Mai an, daß er in Übereinſtimmung mit Gneiſenau dem erhaltenen 
Befehl entſprochen habe, betonte jedoch, wie ſchon bisher genau nach den 
früheren Reſkripten verfahren war. Allerdings mußte dabei dem Urteil 
der Translateurs vertraut werden, da die Prüfung des überſetzten Textes 
durch den Oberpräſidenten perſönlich bei 12 an jedem der 3 wöchentlichen 
Poſttage eingehenden Zeitungen!) einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordert haben würde. Aber eine Vertretung der hervorgerufenen Erfolge 
lehnte Flottwell unbedingt ab. Auch hatte er erſt in 2 Fällen eine Zurück⸗ 
haltung für notwendig erachtet, was die Aufmerkſamkeit des Publikums 
in beſonders hohem Maß auf die anſtößigen Nummern lenkte, die heimlich 
Eingang fanden. Sie enthielten höhniſche Angriffe auf den König ſelbſt. 
Als ſelbſtverſtändlich empfand es Flottwell hingegen, daß er in der An⸗ 
feindung einzelner Staatsbeamten und ihrer Anordnungen keine Urſache 
zu einer Unterdrückung der fremden Preſſe geſehen hatte. Die Kontrolle 
war nur vom 14. April bis zum 2. Mai unterbrochen geweſen. Nach ihrer 
Wiedereinführung übte ſie ſtatt des Regierungsſekretärs Marski der 
Oberpräſidialſekretär Schwidam. Jedem waren dafür 5 Rtr. Wochen⸗ 
remuneration zugebilligt worden, wozu die Gebühren der Poſtbeamten 


1) Es handelte fic) um 11 Warſchauer Tageszeitungen, bis auf 3 einen 
Bogen ſtark: Gazeta Warszawska, Gazeta Polska, Dziennik powszechny (all- 
gemeines Tageblatt), Dziennik Wielkopolski (Großpolniſches Tageblatt), Mer- 
kury, Nowa Polska — das von Lelewel geleitete Oppoſitionsblatt der demo⸗ 
kratiſchen Partei —, Kuryer Polski, Kuryer Warszawski, Polak sumienny (Der 
gewiſſenhafte Pole), Zjednoczenie (Vereinigung), Zlodziej polityczny (Der 
politiſche Spitzbube). 
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traten. Am 16. Oktober verfügte Brenn endlich, daß das koſtſpielige 
Zenſurexperiment aufhören könne. 

Der Vorgang gibt einen Beweis dafür, daß Gneiſenau bis in ſeine 
letzten Lebenstage einen unbefangenen Blick für die Wirklichkeit der Dinge 
bewahrt hatte und ſeine Anſchauung unerſchrocken gegen die vom grünen 
Tiſch regierenden Berliner Zentralbehörden zur Geltung brachte. Er 
zeigt auch, wie Flottwell das im Weltkrieg ſo verſchiedenartig und am 
liberalſten von Deutſchland angefaßte Rätſel des Sphinx, die Benfur- 
frage, durch weitherziges Entgegenkommen zu löſen verſucht, gleich 
Theodor v. Schön die Grenzen amtlicher Erlaſſe richtig bewertend. Freilich 
wird dabei auch der zwiſchen ihm und dem wichtigſten Reſſortminiſter von 
Anfang an klaffende Gegenſatz beleuchtet, der ihn während ſeiner ganzen 
Poſener Wirkſamkeit auf das ſchwerſte hemmen ſollte. 


Gildeprivileg für die Kyriger Bäcker von 1336. 
Mitgeteilt von Joh. Schultze. 


Bei der kürzlich in Angriff genommenen Inventariſation der kom⸗ 
munalen und privaten Archive des Kreiſes Oſtprignitz wurde in der Stadt 
Kyritz die bisher unbekannt gebliebene älteſte Urkunde der dortigen 
Bäckergilde, in welcher ihr der Rat der Stadt 1336 das Innungsrecht 
verlieh und ein Zunftſtatut erteilte, aufgefunden. Außer der Original⸗ 
ausfertigung in lateiniſcher Sprache, deren Text nachſtehend mitgeteilt 
wird, ift noch eine deutſche Überſetzung auf einem Pergamentblatt vor- 
handen, welche der Schrift nach gegen Ende des 14. Jahrhunderts an⸗ 
gefertigt ſein wird. Aus dem Umſtande, daß die Namen der Zeugen 
darin in etwas anderen Formen erſcheinen, kann man vielleicht ſchließen, 
daß dem Überſetzer die Perſönlichkeiten noch dem Namen nach bekannt 
geweſen ſind. 

Der Fund hat mehr als rein lokale Bedeutung, inſofern als aus den 
anderen Städten der Umgebung, auch denen der Altmark, ältere Statuten 
dieſes Handwerks nicht mehr vorhanden ſind. Das Berliniſche Stadt⸗ 
buch!) enthält einen Innungsbrief für das Berliner Bäckerge werbe von 
1272, die dort überlieferte deutſche Faſſung kann jedoch nur eine ſpätere 
Übertragung eines lateiniſchen Textes ſein. Dann iſt noch für Spandau 
eine Erneuerung des Gilderechts der Bäcker von 1317 bekannt). 

Soweit ich an der Hand des Regiſters zum Urkundenbuche Riedels 
feſtſtellen konnte, ſcheint dieſe Kyritzer Urkunde das älteſte Privileg 
nn Bäderinnung zu fein, das in der Mark Brandenburg im Original 
vorliegt. 


1) Berlin 1883, S. 72f. 
2) Riedel, Cod. dipl. A XI, ©. 303f., ob dem Abdruck die Original⸗ 
ausfertigung als Unterlage diente, wird nicht gejagt. 
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Man muß annehmen, daß die in Kyritz feſtgeſetzte Zunftordnung 
von Stendal übernommen worden iſt, deſſen Stadtrecht in den ſtädtiſchen 
Gemeinden dieſer Gegend maßgebend war. Die Stendaler Bäcker hatten 
1312 vom dortigen Rate ein Privileg erhalten, von welchem wir nur 
wiſſen, daß es 1315 auf die Bäckergilde in Neuruppin übertragen wurde!). 
Das Stendaler Privileg iſt ebenſo wie das Neuruppiner verloren gegangen. 
Die nachſtehende Urkunde bietet daher auch dafür einen gewiſſen Erſatz. 


1336 Januar 23. 

In nomine domini amen. Ad perpetuam rei geste memoriam. 
Nos consules civitatis Kyrisz universis Christi fidelibus presentibus 
lucide protestamur, Nos ad instanciam dilectorum civium nostrorum 
de pistorili officio talem ipsis ac ipsorum successoribus legem indulsisse 
ut videlicet jus, quod vulgariter inninghe vocatur, eisdem percipere 
liceat ac possidere, ea scilicet ratione, ut panes laudabiles pistare debeant 
appositis condicionibus infrascriptis: Primo quicumque eorum con- 
sorcium et gildam habere voluerit, si sit homo extraneus probus et 
honestus, dabit sex talenta den(ariorum) Brandeb(urgensium) ad in- 
troitum gilde antedicte civitati et gilde per medium divisa cum duabus 
libris cere cedentibus tantum gilde hac pecunia ante introitum gilde 
finaliter erogata. Item nullus panem vendat vel ad forum pistabit, 
nisi prius habeat consorcium et gildam predietorum. Item filius alicuius 
confratris in officio pistorum dabit quinque solidos den(ariorum) 
Brandeb(urgensium) divisos per medium civitati et gilde ad consorcium 
eorum acquirendum et duas libras cere cedentes tantum gilde. Item 
filius confratris gilde pistorum consorcium et gildam eorum non ac- 
quiret nisi post partum sue generacionis perfecte fuerit viginti annorum, 
quibus plenarie habitis ante fornacem magistrorum cum uno servo et 
duobus tritoribus viris vel feminis semoto ampliori subsidio presen- 
tibus magistris et senioribus gilde pistorum panem laudabilem et de- 
centem secundum consuetudinem pistabit. Qui si dignus, sciens et 
sufficiens in officio et opere suo repertus fuerit ad gildam secundum 
juris formam acceptetur et a suo patre vel ab alio suo amico, cum quo 
moratur, infra quindenam post introitum gilde continue computandam 
per excessum civitatis indilate et finaliter separetur. Si autem idem 
filius eiusdem confratris diligenter examinatus et probatus in suo opere 
minus fuerit sufficiens, extunc amplius proficiat quousque fuerit suf- 
ficiens manualis factus in suo opere et perfectus. Qui tunc ut prius a 
novo examinetur, et si dignus fuerit inventus, quesitis ab eo tribus 
colloquiis et non alias ad gildam acceptetur. Item quicumque suum 
confratrem verbis male tractaverit, victus duorum confratrum testi- 


1) Riedel, Codex diplom. Brandenburg. A IV, S. 285. Vgl. auch 
K. H. Lampe, das Bäckergewerk der Stadt Neuruppin (Veröff. d. Hift. Vereins 
der Grafſch. Ruppin 1927). 
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monio cum una tunna cervisie divisa per medium civitati et gilde emen- 
dabit. Item nullus confratrum gilde pistorum secundis feriis, quando 
necesse non fuerit, sine licencia magistrorum panem pistabit. Si quis 
hoc fecerit, tribus solidis per medium ut prius divisis emendabit. Item 
consules singulis annis unum magistrum et gilda alium constituunt, 
qui presint officio, ut panis laudabilis paretur, quod predicti duo electt 
coram consulibus suo juramento confirmabunt, et quicumque panes 
laudabiles non pistaverit, tribus solidis per medium civitati et gilde 
divisis emendabit. Item isti duo magistri electi qualibet septimana 
quater vel amplius panes probare debeant, et si panes non laudabiles 
invenient, iubebunt venditori, quod det quinque panes vel sex pro uno 
denario, quod si non fecerit, tribus solidis dividendis sicut prius emen- 
dabit. Si autem consules invenerint panes non laudabiles ante in- 
spectionem magistrorum, tam ipsi quam reus civitati cum triginta sex 
solidis mediante gracia consulum emendabunt. Item quandocumque 
et quotiens predicti pistores colloquium habere voluerint, ad hoc duos 
consules per excessum civitatis mediante gracia vocare tenebuntur. 
Item magistri debitum usque ad tres solidos minus uno denario inter 
confratres iudicabunt, et quilibet confessus solvat alteri debitum per 
penam suspencionis sui officii infra quindenam continue sequentem. 
Si autem aliquis huic constitucioni contrarius esse vellet, tribus solidis 
dividendis ut prius emendabit. Item grossi pistores!) in festo pasche 
lagana?) nullatenus pistabunt. Item uxor confratris mortui post obitum 
eius duas molderas, unam siliginosam et unam triticeam, et non amplius 
pistabit. Item si fuerit defectus in panibus venalibus, ita quod panes 
venales in civitate non invenientur, et si communis querela de hoc 
eveniret, extunc magistri gilde civitati per triginta sex solidos mediante 
gracia consulum emendabunt. Item quicumque magistris aut antedicte 
gilde constitucionibus se opposuerit refrenari debet iudicio civitatis. 
Ut autem hec libertatis donacio grata et rata in futuro et perhenniter 
teneatur, presens privilegium in signum evidentis testimonii super ea 
confectum sepedictis pistoribus tradidimus nostre civitatis autentico 
firmiter roboratum. Datum et actum Kyrisz anno dominice incar- 
nacionis millesimo tricentesimo tricesimo sexto feria tercia proxima 
ante conversionem sancti Pauli apostoli gloriosi. Testes huius rei sunt: 
Henninghus Bolle, Johannes Uncis, Godscalcus de Thice, Gher(hardus) 
Ertm(er)i, Hinricus Vallersleve, Conradus Stegheman, Lubertus sutor, 
Ludolphus Sarnoue?) et quamplures alii fide digni. 


1) Die Grobbäcker. 

2) In der Übertragung: „Wygell brot“. 

3) In der deutſchen Übertragung heißen die Zeugen: Hennyngh Bolle, 
Hans Untze, Godschalk van me Thyce (Teetz nö. von Kyritz), Gherke Ertmer, 
Hynryk Vallersleue, Kone Stegheman, Lubbrecht sutor, Ludeke Sarnow. - 
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Ausfertigung auf Pergament, das große Siegel der Stadt?) (Schild 
mit Lilie zwiſchen 2 Türmen und überragt von 2 weiteren Türmen) hängt 
an rotweißer Seidenſchnur an. Das Siegel iſt oben und unten ſtark be⸗ 
ſchädigt, von der Umſchrift ſind nur die Buchſtaben LLUM vorhanden. 


Mitteilung. 


Eine Bibliographie der Zeitungen und Zeitſchriften des 17. und 18. Jahr- 
hunderts wird vom Reichsverband der Deutſchen Preſſe aus Anlaß der für 1928 
angekündigten internationalen Preſſeausſtellung in Köln vorbereitet. Die Mit⸗ 
glieder des Reichsverbandes der Deutſchen Preſſe ſind aufgefordert, in öffent⸗ 
lichen und privaten Bibliotheken und Archiven eventuell auch Antiquariaten 
nachzuforſchen, ob und welche Beſtände an periodiſchen, gedruckten 
Zeitungen und Zeitſchriften aus dem 17. und 18. Jahrhundert 
vorhanden find. Für die Aufzeichnung dieſer Beſtände ift ein Vordruck ver- 
breitet worden. Nichtperiodiſche und geſchriebene Zeitungen, Flugſchriften und 
Einblattdrucke ſollen nicht aufgenommen werden; dagegen iſt es gleichgültig, 
ob die Periodizität kurz- oder langfriſtig ijt. Die Zeitſchriften des 17. und 
18. Jahrhunderts ſollen ſchon wegen der ſchwierigen Unterſcheidung von Zeit⸗ 
ſchrift und Zeitung in älterer Zeit einbezogen werden. 

Räumlich und zeitlich begrenzt werden ſoll die Bibliographie nicht durch die 
früheren oder jetzigen Grenzen Deutſchlands, ſondern durch das deutſche Sprach- 
gebiet; auch Zeitungen, die in fremder Sprache in dieſem erſchienen ſind, ſollen 
alſo verzeichnet werden. Die Mitwirkung der fachlich geſchulten Bibliothekare 
und Archivare wird von den Mitgliedern des Reichsverbandes vielfach in Anſpruch 
genommen werden; es wäre aber auch beſonders wertvoll, wenn eine ſolche 
Mitarbeit aus Intereſſe an der bedeutſamen Publikation auch frei⸗ 
willig erfolgte, und zwar durch Archivare und Bibliothekare ebenſo wie durch 
andere ſachlich intereſſierte Perſönlichkeiten. | 

Die bloße Übernahme der Titel aus alten Katalogen ift nicht erwünscht, falls 
dieſe nicht nachweislich einwandfrei find. Grundſätzlich ſollen die Aufzeichnungen 
nach den Objekten ſelbſt angefertigt werden. Die Bearbeitung der Zettel zwecks 
Drucklegung wird in einem der Inſtitute für Zeitungsforſchung vorgenommen 
werden. Etwaige Vordrucke für die Bibliographie können von Profeſſor Dr. Alfred 
Herrmann, Hamburg, Hamburger Fremdenblatt, der die Anregung zu dieſer 
Bibliographie gegeben hat, angefordert werden. Ausgefüllte Zettel ſind möglichſt 
umgehend an dieſelbe Adreſſe zurückzuſenden. 


4) Der Stempel zu dieſem Siegel befindet ſich noch im Kyritzer Rathaus. 
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Berichte Hiſtoriſcher Kommiſſionen. 


Hiſtoriſche Kommiſſion für die Provinz Brandenburg 
und die Reichshaupiſtadt Berlin. 


Bericht über die Sitzung am 19. März 1927. 
Stand der Arbeiten. 
1. Märkiſche Bibliographien: 

Herr Rud. Lehmann (Senftenberg) legte das fertige Manuſkript für die 
Niederlauſitzer Bibliographie vor. Als Titel für die ganze Abteilung wurde 
vorläufig feſtgeſetzt: „Brandenburgiſche Bibliographien“; als Titel für Band I: 
„Die Mark im allgemeinen“; für Band II: „Die Stadt Berlin“; für Band III: 
„Bibliographie zur Niederlauſitzer Geſchichte“. | 

2. Berliner Bürgerbuch: 

Vorgelegt wurde das ſoeben im Druck erſchienene älteſte Berliner Bürger⸗ 
buch in broſchierter wie gebundener Form. Der Preis iſt ſo feſtgeſetzt worden, 
daß bei einem Verkauf der geſamten Auflage mindeſtens die Druckkoſten voll 
gedeckt werden; er iſt andererſeits ſo niedrig gehalten, daß die Anſchaffung des 
Buches allen Intereſſenten ermöglicht iſt. Mit der Bearbeitung der beiden 
älteſten Cöllner Bürgerbücher ſoll ſogleich begonnen und die Herausgabe wieder 
Herrn von Gebhardt anvertraut werden, die Bearbeitung der ſogenannten 
Chronik des Cöllner Stadtſchreibers übernimmt Herr Kaeber. 

3. Acta Brandenburgica: 

Der Druck des 1. Bandes, bearbeitet von Herrn Klinkenborg, ift bis zum 
17. Bogen vorgeſchritten und die Fertigſtellung etwa Ende des Jahres zu er⸗ 
warten. Die Materialſammlung für den 2. Band ſchreitet fort. Herr Hintze 
berichtete über den ſachlichen Ertrag der erſten 16 Bogen, die ein lebendiges 
Bild, beſonders von der mit den wichtigſten europäiſchen Staaten in enger 
Berührung ſtehenden auswärtigen Politik des werdenden brandenburgiſch⸗ 
preußiſchen Staates ergeben. 

4. Inventariſation. 

Die Inventariſation der nichtſtaatlichen Archive hat nach dem Bericht des 
Herrn Schultze im Winter naturgemäß nicht erheblich gefördert werden können. 
Er ſelbſt hat das Urlundenarchiv von Heiligengrabe verzeichnet. Herr Studienrat 
Neumann wird im April Brandenburg und das Weſthavelland in Angriff nehmen. 
Bis zum Herbſt ſoll die Arbeit im Kreiſe Oſtprignitz nach Kräften gefördert 
werden, um bald ein Muſter für die weiteren Arbeiten zu ſchaffen. Die Herren 
Hoppe und Schultze weiſen auf die Notwendigkeit hin, auch die Kirchen⸗ und 
ſonſtigen privaten Archive in Berlin, ſo beſonders die der Innungen in den 
Bereich der Inventariſationsarbeiten zu ziehen. 

5. Der Hiſtoriſche Atlas: 

Im Anſchluß an den ſchriftlichen Bericht des Bearbeiters Profeſſor Dr. 
Curſchmann wird beſchloſſen, daß zunächſt eine Karte, welche die Verwaltungs⸗ 
einteilung des 18. Jahrhunderts zur Darſtellung bringt (Kammerbezirke, Kreiſe, 
Amter, Stadtbezirke), fertiggeſtellt werden ſoll. Für die Bearbeitung der kirch⸗ 
lichen Karten hat Herr Dr. G. Wentz einen Plan eingereicht. Es wird beſchloſſen, 
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auch die Altmark in das Atlaswerk einzubeziehen und deshalb mit der Sächſiſchen 
Hiſtoriſchen Kommiſſion Fühlung zu nehmen. 
6. Ständeakten: 

Herr Hintze weiſt darauf hin, daß durch die Friedensburgiſche Publikation 
eine Teilung der Aufgabe ſich ergäbe, indem 1. ei ne Fortſetzung bis zum Re⸗ 
gierungsantritt des Großen Kurfürſten und 2. eine Art Einleitung bis zum Jahr 
1540 notwendig ſei. Letztere Aufgabe ſei die kürzere aber ſchwierigere. Herr 
Hartung erklärt ſich zur Übernahme der Arbeit nur unter dem Vorbehalt bereit, 
daß in abſehbarer Zeit kein geeigneter Bearbeiter gefunden wird; für die Be⸗ 
arbeitung der Fortſetzung der Friedensburgſchen Veröffentlichung ſoll ein 
Archivar des Geheimen Staatsarchivs gewonnen werden. 


7. Kirchenrechtsquellen. 

Mit Unterſtützung der Hiſtoriſchen Kommiſſion erſchienen 1926 die „Ent⸗ 
ſcheidungen des Cöllniſchen Konſiſtoriums 1541—1704“, bearbeitet von Burk⸗ 
hard v. Bonin. 

Die Herausgabe der Viſitationsakten wird von dem Bearbeiter Herrn 
Dr. Herold gefördert. Zunächſt iſt die Prignitz in Angriff genommen. Im Herbſt 
wird das erſte Heft druckfertig ſein. 


Verſchiedenes. 
Es wird angeregt, die märkiſchen Siegel bearbeiten zu laſſen, da die Originale 
dem Verfall nahe ſind. Eine gute Arbeit über die märkiſchen Gutshäuſer liegt 
fertig vor. Ihre Drucklegung ſoll erwogen werden. 


Hiſtoriſche Kommiſſion für die Provinz Sachſen und für Anhalt. 
Bericht über das Jahr 1926/27. 
Wiſſenſchaftliche Unternehmungen. 
A. Im Druck erſchienene Veröffentlichungen. 

1. Urkundenbuch der Erfurter Stifter und Klöſter Teil I (bis 1330). Be⸗ 
arbeitet von Archivdirektor Prof. Dr. Alfred Overmann in Erfurt. 

2. Urkundenbuch der Univerſität Wittenberg Teil II (1611—1813). Be⸗ 
arbeitet von Staatsarchivdirektor i. R. Geh. Archivrat Dr. theol., jur. et phil. 
Walter Friedensburg in Wernigerode. 

3. Sachſen und Anhalt. Jahrbuch der Hiſtoriſchen Kommiſſion für die 
Provinz Sachſen und für Anhalt. Bd. II. 

4. Mitteldeutſche Lebensbilder, Bd. I und II. Lebensbilder des 19. Jahr- 
hunderts. 

B. Im Druck befindliche Veröffentlichungen. 

1. Urkundenbuch des Erzſtifts Magdeburg, Teil I (bis 1192). Von dem von 
Bibliotheksrat Dr. Iſrael in Kaſſel bearbeiteten Bande liegt der Text ſeit meh⸗ 
reren Jahren im Druck fertig vor. Es ſoll dafür geſorgt werden, daß die fehlende 
Einleitung und das Regiſter möglichſt bald nachgeholt wird. 

2. Urkundenbuch des Hochſtifts Naumburg, Teil II (von 1207 ab). Die 
Herausgabe des von dem verſtorbenen Archivrat Dr. Roſenfeld hinterlaſſenen 
Materials liegt in der Hand von Staatsarchivdirektor Dr. Möllenberg⸗Magde⸗ 
burg. Die Drucklegung hat begonnen. 
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3. Die jüngere Matrikel der Univerſität Wittenberg. Bearbeitet von 
Bibliotheksrat Dr. Weißenborn⸗Halle. Die Drucklegung hat begonnen. 

4. Sachſen und Anhalt. Jahrbuch der Hiſtoriſchen Kommiſſion für die 
Provinz Sachſen und für Anhalt, Bd. III. (Iſt inzwiſchen erſchienen als Feſt⸗ 
gabe für Geh. Rat Friedensburg zu deſſen Goldenem Doktorjubiläum.) 


C. In Vorbereitung befindliche Veröffentlichungen. 


a) Urkundenbücher, Chroniken, Matrikeln. 


1. Eichsfeldiſches Urkundenbuch, Teil I (bis c. 1300). Der mit der Heraus⸗ 
gabe des von dem verſtorbenen Gymnaſialdirektor Dr. Jäger in Duderſtadt 
geſammelten Materials beauftragte Staatsarchivrat Dr. Schmidt⸗ Magdeburg 
hofft, mit dem Druck des Bandes noch in dieſem Jahre beginnen zu können. 

2. Urkundenbuch der Halberſtädter Stifter und Klöſter. Der Bearbeiter, 
Dr. Dieſtelkamp⸗Magdeburg, wird mit dem Druck des Urkundenbuches des 
Stifts St. Johann in Halberſtadt noch in dieſem Jahre beginnen. 

3. Zerbſter Stadtbriefe. Der Bearbeiter, Archivdirektor Dr. Schulze in 
Zerbſt, iſt verſtorben. Das von ihm hinterlaſſene Manufkript umfaßt 30 Bogen. 
Es wird noch zu überprüfen und zu ergänzen ſein, ſobald ein Erſatzbearbeiter 
gewonnen iſt. 

4. Die Atzendorfer Chronik des Pfarrers Samuel Benedikt Carſtedt. Der 
Bearbeiter, wiſſenſchaftlicher Lyzealoberſchullehrer Stegmann⸗Magdeburg, ſtellt 
die Ablieferung des Manufſkripts für den Herbſt d. J. in Ausſicht. 

5. Urkundenbuch des Hochſtifts Naumburg, Teil III (1305—1381). Der 
von Dr. Devrient in Sondershauſen bearbeitete Band wird zum Druck kommen, 
ſobald der im Druck befindliche Teil II dieſes Urkundenbuches fertig vorliegt. 

6. Ernſt Brotuffs Vogt⸗ und Erbbuch des Peterskloſters bei Merjeburg. 
Staatsarchivdirektor Dr. Möllenberg⸗Magdeburg wird an die Drucklegung heran⸗ 
gehen, ſobald er den Druck des Urkundenbuchs des Hochſtifts Naumburg, Teil II, 
(vgl. oben B. 2) zu Ende geführt hat. 

7. Urkundenbuch der Magdeburger Stifter und Klöſter. Wie bei 6. 
8. Urkundenbuch der Stadt Halle, Teil I (bis 1403). Der Bearbeiter, 
Studienrat Dr. Bierbach in Halle, hat das Material auf mehrfachen Reiſen 
weiter vervollſtändigt. 

9. Urkunden und Aktenſtücke zur Geſchichte der Landſtände des Erzſtifts 
Magdeburg. Der Bearbeiter, Staatsarchivrat Dr. Kretzſchmar⸗Magdeburg, hat 
die Sammlung des Materials fortgeſetzt. 

10. Die Erfurter jüngere Matrikel. Der Bearbeiter, Staatsarchivrat Dr. 
Schmidt⸗Magdeburg, hat das Manuffript weiter gefördert. 

11. Urkundenbuch der Erfurter Stifter und Klöſter, Teil II. Der Bearbeiter, 
Archivdirektor Prof. Dr. Overmann⸗Erfurt, ijt zurzeit mit den Urkunden des 
Dom- und des St. Severiſtifts in Erfurt beſchäftigt und hat das Manuſkript ſchon 
ſo weit gefördert, daß in abſehbarer Zeit an die Drucklegung dieſes Bandes, der 
die Urkunden des Dom⸗ und des Severiſtifts zuſammenfaſſen und vorausſichtlich 
bis 1420 reichen wird, gedacht werden kann. 

12. Die Protokolle der Merſeburgiſchen Kirchenviſitationen des 16. Jahr⸗ 
hunderts. Die Herausgabe dieſer Protokolle iſt beſchloſſen worden: ihre Be⸗ 
arbeitung hat Staatsarchivdirektor i. R. Geh. Archivrat Dr. Friedensburg über⸗ 
nommen. 
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13. Erfurter Vorrechtsbücher. Die Veröffentlichung der älteſten Bücher 
wird in Ausſicht genommen. 

14. Historia collegii Heiligenstadiani. Die Aufnahme dieſer annaliſtiſchen 
Geſchichte des Heiligenſtädter Jeſuitenkollegs (1575—1773) unter die Geſchichts⸗ 
quellen wird in Erwägung gezogen. Bearbeiter Studienrat Dr. Freckmann⸗ 
Heiligenſtadt. 

15. Grundbuch der Stadt Magdeburg von 1631—1720. Das von Stadt- 
archivar Dr. Neubauer⸗Magdeburg bearbeitete Grundbuch von der Zerſtörung 
der Stadt bis zur Einführung des amtlichen Grundbuchs ſoll als Band der Ge⸗ 
ſchichtsquellen veröffentlicht werden. 


b) Wüſtungsregiſter und Karten. 

1. Wüſtungskunde der Kreiſe Jerichow I und II. Die Sichtung und Be⸗ 
arbeitung des von Oberpfarrer Zahn⸗Tangermünde hinterlaſſenen Materials 
hat Prof. Dr. Reiſchel⸗Hannover fortgeſetzt. 

2. Karten. Eine Wüſtungskarte der Kreiſe Jerichow I und II wird von 
Prof. Dr. Reiſchel vorbereitet. 


c) Siegelwerke. 
Die Herausgabe beſonderer Siegelwerke, die zugleich die Urkundenbücher 
entlaſten werden, iſt beſchloſſen worden; ein Erfurter Siegelwerk wird voraus⸗ 
ſichtlich zuerſt in Angriff genommen werden. 


d) Archivinventare. 

Die Herausgabe von Archivinventaren iſt ſchon bei der Begründung der 
Hiſtor. Kommiſſion auf das Programm geſetzt worden. Die vor dem Kriege 
begonnene Serie der nichtſtaatlichen Archive, von denen bisher nur ein Heft 
(Kreis Neuhaldensleben) erſchienen iſt, ſollte ſchon nach früherem Beſchluß in 
der bisherigen Weiſe nicht fortgeſetzt werden. Die neu zu begründende Serie 
der Archivinventare wird die Inventare der Staats- und der Stadtarchive und 
der ſonſtigen größeren Archive unſeres Arbeitsgebiets behandeln. Den Anfang 
wird mit Genehmigung der Preußiſchen Archivverwaltung das Inventar des 
Staatsarchivs Magdeburg machen, dem ein Abriß der Geſchichte des Magde⸗ 
burger Staatsarchivs voraufgeſchickt werden wird. 


e) Jahrbuch der Hiſtoriſchen Kommiſſion. 
Bd. IV iſt in Vorbereitung. 
f) Mitteldeutſche Lebensbilder. 


Ein dritter Band iſt in Vorbereitung. Er wird Lebensbilder des 18. und 
19. Jahrhunderts bringen (vgl. die Anzeige von Bd. I bis II in dieſem Heft). 


Hiſtoriſche Kommiſſion für Schleſien. 
6. Jahresbericht (1926). 

Von Veröffentlichungen find 1926 erſchienen: 

1. Schleſiſche Lebensbilder, II. Band. Schleſier des 18. und 
19. Jahrhunderts. ; 

2. In Gemeinſchaft mit dem Verein für Geſchichte Schleſiens: Die In⸗ 
ventare der nichtſtaatlichen Archive Schleſiens, Kreis Sagan. Her- 
ausgegeben von Erich Graber. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XL. 1. 11 


162 Kleine Beiträge und Mitteilungen. 


Die Sektion zur Bearbeitung der Regeſten zur ſchleſiſchen Ge- 
ſchichte (Leitung: Staatsarchivedirektor Geh. Archivrat Dr. Wutke) hat die 
Bearbeitung der Regeſten zur ſchleſiſchen Geſchichte für die Jahre 1340 —1342 
nach Maßgabe der zur Verfügung ſtehenden Zeit fortgeſetzt und ſoweit zum 
Abſchluß gebracht, daß mit der Drucklegung des Manuſkripts im Frühjahr 1927 
begonnen werden kann. Eine von Herrn Wutke und Staatsarchivrat Dr. Randt 
bearbeitete Doppellieferung im Umfang von etwa 13 Druckbogen wird voraus- 
ſichtlich im Herbſt 1927 zur Ausgabe gelangen. 

Die Vorbereitungen für die Herausgabe des Schleſiſchen Urkunden⸗ 
buches, das ſämtliche die fchleſiſche Geſchichte betreffenden Urkunden bis zum 
Jahre 1280 in wortgetreuem Abdruck mit dem erforderlichen wiſſenſchaftlichen 
Apparat bringen ſoll, konnten im Jahre 1926 nur ſchrittweiſe durch Sammlung 
weiterer Urkundenabſchriften, Sichtung des in Betracht zu ziehenden Materials 
und Anfertigung von Auszügen bzw. Abſchriften aus den die | chleſiſche Geſchichte 
berührenden böhmiſchen Urkunden (Cod. dipl. et epistol. regni Bohemiae I ed. 
G. Friedrich), ſowie aus den bisher erſchienenen Veröffentlichungen aus dem 
Vatikaniſchen Archiv (3.8. Monumenta Poloniae Vaticana, Bd. I—III ed. 
Joh. Ptasnik) gefördert werden. Außerdem wurden durch Staatsarchivrat 
Dr. Randt die Originale der älteſten im Prager Großprioratsarchiv beruhenden 
ſchleſiſchen Johanniterurkunden mit den im Breslauer Staatsarchiv vorhandenen 
Abſchriften verglichen. Von einer Anzahl dieſer wurde die Herſtellung von Photo- 
graphien zu Vergleichszwecken mit den in den ſchleſiſchen Archiven befindlichen 
Originalurkunden in die Wege geleitet. 


Sektion zur Verzeichnung der Archivalien der nichtſtaatlichen 
Archive Schleſiens (Leitung: Staatsarchivrat Dr. Graber). 


Fortgeführt wurde die Inventariſation des Kreiſes Neuſtadt. 


Die Inventariſation des Kreiſes Habelſchwerdt, welcher als erſter Kreis 
der Grafſchaft Glatz in Angriff genommen wurde, liegt in den Händen des 
Zollinſpektor i. R. Udo Lincke. 


Die Sektion zur Bearbeitung des Aktenmaterials betr. die Sä⸗ 
kulariſation der Klöſter in Schleſien (Leitung: o. Univerſ.⸗Prof. Dr. 
Seppelt) hat die Durcharbeitung des Materials über die Klöſter Leubus und 
Grüſſau fortgeſetzt. Die Manuſfkripte beider als Sonderveröffentlichungen er- 
ſcheinenden Werke werden vorausſichtlich Ende 1927 fertig vorliegen. 


Die Stoffſammlung zu dem in Angriff genommenen Schleſiſchen Kloſter⸗ 
buch hat Staatsarchivrat Dr. Bellde infolge Verſetzung an das Staatsarchiv in 
Stettin nicht weiterführen können. 


Ein rüſtiges Fortſchreiten ihrer Arbeiten hat die Sektion zur Bearb eitung 
der ſchleſiſchen Siedlungskunde (Leitung: Oberſtudienrat i. R. Prof. 
Dr. Maetſchke) zu verzeichnen. Es wurden im Jahre 1926 410 Sammlungen 
von Flurnamen mit rund 11000 Namen eingeliefert, ſo daß die Sammlung, die 
nach Kreiſen geordnet im Staatsarchiv aufbewahrt wird, zurzeit bereits 500 
Ortſchaften mit mehr als 14000 Namen umfaßt. Beſonders gut vertreten find: 
die Kreiſe Freyſtadt, Landeshut, Militſch (Oſt), Schweidnitz (Nord), Strehlen 
in Niederſchleſien, Coſel, Neiſſe, Neuſtadt und Ratibor in Oberſchleſien. 

Die Arbeiten der Sektion zur Erforſchung der mittelalterlichen 
Stadtpläne und der Stadtbefeſtigung (Leitung: Oberſtudienrat i. R. 
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Prof. Dr. Schoenaich) gehen in erfreulicher Weile vorwärts. Nachdem die in. 
den großen Sammelfundſtellen, dem Staatsarchiv und der Stadtbibliothek zu 
Breslau, erfaßten Pläne zum größten Teil bearbeitet ſind, iſt man jetzt mit dem 
Aufſuchen der weiteren Pläne der einzelnen Städte beſchäftigt. Die Arbeits⸗ 
organiſation iſt im Berichtsjahr weiter ausgebaut worden. Mitarbeiter für 
einzelne Städte und Städtegruppen ſind gewonnen worden, ferner wurden zu 
anderen ofideutichen Siedlungsgebieten, Preußen, Mecklenburg und den oſt⸗ 
böhmiſchen Städten, Beziehungen angeknüpft. Bisher ſind 400 Stadtpläne 
verzeichnet, ferner eine Reihe von Weichbildkarten und Kreiskarten, welche in. 
die Forſchungen hineinzubeziehen ſind. Völlig inventariſiert ſind bisher von den 
Provinzſtädten die Städte Bunzlau, Liegnitz und Bolkenhain. Von dem Sek⸗ 
tionsleiter aufgeſtellte Richtlinien für die Inventariſierung und die Erforſchung 
der Stadtpläne ſind im Druck erſchienen und an die Mitarbeiter und Intereſſenten 
verſandt worden. Eine Abhandlung des Sektionsleiters über die Entſtehung 
eines ſchleſiſchen Weichbildes und die Gründung einer ſchleſiſchen Kleinſtadt 
(Polkwitz) iſt im Druck und gelangt demnächſt zur Ausgabe. 

Die Sektion zur Bearbeitung einer ſchleſiſchen Bibliographie 
(Leitung: Direktor der Staats- und Univerſitätsbibliothek Dr. Oehler und 
o. Univ.⸗Prof. Dr. Friederichſen) hat die im Jahre 1925 begonnenen Arbeiten 
im Berichtsjahr weitergeführt. Der Druck des von Staatsarchivrat Dr. Loewe 
bearbeiteten Bandes „Geſchichte“ iſt bis zum 13. Bogen gefördert. Die Aus⸗ 
gabe des Bandes dürfte im Herbſt 1927 erfolgen. In Bearbeitung ſind folgende 
weitere Bände: 1. Der Band „Kunſtgeſchichte“ einſchl. „Theater“ und 
„Muſik“ von den Herren Bibliothekar Dr. Gruhn und Bibliotheksrat Dr. Hüb⸗ 
ner; die Ablieferung des Manuſkripts iſt für den Herbſt d. J. verſprochen worden. 
2. Der von Herrn Privatdozent Dr. Heckel bearbeitete Band „Literatur⸗ 
geſchichte“; die Ablieferung des Manuſkripts wurde für den Anfang des Jahres 
1928 zugeſagt. 3. Der Band „Vorgeſchichte“, bearbeitet von Herrn Dr. Boeh⸗ 
lich; die Ablieferung des druckfertigen Manuſkripts wird Ende März 1927 er⸗ 
folgen. | 
Bezüglich der naturwiſſenſchaftlichen Abteilung der Schleſiſchen 
Bibliographie iſt zu berichten, daß zunächſt die Abteilungen Geologie, 
Mineralogie, Bergbau ſowie Botanik und Zoologie zur Bearbeitung 
in Angriff genommen worden ſind, und zwar durch die Herren Privatdozent 
Dr. Bederke, Univ.-Prof. Reg.⸗Rat Dr. Pax fen. und Univ.⸗Pruf. Dr. Pax jun. 

Der Literaturbericht zur ſchleſiſchen Geſchichte für die Jahre 
1923 — 1925, deſſen Abfaſſung Herrn Staatsarchivrat Dr. Bellee oblag, iſt 
im Druck und erſcheint im März 1927. Die Weiterführung des Berichts hat 
Herr Bibliothekar Dr. Jeſſen übernommen. 


Die Vorarbeiten für den 3. Band der Schleſiſchen Lebensbilder, der 
vornehmlich Schleſiern aus dem 17. Jahrhundert gewidmet ſein ſoll, aber auch 
ſolche aus dem 18. und 19. Jahrhundert behandeln wird, find von Herrn Univ.- 
Prof. Dr. Andreae begonnen worden. 


Für die Anfertigung von Grundkarten für Schleſien iſt eine neue 
Sektion gegründet worden, welche unter der Leitung der Herren o. Univ.⸗Prof. 
Dr. Friederichſen und Dr. Reincke⸗Bloch ſteht. Aufgenommene Verhandlungen 
haben dahin geführt, daß das Geographiſche Inſtitut Flemming u. Wiskott A.⸗G. 
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in Glogau für die Herftellung der geplanten 36 Grundkartenblätter für hiſtoriſche 
und ſtatiſtiſche Forſchungen in 1: 100000 (jedes Blatt zu 2 Sektionen der amt⸗ 
lichen Reichskarte 1: 100000) in Ausſicht genommen wurde. Die Ausführung 
wird im dreifarbigen Druck erfolgen, als Auflagehöhe ſind 1500 Stücke von 
jedem Grundkartenblatt feſtgeſetzt. Die Arbeiten für die Herſtellung der erſten 
vier Grundkarten werden ſofort beginnen, ſo daß mit dem Erſcheinen derſelben 
Ende des Jahres 1927 gerechnet werden kann. Für die erſte Grundkartenblatt⸗ 
ſerie von 4 Blatt wurden in Ausſicht genommen: 1 niederſchleſiſches Blatt: Um⸗ 
gebung von Sagan; 2 mittelſchleſiſche Blätter: Umgebung von Breslau und 
Glatz; 1 oberſchleſiſches Blatt: Umgebung von Ratibor. 


Entgegnung. 


Herr Prof. Braun, Greifswald, hat meine Arbeit „Landſchaft und 
Wirtſchaft in Schweden“ in Bd. 39 Heft 2 dieſer Forſchungen einer Be⸗ 
ſprechung unterzogen, die durch ihren geringſchätzigen Ton aufgefallen 
ſein dürfte. Obgleich die Beſprechung weiterhin ſachlich vielfach un⸗ 
richtig und entſtellend iſt, hätte ich auf eine Entgegnung verzichtet, wenn 
ſie in einer geographiſchen Zeitſchrift erſchienen wäre. Wo ſie nun aber 
einem Leſerkreis vorliegt, dem eine Beurteilung nicht ohne weiteres 
möglich ſein dürfte, halte ich mich zu einer Erwiderung für verpflichtet, 
zumal Prof. Braun ſein abfälliges Urteil über meine Arbeit zum Anlaß 
nimmt, ſich auch über die Herausgeberin derſelben, die Baltiſche Kom⸗ 
miſſion, zu äußern, ohne deren Zuſammenſetzung und ſonſtige Arbeiten 
überhaupt zu kennen. 

Die Kritik Brauns richtet ſich vor allem gegen meine Methode. Er 
wirft mir methodiſche Rückſtändigkeit vor, während es doch „Sache 
eines jungen Autors“ hätte ſein ſollen, „wenigſtens Anſchluß an die 
neuzeitliche Wirtſchaftsgeographie“ zu ſuchen. Dieſen Anſchluß habe ich 
aber abſichtlich vermieden, da mir die neuzeitliche Wirtſchaftsgeographie 
Prof. Brauns gerade in ihrer Methode verfehlt erſcheint. Ich bedauere 
heute, daß ich dies mit Rückſicht auf das Verhältnis, zu dem ich zu Prof. 
Braun als meinem einſtigen Lehrer ſtand, nicht ſchon in meiner Arbeit 
betont habe. Ich will daher im Folgenden kurz den Gegenſatz zwiſchen 
Brauns und meiner Auffaſſung der Wirtſchaftsgeographie klarlegen. 

Braun ſowohl wie ich wollen die Wirtſchaft eines Landes biologiſch 
auffaſſen. Ich ſehe den Weg zu einer ſolchen Auffaſſung in der unmittel⸗ 
baren Beobachtung, in der Anwendung alſo der für alle geographiſche 
Erkenntnis grundlegenden Methode. Ich behandle die wirtſchaftlichen 
Erſcheinungsformen und Lebensvorgänge als Beſtandteile der Land⸗ 
ſchaft und in ihrer Abhängigkeit von geographiſchen Faktoren. Das, was 
wir bei den Organismen den Habitus nennen, mache ich zum Gegen⸗ 
ſtand der Unterſuchung. 
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Braun dagegen will die Phyſiologie der Wirtſchaft durch Auswertung 
der Handels⸗ und Verkehrsſtatiſtik, der Güterbewegungen und der Ein⸗ 
und Ausfuhr eines Landes klarlegen, will auf dieſem Wege den Geſamt⸗ 
charakter des jeweils „zu behandelnden ſtaatlichen Raumes“ ermitteln. 
Er wendet ſich damit der Behandlung der Stoffwechſelvorgänge zu, wie 
er es ſelbſt ausdrückt, jener Erſcheinungen des Lebens alſo, deren Unter⸗ 
ſuchung ſicherlich nicht Sache des Geographen, ſondern der biologiſchen 
Wiſſenſchaften, in dieſem Falle alſo der Wirtſchaftswiſſenſchaft, iſt. 
Denn Güterbewegung im Innern, Ein⸗ und Ausfuhr eines Landes 
find in fo hohem Maße von rein wirtſchaftlichen Faktoren, wie Preis⸗ 
bildung, Bolle und Tarifpolitik uſw. abhängig, daß ihre Kauſalauffaſſung 
im einzelnen für die Geographie nicht möglich iſt. Auch ich verzichte 
meinerſeits nicht etwa auf die Auswertung der Statiſtik, wie Braun an⸗ 
gibt, ziehe ſie aber nur ſoweit heran, als ich ſie für meine Zwecke brauche. 
Dieſes Ziel beſteht aber in erſter Linie darin, eine ſpezifiſch geo⸗ 
graphiſche Betrachtungsweiſe der Wirtſchaft durchzuführen, die ſich 
eindeutig und klar, vor allem von den Methoden der Wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaft abhebt. 

Daß ich mit meiner Art biologiſcher Behandlung der Wirtſchaft 
auf dem richtigen Wege bin, geht aus ſämtlichen mir bisher zu Geſicht 
gekommenen Beſprechungen hervor, während Prof. Brauns metho- 
diſche Gedankengänge in der geographiſchen Fachwelt kein Echo gefunden 
haben. Gerade dieſelben Kritiker, die Brauns Methode ablehnen, er⸗ 
kennen ausdrücklich das methodiſch Wertvolle meiner Arbeit an, ſo R. 
Sieger als Geograph?) und O. Hausleiter als Sozialökonom?). 

W. Credner. 


1) Geogr. Zeitſchr. 1927. H. 1. 
2) Weltwirtſchaftl. Archiv, 1927, Jan.⸗Band. 


Neue Erſcheinungen. 


Bücher. 
A. Zur allgemeinen, deutſchen und preußiſchen Geſchichte. 


Ulrich Wilcken, Griechiſche Geſchichte im Rahmen der Altertumsge⸗ 
ſchichte. 2. Aufl. (Reimann, Weltgeſchichte Bd. 2) Oldenbourg: München⸗ 
Berlin 1926. VIII, 248 S. 2 Karten. 8° in Leinen M. 5.50. 


Seit Robert von Poehlmanns Griechiſcher Geſchichte (5. Aufl. 1914) 
in Iwan Müllers Handbuch der Altertums wiſſenſchaft iſt durch die Funde und 
Forſchungen von faſt einem halben Menſchenalter eine knappe Darſtellung der 
griechiſchen Geſchichte ein dringendes Bedürfnis geworden. Mit Freude dürfen 
wir ſagen, daß es erſüllt iſt. 

Wilcken, bisher nur bekannt als eine weltberühmte Autorität auf dem Spe⸗ 
zialgebiet der Papyruskunde, hat ſich hier als ein Meiſter der Darſtellung ge⸗ 
zeigt. In flüſſigem Stil bei knappſter, inhaltreichſter Zuſammenfaſſung gibt er 
ein Bild des geſamten Ablaufs der griechiſchen Geſchichte von den Wanderungen 
bis zur Eroberung des letzten ſelbſtändigen griechiſchen Staates, des ptolemäiſchen 
Agyptens durch Oktavian. Seine warmherzige Liebe zu Hellas zeigt ſich be⸗ 
ſonders bei der glänzenden Schilderung des attiſchen Reiches in ſeinen Stärken 
und Schwächen. 

Politik, Wirtſchaft, Kunſt und Wiſſenſchaft kommen gleichmäßig zu ihrem 
Recht. Der Wert der geſchichtsbildenden Perſönlichkeit wird nicht verkannt. 

Der nach heutiger Auffaſſung mit Recht vorangeſchickte Überblick iber die Ge⸗ 
ſchichte des alten Orients zeugt von geradezu ſouveräner Beherrſchung der 
Materie, die doch eigentlich dem Verf. ferner liegt. Der früher ganz vernach⸗ 
läſſigte griechiſche Weſten iſt trotz dürftiger Quellen in die Darſtellung einbezogen; 
mit Vorliebe Makedonien behandelt und ſein griechiſcher Charakter betont. 

Hinweiſe auf Parallelerſcheinungen in neuerer Geſchichte und Gegenwart 
fehlen nicht. Der Abſolutis mus der helleniſtiſchen Staaten, der durch die Papyri 
ſo genau erſchloſſene Merkantilismus des Ptolemäerreiches wird mit Preußen 
verglichen; das Unglück des griechiſchen Partikularis mus wird gezeigt, der Vor⸗ 
rang der äußeren vor der inneren Politik betont, auf die verhängnisvolle Raſſen⸗ 
und Kulturvermiſchung des helleniſtiſchen Oſtens warnend hingewieſen. Damit 
verfolgt das Buch einen ausgeſprochen pädagogiſchen Zweck, der heute mehr denn 
je nötig iſt. Auch „Alte“ Geſchichte iſt nicht tot, ſie gerade hat wegen ihrer aus⸗ 
geſprochen paradigmatiſchen Bedeutung hohen Wert für politiſche Urteilsbildung 
in der Gegenwart. 

Die knappen Anmerkungen geben dem Leſer reiche Anregung zu genauerer 
Forſchung in der neueſten und beſten Spezialliteratur. Nirgends iſt ein wichtige⸗ 
res Problem übergangen; in ſehr gemäßigter Polemik (z. B. in der Beurteilung 
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Alexanders des Großen) wahrt der Verf. ſeinen wohlbegründeten Standpunkt. 
Die ſtraffe Einteilung, zahlreiche Verweiſe und eine genaue Zeittafel am Schluß 
machen den Mangel eines Regiſters weniger fühlbar. Die Ausſtattung des 
handlichen Bandes iſt vorzüglich. | 

Dieſe griechiſche Geſchichte ift jedem hiſtoriſch Intereſſierten als ausgezeich⸗ 
netes Orientierungsmittel zu empfehlen und ſo iſt ihre Anzeige auch an dieſer 
Stelle berechtigt. | F. Granier. 


Alexander Cartellieri, Weltgeſchichte als Machtgeſchichte. 382—911. 
Die Zeit der Reichsgründungen. München und Berlin, R. Oldenbourg 
1927, XXVI u. 398 S. Broſch. M. 14.—, in Leinen M. 18.50. 


Den Standpunkt, von dem aus C. die Geſchichte betrachtet, hat er gleich 
am Anfang (S. 3) gekennzeichnet, indem er ſagt, daß in ſeinem Buch „weder vom 
Altertum noch vom Mittelalter und erſt recht nicht vom mittelalterlichen Menſchen 
die Rede ſein“ ſolle. Das iſt ein Bekenntnis, das in unſerer ſynthetiſchen und ab⸗ 
ſtraktionslüſternen Zeit erfriſchend wirkt. Aber ganz ohne leitende Geſichts⸗ 
punkte iſt eine Geſchichtsbetrachtung nun einmal nicht möglich; je größer der 
überblidte Zeitraum, um jo dringender meldet ſich die Notwendigkeit eines Aus⸗ 
wahlprinzips angeſichts der Fülle des Stoffs. Für C. ijt der leitende Geſichts⸗ 
punkt der „ewig unveränderliche, ſich unter immer neuen Hüllen verbergende 
Machttrieb gemäß der allgemein menſchlichen Erfahrung“ (S. VI) und ſo iſt 
der m. E. nicht ganz glücklich gewählte Haupttitel zu verſtehen: 

Weltgeſchichte geſehen unter dem Geſichtspunkt des Machtgedankens. Ob dieſer 
Geſichtspunkt für die Betrachtung der allgemeinen Geſchichte ausreicht, ob er den 
Reichtum des vergangenen Lebens erſchöpft, iſt eine andere Frage, über die 
ſich ſtreiten läßt. Daß bei der lediglich auf den Machtgedanken eingeſtellten 
Geſchichtsbetrachtung eine Fülle von Tatſachen des geiſtigen, ſozialen, wirt⸗ 
ſchaftlichen und kulturellen Lebens unter den Tiſch fallen muß, Tatſachen, die 
nicht erſt durch unſere ſubjektive Beurteilung bewertet werden und die auch 
für die Machtkämpfe von Bedeutung waren, lehrt gerade die Darſtellung C. 
aufs deutlichſte. In dieſer Beſchränkung auf das Machtpolitiſche kommt eine 
weitere zeitliche: C. geht von dem germaniſch⸗romaniſchen Kulturkreis aus; der 
Anſiedlungsvertrag zwiſchen Theodoſius I. und den Weſtgoten 382 ftellt ſich 
ihm als beſonders bezeichnendes Symptom der Auflöſung des römiſchen Welt⸗ 
reichs dar; in dem vorliegenden Band iſt die Darſtellung geführt bis zum Jahre 
911, dem Tode des letzten oſtfränkiſchen Karolingers, mit dem die Auflöſung des 
karolingiſchen Großreiches beendet und der Weg frei war für neue Bildungen. 
Die Geſchichte des zwiſchen dieſen Jahren liegenden Zeitraums wird in ſtreng, 
manchmal vielleicht zu ſtreng feſtgehaltener und faſt annaliſtiſch anmutender 
(vgl. das 3. Kapitel des 2. Buches) chronologiſcher Reihenfolge erzählt, in 
kürzeſter Formulierung, eine faſt erdrückende Fülle von Tatſachen, nur gelegent- 
lich unterbrochen von knappen Charakteriſtiken der handelnden Perſönlichkeiten, 
ganz ſelten von Reflexionen, im großen und ganzen alſo eine Schilderung der 
Kriege und Verträge, an denen die Machtpolitik dieſer Zeit ja nicht arm war. So 
iſt das Buch ein Hand- und Nachſchlagebuch für die politiſche Geſchichte des 
frühen Mittelalters, beſonders brauchbar durch eingehende Berückſichtigung 
der oſtrömiſchen und islamiſchen Geſchichte; es unterſcheidet ſich von allen Vor⸗ 
gängern dadurch, daß jede Einzeltatſache durch Hinweis auf die wichtigſten 
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neueren quellenmäßigen Darftellungen und Monographien belegt iſt, wodurch 
den Benutzern der Weg zu den Quellen ſelbſt geebnet iſt, deren Anführung ſich 
bei der Größe des Geſamtplanes natürlich verbot. Aus denſelben Gründen 
mußte eine kritiſche Stellungnahme in kontroverſen Fragen unterbleiben; nur 
ſo konnte der gewaltige, allerdings auch beſonders ſtark durchgearbeitete Stoff 
auf fo verhältnis mäßig engem Raum bewältigt werden. Es bleibt nur zu wünſchen, 
daß der Verf. die angekündigte Fortſetzung bald folgen laſſen möge. Gerade 
für die ſog. Kaiſerzeit fehlt es an einem auch die außerdeutſche Geſchichte eingehen⸗ 
der berückſichtigenden Tatſachenrepertorium, wie es dieſer erſte Band ijt. — 
Einige Einzelheiten darf ich zum Schluß noch anmerken: gegen eine Benutzung 
der clausula de unctione Pippini (S. 161 Anm. 6) beſtehen nach der einmütigen 
Ablehnung, die M. Buchners ſonderbare Theſe in der Kritik gefunden hat 
(vgl. vor allem Br. Kruſch in der Zeitſchr. f. Rechtsgeſch. 47, Kan. Abt. 16, 
S. 542 ff. und E. Schulz in der Hiſt. Vierteljahrsſchr. 23, S. 446 ff.), jetzt keine 
Bedenken mehr. S. 162 ſind in der Deutung der berühmten Straßenlinie in 
der Urkunde von Quierzy einige italieniſche Ortsnamen nicht richtig identifiziert: 
Luni, nicht Luna heißt der Ausgangspunkt, die Hauptſtadt der danach benannten 
Landſchaft Lunigiana; Sarianum iſt nach Kehr Sorgnano und nicht Sorgnago; 
Monſelice liegt ſw. von Padua, nicht von Parma. S. 180 iſt die lombardiſche 
Gemahlin Karls des Großen wieder Deſiderata genannt (wie übrigens auch von 
Hauck, KG. 2, 80); aber zuletzt hat S. Hellmann (N. Archiv 34, 208 f.) nachge⸗ 
wieſen, daß dieſer Name auf einem Interpretationsfehler beruht. Von den 
beiden frankenfreundlichen Dogen, die in Venedig 805 (nach Kretſchmahr 1, 54 
ſchon 804) ans Ruder kamen, hieß der eine Obelerius, nicht Chelerius, wie es 
S. 226 und 229 und im Namensverzeichnis heißt. 
Berlin⸗Lichterfelde. W. Holtz mann. 


Joſeph Wenner, Die Rechtsbeziehungen der Mainzer Metropoliten 
zu ihren ſächſiſchen Suffraganbistümern bis zum Tode Aribos (1031). 
Ein Beitrag zur Geſchichte der Metropolitanverfaſſung in Deutſchland. 
(Görres⸗Geſellſchaft zur Pflege der Wiſſenſchaft im katholiſchen Deutſch⸗ 
land. Veröffentlichungen der Sektion für Rechts⸗ und Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft. 46. Heft.) Ferd. Schöningh. Paderborn 1926. XVI u. 230 S. 


A. Hauck hat über die Bedeutung der Metropolitanverfaſſung der mittel- 
alterlichen Kirche Deutſchlands das gewiß berechtigte Urteil gefällt, das Erz⸗ 
bistum ſei immer nur eine bloße Würde ohne bedeutende Amtsbefugnis geweſen. 
Obwohl der römiſch orientierte Verfaſſer der vorliegenden Abhandlung einer 
ſolchen Auffaſſung beizupflichten nicht umhin kann, will er in ſeinen Ausfüh- 
rungen, die über den durch den Titel angedeuteten Rahmen vielerorts hinaus⸗ 
gehen, dennoch den Segen der hiſtoriſch erwachſenen Inſtitution der Metropoli⸗ 
tangewalt für die hierarchiſche Ordnung des kirchlichen Lebens in Deutſchland 
erweiſen. Dieſe Abſicht drängt ſich dem Leſer immerfort auf, um ſo mehr, als 
alles, was einer im Sinne des Autors gedeihlichen Entwicklung im Wege ſteht, 
ſo beſonders das Vorwalten der politiſchen Intereſſen vor den kirchlichen bei 
den Mainzer Metropoliten, verurteilt wird. 

Das hohe Ideal, das Bonifazius vom Weſen der Metropolitangewalt 
als eines lebendigen Bindegliedes zwiſchen Papſttum und Epiſkopat entwickelt 
hat, iſt nicht im entfernteſten erreicht worden. Unter erſchöpfender Heranziehung 
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des Quellenmaterials werden an dem Verhältnis der ſächſiſchen Suffragane 
Halberſtadt, Hildesheim, Paderborn und Verden zum Mainzer Metropoliten 
die tatſächlichen Zuſtände geſchildert. Die Beſtellung des Biſchofs hing allein 
vom Willen des Königs ab. In keinem Fall wird berichtet, daß zur Beſtellung 
eines ſächſiſchen Suffraganbiſchofs bis zum Tode Aribos die Zuſtimmung des 
Mainzer Metropoliten eingeholt wäre. Doch iſt die Konſekration, ſoweit erſicht⸗ 
lich, den ſächſiſchen Biſchöfen von ihrem Mainzer Metropoliten erteilt worden. 
Die wenigen Provinzialſynoden hatten für das kirchliche Leben der Bistümer 
im Sachſenlande keine oder nur geringe Bedeutung. Eine erzbiſchöfliche Ober⸗ 
aufſicht über die Suffragane trat kaum in die Erſcheinung. Die Obergewalt 
der Mainzer Metropoliten über ihre ſächſiſchen Suffragane beſchränkte ſich auf 
gelegentlichen Schutz und Unterſtützung. Von einer ſelbſtändigen Jurisdiktions⸗ 
gewalt konnte keine Rede ſein, zumal ſich mit fortſchreitender Entwicklung 
ſeitens der pſeudoiſidoriſch orientierten Suffragane ein erfolgreiches Streben 
nach Einſchränkung der perſönlichen Gewalt des Metropoliten kundtat. 

Die Indiskrepanz zwiſchen dem Ideal des Metropoliten im Sinne des 
Bonifazius und den tatſächlichen Zuſtänden liegt auf der Hand. Gerade die 
an den Grenzen der Kirchenprovinz gelegenen ſächſiſchen Bistümer mußten 
für den Nachweis des höchſt lockeren Verhältniſſes zum Mainzer Metropoliten 
ein gutes Beiſpiel bieten. Mainz am nächſten hat von den 4 Bistümern gewiß 
Hildesheim geſtanden, während Verden und Halberſtadt in vielen Dingen 
unter dem Einfluß der ihnen benachbarten Erzſtifte Bremen und Magdeburg 
geraten ſind. 

Dennoch aber erkennt Verf. der praktiſch jo wenig wirkſamen Metropolitan- 
verfaſſung eine für das Ganze der katholiſchen Kirche nicht zu unterſchätzende 
Bedeutung zu, indem die Erzbiſchöfe auch bei noch ſo geringer Wahrnehmung 
ihrer kirchlichen Rechte dadurch doch die Selbſtändigkeit des kirchlichen Lebens 
betonten. Hier ſcheint etwas ſtark pro domo geſprochen zu werden. 

| Wentz. 


Hermann Kownatzki, Geſchichte des Begriffes und Begriff der Poſt 
nebſt einem Anhang über die Entſtehungszeit der Poſt. Archiv für 
Poſt und Telegraphie 1923, S. 377 —423. 

Der methodiſche Ausgangspunkt dieſer ſehr flüſſig geſchriebenen, ſehr ge- 
wandten und klugen Diſſertation iſt die bedenkliche Unterſtellung, daß die Voraus⸗ 
ſetzung der Poſtgeſchichte die Feſtlegung des Begriffes „Poſt“ fei, oder wie 
es an anderer Stelle heißt, daß die Frage nach der Entſtehungsgeſchichte der 
Poſt entſchieden ſei, ſobald die nach dem Weſen der Poſt beantwortet und das 
Tatſachenmaterial ſo weit durchforſcht ſei, daß man erkennen könne, wo die 
Bedingungen der gefundenen Begriffsbeſtimmung zuerſt erfüllt ſeien. Die ge⸗ 
ſchichtliche Forſchung geht in Wahrheit den umgekehrten, induktiven Weg, 
indem ſie durch die Feſtſtellung der Fülle der Einzelfälle zur Erkenntnis des 
Weſentlichen, des Allgemeinbegriffes fortſchreitet. Geſchichtliche Tatſachen 
werden nicht in der Definition, ſondern in Darſtellung und Vergleich erkannt. 
Begriff und Inhalt einer Inſtitution ſind im hiſtoriſchen Ablauf ſtändigen 
Anderungen unterworfen, die man rückſchauend durchaus nicht immer auf eine 
ſtrikte, ich möchte ſagen juriſtiſche Formel zu bringen vermag. Deshalb hat der 
Verf. z. B. auch den Fehler begangen, ja begehen müſſen, die Perſonenpoſt 
von ſeiner Begriffsbeſtimmung der Poſt auszuſchließen, da ſie einen den übrigen 
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Poſtzweigen entgegengeſetzten Zweck und jener nicht als weſensgleich zu gelten 
habe, während „nach der geſchichtlichen Entwicklung und der geltenden Auffaſſung 
des deutſchen Poſtrechts auch die Perſonenbeförderung Aufgabe der Poſt iſt“ 
(Anmerkung der Schriftleitung des Archivs für Poſt uſw., welcher vom Stand⸗ 
punkt der hiſtoriſchen Methode m. E. zuzuſtimmen iſt). 

Trotz dieſer grundſätzlichen Ausſtellung birgt die Arbeit eine Fülle von Auf⸗ 
ſchluß und Wiſſenswertem. Die Kritik der umfaſſend zuſammengeſtellten Lite⸗ 
ratur, welche bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts ja nur immer den jeweiligen 
zeitgenöſſiſchen Zuſtand reproduziert, führt von allein zu den Tatſachen der 
Poſtgeſchichte und läßt die weſentlichen Linien der Entwicklung heraustreten. 
Die Unterſuchung gipfelt in einer Auseinanderſetzung mit den Begriffsbeſtim⸗ 
mungen der Poſt der zwei bedeutendſten Wirtſchafts⸗ und Rechtshiſtoriker, die 
dieſes Gebiet betraten, Aloys Schulte und W. Sombart, wobei des erſteren 
Anſichten verteidigt werden, über dieſen hinaus aber noch dem Verf. neue, 
anſprechende Formulierungen geglückt ſind. Wtr. 


Georg Friedrich Knapp, Die Bauernbefreiung und der Urſprung 
der Landarbeiter in den älteren Theilen Preußens. 2. unveränderte 
Aufl. (Manuldruck.) Duncker u. Humblot, München und Leipzig. 
Bd. I. XIV u. 352 S., Bd. II. VIII u. 473 S. (Ausgewählte Werke 
von G. F. Knapp, Bd. 2—3.) Broſch. 27 M., geb. 32 M. 


Das bekannte grundlegende Werk Knapps, das 1887 erſchien und mit den 
Worten Schmollers eine ganz neue, zuverläſſige Erkenntnis der Entwicklung in 
den letzten Jahrhunderten geſchaffen hat, war ſeit Jahren vergriffen. Die von 
Carl Johannes Fuchs beſorgte, gemäß dem Wunſche des Verfaſſers unverän⸗ 
derte Neuauflage durch das Manuldruckverfahren wird daher allſeitigem Danke 
begegnen. Fuchs hat der Ausgabe nur ein kurzes Vorwort vorangeſchickt, in 
dem er die Bedeutung des Werkes, zu dem eine Anzahl Arbeiten der Schüler 
Knapps ergänzend hinzutraten, für die agrargeſchichtliche Forſchung beleuchtet. 
Die unveränderte Darbietung dieſes Standardwerkes, deſſen Ergebniſſe auch 
durch die ſpätere Forſchung keine weſentliche Erſchütterung erfahren haben, 
kann nur gebilligt werden. Erwünſcht wäre die Beigabe eines Regiſters 
geweſen. Sch. 


Friedrich v. Oppeln-Bronikowski, Abenteurer am Preußiſchen 
Hofe 1700 — 1800. Mit 16 ganzſeit. Bildern. Gebr. Paetel, a 
Leipzig 1927. VII u. 215 S. br. 5 M., geb. 7 M. 


Das Buch will einem Bedürfnis der Zeit, der in der Gegenwart fi geltend 
machenden Vorliebe für abenteuerliche und pikante Dinge, Rechnung tragen. 

Nach einem einleitenden Kapitel über die Alchemie im allgemeinen werden 
mit gründlicher Benutzung der einſchlägigen Literatur in anſprechender Weiſe 
allerhand Lebensſchickſale der ſeltſamſten Geſtalten, die im 18. Jahrhundert 
in Berlin lebten oder vorübergehend dort auftauchten, erzählt. An erſter Stelle 
ſteht Joh. Friedrich Böttger, dem ſpäter in Sachſen die Erfindung des Porzellans 
gelang (mit einem intereſſanten Bildnis). Es folgen der Goldmacher Gaetano, 
der politiſche Intrigant Michael von Klement, der Weltenbummler und Skandal⸗ 
chroniſt Freiherr v. Poellnitz, der neuerdings eingehend behandelte v. der Trenck, 
Caſanova, der Graf v. Saint⸗Germain, Kaglioſtro. Auch Friedrich d. Gr. muß 
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es ſich gefallen laſſen, wegen ſeines aus dem Briefwechſel mit Fredersdorf be⸗ 
kannt gewordenen vorübergehenden Reinfalls auf einen alchemiſtiſchen Schwindel 
in dieſer Umgebung zu erſcheinen. Den Beſchluß bilden die einflußreichen 
Geſtalten der Regierungszeit Friedrich Wilhelms II.: Biſchoffwerder, Wöllner 
und die Gräfin Lichtenau, die man doch wohl nicht in einer Linie mit den 
Vorgenannten als „Abenteurer“ bezeichnen darf. Nicht benutzt iſt dabei das Werk 
von Paul Schwartz „Der erſte Kulturkampf in Preußen“ (Berlin 1925). 

In dies letzte Kapitel eingeflochten iſt eine auf P. Bailleus Hinweiſe zu⸗ 
rückgehende Kritik der aus dem Tagebuch der Oberhofmeiſterin Gräfin v. Voß 
geſchöpften Veröffentlichung (1876): „Neunundſechzig Jahre am Preußiſchen 
Hofe.“ Aus der Handſchrift des Tagebuches ſelbſt ergibt ſich, daß die angebliche 
Trauung des Königs mit dem Frl. v. Voß nie ſtattgefunden hat, und daß es 
ſich bei dieſer Angabe um eine Fälſchung des Herausgebers der „Neunundſechzig 
Jahre“ handelt. Hierbei hätte auch auf die von Koſer mitgeteilten („Forſchungen“ 
Bd. 4) Berichte des kurbraunſchweigiſchen Geſandten hingewieſen werden 
kömen. Die Schickſale der Eliſabeth Amalie v. Voß, fo hieß fie und . Julie, 
werden kurz dargeſtellt. Sch. 


Karl Bachem, Vorgeſchichte, Geſchichte und Politik der deutſchen 
Zentrumspartei, zugleich ein Beitrag zur Geſchichte der katholiſchen 
Bewegung ſowie zur allgemeinen Geſchichte des neueren u. neueſten 
Deutſchland 1815 —1914. Erſter Band. Köln 1927, Verlag J. ®. 
Bachem G. m. b. H. VIII und 353 ©. 


Mit dem vorliegenden Band wird eine breit angelegte Geſchichte der deut⸗ 
ſchen Zentrumspartei eingeleitet. Er führt auf 296 Seiten Text nur bis an das 
Jahr 1848 heran, behandelt alſo noch nicht einmal die ganze Vorgeſchichte. Das 
wäre kein Unglück, denn in mancher Beziehung iſt bei jeder Partei die geiſtig 
beweglichere Vorgeſchichte, die Darſtellung der grundlegenden Gedanken und 
der zur Verdichtung der Gedanken in ein Parteiprogramm führenden Verhält⸗ 
niſſe intereſſanter als die dogmatiſch gebundene Entwicklung der Partei oder 
gar Fraktion. Leider iſt der Verf. der hiſtoriſchen Aufgabe, die damit geſtellt 
iſt, nicht gewachſen. Er ſchreibt als ausgeſprochener Parteimann, „als Katholik 
und als überzeugter Anhänger der Ideen der Zentrumspartei“. Er ſagt ſelbſt, 
daß ihm das Bedürfnis fern liege, „einen ſchwächlichen Kompromiß zu ſchließen 
zwiſchen dieſer ſeiner Parteiſtellung und allerhand abwegigen Geſichtspunkten, 
welche ihm vielleicht von dieſer oder jener Seite das Lob einer rein fachlichen‘, 
einer ,felbjtanbigen’, oder einer ‚ehrlich unparteilichen“, Darſtellung eintragen 
könnten. Nun kann ein Mann, der ſo lange im Parteileben geſtanden hat wie 
K. Bachem, für die Geſchichtsſchreibung ſeiner Partei gewiß manches beitragen. 
Er bringt einen klaren „Begriff von dem urſprünglichen Weſen und den gege⸗ 
benen Aufgaben“ der Partei mit, er kann „von ihren bisherigen Kämpfen, 
Leiden und Leiſtungen, von ihren Führern und den Formern ihres Geiſtes“ 
erzählen, und wenn er ſogar, wie B. von ſich berichtet, ſorgfältige Aufzeichnungen 
bei allen wichtigen Begebenheiten gemacht und ſie in vielen Fällen zur Be⸗ 
glaubigung von mitbeteiligten Freunden hat durchſehen laſſen, ſo iſt er geradezu 
eine wertvolle Geſchichtsquelle. Aber all dieſe Vorzüge kommen dieſem Bande 
noch nicht zugute. Um ſo ſtörender macht ſich bemerkbar, daß B. für die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Aufgaben der Parteigeſchichtsſchreibung gar kein Verſtändnis hat. 
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Er mißt alle Erſcheinungen mit einem abfolut gültigen Maßſtab, dem kirchlichen. 
Die Frage nach den Vorausſetzungen und relativer Berechtigung anderer Stand⸗ 
punkte rechnet er offenbar zu den „abwegigen Geſichtspunkten“. Und weil der 
kirchliche Maßſtab nach Auffaſſung der Kirche immer der gleiche iſt, kennt B. 
auch die Frage nach den verſchiedenen Entwicklungsſtufen nicht. Es iſt charak- 
teriſtiſch, daß er ſeine Darſtellung mit dem Satz einleitet: „Keine Partei weiſt 
eine Geſchichte auf, welche ſo einheitlich und ſo gradlinig verlaufen iſt wie die 
Geſchichte der Zentrumspartei“ (S. 11). Und dieſen Satz erläutert er im ein⸗ 
leitenden Kapitel mit einer kurzen Skizze der Geſchichte des Zentrumsgedankens 
und der Zentrumspartei von 1815 bis zur Gegenwart, wobei freilich die Um⸗ 
benennung der Revolutionszeit in chriſtliche Volkspartei ebenſo ſchamhaft ver⸗ 
ſchwiegen wird wie die Gegenſätze zwiſchen Kölner und Berliner Richtung. 

Das Werk iſt anſcheinend auf vier Bände berechnet; wenigſtens gliedert B. 
auf S. 30 den Stoff nach den Jahren 1848, 1871 und 1887. Der vorliegende 
erſte Teil der Vorgeſchichte beginnt mit der Säkulariſation von 1803, die auch 
vom kirchlichen Standpunkt (S. 35) als berechtigt und vor allem als ſegensreich 
anerkannt wird. Sie iſt ja auch in der Tat der Ausgangspunkt für die Neubelebung 
der katholiſchen Kirche Deutſchlands im 19. Jahrhundert, indem ſie die Kirche 
von weltlich⸗ territorialen Rückſichten befreit und die hohe Geiſtlichkeit zugleich 
verbürgerlicht und verinnerlicht hat. Die geiſtige Bewegung der Romantik 
wird in ihrer Bedeutung für die Überwindung der Aufklärung und für die Ver⸗ 
tiefung des religiöfen Lebens ebenfalls gewürdigt. 

Es folgt im 3. Kapitel eine Beſchreibung der „ſtaatskirchenrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe der katholiſchen Kirche in den Staaten des Deutſchen Bundes nach Be- 
endigung der Freiheitskriege.“ Es enthält eine langgedehnte Klage darüber, 
daß die Staaten auch dem veränderten religiös⸗kirchlichen Leben gegenüber 
die alte Politik des Staatskirchentums und des Joſephinismus beibehalten und 
zumal bei der Neuorganiſation der kirchlichen Diözeſen betätigt haben. Daß die 
deutſchen Staaten in ihrer bunten konfeſſionellen Zuſammenſetzung gar nicht 
anders konnten, als ſich ihre Hoheitsrechte vorbehalten, um gegebenenfalls für 
die Rechte der nichtkatholiſchen Bevölkerung einzutreten, dafür fehlt B. jedes 
Verſtändnis. 

Wenig glücklich erſcheint mir das 4. Kapitel über „die Urſprünge des Zen⸗ 
trumsgedankens“. Man erwartet eine Entwicklung der Gründe, die zu Reibungen 
zwiſchen dem Staat des 19. Jahrhunderts und der reſtaurierten Kirche und damit 
zum politiſchen Zuſammenſ chluß der Katholiken führen mußten; ftatt deſſen wird 
vieles von dem, was im 2. Kapitel über die geiſtige Bewegung im Katholizis⸗ 
mus bereits geſagt iſt, wiederholt. 

Die weiteren Kapitel ſind territorial gegliedert. Der gewiß ſchwierigen 
Aufgabe, die bei der Gleichartigkeit der Verhältniſſe in den deutſchen Staaten 
naturgemäß in vielem gleichartige Entwicklung der ſtaatskirchlichen Beziehungen 
und ihrer Rückwirkung auf das politiſche Leben überſichtlich und doch unter aus⸗ 
reichender Hervorhebung der Beſonderheiten der einzelnen Staaten zu ſchildern, 
iſt B. von vornherein aus dem Wege gegangen. Er behandelt ſchematiſch der 
Größe nach die verſchiedenen Staaten, ohne ſich die Frage auch nur vorzulegen, 
ob man nicht Gruppen zuſammenfaſſen könne. Und doch drängt ſich eine ſolche 
Gliederung auf. Zunächſt ſind die konſtitutionellen Staaten eine Gruppe für 
ſich; denn nur in ihnen iſt, wie für Parteibildung überhaupt, auch für eine kon⸗ 
feſſionelle Parteibildung Raum geweſen. Unter dieſen wieder ſteht Bayern 
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mit ſeinem katholiſchen Herrſcherhaus für ſich. Württemberg, Baden und Heſſen 
dagegen gehören ſchon durch den Verband der oberrheiniſchen Kirchenprovinz 
zuſammen. B. hat davon nichts bemerkt; er zeigt uns für jedes Land beſonders, 
wie ſchlecht der Joſephinismus gewirkt hat. Nicht einmal das gemeinſame Vor⸗ 
gehen der drei zuletzt genannten Staaten in der Verordnung vom 30. Januar 
1830 iſt richtig erkannt worden, infolgedeſſen hören wir an drei Stellen davon 
(S. 236, 255, 287). Überhaupt habe ich den Eindruck, daß B. von ſeinem Stoff 
ſich hat erdrücken laſſen; auch die Gründung der hiſtoriſch⸗politiſchen Blätter 
wird dreimal erzählt. 

Uns geht am meiſten das 5. Kapitel, das Preußen von 1815 bis 1848 ge⸗ 

widmet iſt, an. Der Ertrag iſt freilich ſehr dürftig. Wertvoll erſcheint mir ledig⸗ 
lich die Anlage, die ausführliche Auszüge aus einer 1865 angefertigten Denk⸗ 
ſchrift Mühlers über die Einflußnahme der preußiſchen Regierung auf die Biſchofs⸗ 
wahlen ſeit der Bulle de salute animarum enthält. Sonſt hat B. weder neues 
Material verwendet noch neue Gedanken vorgebracht. Er hat kein Verſtändnis 
für die Schwierigkeiten, die ein zu zwei Dritteln proteſtantiſcher Staat wie 
Preußen bei der Regelung ſeiner Beziehungen zur katholiſchen Kirche finden 
mußte, obwohl man doch aus der franzöſiſchen, öſterreichiſchen, bayeriſchen 
Geſchichte lernen könnte, daß auch der überwiegend katholiſche Staat nicht leicht 
das richtige Verhältnis zur Kirche findet. Ihm fehlt der elementare hiſtoriſche 
Takt, der es verbietet, mit Quellen aus der Zeit nach 1850 irgendetwas für die 
Zeit von 1820 zu beweiſen (vgl. S. 160). Und demgemäß vermag er auch die 
ſchwierige Aufgabe nicht zu würdigen, die Preußen in den Rheinlanden, die 
nun einmal das Grenzland gegen Frankreich ſind, nach 1815 zu erfüllen hatte. 
Er begnügt ſich, alte Paritätsſchmerzen aufzuwärmen, obwohl er eine Benach⸗ 
teiligung katholiſcher Intereſſen durch die proteſtantiſchen Beamten nicht nade 
weiſen kann, die Leiſtungen des preußiſchen Beamtentums vielmehr, wenn 
auch nur gedämpft, anerkennen muß. Auch bei den Abſchnitten, die mehr mit 
dem Thema des Buches zu tun haben, der Miſchehenfrage und dem Kölner 
Kirchenſtreit, bleibt die Darſtellung oberflächlich, eine bloß erbauliche Stoff⸗ 
ſammlung, mit der die Wiſſenſchaft nichts anfangen kann. 
So habe ich den ſtattlichen, gut ausgeſtatteten Band mit der Hoffnung weg⸗ 
gelegt, daß der betagte Verf. ſich nicht allzu lange mehr mit der Vorgeſchichte 
aufhalten, ſondern zu den Kapiteln eilen möge, über die er uns Eigenes zu 
ſagen hat. 

Berlin. Fritz Hartung. 


Fritz Vigener, Drei Geſtalten aus dem modernen Katholizismus: 

Möhler, Diepenbrock, Döllinger. Oldenbourg. 1926. 188 S. M. 8.50 
(Beiheft 7 der Hiſt. Zeitſchrift Vorzugspreis für die Bezieher der 
„Forſchungen“ M. 7.20). 

Um dieſe hiſtoriſch⸗theologiſche Trilogie mit der rechten Sachkunde zu be⸗ 
ſprechen, bedürfte es ähnlicher Vertrautheit mit auseinander liegenden Wiſſens⸗ 
und Lebensgebieten, wie ſie dem Biographen des Biſchofs Ketteler eignete. 
Aber auch der unvorbereitete Leſer wird einen ſtarken Eindruck mitnehmen 
von dem ſittlichen Ernſt dieſer Unterſuchungen, der ſelbſt weit aus holende 
Erörterungen rechtfertigt und lebendig macht. Die ſorgfältig⸗ würdige Form 
erſcheint als der gemäße Ausdruck gewiſſenhafteſter Gedankenarbeit. Den 
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preußiſchen Hiſtoriker geht am nächſten an der mittlere Eſſai, über Diepenbrock, 
der den Mann der Kirche und des Staates, den Offizier und den Prieſter, den 
Schüler Sailers und den Beförderer Kettelers, den Getreuen des Königs und. 
den Parlamentarier des Jahres 1848 in überaus feiner Pointierung charakte- 
riſiert. Auch ſtiliſtiſch iſt dieſe Arbeit beſonders glücklich, ſchon weil ihr das Ge⸗ 
wicht fehlt, das die beiden andern in der Analyſe gelehrten Schrifttums unver⸗ 
meidlich zu tragen haben. Alle drei aber zeugen von einer Beherrſchung des 
Stoffes, einer Liebe in ſeiner Durchdringung und einer Freiheit in ſeiner Be⸗ 
urteilung, die von neuem empfinden läſſen, um wie viel Hoffnungen der frühe 
Tod des Verfaſſers die Wiſſenſchaft betrogen hat. | Dehio. 


Kurt Rheindorf, Die Schwarze Meer (Pontus⸗) Frage vom Pariſer 
Frieden von 1856 bis zum Abſchluß der Londoner Konferenz von 1871. 
Ein Beitrag zu den orientaliſchen Fragen und zur Politik der Groß⸗ 
mächte im Zeitalter Bismarcks. Unter Benutzung bisher unveröffent⸗ 
lichten amtlichen Dokumentenmaterials. Deutſche Verlagsgeſellſchaft 
für Politik und Geſchichte m. b. H. in Berlin WS. 1925 (XII, 176 ©.°). 

Die Veröffentlichungen der diplomatiſchen Akten des Auswärtigen Amtes 
(„Die große Politik der europäiſchen Kabinette 1871—1914“) hat auch auf die 
Forſchung der dieſem Werk vorangehenden Zeit befruchtend eingewirkt. Seit 
außenpolitiſche Gründe dazu führten, den Schleier, der über der deutſchen Politik 
der letzten Jahrzehnte vor dem Weltkriege lag, zu lüften, ließ ſich auch eine weitere 
Geheimhaltung der Akten aus den fünfziger und ſechziger Jahren nicht mehr 
rechtfertigen. Dieſe ſind ſeit Sybel von keinem Forſcher benutzt worden; ſie 
verſprechen neue Aufſchlüſſe über die ganze europäiſche Politik zu geben, zumal 
die Beſchäftigung mit den Akten der Bismarckzeit nach 1871 auch für den vor⸗ 
aufgehenden Abſchnitt neue Geſichtspunkte gezeigt hat. Auch die franzöſiſche 
Wiſſenſchaft hat für dieſe Zeit neues Material bereitgeſtellt: die „Origines 
diplomatiques de la guerre de 1870“, vor dem Kriege begonnen, ſind während 
und nach dem Kriege gefördert. Trotz dieſes neuerſchloſſenen Quellenmaterials 
bleibt eine Unterſuchung, wie ſie R. unternimmt, doch ſehr ſtark auf die in einer 
weit verſtreuten Literatur geſammelten Nachrichten angewieſen, deren kritiſche 
Sichtung eine wichtige Aufgabe des Verfaſſers darſtellt. Auch die Preſſe iſt 
maßvoll herangezogen. | | 

Die beſondere Aufgabe hat fic) dem Verfaſſer aus feiner früheren Ab⸗ 
handlung über „England und der Deutſch⸗franzöſiſche Krieg 1870/71" (Bonn 
1923) ergeben. Dort ſtellte er den diplomatiſchen Kampf Bismarcks gegen die 
Einmiſchung der Neutralen, an deren Spitze England ſtand, in den deutſch⸗ 
franzöſiſchen Konflikt dar. Eine europäiſche Konferenz konnte den deutſchen 
Wünſchen gefährlich werden und mußte mit allen Mitteln verhindert werden; 
ſchon dieſe Forſchungen ließen erkennen, welchen Einfluß die Kündigung des 
Artikels 11 des Pariſer Friedens von 1856 durch die Petersburger Regierung 
am 31. Oktober 1870 auf den Verlauf des Krieges hatte. So zeigte ſich eine Auf⸗ 
hellung der Vorgeſchichte des Londoner Pontusvertrages von 1871, ausgehend 
von den erſten Beſtrebungen der Ruſſen, ſich von den Bedingungen des Pariſer 
Friedens zu befreien, als ein wichtiger Beitrag nicht nur der orientaliſchen, 
ſondern der internationalen Politik. Die Geſchichte einer Friedensvertrags⸗ 
reviſion iſt in dieſem Buche geſchrieben. Nie mand hat ſchärfer als Bis marck über 
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die Bedingungen dieſes Vertrages geurteilt: „Der Vertrag von 1856 in feinen 
Artikeln 11 und 13 enthält Beſtimmungen, wie fie meines Erachtens große Natio- 
nen einander gegenſeitig nicht auferlegen ſollten. Für das nationale Gefühl 
ſind Landabtretungen unter Umſtänden leichter zu tragen als die Unterwerfung 
der Souveränität eines Landes innerhalb ſeiner eigenen Grenzen unter fremde 
Kontrolle; beiſpielsweiſe Stipulationen, daß feſte Plätze geſchleift, und die Be⸗ 
rechtigung, in deren Umgebung zu bauen, von fremder Kontrolle abhängig ge⸗ 
macht werden ſoll, ſind ſtets mit Verletzung des Nationalgefühls des kontrollierten 
Landes verbunden. Ebenſo war die Konſtituierung eines Rechtes der Beſchrän⸗ 
kung und Überwachung der ruſſiſchen Flagge auf einem Meere, welches die 
ruſſiſchen Küſten beſpült, ja innerhalb ihrer Küſten ſelbſt (Art. 13), meines 
Erachtens eine Stipulation, welche man praktiſcherweiſe einem großen europäi⸗ 
ſchen Reiche nicht hätte auferlegen ſollen, von der ſchon Lord Palmerſton ge- 
ſagt hat, ſie werde ſich nicht zehn Jahre halten.“ (Große Politik Bd. II, S. 14.) 
Rußland mußte dieſe ſeine Sicherheit gefährdenden und ſeine nationale Ehre 
verletzenden Bedingungen hinnehmen, weil es nach dem Krimkrieg viel zu ſehr 
geſchwächt war. Die ganze auswärtige Politik Rußlands richtete ſich ſeitdem 
auf die Beſeitigung der beſonders verletzend wirkenden Paragraphen des Pariſe. 
Friedens: dies wurde der leitende Gedanke der Politik des Kaiſers Alexander II 
und des Fürſten Gortſchakoff. Solange der Bund der Weſtmächte, welche ſich 
durch den Vertrag vom 15. April 1856 auf eine ſtrenge Einhaltung des Pariſer 
Friedens ausdrücklich feſtgelegt hatten, wenigſtens nach außen hin erhalten blieb, 
konnte Rußland eine Reviſion des Vertrages nicht erreichen; es konnte nur die 
zahlreichen Vertragsbrüche, die England und die Türkei verſchuldeten, für ſich 
buchen: eine Reviſion der Pontusparagraphen auf dem Verhandlungs- und 
Kompenſationswege war nicht möglich. Vielmehr wurde Rußland durch dieſes 
feſtgelegte und allen Staaten bekannte Ziel ſeiner Politik ein Objekt für die 
Politik der anderen Mächte. Annäherungsverſuche an Frankreich begannen ſchon 
1856, führten aber nicht zu dauerndem Erfolge, weil Napoleon III. auf Englands 
Wohlwollen nicht verzichten konnte und weil die polniſche Frage ein Hindernis 
einer Entente zwiſchen Rußland und Frankreich bildete. Auch Oſterreich ver⸗ 
ſuchte, für Zugeſtändniſſe an die ruſſiſchen Wünſche eine Entſchädigung ſeines 
Verluſtes von Venetien im Balkan einzutauſchen. Auf dieſem Wege mußte 
Rußland von einem Mißerfolg zum andern eilen. Nur eine größere Zurück⸗ 
haltung konnte Rußland bei einer günſtigen europäiſchen Geſamtlage an das 
Ziel führen; durch dieſe Reſerve iſt die Politik Rußlands, ſeit dem Scheitern der 
Warſchauer Tagung (1860) und ſeit ſich Frankreich endgültig verſagte, bezeichnet. 

Die ruſſiſche Politik konnte eine gerade Linie nicht einhalten, weil ſie den 
wechſelnden Konſtellationen der europäiſchen Mächte ihre Wünſche und diplo- 
matiſchen Ziele anpaſſen mußte. Von Rußland aus geſehen, erſcheint die ganze 
Politik als ein ziemlich regelloſes Spiel der Anziehung und Abſtoßung der großen 
Mächte. Die entſcheidenden, vorwärts treibenden Kräfte ſind in London, Paris, 
Wien und in Berlin zu ſuchen. Wenn einmal die wirkliche Rolle, welche Bis⸗ 
marck ſeit 1862 in der europäiſchen Politik geſpielt hat, klargeſtellt iſt, wird auch 
ein neues Licht auf die orientaliſche Frage und auf die Pontusfrage, die ja nur 
ein Ausſchnitt der orientaliſchen Frage iſt, fallen. Es iſt zu erwarten, daß Bis⸗ 
marck, der 1870 eine ſo meiſterhafte Beherrſchung der Politik des Oſtens be⸗ 
weiſt, auch ſchon in dem Jahrzehnt vorher an ihr mitgewirkt hat und ſie ebenſo 
als Hebel feiner eigenen Politik benutzt hat, wie Frankreich und Oſterreich es, 
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nur mit minder gutem Erfolg, taten. Bismarck wußte feit feiner Geſandtenzeit 
in Petersburg, wie man den ruſſiſchen Koloß in Bewegung ſetzen konnte, ohne 
dabei in Gefahr zu geraten, von ihm zermalmt zu werden. Dieſe Kunſt hat 
Bismarck ſchon frühzeitig geübt und auch gelernt, die Pontusfrage zu verwerten, 
um die europäiſchen Mächte in der Schwebe zu halten, denn nichts konnte für 
ſeine politiſchen Pläne ſo hemmend wirken, als ein Europa mit ganz feſten 
Koalitionen. So wird von einer neuen zentralen Betrachtung der Bismarckiſchen 
Politik der Jahre 1862— 70 zweifellos auch noch ein neues Licht auf dieſes peri⸗ 
pheriſche Problem der Pontusfrage fallen: eine Spezialunterſuchung kann 
dieſe noch verhüllten Zuſammenhänge nur ahnen laſſen. 

Günſtiger freilich liegt auch für Rheindorf die Frageſtellung da, wo der 
Gegenſtand ſeiner Unterſuchung offen in den Mittelpunkt hinein oder wenigſtens 
nahe an ihn heran rückt. Das iſt ſchon vorübergehend 1866 der Fall, als Bismarck 
zuerſt ſich der Gefahr eines europäiſchen Kongreſſes zu erwehren hatte — das 
wird zum kritiſchen Punkt der Bismarckiſchen Politik, als Rußland den Krieg 
zwiſchen Deutſchland und Frankreich benutzt, um durch die Zirkularnote vom 
31. Oktober 1870 die ſtärkſten Feſſeln des Pariſer Friedens abzuſchütteln. 
Die Entwicklung, die zu dieſem Ereignis vom Ausbruch des Deutſch⸗franzöſiſchen 
Krieges an hinführte und an welcher Bismarck und der Geſandte in Rußland, 
Prinz Heinrich VII. Reuß, ſtark beteiligt waren, iſt von Rheindorf zum erſten Mal 
aus den Akten geſchildert worden: es galt, den Eifer der Ruſſen, die wieder 
einen europäiſchen Friedenskongreß erſtrebten, welcher mit der Neuordnung 
Europas auch die orientaliſchen Fragen behandeln ſollte, auf ein minder gefähr⸗ 
liches Gebiet abzulenken: den Ruſſen wurde verſtändlich gemacht, daß eine Re⸗ 
viſion der Pontusklauſeln durch die Unterſtützung Preußens allein zu haben 
ſein werde. Bismarck, der mit offenen Karten ſpielte und ganz aufrichtig den 
Ruſſen eine Belohnung für ihre wohlwollende Neutralität zudachte, wollte ſich 
die Aufrollung dieſer Frage bis zu einem ihm günſtigen Zeitpunkt, d. h. nach 
dem Friedensſchluß, vorbehalten. Das Mißtrauen der ruſſiſchen Regierung, 
welche nicht wieder wie 1866 leer ausgehen wollte, litt keine Verzögerung, 
nachdem einmal der Konferenzplan fallen gelaſſen war. Die einſeitige Auf⸗ 
kündigung der Pontusparagraphen des Pariſer Friedens von 1856 brachte 
denn auch Bismarck in eine äußerſt ſchwierige diplomatiſche Stellung, deren 
Überwindung ein Meiſterſtück ſeiner Politik wurde. Die Schilderung, die 
Rheindorf von der Entwirrung des Konflikts, der ſich zu einem Krieg zwiſchen 
England, Oſterreich und Rußland auszuwachſen drohte, gibt, dringt bis zu den 
letzten Motiven Bis marckiſcher Politik vor: in den Kapiteln, in welchen Bismarck 
als Hauptſpieler in der Kriſe erſcheint, konnten die treibenden Kräfte aller be⸗ 
teiligten Staaten klar herausgearbeitet werden, weil Bismarck alle Fäden in 
der Hand hielt und ſeine Entſchlüſſe aus den Akten, die hier auch über die Ziele 
aller Beteiligten den klarſten Aufſchluß geben, von Tag zu Tag verfolgt werden 
können. Auf dieſem, Rheindorf durch ſeine früheren Forſchungen vertrauten 
Gebiet reichen die vorhandenen Quellen aus, um ein klares Bild zu zeichnen. 
Daß R. für die Einzelheiten der Londoner Pontuskonferenz auf die Darſtellung 
bei Goriainoff, Le Bosphore et les Dardanelles, verweiſen kann, kommt ſeiner 
Darſtellung zugute, weil ſie ſich ganz auf die großen politiſchen Linien und den 
Anteil Bismarcks beſchränken kann. 

Die Darſtellung der diplomatiſchen Uttionen, welche dieſer Konferenz 
vorangingen und ſie begleiteten, läßt auch einige der unmittelbaren Mitarbeiter 
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Bismarcks politiſch hervortreten, vor allem den Geſandten in Petersburg, 
Prinz Heinrich VII. Reuß. In welch kurzer Zeit Bismarck ſeine Geſandten 
mit ſeinen politiſchen Grundgedanken erfüllte, geht aus einem Bericht des preu⸗ 
ßiſchen Geſandten in Konſtantinopel, Braſſier, hervor, welcher 1867 ſchreibt: 
„Wenn ich mir die Haltung und Sprache der hieſigen Vertreter der in der kreten⸗ 
ſiſchen Frage ſich am ſchärfſten gegenüberſtehenden Regierungen überlege, fo 
komme ich zu dem Reſultat, daß mit „Prinzipien und Moral‘ in der Politik eine 
un verantwortliche Windbeutelei getrieben wird... Aus all dieſem ſcheint 
mir unzweifelhaft hervorzugehen, daß, wer eine andere Politik als die der kraſſe⸗ 
ſten Intereſſen zu befolgen verſichert, entweder ein Heuchler iſt oder, wenn er 
die Wahrheit ſpricht, noch ſehr jung ſein muß.“ (S. 56.) Wichtiger als dieſes 
eine Wort, das Bismarcks Anſchauungen vergröbert, ſind die meiſten 
Berichte der Geſandten ſelbſt, die Bismarckſchen Geiſt atmen. Hervorgehoben 
ſei der in der Anlage Nr. 28 abgedruckte Bericht des Generalkonſuls in Bukareſt, 
von Radowitz vom 24. November 1870, der ein treffendes Bild von der Stimmung 
und den Hoffnungen der verſchiedenen Kreiſe Rumäniens nach der Veröffent- 
lichung der ruſſiſchen Oktobernote gibt. Die Anlagen, Aktenſtücke aus dem 
Auswärtigen Amt, die zumeiſt der Zeit des Deutſch⸗franzöſiſchen Krieges an- 
gehören (34 von 41 Nummern), geben wichtige Belege zu den Erörterungen im 
Text. Leider iſt nicht immer in den Noten des Textes auf dieſe Anlagen verwieſen, 
ſodaß dem Leſer überlaſſen bleibt, ſelbſt das zugehörige Aktenſtück zu ſuchen: 
ſo kann es kommen, daß nicht klar iſt, ob die S. 83 zitierten Worte (vgl. Anm. 30 
und 31) zu dem in der Anlage 13 gegebenen Bericht gehören, in dem ſie nicht 
aufzufinden ſind; dieſer Bericht iſt aber auch nicht als „Auszug“ gekennzeichnet 
(Datum und Präſentat ſtimmen überein). Die Anlage Nr. 19 iſt bereits in 
der „Großen Politik“, Bd. II, S. 3f. Nr. 215 gedruckt (bei Rheindorf mit kleinen 
Abweichungen, z. B. S. 149 Zeile 4 von oben fehlt: in dieſen Beſtrebungen). 
Hervorzuheben iſt noch der Runderlaß Bismarcks an die Miſſionen in London, 
Paris, Wien, Dresden uſw. über Beuſts Politik (Berlin, den 6. Januar 1869); 
er beſitzt ein über das Thema des Buches hinausgehendes Intereſſe (Anlage 
Nr. 7, S. 137—141). 

Das Buch von Rheindorf zeichnet ſich durch klare Gliederung des Stoffes 
und durch belebte Sprache aus; einige ſtiliſtiſche Mängel, die unterlaufen, wiegen 
daneben nicht ſchwer (ſ. aber S. 116 Zeile 12ff. von oben!). Die Arbeit, welche 
einen erfolgreichen Vorſtoß in ein ſchwieriges und nur ſelten mit Erfolg bears 
beitetes Gebiet unternimmt, nennt der Verfaſſer „eine Vorarbeit für die Er⸗ 
forſchung der geſamten orientaliſchen Fragen jener Zeit.“ Es ſind alſo weitere 
Arbeiten auf dieſem Gebiete von Rheindorf zu erwarten. 

Berlin-Steglig. Hermann Chriſtern. 


Kaiſer Wilhelms J. Briefe an feine Schweſter Alexandrine 
und deren Sohn, Großherzog Friedrich Franz II. (Die Briefe 
Kaiſer Wilhelms I. Hrsg. vom Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitut für deutſche 
Geſchichte.) Bearbeitet von Joh. Schultze. Mit 13 Tafeln. 273 ©. 
Berlin u. Leipzig, K. F. Koehler, 1927. 
Den im Jahre 1924 unter der Agide des „Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtituts für 
deutſche Geſchichte“ erſchienenen „Weimarer Briefen Kaiſer Wilhelms J.“ ſind 
vor kurzem deſſen Schweriner Briefe gefolgt. Sie ſtammen aus der Zeit vom 


Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geld. XL. 1. 12 


178 Neue Erſcheinungen 


5. Dezember 1813 bis 22. Februar 1888 und ſind an des Kaiſers Schweſter 
Alexandrine und ihren Sohn, den Großherzog Friedrich Franz II. (1833—1883), 
gerichtet. 

Die Sammlung umfaßt 281 Briefe und Telegramme. Für die politiſche 
Geſchichte bieten die vorliegenden Dokumente nur eine verhältnis mäßig ge⸗ 
ringe Ausbeute. Das iſt wohl auf den Umſtand zurückzuführen, daß die Ge⸗ 
ſchwiſter bei der Nähe ihrer Reſidenzen ziemlich häufig Gelegenheit zu münd⸗ 
lichem Gedankenaustauſch gehabt haben. 

Um ſo höher iſt der innere Wert der Briefe zu veranſchlagen. Er liegt 
vornehmlich auf perſönlichem Gebiete. Hier pulſiert eine reiche Fülle wahren, 
echten Menſchentums. Mit ſeiner Erdenſchwere, ſeinem Eigenleben, ſeiner 
warmen, werbenden Aufrichtigkeit ſtrahlt ihr Inhalt in die Sphäre des All⸗ 
gemeinmenſchlichen, des Ewigen hinauf. Und unſchätzbar ſind die Einblicke, 
die er gewährt in das meiſt rätſelvolle Ineinanderſpiel von Überlieferung und 
Freiheit, von Naturzwang und ſittlichem Willen in der Tiefe der Menſchen⸗ 
ſeele. Das uns ſo wohlbekannte Bild des alten Herrn gewinnt, wie der Bearbeiter 
mit Recht hervorhebt, in den Schweriner Briefen an „Farbeneinheit und durch 
Vertiefung der einzelnen Züge an Ausdruck.“ 

Auch auf die Tragik jenes oft geſchilderten Eliſa⸗Romans fällt neues Licht. 
Alexandrine, die Adreſſatin, war bis zu ihrer Vermählung im Jahre 1822 be⸗ 
rufen, in dieſer erſchütternden Epiſode eine beſondere Rolle zu ſpielen. Sie war 
Eliſas vertraute Freundin und widmete ihrem Bruder, dem ſie „hinſichtlich Ver⸗ 
anlagung und Charakter am nächſten ſtand,“ in feiner Herzens angelegenheit ein 
reiches Maß verſtändnisvoller, warmherziger Teilnahme. 

Trotzdem bleiben hier noch manche Rätſel zu löſen, manche Vorgänge und 
Zuſammenhänge aufzuklären. Noch nicht völlig klar und durchſichtig iſt z. B. 
die Haltung Eliſas und ihrer Eltern, beſonders ihrer Mutter. Die Huldigungen, 
die W. der Prinzeſſin Eliſa darbrachte, hat ſie gern entgegengenommen, wohl 
auch ſeine Neigung erwidert. Ob dieſe aber fonderlich tief gegangen iſt, er⸗ 
ſcheint mehr als fraglich. Wenigſtens hat Eliſa ſich, als W. ſeine Beziehungen 
zu ihr abbrechen mußte, überraſchend ſchnell zu tröſten gewußt. Und von dem 
gebrochenen Herzen, das ſentimentale Gemüter ihr voreilig angedichtet haben, 
kann keine Rede ſein. Den weitaus größeren Anteil an dem Herzeleid, das den 
Liebenden aus der tragiſchen Wendung der Dinge erwuchs, hat das Schidjal 
jedenfalls dem Prinzen W. zugemeſſen. 

So bilden auch die vorliegenden Briefe eine wertvolle hiſtoriſche Quelle 
zur Lebensgeſchichte Kaiſer Wilhelms I., für deren Erſchließung die Forſchung 
dem Herausgeber wie dem Bearbeiter dankbar verpflichtet bleibt. 

Zwei kleine Irrtümer ſeien hier berichtigt: Auf S. 200 und 265 wird „die 
Neuendorff“ als Kammerfrau der Kaiſerin Auguſta in Anſpruch genommen. 
Dieſes verantwortungsvolle Amt verwaltete nahezu 50 Jahre lang das um das 
perſönliche Wohlergehen ihrer Herrin hochverdiente „Fräulein von Neindorff“. 
Der mehrfach (S. 112 ,202) erwähnte General Guſtav (Albrecht Ehrenreich) 
v. Manſtein war 1863—66 Kommandeur der 6. Diviſion und 1867—73 komman⸗ 
dierender General des 9. AKs. G. Schuſter. 


Otto Graf zu Stolberg-Wernigerode, Anton Graf zu Stol⸗ 
berg⸗Wernigerode, ein Freund und Ratgeber König Friedrich Wil⸗ 


Neue Erſcheinungen 179 


helms IV. München und Berlin, R. Oldenbourg, 1926. 144 S. 5,50 M. 
(Beiheft 8 der Hiſtor. Zeitſchrift. Vorzugspreis für die Bezieher der 
„Forſchungen“ M. 4.70.) 


Graf Anton Stolberg, 1785 als jüngerer Sohn des regierenden Wernigeröder 
Grafen geboren, gehörte ſeit 1802 der preußiſchen Armee an; in den Befreiungs⸗ 
kriegen zeichnete er ſich mehrfach aus; von Mitgliedern des Königshauſes trat er 
zunächſt den Prinzen Wilhelm d. Alteren und d. Jüngeren näher. Geſchichtlich 
bedeutungsvoller wurden nach den Befreiungskriegen ſeine Beziehungen zum 
Kronprinzen, die im Mittelpunkt der vorliegenden — vornehmlich auf den 
Akten des Hausarchivs in Charlottenburg und des Fürſtlichen Archivs in Werni⸗ 
gerode beruhenden — Arbeit ſtehen. 

Die chriſtlich⸗germaniſche Staats⸗ und Geſellſchaftsauffaſſung und neu- 
pietiſtiſche Frömmigkeit hatte Graf Stolberg mit Friedrich Wilhelm IV. 
gemein. Nachdem er noch unter dem alten König auf der Beamtenlaufbahn 
vom Landrat in Landshut zum Regierungspräſidenten in Düſſeldorf und 
Oberpräſidenten in Magdeburg aufgeſtiegen war, berief ihn 1840 der neue Herr 
in ſeine Umgebung. Von 1840 bis 1848 und 1851 bis zu ſeinem 1854 erfolgten 
Tode war er Miniſter des Königlichen Hauſes; im Sinne des genialiſchen Königs 
eine Formſache, in dem des gewiſſenhaften Beamten eine bis ins Kleinſte 
peinlich erfüllte Tagesarbeit. Seine Hauptaufgabe allerdings fah er darin, 
den König, an dem er mit hingebender Liebe hing, im Geiſte ihres gemeinſamen 
Staatsideals zu beraten. In den Jahren, als er, durch die Revolution vertrieben, 
fern von Berlin weilte, geſchah es durch einen nicht häufigen, aber aufſchluß⸗ 
reichen Briefwechſel. Stolbergs Perſönlichkeit und Vertrauensſtellung ſind von 
Treitſchke im weſentlichen richtig gezeichnet, im einzelnen iſt manches zu berich⸗ 
tigen: Graf Anton hat ſich über die geringe Eignung mancher Geſinnungsgenoſſen 
für beſtimmte Stellen ein objektives, zuweilen ungünſtiges Urteil gebildet und 
ungeſcheut ausgeſprochen, er zeigt unromantiſch⸗nüchterne Sachkenntnis 
in Wirtſchaftsfragen, ſtarkes ſoziales Empfinden und, damit zuſammenhängend 
eine klare Einſicht in die teilweiſe wirtſchaftlichen Urſachen der in politiſcher 
Oppoſition fich äußernden Unzufriedenheit. 

Am feſſelndſten und fruchtbarſten erſcheint der Nachweis des Unterſchiedes 
in der Auffaſſung des Königtums von Gottes Gnaden zwiſchen dem König und 
dem glühenden Royaliften in der Revolution von 1848 (S. 61 ff.) . Der König 
glaubt vom März bis in den Oktober Gott gewähren laſſen zu müſſen in der 
Enthüllung aller Verderblichkeiten der Revolution, während der Ratgeber ihn 
vergebens antreibt, als Rüſtzeug Gottes gegen die Revolution zu handeln. 
Daß dabei der göttlichen Leitung die Entſcheidung anheimgeſtellt wird, iſt auch 
für Stolberg ſelbſtverſtändlich. Beim Olmützer Vertrag ſieht er „Wunder der 
Durchhilfe geſchehen“; Radowitz gegenüber „kann nur vereintes Gebet helfen“: 
Man muß ſich ganz einfühlen in dieſe Denkweiſe, um ſich in der Beurteilung 
Friedrich Wilhelms IV. und ſeiner Umgebung vor Fehlurteilen zu bewahren. 
Die preußiſche Politik wird bei dem komplizierten Charakter des Protagoniſten 
trotz aller neu erſchloſſenen Quellen niemals ganz durchſichtig werden. Zur 
Vertiefung ihres Verſtändniſſes bildet aber die vorliegende Monographie einen 
Beitrag von bleibendem Wert. 


Wernigerode. Wilhelm Herſe. 
12* 
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Großherzog Friedrich J. von Baden und die deutſche Politik 
von 1854 — 1871. Briefwechſel, Denkſchriften, Tagebücher. Hrsgb. 

von der Badiſchen Hiſtoriſchen Kommiſſion. Bearbeitet von Hermann 
Oncken. Deutſche Verlags⸗Anſtalt Stuttgart 1927. 2 Bde. 1. Bd. 
KX, 87 u. 533 S., 2. Bd. 424 S. Preis 25 M. 


Großherzog Friedrich hat bereits ſelbſt in ſeiner letzten Lebenszeit den Plan 
erwogen, die Stellung Badens zur deutſchen Frage ſeit feinem Regierungs- 
untritte durch eine Veröffentlichung des einſchlägigen Quellenmaterials auf⸗ 
zuzeigen, und darüber mit Alfred Dove geſprochen. Friedrich I. konnte ohne 
Scheu ſeine Archive öffnen und dem Urteil der Forſchung in dieſem Punkte 
entgegenſehen, denn kaum ein zweiter der ſpäteren Bundesfürſten hat wie er, 
wenn anfangs auch auf falſchen Wegen, ſo doch ſtets ohne jeden Eigennutz, 
beſeelt von lauterem Idealismus, für die Verwirklichung des deutfchen National- 
ſtaates gearbeitet und auch gelitten. Als ein anderer ſchließlich das Werk der 
Vollendung entgegenführte, hat Friedrich trotz der früheren Abneigung gegen 
dieſen Mann willig deſſen Führerſtellung anerkannt und freudig und ſelbſtlos 
geholfen, ihm den Weg zu ebnen. Das Geſchick hat ihm doch noch eine ſehr be⸗ 
deutſame Rolle beim Zuſtandebringen der Reichsgründung zugewieſen, nicht 
der Zufall beſtimmte ihn dazu, ſondern die edlen Charaktereigenſchaften. 

Nach dem Tode des Vaters erteilte Großherzog Friedrich II. Dove und 

Karl Obſer den Auftrag, dem Plane des Verſtorbenen Fortgang zu verſchaffen. 
Zur rückhaltloſen Aufdeckung der Vorgänge, wie ſie ſich in den vertraulichen 
Aufzeichnungen ſpiegelten, konnte man ſich jedoch damals noch nicht entfchließen, 
und erſt in der nach dem Kriegsausgang völlig veränderten Lage wurde der Ge⸗ 
danke einer umfaſſenden Aktenveröffentlichung wieder aufgegriffen. Das be⸗ 
reits geſammelte Material wurde der badiſchen Hiſtoriſchen Kommiſſion zur 
Verfügung geſtellt, welche im Oktober 1922 H. Oncken und K. Obſer mit der 
Bearbeitung beauftragte. Nachdem ſich der letztere 1924 von der Arbeit zurück⸗ 
gezogen hatte, blieb die Herausgabe Oncken allein überlaſſen. Die zur Einfüh⸗ 
rung des Leſers beſtimmte und dem Quellenwerke vorausgeſchickte Würdigung 
der Perſönlichkeit und der Politik des Großherzogs Friedrich I. hat Oncken bereits 
als eine ſchöne Gabe zum 100. Geburtstage Friedrichs (9. September 1926) 
geſondert vorher erſcheinen laſſen. 
; Der Herausgeber hat außer dem badiſchen Aktenmaterial, deſſen Fulle 
eine ſtrenge Auswahl erforderlich machte, auch die Akten des Auswärtigen 
Amtes in Berlin herangezogen. Zu bedauern iſt, daß der beſonders aufſchluß⸗ 
reiche Briefwechſel des Großherzogs mit ſeiner Gemahlin nur teilweiſe benutzt 
werden konnte. Mit welchem tiefen Verſtändnis Großherzogin Luiſe an dem 
politiſchen Geſchehen und insbeſondere an den Beſtrebungen des Gatten teil- 
nahm, zeigen die rückblickenden Betrachtungen, die ſie von Zeit zu Zeit über den 
Ablauf der Ereigniſſe zu Papier brachte. Von dieſen Aufzeichnungen konnte nur 
eine hier mitgeteilt werden, welche ſich mit den Ereigniſſen von 1860 bis 1863 
beſchäftigt (Nr. 178) und die Einſtellung der preußiſchen Prinzeſſin zur Politik 
des Vaters und des Gatten zeigt. Ihre Anſchauungen ſind im weſentlichen 
durch die des Gatten beſtimmt und laſſen daher auch deſſen Gedankengänge 
erkennen. 

Einen der wertvollſten Beſtandteile der Veröffentlichung bildet der Brief⸗ 
wechſel des Großherzogs mit König Wilhelm, deſſen Schwiegerſohn er wurde. 
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Dieſer Meinungsaustauſch, in dem Friedrich, den eine gemeinſame Auffaſſung 
mit der Gattin und dem Sohne des Königs verband, immer und immer wieder 
verſuchte, im Sinne liberaler Gedankengänge den Schwiegervater zu beeinfluſſen, 
kann nur die Bewunderung für den preußiſchen König erregen, der ſtets bereit⸗ 
willig Ratſchläge und Abmahnungen des Jüngeren hinnimmt, dann aber mit 
eindrucksvollen klaren Strichen ſeinen Standpunkt zeichnet, von dem ihn keine 
Überredungskunſt, kein familiärer Einfluß abbringt. Der Herausgeber bemerkt 
treffend in der Einführung: „Es iſt nicht zuviel geſagt, daß die Gegenſätzlichkeit 
der beiden Welten, die ſeit dem März 1848 in immer neuen Anläufen um den 
Aufbau des deutſchen Nationalſtaates unter preußiſcher Führung miteinander 
rangen, in wenigen hiſtoriſchen Zeugniſſen uns ſo zwingend und eindrucksvoll 
entgegentritt wie in dem Meinungsaustauſch der Männer, die ſich ſo nahe 
ſtanden“ (S. 58). Kaum je iſt ein Fürſt den Weg ſeiner geſchichtlichen Miſſion 
ſo unbeirrt gegangen in einem Sturm der Meinungsverſchiedenheit wie Wil⸗ 
helm I. Das Machtſtreben des preußiſchen Staates war in ihm verkörpert 
und dieſem konnte der ſüddeutſche Regent, ſo ſehr ihn ſeine deutſchnationalen 
Ideen zu Preußen führten, nicht folgen. Eine Denkſchrift des Großherzogs von 
1863 über die europäiſche Lage, welche den Rücktritt Bismarcks forderte, will 
der Herausgeber an anderer Stelle mitteilen. 


Man hatte ſich in der engeren Familie in der Einſchätzung der Regenten⸗ 
fähigkeiten Wilhelms doch wohl von Anfang an getäuſcht. Das offenbaren die 
unter Roggenbachs Einfluß zuſtandegekommenen Schreiben an die Schwieger⸗ 
mutter Auguſta und an den Schwager Friedrich Wilhelm aus dem Oktober 
1857 (Nr. 31 u. 32), in denen angeſtrebt wurde, dem Prinzen Wilhelm durch 
familiäre Beeinfluſſung und namentlich durch Beſtellung eines geeigneten 
Ratgebers eine beſtimmte Richtung zu geben. Demgegenüber äußerte ſich 
Auguſta, die bereits durch die Zurückhaltung des Gatten beeindruckt war, vor⸗ 
ſichtig ausweichend, indem ſie bemerkte: „Es liegt im Weſen des Prinzen zu 
viel Wohlwollen, und er iſt zu unſähig zu Intrigen, als daß er den Grad der Vor⸗ 
ſicht beſitzen ſollte, der leider in einem ſolchen Berufe und in Zuſtänden wie den 
preußiſchen nötig iſt. Er wird alſo jedenfalls von den Miniſtern uſw. ausgebeutet 
werden und es zu ſpät erkennen, dagegen läßt ſich nur durch die vereinte An⸗ 
ſtrengung aller ſeiner Freunde etwas tun, meine ſchwachen Kräfte vermögen 
nichts. Ich möchte überhaupt bei dieſer Gelegenheit mich noch einmal recht be⸗ 
ſtimmt darüber äußern, daß ich weder Einfluß wünſche noch beſitze“. 

Es iſt ja bei dieſer Zurückhaltung nicht geblieben, und wiederholt iſt, wie 
wir auch hier erfahren, der Verſuch gemacht worden, durch den Einfluß der 
Königin Preußen von dem vermeintlichen Wege zum Abgrunde zurückzureißen 
und den Kurs in das liberale deutſche Fahrwaſſer zu bringen. Es zeigt doch 
eine ſtarke Verranntheit in die eigenen Theorien und eine merkwürdige Ein⸗ 
ſchätzung der wirklichen Verhältniſſe, wenn man nach dem Scheitern des von 
Roggenbach im Herbſt 1861 unternommenen Verſuches, die deutſche Frage 
durch einen badiſchen Vorſchlag zu löſen, die durchaus ablehnende Haltung 
Oſterreichs und feines Anhanges als geringes Hindernis anſah und die Schuld 
ae gegneriſchen Koalition allein bei Preußen in deſſen innerem Konflikt 
ſuchte. ö 

Über den Verlauf des Frankfurter Fürſtentages erhalten wir in den Auf⸗ 
zeichnungen des Kabinettsſekretärs Friedrichs eine neue bedeutſame Quelle, 
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die Erlebniſſe bei dem Vermittlungsverſuche des Großherzogs in Dresden 
(1. bis 3. Juni 1866) ſchildert eine Aufzeichnung Friedrichs. 

Neben dem fürſtlichen Briefwechſel des Großherzogs ſind vor allem die 
mit dem Freiherrn Franz v. Roggenbach und dem Staatsrat Prof. Gelzer ge⸗ 
wechſelten zahlreich mitgeteilten Schreiben hervorzuheben. 

Den Beſchluß der Veröffentlichung bildet (Bd. 2, S. 159—410) das Tage⸗ 
buch des Großherzogs von Verſailles (6. Nov. 1870 bis 8. März 1871). Man 
möchte bedauern, daß dieſes ſchöne Denkmal der auch von Bismarck ſtets an⸗ 
erkannten erfolgreichen Tätigkeit im Dienſte des Reichsgedankens, die den Höhe⸗ 
punkt im Leben Friedrichs bildet, innerhalb dieſer großen Veröffentlichung 
doch etwas verſteckt bleibt. Dies Tagebuch hätte wohl eine beſondere Ausgabe 
verdient, um ihm den Weg in weitere Kreiſe zu öffnen, denn es ſtellt nicht nur 
eine geſchichtliche Quelle erſten Ranges für das Zuſtandebringen der Reichs⸗ 
einheit, für die Beurteilung der beteiligten Perſönlichkeiten dar, darüber hinaus 
wird auch die edle Menſchlichkeit, die aus den Aufzeichnungen und Handlungen 
dieſes Fürſten ſpricht, den Eindruck nicht verfehlen. „Sein ganzes Benehmen 
während dieſes bedeutſamen Abſchnittes deutſcher Geſchichte iſt über alles Lob 
erhaben, würdig, einſichtsvoll und hingebend geweſen, wie es nur ein durch und 
durch echter deutſcher Fürſt feines Schlages zu tun vermag.“ Mit dieſen Worten 
der Anerkennung hat fein Schwager Kronprinz Friedrich in feinem „Kriegs- 
tagebuch“ (S. 259) nicht zuviel geſagt. Bezüglich der Friedensbedingungen 
neigte der Großherzog dazu, auf Metz Verzicht zu leiſten, um eine dauernde Ver⸗ 
ſtändigung mit Frankreich zu erzielen. Ob dies Zugeſtändnis den Erfolg gehabt 
haben würde, erſcheint jedoch recht zweifelhaft. Sch. 


Königin Victorias Briefwechſel und Tagebuchblätter wäh— 
rend der Jahre 1862 bis 1878. Auf Veranlaſſung S. M. des 
Königs Georg V. her. v. George Earl Buckle. Autoriſierte Überfegung 

v. Richmond Lennox. 2 Bände. Berlin 1926, Karl Siegismund. 

Nach einer Pauſe von beinahe zwanzig Jahren iſt 1926 die zweite Serie 
der Victoriapapiere erſchienen. Die erſte, von Benſon und Viscount Eſher 
1907 herausgegeben, reichte bis zum Tode des prince consort, der in der Tat 
den größten Einſchnitt im Leben der Queen bedeutet hat. Die neuen Bände 
— wiederum alsbald im Verlage Siegis mund überſetzt — umfaſſen die 17 erſten 
Regierungsjahre der Königin⸗Witwe. Es iſt das Zeitalter der deutſchen Eini⸗ 
gung und des jungen Reichs; bei den nahen Beziehungen zwiſchen den Herrſcher⸗ 
häufern fällt daher viel neues Licht auf preußiſch⸗deutſche Verhältniſſe, was die 
Anzeige an dieſer Stelle rechtfertigt. 

Zunächſt ein Wort über die Quellen. Sie entſtammen natürlich dem könig⸗ 
lichen Archiv im Round Tower von Windſor Caſtle, wo ja auch zeitweilig die 
vor Bismarck „geflüchteten“ Papiere des deutſchen Kronprinzen eine Ruheſtatt 
fanden (vgl. meine Ausgabe des Kriegstagebuchs von 1870/71, S. XIf.), und 
es handelt ſich bei ihnen in erſter Linie um die Immediatkorreſpondenz der 
Miniſter mit der Queen, ihren Briefwechſel mit europäiſchen Herrſcherhäuſern, 
insbeſondere den preußiſchen und belgiſchen Verwandten, und den Schrift- 
verkehr mit Freunden und Dienern von nah und fern. Dazu kommt das für die 
Mädchenzeit (1832 —40) ja bereits im Auszuge gedruckte und ſchon in der erſten 
Serie gelegentlich herangezogene Tagebuch Victorias. Doch hat es mit deſſen 
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ſpäteren Partien eine beſondere Bewandtnis. Sie wurden im Auftrage Eduards 
VII. und des jetzt regierenden engliſchen Königs von der Prinzeſſin Beatrice, 
der jüngſten Tochter Victorias, zuſammengeſtellt, die das Manufſkript von der 
Mutter mit dem Auftrage vermacht bekommen hatte, „alle Stellen zu ändern (I) 
oder auszumerzen, welche nach dem Urteile Ihrer Kgl. Hoheit zur Aufbewahrung 
nicht geeignet ſchienen.“ Dieſer letzte Wille der Queen iſt anſcheinend ſehr eifrig 
befolgt worden und, da man beim Druck eine erneute Durchſiebung vornahm, 
erhalten wir nur einen ſehr temperierten und beſchränkten Eindruck vom Original, 
was um ſo mehr zu bedauern iſt, da die gebotenenen Proben häufig das Intereſſe 
reizen. Auch ſonſt wird das Quellenmaterial keineswegs vollſtändig dargeboten. Wo 
die Möglichkeit einer Kontrolle beſteht, wie z. B. bei der Korreſpondenz mit 
König Wilhelm J., zeigt ſich, daß wichtige Stücke in der Briefſammlung fehlen, 
eine Tatſache, die ſich nicht immer mit dem von den Editoren befolgten „Auswahl⸗ 
prinzip“ befriedigend erklären läßt. Außer dem Archive des Hauſes Windſor 
ſind noch die Nachläſſe führender Politiker (Derby, Vater und Sohn, Beacons⸗ 
field, Palmerſton) benutzt worden. 

Inhaltlich ſteht die auswärtige Politik durchaus im Vordergrunde, obwohl 
innerpolitiſchen Fragen, insbeſondere den der Herrſcherin am Herzen liegenden 
kirchlichen Angelegenheiten genügend (für den „foreigner“ bisweilen zuviel) 
Platz gegönnt iſt. Und innerhalb der auswärtigen Politik ſind es wiederum die 
deutſchen Probleme, die den Blick der engliſchen Beobachter am meiſten feſſeln. 
Dabei ergibt ſich eine eigentümliche Brechung. Während die Königin in der 
ganzen Zeit aus ihrer warmen Sympathie für Deutſchland, die Heimat ihres 
Gemahls, in der zwei Töchter glücklich verheiratet waren, kein Hehl macht, 
find die Miniſter — gleich ob Wigghs oder Tories — weit kritiſcher eingeſtellt, 
und es kommt zu dramatiſchen Spannungen zwiſchen der Herrſcherin, die ihre 
Prärogative ſehr energiſch zu wahren verſtand, und den Kabinetten, denen 
angeborene Arroganz (Palmerſton) oder Franzoſenliebe (Granville, Gladſtone) 
andere Wege wies. Die glückliche Lage Englands, das Zünglein an der Wage des 
europäiſchen Gleichgewichts zu ſein, wird von deſſen Staats männern mit raiſon⸗ 
nierendem Kalkül (right or wrong, my country), von der Queen mehr weiblich⸗ 
ſentimental(Humanitätsſtandpunkt der Friedensbewahrung) zu „Interventionen“ 
ausgenützt. Jedesmal, wenn eine Kriſe droht, greift Victoria zur Feder, um 
durch perſönliche Einwirkung auf die maßgebenden Stellen das Unheil zu 
verhüten. ö . 

Ihre derartige Korreſpondenz mit Wilhelm I. 1864, 1866, 1867, 1870 und 
1875 iſt ſehr charakteriſtiſch für beide Teile. Schade, wie gejagt, daß fie unvoll- 
ſtändig wiedergegeben wurde. (Den Brief vom 22. April 1867 anläßlich der 
Luxemburger Affäre werde ich nach dem Original im Preußiſchen Hausarchive 
an andrer Stelle veröffentlichen !).) Der Kampf der Meinungen geht um 
Bismarck, den „böſen Menſchen“, wie er ſeit 1868 in den engliſchen Familien⸗ 
briefen wiederholt genannt wird, und das Preußentum ſeiner Prägung. Aus 
Bismarcks Munde wiſſen wir, wie tief die Kluft war, die ihn von den beiden 
Victorien trennte. Das wird durch die Briefe der Kronprinzeſſin an ihre Mutter 
aufs neue beſtätigt. Dieſe Briefe gehören zu den intereſſanteſten Stücken der 
ganzen Sammlung. Sie zeigen uns die jüngere Victoria in einem zwieſpältigen 


9) Einen ebenfalls fehlenden Brief der Queen vom 18. Dezember 1870 
habe ich im Anhang zum Kriegstagebuch von 1870/71 abgedruckt. 
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Lichte. Auf der einen Seite bewahrheitet ſich Reiſchachs Außerung, daß die 
Kronprinzeſſin in Deutſchland die engliſche, in England die deutſche Sache ver⸗ 
teidigte. Man wird nach den geradezu prächtigen Briefen Victorias von 1866 
und 1870 künftig dieſer Frau preußiſch⸗patriotiſches Fühlen nicht mehr abſprechen 
dürfen. Andrerſeits iſt ihre aus blindem Haß gegen Bismarck geborene Verſtänd⸗ 
nisloſigkeit geradezu tragikomiſch. Am 4. März 1871 () ſchreibt fie der Mutter: 
„Graf Bismarck iſt nicht etwas Ewiges, er wird ebenſo ſchnell vergeſſen werden 
wie der arme Kaiſer Napoleon, an den man jetzt kaum noch denkt.“ Leider 
ſtammt die allein hier noch mögliche Ergänzung vom deutſchen Kronprinzen, 
welcher im Sommer 1871 zur Queen ſeinen heftigſten Abſcheu über Bismarck 
äußert, der der wirkliche Kaiſer ſei und möglicherweiſe Krieg mit England an⸗ 
fangen werde! Angeſichts ſolcher „Zeugniſſe“ gewinnt die Frage der „Indis⸗ 
kretionen an den engliſchen Hof“ (Immediatbericht vom 23. September 1888) 
und das Morierproblem erneute Aktualität. Die engliſche Publikation liefert 
natürlich nur indirektes Material: die Bismarckfeindſchaft Moriers (der im Herbſt 
1870 den Kanzler der Urheberſchaft des Krieges bezichtigte) und ſeine Intimität 
mit dem Kronprinzenpaare. Anläßlich der jüngſten kategoriſchen Ableugnung 
durch Schweinitz (Denkwürdigkeiten II, 381) verdient auf die ziemlich verborgen 
gebliebenen Nachrichten bei v. Witzleben, A. v. Deines (1913), S. 152 ff. hin⸗ 
gewieſen zu werden. Kein Wunder, daß Englands Königin durch dieſes mehr als 
traurige Verhalten des deutſchen Kronprinzenpaares, deſſen Bismarckhetze die 
Königin Auguſta, der Koburger und ſeine Gemahlin, die Großherzogin von 
Darmſtadt und Leopold II. nach Kräften mitmachten, jenes Zerrbild von dem 
deutſchen Staatsmann erhielt, wie es ſich anläßlich der Krieg-in-Sicht-Epijode 
von 1875 beſonders häßlich enthüllt. Aus der Aktenpublikation des Auswärtigen 
Amts (I, 253f.) wiſſen wir, daß der Kanzler an dem Rößlerſchen Artikel völlig 
unbeteiligt geweſen iſt, und daß er den anfangs allerdings läßlich behandelten 
Zwiſchenfall ſehr bald im Sinne ſeiner großen europäiſchen Friedenspolitik 
zu ſanieren beſtrebt war. Für die Queen aber iſt er damals „herrſchſüchtig, 
gewalttätig, raffgierig, grundſatzlos, dem erſten Napoleon ähnlich“ werdend 
(II, 332). Ihre Korreſpondenz verſtärkt die Überzeugung, daß unter den vielen 
Unruheſtiftern jener Tage, die zum erſten Male das Geſpenſt der Tripleentente 
am politiſchen Horizont auftauchen ließen, der ehrenwerte Lord Derby eine wenig 
rühmliche Hauptrolle geſpielt hat. 

Ein Wort über die Edition. Sie fordert in vieler Beziehung Widerſpruch 
heraus. Der wichtigſte iſt politiſcher Natur. Earl Buckles „Einleitungen“ zu 
den einzelnen Jahresabſchnitten laffen die Objektivität des Hiſtorikers vermiſſen, 
denn in ihnen wird der Verſuch gemacht, den klaren Gehalt der Quellen ex post 
im Sinne einer Weltkriegspſychologie zu kommentieren und damit zu trüben. 
Es iſt Cant, von dem „ſchrecklichen Satze“ Bismarcks über Blut und Eiſen zu 
reden (I, 47) und bedenkliche Unwiſſenheit, ihn hinter den Frankfurter Fürſten⸗ 
tag (!) zu datieren. Was die Manipulation anbetrifft, Bismarck an der Kriegs⸗ 
ſchuld von 1870 zu beteiligen, ſo ſollte der Herausgeber einmal Onckens Werk 
über die napoleoniſche Rheinpolitik ſtudieren. Die ebenfalls antibis marckiſche 
Note über die ſpaniſche Thronkandidatur (II, 20) iſt nach den Mitteilungen 
E. v. Wertheimers (Preuß. Jahrb. 205, S. 290 ff.) zu berichtigen; der Kronprinz 
ſtand im Mittelpunkt der ſpaniſchen Aktion Das Datum des Briefes der Queen 
an König Wilhelm vom 20. Juni 1875 hätte dem Herausgeber und dem Über⸗ 
ſetzer ein Blick in die „Gedanken und Erinnerungen“ (II, 178) verraten. Die 
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flotte Behauptung einer „in Deutſchland herrſchenden Unkenntnis von den 
Pflichten eines Neutralen“ (II, 3), womit die deutſche Empörung über die 
„fraudulent neutrality“ Englands 1870/71 abgetan werden foll, wird in ihrer, 
ſagen wir, Naivität durch K. Rheindorfs Arbeit (England und der Franzöfiſch⸗ 
deutſche Krieg 1870/71) genügend gekennzeichnet. Ferner wurde ſchon bedauert, 
daß das „Aus wahlprinzip“ wichtige Stücke unter den Tiſch fallen ließ, ſodaß 
der Zuſammenhang unliebſam unterbrochen wird. Häufig hätte ſich dieſer 
mit Hilfe von Fußnoten herſtellen laſſen, aber mit ſolchen wird mehr als ſparſam 
umgegangen. Überhaupt fehlt es an dem nötigen editionellen Apparat. Es 
iſt doch beiſpielsweiſe für den Leſer wichtig, zu wiſſen, ob er es bei den 
Briefen der Queen mit J. a. s. oder bloßen 1. s. zu tun hat, und auf weſſen 
Konzepten die Ausfertigungen beruhen. Leider hat der Überſetzer Lennox, 
Dozent an der deutſchen Hochſchule für Politik, noch Ol ins Feuer gegoſſen. 
Das Deutſch der Überſetzung kann nicht als ein gutes bezeichnet werden. Ein 
beſonderes Unglück iſt bei den Briefen Wilhelms I. paſſiert. Dieſe find nämlich 
aus der engliſchen Überſetzung ins Deutſche rücküberſetzt worden, wodurch ſehr 
erhebliche Abweichungen vom Original nicht nur formeller, ſondern auch in⸗ 
haltlicher Natur entſtanden! Die Unterlaſſungsſünden des Herausgebers 
hat der Überſetzer kaum irgendwo wieder gutgemacht. Ein Regiſter fehlt! 
All das iſt doppelt bedauerlich, weil die beiden Bände wertvolles hiſtoriſches 
Gut bergen, dem man ein gediegeneres Gefäß gewünſcht hätte. 


Heinrich Otto Meisner. 


Wilhelm Erben, Theodor Sickel. Denkwürdigkeiten aus der Werdezeit 
eines deutſchen Geſchichtsforſchers. Herausgegeben mit Unterſtützung der 
Notgemeinſchaft der deutſchen Wiſſenſchaft. München und Berlin. 
R. Oldenbourg 1926. VII und 323 S. Pr. broſch. 10 M. geb. 11.50 M. 


Zum 100. Geburtstage Theodor Sickels gibt Wilhelm Erben eine Auswahl 
von Quellen aus dem Leben des Meiſters vor 1867 heraus. Der erſte Abſchnitt 
enthält „Verſuche und Veröffentlichungen der Frühzeit“ — neben ein paar 
Jugendgedichten vorwiegend Korreſpondenzen für Rudolf Hayms Conſti⸗ 
tutionelle Zeitung und die Preußiſchen Jahrbücher. Der zweite Teil bringt 
„Aufzeichnungen zur Geſchichte des eigenen Lebens“, darunter einen liebens⸗ 
würdigen belletriſtiſchen Verſuch über eine Reiſe von Bejangon über den Simplon 
im Juli 1854 und den Anfang einer Selbſtbiographie, die bis 1855 reicht. Die 
dritte, umfangreichſte Abteilung gibt eine Auswahl von Briefen aus der Zeit 
von 1850 —1867. Neben manchem weniger Intereſſanten findet ſich hier die 
anſcheinend vollſtändige Korreſpondenz mit Julius Weizſäcker, die lehrreiche 
Einblicke in die Werkſtatt der „Deutſchen Reichstagsakten“ bietet, gleichzeitig 
den ſympathiſchen Charakter ihres Herausgebers offenbarend. Die Tiefe des 
Schmerzes beim Tode ſeiner Frau und die männliche Feſtigkeit, mit der er ihn 
zu meiſtern ſucht, ſind ebenſo deutliche Zeichen eines reichen Gemütes wie die 
Zartheit, mit der Sickel den Freund unaufdringlich zu tröſten ſucht. Nicht 
weniger erfreulich ſind die Dokumente der herzlich beſorgten Zuneigung von 
Oskar Schade oder der tätigen, ſtets hilfsbereiten Freundſchaft von Ottokar 
Lorenz. 

Aus dem Briefwechſel mit Rudolf Haym waren die wichtigen Stücke über 
Sickels Stellung zu den Preußiſchen Jahrbüchern und zur großdeutſchen Frage 
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ſchon bekannt; doch bringen auch die übrigen Briefe noch manchen aufſchluß⸗ 
reichen Meinungstauſch. Von den verſchiedenen anderen Korreſpondenten 
ſchreiben Heinrich von Sybel über die „Reichstagsakten“ und Auguſt Kluckhohn 
über die Mitarbeit an der Sybelſchen „Hiſtoriſchen Zeitſchrift“. Eine Einleitung 
ſpricht mit liebevoller Pietät über Heimat und Abſtammung Sickels und geht 
dem Einfluſſe bedeutender Männer und Frauen auf die Bildung ſeines Cha⸗ 
rakters nach, indem ſie ſchließlich „bedauert“, daß Sickel „nicht wirklich dar⸗ 
ſtellender Hiſtoriker geworden iſt“. | 
Dieſem Bedauern wird ſich nicht jeder anſchließen können. So überzeugend 
die Beweiſe einer beachtenswerten Befähigung zu feiner und durchdringender 
Geſchichtsdarſtellung bei Sickel ſind, ſeine überragende Stärke lag entſchieden 
auf dem Gebiete der Kritik, ausgeübt in jener wirkſamen Form, die nicht nur 
Fehlerhaftes wegſtreicht, ſondern Beſſeres an deſſen Stelle ſetzt, und zwar 
ebenſo am ſachlichen wie am lebendigen Objekt. Sickels Erfolge als Pädagoge 
ſtehen deshalb auf der gleichen Höhe wie die als Forſcher. Seine eminent 
aktive, geniale Perſönlichkeit war ganz auf unmittelbare Wirkſamkeit eingeſtellt. 
Mochte er ſich als geſtrenger Zenſor, eindrucksvoller Redner oder umſichtiger 
Sammler betätigen, zur beſchaulichen Betrachtung blieb ihm gar nicht die Zeit. 
Er ſelbſt hat das am wenigſten bedauert: Als man ihm ſchon zu Lebzeiten das 
unvergängliche Verdienſt zuerkannte, „den Weg diplomatiſcher Unterſuchung 
gewieſen zu haben“, erklärte er, ſich nichts Beſſeres wünſchen zu können. Und 
wenn man überlegt, wie viele Darſtellungen vor Sickels Zeit inzwiſchen ver⸗ 
altet ſind, haben auch wir es nicht zu bedauern, daß er uns gelehrt hat, erſt die 
Tatſachen mit gründlicher Kritik zu unterſuchen, ehe wir die Zuſammenhänge 
darſtellen. Zum Schluſſe darf der Wunſch ausgeſprochen werden, daß die 
Sickelbiographie, die uns einſtweilen noch vorenthalten bleibt, bald Wirklich⸗ 
keit werden möge. E. Weiſe. 


Weltgeſchichte, Die Entwicklung der Menſchheit in Staat und Geſell⸗ 
ſchaft, in Kultur und Geiſtesleben. Herausgegeben von Dr. J. von 
Pflugk⸗Harttung. 1. Band Weltgeſchichte der neueſten Zeit 1890 
bis 1925. Herausgegeben von Prof. Dr. Paul Herre. Teil 1, 2. Berlin, 
Verlag Ullſtein (1926). XX, 851 S. 4°. 

In den Jahren 1907—1910 erſchien im Ullſteinſchen Verlag unter der Re⸗ 
daktion von Julius von Pflugk⸗Harttung in ſechs ſtarken Bänden eine Welt⸗ 
geſchichte. Die einzelnen Partien waren ſämtlich von bekannten Fachleuten 
bearbeitet. Waren auch naturgemäß dieſe Beiträge verſchieden an Charakter 
und an Wert, ſo konnte man doch dem Werk als Ganzem das Zeugnis geben, 
daß es ſeinen beabſichtigten Zweck, einem weiteren Leſerkreis in relativ mäßigem 
Umfange ein Bild des hiſtoriſchen Verlaufs vom Altertum bis zur Gegenwart 
entſprechend dem jetzigen Stande der Forſchung zu geben, in befriedigender 
Weiſe erfüllt. Jetzt wird dieſe Weltgeſchichte in einem von Paul Herre heraus⸗ 
gegebenen ſiebenten Band (in zwei Halbbänden) bis zum Ausgang des Welt⸗ 
krieges weiter geführt: wenn der Titel als Schlußjahr 1925 nennt, ſo iſt dies 
formell richtig, doch ſind die Jahre nach dem Kriege nur ganz kurſoriſch behandelt; 
ebenſo iſt der genannte Anfangstermin 1890 nicht wörtlich zu nehmen: die Ab⸗ 
ſchnitte, in denen die Geſchichte der einzelnen Staaten behandelt iſt, greifen faſt 
durchweg bis in die ſiebziger Jahre, mitunter noch erheblich weiter zurück. 
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Das Werk zerfällt in vier große Hauptabſchnitte: große Politik im letzten Jahr⸗ 
zehnt des 19. Jahrhunderts (von Paul Herre); die Entwicklung der einzelnen 
Staaten (von 13 verſchiedenen Verfaſſern), dazu als eine Art Anhang die Welt⸗ 
wirtſchaft von 1850 bis jetzt (von Paul Arndt, zum guten Teil ſtatiſtiſchen In⸗ 
halts); große Politik im Jahrzehnt vor dem Kriege (von Paul Herre); der Welt⸗ 
krieg (von 5 Verfaſſern). In dem zweiten Hauptteil iſt die innere Entwicklung 
Deutſchlands von dem verſtorbenen Felix Rachfahl dargeſtellt, wie bei dieſem 
Autor nicht anders zu erwarten, auf Grund voller Beherrſchung des Tatſachen⸗ 
materials, dabei durchaus unbefangen; ohne daß die Schwächen und Fehler 
der leitenden Männer wie der Parteien verſchwiegen oder beſchönigt würden, 
wird doch mit Recht hervorgehoben, daß von einer inneren Mißwirtſchaft, einer 
Mißregierung in Deutſchland vor Kriegsbeginn nicht die Rede ſein kann. Die 
übrigen Abſchnitte dieſes Hauptteils kommen für dieſe Zeitſchrift nicht in Frage; 
doch darf die ganz ausgezeichnete Darftellung der Verhältniſſe Rußlands, Süd- 
europas und Vorderaſiens durch Otto Hoetzſch, die in muſterhaſter Klarheit 
die beſtimmenden Hauptlinien und Hauptprobleme hervortreten läßt, auch an 
dieſer Stelle nicht unerwähnt bleiben. 

Die internationale politiſche Entwicklung bis zum Ausbruch des Krieges iſt, 
wie ſchon geſagt, vom Herausgeber ſelbſt, von Paul Herre, behandelt. Im 
ſechſten Bande der Weltgeſchichte ſtammt der Schlußabſchnitt von Erich Branden⸗ 
burg: er führte die Darſtellung bis zum Jahre 1907; dadurch, daß Herre mit dem 
Ausgang Bismarcks einſetzt, tritt eine gewiſſe Überſchneidung ein. Ich halte 
das für keinen Fehler. Als Brandenburgs Beitrag erſchien, konnte er gewiß 
als trefflich und wohlgelungen gelten: aber ſeitdem haben ſich auch für die beiden 
Jahrzehnte vor und nach der Jahrhundertwende ſo viel neue Quellen erſchloſſen, 
daß es auch dem Beſitzer des ſechſten Bandes der Weltgeſchichte nur willkommen 
ſein muß, wenn dieſe für den letzten Urſprung der politiſchen Situation von 1914 
gerade entſcheidende Zeit noch einmal entſprechend dem jetzigen Stand unſerer 
Kenntniſſe dargeſtellt wird. Die Aufgabe, die Herre in ſeinen drei großen Bei⸗ 
trägen zu löſen hatte, war nicht leicht. Es iſt immer ein Wagnis, jüngſt mit⸗ 
erlebte Vergangenheit hiſtoriſch zu behandeln. Aber nach dem Kriege haben 
fic) fo raſch wie noch nie zuvor die Archive geöffnet, haben alle beteiligten Staats⸗ 
männer und Heerführer zur Aufklärung und Rechtfertigung des Wort ergriffen, 
ſodaß für den Geſchichtsſchreiber in ausreichendem Maße authentiſches Material 
vorliegt. Dazu bedeutet der Krieg und der Friede einen ſo gewaltigen Einſchnitt, 
daß man alles, was vorausgeht, bei gutem Willen ſchon unbefangen und un⸗ 
beeinflußt durch Parteieinſtellung beurteilen kann: die Vorbedingungen für eine 
wirklich hiſtoriſche Darſtellung bis 1918 ſind deshalb hier in ganz anderem 
Maße vorhanden als es ſonſt gegenüber eben erſt Vergangenheit gewordenen 
Jahrzehnten der Fall iſt. Herre iſt mit der ausgedehnten und keines wegs leicht 
zu überblickenden Literatur offenbar gut vertraut; ebenſo iſt er ſichtlich und auch 
mit gutem Erfolge bemüht, unter Ausſchaltung ſubjektiver Einſtellung und Be⸗ 
wertung dem Leſer vor allem den tatſächlichen Hergang mit ſeiner gegenſeitigen 
Beeinfluſſung und Bedingtheit vorzuführen. Klar tritt zutage, daß die ganze 
politiſche Entwicklung ſtets durch das Verhältnis Englands zu Deutſchland maß⸗ 
gebend beſtimmt wird. Daß ſich bei der Darſtellung jüngſter Geſchichte die per⸗ 
ſönliche Auffaſſung und Beurteilung trotz beſten Strebens nicht ganz aus⸗ 
ſchalten läßt, iſt ohne weiteres klar: und fo wird naturgemäß, wer ſich ſelbſt etwas 
näher mit dieſen Dingen beſchäftigt hat, mitunter gegen die in Herres Darſtellung 
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zutage tretende Auffaſſung Bedenken und Einwendungen haben. Beiſpielsweiſe 
ſcheint mir gegenüber den neueren Veröffentlichungen Kiderlen⸗Wächter doch 
zu ungünſtig beurteilt; auch bei Kaiſer Wilhelm II. hätte wohl ſchärfer betont 
werden können, daß er gerade in ſehr entſcheidenden Momenten das Richtige 
Har erkannte, daß ihn nur der (freilich nicht geringe) Vorwurf trifft, um einen 
Bruch mit den amtlich berufenen Leitern der deutſchen auswärtigen Politik 
zu vermeiden das sacrificium intellectus gebracht zu haben: dagegen wird gegen 
das harte Urteil über die Politik Bethmann⸗Hollwegs wohl niemand etwas 
einzuwenden haben. Bei Grey, der bei Herre in der vulgären Auffaſſung 
erſcheint, liegt nach meiner Meinung auf Grund des bisher bekannten Materials 
für den Hiſtoriker noch ein non liquet vor. Doch derartige Differenzen in der 
Beurteilung der leitenden Männer werden immer beſtehen bleiben; der Hinweis 
auf ſie ſoll keineswegs einen Vorwurf gegen die Darſtellung Herres bedeuten. 
Dieſer kann vielmehr mit gutem Gewiſſen das Zeugnis gegeben werden, daß 
ſie ihre Aufgabe, einem weiten Leſerkreis ein klares und zutreffendes Bild der 
recht verwickelten politiſchen Vorgänge zu geben, die ſchließlich zum Weltkrieg 
geführt haben, in durchaus befriedigender Weiſe gelöſt hat. 

Der Weltkrieg ſelbſt ijt unter vier Verfaſſer verteilt. Martin Spahn | dilbert 
feinen politiſchen, Emil Lederer ſeinen wirtſchaftlichen Verlauf, Wilhelm Gröner 
gibt die Geſchichte des Landkrieges, Karl Hollweg jene des Seekrieges. Hervor⸗ 
hebung verdient da in erſter Linie die ganz ausgezeichnete Darſtellung Spahns. 
Freilich sine ira wird wohl niemand dieſen Beitrag leſen: in erſchütternder Weiſe 
tritt zutage, wie dieſe politiſche Geſchichte für Deutſchland eine Geſchichte ſtetig 
verſäumter Gelegenheiten ift, wie hier die leitenden Männer, allen voran Beth- 
mann Hollweg, in nicht faßbarer Weiſe verſagten. Ein anderer Hauptſchuldiger 
an dem Ausgang, Kaiſer Karl, dürfte nach dem, was wir jetzt aus Feſters über⸗ 
aus ergebnisreichem Buch wiſſen, von Spahn noch zu wohlwollend behandelt 
ſein. Die Entſtehung der unglückſeligen Friedensreſolution von 1917 und ebenſo 
den Verlauf und das Scheitern der päpſtlichen Friedensvermittlung hätte man 
gern noch ausführlicher behandelt geſehen. Bei Lederers Darſtellung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Seite des Krieges iſt rühmend hervorzuheben, daß er ſich nicht auf 
die deutſchen Verhältniſſe beſchränkt, fondern auch die Zuſtände und Maßnahmen 
in den übrigen Staaten, den gegneriſchen ſowohl wie den neutralen, behandelt: 
ſeine knappen (30 Seiten!) Ausführungen geben doch eine gute Zuſammen⸗ 
faſſung dieſer in den meiſten Geſamtdarſtellungen des Krieges einfach beiſeite 
gelaſſenen Dinge, die zumal, ſoweit es ſich um die außerdeutſchen Staaten 
handelt, denen, die ſie miterlebt, durchaus nicht mehr ſo gegenwärtig und bekannt 
find, wie man annehmen möchte und wie es bei ihrer Bedeutung für das Ver⸗ 
ſtändnis des Kriegsverlaufs nötig iſt. Die Geſchichte des Krieges im eigentlichen 
engeren Sinne erzählt Gröner. Ich kann nicht ſagen, daß trotz der Kompetenz 
des Verfaſſers dieſer Beitrag voll befriedigt. Daß er von einer militäriſchen 
Kritik zumeiſt abſieht — eine Ausnahme bildet hier insbeſondere die Schilderung 
der Offenſive von 1918 —, wird man bei einem für weiteſte und daher wenig 
ſachkundige Leſerkreiſe beſtimmten Werke begreifen können; doch iſt die Dar⸗ 
ſtellung vielfach all zu knapp: beiſpielsweiſe kommt bei der Marneſchlacht der 
Name Hentſch nicht vor, wie der verhängnisvolle Rückzugsbefehl entſtand, wie 
er gegenüber dem tatſächlichen Stand der Schlacht ein direkter Schlag ins Ge⸗ 
ſicht der ſiegreichen Armeen war, wie aus einem Zurücknehmen des rechten 
Flügels ein Zurück aller Armeen wurde, wird wohl kaum ein Leſer aus den weni⸗ 
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gen Zeilen Gröners entnehmen können. Ahnlich find Gorlice, Gallipoli, Luck, 
Tolmein nur in einigen Zeilen behandelt, aus denen man kein genügendes Bild 
von dem Gang der Ereigniſſe und ihrer Bedeutung gewinnt. Ungern vermißt 
man auch eine zuſammenfaſſende Charakteriſierung und Würdigung der ſo ſehr 
verſchiedenen Kriegführung Moltkes, Falkenhayns, Hindenburg⸗Ludendorſfs, 
Conrads, des Großfürſten Nikolai, Joffres, Fochs. Auch die Darſtellung des 
Seekrieges von Hollweg iſt gegenüber dem ſonſtigen Umfang des Werkes allzu 
kurz (16 Seiten!): doch ſei gern anerkannt, daß, ſoweit es auf ſo engem Raum 
möglich war, von den Operationen zur See ein zutreffendes und alles weſent⸗ 
liche enthaltendes Bild gegeben wird; insbeſondere tritt auch genügend hervor, 
wo man deutſcherſeits vorhandene Möglichkeiten nicht auszunützen wußte. 
Dieſe beiden Abſchnitte über den Krieg im engeren Sinne leiden weiter darunter, 
daß der Verlauf der Dinge jo gut wie ausſchließlich aus dem deutſchen Geſichts⸗ 
winkel erblickt und geſchildert wird; gerade in einem Werk wie dieſem, das in 
recht weiten Kreiſen hiſtoriſches Verſtändnis wecken und befriedigen will, hätte 
auch zum Ausdruck kommen können, wie ſich von der Gegenſeite her geſehen die 
Dinge darſtellen, wie man hier jeweilig die politiſch⸗militäriſche Lage beurteilte, 
und welchen Einfluß dies auf die Entſchließungen und den Kriegsverlauf hatte. 
Es wäre dann auch von ſelbſt viel ſtärker zum Ausdruck gekommen, daß nicht, wie 
es vom deutſchen Geſichtspunkt erſcheint, der Krieg eine Summe ſelbſtändiger 
Kriegshandlungen auf verſchiedenen Kriegsſchauplätzen darſtellt, ſondern eine 
durchaus einheitlich gedachte Aktion iſt, bei der ſich alle Einzelhandlungen gegen- 
ſeitig beeinfluſſen und voneinander abhängig ſind. Ich habe doch den Eindruck, 
daß dem Leſer in der allzu knappen Darſtellung Gröners die den Verlauf der 
Dinge beſtimmenden großen Linien nicht ſo klar zum Bewußtſein ö 
werden, wie dies gerade bei dieſem Werke wünſchenswert wäre. 

Genügt fo einer der wichtigſten Abſchnitte auch nicht allen Anſprüchen, 
die man berechtigterweiſe ſtellen darf, ſo tritt doch als Ganzes dieſer Ergänzungs⸗ 
band wohlgelungen dem Hauptwerk zur Seite und kann mit gutem Gewiſſen 
den Kreiſen, für die er beſtimmt iſt, als bequemes und zuverläſſiges Orientierungs⸗ 
mittel für die drei oder vier Jahrzehnte vor dem großen hiſtoriſchen Einſchnitt 
von 1918/19 empfohlen werden. . Schultze. 


Hajo Holborn, Deutſchland und die Türkei 1878— 1890. Einzelſchriften 
zur Politik und Geſchichte. Hrsg. von Hans Roeſeler, Dreizehnte 
Schrift. Deutſche Verlagsgeſ. f. Politik u. Geſchichte. Berlin 1926. 
Die zahlreichen neueren Darſtellungen der Bismarckſchen Außenpolitik 
beſchäftigen ſich naturgemäß faſt ausſchließlich mit deren Verhältnis zu den 
europäiſchen Großmächten und erwähnen die Stellung Bismarcks zur Pforte 
meiſt nur beiläufig. Wenn dieſer nun eine beſondere Unterſuchung gewidmet 
wird, ſo wird dadurch nicht nur die Anſchauung der Bismarckſchen Außenpolitik 
vervollſtändigt, ſondern auch die Erkenntnis ihrer letzten Ziele feſter begründet. 
Zugleich wird damit eine Grundlage für die Beurteilung der ſpäteren Wilhelmi⸗ 
niſchen Orientpolitik gewonnen. Bismarck hat, um freundſchaftliche Beziehungen 
zu den großen Nachbarmächten erhalten zu können, das deutſche Desintereſſement 
im Orient immer nachdrücklich betont, aber dieſes ging nicht ſo weit, daß er die 
Türkei nicht als Schachfigur in ſeinem diplomatiſchen Spiel verwendet hätte. 
Im beſondern werden hier die Überlaſſung deutſcher Beamten und Offiziere 
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an die Türkei 1882, und die Anfänge des Bagdadbahnunternehmens durch deutſche 
Kaufleute, die noch in die Zeit ſeiner Kanzlerſchaft, 1888, fallen, unterſucht. 
Aber für Bismarck war die Pflege der deutſch⸗türkiſchen Beziehungen doch nur 
eines der Mittel, das er im Dienſte ſeiner europäiſchen Bünd nis⸗ und Friedens⸗ 
politik verwendete, und für das er niemals die Beziehungen zu den im Orient 
intereſſierten Mächten auf das Spiel geſetzt hätte. Dieſe Rückſicht ſetzte die Wil⸗ 
helminiſche Politik außer acht und das war um ſo bedenklicher, als deren ganze 
europäiſche Machtſtellung weſentlich ſchwächer, war als fie es unter Bismarck 
geweſen iſt. 

Für die vorliegende, aus der Schule Meineckes hervorgegangene klare 
und beſonnene Unterſuchung ſind außer dem gedruckten Material, auch des 
Auslandes, unveröffentlichte Akten des Politiſchen Archivs des Auswärtigen 
Amtes ſowie die ungedruckten Papiere des Botſchafters von Radowitz benutzt. 

H. Rachel. 


Reichsarchiv, Der Weltkrieg 1914—1918. Dritter Band: Der Marne⸗ 
Feldzug. Von der Sambre bis zur Marne. Vierter Band: Der Marne⸗ 
Feldzug. Die Schlacht. Berlin, E. S. Mittler und Sohn. 1926. 427 und 
576 Seiten. ö 

Die beiden neuen Bände des Generalmajors v. Haeften weiſen alle Vor⸗ 
züge ihrer Vorgänger auf: muſterhafte Gründlichkeit der Forſchung, vollendete 

Unparteilichkeit, ruhige vornehme Sprache. Der 3. Band ſchildert die Verfolgung 

nach den Grenzſchlachten, die allmählich erkennen ließ, daß jene erſten Siege 

doch nicht, wie man anfangs glaubte, zu feldzugsentſcheidenden Niederlagen 
des Feindes geführt hatten. Trotz ſtarker Erſchütterung vermochte er größtenteils 
eine planvolle Loslöſung durchzuführen. Deutlich heben ſich drei Phaſen in 
der Auffaſſung der deutſchen Oberſten Heeresleitung heraus. Sie gibt der Ver⸗ 
folgung zunächſt die ſüdweſtliche Richtung auf Paris, die auf dem rechten Flügel 
befindliche 1. Armee gegen die Seine unterhalb der feindlichen Hauptſtadt, in 
der Erwartung, daß unaufhaltſames Nachdrängen den Franzoſen keine Zeit 
laſſen würde, ſich wieder zu ſetzen, und die Auflöſung ihrer geſchlagenen Armeen 
beſchleunigen würde. Als die deutſche 4. und 5. Armee an der Maas auf un⸗ 
erwartet ſtarken Widerſtand treffen, die 3. Armee infolgedeſſen links heran⸗ 
ſchließt und eine breite Lücke zwiſchen ihr und der 2. Armee, die bei St. Quentin 
auf heftige Gegenangriffe geſtoßen iſt, entſteht, entwickelt ſich daraus der Ge⸗ 
danke, dem Schwenkungsflügel die Richtung nach Südoſten, 1. Armee öſtlich an 

Paris vorbei, zu geben, um den Feind von Paris ab und gegen die Schweizer 

Grenze zu drängen, zugleich der vor der franzöſiſchen Feſtungsfront Toul— 

Epinal feſtgefahrenen 6. und 7. Armee, etwa einem Drittel der deutſchen Ge⸗ 

ſamtſtreitkräfte im Weſten, den Durchbruch zu erleichtern. Als dann die Gefahr 

erkannt wird, die dem rechten Heeresflügel infolge feindlicher Truppenverſchie⸗ 
bungen nach Weiten aus der Gegend nördlich Paris droht, werden die ſchon 

im Vorgehen über die Marne begriffene 1. und 2. Armee angewieſen, beider⸗ 

ſeits der Marne die Deckung gegen Paris zu übernehmen, während 3., 4. und 

5. die bisherige Richtung gegen Südoſten beibehalten ſollen, eine Anordnung, 

die ein Zerflattern der Offenſive in auseinanderſtrebenden Richtungen zur Folge 

gehabt hätte, wenn ſie nicht ſchon durch den raſchen Vormarſch der Armeen des 
rechten Flügels überholt geweſen wäre. In dieſer Lage trifft die allgemeine 
franzöſiſche Gegenoffenſive das deutſche Weſtheer. Der 1. Armee gelingt es, 
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dank dem Geſchick ihrer Führung und den unvergleichlichen Leiſtungen der 
Truppen, den feindlichen Angriff gegen ihre Weſtflanke am Ourcg nicht bloß 
zu parieren, ſondern zu einem Siege ihres rechten Flügels zu geſtalten. Durch 
ihre Frontveränderung nach Weſten iſt zwar eine Lücke zwiſchen ihr und der 
2. Armee entſtanden, aber auch der 2. Armee gelingt es, unterſtützt von dem 
rechten Flügel der 3. Armee, 134 deutſche gegen 268 franzöſiſche Bataillone, 
den Feind nach mehrtätigen ſchweren Kämpfen zum Weichen zu bringen. 
Da greift die Oberſte Heeresleitung ein und veranlaßt das heftig widerſtrebende 
Heer, den Sieg, den es ſchon in Händen hält, fahren zu laſſen. In Luxemburg 
viel zu weit hinter der Front zurückgeblieben, auf unzureichende Nachrichten 
verbindungen befchränkt, ohne Fühlung mit der Truppe, mißt ſie der Gefahr 
eines feindlichen Durchbruchs zwiſchen 1. und 2. Armee, die beide genötigt ſind, 
ihre inneren Flügel zurückzubiegen, ſolche Bedeutung bei, daß ſie ihr nur durch 
Zurücknahme des ganzen rechten Heeresflügels hinter die Aisne begegnen zu 
können glaubt. Das iſt die Tragödie der deutſchen Weſtoffenſive im Jahre 1914. 
Sehr intereſſant iſt die Entſtehung des Plans zu dem franzöſiſchen Gegen⸗ 
angriff. Der Grundgedanke, die Umfaſſung von Weſten, iſt dem Gouverneur 
von Paris, General Gallieni, zuzuſchreiben, während General Joffre ſich erſt 
allmählich damit befreundet hat. Auch bei dem Führer des engliſchen Expe⸗ 
ditionskorps, Marſchall French, waren Schwierigkeiten zu überwinden geweſen. 
Die Darſtellung verfolgt im 3. Bande den Weg, zunächſt die Operationen 
von deutſcher Seite über den ganzen Zeitraum vom 26. Auguſt bis 4. September 
durchzuführen, dann ebenſo die franzöſiſchen Operationen in fortlaufendem 
Zuſammenhang zu ſchildern. Dabei treten die Auffaſſungen und Entſchlüſſe auf 
jeder Seite, wie ſie ſich in der Wirklichkeit aus der Berührung mit dem Feinde 
und mehr oder minder guten Nachrichten über ihn entwickelten, klar hervor. Aber 
der Lefer erhält zunächſt nur ein un vollkommenes Bild davon, wie ſich die Vor⸗ 
gänge aus Wirkung und Gegenwirkung von beiden Seiten geſtaltet haben. 
Er kann es ſich erſt konſtruieren, nachdem er zunächſt bis S. 302 die deutſchen 
Armeen begleitet und dann von S. 340 ab dieſelben Vorgänge, nun aber auf 
franzöſiſcher Seite, verfolgt hat. Das nötigt zum Zurückſchlagen und erſchwert 
das Verſtändnis. Es würde erleichtert ſein, wenn auf allen Karten beide 
Parteien eingezeichnet wären. Aber die Operationskarten enthalten zum Teil 
nur blaue oder nur rote Einzeichnungen. Mir will ſcheinen, als ob es beifer 
geweſen wäre, wenn nicht die Darſtellung, ſo doch wenigſtens die großen Karten 
zeitlich zu teilen, dafür aber beide Parteien, wie ſie ſich zu den wichtigſten 
Zeitpunkten gegenüberſtanden, einzutragen. Die hiſtoriſchen Einſchnitte für 
eine ſolche Teilung hätten ſich z. B. bei der 4. und 5. Armee durch die Erzwingung 
des Maasüberganges, bei der 2. Armee durch die Schlacht bei St. Quentin 
ergeben. Wenn auch den Handelnden zur Zeit der Ereigniſſe nur ein mehr 
oder minder undeutliches Bild vom Gegner zu Gebote ſteht, ſo kann und ſoll 
eine ſpätere Geſchichtsdarſtellung doch mehr geben. 

Der 4. Band mit ſeiner das Herz erhebenden Schilderung der Kämpfe und 
Leiſtungen unſeres Heeres, vor allem der Armeen des rechten Flügels, iſt ein 
Kunſtwerk, deſſen Betrachtung leider tiefe Bitterkeit hinterläßt. Die in fünf 
heißen Tagen erſtrittenen Erfolge werden im entſcheidenden Augenblick durch 
die verhängnisvolle Sendung des Oberſtleutnants Hentſch, faſt möchte man 
ſagen, frevelhaft zunichte gemacht. „Die Initiative der deutſchen Armeeführer 
und kommandierenden Generale, die Tatkraft der Truppenführung bis herunter 
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zum Zug⸗ und Gruppenführer und die Tapferkeit der Truppe erwieſen fid 
von ſo überlegener Kraft, daß die Schlacht im Weſten an den entſcheidenden 
Stellen mit dem Siege der deutſchen Waffen endete. Ihr alleiniges Verdienſt 
war der Sieg an der Marne, der die Möglichkeit bot, das große Ziel des deutſchen 
Operationsplanes trotz aller Irrungen und Wirrungen im letzten Augenblick 
doch noch zu erreichen. Da trat völlig unerwartet die Oberſte Heeresleitung 
aus ihrer bisherigen Zurückhaltung heraus und griff in verhängnisvoller Weiſe 
in die Schlacht ein.“ Die fein herausgearbeitete pſychologiſche Erklärung dieſer 
unheilvollen Vorgänge hat wohl endgültig Alles gebracht, was ſich über das 
ſchon oft, aber noch an keiner Stelle auf Grund ſo vollſtändigen Materials und 
zugleich mit ſo eindringendem Verſtändnis behandelte Thema Hentſch ſagen 
läßt. Findet ſich Kritik namentlich im 3. Bande faft nur zwiſchen den Zeilen, 
ſo geſtaltet ſich die Darſtellung im 4. Bande von ſelbſt zu einer militäriſchen 
Hinrichtung des Generaloberſten v. Moltke, dieſes ſo verehrungswürdigen Mannes, 
deſſen ſeeliſche Spannkraft ſeiner Feldherrnaufgabe nicht gewachſen war. „In der 
Stunde der Entſcheidung über des deutſchen Volkes Schidfal brach fein Führer im 
Felde ſeeliſch und körperlich vollſtändig zuſammen.“ Jany. 


F. Salomon, Die deutſchen Parteiprogramme. Heft 3: Die Anfänge 
des Deutſchen Reiches als Republik 1918—1925. 4. Aufl. Leipzig, 
B. G. Teubner, 1926. VI u. 164 S. Preis 4 M. 

| Die dritte Auflage von Heft 1—2 diefer Quellenſammlung wurde in Bd. 38, 

S. 423 angezeigt. Das dritte Heft mit dem Material der republikaniſchen Zeit 

erſchien zuerſt 1920. Die jetzt vorliegende 4. Auflage iſt gegenüber den früheren, 

die nur die Zeit vom November 1918 bis 1920 umfaßten, erheblich verändert. 

Die Sammlung ſchließt jetzt mit dem Aufruf der Liberalen Vereinigung vom 

16. Mai 1925. „Alles, was im deutſchen Parteileben ſeit der Revolution von 

den maßgebenden Stellen als richtungweiſend aufgeſtellt worden iſt, hier iſt 

es beiſammen.“ Das Bändchen bringt in 4 Abſchnitten: 1. die Kundgebungen 
der Parteien angeſichts des Zuſammenbruchs Nov. / Dez. 1918, 2. die Wahlaufrufe 
zur Nationalverſammlung und zumerſten Reichstag, 3. die neuen Parteiprogramme 

1918-1920, 4. weitere programmatiſche Kundgebungen 1921 bis 1925. Sch. 


Otto Boelitz, Das Grenz- und Auslandsdeutſchtum, ſeine Geſchichte 
und ſeine Bedeutung. R. Oldenbourg, München u. Berlin. 1926. 
VII u. 196 S. 47 Abb. 80 in Leinen M. 6.—. 

Das Buch des früheren preußiſchen Miniſters für Kunſt, Wiſſenſchaft und 
Volksbildung iſt beſtimmt, vor allem als Unterlage beim Unterricht zu dienen, 
und ſoll dem Lehrer, der die Jugend über dieſes heute ebenſo ſchmerzliche wie 
wichtige Kapitel zu unterrichten hat, ein überſichtliches und zuverläſſiges Hilfs⸗ 
mittel ſein. Es behandelt in 3 Hauptteilen das Auslandsdeutſchtum zunächſt 
im geſchloſſenen deutſchen Sprachgebiet, ſodann außerhalb dieſes Gebiets in 
Europa und ſchließlich in den außereuropäiſchen Ländern. Gegeben werden, 
veranſchaulicht durch Kartenſkizzen, die Zahlen über den heutigen Volksbeſtand, 
genauere Angaben über die politiſchen, rechtlichen und wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe ſowie die Geſchichte der einzelnen Landesteile bzw. Siedelungsgruppen. Auf 
Quellenangaben hat der Verf. verzichtet. Ein Bilderanhang bringt eine Anzahl 
typiſcher Bilder aus deutſchen Landen außerhalb der heutigen ſtaatlichen Grenzen 
ſowie von Stätten deutſchen Wirkens im Ausland. R. Lüdicke. 
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Dr. Albin Stody, Praha Pravefa I. Prag 1925. 
Albin Stody, Pravef Zemé Ceske I. Dil Vel Kamenny. Prag 1926. 


Die erjte Arbeit bildet den Anfang einer Darftellung der Vorgeſchichte, wie 
ſie die Funde auf dem Gebiete von Prag an die Hand geben. Das vorliegende 
erſte Heft ſchildert den Gang der Entwicklung bis zum Ausgang des Neolithikums. 
Ein franzöſiſches Resumé erleichtert das Verſtändnis der Darſtellung. — Die 
zweite Arbeit gibt eine Überſicht über die ſteinzeitlichen Kulturen Böhmens 
einſchließlich des Palaeolithikums. Außer 77 Textabbildungen find 102 Tafeln 
der Arbeit beigegeben. Fundortverzeichnis mit Literaturangabe ſowie die für 
jede einzelne Kulturgruppe hergeſtellten Fundkarten erhöhen die Brauchbarkeit 
des gut ausgeſtatteten Werkes. M. Sch. 


Ein neues Werk über das abſolutiſtiſche Regime in Ungarn. 


Der Präſident der ungariſchen Akademie der Wiſſenſchaften, Albert von 
Berzeviczy, der vor einiger Zeit in Berlin, in der Hochſchule für Politik, 
einen ſehr intereſſanten Vortrag über Ungarn vor und nach dem Trianoner 
Frieden hielt, hat vor kurzem den zweiten Band ſeines großangelegten, in unga⸗ 
riſcher Sprache verfaßten Werkes: „Die Zeit des Abſolutis mus in 
Ungarn“ (1848 —1865) auf den Büchermarkt gelangen laſſen, deſſen erſter Teil 
bereits 1921 in Budapeſt im Verlag der „Frankkin⸗Geſellſchaft“ erſchien. 

Berzeviczy, der auch auswärtiges Mitglied der Wiener Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften iſt, gilt als einer der hervorragendſten Hiſtoriker ſeines Landes. Er 
gehört zu der in England und Frankreich nicht ſeltenen Art von Geſchichtſchreibern, 
die, nachdem ſie viele Jahre hindurch in der Politik gewirkt, dieſer, wahrſchein⸗ 
lich aus Überdruß an derſelben, den Rücken kehren, um ſich auf das Gebiet der 
ihnen Genuß und Erhebung verſchaffenden Geſchichtsforſchung zu flüchten. 
Mit der eindringenden Genauigkeit und Verläßlichkeit eines Zunfthiſtorikers 
zog er dann auch mit wahrhaftem Eifer und erforderlicher Umſicht ſowohl die 
nötigen Archive wie die bezügliche Literatur für ſeine Darſtellung heran. 

Berzeviczy bekundete ſchon durch ſein erſtes größeres Werk über Königin 
Beatrix, die zweite Gemahlin des großen ungariſchen Königs Matthias Cor⸗ 
vinus, 1908, (ins Franzöſiſche und Spaniſche überſetzt) unbeſtreitbare Begabung 
als Geſchichtſchreiber. Bald wandte er ſich vom Mittelalter ab. Bevor er je⸗ 
doch von dieſem zur neueren Zeit überging, hatte er 1907 ein kleines Memoiren⸗ 
werk: „Alte Erinnerungen“ veröffentlicht, in dem er die Leiden ſeiner Nation 
unter dem verhängnisvollen Regime Schwarzenberg-Bach ſchilderte. Der Er⸗ 
folg dieſes wertvollen Buches mag ihm den Gedanken nahegelegt haben, die 
Herrſchaft des Abſolutismus in Ungarn in umfaſſenderer Weiſe auf breiter 
urkundlicher Grundlage darzuſtellen. Der auch in Deutſchland wohlbekannte 
ungariſche Romancier Maurus Joökai meinte einmal: nie werde man die Geſchichte 
Ungarns von 1848—1867 reiben können. Er vermochte fic in feinen Tagen 
allerdings nicht die Möglichkeit vorzuſtellen, daß ſich einſt die geheimen Archive 
in Wien dem Forſcher rückhaltlos öffnen würden. Berzeviczy hatte aber das Glück, 
Jökais Ausſpruch haltlos zu machen. Als ehemaligem Unterrichtsminiſter 
wurden ihm noch während des Beſtandes der Monarchie die bis dahin verſchloſſe⸗ 
nen Archive zugänglich gemacht, infolgedeſſen er die Schätze derſelben für die 
Abfaſſung ſeines erſten Bandes über den Abſolutismus in Ungarn benützen 
konnte. In noch erhöhterem Maße war das der Fall nach dem Zuſammenbruch 
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der ehemaligen Monarchie. Nun fand er Zugang auch zu anderen Sammlungen, 
ſodaß er ſein Werk auf breiter Baſis aufbauen konnte, wodurch der Wert des⸗ 
ſelben ſtieg. In erſter Reihe hat Berzeviczys Geſchichte des Abſolutis mus 
natürlich für Ungarn große Bedeutung: bei dem innigen Zuſammenhang, der 
ſtets zwiſchen Ungarn und Oſterreich beſtanden, gewiß nicht minder für letzteres. 
Das Werk iſt jedoch auch geeignet, in Deutſchland Intereſſe zu erregen, da es 
Zuſtände ſchildert, die dem deutſchen Publikum zur Erkenntnis der Geſchichte 
Oſterreichs, als Großmacht in der hier geſchilderten Periode, unentbehrlich 
ſind, weshalb eine deutſche Überſetzung desſelben wünſchenswert wäre. Ber⸗ 
zeviczys Buch iſt um ſo empfehlenswerter, als er ungeachtet ſeiner entſchieden 
nationalen Geſinnung, frei von Vorurteilen iſt und ſich nie zur Gehäſſigkeit oder 
gar Entſtellung der Tatſachen hinreißen läßt. Er bleibt immer der ruhige, ob⸗ 
jektive Hiſtoriker. So gibt er zu, daß die 1848 er ungariſche Politik die Wichtigkeit 
der Nationalitätenfrage nicht zu erfaſſen verſtand und dadurch viel zur Hervor⸗ 
rufung der Kataſtrophe, wie ſie 1849 eintrat, beitrug. Er beſtreitet auch nicht 
den Grundfehler der 1848 er Geſetze, daß fie die Gemeinſamkeit mit Oſterreich 
außer acht ließen und nicht regelten. Wie ſehr Berzeviczy auch die Größe Koſſuths, 
des Gouverneurs von Ungarn, betont, verkennt er doch nicht, daß er wenig 
ſtaatsmänniſch handelte, als er im April 1849 die Abſetzung des Hauſes Habsburg 
dekretieren ließ, wodurch jedem friedlichen Vergleich ein Ende bereitet wurde. 
Im Gegenſatz zur öſterreichiſchen Auffaſſung, die aus dem Banus von Kroatien, 
dem General Jellachich einen Helden machte, der voll Eitelkeit ſtets ausrief: „Ich 
bin ein weltberühmter Mann“, bezeichnet ihn dagegen unſer Autor als einen wag⸗ 
halſigen Abenteurer. Tatſächlich hat er an der Seite Oſterreichs im Kampfe 
gegen die ungariſchen Armeen keinen einzigen wirklichen Sieg errungen, dafür 
aber ſeinem Vaterlande als Lohn für deſſen Abfall von Ungarn das gleiche 
Schickſal bereitet, wie es dem ungariſchen Mutterlande zuteil wurde. Kroatien, 
das für Ofterreich focht, ſollte von Wien aus ebenſo feiner nationalen Sprache 
beraubt und germaniſiert werden, wie das ſeine nationale Exiſtenz verteidigende 
Ungarn. Leicht begreiflich, daß Berzeviczy den ſchrankenloſen Abſolutis mus 
verdammt, mit dem Schwarzenberg und Bach nach der mit ruſſiſcher Hilfe 
erfolgten Niederwerfung Ungarns im Auguſt 1849, die ungariſche Nation heim⸗ 
ſuchten. Weſentlich anders als es geſchehen, würde ſich die Monarchie entwickelt 
haben, hätte nur die öſterreichiſche Regierung auf den Rat Lord Palmerſtons 
gehört, der meinte, einige revolutionäre Führer ſollten aufgeknüpft werden, 
dann aber Milde walten und wieder zur ehemaligen Verfaſſungs mäßigkeit 
zurückgekehrt werden. So ſehr der edle Lord mit der ungariſchen Nation ſym⸗ 
pathiſierte, war er doch, wie wir das jetzt von Berzeviczy in ſeinem zweiten 
Bande erfahren, kein Anhänger der von Koſſuth betriebenen gänzlichen Unab⸗ 
hängigkeit Ungarns von Oſterreich. Vielmehr betrachtete Palmerſton einen 
ſolchen Zuſtand als „europäiſches Unglück“. In Wien trafen jedoch die Mah⸗ 
nungen des engliſchen Staatsmannes auf taube Ohren. Dort glaubte man 
ſein Ziel eher mit Gewaltmaßnahmen zu erreichen. Man war keinen Augenblick 
ſicher, unbewußt die geheime Polizei in Geſtalt eines Spitzels am eigenen Tiſche 
zu finden. So widerſuhr es einem Unvorſichtigen in Peſt, einem vertrauener⸗ 
weckenden Mann, mit dem er durch volle drei Jahre jeden Abend Karten geſpielt, 
ganz arglos mitzuteilen, er beſäße Koſſuth⸗Noten, was damals als Todſünde 
galt. Der liebe Nachbar, der ſich nun als Polizeiſpitzel entpuppte, hatte nichts 
eiligeres zu tun, als den Beſitzer der Koſſuth⸗Noten zu denunzieren. Schon 
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am nächſten Morgen, 5 Uhr früh, erſchien eine Polizeikommiſſion, die alles von 
oben nach unten kehrte, aber nichts erhaſchen konnte. Die gefährlichen Noten 
waren ſo gut verborgen, daß ſie den Späheraugen der Polizei entgingen — 
ſonſt hätte dem Eigentümer derſelben das ſchöne Los geblüht, einige Jahre 
ſeines Lebens in einem dunklen Kerker zu verbringen. Die geheime Polizei 
lauerte überall und züchtete ein verderbliches Denunziantentum. Nicht ohne 
tiefe Ergriffenheit vermag man noch heute an das traurige Geſchick jener zahl- 
loſen Unglücklichen zurückzudenken, über die unbarmherzige Militärrichter 
auf ein gegebenes Kommando das Verdammungsurteil fällten, das entweder 
auf Tod durch den Galgen, durch die Kugel oder auf ewige Kerkerhaft lautete. 

Verſchärft wurde die ganze Lage als der Schneidergeſelle Libenyi in Wien 
am 18. Februar 1853 ein Attentat auf das Leben des jungen Monarchen Franz 
Joſeph I. verübte, das glücklicherweiſe nicht tödlich verlief. Natürlich hieß es 
ſofort, ein ſolches Verbrechen ſei das Produkt der herrſchenden ungariſchen 
Mentalität. Man wollte eben nicht ſehen, daß die Allgemeinheit Ungarns, deren 
Gefühlsleben ein politiſcher Mord vollkommen entgegen iſt, offen ihre Miß⸗ 
billigung über das Attentat zum Ausdruck brachte. Aus einem vertraulichen 
Briefe des zum Tode verurteilten, aber geflüchteten Baron Nikolaus Jöſika 
teilt Berzeviczy die Stelle mit, wo dieſer ſcheribt: „Der Mordanfall eines Ban⸗ 
diten bleibt zu allen Zeiten eine ſchurkiſche Tat“, und ebenſo brandmarkte auch 
Graf Stephan Szechenyi das Attentat mit den Worten: „Um einen ſolchen 
Preis wünſcht kein Ungar ſein Vaterland, ſeine Nation, auch deren Ehre nicht 
zu retten.“ Selbſt Erzherzog Albrecht, der damalige Gouverneur von Ungarn, 
der ganz im Sinne der herſchenden Wiener Machthaber regierte, ſah ſich genötigt, 
die allgemeine Empörung über das Attentat auf den Kaiſer zu konſtatieren. 
Wenn nun nach der Tat Libényis die drakoniſche Strenge Baron Kempens, 
des Chefs der Oberſten Polizei, unbeſchränkt walten durfte, ſo hatte das Attentat 
auf den Seelenzuſtand Franz Joſephs die Folge, daß er ſeine Rettung aus der 
großen Gefahr, in der er geſchwebt, ausſchließlich dem beſonderen Schutz Gottes 
für ſeine Perſon zuſchrieb, der ihn für die Durchführung großer und erhabener 
Aufgaben erhalten wollte. In dieſer Überzeugung wurde der Kaiſer durch den 
Papſt beſtärkt, wodurch in dem Monarchen der Gedanke entſtand, er müſſe ſeine 
Erkenntlichkeit durch eine Gott wohlgefällige Regierungshandlung beweiſen. 
Dieſe Seelenſtimmung wurde, wofür die höchſte Wahrſcheinlichkeit ſpricht, 
durch den ehemaligen Erzieher des Herrſchers, den gerade im März 1853 zum 
Wiener Erzbiſchof ernannten Othmar Rauſcher, einen der feinſten und klügſten 
Geiſter des damaligen Oſterreich, benützt, um von dem verwundeten Kaiſer 
deſſen Zuſtimmung zu den Hauptpunkten zu erlangen, die die Grundlage des 
zwei Jahre ſpäter abgeſchloſſenen unglückſeligen Konkordats bildeten. Im Wider- 
ſpruch hierzu ſteht allerdings die Erklärung des Herzogs von Coburg⸗Gotha: 
„Das Konkordat hat die Erzherzogin Sophie (Mutter Franz Joſephs I.) mit 
ihren Pfaffen zuſammen ausgeheckt.“ Wenn es auch nicht ihr alleiniges Werk 
geweſen, ſo wird es dabei an ihrem ſtarken Einfluß auf die Gottesfürchtigkeit 
ihres kaiſerlichen Sohnes gewiß nicht gefehlt haben. Dem Konkordat ſelbſt aber, 
mit deſſen Hilfe die vor allem für revolutionär gehaltenen Proteſtanten unterdrückt 
werden ſollten, eignet die Bedeutung, daß ſich daran das nationale Aufflammen 
in Ungarn entzündete. Die äußeren Ereigniſſe, wie der Krimkrieg von 1854 
und der unglückliche Feldzug von 1859, mit denen ſich Berzeviczy im zweiten 
Band ausführlich befaßt, erſchütterten allmählich das ganze abſolutiſtiſche 
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Syſtem, bis man in Wien nach der Niederlage von 1866 zur völligen Herſtellung 
der ungariſchen Verfaſſung im Jahre 1867 gezwungen war. 

Von beſonderem Intereſſe find in dem vorliegenden Werke die Ausfüh⸗ 
rungen über das Wirken und Walten der ungariſchen Emigration im Auslande, 
deren Mittelpunkt der Ex⸗Gouverneur von Ungarn, Ludwig Koſſuth, war. 
Im erſten Band ſchildert Berzeviczy deſſen nach der Kapitulation von Vilägos 
(Auguſt 1849) erfolgte Flucht nach der Türkei und deſſen ſich daran anſchließende 
Schickſale. Im zweiten Band gewahren wir Koſſuth als treibende Kraft der 
Emigration. Auch da fühlt er ſich als Herr von Ungarn, ohne ihn ſoll keiner 
wagen, etwas zu unternehmen. Wie ein Gleichberechtigter tritt er mit auslän⸗ 
diſchen Staaten in Verhandlungen ein, die Oſterreich bekriegen wollen, und 
zum Zwecke der Unterminierung Ungarns ſeine Mitwirkung in Anſpruch nehmen. 
Dabei paſſiert ihm, was Berzeviczy auch nicht zu beſchönigen trachtet, daß er 
Unwürdigen ſein Vertrauen ſchenkt, die es mißbrauchten und, wie Major Richard 
Gelich, der ſpäter auch in preußiſchem Solde ſtand, die geheimen Mitteilungen, 
die ihnen Koſſuth machte, dem Wiener Hofe für ſchnödes Geld verkauften. Ließ 
ſich Koſſuth auch durch ſeine mangelnde Menſchenkenntnis täuſchen und irreführen, 
ſo bleibt er doch der große Patriot, deſſen ganzes Sinnen auf die Erlöſung ſeines 
Vaterlandes gerichtet iſt, was allerdings nicht ihm, ſondern Franz Deäkgelang. Auch 
Napoleon III. hat ihn für feine gegen Ofterreich gerichtete Politik ausgenützt, 
dann aber im Frieden von Villafranca (11. Juli 1859), als er ſeiner nicht mehr 
benötigte, gleich einer ausgepreßten Zitrone, beiſeite geſchoben. Seine ganze 
Seelengröße aber offenbart ſich in geradezu antiker Weiſe, als ihm Napoleon III. 
nach dem Friedensſchluß mit Kaiſer Franz Joſeph ſagen ließ: er ſolle für ſich 
und ſeine Kinder über ihn, den Kaiſer der Franzoſen, verfügen. Voll Entrüſtung, 
hoch aufgerichtet, ſchleuderte er, der ſelbſt kein Vermögen beſaß, Napoleon die 
ſtolze Antwort entgegen: „Der Kaiſer der Franzoſen, ſei nicht reich genug, 
um Ludwig Koſſuth ein Almoſen anbieten zu können.“ Aus dem Werke Berze⸗ 
viczys erſehen wir auch, wie die ungariſche Emigration, die mit den Revolutio- 
nären aller Länder Fühlung unterhielt, allmählich abbröckelte und nicht mehr die 
Kraft beſaß, dem Frieden der Wiener Hofburg mit der ungariſchen Nation im 
Wege zu ſtehen. Dieſe Wendung in ihrem Anfangsſtadium behandelt unſer 
Autor noch im vorliegenden zweiten Bande, deſſen Schluß zwei lehrreiche Ka- 
pitel über das wirtſchaftliche, geſellſchaftliche, ſowie über das geiſtige und künſt⸗ 
leriſche Leben Ungarns in den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
bilden. Hoffentlich gelingt es Berzeviczy, in Bälde auch den dritten Band 
ſeines inhaltreichen Werkes zu vollenden. Eduard von Wertheimer. 


B. Zur Brandenburgiſchen Geſchichte. 


Werner Gley, Die Beſiedelung der Mittelmark von der ſlawiſchen Ein⸗ 
wanderung bis 1624. J. Engelhorns Nachf. Stuttgart 1926. 168 Seiten. 
Die von Hans Witte im Auftrage der Preußiſchen Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften herausgegebenenen Forſchungen zum Deutſchtum der Oſtmarken 
eröffnen mit dieſer Abhandlung die Serie ihrer Quellenforſchungen. Der Ver⸗ 
faſſer glaubt, im erſten Anlauf das ſchwierige Problem einer Scheidung flawiſcher 
und deutſcher Siedlungen auf dem Boden der Mittelmark gelöſt zu haben. 
Wir begrüßen die Arbeit als erſten Verſuch in dieſer Richtung, vermögen jedoch 
von methodiſchem Standpunkte aus nicht, die Schlußfolgerungen zu billigen. 


Neue Erſcheinungen 197 


G. kommt zu dem Ergebnis, daß überall dort, wo in einem Dorfe ein 
„Einhufenſyſtem“ nachweisbar iſt, ſlawiſche Gründung, wo andererſeits die ein⸗ 
zelnen Ackerwirte einer Siedelung über 2 oder mehr Hufen verfügen, deutſche 
Koloniſation vorliegt. Gewiß iſt zuzugeben, daß eine planmäßige Aufteilung 
der Feldmark in regelmäßige rings um die Siedelung gruppierte Gewanne 
auf deutſche Koloniſten zurückgeht. Darf aber die gegenteilige Erſcheinung 
unmittelbar für ausſchließlich ſlawiſche Siedlungsart in Anſpruch genommen 
werden? Zugegeben, daß das als Beiſpiel herangezogene Dorf Klein⸗Beſten 
flawifden Urſprungs iſt, jo iſt damit noch nicht geſagt, daß das Bild einer von 
deutſchen Siedlern bebauten Feldmark nicht ähnlich ausſehen könnte. Die 
Lage der Siedelung an der Grenze der Feldflur kann überhaupt kein beſonderes 
Indizium liefern. Es gibt genug nachweisbar deutſche Dörfer, bei denen das 
gleiche der Fall iſt, wie andererſeits zahlreiche ſlawiſche Siedelungen (z. B. 
im Oderbruch) inmitten ihrer Gemarkungen gelegen ſind. Die Bebauung der 
Feldflur aber iſt abhängig von der Beſchaffenheit des Bodens. Naturgemäß 
konnte auf den trockenen Höhen die geſamte Feldmark unſchwer allmählich 
gänzlich in kulturfähigen Zuſtand geſetzt werden, während in waſſerreichen 
Niederungsgebieten nur das zum Ackerbau geeignete Land ausgewählt werden 
mußte. Auch das mehr oder weniger regelmäßige Ausſehen der Gewanne 
richtet ſich nach der Bodenbeſchaffenheit, ebenſo wie der prozentuale Anteil 
des Ackerlandes an der Feldflur von ihr abhängig iſt. Englich kann ein Abweichen 
von einer bis ins Einzelne durchgeführten Hufenverfaſſung, bei der jeder Acker⸗ 
wirt in jedem Stück gleichen Anteil wie die übrigen Bauern hat, nicht ohne wet- 
teres auf ſlawiſchen Einfluß zurückgeführt werden. Abweichungen von der 
Norm ſind überall zu finden; das Weſentliche bleibt, daß die Hufen in ihrer 
Gefamtheit von gleicher Größe ſind. — n 

Der Umſtand nun, daß in dem als ſlawiſches Muſterbeiſpiel herangezogenen 
Dorf jeder Einwohner 1 Hufe beſitzt, führt den Verfaſſer zu der Annahme, daß 
überall dort, wo ein Gleiches der Fall iſt, ſlawiſche Siedelungen vorliegen, 
und, da das „Einhufenſyſtem“ ſich in der Regel in Ortſchaften von höchſtens 
20 Hufen zeigt, weiter zu dem Schluß, daß alle Dörfer mit 20 oder weniger 
Hufen als ehemals wendiſche Anſiedelungen anzuſehen ſind. G. ſelbſt ſieht ſich 
bei dem Verſuch, alle Dörfer, die deutſchen Namen tragen, aber die geringe 
Hufenzahl zeigen, auf ſlawiſchen Urſprung zurückzuführen, S. 60 ff., zu gewagten 
Konſtruktionen veranlaßt. Dennoch läßt ihn die Sucht, ein klares Syſtem aus⸗ 
zubilden, an ſeiner einmal aufgeſtellten Behauptung feſthalten. Hier vermag der 
Hiſtoriker, der weiß, daß einſeitige ſyſtematiſierende Betrachtung der vielge⸗ 
ſtaltigen geſchichtlichen Entwicklung niemals gerecht werden kann, dem Geo- 
graphen nicht zu folgen. Einen Beweis würden wir erſt darin ſehen können, 
wenn der Nachweis geführt wird, daß die Hufen in den als flawifch angeſehenen 
Dörfern einwandfrei als Hakenhufen erkennbar ſind. Solches wird gewiß in 
den wenigſten Fällen möglich ſein. Dennoch aber glauben wir auf ein Studium 
der Akten hinweiſen zu müſſen. Dafür, daß ſich bei ſolchem, allerdings müh⸗ 
ſeligem Unterfangen wichtige Geſichtspunkte ergeben können, ein Beiſpiel. 
Im Anfang des 18. Jahrhunderts ſind eine Reihe von Feldmarken des oberen 
Oderbruches neu vermeſſen und eingeteilt worden. Das Ader- und Wieſenland 
war hier zwar auch auf 3 Felder nach Gewannen verteilt, die Gewanne aber 
waren nicht in Streifen gegliedert, ſondern beſtanden nach dem Ausdruck der 
Zeit in „Winkeln und Ecken“, d. h. ein jeder Ackerwirt hatte in den einzelnen 


198 | Neue Erſcheinungen 


Feldern unregelmäßige Stücke inne, deren Größe nicht nach beſtimmten Flächen⸗ 
maßen, ſondern nach der Möglichkeit der Ausſaat berechnet wurde. In ſolcher 
Erſcheinung mag man vielleicht einen Reſt flawifder Ackerwirtſchaft erkennen. 
— Das Herausſchälen flawiſcher Reſte iſt eines der ſchwierigſten Kapitel der 
märkiſchen Geſchichte. Das letzte Wort in dieſer Frage iſt noch lange nicht ge⸗ 
ſprochen. Wir meinen, daß einer generellen Betrachtung Spezialunterſuchungen 
kleinerer Landesteile, wie einzelner Amter oder Herrſchaften, vorangehen müſſen, 
wobei die geſamte Überlieferung heranzuziehen iſt. An dieſer Stelle mag auf 
das reiche aktenmäßige und kartographiſche Material hingewieſen werden, das 
über den Kreis Lebus vorliegt, von G. für ſeine Arbeit aber nicht verwertet 
worden iſt. 

Beachtenswert ſcheinen uns die Ausführungen G.s über die Erbhufen und 
Butenmalhufen zu ſein. Bei der Betrachtung der holländiſch⸗flandriſchen 
Koloniſation wäre auch die Erſcheinung des „Upſtalls“, der ſich auf manchen 
Feldmarken findet (z. B. in der Umgebung Berlins oder im Oderbruch wie 
bei Podelzig, Rathſtock und Werbig im Kreiſe Lebus) für die Feſtſtellung frieſi⸗ 
ſchen Einfluſſes zu verwerten geweſen. Im Einzelnen merken wir noch an: 

S. 9 iſt die Bemerkung zu Raumers Codex unrichtig; Raumer hat zahlreiche 
Urkunden, die Riedel nicht übernommen hat. 

S. 13 oben: wird die Separation als eine Folge des Oktoberedikts von 
1807 in Anfpruch genommen und für dieſe Anſicht Hartung als Kronzeuge ge⸗ 
nannt. Bekanntermaßen haben die Separationen mit dem Oktoberedikt nicht 
das Mindeſte zu tun, was auch H. in der angezogenen Stelle betont. Maßgebend 
für die Zuſammenlegungen war erſt die Gemeinheitsteilungsordnung von 1821 
(ſ. v. d. Goltz, Geſch. der Deutſchen Landwirtſchaft II, 146). 

S. 13 unten: G. hat ſich für die Feſtſtellung topographiſcher Einzelheiten 
auf das Meßtiſchblatt und die Schmettauſche Karte beſchränkt. In manchen 
Fällen dürfte ein Zurückgehen auf die älteſten kartographiſchen Unterlagen ein 
beſſeres Ergebnis zur Folge gehabt haben. Beiſpielsweiſe wäre für Letſchin 
erkannt worden, daß eine Begrenzung durch einen Bach tatſächlich nicht vorliegt. 
Die breite Straße iſt im Norden und Süden offen. Werbig muß als ehemaliges 
Platzdorf angeſprochen werden, Zechin als breites Straßendorf, wenn man 
nicht gar von einem Angerdorf ſprechen will. 

S. 15: Daß aus Priscere Teſekendorp geworden iſt, ergibt die urkundliche 
Überlieferung nicht, ſondern das Gegenteil iſt der Fall. 

S. 43 darf zu der Bemerkung über die Zeidlerdörfer geſagt werden, daß die 
Bienenzucht nicht an Gemarkungsgrenzen gebunden iſt. 

S. 54 fehlen bei der Aufzählung der Fiſcher im Spreegebiet die Fiſcher 
von Berlin und Kölln. 

S. 66 iſt nicht recht erſichtlich, worauf G. die Behauptung gründet, der 
Barnim ſei zur Wendenzeit faſt menſchenleer geweſen. 

S. 67 erſcheint die Berechnung der Geſamtzahl der Slawen in der Mittel- 
mark für das Jahr 1150 reichlich kühn. 

S. 69: zu der Angabe über die Größe der Hufe iſt zu bemerken, daß ſchon 
die Wirtſchaftsordnung des Markgrafen Hans die Hufe zu 30 Morgen kennt. 

S. 76: die Ausſtattung des Pfarrers mit 4 Hufen iſt in den „Neuen Landen“ 
der Diözeſe Brandenburg ſo gut wie allgemein und geht auf den Zehntenver 
gleich zwiſchen den askaniſchen Markgrafen und dem Biſchof Gernand von Bran⸗ 

denburg zurück. Über dieſe Angelegenheit und andere Koloniſationsfragen 
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hätte G. mancherlei Aufklärung finden können in dem Aufſatze von H. F. Schmid, 
Das Recht der Gründung und Ausſtattung von Kirchen im kolonialen Teile 
der Magdeburger Kirchenprovinz während des Mittelalters, Zſch. d. Savigny⸗ 
Stiftung f. Rechtsgeſch. Kan. Abt. XIII (1924). Dieſe vorzügliche Abhandlung 
iſt von G. völlig unberückſichtigt gelaſſen worden. 

S. 98: Für eine koloniſatoriſche Tätigkeit der Prämonſtratenſer in der Mark 
iſt uns fein urkundliches Zeugnis überliefert. Aus der Erwähnung von Pfarr- 
hufen in einem Orte darf man nicht ſogleich auf die Einführung der deutfchen 
Hufenverfaffung fchließen. Wir wieſen oben darauf hin, daß in Teilen des oberen 
Oderbruches noch im Anfang des 18. Jahrhunderts keine Verteilung in Hufen⸗ 
ſchläge erfolgt war, obgleich ſchon das Landbuch den Dorfbewohnern beſtimmte 
Hufen zuweiſt. Die Hufe iſt demnach in den flawifden Dörfern zunächſt als 
eine Kontributionseinheit aufzufaſſen und die Erwähnung von mansi deutet in⸗ 
ſofern nur auf eine Regelung des Abgabenverhältniſſes hin. 

S. 111 wird daraus, daß der Erzbiſchof von Magdeburg einige Dörfer zu 
Lehen austut, geſchloſſen, daß er auch der Gründer dieſer Dörfer ſein muß, ein 
Schluß, der mir nicht ohne weiteres verſtändlich iſt. Jedenfalls darf es etwas 
leichtfertig erſcheinen, wenn G. auf dieſen Schluß weitere Folgerungen aufbaut. 

S. 112 iſt nicht einzuſehen, weshalb die Gemengelage der Ritterhufen in 
der Flur notwendig auf eine nachträgliche Entſtehung des Ritterackers aus dem 
Bauernacker hindeuten ſoll. Die Annahme, ein bei der Koloniſation ausge- 
ſchiedener Ritteracker müſſe unbedingt vom Bauernacker getrennt liegen, ent⸗ 
behrt jeder urkundlichen Stütze und würde auch mit dem Prinzip der Hufen⸗ 
verfaſſung unvereinbar ſein. 

S. 159: Über die Entſtehung von Neu-Gaul im Jahre 1797 durch Verlegung 
der Kietz⸗Gauler Hofſtellen wäre aus der Literatur (Fidicin, Ulrich) unſchwer 
das Erforderliche feſtzuſtellen geweſen. 

Ebenda fehlt im Wüſtungsverzeichnis Schönhorn bei Stolpe. Wentz. 


Brandenburgiſches Jahrbuch. 2. Band. Hrggb. vom Landesdirektor 
der Provinz Brandenburg. Deutſche Bauzeitung G. m. b. H. Berlin 
SW 48. | 

Dem mit zahlreichen und vortrefflichen Abbildungen aus der heimat- 
lichen Natur, Kunſt und Geſchichte ausgeſtatteten Buche können wir nur eine 
recht weite Verbreitung wünſchen, damit es ſeinen Zweck, den Sinn für die bran⸗ 
denburgiſche Heimat, Geſchichte und Kunſt zu wecken, erfüllt. Die Beiträge 
berühren die verſchiedenſten Gebiete. W. Hoppe plaudert über „Urkunden, Chro- 
niken und alte Drucke der Mark Brandenburg“; F. Solger erläutert das „Bran⸗ 
denburgiſche Felsgeſtein“; E. Graeſer bringt nach W. Bruchmüller „Zwiſchen 

Sumpf und Sand“ Bilder „Aus alten brandenburgiſchen Pfarrhäuſern“, Hans 

Zopf erzählt von den „Schweden und Kaiſerlichen in der Mark B. anno 1631“ 

(mit Kartenſkizze). Der Provinzialverwaltung danken wir die Erhaltung des 

alten Löwenberger Herrenhauſes, das nun eine Heimſtätte für Jugendwanderer 

geworden iſt. W. Peſchke berichtet hier über die Wiederherſtellung des Hauſes, 
deſſen Keller noch dem 15. Jahrhundert angehören. Der Ritterſitz war ehemals, 
worauf übrigens auch der Name hindeutet, eine wohlbefeſtigte Waſſerburg. 

„Die Vogelwelt der Mark B.“ ſchildert v. Wendland. M. Kutſchmann behandelt 

den „Farbigen Kratzputz als Faſſadenſchmuck“, K. H. Wels „Die Goldfunde 

der Vorzeit“. Über die recht beachtenswerten Erzeugniſſe brandenburgiſcher 
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Zinngießer unterrichtet G. Mirow, während der für die Hebung des keramiſchen 
Gewerbes rührig tätige G. Gericke die Leiſtungen der neuen brandenburgiſchen 
Kunſtkeramik vor Augen führt. Sch. 


Peter v. Gebhardt, Das älteſte Berliner Bürgerbuch 14531700. 
Veröffentlichungen der Hiſtoriſchen Kommiſſion für die Provinz 
Brandenburg und die Reichshauptſtadt Berlin I. Quellen und Forſchun⸗ 
gen zur Geſchichte Berlins. Band 1. Berlin 1927. Im Kommiſſions⸗ 
verlag von Gſellius. 394 S. Preis br. 9 M. 

Mit dem vorliegenden Bande eröffnet die neu begründete hiſtoriſche Kom⸗ 
miſſion für die Provinz Brandenburg und die Reichshauptſtadt Berlin die Reihe 
ihrer Publikationen. Der Inhalt des Berliner Bürgerbuches, das ein laufendes 
Verzeichnis der Neubürger enthält, iſt vom Bearbeiter auf geſchickte Weiſe in 
ſchematiſcher Form wiedergegeben. Er hat in der richtigen Erkenntnis, daß die 
Publikation in erſter Linie für Familiengeſchichtsforſcher beſtimmt iſt, den Haupt⸗ 
wert auf eine überſichtliche Zuſammenſtellung der genealogiſchen Angaben ge⸗ 
legt. Drei Regiſter — für Perſonennamen, für Länder⸗ und Ortsnamen, für 
Berufsarten — ermöglichen eine einfache und bequeme Benutzung. Man 
vernimmt gern, daß die Kommiſſion damit rechnet, auch die beiden Köllner 
Bürgerbücher im Verlauf der nächſten beiden Jahre herauszubringen. 

Wentz. 

W. Erman, Paul Erman. Ein Berliner Gelehrtenleben 1764 — 1851. 
Heft 53 der Schriften des Vereins für die Geſchichte Berlins. Berlin 
1927. Verlag des Vereins f. d. Geſch. Berlins. Vertrieb im Buch⸗ 
handel: E. S. Mittler & Sohn. 264 S. 

Die vorliegende Schrift iſt aus Familiengeſchichtsforſchungen erwachſen und 
trägt, nicht zum Vorteil des Ganzen, die Spuren ihrer Entſtehung an ſich, 
denn das Sichverlieren in die familiären Einzelheiten eines großen Verwandt⸗ 
ſchaftskreiſes empfindet der Leſer als unnötigen Ballaſt. Paul Erman iſt gewiß 
eine charaktervolle Perſönlichkeit geweſen. Sein Leben aber, das ſeinem Ideal: 
„Fremd jedem Treiben der Leidenſchaftlichkeit, unerſättlich nur im Wiſſen, 
unermüdet nur im Forſchen“ zum guten Teil entſprach, verlief, wie das faſt 
eines jeden echten Gelehrten, in ſo einfachen Bahnen, daß es der biographierende 
Enkel ſchwer genug hat, eine lesbare Schilderung zu formen. Erman entſtammte 
der franzöſiſchen Kolonie, erhielt ſeine Bildung auf dem franzöſiſchen Gymnaſium 
und dem theologiſchen Seminar. Schon früh ein Anfänger der kritiſchen 
Philoſophie Kants, verzichtete er nach Ablegung des theologiſchen Examens 
auf die geiſtliche Laufbahn und wurde Lehrer am franzöſiſchen Gymnaſium 
und der Académie des nobles (der ſpäteren Militärakademie und Kriegsſchule). 
Seine Neigung gehörte den Naturwiſſenſchaften. Beſonders haben ihn die 
Probleme der Elektrizitätslehre, Phſiologie und Geophyſik beſchäftigt. Er hat 
auf dieſen Gebieten Hervorragendes geleiſtet. Seine heute faſt vergeſſenen 
Arbeiten hat kein Geringerer als W. Oſtwald noch 1896 gebührend gewürdigt. 
Ermans naturwiſſenſchaftliche Leiſtungen brachten ihm 1896 die Mitgliedſchaft der 
Akademie der Wiſſenſchaften und 1810 die Profeſſur für Phyſik an der neu be⸗ 
gründeten Univerſität Berlin ein, an der er bis in ſein 82. Lebensjahr lehrte. 
1846 wurde er von ſeinen Amtspflichten entbunden und konnte dann noch ein 
fünfjähriges otium cum dignitate genießen. Wentz. 
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Burkhard v. Bonin, Entſcheidungen des Cöllniſchen Konſiſtoriums 
1541 —1704. Weimar, Hermann Böhlaus Nachf. 1926. 676 S. Preis 
br. 30 M. 

Die Veröffentlichung iſt der Abdruck einer im Archiv des Konſiſtoriums be⸗ 
findlichen Handſchrift des Konſiſtorialrates und Propſtes von St. Petri in Cölln 
(1687— 1704) Franz Julius Lütckens, welcher eine Sammlung der Praeiudicia 
consistorialia anlegte, nachdem bereits früher (1668) der kurfürſtliche Biblio⸗ 
thekar Chriſtoph Hendreich mit dieſer Arbeit vom Kurfürſten betraut worden 
war. Lütckens hat die in den Abſchiedbüchern des Konſiſtoriums enthaltenen 
Entſcheidungen ausgezogen und für die einzelnen Orte, welche ſie betreffen, 
zuſammengeſtellt. Da die Protokolle und Abſchiedbücher heute nicht mehr vor⸗ 
handen find — über ihr Schickſal äußert ſich der Herausgeber nicht —, ſtellt die 
Arbeit Lütckens eine wertvolle Quelle zur brandenburgiſchen Kirchengeſchichte 
und für die Kenntnis der konſiſtorialen Rechtſprechung dar. Aus dem Umſtande, 
daß eine Anzahl Jahre, namentlich im 16. Jahrhundert, vollſtändig ausfallen, 
muß gefolgert werden, daß die Abſchiedbücher jener Jahre bereits zur Zeit 
Lütckens in Verluſt geraten waren. Die Altmark iſt nur gering vertreten, was 
ſich wohl auch aus dem Verluſt beſonderer Abſchiedbücher für dieſen Landesteil 
erklärt. Bei dem Abdruck hat der Herausgeber die Ortſchaften in alphabetiſche 
Reihenfolge gebracht und bei den einzelnen Orten die Entſcheide chronologiſch 
geordnet. Was die Textbehandlung anlangt, ſo wäre es wohl zweckmäßiger 
geweſen, an Stelle der Wiedergabe des Schriftbeſtandes der Vorlage, die ſelbſt 
nur eine Bearbeitung iſt, der heutigen Schreibweiſe Rechnung zu tragen und 
gleichmäßige Geſtaltung durchzuführen. Die Les barkeit und das Verſtänd nis 
wäre dadurch nur gefördert worden. 

Neben den Entſcheiden iſt auch das von Lütckens aufgeſtellte Verzeichnis 
der nach den Inſpektionen geordneten Orte zum Abdruck gelangt. Auf kritiſche 
Bemerkungen, unter Heranziehung des vorhandenen anderweitigen reichhaltigen 
Materials iſt, wie es heißt, auf Wunſch des Konſiſtoriums — wohl um Zeit und 
Raum zu ſparen — bedauerlicher Weiſe ganz verzichtet worden. Ein näherer 
Hinweis auf das zur Ergänzung dienende Quellenmaterial hätte dann wenig⸗ 
ſtens in der Einleitung erfolgen müſſen, um den Benutzer allgemein zu orientie- 
ren. Unverſtändlich iſt, warum bei Verweiſen die Seitenzahl der Handſchrift 
anſtatt die des Druckes angeführt wird (vgl. z. B. S. 554 Anm. 1), der Benutzer 
wird dadurch nur irregeführt. 

Das für die einzelnen Orte zutage kommende Material iſt naturgemäß 
ſehr ungleichmäßig. Ein klares Bild über den Wert der Veröffentlichung wird 
man erſt gewinnen, wenn die jetzt von der Hiſtoriſchen Kommiſſion in Angriff 
genommene Herausgabe der Viſitationsprotokolle vorliegt, die auch das Ver⸗ 
ſtändnis der hier mitgeteilten Einzelheiten z. T. erſt erſchließen werden. 

Neben dem beigegebenen Orts- und Perſonenregiſter iſt ein ſehr eingehend 
geſtaltetes Sachregiſter mit Dank zu begrüßen. Sch. 


Otto Tſchirch, Im Schutze des Rolands. Kulturgeſchichtliche Streif⸗ 
züge durch Alt⸗Brandenburg. Bd. III. J. Wieſicke, Brandenburg, 
1926. 124 S. Preis kart. 1,25 M. 

Den in Band 38, S. 450 f. angezeigten erſten Bänden läßt T. in dem vor⸗ 
liegenden dritten Bändchen wieder eine Anzahl bereits zerſtreut veröffentlichter 
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Früchte feiner auf eingehenden archivaliſchen Forſchungen beruhenden ftabt- 
geſchichtlichen Studien folgen. Launig werden an erſter Stelle die Ereigniſſe 
beim Thronwechſel 1740 erzählt: ein Rangſtreit zwifchen dem Steuerrat und dem 
Stadtdirektor; die Beſchwerden der Städte, welche die Regierung des verſtorbenen 
Königs einer Kritik unterzogen; ihr altes Recht, bei der Huldigungsfeier als 
Sprecher der märkiſchen Städte aufzutreten, mußte die Stadt Brandenburg, 
wie ſchon ſeit 1688, der Stadt Berlin überlaſſen. 


Der Artikel „Brannibor und Sgorzelica“ zeigt die angebliche ältere 
Ortsbezeichnung Sgorzelica als eine auf Überſetzung beruhende polniſche Er⸗ 
findung und tritt für die germaniſche Herkunft des Stadtnamens Brennaburg 
ein: die Form Brannibor hat erſt ein Tſcheche des 17. Jahrhunderts eingeführt. 
Die folgenden Abſchnitte behandeln: „Vierhundert Jahre Kl.⸗Kreutzer 
Weinberge“; „Hugo Dreifert, weil. Oberbürgermeiſter der Stadt Br.“ 
(Nachruf auf den 1925 als Oberbürgermeiſter von Kottbus verſtorbenen Geh. 
Reg. R. D.); „Was uns die Turmknöpfe von Alt- Brandenburg 
erzählen“; „Karl Friedrich v. Hirſchfeld und die Stadt Branden- 
burg“ (Lebensabriß des Siegers von Hagelberg); „Vom Turmwachen und 
Turmblaſen, von Stadtpfeiferei und Muſikbann in Alt-Branden- 
burg“; „Brandenburg und Havelberg“ (Anſprache, gehalten auf der Tagung 
der märkiſchen Geſchichtsvereine in Havelberg 1926. Ein Vergleich zwiſchen den 
Schickſalen der beiden Stifter und Städte); „Franz Ziegler, Oberbürger- 
meiſter von Brandenburg 1839—1849" (3.3 Verwaltungstätigkeit läßt 
ihn als einen der bedeutendſten Leiter des Stadtweſens erſchienen); „Kipper 
und Wipper in Brandenburg“. Sch. 


Gerhard Krüger, Cottbus und Umgebung im Siebenjährigen Kriege. 
Verlag der Lauſitzer Landes⸗Zeitung. Cottbus. 19 S. 


Auf Grund der Archivalien des Geh. Staatsarchivs in Berlin und des 
ſtädtiſchen Archivs in Cottbus werden die Einwirkungen des Krieges auf die 
Stadt und den Landkreis C. in den einzelnen Jahren 1756—1762 erzählt. Das 
Schlußkapitel behandelt die Kriegsſchulden und ihre allmähliche Abtragung. 

Sch. 


Rudolf Schmidt, 100 Jahre Familie Eon auf Wollup. 39 S. (Pri⸗ 
vatdruck.) 


Die Schrift bringt nach einem Überblick über die Vergangenheit des Amts⸗ 
vorwerks Wollup eine Lebensbeſchreibung des ſeit 1827 dort wirkſamen Pächters 
Johann Gottlieb Koppe unter Benutzung der von ihm hinterlaſſenen Aufzeich⸗ 
nungen. Koppe, der 1782 in Beesdau (Kr. Luckau) als Sohn eines kleinen Eigen⸗ 
tümers geboren wurde und 1863 daſelbſt als Rittergutsbeſitzer, Mitglied des 
Staatsrates und Ehrendoktor der Univerſität Berlin verſtarb, nimmt ſowohl 
durch feine außerordentlich umfangreiche praktiſche Tätigkeit als Landwirt 
wie durch ſeine agrarwiſſenſchaftlichen Schriften, von denen der „Unterricht 
im Ackerbau und in der Viehzucht“ 11 Auflagen erlebte, eine hervorragende 
Stellung in der Geſchichte der märkiſchen Landwirtſchaft ein. Die von ihm 
ſelbſt geführten und noch vorhandenen Wirtſchaſtsbücher müſſen als eine be⸗ 
deutſame Quelle für die Entwicklung des modernen Agrarweſens angeſehen 
werden. 
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Karl H. Lampe, Das Bäckergewerk der Stadt Neuruppin. (Veröffentl. 
des Hiſtor. Vereins der Grafſchaft Ruppin Nr. 2.) Selbſtverlag des 
Hiſtor. Vereins d. Grafſchaft Ruppin. Neuruppin 1927. 79 S. 

Das älteſte Innungs privileg von 1315, welches von Stendal übernommen 
wurde, iſt nicht erhalten. Die Hauptquelle der Darſtellung bilden die im Beſitze 
der Innung befindlichen Gildebücher, die mit dem Jahre 1585 beginnen. Mit 
dem Perſonenregiſter iſt ein alphabetiſches Verzeichnis der in den Gildebüchern 
enthaltenen Namen der Meiſter, Geſellen und Lehrlinge verbunden. Sch. 


C. Zur Geſchichte der Preußiſchen Provinzen. 


Ernſt Crous, Die Schriftgießereien in Königsberg unter Friedrich d. Gr. 
1740—1766. Nach archivaliſchen Quellen dargeſtellt. Berlin, Berthold 
A.⸗G. Abt.: Privatdruck 1926. XI u. 70 S. und 4 Beilagen. 

Auf Betreiben des in Halle beſchäftigten Schriftgießers J. W. Hablitzl, 
der ſich in Königsberg ſelbſtändig machen wollte, ließ Friedrich II. 1742 eine 
in Braunſchweig verſteigerte Schriftgießerei ankaufen, die dann zwiſchen dem 
Kgl. Schriftgießer in Berlin Schmidt und Hablitzl, geteilt wurde (der Material⸗ 
beſtand wird im einzelnen mitgeteilt). Auf ſeinem Anteil baute Hablitzl die 
Königl. Schriftgießerei in Königsberg auf, deren Betrieb jedoch nur ein kümmer⸗ 
licher blieb. 1758 ging Hablitzl mit dem Material der Königl. Schriftgießerei 
nach Rußland und entzog ſich ſo ſeinem Gläubiger, dem preußiſchen Fiskus. 
Schon vorher hatte Alexander Kanter eine weitere Schriftgießerei in K. ein⸗ 
gerichtet. Mit dem Jahre 1766 brechen die Nachrichten ab. Sch. 


Fünfzig Jahre Provinzialverband von Pommern. Hrggb. 
vom Landeshauptmann der Provinz Pommern. Verl. F. Heſſenland 
(Stettin), 1926. 129 S. 

Nach einer einleitenden, etwas knappen Überſicht über die allgemeine 
geſchichtliche Entwicklung des Provinzialverbandes werden die einzelnen volks⸗ 
wirtſchaftlichen und ſozialen Leiſtungen der Selbſtverwaltung anſchaulich vor 
Augen geführt. Wir entnehmen daraus, daß die Provinzialverwaltung jetzt die 
Fortführung und Herausgabe der Inventare der Bau- und Kunſtdenkmäler 
(unter Leitung von Reg.⸗ und Baurat Kohte) ſelbſt übernommen hat. 


E. Graber, Die Inventare der nichtſtaatlichen Archive Schleſiens. 
Kreis Sagan. Codex Diplomaticus Silesiae. Band XXXII. Breslau. 
Trewendt & Granier 1927. 176 S. 

Langſam ſchreitet das Inventariſationswerk in Schleſien vorwärts. Im 
Jahre 1908 erſchien der erſte Band, die Kreiſe Grünberg und Freyſtadt, 1915 
der zweite, den Kreis Glogau enthaltend, beide von Wutke bearbeitet. Den 
dritten Band mit dem Kreiſe Sprottau brachte G. 1925 heraus, dem er jetzt 
den vierten mit dem Kreis Sagan folgen läßt. Wer die mancherlei Schwierig⸗ 
keiten kennt, die einer Inventariſation nichtſtaatlicher Archive entgegenſtehen, 
wird ungeachtet der langſamen Folge der Publikationen die Tätigkeit der Hiſto⸗ 
riſchen Kommiſſion für Schleſien und des Vereins für Geſchichte Schleſiens an⸗ 
erkennen. Wentz. 
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Dr. Kurt Engelbert, Kaſpar von Logau, Biſchof von Breslau (1562 
bis 1574). I. Teil. Ein Beitrag zur ſchleſiſchen Reformationsgeſchichte. 
Breslau, Trewendt und Granier, 1926. 


Als 28. Band der „Darſtellungen und Quellen zur ſchleſiſchen Geſchichte“, 
herausgegeben vom Verein für Geſchichte Schleſiens, legt Verf., Fb. Ordi⸗ 
nariat3- und Konſiſtorialaſſeſſor in Breslau, den 1. Teil einer Biographie Biſchof 
Kaſpars vor. Abſicht iſt, mit gründlicherer Ausbeutung handſchriftlicher Quellen, 
unter denen neuaufgefundene Protokolle des Breslauer Domkapitels von Be⸗ 
deutung ſind, zur Behebung des Mangels an Ouellenveröffentlichungen zur 
ſchleſiſchen Reformationsgeſchichte beizutragen. Dieſer allgemeine Geſichts⸗ 
punkt ſichert der Arbeit Intereſſe, auf das Biſchof Kaſpar, für ſich genommen, 
kaum Anſpruch hat. Gleichwohl ſind mit großem Fleiß Nachrichten über ſeine 
Vorfahren, ſein Verhältnis zu den Kaiſern Ferdinand I. und Maximilian II., 
deren Gunſt ihn Prinzengefährte und ſchließlich Biſchof und Landeshauptmann 
von Schleſien werden ließ, über ſeine geiſtliche Laufbahn, beſonders ausführ- 
lich über ſeine Wahl zum Biſchof von Breslau und ſein weiteres Verhältnis 
zum Domkapitel zuſammengetragen. Dann folgen jedoch allgemeinere Dar- 
legungen, ſtets betitelt: „Die religiöſen Verhältniſſe in“ und durchgeführt 
für das Bistumsland (Neiße — Ottmachau — Grottkau), Stadt und Fürſten⸗ 
tum Breslau, Fürſtentümer Liegnitz, Brieg, Wohlau, Jauer, Schweidnitz, 
Glogau, Sagan, Münſterberg, Oels, Oppeln, Ratibor, Standesherrſchaften 
Groß⸗-Wartenberg, Trachenburg⸗Militſch, Pleß und Loslau. Sie geben aus den 
Jahrzehnten nach dem Augsburger Religionsfrieden einen breiten, in ſeiner 
Ausführlichkeit auf ortsgeſchichtliches Intereſſe abgeſtellten Querſchnitt der 
„kirchlichen“ Verhältniſſe in Schleſien. So würde beſſer ſtatt „religiöſe Ver⸗ 
hältniſſe“ zu ſetzen ſein. Denn die mit immenſem Fleiß zuſammengeſtellte 
Überſicht begnügt ſich bei der Größe des Gebietes mit einer Darlegung der 
äußeren Verhältniſſe. Es wird die völlige Auflöſung der alten Kirche geſchildert,, 
das Aufhören der Pfarreien, Leerwerden der Klöſter und Stifte, Abfall der 
Schulen, Zerfall von Zucht und Sitte, Radauſzenen, Verunglimpfungen von 
katholiſchen Prieſtern. Das eigentlich teligiöfe Problem wird dabei nicht be- 
rührt, vielmehr das Vordringen des Luthertums weithin lediglich an dem Vor⸗ 
kommen von pastores uxorati abgeleſen. Auf Koſten dieſer fehlenden Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen allgemeinen Zerfallerſcheinungen und Luthertum kommen 
dann auch einige ſchiefe Urteile im Schlußwort im Vergleich von Reformation 
und Gegenreformation. — Biſchof Kaſpar hat dieſen Dingen gegenüber völlig 
verſagt, iſt durch das Verhalten ſeiner eigenen Brüder ſelbſt ſchwer kompro⸗ 
mittiert. Der II. Teil, deſſen Materialſammlung als bereits abgeſchloſſen an⸗ 
gekündigt iſt, ſoll vor allem die Gegenmaßregeln des Biſchofs oder vielmehr des 
rührigeren Domkapitels ſchildern und zugleich das Biographiſche zum Abſchluß 
bringen. Kittel. 


Hermann Gieſau, Geſchichte des Provinzialderbandes von Sachſen 
1825—1925. Merſeburg 1926. XV u. 515 ©. 

Im Gegenſatz zu den meiſten anderen Provinzen Preußens iſt die Provinz 
Sachſen ein aus den verſchiedenſten Beſtandteilen von geſonderter geſchichtlicher 
Entwicklung zuſammengefügtes Gebilde. Die geſchichtlich mit Brandenburg 
verknüpfte Altmark, welche in den ſtändiſchen Angelegenheiten auch 1825 mit 
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diefer Provinz verbunden blieb, wurde erſt durch die Provinzialordnung von 
1875 aus ihren alten Zuſammenhängen völlig herausgeriſſen und mit dem 
Provinzialverband von Sachſen vereint. Durch dieſe Verhältniſſe erwuchſen 
hier der Provinzialverwaltung beſonders ſchwierige Aufgaben, um die ver⸗ 
ſchiedenen Beſtandteile durch das Bewußtſein einer Intereſſengemeinſchaft zu 
verbinden. Dieſer Aufgabe dient auch das vorliegende Werk, welches in der 
Hauptſache die Leiſtungen der provinziellen Selbſtverwaltung auf dem Gebiete 
der Wirtſchaft, der Fürſorge und des Verſicherungsweſens, ſowie der Kunſt 
und Wiſſenſchaft zur Darſtellung bringt. Hingewieſen ſei hier beſonders auf den 
Abſchnitt, der die „Hiſtoriſche Kommiſſion“ behandelt (S. 377 —385). Voran⸗ 
geſchickt ift eine fachlich gehaltene geſchichtliche Überjicht über den Werdegang 
der Provinzialverwaltung, und zwar 1. für die Zeit der Provinzialſtände von 
1825—1875 (S. 3—50) und 2. für die Zeit der Provinzialordnung 1875 —1925 
(S. 51—83). Sch. 


Mitteldeutſche Lebensbilder. Hrggb. von der Hiſtor. Kommiſſion 
für die Provinz Sachſen und für Anhalt. Bd. 1 u. 2.: Lebensbilder des 
19. Jahrhunderts. Magdeburg 1926 u. 1927, Selbſtverlag der Hiſt. 
Kommiſſion. Bd. 1, 453 S. Preis geb. 10 M., Bd. 2, 492 S. Preis 
geb. 12 M. 

Die Hiſtoriſchen Kommiſſionen, die früher ihre Aufgabe faſt ausſchließlich 
darin ſahen, das geſchichtliche Quellenmaterial der wiſſenſchaftlichen Forſchung 
zugänglich zu machen, ſind in neuerer Zeit mehrfach dazu übergegangen, auch 
weiteren Kreiſen etwas zu bieten und dadurch das Intereſſe für die geſchichts⸗ 
wiſſenſchaftliche Arbeit in den von ihnen betreuten Landſchaftsgebieten anzuregen. 
Dieſem Zwecke ſollen auch die Sammlungen von Lebensbildern der Perſön⸗ 
lichkeiten dienen, in deren Wirken das geiſtige und künſtleriſche Leben eines be⸗ 
grenzten Gebietes in ſeiner landſchaftlichen Eigenart zum Ausdrucke gelangt. 

So hat die Hiſtoriſche Kommiſſion für Schleſien bereits vor mehreren 
Jahren mit der Veröffentlichung „ſchleſiſcher Lebensbilder“ begonnen. Die 
Hiſtoriſche Kommiſſion für die Provinz Sachſen und Anhalt hat ſich in der 
gleichen Richtung ebenfalls ſehr rührig betätigt und ſeit 1926 in kurzer Folge 
zwei ſtattliche Bände vorgelegt. Da dieſe Kommiſſion Landſchaftsgebiete von 
verſchiedenſter geſchichtlicher Entwicklung zuſammenfaßt, hat ſie dieſem Unter⸗ 
nehmen den Titel „Mitteldeutſche Lebensbilder“ gegeben. „Der mitteldeutſche 
Menſch“ ſoll in den behandelten Einzelperſönlichkeiten zur Darſtellung kommen. 
Ob es dabei möglich iſt, einen beſtimmten Menſchentypus in ſeiner landſchaftlich 
gebundenen Eigenart herauszuarbeiten, darüber wird man erſt nach dem weiteren 
Fortſchreiten der Veröffentlichung urteilen können. Berückſichtigt werden nicht 
nur die Perſönlichkeiten, die innerhalb des Gebietes ihre Hauptwirkſamkeit 
ausgeübt haben, ſondern auch die, welche von dort gebürtig ihre Kräfte außer⸗ 
halb des Heimatlandes betätigten. Das Gelingen eines derartigen Sammel⸗ 
werkes iſt in erſter Linie von dem Geſchick der Redaktion abhängig, ſie liegt in 
den Händen des rührigen Magdeburger Archivdirektors Dr. Möllenberg. Daß 
es dem Leiter gelungen iſt, eine große Anzahl von Mitarbeitern, hauptſächlich 
aus der eigenen Provinz, zu gewinnen, zeigen die vorliegenden beiden erſten 
Bände, welche 74 Lebensabriſſe von den verſchiedenſten Verfaſſern bringen, 
nur einzelne haben mehrere Artikel beigeſteuert. Von den behandelten 74 Per⸗ 
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ſönlichkeiten des 19. Jahrhunderts find 53 in der Provinz oder in Anhalt ge- 
boren, 21 haben das Licht der Welt unter einem anderen Landſchaftshimmel 
erblickt. Aus der Provinzialhauptſtadt Magdeburg ſtammen 7, aus der Uni⸗ 
verſitätsſtadt Halle nur 3, während 5 Erfurter vertreten ſind. Unter den Zu⸗ 
gewanderten befinden ſich 3 Berliner (der Theaterdirektor Boſſann, der 
Radierer Kolbe, der General Graf Hermann v. Wartensleben-Carow). Neben 
den Vertretern der verſchiedenſten Zweige der Wiſſenſchaft begegnen wir 
Politikern, Verwaltungsbeamten, bildenden Künſtlern, Schriftſtellern und 
Männern der Wirtſchaft. Wir nennen an dieſer Stelle beſonders die Biographien 
von Conſtantin v. Alvensleben, Willibald Beyſchlag, J. F. Danneil, Friedrich 
Frieſen, Louiſe v. Francois, Rudolf Haym, Eduard Jacobs, Friedrich L. Jahn, 
Freiherr Lucius v. Ballhauſen, W. A. v. Klewiz, Friedrich v. Motz, G. A. v. Mül⸗ 
verſtedt, Friedr. Nietzſche, Leop. v. Ranke, Friedrich Schleiermacher, H. Schulze⸗ 
Delitzſch, Fürſt Otto zu Stolberg- Wernigerode, Aug. Tholuck, Leberecht Uhlich, 
Wilhelm Weitling, F. A. Wolf. 


Der Umfang der einzelnen Artikel iſt ſehr verſchieden, ſie beſchränken ſich 
im allgemeinen auf eine knappe Darſtellung des Lebenswerkes und Zeichnung 
des Charakterbildes. Wenn Rudolf Haym z. B. nur 6 Seiten, der Schriftſtellerin 
Lina Walther dagegen 23 gewidmet ſind, ſo kann man dies als ein Mißverhältnis 
empfinden. Hier und da wünſchte man gern eine ſchärfere Herausarbeitung 
der Perſönlichkeit. Im ganzen aber bedeutet das bisher vorliegende Werk eine 
Leiſtung, die auch außerhalb der Provinz nähere Beachtung verdient. Die Aus⸗ 
ſtattung iſt würdig, die beigegebenen Porträts ſind faſt durchweg recht gut. 
Das Erſcheinen eines dritten Bandes wird ſchon für die nächſte Zeit angekündigt. 

Sch. 


Siegbert Neufeld, Die Vertreibung der Juden aus Sachſen und 
Thüringen. (S.⸗A. Zeitſchr. f. Thür. Geſch. u. Landeskunde.) Gebauer⸗ 
Schwetſchke A.⸗G., Halle (Saale). 21 S. 


Verfaſſer verſolgt für ſein Gebiet die für Deutſchland faſt allgemein gleiche 
Erſcheinung, daß zum Ausgange des 15. Jahrhunderts faſt ſämtliche Juden⸗ 
gemeinden aufhören, die Juden vertrieben werden und nach den öſtlichen Län⸗ 
dern wandern. Die Urſache hierfür erkennt er in der zunehmenden Herabdrückung 
ihrer fozialen Lage, Beſchränkung auf das Geldgewerbe und Einführung der 
Judentracht durch Nicolaus v. Cuſa. Wie an manchen Beiſpielen gezeigt wird, 
waren die Juden nicht völlig rechtlos. Der Judenſchutz wurde durch weltliche, 
geiſtliche Fürſten und Städte auch gegen Chriften ausgeübt, ihre inneren Gemeinde⸗ 
verhältniſſe erſcheinen geordnet, nach wie vor waren ſie ein begehrtes Steuer⸗ 
objekt, von einem auf den andern Herren übertragbar. Dennoch wäre es falſch, 
ihre Lage als unverändert anzuſehen; ſie war merklich verſchlechtert. Wirtſchaft⸗ 
licher und geſellſchaftlicher Boykott ſetzte gegen ſie ein, hervorgerufen durch 
den zunehmenden Unwillen über den Geldhandel, Wucher, Entfremdung 
zwiſchen Juden und ihrer Umgebung durch die Kleidungsvorſchrift. Verf.“ 
führt zahlreiche Fälle für die daraus entſtehende Verfolgung zunächſt Einzelner, 
ſodann ganzer Gemeinden an, ſo daß 1500 in dieſem Gebiete kaum noch Juden 
waren. Die Frage, wohin ſich die Vertriebenen gewandt haben, iſt ſchwer zu 
beantworten, doch kann man vermuten, daß, wie aus andern Teilen Deutſchlands, 
auch ſie im Oſten eine neue Heimat fanden. | Levinſon. 
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Otto Brandt, Geiſtesleben und Politik in Schleswig⸗Holſtein um die 
Wende des 18. Jahrhunderts. 2. verb. Aufl. Stuttgart: Deutſche Ver⸗ 
lagsanſtalt. 449 S. Mit 14 Bildtafeln geb. 14,50 M. 


Die Entſtehung eines deutſchen Nationalgeſühls iſt in neuerer Zeit wieder⸗ 
holt Gegenſtand eines ebenſo eingehenden wie lohnenden Studiums geweſen. 
Wenn O. Brandt in ſeinem Werk „Geiſtesleben und Politik“ den Verſuch ge- 
macht hat, dieſe Entwicklung für den engeren Kreis des ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Landes nachzuweiſen, ſo kam hier als neues Moment hinzu, daß die Heraus⸗ 
bildung eines Nationalgefühls in den nordelbiſchen Gebieten nicht nur als natür⸗ 
licher Prozeß, hervorgerufen vor allem durch die großen Ereigniſſe des ausgehen⸗ 
den 18. und beginnenden 19. Jahrhunderts, ſich darſtellt, vielmehr nimmt 
dieſer Prozeß eine beſondere Wendung, nämlich im Gegenſatz zu, im Kampfe 
mit einem Nachbarvolk, deſſen Schickſale mit denen FT durch 
Jahrhunderte verbunden geweſen waren. 

Ohne Zweifel im Zuſammenhang mit dem geistigen Leben Geſamtdeutſch⸗ 
lands, aber doch mit jenem deutlichen Eigengepräge entſpringt in dem Lande 
zwiſchen den beiden Meeren eine Geiſtesrichtung, die einer früheren Zeit fehlte. 
Brandts großes, unbeſtreitbares Verdienſt iſt es, den Ort aufgezeigt zu haben, 
wo dieſer Geiſtesſtrom entſprang, und den Mann, der deſſen Quelle anſchlug. 
Um es vorwegzunehmen, in dem Kreiſe, der ſich auf dem holſteiniſchen Adelsſitz 
Emkendorf ſammelte, entdeckte Brandt dieſen Urſprung, und die Perſönlichkeit, 
von der die belebende Kraft ausging, war der Graf Fritz Reventlow, der Schloß⸗ 
herr auf Emkendorf. 

Der Schilderung des Emkendorfer Kreiſes und zumal ſeines Mittelpunktes, 
des Grafen Reventlow, dient demnach zwar nicht das ganze Buch, aber doch 
ein weſentlicher Teil des umfangreichen Werkes. Es zerfällt in fünf größere 
Abſchnitte: Der däniſche Geſamtſtaat und Schleswig⸗Holſtein im 18. Jahr⸗ 
hundert — Emkendorf — Die Gegner Emkendorfs und die religiöſen Kämpfe — 
Anfänge der ritterſchaftlichen Bewegung und Entſtehung des deutſchen National- 
gefühls — Erneuerung und Ausgang des ritterſchaftlichen Kampfes. 

„Geiſtesleben und Politik in Schleswig⸗Holſtein“, dieſer Titel foll ſchon 
andeuten, wie ſich beide Momente beeinflußt und befruchtet haben, wie erſt 
das tiefere Geiſtesleben den Boden für die Politik bereitete, für die national⸗ 
ſtaatliche Auffaſſung. Auf breiter Grundlage entwickelt der Verfaſſer zunächſt 
den Zuſtand des „einzigartigen Gebildes des däniſchen Geſamtſtaats“, wie er, 
der in feinen Wurzeln Jahrhunderte weit zurückging, ſich im Laufe des 18. Jahr- 
hunderts geformt hat, vom Nordkap bis zur Elbe reichend und ſo in Europa 
ſeinesgleichen ſuchend. Durch die Staatskunſt der Bernſtorffs erhielt dieſer 
Bau ſeine endgültige Geſtalt. Zuſammengehalten faſt einzig durch die zum 
mindeſten in Dänemark und Norwegen abſolute Herrſchergewalt der Fürſten, 
der Oldenburger aus deutſchem Geblüt, erlebte dieſer Geſamtſtaat im 18. Jahr- 
hundert eine längere Friedensperiode; die Regierung lag zu weſentlichen Teilen 
in den Händen von Miniſtern und Beamten deutſcher Abſtammung. Und die 
verſchiedenartigen Teile des Staates befanden ſich recht wohl dabei. Dänen, 
Norweger, Deutſche ſtanden ſich ſriedlich gegenüber; Gegenſätze, wenn ſie ſchon 
da waren, trafen nicht hart aufeinander. Es kam dann die Struenſeeſche Epiſode, 
die freilich den deutſchen Einſchlag in der Kopenhagener Zentralverwaltung noch 
erheblich verſtärkte, aber auch durch fieberhaft übereilte Reformen viel böſes 
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Blut ſetzte. Der Rückſchlag trat bald ein. Wenn auch nach Struenſees Sturz, 
1772, A. P. Bernſtorff zurückgerufen wurde, weil er eben unentbehrlich war 
— der ältere Bernſtorff ſtarb noch im ſelben Jahre —, und wenn er auch jetzt 
erſt ſeine Wirkſamkeit im höchſten Sinne ausüben konnte und durch die Ablöſung 
des großfürſtlichen Anteils von Holſtein und ſeine Vereinigung mit dem könig⸗ 
lichen dem Gebäude des Geſamtſtaats den Schlußſtein aufſetzte, ſo begann 
doch eben jetzt der Wurm an den Pfoſten dieſes Baues zu nagen. Stockdänen 
vom Schlage Höegh Guldbergs errangen mehr und mehr Einfluß. Guldbergs 
Zögling, der junge Kronprinz Friedrich (VI.) — als Regent für ſeinen geiſtes⸗ 
kranken Vater Chriſtian VII. — lieh ſolchen Ratgebern nur zu willig ſein Ohr. 
Solange der jüngere Bernſtorff lebte, hütete man ſich, offen hervorzutreten; 
nachdem er aber 1797 geſtorben war, nahm das däniſche Staatsſchiff einen ande⸗ 
ren Kurs. Der „Danizis mus“ hatte in dieſer Epoche feinen Urſprung. Daß 
ein „Holſteinismus“ als Gegenwirkung aufkam, war nur natürlich. Nicht ohne 
Widerſtand wollten die Herzogtümer ihre jahrhundertelang feſtgehaltene Sonder⸗ 
ſtellung, ihre Privilegien aufgeben. Die Verteidigung dieſer Privilegien, einſt 
Sache des geſamten Volkes bzw. ſeiner Stände, war ſchließlich demjenigen 
Stand zugefallen, der als letzter in dem abſoluten Staat noch ſeine Rolle behaup⸗ 
tete, dem Adel. Und von dieſem ging auch hauptſächlich der Widerſtand aus, 
und wieder von einer Führernatur vornehmlich, eben Fr. Reventlow auf Emken⸗ 
dorf. 

Die große Macht des 18. Jahrhunderts, der Rationalismus, ſuchte auch auf 
religiöſem Gebiet die Herrſchaft an ſich zu reißen; Vernunftreligion ſollte das 
Zauberwort werden. Hier ſetzte Reventlows Kampf ein. Seine ganze geiſtige 
Struktur wies ihn auf die Seite der Orthodoxie, einer pietiſtiſch angehauchten 
freilich. Emkendorf ward zum Sammelpunkt für alle Kräfte, die der Flut der Auf⸗ 
klärung einen Damm entgegenſetzen wollten, die Stolbergs, Claudius, Lavater!), 
F. H. Jacobi, ſie alle waren für längere oder kürzere Zeit Gäſte auf dem hol⸗ 
ſteiniſchen Adelsſchloß, das Fr. Reventlow im Verein mit ſeiner Gattin Julia, 
geb. Schimmelmann, mit hohem Geſchmack künſtleriſch auszuſtatten verſtand. 
Wie im 16. Jahrhundert Heinrich Rantzaus Schloß Breitenburg, wurde jetzt 
Emkendorf eine Art Muſenſitz, beſcheidener Natur, wie Brandt gerne zugibt, 
wenn man es an den großen Stätten des damaligen deutſchen Geiſteslebens 
mißt), aber für Schleswig⸗Holſtein von hoher Bedeutung. Seiner konſervativ⸗ 
romantiſchen Weltanfchauung Geltung zu verſchaffen, beſaß Reventlow fo- 
zuſagen auch weltliche Machtmittel, ſeine Stellung als Kurator der Kieler 
Univerſität wie als Oberaufſeher des dortigen Lehrerſeminars ſicherte ihm einen 
ſtarken Einfluß auf die Bildung des jungen Geſchlechts. Doch hat ſich Brandt mit 
Recht gehütet, den Emkendorfer Grafen mit dem Schlagwort „rückſtändig“ 
abzutun. | 

Eng verbunden mit der religiöſen Aufklärung war der politiſche Rationalis⸗ 
mus, wie er dann in der großen Revolution voll zum Ausdruck kam. Deren 


1) Als wertvolle Ergänzung kam ſoeben heraus: Lavater und Emkendorf. 
Neue Briefe. Von Otto Brandt. (Nordelbingen. Beiträge zur Heimatforſchung 
in Schleswig⸗Holſtein, Hamburg und Lübeck. Bd. 5, S. 214— 257.) 

2) Goethe wollte einer Einladung nach Emkendorf nicht folgen, ihn hielt, 
wie er ſagt, das Gefühl zurück, daß man ſeine menſchliche und dichteriſche 
Freiheit durch gewiſſe konventionelle Sittlichkeiten zu beſchränken gedachte. 
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Ideen mit ihrem ſtark zentraliſtiſchen Einſchlag fanden in Kopenhagen willig 
Eingang, ſie kamen den dort herrſchenden abſolutiſtiſchen Neigungen auf halbem 
Wege entgegen, die, mag es paradox klingen, ſehr viel bürgerliche, demokratiſche 
Elemente enthielten. Dieſen Beſtrebungen, ebenſo wie der religiöſen Aufklärung 
galt Reventlows Kampf. Beides war ihm gleich ſehr verhaßt. Das hiſtoriſche 
Recht der Herzogtümer, zugleich ihren deutſchen Charakter, hieß es zu wahren 
ebenſo wie die alte Überlieferung der Religion. Sein Kämpfen um die politiſchen 
Ideale tritt naturgemäß mehr hervor als ſein ſtilleres Wirken für geiſtige Güter, 
für religiöſe Werte. Von ihren vielen Rechten war der Ritterſchaft als wejent- 
lichſtes geblieben und wieder und wieder beſtätigt worden das Steuerbewilli⸗ 
gungsrecht. Gegen dies Privileg zumal ſuchte Friedrich VI. vorzugehen, um 
damit den Baum an der Wurzel zu treffen. Und Reventlows erbitterter Wider⸗ 
ſtand galt ſolchem von Kopenhagen ausgehenden Machtſtreben. Nicht als ob 
die Ritterſchaft ſich geweigert hätte, Steuern zu zahlen, dem Staate, der auch 
ihr Staat war, zu geben, was des Staates war, aber ſie wollte ſich ihr altes Vor⸗ 
recht wahren, bei Ausſchreibung neuer Steuern — und die unruhigen Zeiten 
um die Jahrhundertwende machte dieſe öfter nötig — vorher befragt zu werden, 
ſie wollte ſich ſo einen letzten Anteil an der Regierung des Staates ſichern, wie 
er ihr von alters her als wohl verbrieftes Recht zuſtand. 

Die Kopenhagener Regierung trug den Sieg davon. Der Kampf, den die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Ritterſchaft mit Reventlow an der Spitze etwa ſeit 1799 
um ihre Privilegien führte und der von Brandt zum erſten Mal in ſeiner ganzen 
Bedeutung hervorgehoben worden iſt, endete 1802/03 mit einer völligen Nieder- 
lage des Adels. Reventlows Plan, durch eine Klage beim Reichsgericht gegen 
den eigenen Landesherrn zum Recht zu gelangen, wurde durch die unglüd- 
lichen politiſchen Verhältniſſe der Zeit vereitelt. Die Ritterſchaft nahm ſpäter 
ihre Fehde wieder auf, doch auch diesmal vergeblich. Der Rekurs an den Deut⸗ 
ſchen Bundestag wurde 1822, wie nicht anders zu erwarten, zugunſten des 
Königs entſchieden. Erſt die Erhebungsjahre brachten eine vorübergehende, 
die Jahre 1864 —1866 die endgültige Trennung von Dänemark, das Aufhören 
des Geſamtſtaates. 

Wohl tritt die Geſtalt des Emkendorfer Grafen in Brandts Buch überragend 
hervor. Doch iſt deſſen Inhalt nicht etwa mit einer Biographie des Mannes 
erſchöpft. Als weſentliches Ergebnis darf man herausſtellen, daß es dem Ver⸗ 
faſſer gelungen iſt, die Entſtehung eines deutſchen Nationalgefühls, das über 
ein bloßes Kulturgefühl doch weit hinausgeht, für Schleswig⸗Holſtein in dieſer 
Zeit darzulegen. Und der Träger dieſer Bewegung war Fr. Reventlow. Seine 
Gegnerſchaft gegen den König iſt nicht etwa nur — das ſei nochmals betont — 
als ſtändiſcher Kampf zu werten, wie es zuerſt ſcheinen könnte; der Adel war der 
rechtmäßige, und damals einzige, Vertreter der Landesrechte. Als Verfechter 
ſeiner eigenen ſtändiſchen Anſprüche war er im Grunde zugleich der Vorkämpfer 
für die Freiheit des ganzen Landes. Daß er ſich bewußt von Dänemark abkehrte, 
als dieſes den Anlauf nahm, die Herzogtümer ihrer Eigentümlichkeiten zu ent⸗ 
kleiden, daß er ſogar zeitweiſe den Gedanken einer Trennung erwog, geht aus 
den Darlegungen Brandts unzweifelhaft hervor. Es hat noch Jahrzehnte 
gedauert, bis Reventlows Saat reifte; nur ein kleiner Kreis war zunächſt für 
die neuen Ideen zu gewinnen, neben Reventlow traten 1815 die Männer der 
„Kieler Blätter“, Dahlmann, Hegewiſch, Falck, und als 1830 Lornſen zu wirken 
begann, dachten noch die wenigſten, auch Lornſen ſelbſt nicht, daran, dem König⸗ 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch XL. 1. 14 
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Herzog den Gehorſam aufzuſagen. Es mußten erſt die Ereigniſſe der 30 er und 
40 er Jahre kommen, die in Chriſtians VIII. Offenem Brief gipfelten, um das 
Eiſen glühend zu machen. Aber noch die Proviſoriſche Regierung von 1848 
hielt an dem Grundſatz der Legitimität feſt. Unter dem Gewiſſenszwieſpalt, 
ein getreuer Untertan des däniſchen Königs, des angeſtammten Landesherrn, 
zu ſein und andererſeits von ſeinem Deutſchtum nichts aufzugeben, hat damals 
mancher gelitten, ſo M. Claudius, ſo ſpäter J. G. Riſt. Die Entwicklung der 
Zeit etwa von 1815 bis 1848 konnte von Brandt jedoch, gemäß der Abſicht ſeines 
Buches, nicht ſo ausführlich behandelt werden wie die Frühzeit. 

Zur Begründung ſeiner Forſchungen ſtanden dem Verfaſſer eine Reihe 
neuer, unerſchloſſener Quellen zur Verfügung, oder vielmehr, es iſt ſein großes, 
von allen Seiten anerkanntes Verdienſt, dieſe Quellen erſchloſſen zu haben. 
Neben den teilweiſe ſchon benutzten Akten des Kieler Staatsarchivs holte er 
zum erſten Mal aus dem reichen Schacht des Ritterſchaftlichen Archivs in Itzehoe, 
der Gutsarchive in Altenhof und Lindenborg und des Kopenhagener Reichs⸗ 
archivs wertvolles Gut herauf. Sie alle boten ihm eine überreiche Fülle von 
Akten, privaten Aufzeichnungen, Briefen, zumal ſolchen von Fr. Reventlow. 
Daß auch das reiche gedruckte Material, deutſcher und däniſcher Herkunft, 
nicht vernachläſſigt wurde, bedarf kaum der Erwähnung. 

Verdient ſchon die Auffindung des Materials Anerkennung, ſo noch mehr 
die Ausnutzung, die Verarbeitung. In glänzender Darſtellung, die nie ermüdet, 
in ſcharfer Zeichnung der Perſönlichkeiten, die von allen Seiten beleuchtet hell 
vor uns erſtehen, Reventlow ſelbſt, Julia, König Friedrich VI., M. Claudius und 
zahlreiche andere, ſtets bemüht, das letzte herauszuholen, immer beſtrebt, nicht 
nur die zufällige Tatſache zu berichten, ſondern den Hintergrund zu zeichnen, 
von dem dieſe ſich abhebt, die großen Zuſammenhänge herauszuarbeiten und 
ſo auch die ſchleswig⸗holſteiniſche Geſchichte mit der geſamtdeutſchen zu verbinden, 
hat der Verfaſſer ein Werk geſchaffen, das, auf dem engeren Gebiet der Territo⸗ 
rialhiſtorie erwachſen, doch unbedingt als ein wichtiger Beitrag zur deutſchen 
Geſchichtsforſchung angeſehen werden kann. 

Mehrere Bilderbeilagen dienen zur Illuſtrierung des Textes, ein gutes 
Regiſter erleichtert die Benutzung des Buches, von dem ſchon nach zwei Jahren 
eine neue Auflage nötig wurde. 

Kiel. R. Bild. 


Otto Brandt, Zur Vorgeſchichte der ſchleswig⸗holſteiniſchen Erhebung. 
Berlin: Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte. 61 S. 
1,50 M. (Einzelſchriften zur Politik und Geſchichte. H. 16.) 

Gewiſſe Seiten, die in ſeinem größeren Werke nicht ſo deutlich heraus⸗ 
gearbeitet werden konnten, hat der Verfaſſer in einem Paralipomenon zuſammen⸗ 
gefaßt und unter dem Titel „Zur Vorgeſchichte der ſchleswig⸗holſteiniſchen Er⸗ 
hebung“ herausgegeben. Teilweiſe aus Vorträgen entſtanden, manches aus dem 
früheren Buche in großen Zügen wieder aufnehmend und in engerem Zuſammen⸗ 
hang mit dieſem ſtehend, iſt es doch durchaus als ein beſonderes Werk aufzu⸗ 
faſſen, das weſentlich Neues bringt, auch zur Abwehr von Angriffen dient, 
die vereinzelt erhoben worden waren. Mit dem 1916 erſchienenen Buche von 
Brock „Die Vorgeſchichte der Schleswig⸗Holſteiniſchen Erhebung“ will die Brandt⸗ 
ſche Arbeit nicht konkurrieren, ſie greift nur einzelne Seiten heraus, in einem 
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Punkt geht ſie freilich weit über Brock hinaus, indem ſie nämlich die Vorgeſchichte 
erheblich weiter zurückverlegt. Setzt Brock etwa mit dem Wiener Kongreß ein, 
ſo geht Brandt bis ins 18. Jahrhundert zurück, wie wir aus dem Emkendorf⸗ 
Buch zur Genüge erſahen. In der „Vorgeſchichte“ wird nun der Nachdruck 
nicht ſo fehr auf die Frühzeit gelegt als vielmehr die ſpätere Wirkung von Re⸗ 
ventlows Tätigkeit beleuchtet. Stand dieſer zuerſt ziemlich allein, ſo mehrte 
ſich nach und nach die Schar ſeiner Anhänger. In Kiel wurden 1815 die „Kieler 
Blätter“ gegründet, Männer wie Hegewiſch, Falck und als ſtärkſte Begabung 
Dahlmann taten ſich hier zuſammen. Nicht als ob ſie unbedingt in allen Punkten 
mit Reventlow übereingeſtimmt hätten, zwiſchen dem Adligen und den bürger⸗ 
lichen Profeſſoren beſtanden große Verſchiedenheiten, aber daß ſie mehr oder 
weniger ſtark von ihm beeinflußt waren, darf als ſicher gelten. Dahlmann 
wurde bislang als Begründer des⸗Schleswig⸗Holſteinismus angeſehen; dem⸗ 
gegenüber ſtellt Brandt auch hier die Bedeutung Reventlows feſt, ohne Dabl- 
manns Verdienſte ſchmälern oder gar leugnen zu wollen, ja er gibt ohne weiteres 
zu, daß „die ſchleswig⸗holſteiniſche Bewegung erſt nach 1815 als Teil der neuen 
großen deutſchen Nationalbewegung friſches Blut, ihr volles Angeſicht und auch 
ihre volle Tragfähigkeit erhalten hat“. Dieſe Ausführungen Brandts über 
Dahlmann wehren zugleich Angriffe ab, die z. B. von O. Scheel!) und C. Peter- 
fen?) gegen ihn erhoben wurden. Scheel ſieht in Dahlmann den Schöp- 
fer des ſchleswig⸗holſteiniſchen Gedankens; Peterſen beſtreitet eine Beeinfluſſung 
Dahlmanns durch Reventlow. Aber ohne Zweifel hat B. recht, wenn er her⸗ 
vorhebt, daß naturgemäß der jüngere, gerade in den Landesrechten unerfahrene 
Dahlmann von dem reiferen Reventlow gelernt hat und nicht umgekehrt, 
jedenfalls nicht in der erſten Zeit. Als Vermittler zwiſchen beiden diente Frz. H. 
Hegewiſch, Dahlmanns ſpäterer Schwager, der ſchon vor deſſen Eintreffen 
in Kiel jahrelang in Emkendorf ein⸗ und ausgegangen war?). Die ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Bewegung, ſo legt Brandt dar, iſt zu kompliziert, als daß man ſie 
durch Schlagwörter wie Liberalismus u. ä. erklären könne. Wohl ſteckt in Dahl⸗ 
mann manches Element des Liberalismus, aber ebenſoviel vom Konſervativen, 
und ſeine Beſchäftigung mit der Romantik, ſein perſönlicher Verkehr mit Adam 
Müller, Kleiſt, A. W. Schlegel, der im Winter 1813/14, wenn auch nur kurze. 
Zeit, in Kiel war, ſind gewiß nicht ohne Wirkung auf Dahlmann geblieben“), 


1) Otto Scheel, Der junge Dahlmann. Schriften der Baltiſchen Kommiſſion 
Bd. 2. Breslau 1926. 

2) Carl Peterſen, Nic. Falck in: Veröffentlichungen der Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen Univerſitäts⸗Geſellſchaft. 10. Breslau 1926. — In der Wiedergabe 
von Zitaten iſt P. nicht immer ganz ſorgfältig. Dadurch daß er — S. 108 — 
einen Teil eines von B. angeführten Reventlowſchen Satzes geſperrt druckt, 
verleiht er dieſen Worten ein Übergewicht über das folgende, das ihnen in Wirk⸗ 
lichkeit nicht zukommt. Auch das Zitat aus Luiſe Stolbergs Brief ijt — S. 104 — 
von P. ſinnentſtellend verkürzt worden. 

3) Vgl. W. Klüver, Frz. H. Hegewiſch in: Nordelbingen. Bd. 4. 1925. 

4) Gegenüber Scheel hat B. m. E. überzeugend nachgewieſen, daß Dahl- 
mann in ſeiner „Erſtlingsſchrift“ (1814) mit dem Ausdruck „Das Allgemeine 
des urkundlichen Rechts“ nicht die Untrennbarkeit der Herzogtümer gemeint hat, 
ſondern die Grundſätze der Freiheit, die er in den Privilegien enthalten fand. 
Und ebenſo hat Brandt Scheel gegenüber dargetan, daß Dahlmann den Satz 
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Die mannigfaltigſten Ideen kamen und wirkten zuſammen, um die ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Bewegupg zuftande zu bringen, konſervativ⸗romantiſche, rationa⸗ 
liſtiſch⸗ liberale, radikal⸗demokratiſche, und treffend weiſt Brandt am Schluſſe 
ſeiner Arbeit darauf hin, wie dieſe Buntheit ſich am deutlichſten in der Zuſammen⸗ 
ſetzung der Proviſoriſchen Regierung von 1848 zeigt, die alle Schattierungen 
vom Hoch⸗Konſervativen bis zum Radikalen in ſich enthielt. Der Anhang bringt 
eine ſehr bezeichnende, freilich recht parteiiſch gefärbte Schilderung des Kieler 
Kreiſes von 1815, die der handſchriftlichen „Zeitgeſchichte“ von A. v. Hennings, 
dem adelsfeindlichen Aufklärer, entſtammt. 
Kiel. R. Bülck. 


Otto Brandt, Heinrich Rantzau und ſeine Relationen an die däniſchen 
Könige. Eine Studie zur Geſchichte des 16. Jahrhunderts. München 
und Berlin: R. Oldenbourg. 114 S., 4 Taf. 8°. 1927. Broſch. M. 5.—, 
in Leinen M. 7.20. 

Seit Ranke zuerſt die relazioni der venetianiſchen Geſandten in den Dienſt 
der Geſchichte ſtellte und damit ein ungeahntes Licht erſchloß, weiß man, welche 
wertvolle Quelle derartige Nachrichten für die Geſchichtswiſſenſchaft bilden, 
ohne daß man freilich die Einſeitigkeit auch dieſer Berichterſtattung hat ver⸗ 
kennen wollen. Relationen bilden nun auch die Grundlage der Veröffentlichung 
von O. Brandt, Relationen von einem Manne jedoch, der nicht einſeitig gebun⸗ 
den war wie mehr oder weniger die Geſandten in ihren Briefen, der vielmehr 
als Privatmann von allen Seiten Berichte ſammelte und ſie an ſeinen Landes⸗ 
herrn weitergab. Durch Reichtum unabhängig, dabei durch Überlieferung, 
Geſinnung, Dienſtſtellung ſeinem König verpflichtet, hochbegabt, erfüllt von der 
Bildung ſeiner Zeit, bekannt mit den Großen der damaligen Welt, überallhin 
ſeine Fühlhörner ausſtreckend, die Zuſammenhänge leicht erkennend, mit ſchar⸗ 
fem Auge und klarem Urteil ausgerüſtet, empfänglich für Fehler und Vorzüge 
bei Freund und Feind, war H. Rantzau, deſſen 400. Geburtstag ſein Heimatland 
Schleswig⸗Holſtein im vorigen Jahre feierte, wie kaum ein anderer für ein ſolches 
Amt vorbeſtimmt. An zahlreichen Orten hatte er ſeine „Korreſpondenten“, 
die von Zeit zu Zeit ihm als einer Art Nachrichtenzentrale für den Norden ihre 
„Zeitungen“ übermittelten; mancher Große ſuchte ihn auch wohl perſönlich in 
Segeberg auf, wo Rantzau meiſtens ſeine Statthalterſchaft ausübte. Mit groß⸗ 
artiger Gaſtfreundſchaft wurden ſie dort von ihm aufgenommen. Indes nicht nur 
als unbeteiligter Zuſchauer ſtand Rantzau den Ereigniſſen gegenüber, oft genug 
konnte er ſeine diplomatiſche Geſchicklichkeit als Unterhändler bewähren, manchen 
Streit half er ſchlichten, wobei ihm die Fülle ſeiner Beziehungen zuſtatten kam. 
Eine überreiche Menge von Relationen ſtand dem Verfaſſer zur Verfügung. 
Das Staatsarchiv zu Kiel, beſonders aber das Kopenhagener Reichsarchiv be⸗ 
wahrten dieſe zum größten Teil noch ungenutzten Schätze. Worauf es ankam, 
war, dieſen Überfluß zu ſichten. Denn war es zuerſt geplant geweſen, die Be⸗ 
richte in Regeſtenform vor dem Leſer auszubreiten, ſo mußte dieſe Abſicht bald 
aufgegeben werden. Der Verfaſſer hat ſtatt deſſen den weſentlichen Inhalt 
der etwa tauſend Relationen zuſammenfaſſend dargeſtellt, uns ſo ein Bild von 


aus den Privilegien „Dat ſe bliven ewich toſamende ungedelt“ zum erſten 
Male in der ‚Unmittelbaren Vorſtellung' der Ritterſchaft an den König vom 
8. Okt. 1816 beſonders hervorgehoben hat. 
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dem erſtaunlichen Reichtum dieſer Berichte übermittelnd, die ſich über die 
Jahre von 1555 bis 1598, Rantzaus Todesjahr, erſtrecken. 

Unter drei däniſchen Königen, Chriſtian III., Friedrich II. und Chriſtian IV., 
hat Heinrich Rantzau als Statthalter gewirkt, ihnen allen treue Dienſte leiſtend, 
bis der mehr als 70 jährige kurz vor feinem Tode den jungen König Chriſtian IV. 
um ſeine Entlaſſung bat, nicht ganz ohne Zwang, da die Gegenſätze zwiſchen dem 
jugendlichen Fürſten und dem greiſen Ratgeber zu tief waren und jener ſich 
Rantzau feindlichen Einflüſſen zugänglich zeigte. An dieſe ſeine Landesherren 
nun hat Rantzau feine Berichte geſandt. Und da iſt kaum eine Geſtalt von. 
Bedeutung, kaum ein Ereignis von Gewicht in der damaligen Welt, das fich- 
in dieſen Relationen nicht irgendwie widerſpiegelte. Die Verhältniſſe des⸗ 
eigenen Landes nehmen naturgemäß einen breiten Raum ein, ſo die Unter⸗ 
werfung Dithmarſchens durch die vereinigte Macht des Königs und der beiden 
holſteiniſchen Herzöge im Jahre 1559, aber auch die Beziehungen des Adels, 
von deſſen Vertretern Rantzau der vornehmſte und einflußreichſte war, zum 
Landesfürſten, ferner Fragen der Verwaltung, der Volkswirtſchaft, wie die da⸗ 
mals geplante Kanalverbindung zwiſchen Nord- und Oſtſee. Der lokalgeſchicht⸗ 
liche Inhalt der Rantzauſchen Relationen würde ſicher im einzelnen noch große 
Ausbeute gewähren und die ſchon fo reich entwickelte Schles wig⸗Holſtein⸗ 
Literatur um ein bedeutendes vermehren. 

Wichtiger noch, ſchon weil für die Fürſten ſchwerer zugänglich, war, was 
Rantzau über außenpolitiſche Dinge berichten konnte. Dahin gehörte das Ver⸗ 
hältnis zu den Nachbarſtädten Lübeck und Hamburg, mehr noch das zum Kaiſer. 
Von der Sorge der Chriſtenheit, der Türkennot, weiß Rantzau vielerlei zu er⸗ 
zählen. Polen, Dänemarks Feind, gibt manchen Stoff her, Rußland beginnt 
zu erwachen und drohend ſeine Macht nach Weſten vorzuſchieben; er empſiehlt 
dringend ein Bündnis mit dieſem mächtigen Reich, zur Sicherung gegen Polen 
und Schweden. Regen Anteil erweckt bei dem proteſtantiſchen Humaniſten 
der Aufſtand der Niederlande gegen Spanien. Hier kommt ein perſönliches 
Intereſſe des reichen Adligen hinzu, der an die Stadt Antwerpen eine namhafte 
Summe Geldes verliehen hatte, abgeſehen von den ſeit langem beſtehenden 
Beziehungen der Niederlande zu den Herzogtümern. Mit ſeinem Herzen ſtand 
Rantzau auf der Seite der Holländer, wie er auch mit Abſcheu von den Greueln 
der Bartholomäusnacht ſpricht. Über die Hinrichtung Egmonts und Hoorns 
berichtet er genaue Einzelheiten, und auch über Oraniens Mörder hat er ſo⸗ 
gleich manches in Erfahrung gebracht. Voll Hoffnung wendet Rantzau ſeine 
Blicke nach England und der Königin Eliſabeth. Eifrig verfolgt er den Kampf 
zwiſchen England und Spanien, die Zurüſtung und den Untergang der großen 
„Armada“. Spaniens Politik hatte ihn, wie die ganze proteſtantiſche Welt, 
mit großer Unruhe erfüllt. Philipps II. geheime Pläne, ſeine Abſichten auf 
Portugal, die Schickſale innerhalb ſeiner Familie, das Ende des Don Carlos, 
alles findet ſeinen Niederſchlag in H. Rantzaus Relationen. 

Gewährt uns ſo der kurze Überblick über den Inhalt der Relationen ein 
zwar knappes, doch eindringliches Bild der Weltverhältniſſe in der Zeit der 
Gegenreformation und können wir erſehen, wie ein zuverläſſiger, faſt gleich⸗ 
zeitiger „Nachrichtendienſt“ ſchon im 16. Jahrhundert, alſo vor dem Aufkommen 
gedruckter Zeitungen, auch dem Norden zu eigen war, ſo verſteht Brandt ebenſo, 
uns Rantzau ſelbſt in einer längeren Einleitung nahe zu bringen. Sein Lebens⸗ 
gang, ſein fürſtlicher Reichtum, ſein warmes Intereſſe für die Künſte, ſeine 
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außergewöhnlich ſtattliche Bibliothek, feine Bemühungen um die Volkswirt⸗ 
ſchaft, all das wird uns vorgeführt und dient als Folie für die Wirkſamkeit H. 
Rantzaus als Staats mann, als den wir ihn in den Relationen erſtmalig aufs 
glänzendſte kennen lernen. 

Kiel. R. Vile. 


Zur Geſchichte der Preußiſchen Verwaltung im Regierungs⸗ 
bezirk Düſſeldorf. Im amtlichen Auftrage zur Einweihung des 
neuen Regierungsgebäudes verfaßt von Regierungsrat Dr. Bammel. 
Mit einer Beſchreibung des Neubaus von Regierungs⸗ und Baurat 
v. Saltzwedel. Düſſeldorf 1912. 40. 103 S. 

Dasſelbe. Herausgegeben aus Anlaß der tauſendjährigen Zugehörig⸗ 
keit der Rheinlande zum Deutſchen Reiche. Düſſeldorf 1925. 40. 
116 S. 

Es iſt nicht das erſtemal, daß eine Jubelfeier den Anlaß gegeben hat, einen 
geſchichtlichen Rückblick über die Tätigkeit einer der weſtlichen Bezirksregierungen 
Preußens herauszugeben. So iſt der Feier des fünfzigjährigen Beſtehens der 
Regierung zu Trier ein ebenſo gründliches wie umfaſſendes dreibändiges Werk 
zu verdanken, das der Trierer Regierungsrat Beck unter dem Titel „Beſchreibung 
des Regierungsbezirks Trier“ (Trier 1868 —1871) geſchrieben hat. Darin ift 
Entwicklung und Tätigkeit der dortigen Regierung in einer Weiſe behandelt, 
die weit über den Rahmen einer Behördengeſchichte hinausgreift. Becks Arbeit 
bildet noch heute ein wertvolles Handbuch, aus dem ſich der Geſchichtsfreund 
über die Vergangenheit desjenigen Landesteiles unterrichten kann, der unter 
preußiſcher Herrſchaft der Trierer Regierung als Verwaltungsbezirk zugewieſen 
wurde. 

Ein ganz anderer Anlaß war es, der die Regierung in Düſſeldorf bewogen 
hat, eine Denkſchrift auf geſchichtlicher Grundlage herauszugeben. Es handelte 
ſich um die Einweihung eines neuen Regierungsgebäudes. Das prägt ſich ſchon 
darin aus, daß über ein Viertel des geſamten Buches der Beſchreibung des Neu⸗ 
baues gewidmet iſt. Der Baubeſchreibung geht ein geſchichtlicher Überblick 
voraus. In ihm ſchildert der Verfaſſer, Regierungsrat Dr. Bammel, im weſent⸗ 
lichen von 1609 an als dem Jahre der politiſchen Verbindung des Herzogtums 
Kleve mit Brandenburg in knappen Zügen Werden und Wirken der kleviſchen 
Verwaltung, insbeſondere der Regierung zu Kleve, die man als die Keimzelle 
der ſpäteren Regierung zu Düſſeldorf anſehen kann. Allerdings hat ſie ihre 
wichtigſten Verwaltungsbefugniſſe im Jahre 1723 an die neugegründete Kriegs⸗ 
und Domänenkammer in Kleve abgetreten und iſt dann in der Hauptſache 
Gerichtsbehörde geblieben und daher folgerichtig im Jahre 1749 mit dem dortigen 
Hofgerichte vereinigt worden. Es iſt demnach begründet, daß Bammel ſich bei 
der weiteren geſchichtlichen Darſtellung der Kriegs⸗ und Domänenkammer in 
Kleve und ihrer Wirkſamkeit zuwendet, die aber nach dem Einmarſch der fran⸗ 
zöſiſchen Revolutionsheere (1794) und der Abtretung des linken Rheinufers 
an Frankreich nur noch kurze Zeit in Weſel ein kümmerliches Daſein führte. 
In einem kurz gehaltenen zweiten Teile (S. 31—34) behandelt Bammel ſo⸗ 
dann die Verwaltung des franzöſiſchen Roerdepartements, dem unter der Fremd- 
herrſchaft die linksrheiniſchen Teile des Regierungsbezirks Düſſeldorf angehörten, 
das Großherzogtum Berg auf dem rechten Rheinufer (ſeit 1806) und die Über⸗ 
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gangszeit bis zum Jahre 1816. Der nun folgende dritte Teil umfaßt die ganze 
zweite Hälfte der geſchichtlichen Darſtellung (S. 35— 72). Er behandelt für die 
geſamte preußiſche Zeit von 1816 bis 1911 die Wirkſamkeit der Regierung zu 
Düſſeldorf und anſangs auch der am 1. Januar 1822 mit ihr vereinigten kleinen 
Regierung zu Kleve nach den verſchiedenen Seiten ihrer amtlichen Tätigkeit. 
Dieſer dritte Teil zerfällt wieder in zwei Unterabteilungen, und zwar durch die 
zeitliche Grenze des Jahres 1866 (S. 49). Dasſelbe iſt deshalb gewählt, weil 
dann ein halbes Jahrhundert feit der Einrichtung der Behörde bergangen war. 
Eine innere Begründung in Entwicklung und Wirken der Behörde liegt dieſem 
Einſchnitte nicht zugrunde. Den Schluß des geſchichtlichen Teiles bildet ein 
Verzeichnis der Regierungspräſidenten (S. 72). Eine reiche Zahl hübſcher und 
lehrreicher Abbildungen ſowie einige geſchichtliche Karten tragen weſentlich 
dazu bei, den geſchichtlichen Stoff durch Veranſchaulichung zu beleben. 


Die Tauſendjahrfeier der Rheinlande, die ſich auf literariſchem, insbeſondere 
auf geſchichtlichem Gebiete ſo überaus reichlich ausgewirkt hat — in vielen 
Fällen ſogar reichlicher, als wünſchenswert war — hat die Düſſeldorfer Re⸗ 
gierung veranlaßt, Bammels Buch in veränderter Form neu herauszugeben. 
Dem lag der leitende Gedanke zugrunde, die Schrift unter Beibehaltung des 
Bammelſchen Textes über das Jahr 1911 hinaus bis zur Gegenwart fortzu⸗ 
führen. Es iſt das ein Gedanke, dem die neuartigen Aufgaben, die in der Zeit 
des Weltkrieges und der bewegten Folgezeit an die Verwaltung herantraten, 
die innere Berechtigung geben. Man mag dagegen einwenden, daß der nötige 
zeitliche Abſtand da noch fehle, der für das Erkennen der inneren Zuſammen⸗ 
hänge und für unbefangene Wertung Vorausſetzung iſt. Aber auch der Hiſto⸗ 
riker wird den nicht zu unterſchätzenden Vorteil einräumen, der darin liegt, 
daß eine derartig bedeutungsvolle und an Mannigfaltigkeit des Geſchehens 
reiche Zeitſpanne von ſachverſtändigen Bearbeitern aus der Behörde ſelbſt, die 
im vollen Fluß der Entwicklung geſtanden und an ihr mitgewirkt haben, lite⸗ 
rariſch feſtgelegt wird als wertvolle Baſis zukünftiger Geſchichtſchreibung. 
Es iſt durchaus begrüßenswert, daß dieſer neueſten Zeit des Wirkens der Düſſel⸗ 
dorfer Regierung ein erheblicher Raum in der Neuauflage eingeräumt worden 
iſt. Um dafür Platz zu gewinnen, ohne das Buch über den bisherigen Umfang 
hinaus allzuſehr zu erweitern, hat man die Beſchreibung des Neubaues der 
Regierung ganz fallen gelaſſen. Ja, man iſt noch weiter gegangen und hat 
auch die Abbildungen fortgelaſſen, die eine Zierde des Bammelſchen Buches 
bildeten, bis auf einige Abbildungen des Regierungsgebäudes und ſeiner Teile, 
die nach dem Fortfall der Baubeſchreibung wenig Berechtigung mehr haben. 


Leider iſt das Hineinarbeiten der neuen Beſtandteile in den Text des 
Bammelſchen Buches nicht immer in der wünſchenswerten Weiſe geglückt. 
Bammel hatte im dritten Teile ſeines Buches einen Einſchnitt mit dem Jahre 
1866 gemacht (vgl. S. 47—49). In der Neuauflage iſt aus der zweiten Hälfte 
dieſes Teiles ein neuer, bis zur Gegenwart fortgeführter vierter Teil geworden 
S. 49—116). Derſelbe beginnt mit der Reichsgründung, geht aber nach wenigen 
Zeilen gleich zum Weltkrieg, der Beſetzung durch die feindlichen Mächte und der 
Bewegung des Separatismus über. Erſt von S. 67 an werden wieder Teile 
des Bammelſchen Textes aus der Zeit vor 1914 eingeſchoben. Auf ſolche Weiſe 
iſt nicht nur dieſe Zeit gegenüber der neueſten Entwicklung etwas zu ſehr be⸗ 
ſchnitten worden. Es leidet auch die Überſichtlichkeit des Ganzen. 
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Damit iſt einer der Einwände berührt, die gegen Bammels Buch ebenſo 
wie gegen die erweiterte Neuauflage zu erheben ſind: die große Unüberſichtlich⸗ 
keit, die durch Aufbau und Anordnung des Stoffes entſtanden iſt. 
Der geſamte geſchichtliche Stoff iſt nach Zeitabſchnitten und innerhalb derſelben 
wieder nach ſachlichen Geſichtspunkten eingeteilt. Daher kommt es, daß inner⸗ 
halb der Zeitabſchnitte dieſelben ſachlichen Unterabteilungen ſich immer wieder⸗ 
holen, ohne daß ein Zuſammenhang beſteht. Wer ſich alſo über beſtimmte 
Gegenſtände und Arbeitsgebiete der Regierung unterrichten will, muß an den 
verſchiedenſten Stellen nachſuchen: z. B. über das Steuerweſen an fünf ver⸗ 
ſchiedenen Stellen (S. 16ff., 21, 26, 46, 106 ff.), über Domänen an vier Stellen 
(S. 14, 21, 24, 46), ebenſo über die Entwicklung der Induſtrie (S. 26, 43, 49, 
68 ff.). Bei einer ſolchen Anlage durfte wenigſtens eine genaue Inhaltsüberſicht 
nicht fehlen, wenn man von einem bei der Mannigfaltigkeit des Stoffes durchaus 
erwünſchten Regiſter abſehen will. Da aber beides fehlt, entſteht eine Unüber⸗ 
ſichtlichkeit, die nicht allein die Benutzung erſchwert, ja ſogar den Zweck des 
Buches, weiteren Kreiſen die Möglichkeit zu bieten, ſich über Aufgaben und 
Wirkſamkeit der Behörde zu unterrichten, ernſtlich gefährdet. Wäre es nicht 
möglich geweſen, einleitend die Grundzüge der äußeren Entwicklung zu bringen 
und anſchließend wenigſtens die wichtigſten Arbeitsgebiete in Form von ge⸗ 
ſchichtlichen Querſchnitten in geſonderten Kapiteln zu behandeln? 

Neben dieſen Bedenken, die Aufbau und Anordnung betreffen, ſind auch 
ſolche ſachlicher Art zu erheben. Es finden ſich Unrichtigkeiten, die ſchon durch 
ausreichende Benutzung der bereits vorliegenden Literatur hätten vermieden 
werden können. So iſt z. B. die Rheinſtrombaudirektion nicht erſt im Jahre 
1858 eingerichtet worden (S. 42), ſondern bereits mit Beginn des Jahres 1851 
in Tätigkeit getreten (vgl. M. Bär, Die Behördenverfaſſung der Rheinprovinz 
ſeit 1815, Bonn 1919, S. 304). Unrichtig iſt ferner die Angabe, daß der Gewerbe⸗ 
rat ſeit 1890 der Regierung angehört habe (S. 69, Bammel S. 51). Erſt ein 
Erlaß vom 27. April 1891 hat die Gewerberäte als Regierungs⸗ und Gewerbe⸗ 
räte in das Kollegium der Regierung verſetzt (vgl. Geſetzſammlung, S. 165, 
auch Bär, a. a. O., S. 342). 

Schließlich hätte auch aus der Literatur ſowohl wie aus den Verwaltungs⸗ 
akten noch mancher wichtige und für die Wertung des Geleiſteten bedeutungs⸗ 
volle Gegenſtand herausgeholt werden können, der in einer ſolchen Denkſchrift 
nicht fehlen durfte. 

Es iſt ein geradezu empfindlicher Mangel, daß die Kultivierung der Bönning⸗ 
hardter Heide zwiſchen Iſſum und Alpen, die als ein Ruhmesblatt der preußi⸗ 
ſchen Verwaltung am Niederrhein bezeichnet werden kann, nicht behandelt iſt. 
Noch zur Zeit der franzöſiſchen Herrſchaft ein unfruchtbares Odland, iſt ſie heute 
ein von Ackerparzellen durchbrochener Nadelwald dank der geleiſteten Kultur⸗ 
arbeit, auf die ſchon in dem von Joſ. Hanſen im Jahre 1917 herausgegebenen 
Sammelwerke „Die Rheinprovinz 1815—1915“, Bd. I, S. 71, hingewieſen 
iſt. Es liegt aber auch ein beſonderes Büchlein über die Anfänge dieſer Melio- 
rationen vor, deren Durchführung ſeit 1897 durch die aus dem Weſtſonds 
gewährten Beihilfen ermöglicht wurde (vgl. Oechſner, Denkſchrift über die 
Bönninghardt, Xanten 1908). 

Auch für die Forſtverwaltung gilt das, was über die Meliorationen 
geſagt iſt. Wenn ſie zwar in der Neuauflage etwas beſſer weggekommen iſt, 
als bei Bammel, für den ſie gar nicht zu beſtehen ſcheint, ſo iſt doch das in ihr 
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Geſagte noch recht dürftig. Die Angaben auf S. 83 über die Aufforſtungs⸗ 
tätigkeit in den Gemeindewaldungen geben zudem ein ganz falſches Bild. Sie 
erwecken den Anſchein, als ob die Aufforſtungen mit ſtaatlicher Beihilfe im 
Gemeindewald der Rheinprovinz erſt 1897 begonnen haben, während ſie ſchon 
1854 einſetzten. Seitdem find bis 1920 rund 3%, Millionen den Gemeinden 
als Beihilfen von Staat und Provinz gewährt worden, zuerſt aus dem Eifel⸗ 
fonds und dann aus dem Weſtfonds. Davon ſind in der ganzen Provinz über 
38 400 ha aufgeforſtet worden. Von dieſer Fläche fallen auf den Regierungs- 
bezirk Düſſeldorf 1866, 4 ha. Die dafür von Staat und Provinz gewährten 
Beihilfen, die ſich von 1882 an nachweiſen laſſen, haben 154941 Goldmark 
betragen und nicht bloß 19928, wie angegeben wird. Ein Hinweis auf die um⸗ 
fangreichen Odlanduufforftungen, die im 19. Jahrhundert längs der holländiſchen 
Grenze von Erkelenz bis Goch erfolgten (vgl. dazu Hanſen, a. a. O., S. 71), 
durfte nicht fehlen. : 

Daß ſchon in der Zeit vor der franzöſiſchen Fremdherrſchaft die preußiſche 
Verwaltung am Niederrhein auch auf forſtwirtſchaftlichem Gebiete Hervor⸗ 
ragendes geleiſtet hat, ſcheint den Verfaſſern gar nicht bekannt geweſen zu ſein, 
obwohl auch darüber ſchon Literatur vorliegt. So hat der franzöſiſche Unter⸗ 
präfekt des Arrondiſſement Kleve A. J. Dorſch in ſeiner 1804 zu Köln erſchie⸗ 
nenen Statistique du Département de la Roer der früheren preußiſchen Forſt⸗ 
verwaltung hohes Lob gezollt. Er erklärte die Waldungen auf ehemals preu⸗ 
ßiſchem Gebiete zwiſchen Geldern, Kanten und Nymwegen für die ſchönſten des 
ganzen Departements. Ihre Erhaltung ſei der Sorgfalt der preußiſchen Forſt⸗ 
verwaltung zu verdanken, die Dorſch als eine ausgezeichnete („excellente“, 
vgl. S. 299) bezeichnet. Ein ſolches Urteil, das um fo höher einzuſchätzen ijt, 
als es aus dem Munde des Gegners kommt, durfte in einer Schrift nicht fehlen, 
die neben der äußeren Entwicklung doch auch die Leiſtungen der preußiſchen 
Verwaltung innerhalb des Regierungsbezirks Düſſeldorf weiteren Kreiſen 
vorführen will. Ein Hinweis auf dieſes günſtige Urteil über die preußiſche 
Forſtverwaltung von Seiten eines franzöſiſchen Beamten, den man als korre⸗ 
ſpondierendes Mitglied der Société d' Agriculture des Seine⸗Departements 
als Sachkenner anſehen kann, wäre gerade in der jetzigen Zeit wertvoll geweſen, 
in der ſo oft von der anderen Seite die Verdienſte der franzöſiſchen Verwaltung 
um das Rheinland hervorgehoben werden. 

Auch auf anderen Gebieten hätte Weſentliches beſſer berückſichtigt werden 
ſollen, z. B. bei dem Geſundheitsweſen die wichtige Frage der Seuchen⸗ 
bekämpfung. Schließlich wäre auch über die leitenden Beamten, die Re⸗ 
gierungspräſidenten, wohl etwas mehr zu ſagen geweſen. Es waren doch 
unter ihnen einige recht intereſſante und bedeutende Perſönlichkeiten, z. B. 
Kühlwetter, ein geborener Düſſeldorfer, der in bewegteſter Zeit, im Revo⸗ 
lutionsjahre 1848, im Miniſterium v. Auerswald⸗Hanſemann eine bedeutſame 
Rolle geſpielt hat (vgl. Allgem. Deutſche Biographie, Bd. 17, S. 322 ff.). 
Über den erſten Präſidenten, der die Düſſeldorfer Regierung von ihrer Ein⸗ 
richtung an bis zu ſeiner Ernennung zum rheiniſchen Oberpräſidenten 1831 
leitete, Philipp v. Peſtel, ſind ja ein paar Worte geſagt (S. 37). Ein etwas 
ſtärkeres Eingehen auf ſein Wirken wäre inſofern wünſchenswert geweſen, als 
es die Fülle der Aufgaben deutlicher gemacht hätte, die der preußiſchen Ver⸗ 
waltung gerade im Anſchluß an die Fremdherrſchaft auch am Niederrhein 
harrten. Man hat doch nicht ohne Vorbedacht einen Mann wie Peſtel nach 
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Düſſeldorf geſetzt, der als Organiſationskommiſſar der preußiſchen Verwaltung 
ſich beſondere Erfahrung und Kenntnis ihrer Belange erworben hatte. Ein- 
gehendere Beſchäftigung mit den leitenden Beamten würde auch über die 
Geſichtspunkte, die bei der Beſetzung ihrer Stellen maßgebend waren, Auf⸗ 
ſchlüſſe geben und damit die Kenntnis der preußiſchen Perſonalpolitik 
im Rheinlande fördern. 

Dieſe Auslaſſungen ſollen aber die Freude an den beiden hübſchen und 
lehrreichen Schriften nicht beeinträchtigen. Hätte auch das geſchichtliche Bild 
von dem Wirken der Behörde erheblich reichhaltiger und lebensvoller geſtaltet 
werden können, ſo iſt doch zu berückſichtigen, daß gar keine ausgeſprochene 
Geſchichte der Düſſeldorfer Regierung gegeben, ſondern nur, wie der Titel 
beſcheiden andeutet, Ausführungen „zur Geſchichte“ derſelben gebracht werden 
ſollen. Ihr beſonderer Wert liegt in der Einführung in die Aufgaben, welche 
die Bezirksregierung in der jüngſten Vergangenheit beſchäftigten. Die gemachten 
Einwände und Ausſtellungen ſollen aber darauf hinweiſen, wie notwendig es 
iſt, daß bei derartigen geſchichtlichen Denkſchriften, die von Verwaltungs⸗ 
beamten über ihre Behörde geſchrieben werden, auch die hiſtoriſchen Belange 
ſtärker berückſichtigt werden, weil dadurch das gegebene Bild weſentlich reicher 
wird. Nur auf dieſem Wege vermag man dem großen Ziele näher zu kommen, 
nämlich die Grundlagen zu ſchaffen, auf denen eine Geſchichte der preußi- 
ſchen Verwaltung im Rheinlande aufgebaut werden kann. Zu einer 
ſolchen iſt bereits in Bärs Buche über die Behördenverfaſſung der Rheinprovinz 
ein Anfang gemacht, inſofern als die äußere Entwicklung der Verwaltungs⸗ 
behörden geſchildert wird. Es iſt auch beabſichtigt geweſen, anſchließend daran 
die innere Entwicklung, das Wirken und die Kulturarbeit der preußiſchen 
Verwaltung am Rhein in einem beſonderen Buche darzuſtellen. Die Aus⸗ 
führung ſcheiterte aber daran, daß ſie einem Verwaltungsbeamten übertragen 
wurde, der nicht mit geſchichtlichen Arbeiten vertraut war und der daher die 
Fülle des in den gewaltigen Aktenmaſſen der Verwaltungsbehörden beruhenden 
Stoffes nicht zu meiſtern vermochte. So kommt es, daß dieſer wichtige Teil der 
rheiniſchen Verwaltungsgeſchichte bis heute noch ungeſchrieben iſt. 


Koblenz. Dr. H. Schubert. 
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Edm. Michael, Die ſchleſiſche Kirche und ihr Patronat im Mittelalter 
unter polniſchem Recht. Hoffmann u. Reiber, Görlitz. 
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Hedwig Rau, Geſchichtsphiloſophiſche Gedanken bei H. v. Treitſchke. 
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Hans Joachim Seeger, Weſtfalens Handel und Gewerbe vom 9. bis 
zum Beginn des 14. Jahrhunderts (Studien zur Geſchichte der Wirt⸗ 
ſchaft und Geiſteskultur herausgegeben von R. Häpke. Bd. 1). Karl 
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Heinrich Ulmann, Die Kandidatur preußiſcher Prinzen für den ſou⸗ 
veränen griechiſchen Fürſtenthron im Juni 1830. (S.⸗A. Pommerſche 
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Helmuth Wolff, Geſchichtsauffaſſung und Politik in Bismarcks Be⸗ 
wußtſein. R. Oldenbourg, München, 1926. Br. 7,50 M. 


Der Nerkantilismus in Brandenburg-Preußen, 


Bon 
Hugo Radel. , 


Die im Auftrage der akademiſchen Kommiſſion für Herausgabe der 
Acta Borussica von mir bearbeitete Geſchichte der Handels⸗, Zoll⸗ und 
Akziſepolitik Brandenburg⸗Preußens im 17. und 18. Jahrhundert iſt 
nunmehr vollendet. Nachdem der erſte Band, die Zeit bis 1713 um⸗ 
faſſend, 1911, der zweite (Doppel⸗) Band, der die Regierungszeit Friedrich 
Wilhelms J. darſtellt, 1922 erſchienen iſt, befindet ſich nun der dritte und 
letzte Hauptteil, die Regierungszeit Friedrichs II. behandelnd, im Druck 
und dürfte im Laufe des Jahres 1928 erſcheinen. Es iſt in dieſem wie 
auch in den vorangegangenen Hauptteilen des Werkes mit gutem Bedacht 
darauf verzichtet worden, zuſammenfaſſende Überfichten beizufügen, weil 
es darauf ankam, lediglich das urkundliche Material ſprechen zu laſſen 
und von Darlegungen, die irgendwie ſubjektive Urteile enthalten konnten, 
abzuſehen. Außerhalb der akademiſchen Veröffentlichung aber jenes 
wichtige Gebiet der Staatstätigkeit, die leitenden Gedanken und die 
weſentlichen Züge auf Grund des geſammelten Materials in einem ge⸗ 
drängten Abriß zu ſchildern, erſchien um ſo mehr angezeigt, als der 
Gegenſtand bisher — ſoweit ich erkennen kann — nur von Schmoller in 
ſeinem Grundriß der Allgemeinen Volkswirtſchaftslehre, Teil II, S. 595 
bis 599, zuſammenfaſſend behandelt worden iſt, was dort natürlich nur 
in Umriſſen geſchehen konnte. Die Wirtſchaftspolitik Friedrichs des Großen 
zwar hat von jeher eingehende literariſche Beachtung gefunden, doch 
meiſtens mit beſtimmter Tendenz, für oder gegen; aber auch objektivere 
und neuere Darſtellungen — Schmollers (Studien uſw.) in ſeinem Jahr⸗ 
buch 8, 10, 11, Koſers in ſeiner Geſchichte König Friedrichs II., 1900/01, 
Bd. I, ©. 423—456, II, S. 384—423, Hinges in Acta Borussica, Seiden⸗ 
Induſtrie, III, S. 282—311, und in Die Hohenzollern und ihr Werk 
(1915, S. 353— 356, 381-385) — können immerhin durch neu erforſchtes 
Material in vieler Hinſicht ergänzt werden. 

Die hier verſuchte Schilderung wird zugleich als Einleitung und 
Richtweiſer für den oben angekündigten letzten Hauptteil der akademiſchen 
Veröffentlichung dienen können. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XL. 2. 15 
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Eine kritiſche Stellungnahme oder ein Eingehen auf die kritiſche 
Literatur iſt abſichtlich unterblieben; es ſei dafür auf Schmollers Studien, 
Jahrb. 8, S. 1—13 hingewieſen. 


Die preußiſche Wirtſchaftspolitik hat ihre entſcheidende Wende er⸗ 
fahren mit der Einführung der Gewerbefreiheit, 1810, und der Zoll⸗ 
geſetzgebung von 1818. Vordem war ſie „merkantiliſtiſch“, mit welchem 
Ausdruck man jene im 17. und 18. Jahrhundert weitaus vorherrſchende 
Wirtſchaftspolitik bezeichnet, die ausſchließlich vom Staate gehandhabt, 
auf Zuſammenfaſſung und Einheit im inneren, ſchroffen Abſchluß nach 
außen ausging. Der Merkantilismus war, wie zumal Schmoller hervor⸗ 
gehoben hat, eine geſchichtlich notwendige Erſcheinung überall, wo aus 
dem Vielerlei von ſtädtiſchen und landſchaftlichen Körperſchaften ſtaat⸗ 
liche Machtgebilde entſtehen ſollten; er war ſelbſt Staatsbildung und zu⸗ 
gleich Volkswirtſchaftsbildung!). Die Zuſammenfaſſung der ver⸗ 
ſchiedenen ſich hemmenden und bekämpfenden Wirtſchaftsintereſſen von 
Grundherren, Kaufleuten, Zünften und Städten und ihre Einordnung 
in ein höheres Ganze, eben die Bildung von Volkswirtſchaften, war gar 
nicht anders möglich als durch eine ſehr energiſch eingreifende, bevor⸗ 
mundende, antreibende und abwehrende Staatspolitik, wie es die merkan⸗ 
tiliſtiſche in allen aufſtrebenden Staaten war, nicht bloß in abſolutiſtiſchen, 
ſondern auch in den freien Niederlanden und dem England Cromwells 
und der Parlamentsherrſchaft. Wenn dieſes Syſtem einſt hochgefeiert, 
dann ſcharf bekämpft und vielfach als völlige Verirrung gebrandmarkt 
worden iſt, ſo hat es damit nur irdiſcher Vergänglichkeit ſeinen Tribut 
gezahlt; man wird jedoch die Kritik nur dann als berechtigt anerkennen 
können, wenn ſie die ganze Erſcheinung als geſchichtlich notwendig und 
entwicklungsfördernd begreift und ſich darauf beſchränkt, die zahlreichen 
Übertreibungen und Härten und das zu lange Feſthalten an nicht mehr 
zeitgemäßen Grundſätzen zu verurteilen. 


Der preußiſche Merkantilismus verdankt ſeine beſondere Eigenart 
folgenden Umſtänden. 

1. Er iſt verhältnismäßig ſpät entſtanden, ſchon infolge der un⸗ 
glücklichen Geſtaltung der deutſchen Verhältniſſe ſeit dem 16. Jahr⸗ 
hundert; das Vorbild der vorgeſchritteneren weſteuropäiſchen Staaten 
wirkte antreibend und wegweiſend, die Entwicklung iſt dadurch beſchleunigt 
worden. 

2. Sie iſt anderſeits erſchwert worden durch ungewöhnlich un⸗ 
günſtige Daſeinsbedingungen: da die weit zerſtreute Lage der Staats⸗ 


1) Vgl. Umriſſe und Unterſuchungen S. 37. 
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gebiete und die übele Beſchaffenheit der Grenzen jede zuſammen⸗ 
faſſende Politik äußerſt erſchwerten, da die Länder größtenteils wenig 
fruchtbar und arm an Naturſchätzen waren, die Bevölkerung ſpärlich und 
wirtſchaftlich rückſtändig war. Dieſe ſehr bedeutenden Schwierigkeiten 
erforderten zu ihrer Überwindung erhöhten Kräfteaufwand. 

3. Ein ſolcher iſt lediglich ermöglicht worden durch das beiſpielloſe 
Glück, daß dieſer Staat von 1640 bis 1786, 121 Jahre hindurch, von drei 
Herrſchern geleitet wurde, die mit ungewöhnlichen Fähigkeiten und ge⸗ 
waltiger Energie ausgeſtattet waren. Dieſer einzigartige Umſtand ließ 
gerade hier eine Leiſtung von ſonſt nirgends erreichter Intenſität entſtehen. 


Die merkantiliſtiſche Wirtſchaftspolitik Preußens läßt ſich in 1m 
Zeitabſchnitte zerlegen: 

1. Die Anfänge von 1640 bis 1713 (S. 223); 

2. Syſtematiſcher Ausbau unter Friedrich Wilhelm I., 1713 bis 1740 
(S. 230); 

3. Weiterer Ausbau unter Friedrich II. bis zum Siebenjährigen 
Kriege, 1740 bis 1763 (S. 238); 

4. Schärfſte Ausprägung nach dem Kriege, 1763—1786 (S. 246); 

5. Die Politik der Nachfolger unter der Einwirkung freihändleriſcher 
Gedanken, 1786—1810 (S. 261). 


I. 


Für die Wirtſchaftspolitik des Großen Kurfürſten iſt das Vorbild 
Hollands, das er in ſeiner Jugend gründlich kennen gelernt hatte, vor⸗ 
zugsweiſe maßgebend geweſen. Danach erſchienen ihm ,Commercien 
und Manufakturen“ in gleicher Weiſe unerläßlich als die Säulen des 
Wohlſtandes, und er hat mit gleichem Eifer die Förderung der Gewerbe 
wie die des Handels, im beſonderen auch des See⸗ und Kolonialhandels, 
ſich angelegen ſein laſſen. Es gehörte zunächſt viel Mut und Vertrauen 
dazu, dem glänzenden Beiſpiel der damals erſten und reichſten Wirt⸗ 
ſchaftsmacht nachzueifern angeſichts des fürchterlichen Zuſtandes, in dem 
ſich die Mark Brandenburg und die ihr neu angegliederten Nachbar⸗ 
gebiete beim Ausgang des großen Krieges befanden. Der Kurfürſt aber 
hat ſich mit zäher Tatkraft der geſtellten Aufgabe unterzogen. 

Es fehlte zunächſt an allem, an Menſchen und an Geld, an Fähig⸗ 
keiten und an Unternehmungsgeiſt; zudem waren die Friedensjahre, in 
denen für den Aufbau gearbeitet werden konnte, nach dem 30 jährigen 
Kriege und bis 1713 nicht reichlich bemeſſen. Um den Menſchenmangel 
zu beheben, begann der Kurfürſt jene Peuplierungspolitik, die in 
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Brandenburg- Preußen faſt die ganze merkantiliſtiſche Zeit hindurch be- 
trieben worden iſt, nachhaltiger und länger als in anderen Staaten. 
Es kam darauf an, landwirtſchaftliche und gewerbliche Arbeitskräfte in 
das Land zu ziehen, ferner die Träger beſonderer Fertigkeiten, die im 
Lande noch fehlten, und ſchließlich auch wohlhabende Kaufleute und 
Privatiers, die als Unternehmer und Verleger dienen konnten oder 
lediglich Geld in das Land brachten. Es wurden Edikte erlaſſen, um Aus⸗ 
länder zur Niederlaſſung im Lande anzulocken, wobei allerlei Vergünſti⸗ 
gungen: Freiheit von bürgerlichen und anderen Laſten für gewiſſe Jahre 
unentgeltliche Bürger⸗ und Meiſterrechte, freie Bauſtellen und Bau⸗ 
Unterſtützungen, ſpäter auch Akziſe⸗, Abzugs⸗ und Werbefreiheit in Aus⸗ 
ſicht geſtellt wurden. Das erſte ſolcher Edikte erging nach dem Frieden 
von Oliva, 19. Januar 1661; ihm folgten viele andere nach. Beſtimmte 
Profeſſioniſten, die man wünſchte, wurden unmittelbar geworben, in 
der Regel durch die Geſandten, Reſidenten oder Agenten im Auslande. 
Geſucht wurde natürlich nur Zuzug aus wirtſchaftlich fortgeſchrittenen 
Ländern, nicht ſolcher aus dem Oſten. In der erſten Zeit nach dem 
30 jährigen Kriege find anſcheinend vorwiegend Niederländer als Kolo⸗ 
niſten und Handwerker herbeigezogen worden, 1685 begann eine maſſen⸗ 
hafte Einwanderung franzöſiſcher und walloniſcher Religionsflüchtlinge, 
ſpäter wurde auch der Zuzug aus Sachſen erheblich.“) 


Die ge werbepolitiſchen Maßnahmen des Großen Kurfürſten 
gingen in den erſten 3½ Jahrzehnten ſeiner Regierung nicht über das 
hinaus, was auch ſonſt von tüchtigen und umſichtigen Landesherren ge⸗ 
leiſtet wurde. Er bemühte ſich, die Gewerbe wie auch die Land wirtſchaft 
zu heben, aus dem Auslande fortgeſchrittene Methoden und tüchtige 
Arbeitskräfte einzuführen; dem Gewerbeſchutz dienten die Erneuerung 
alter Aufkauf⸗ und Ausfuhrverbote, im beſonderen für Wolle und rohe 
Leder. Die vornehmlichſte Fürſorge galt indeſſen zunächſt den Regal⸗ 
betrieben, den Eiſen⸗ und Glashütten, dem Salzvertriebe u. a.; zu deren 
Gunſten wurden auch Einfuhrverbote für Eiſen (1647, 1666), Salz 
(1652), Kupfer⸗ und Meſſingwaren (1654), gewöhnliches Glas (1658), 
Mühlſteine (1668), Stahl 1674), Blech (1687) erlaſſen. Wirkſam gehand⸗ 
habt wurde jedoch nur das Salzregal, das 1651 wieder eingeführt wurde; 
im übrigen blieben die Einfuhr- (ebenſo wie die Ausfuhr-)verbote ſchon 
deshalb ohne alle Folge, weil ſie erlaſſen waren, ehe für die inländiſche 


1) Über die Beſchaffung von Arbeitskräften vgl. jetzt Kurt Hinze, Die 
Arbeiterfrage zu Beginn des modernen Kapitalismus in Brandenburg⸗Preußen, 
Berlin 1927. 
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Bedarſsdedung auch nur annähernd geſorgt war, und weil für ihre Durch⸗ 
führung kaum etwas geſchehen konnte. Denn die ziemlich ſpärlich ver⸗ 
ſtreuten Zollſtellen und die wenigen Zoll⸗ und Polizeireuter reichten dazu 
keineswegs aus, und Kontrollorgane fehlten überhaupt noch. 

Das Bedeutendſte wurde in jenen Jahrzehnten auf dem Gebiete 
der Verkehrspolitik geleiſtet. Der Kurfürſt hat von 1649 an das 
Brandenburgiſche Staatspoſtweſen begründet und hat ſich ſeit 1653 be⸗ 
müht, die Binnenſchiffahrt in Gang zu bringen, die vernachläſſigten 
Ströme wieder befahrbar zu machen. Er hat auch, da private Initiative 
noch ganz fehlte, ſelbſt eine Frachtſchiffahrt von Fürſtenwalde nach Ham⸗ 
burg eingerichtet (1656) und die Verbindung der Oder mit der Elbe durch 
den Bau des Mällroſer Kanals (1662 — 1669) hergeſtellt, die erſte Groß⸗ 
tat eines deutſchen Landesherrn auf wirtſchaftlichem Gebiet. Er hat 
nicht nur den Kanal ganz auf eigene Koſten bauen, ſondern auch die 
nötigen Verkehrseinrichtungen (Packhof, Kran) in Berlin, das nun wich⸗ 
tiger Umſchlagsplatz wurde und deſſen Bedeutung von da an beginnt, 
ſchaffen und das dortige Speditionsweſen durch ſeinen Zollverwalter ein⸗ 
richten laſſen müſſen). Es wurde nun ein großer Teil des ſchleſiſch⸗ 
Hamburger Durchgangsverkehrs auf den neuen Waſſerweg gezogen. Um 
das zu erreichen, mußten allerdings den Breslauern in der Zollbehandlung 
und im Tarif beſondere Vergünſtigungen zugeſtanden werden)). 


Ein merklicher, ja entſcheidender Fortſchritt in der Wirtſchaftspolitik 
des Kurfürſten geſchah in derſelben Zeit, da Vorpommern und die Oder⸗ 
mündung den Schweden entriſſen wurde und ſich weſentlich günſtigere 
Ausſichten für Handel und Wirtſchaft des mittleren Staatsgebiets zu 
eröffnen ſchienen. Denn in jener Zeit des hoffnungsfrohen Aufſtiegs 
werden die erſten eigentlich merkantiliſtiſchen Maßnahmen bemerkbar. 
Damals ging der Kurfürſt mit Benjamin Raule an die Gründung einer 
brandenburgiſchen Marine heran und gleichzeitig unternahm er in der 
Förderung der Manufakturen entſchiedene Schritte. Er ließ 1676 bis 
1678 durch ſeinen Münzmeiſter Gilli bei Kroſſen, an der Oder, alſo offenbar 
mit weitausſchauenden Ausfuhrabſichten, eine Pfundleder⸗ und eine 
Eiſen⸗, Draht⸗, Blech⸗ und Senſenfabrik anlegen und 1678 in Berlin 
durch die Kammerräte Daniel Stephani und Elard Eſich eine große Woll⸗ 
manufaktur einrichten, ähnlich wie das ſpätere Lagerhaus, als Verlags⸗ 
anſtalt für hausinduſtrielle Weber, mit Eigenbetrieb für Appretur und 
Färben. Beide Unternehmungen hatten keinen rechten Erfolg und keine 


1) A. B., Handelspol. Bd. I, S. 210—212, 220f., 229f. 
2) 1678 und 1694. Ebda., S. 297ff., 303f. 
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lange Dauer, obwohl das erftere durch Einfuhrverbote und Tarifprivilegien 
begünftigt wurde. Es fehlte an ausreichenden Geldmitteln, um die Grün⸗ 
dungen über die ſchwierigen Anfänge hinwegzubringen. 

War hierbei der Landesherr ſelbſt der Unternehmer und, wie es ſcheint, 
der einzige Geldgeber, ſo war es doch bald danach möglich, auch private 
Beteiligung für andere Unternehmungen zu gewinnen. Eine 1679 von 
Stephani und Eſich in Berlin angelegte Zuckerſiederei wurde 1680 in 
eine — die erſte brandenburgiſche — Aktiengeſellſchaft verwandelt, und 
die Afrikaniſche Handels⸗Kompagnie iſt 1682 als eine ſolche entſtanden. 
An beiden mußte der Kurfürſt ſelbſt ſich mit je 10000 Thal. beteiligen, 
ſonſt ſind wohl vorwiegend höfiſche Kreiſe dafür gewonnen worden, bei 
der Zuckerſiederei waren auch die Berliner Bürgermeiſter Bartholdi 
und Senning Intereſſenten. Dieſe beiden errichteten 1681 eine Tabak⸗ 
ſpinnerei und erhielten dafür ein ausſchließliches Privileg auf 20 Jahre 
für Brandenburg und Pommern. Alle dieſe Unternehmungen hatten 
nur vorübergehenden Beſtand, dagegen iſt die etwas ſpäter von Joh. 
Andreas Krautt angelegte Gold- und Silberdrahtzieherei, die 1689 den 
Alleinbetrieb für alle kurfürſtlichen Lande erhielt, nachmals zu großer 
Bedeutung gelangt. 

Eine typiſch merkantiliſtiſche Erſcheinung iſt die Gründung von 
Commercien-Collegien, immer ein Zeichen für die Abſicht, eine 
planmäßige Wirtſchaftspolitik zu führen. Schon im Januar 1677 wurde 
ein „Münz⸗ und Commercien⸗Collegium“ zu Berlin errichtet, dem neben 
zwei Geheimen Räten die erſten kurfürſtlichen Unternehmer Gilli, Ste⸗ 
phani und Eſich angehörten. Nachdem dieſe an den Mißerfolgen ihrer 
Gründungen geſcheitert waren, iſt ein neues vollkommeneres Commercien⸗ 
Collegium gebildet worden; dies war eine wirkliche Behörde, der neben 
beratender Tätigkeit auch adminiſtrative Befugnis und die Gerichtsbar⸗ 
keit in Handelsſachen beigelegt war (Inſtruktion vom 23. Februar 1684). 
Es beſtand aus 3 Geheimen Räten (Grumbkow, Knyphauſen, Rhetius), 
den zur Zeit einflußreichſten Praktikern Raule, Abraham Syvers (der 
1683 eine Boyſalzſiederei für den Kurfürſten in Berlin anlegte) und 
Bartholdi, ſowie einigen Kaufleuten. Ihm wurden die zu gleicher Zeit 
in Königsberg und Kolberg errichteten Commercien-Tollegien, zugleich 
See⸗ und Handelsgerichte, unterſtellt. Damit hatten zugleich die ſeit 
Januar 1679 bemerkbaren Anläufe, eine Inſtanz für die Seehandels⸗ 
Angelegenheiten, ein Collegium de Marine, zu ſchaffen, ihre Löſung 
gefunden. 

In engem Zuſammenhang mit dem Beſtreben, das Aufnehmen der 
Städte und der Nahrung zu fördern, ſteht die Einführung der Akziſe, 
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wobei gleichfalls das Vorbild Hollands maßgebend war. Sie wurde feit 
1667 vereinzelt, ſeit 1680 allgemein in Brandenburg als Städteſteuer 
durchgeführt, 1684 wurde ſie verſtaatlicht und ſo als ſtaatliche Städte⸗ 
ſteuer 1684 —1688 in allen Mittelprovinzen und Minden, 1689 und 1709 
in Oſtpreußen eingeführt. Damit ergab ſich die für Brandenburg⸗Preußen 
bezeichnende ſcharfe wirtſchaftliche Trennung von Stadt und Land; es 
wurden nun die Landgewerbe eingeſchränkt, Aufkaufen und Hauſieren 
auf dem Lande nachdrücklicher als zuvor verboten, Bier und Branntwein 
vom Lande höher belegt. Ferner wurde nun das Taxweſen genauer ge⸗ 
handhabt, und es wurden die bis dahin nur für die notwendigſten Lebens⸗ 
mittel üblichen Taxen auf alle Warenpreiſe und Löhne ausgedehnt. End⸗ 
lich war mit der Akziſe ein wichtiges Werkzeug für die Wirtſchaftspolitik 
gewonnen: indem jetzt in allen Städten eine genaue Kontrolle der Waren⸗ 
Erzeugung und Bewegung durch Torſchreiber, Einnehmer, Kontrolleure 
und Viſitatoren eingeführt wurde, konnten Aus⸗ und Einfuhrverbote, 
Begünſtigungs⸗ und Erſchwerungsmaßnahmen viel wirkſamer gehandhabt 
werden, als es mit den Zöllen allein möglich war. 

Gleichlaufend damit ſetzte eine ſyſtematiſche Manufakturpolitik 
ein, die im beſonderen entſchieden auf Förderung und Schutz der ein⸗ 
heimiſchen Wollmanufakturen ausging. Ihre Leitſätze und Ausführungs⸗ 
beſtimmungen enthalten die Akziſeordnung von 1684 und vor allem das 
große, ſehr gründliche und zielbewußte Manufakturedikt von 1687. Es 
enthält, offenbar nach dem Muſter der Colbertſchen Reglements: Regelung 
des Wollhandels mit teilweiſem Ausfuhrverbot, Beſtimmungen für Verlag 
und Schutz der Tuchmacher, Schauordnung und Manufakturinſpektion, 
Hochimpoſtierung fremder Tuche und Einfuhrverbot der geringeren Tuche 
und Zeuge. Letzteres war allerdings nicht aufrecht zu erhalten und mußte 
durch eine, ſogar nur mäßige Höherimpoſtierung (etwa 6%) erſetzt 
werden. Im übrigen iſt man mit der Akziſe auf fremde Konkurrenz⸗ 
fabrikate 1689 bis 10, 1701 bis 25% gelangt. Anderſeits wurden neue 
inländiſche Manufakturen durch Zoll- und Akziſefreiheit begünſtigt. Auch 
Prämien wurden ſchon unter dem Großen Kurfürſten gegeben. Die 
Schau iſt ſchon 1684 vorgeſchrieben, und es ſind Schaumeiſter angeſtellt 
worden, ſeit 1687 erſcheinen auch hauptamtliche Kontrollbeamte (Manu⸗ 
fakturinſpektoren, Fabriken⸗Commercien⸗Kommiſſare). Beſonders wichtig 
für die Durchführung der planmäßigen Wirtſchaftspolitik aber wurden 
die ſeit Einführung der Akziſe nach 1680 eingeſetzten Steuerkommiſſare, 
ſpäter meiſt als Steuerräte bezeichnet, denen neben ihren finanzamtlichen 
Befugniſſen auch die Aufſicht über alles, was auf den Ertrag der Steuern 
Bezug hatte, im beſonderen alſo alle Gewerbe- und Handelsſachen auf⸗ 
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getragen war. Für die Ravensbergſche Leinen⸗Induſtrie wurde 1688 
ein großes Reglement, als Commercien⸗Edikt bezeichnet, herausgegeben. 
Es wurden auch, vornehmlich ſeit 1687, die inländiſchen Abſatz⸗ 
gelegenheiten, im beſonderen die Frankfuter Meſſen und die Magde⸗ 
burger Heermeſſe entſchieden begünſtigt; in Magdeburg wurde ferner 
ein Tuchmarkt neu angelegt. Für deren Beſuch wurden Vergünſtigungen, 
beſonders halbe Zollfreiheit, zugeſichert, ja der Beſuch bei Strafe anbe⸗ 
fohlen. Auch Wollmärkte wurden in den neunziger Jahren angelegt. 
Da die einheimiſchen Manufakturen noch ſehr unvollkommen waren 
und zumal alle feinere Herſtellung mangelte, ſo mußte eine planmäßige 
Politik darauf bedacht ſein, die fehlenden Gewerbe von außerhalb in das 
Land zu ziehen. Nach dieſer Richtung hatte man ſich ſchon vordem 
bemüht, ſeit Anfang 1680 aber läßt ſich ein weit entſchiedeneres Vor⸗ 
gehen erkennen. Es wurden jetzt namentlich ſächſiſche und franzöſiſche 
Einwanderer durch Vergünſtigungen und Privilegien angelockt. Für die 
Anlage neuer Manufakturen wurden nun mehrfach auch bare Geldbeträge, 
Wohnungen und Fabrikgebäude geſchenkt, auch Titel verliehen, ſowie 
verſchiedentlich Betriebs monopole durch ausſchließliche Privilegien erteilt. 
Seit dem berühmten Potsdamer Edikt vom 29. Oktober 1685 ſind fran⸗ 
zöſiſche, walloniſche und andere Refugierte in Maſſen eingewandert 
und haben das Wirtſchaftsleben vor allem in Berlin, Magdeburg und 
Halle mächtig gefördert. Durch ſie ſind viele Gewerbezweige verbeſſert 
und eine ganze Anzahl überhaupt erſt eingeführt worden, jo die Seiden⸗, 
Serge⸗, Gaze⸗, Bänder-, Tapeten⸗Manufakturen, der Seidenbau, die 
Gold⸗ und Silberwirkerei, Ziſelier⸗ und Emaillierkunſt, die Verfertigung 
feiner Tuche und Hüte, der Strumpfwirkerſtuhl, Zeugdruckerei, Schön⸗ 
färberei, Olbereitung, Lichtergießen, Spiegel⸗, Spielkartenfabrikation. 
Immerhin ſind neben vielen wertvollen und für die wirtſchaftliche 
Entwicklung förderlichen Einwanderern auch viele hereingekommen, die 
keinen Gewinn oder gar eine Belaſtung bedeuteten. Das planmäßige 
Hereinziehen fehlender Gewerbe mußte jedenfalls auch danach fort⸗ 
geſetzt werden. Beſonders bemerkenswert iſt das groß angelegte Unter⸗ 
nehmen Danckelmanns, die Herſtellung der beliebten leichten Zeuge nach 
Schweizer Art einzubürgern. Die zu dieſem Zweck 1694 angelegte 
Orellyſche Creponmanufaktur ) iſt allerdings, obwohl fie ſtattlich pri- 
vilegiert war und ſelbſt ein Abſatzmonopol für Brandenburg, Magdeburg 
und Halberſtadt erhielt, nach einigen Jahren geſcheitert, wiederum weil 
das Kapital zum Überwinden der Anfangs⸗Schwierigkeiten nicht aus⸗ 


1) A. B. Handelspol. I, S. 741ff. 
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reichte; aber die vielen damals und ſpäterhin verkrachten Gründungen 
waren deshalb keineswegs ohne Nutzen für das Land, blieben doch die 
hereingezogenen Arbeiter und die eingebürgerten Fertigkeiten größten⸗ 
teils erhalten. 

Mit der Manufaktur- und Einwanderungs⸗Politik hängt auch zu⸗ 
ſammen das ſeit den letzten Jahren des Großen Kurfürſten entſchieden 
einſetzende Vorgehen gegen die Zunft⸗ und Geſellen⸗Mißbräuche, die 
den merkantiliſtiſchen Abſichten auf Vermehrung der Bevölkerung und 
der Produktion entgegenwirkten. | 

Ein entſcheidender ſehr bedeutender Fortſchritt geſchah in der Aus⸗ 
nutzung des Salzregals dadurch, daß der Kurfürſt 1686 die ihm zu⸗ 
ſtehende Quartſole ſowie die von der Pfännerſchaft nicht genutzte Extra⸗ 
ſole in Halle ſelbſt zu verſieden begann. Damit wurde ein ſehr anſehnlicher 
und beſonders gewinnreicher landesherrlicher Eigenbetrieb eröffnet, und 
es konnte damit allmählich nicht nur Brandenburg verſorgt, ſondern 
auch Ausfuhrhandel getrieben werden. Es hat dann Friedrich Wilhelm J. 
die ſtaatliche Salzerzeugung mächtig geſteigert (Schönebeck, Unna) und 
konnte ſo das Salzregal ſeit 1718 auch in den außerbrandenburgiſchen 
Provinzen durchführen. Da für den Salztransport der Waſſerweg be⸗ 
ſonders wünſchenswert iſt, ſo hatte dieſer ſtaatliche Handel wichtige ver⸗ 
kehrswirtſchaftliche Folgen: für ihn iſt die Saale, ſeit 1694, ſchiffbar ge⸗ 
macht und weſentlich deshalb ſpäter die Swinefahrt, der Plaueſche und 
der Finowkanal hergeſtellt worden. 


Der Große Kurfürſt hatte, wie erwähnt, immer nach dem Muſter 
der weſteuropäiſchen Staaten die gleichzeitige Förderung von Commer⸗ 
cien und Manufakturen zum Ziel. Er hatte immer auch für den aus⸗ 
wärtigen und Durchfuhrhandel viel übrig, hat ſich um die Beſſerung des 
Elbhandels vielfach bemüht, teils unmittelbar, teils in Verhandlungen 
und Streitigkeiten mit Hamburg und den Elbſtaaten, und wollte Branden⸗ 
burg auch zur See ſtark machen. Er gründete eine kleine Handels⸗ und 
eine Kriegsflotte, legte in Kolberg und ſogar in Emden Flottenſtationen 
an und verſuchte ſelbſt koloniale Unternehmungen. Doch erhoben ſich 
ſchon unter ihm maßgebende Stimmen, ob man mit dem allem nicht zuviel 
unternehme und ob es nicht ratſamer ſei, vorerſt die inländiſchen Manu⸗ 
fakturen und Commercien zu ſtabilieren !). Dazu kam die Eiferſucht der 
großen Seemächte, vor allem Hollands, die ſchon der Kurfürſt zu ſpüren 
bekam, und von der man nur ärgerliche Verwicklungen zu beſorgen hatte. 
Die Seehandels⸗ und Kolonialpläne ſind denn auch in der Folgezeit 
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allmählich eingeſchlummert; als 1697 gleichzeitig mit Danckelmann auch 
Raule geſtürzt wurde, war es mit derartigen weitausſchauenden Plänen 
vorbei. Friedrich Wilhelm I. hat mit Flotte und Kolonialbeſitz endgültig 
Schluß gemacht. 

Ein anderer Syſtemwechſel iſt ſchon unter dem Großen Kurfürſten 
ſelbſt eingetreten, indem das franzöſiſche Syſtem, der Colbertismus, 
mit ſeiner eingehenden ſtaatlichen Bevormundung in den achtziger Jahren 
an Stelle des mehr auf freie Förderung privater Tätigkeit ausgehenden 
holländiſchen Syſtems vorbildlich wurde. Der ſtarke Zuſtrom franzöſiſcher 
Refugierter mag weſentlich dazu beigetragen haben, franzöſiſche Methoden 
in Brandenburg heimiſch zu machen. 


II. 


Was der Große Kurfürſt auf dieſem wie auf anderen Gebieten der 
Staatstätigkeit geleiſtet hat, war von größter Bedeutung. Er hat eine 
planmäßige Wirtſchaftspolitik überhaupt erſt eingeführt, alle Maßnahmen 
zu Förderung und Schutz der einheimiſchen Erzeugung und des Handels 
eingeſchlagen, die Akziſe und den ſtaatlichen Verwaltungsapparat ge⸗ 
ſchaffen. Aber das meiſte war doch erſt angebahnt, an der Durchführung 
fehlte es vielfach ſo gut wie ganz, und die folgende Regierung bewies 
nach Danckelmanns Sturz (1697) wenig Neigung zu entſagungsvollem 
Arbeiten für die Wohlfahrt des Landes und auf lange Sicht hin. Auch 
nahmen der Aufwand des Hofes und die dauernden Kriege die Mittel 
des Staates vornehmlich in Anſpruch. Immerhin war in dem vom Großen 
Kurfürſten geſchaffenen Kriegskommiſſariat eine Stelle vorhanden, 
die dafür ſorgte, daß die Tradition in der Finanz⸗ und Wirtſchaftspolitik 
einigermaßen bewahrt wurde, bis wieder eine kräftige Hand die Zügel ergriff. 

König Friedrich Wilhelm J. hat das Werk ſeines Großvaters 
fortgeführt und ausgebaut, er iſt dabei aber ſo ſelbſtändig vorgegangen, 
daß er eigentlich erſt den preußiſchen Merkantilismus in ſeiner beſonderen, 
von fremden Vorbildern unabhängigen Eigenart geſchaffen hat. Er hat 
vor allem durch die gewaltige Energie und Folgerichtigkeit, mit der er den 
Ausbau des Staates in allen ſeinen Teilen vornahm, dem Ganzen das 
Gepräge ſeines Weſens aufgedrückt. Dadurch wurde die innere Politik 
dieſes Staates über die aller anderen, auch der früher entwickelten, empor⸗ 
gehoben zu einer einzigartigen Leiſtung. 7 

Es iſt vornehmlich zweierlei, was Friedrich Wilhelm I. als Volks⸗ 
wirt auszeichnet. Er, und weiterhin ſein Nachfolger, hat als Erzieher 
zu Fleiß und Wirtſchaftlichkeit im eifervollen Kampf gegen allen Schlen⸗ 
drian das Meifte getan, um einem an ſich wenig regſamen, bedürfnisarmen 
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und allzu traditionsgebundenen Volk Wille und Freudigkeit zu intenfiver 
Arbeit und zu wirtſchaftlichem Wettbewerb beizubringen; es wurden 
dazu oft draſtiſche Mittel angewandt, wie der auch durchgeführte Befehl, 
daß Hökerweiber, Verkäuferinnen und anderes Weibsvolk nicht müßig 
ſitzen, ſondern ſpinnen oder ſtricken ſollten. Es gehörte dies zugleich zu 
den Mitteln, dem Mangel an Geſpinſt abzuhelfen. Das erzieheriſche 
Beſtreben wird auch darin kenntlich, daß der König, der bekanntlich ſonſt 
gar kein Freund der Wiſſenſchaften war, die beiden erſten kameraliſtiſchen 
Lehrſtühle in Deutſchland — in Frankfurt und Halle, 1727 — errichtete. 

Ferner iſt die ſtrenge Folgerichtigkeit in allem, das Wirtſchaften 
nach feſtem Plan und mit beſtimmter Zweckſetzung ſowie der nicht raſtende 
Eifer, mit dem die Ausführung betrieben wurde, ſein Verdienſt. An 
ſchönen Verordnungen fehlte es auch anderwärts nicht, kaum irgendwo 
aber wurde, was die Hauptſache und das Schwerſte war, mit einem ſolchen 
Maß von Energie auf der Durchführung beſtanden und war demgemäß 
das Ergebnis ſo bedeutend. 

Friedrich Wilhelm war, wie Roſcher treffend hervorhebt, gleich 
Colbert Schöpfer eines Syſtems, das er ebenſo original entworfen wie 
konſequent durchgeführt hat. Indem er alles mit größtem Ernſt und 
Nachdruck ergriff, den Schwierigkeiten nie auswich, ſondern ſie anpackte 
und in allen Dingen bis auf den Grund ging, rang er ſich im Kampf mit 
den Widerſtänden der Praxis zu ſyſtematiſchem Denken und Handeln 
durch und ſchuf auf dieſem Wege etwas, was auch vor wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaftlichem Urteil aufs beſte beſtehen kann. 

In dieſem Sinne wurden alle Zweige der Verwaltung und Volks⸗ 
wirtſchaft von Grund auf geregelt; alles was vorher angebahnt und mehr 
oder weniger gefördert, zuweilen auch durch einander widerſprechende 
oder ſich gegenſeitig aufhebende Verordnungen verwirrt worden war, 
fand nun ſeine grundſätzliche, wohldurchdachte und vernunftgemäße Ent⸗ 
ſcheidung. Das Staatswohl und der Rationalismus kamen uneinge⸗ 
ſchränkt zur Geltung in einer Fülle von ſehr ausführlichen, geradezu lehr⸗ 
buchartigen Inſtruktionen, die für ihre Zeit als wahre Muſter gelten 
können!). Sehr bezeichnend ſind auch die „Principia regulativa“, die 
endgültigen Normen, die beiſpielsweiſe für die Domänenverpachtungen, 
die Landhandwerkerfrage, die Behandlung der Aus⸗ und Einfuhr auf⸗ 
geſtellt wurden. Im gleichen Sinne wurde das geſamte Polizeiweſen, 
die Marktordnungen, das Taxweſen, Maß und Gewicht, das Koloniſten⸗ 
weſen (1720), das Hauſierweſen (1727), die Judengeſetzgebung (1730) 
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abſchließend geordnet. Preußen wurde mit dem allem das Mufterland 
einer wohlgeordneten Polizei. Das trifft insbeſondere auf die Ge⸗ 
treide verſorgungs⸗, Getreidehandel⸗ und Magazinpolitik zu, durch die 
für das Heer und die niedere Bevölkerung das Hauptnahrungsmittel zu 
mäßigen Preiſen ſichergeſtellt wurde. 

Dieſe alles regelnde Staatstätigkeit, unerbittlich der Vernunft folgend, 
griff ſehr oft ſchonungslos in das alt Uberkommene und in die perſönliche 
Freiheit ein, und die Verordnungen ſind vielfach von erſchreckender Härte. 
So wurden die Strafen für den Gebrauch von fremdem Salz und für 
die Ausfuhr inländiſcher Wolle ſchließlich bis zur Galgenſtrafe — womit 
auch Bankerottierer bedroht wurden — verſchärft; der Gebrauch von 
Kattun und anderen Stoffen und ſogar von Holzſchuhen wurde unter 
Androhung ſehr empfindlicher Geld⸗ und Leibesſtrafen verboten, was 
beſonders für die niedere Bevölkerung eine große Härte war. 


Der König war in erſter Linie Finanzmann, er ging ſtets von den 
Finanzen als der Grundlage des Staates aus; die Wirtſchaft blieb 
ihm immer Mittel zu dem Zweck, den Staat ſtark in Militärmacht und 
Finanzen zu machen. Dies trat jetzt noch entſchiedener als unter dem 
Großen Kurfürſten hervor, unter dem doch noch etwas von Volksbe⸗ 
glückungsgedanken rege war; das war jetzt abgetan, der Staat war alles, 
ihm zu dienen ſtrengſte Pflicht, auf Glück kam es nicht an. Die Wirt⸗ 
ſchaftspolitik erhielt dadurch einen ſehr fiskaliſchen Zug und öfters wurden 
Maßnahmen, die als wirtſchaftlich heilſam erkannt waren, wegen fiska⸗ 
liſcher Bedenken aufgegeben, z. B. die Reform der Elbzölle und ⸗Lizenten. 

Der König, der die ganze Finanzwirtſchaft auf feſte Einnahme⸗ und 
Ausgabe⸗Etats geſtellt hat, hat als einen auch volkswirtſchaftlich wichtigen 
Grundſatz durchgeführt, daß der Staat nicht wirtſchaftlicher Unter⸗ 
nehmer ſein ſolle, weil ſich das nicht vertrug mit den feſten Etats. Sicher⸗ 
lich war ſeinem ſcharfen praktiſchen Blick auch nicht entgangen, daß die 
ſtaatliche Adminiſtration unergiebig wirtſchaftete. Jedenfalls hat er, 
wo es irgend möglich war, feſte Einnahmen hergeſtellt und unſichere 
Erträge ausgeſchaltet durch Verpachtung der Domänen, der Regalbetriebe 
und großenteils der Zölle; die Akziſen und andere Steuern wurden nicht 
verpachtet, da mußte das Soll erreicht und mußten etwaige Ausfälle 
durch anderweitige Überſchüſſe ausbalanziert werden. Dagegen hat der 
König, ſo viel er für die Ausbreitung des Salzregals tat, die Salzerzeugung 
ſelbſt verpachtet und es vorgezogen, feſte Mengen zu feſten Preiſen ſich 
zu ſichern; auch die ſtaatliche Saaleſchiffahrt hat er verpachtet. Der 
Große Kurfürſt wäre umgekehrt eher verſucht geweſen, auch den ganzen 
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Salztransport bis nach Oſtpreußen hin ſelbſt zu übernehmen. Wie die 
ſtaatliche Salzſiederei, ſo wurde auch die 1722 gegründete Potsdam⸗ 
Spandauer Waffenfabrikation verpachtet, dieſe an Splitgerber; das 
Lagerhaus mußte der reiche Miniſter Krautt auf ſeine Koſten gründen und 
hatte ſtarke Verluſte dabei. Nachher hat der Staat das Lagerhaus, die 
Berliner Gold⸗ und Silberfabrik und das Freienwalder Alaunwerk zwar 
übernommen, aber der König hat ſie dem Etat des Potsdamer Waiſen⸗ 
hauſes übertragen und dieſem das Riſiko aufgebürdet. Ofters hat er, wo 
größere Zuſchüſſe nötig wurden, andere öffentliche Kaſſen dazu genötigt: 
die kurmärkiſche Landſchaft, die oſtpreußiſche Trankſteuerkaſſe, ſtädtiſche 
Kämmereien. Dabei kam ihm ſeine große Finanzleiſtung, die enge Verbin⸗ 
dung, in die er das öffentliche Einnahmeweſen bei der Regelung der Akziſe 
und der Stadtfinanzen gebracht hat, zu ſtatten. 

Das Akziſeweſen iſt durch Friedrich Wilhelm zum Abſchluß 
gebracht und allgemein, nun auch in den weſtfäliſchen Landen, durch⸗ 
geführt worden, die Tarife ſind verbeſſert worden bis zu dem allgemein als 
Muſter geltenden kurmärkiſchen von 1739. Die Trennung zwiſchen Stadt 
und Land wurde nun aufs ſchärfſte und mit einer ſonſt unerhörten Strenge 
durchgeführt, auch äußerlich, indem alle Städte nun mit Mauern oder 
Palliſadenzäunen und Toren umſchloſſen wurden. Jetzt erſt wurde mit 
der Verweiſung der Landhandwerker in die Städte bis auf beſtimmte, 
durchaus notwendige Gruppen, bitterer Ernſt gemacht. Die Kammern 
hatten ferner zu ſorgen, daß die in den einzelnen Städten noch fehlenden 
Handwerker, worüber man genaue Verzeichniſſe aufſtellte, angeſetzt 
wurden. Endlich wurde die Reform des Zunft⸗ und Geſellenweſens mit 
der großen Gewerbegeſetzgebung von 1732—1735 abgeſchloſſen, die 
Zünfte damit ihrer Sonderſtellung beraubt und gleichſam verſtaatlicht. 

In der Manufakturpolitik des Königs läßt ſich eine ſelbſtändige 
Entwicklung deutlich verfolgen. Von vornherein ſuchte er den inneren 
Markt den einheimiſchen Textilmanufakturen zu ſichern, in erſter Linie 
die Montierung der Armee. Zu dieſem Zweck wurde ſchon im erſten 
Jahr das Lagerhaus gegründet, und wurden fremde Tuche weſentlich 
höher impoſtiert. Dazu mußte aber die einheimiſche Erzeugung be⸗ 
deutend vergrößert werden, daher wurden fremde Arbeitskräfte ange⸗ 
lockt, ja geradezu auf militäriſche Art angeworben. Ein weiterer Schritt 
geſchah 1718 und beſonders 1719, indem alle fremden Tuche, Zeuge und 
ſonſtige Wollwaren ſowie Knöpfe, 1721 auch die baumwollenen Kattune 
und Zitze zum inländiſchen Gebrauch verboten wurden, und zwar in 
allen preußiſchen Landen. Das Verbot verfolgte einen erzieheriſchen 
Zweck, es ſollte den kräftigſten Antrieb bilden, um die inländiſchen Manu⸗ 


234 Hugo Radel 


fakturen, die noch nicht in der Lage waren, den ganzen inneren Bedarf 
zu decken, ſoweit emporzubringen, es ſollte die Kaufleute zwingen, den 
Verlag inländiſcher Arbeiter zu übernehmen, um für die verbotenen 
fremden Waren Erſatz zu ſchaffen. Zugunſten der einheimiſchen Manu⸗ 
fakturen wurde auch 1731 verboten, daß Mägde und andere Perſonen 
geringen Standes ſeidene Stoffe trugen. In unmittelbarem Zuſammen⸗ 
hang damit wurde gleichfalls 1718 und 1719 die Ausfuhr aller Wolle, 
auch der adligen, zunächſt in Brandenburg, dann auch Pommern und 
den anderen Provinzen öſtlich der Weſer verboten. Der Entſchluß zu 
dieſer Maßnahme, die für den Adel und die Domänenpächter ſchweren 
Schaden bringen mußte, iſt dem König nicht leicht gefallen. Er hat ſich 
redlich bemüht, die Intereſſen des platten Landes nach Möglichkeit zu 
wahren, durch Anlage von Wollmärkten für den Abſatz zu ſorgen und 
überhaupt den einheimiſchen Landesprodukten den inneren Markt zu 
ſichern. In dieſer letzteren Hinſicht iſt beſonders bemerkenswert die Anlage 
des ſog. Speichermarktes in Königsberg nach dem Vorſchlag des Fürſten 
Leopold von Anhalt. 

In den großen programmatiſchen Aufzeichnungen von 1722 erſcheint 
das Syſtem des Königs abgeſchloſſen. Während die Miniſter dafür waren, 
daß die Wolle, die nicht im Lande verarbeitet werden könne, ausgeführt 
werden dürfe, entſchied der König, daß auch dieſe nicht hinausgehen dürfe, 
ſondern daß ſoviel Arbeiter anzuſetzen wären, um die überſchießende 
Wolle zu verarbeiten. Es wurde auch planmäßig, auf Grund ſtatiſtiſcher 
Erhebungen, daran gearbeitet, dem Mangel an Geſpinſt, nach Menge und 
Güte, abzuhelfen, denn dies war ſtets eine der dringlichſten Fragen der 
Textilinduſtrie. Die Landbevölkerung wurde durch Edikte zum Spinnen 
angewieſen, es wurden Spinnerfamilien angeſiedelt, Spinnmeiſter an⸗ 
geſetzt, Spinnſchulen ſowie Spinn⸗ und Arbeitshäuſer errichtet. Der 
König wollte zugleich durchſetzen, daß vorher faſt wertloſe Produkte: 
grobe Wolle, Ausſchuß⸗ und die von den Zünften verpönte Rauf⸗ und 
Gerberwolle ausſchließlich im Lande verarbeitet würden; das gelang aller⸗ 
dings noch nicht ganz, ebenſo wenig wie ſein Plan, aus grober Wolle 
Lodenſtoffe zu verfertigen und nach den Alpenländern abzuſetzen. Über⸗ 
haupt hat er ſich über die Möglichkeit, den von den Fachleuten immer 
betonten Mangel an Abſatz zu überwinden, doch getäuſcht, und viele 
der neu angeſetzten Arbeiter gerieten in Not, weil der Debit ſich nicht finden 
wollte. Immerhin erreichte der König eine große Ausdehnung der in⸗ 
ländiſchen Manufakturen, namentlich von Erſatzſtoffen für die verbotenen 
Baumwollzeuge. Allerdings ſeine Hoffnung, von 1726 an fremde Lein⸗ 
wand ausſchalten zu können, erfüllte ſich nicht. 
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Waren unter der vorhergehenden Regierung vor allem die von 
Franzoſen eingeführten Luxusmanufakturen emporgediehen, fo galt die 
Fürforge Friedrich Wilhelms I. der Verarbeitung einheimiſchen 
Materials für den Maſſenverbrauch, den Woll⸗, Leinen- und Ledermanu⸗ 
fakturen. Schon 1714 wurden auch fremde gewöhnliche Eiſenwaren, 
Nägel, Senſen, Arte uſw. mit hohen Akziſeſätzen von 25—100% belegt. 
Nach der Inſtruktion für das Generaldirektorium ſollten alle fremden 
Waren in der Akziſe ſo hoch beſteuert werden, daß die inländiſchen Er⸗ 
zeugniſſe wohlfeiler gegeben und beſſer debitiert und beſonders denreés 
um die Halbſcheid wohlfeiler gekauft werden könnten als jene; die Aus⸗ 
fuhr von inländiſchen Waren und Getreide ſollte dagegen nur mit einer 
leidlichen Handlungsweiſe belegt werden. Inländiſche Fabrikate wurden 
auf den Frankfurter Meſſen durch Befreiung von Zoll und Meßakziſe 
begünſtigt. Für die Vermehrung der Woll⸗ und anderen Manufakturen 
hat der König überdies namhafte Geldmittel geopfert, er gab Reiſe⸗ und 
Transportkoſten für Zuziehende, Wohnungen und Fabrikbaulichkeiten, 
Abgabenfreiheit, Prämien für jeden Arbeiter oder Stuhl. Seit 1722 
hat er alle inländiſchen Wollwaren von Akziſe und Zoll befreit. Ja 
1723 entſchloß er ſich zum Entſetzen von Krautt, anſehnliche Mittel zu 
Betriebsvorſchüſſen für Verleger und Handwerker zu verwenden, was 
er vorher, auf frühere ſchlimmere Erfahrungen hinweiſend, ſtets abge⸗ 
lehnt hatte. Damals ging er auch zu Ausfuhrprämien für Tuche, ſpäter 
auch für Leinen, über und es iſt ihm bekanntlich zeitweiſe geglückt, der 
brandenburgiſchen Tuchinduſtrie anſehnliche Lieferungen für die ruſſiſche 
Armee zu verſchaffen, bis die Engländer darin den Rang ablieſen. 


Das Wichtigſte war dem König jedoch immer die Herſtellung des 
inneren Marktes. Er hat unermüdlich dafür geſorgt, den Produzenten 
mit dem Konſumenten und Verarbeiter zuſammenzubringen, hat dafür 
Woll⸗, Tuch⸗, Kram- und Viehmärkte in großer Zahl angelegt, die Wochen⸗ 
märkte neu belebt. Dagegen lagen ihm die Frankfurter Meſſen weniger 
am Herzen, da ſie vorwiegend dem Fremdenhandel dienten, ſie haben 
jedoch ohne ſein Zutun gerade in jener Zeit einen großen Aufſchwung 
genommen. Den kaufmänniſchen Zwiſchenhandel, der verteuernd wirkte, 
ſchätzte er gar nicht; der Kaufmann war ihm willkommen nur als gewerb⸗ 
licher Unternehmer und Verleger. Ihn dafür zu gewinnen, war das un⸗ 
abläſſige Bemühen des Königs, und es iſt eines ſeiner großen Verdienſte, 
für die nähere Verbindung von Handel und Gewerbe viel erreicht zu haben. 
Allerdings mußte der König hierbei hauptſächlich ſelbſt einſpringen. 
Wie er im Lagerhaus die größte Verlagsanſtalt ſchuf, ſo hat er in den 
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dreißiger Jahren Wollmagazine zum Verlag der armen Weber aus ftaat- 
lichen Mitteln angelegt. 

Auch den Austauſch der einzelnen Provinzen hat der König zu 
fördern geſucht, indem er z. B. nachdrücklich dafür ſorgte, daß oſtpreußiſche 
Butter und anderes zur Verſorgung der Reſidenzſtädte auf den leer 
zurückgehenden Salzſchiffen befördert wurde. Doch blieb das auf Anläufe 
beſchränkt. Auch iſt es nicht geglückt den Grundſatz durchzuführen, daß 
preußiſche Untertanen im ganzen Staatsgebiet als concives gelten und 
dem ſtädtiſchen Fremdenrecht nicht unterworfen ſein ſollten. Gar nicht 
verſucht wurde ein weiteres Mittel wirtſchaftspolitiſcher Zentraliſation, 
eine einheitliche Zollregelung. Zwar wurden die wichtigeren Zoll⸗ 
tarife revidiert und neu herausgegeben, aber das Zollweſen blieb jetzt 
und bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts in ſeiner überkommenen 
territorialen Geſtaltung. Es findet ſich nicht einmal der Gedanke, etwa 
das mittlere zuſammenhängende Staatsgebiet oder wenigſtens die Pro⸗ 
vinzen mit gleichartiger Zollverfaſſung — Pommern mit Neumark, 
Kurmark mit Magdeburg und Halberſtadt — zu verſchmelzen. Dagegen 
tft durch das Kriegskommiſſariat unter Grumbkow in die Zolltarife 
etwas handelspolitiſcher Geiſt, mit ſtellenweiſe unterſchiedlicher Behand⸗ 
lung fremder und inländiſcher Waren, hineingebracht worden.“) 

Es war hauptſächlich der fiskaliſche Geſichtspunkt, keine ſicheren 
Einkünfte für ungewiſſe Möglichkeiten auf das Spiel ſetzen zu wollen, 
der in der Zoll⸗ und der Handelspolitik von durchgreifenden Maßnahmen 
abhielt. „Dazu kam, daß der König in feinem Denken ganz Binnenländer, 
und zwar Kurmärker war und für den Seehandel wie überhaupt für 
weiterreichende Kombinationen wenig Neigung und Verſtändnis hatte. 
Daher iſt die einſt ſo heiß erſtrebte, jetzt endlich geglückte Erwerbung der 
Odermündung mit Stettin von ſehr geringer Wirkung geweſen. Man 
ging nur zögernd an die nunmehr notwendig gewordene anderweitige 
Regelung des Oderhandels heran, und was in dem Jahrzehnt von 
1723—1733 darin erreicht wurde — die Gleichbehandlung der bis dahin 
auf der Oder gar nicht gehandelten Material⸗ und Gewürzwaren mit 
dem Elbkurs und die teilweiſe Aufhebung der Stapelrechte von Frank⸗ 
furt und Stettin für die Kaufleute dieſer Städte und Berlins — war 
allzu wenig, um den ſehr ſpärlichen Oderhandel zu neuem Leben zu brin⸗ 
gen. Vor allem die Schleſier machten nach wie vor von dem Handel über 
Stettin nicht den geringſten Gebrauch, es wurde auch nicht ernſtlich ver⸗ 
ſucht, ſie von dem Neuen Graben⸗Kurs nach Hamburg abzubringen. Man 
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Der Merkantilismus in Brandenburg- Preußen. 237 


hat fie nur im Zoll höher herangezogen, doch blieb ihr Durchfuhrhandel 
nach und von Hamburg noch immer entſchieden begünſtigt vor dem ört⸗ 
lichen Handel. Die Erwerbung Vorpommerns hatte nicht einmal zur 
Folge, daß die uckermärkiſchen Grenzzölle, die Kampfzölle gegen Pommern 
waren, aufgehoben wurden. 

Eine völlige Wirtſchaftseinheit iſt demnach ſelbſt für das zuſammen⸗ 
hängende mittlere Staatsgebiet nicht erreicht und nicht einmal angeſtrebt 
worden; die äußeren Provinzen gar mußten ſchon wegen ihrer ent⸗ 
fernten Lage und ganz anderen Struktur wirtſchaftlich Außenglieder 
bleiben. Daß man zudem für die Bedeutung der wichtigſten Handels⸗ 
ſtadt des Staates, Königsberg, wenig Verſtändnis hatte, zeigt der 
ſchon erwähnte Verſuch, ihn aus agrarpolitiſchen Gründen ſonderbaren 
Schranken zu unterwerfen. Desgleichen beſtand geringes Intereſſe für die 
regen Induſtrien der weſtlichen Provinzen, die Bielefelder Leinen-, 
die kleviſchen Wollen⸗, die Krefelder Seideninduſtrie, die märkiſche Eiſen⸗ 
und Stahlinduſtrie, wie aus verſchiedenen Außerungen und Maßnahmen 
des Königs hervorgeht; noch weniger intereſſierte das damalige Auf⸗ 
blühen des Iſerlohner Zwiſchenhandels. Die kleviſchen Tuche wurden 
1722 mit ſo hohem Impoſt belegt, daß er einem Verbot gleichkam, wider 
die Vorſtellung der Miniſter. 

Der nüchternen, ſtreng auf das Notwendige eingeſtellten Denkweiſe 
des Königs erſchienen die ſchwungvollen Marine⸗ und Kolonial⸗ 
pläne des Großen Kurfürſten ganz unpraktiſch; er hat ſie bekanntlich 
liquidiert und nie daran gedacht, dergleichen Bahnen einzuſchlagen, ob⸗ 
wohl zu jener Zeit nicht nur Rußland unter Peter dem Großen, Schweden 
und Dänemark, ſondern ſelbſt Osterreich unter Karl VI. Flottengründung 
und überſeeiſche Unternehmungen betrieben. Er hat wohl den privaten 
inländiſchen Schiffbau durch Prämien oder vielmehr Nachläſſe be⸗ 
günſtigt, aber nie beabſichtigt, ſelbſt Schiffe bauen zu laſſen oder für den 
Schutz der Küſten etwas zu tun. Selbſt die Übergriffe fremder Kaper 
nahm der König ruhig hin und erwiderte auf eine derartige Klage: Soll 
mir ſagen, wie ich den Pillauer Hafen vor Kapers ſchützen ſoll, da ich keine 
Schiffe habe. Man hat auch nie nach dem Vorbild der meiſten anderen 
Küſtenſtaaten die fremden Schiffe durch höhere Schiffsabgaben und 
beſondere Navigationsbeſtimmungen gegen die inländiſchen benachteiligt 
und hat allen dahingehenden Anträgen der einheimiſchen Schiffer wider⸗ 
ſtanden, weil man mit Rückſicht auf die ſcharfe Konkurrenz der benach⸗ 
barten Oſtſeehäfen jede Maßnahme vermeiden wollte, die den fremden 
Verkehr aus den preußiſchen Häfen verſcheuchen konnte. 
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III. 


Friedrich II. hat von dem Werke ſeines Vaters öfters mit hoher 
Achtung geſprochen und ſich zu deſſen Grundſätzen bekannt. Das finanz ⸗ 
und wirtſchaftspolitiſche Syſtem, das dieſer geſchaffen und das bis 1722/23 
zu feſter Form entwickelt war, erſchien auch dem Nachfolger ſo wohl aus⸗ 
gebildet und den praktiſchen Notwendigkeiten ſo vortrefflich angepaßt, 
daß weder der Ehrgeiz, etwas Neues zu ſchaffen, noch theoretiſche Er⸗ 
wägungen ihn verleitet haben würden, von ſeinen Grundzügen abzu⸗ 
weichen. Mit nationalökonomiſchen Theorien hat ohnehin auch Friedrich 
ſich wenig oder gar nicht abgegeben und iſt auch von den während ſeiner 
Regierungszeit namentlich in England aufkommenden Theorien gänz⸗ 
lich unbeeinflußt geblieben!). Er ſchöpfte, wie fein Vater, feine Meinungen 
aus der Praxis und ging allein von den beſonderen Verhältniſſen und 
Bedürfniſſen ſeines Staates aus. Auch ihm ſind Heer und Finanzen die 
Grundlagen, denen ſchließlich alle Staatstätigkeit gilt, im beſonderen die 
ganze Wirtſchaftspolitik, die Förderung der landwirtſchaftlichen und ge⸗ 
werblichen Produktion und eine Landesverſorgungspolitik, die darauf 
ausging, die notwendigſten Lebensmittel und Rohſtoffe dem Lande zu 
ſichern und deren Preiſe ſtetig und mäßig zu halten. 


Daß Friedrich die Gewerbe⸗ und Schutzpolitik ſeines Vaters 
mit mindeſtens der gleichen Entſchiedenheit fortzuſetzen gedachte, hat er 
ſogleich zu erkennen gegeben, ſchon dadurch, daß er eine ſeiner erſten 
Regierungshandlungen die Begründung eines beſonderen Manufaktur⸗ 
und Commercien⸗Departements, des erſten Fachdepartements im 
Generaldirektorium, ſein ließ. Beide Herrſcher ſind überzeugte Vertreter 
einer entſchiedenen Schutzpolitik, in dem Maße, daß ſie in erzieheriſcher 
Abſicht Verbote oder Hochimpoſten ſelbſt dann für angezeigt hielten, 
wenn die dadurch geſchützte Ware im Inlande noch nicht in genügender 
Menge und Güte hergeſtellt wurde. So hat es Friedrich II. bei den 
Einfuhrverboten fremder Leder und Bänder, 1777, ausdrücklich bekundet. 
Weit öfter hat er allerdings in ſolchen Fällen Anträge um Staatsſchutz 
abgelehnt und ſich dahin ausgeſprochen, daß durch vorzeitig gewährten 
Schutz der Eifer gelähmt, das Publikum mit ſchlechten und teuern Waren 
verſehen und der Schleichhandel großgezogen werde. Die gleichen 
Widerſprüche finden ſich in des Königs Verhalten hinſichtlich der 
Monopole: er hat tatſächlich mehrfach Monopole und ausſchließliche 
Privilegien für 10, 15 oder 20 Jahre verliehen und ſich doch an anderer 
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Stelle klar gegen Monopole ausgeſprochen, weil durch fie der Eifer, gute 
Waren zu machen, erſtickt werde). 


Die Grundſätze, von denen ſich Friedrich II. in ſeiner erſten Re⸗ 
gierungszeit leiten ließ, hat er in den großen Inſtruktionen von 1748 
(Acta Bor., Beh. Org. VI), der Denkſchrift von 1749 (Koſer I, S. 428f.) 
und dem Politiſchen Teſtament von 1752 (A. B., Beh. Org. IX) kund⸗ 
gegeben. Sie enthalten zunächſt vieles, was nur der bis dahin geübten 
Praxis und den allgemein bekannt merkantiliſtiſchen Grundſätzen ent⸗ 
ſpricht: daß man entbehrliche fremde Waren, Lebens⸗ und Genuß⸗ 
mittel möglichſt hoch, höher als bisher, impoſtieren, dagegen die Einfuhr 
von Rohmaterialien und die Ausfuhr von inländiſchen Fabrikaten und 
Getreide mäßig oder gar nicht belegen ſolle; daß man die Waren aus 
anderen preußiſchen Provinzen vor fremden bevorzugen; die Ausfuhr 
von Wolle und rohen Fellen aufs ſchärfſte verhindern und alle Roh⸗ und 
Halbwaren im Lande zu verarbeiten trachten ſolle, wofür das Weben 
der Garne, das Olpreſſen aus Lein⸗, Rüb⸗ und Rapsſamen und das 
Spinnen des Tabaks als Beiſpiele angeführt werden, desgleichen der 
Schiffbau an Stelle der Ausfuhr von Schiffbauholz. 

Aber Friedrich ging in mehrfacher Hinſicht weiter als ſein Vater. 
Während Friedrich Wilhelm I. mit feiner Manufakturpolitik zu erreichen 
ſuchte, daß alle inländiſchen Rohſtoffe, zumal Wolle, im Inlande ver⸗ 
arbeitet wurden, weiſt Friedrich II. ganz neue Ziele, wenn er ſagt, man 
ſolle möglichſt alles, was aus der Fremde bezogen wird, ſelbſt herſtellen, 
auch ſolche Dinge, für welche die Rohſtoffe aus dem Auslande eingeführt 
werden mußten; denn durch deren Verarbeitung werde immerhin das 
main d’oeuvre, der Arbeitslohn, im Lande gewonnen, was viel aus⸗ 
mache. Als ein weiteres großes Feld der Tätigkeit bezeichnet er die Ent⸗ 
wicklung des in dieſem Lande noch nicht betriebenen Handels, in der 
Weiſe, daß man die Dinge, die man unentbehrlich aus der Fremde 
brauche, wie Gewürze, Droguen, Farb⸗, Pelzwaren, möglichſt aus erſter 
anſtatt zweiter Hand — vorwiegend von Hamburg oder Leipzig — 
beſchaffe, und zwar nicht nur für den Eigenbedarf, ſondern auch zur 
Durchfuhr und Verſorgung anderer Länder. Dazu bedürfe es allerdings 
kapitalkräftiger und unternehmender Kaufleute. 

Dieſe beiden Gebiete ſind es auch, auf denen er von vornherein 
eigene, über die Politik des Vorgängers hinausführende Bahnen ein⸗ 
geſchlagen hat. Angeſichts der Lage der einheimiſchen Textilmanu⸗ 
fakturen, da die Wollen⸗ und erſt recht die Leinenmanufaktur lange 
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noch nicht fo weit waren, auch nur dem inneren Bedarf zu genügen, 
und noch eingehender Förderung bedurften, war es ein kühner und ſehr 
bedeutungsvoller Schritt, wenn Friedrich ſich ſogleich entſchloß, die bis 
dahin noch ſpärlichen Anfänge der Seideninduſtrie mit allen Kräften 
derart zu fördern, daß die ſehr anſehnliche fremde Einfuhr entbehrlich 
gemacht werden konnte, was nach dem zweiten ſchleſiſchen Kriege mit 
großer Energie ins Werk geſetzt wurde. Zahlreiche Fabrikanten, Arbeiter 
und Spezialiſten wurden aus dem Auslande, vornehmlich Frankreich 
und Sachſen, herbeigezogen; es wurden auch inländiſche Unternehmer 
gewonnen, inländiſche Arbeiter und Hilfskräfte herangebildet. Hierbei 
mußten alle Mittel der Protektion und Förderung angewendet werden: 
Geſchenke, Vorſchüſſe, Privilegien, Stuhlprämien, Exportprämien, Lehr⸗ 
lingsgelder, Abgabenfreiheit für Rohmaterialien und inländiſche Fabrikate, 
Hochimpoſten und Einfuhrverbote gegen fremde. Letztere wurden auch 
hierbei ſchon lange, ehe es die Bedarfsdeckung erlaubte, erlaſſen, ſchon 
1748 für Samt, 1756 für ſeidene und reiche Zeuge, für halbſeidene ſchon 
unter Friedrich Wilhelm I. An unerfreulichen Begleiterſcheinungen und 
an Rückſchlägen hat es nicht gefehlt, aber der unermüdlichen Zähigkeit 
des Königs gelang es, die neue Induſtrie ſo hoch zu bringen, daß ſie 
nicht nur den Landesbedarf beſtritt, ſondern auch eine erſehnliche Ausfuhr 
erzielte. Es war eine der hervorragendſten Leiſtungen merkantiliſtiſcher 
Politik überhaupt. Ob es zweckmäßig war, eine Induſtrie, die nur mit 
ſehr hohen Staatsunterſtützungen entwicklungsfähig gemacht werden 
konnte, künſtlich emporzuzüchten, iſt eine vielumſtrittene Frage. Vom 
merkantiliſtiſchen Standpunkt aus wird ſie darum bejaht, weil dadurch 
die Handelsbilanz verbeſſert wurde, indem die Herſtellungskoſten, die bei 
dieſen hochwertigen Erzeugniſſen ſehr in das Gewicht fielen, für das 
Land gewonnen wurden, und ſelbſt ein Teil der Rohſtoffeinfuhr durch 
den ſehr energiſch geförderten Betrieb des Seidenbaus entbehrlich ge⸗ 
macht wurde, während das, was der Staat für dieſe Induſtrie ausgab, 
im Lande blieb. Der verſchiedentlich erhobene Einwand, ob ſo große 
Mühen und Koſten nicht vorteilhafter auf andere, dem Lande eigentüm⸗ 
liche Wirtſchaftszweige, zumal die Landwirtſchaft, worin noch vieles zu 
tun blieb, verwendet worden wären, wird indeſſen nicht ohne weiteres 
abzulehnen ſein. 

Neben der Seideninduſtrie iſt die Baumwollinduſtrie empor⸗ 
gekommen und überhaupt erſt unter Friedrich hier entſtanden. Friedrich 
Wilhelm I. hat fie gefliſſentlich und mit ſcharfen Maßnahmen fernge⸗ 
halten, damit der einheimiſchen Wollweberei kein gefährlicher Wett⸗ 
bewerb erſtehe. Die Rechnung ſtimmte nicht, denn an Stelle der ſtreng 
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verbotenen Kattune und Zitze wurden nicht ſo ſehr inländiſche Wollenzeuge 
als Lauſitzer Leinenzeuge genommen. Friedrich II. hielt das Verbot der 
fremden Kattune aufrecht, geſtattete aber die Anlage inländiſcher Kattun⸗ 
fabriken, deren erſte 1742 in Berlin entſtand. Bald folgten andere nach, 
bis 1763 gab es bereits 10 Baumwollfabriken in Berlin, gegen Ende des 
Jahrhunderts überflügelten ſie ſchon die dortige Wollinduſtrie in der 
Zahl der Stühle. Der neue Textilzweig iſt im Unterſchied von der 
Seiden⸗ und anderen Induſtrien faſt ohne ſtaatliche Unterſtützung empor⸗ 
gekommen — es ſind nur einigen Unternehmern Bleichplätze, auch zu⸗ 
weilen Baumaterialien geſchenkt worden —; er iſt dennoch in Berlin 
wie in Schleſien zu ſchöner Blüte gediehen und von Kriſen weniger 
erſchüttert worden als die Woll⸗ und Seideninduſtrien. 

Durch die manufakturpolitiſchen Maßnahmen wurden die Konſu⸗ 
menten und Händler den empfindlichſten Beſchränkungen und Härten 
ausgeſetzt, zumal da die inländiſchen Fabrikate, die durch Ausſchluß 
fremder aufgenötigt wurden, meiſtens ſchlechter und dabei teurer als 
letztere, auch nicht in ausreichender Menge und oft nur an einem Ort, 
alſo ſehr beſchwerlich, zu erhalten waren, während zugleich altgewohnte 
und bequeme Bezugsquellen abgeſchnitten wurden. Die chriſtlichen und 
jüdiſchen Kaufleute widerſtrebten daher den immer läſtiger werdenden 
Bindungen und den neu aufkommenden Manufakturen auf jede Weiſe 
und mit allen Liſten. Dagegen hat ſchon Friedrich Wilhelm I., noch 
öfter Friedrich II. ihnen u. a. auferlegt, beſtimmte Mengen der von ihnen 
verſchmähten inländiſchen Waren zwangsweiſe zu entnehmen, ja ſie auch 
zu feſten jährlichen Abnahmen verpflichtet. Es wurde allmählich erreicht, 
daß die klügeren und kapitalkräftigeren Kaufleute es vorzogen, die auf⸗ 
ſteigende induſtrielle Konjuktur mitzumachen und ſelbſt Unternehmer zu 
werden, ſo Splitgerber und Gotzkowsky in Berlin; aber auch die dortige 
Judenſchaft hat ſich an der aufblühenden Seiden⸗ und Baumwollinduſtrie 
lebhaft beteiligt, nachdem fie durch Friedrich Wilhelm I. vom Wollhandel 
und den Wollmanufakturen wegen unausrottbarer Hinterziehungen der 
Wolledikte ausgeſchloſſen worden war. 

Dem erweiterten Wirtſchaftsprogramm Friedrichs entſprach es, 
daß er auch in den wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen noch über 
die des Vaters hinausging. Er hat von Anfang an erklärt, daß er in 
Schutz⸗ und Abwehr nicht nachlaſſen, ſondern noch weitergehen werde, 
und er iſt nicht nur ſogleich zu höheren Impoſtierungen geſchritten, ſondern 
hat auch das Einfuhrverbot in ganz anderem Umfang angewendet. 
Wenn nicht ſchon von vornherein ſeine Abſicht dahin ging, ſo iſt es doch 
bald in der Praxis dahin gekommen, daß der Ausſchluß möglichſt aller 
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fremden Fabrikate durch Einfuhrverbote als Ziel angeſtrebt wurde und 
daß die Hochimpoſtierung nur als Übergangsmaßregel galt. Dazu bewog 
namentlich der Umſtand, daß auch die höchſten Impoſtierungen durch 
falſche Wertdeklarationen, Beſtechungen und andere Mittel der Kaufleute 
immer unwirkſam gemacht wurden, ſo daß nur das radikale Verbot 
einigermaßen Gewähr gab. Ferner hat Friedrich, um den Landes⸗ 
fabriken die Rohſtoffe wohlfeil zu erhalten, an den Ausfuhrverboten 
feſtgehalten und ſie noch vermehrt und iſt anderſeits dazu über⸗ 
gegangen, die Materialien für die inländiſche Verarbeitung von Akziſe 
und Zoll zu befreien (1750 —1752). Inländiſche Fabrikate wurden ſeit 
1742 von Akziſe befreit, wollene und ſeidene auch vom Zoll; die Zollfrei⸗ 
heit wurde 1763 auf alle ausgehenden inländiſchen Fabrikwaren aus⸗ 
gedehnt. Wo fremde Rohſtoffe benötigt wurden, für Seidenwaren und 
feine Tuche, teilweiſe auch für Baumwollwaren, bewilligte er überdies 
Ausfuhrprämien, um konkurrenzfähige Preiſe zu ermöglichen. Auch in 
den übrigen Förderungsmaßnahmen und der Verwendung ſtaatlicher 
Geldmittel für ſolche Zwecke ging Friedrich, zumal in ſeiner ſpäteren 
Regierungszeit, großzügiger vor als ſein Vater. 


Friedrich hat als Grundlage für eine vollkommen planmäßige Wirt⸗ 
ſchaftspolitik eine regelmäßige Statiſtik der Ein⸗ und Ausfuhr, des 
Konſums und der Durchfuhr geſchaffen. Sein Vorgänger hat zwar auch 
ſchon praktiſch durchaus das Ziel verfolgt, mehr Geld in das Land zu 
ziehen, als hinausgehen zu laſſen, aber die ſtatiſtiſchen Grundlagen dafür 
fehlten noch: es finden ſich nur Statiſtiken über den Stand der Gewerbe 
und deren Produktion, ſeit 1733 auch regelmäßige Berichte von den See⸗ 
ſtädten über den Gang des Handels, aber dieſe waren noch ohne zahlen⸗ 
mäßige Nachweiſe. Nun aber, ſeit 1747, wurden genaue Auszüge aus 
den Ausfuhrregiſtern über den Gang der Warenbewegung monatlich und 
jährlich eingereicht, ſpäter auch Verzeichniſſe derjenigen Waren, die im 
Inlande nicht genugſam hergeſtellt wurden und deren Einfuhr noch 
entbehrlich zu machen wäre, angelegt und danach dauernd die Fortſchritte 
kontrolliert. | 


Friedrich ijt, wie oben erwähnt, auch darin über feinen Vater hinaus 
weiter gegangen, daß er eine aktive Handelspolitik befürwortete und 
einſchlug. In dieſer Hinſicht wirkte der Erwerb Schleſiens außerordent⸗ 
lich fördernd; er war überhaupt handelspolitiſch von großer Bedeutung 
nach mehreren Richtungen hin. Denn einmal beſaß Schleſien, zumal in 
ſeinen Leinenwaren und Tuchen, Landesmanufakturen, die hohe Aus⸗ 
fuhrgewinne bei nur ganz geringen Einfuhrnotwendigkeiten brachten; 
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die neue Provinz war damit das ſtärkſte Überjchußgebiet des Staates, 
im Gegenſatz zur Kurmark, die dauernd eine paſſive Handelsbilanz hatte. 
Da ferner die Oder nun vollſtändig preußiſch geworden war, ſo erhielt 
die von Friedrich Wilhelm I. nach dem Erwerb Stettins eingeleitete 
Oderhandelspolitik weſentlich ſtärkeren Antrieb: jetzt erſt wurden die 
Stapelrechte für den inländiſchen Verkehr beſeitigt und die Zölle denen 
des Elbkurſes „parificiert“. Das Werk war allein der anregenden, vor⸗ 
wärtsdrängenden und entſcheidenden Tätigkeit des Königs zu danken, 
während die beteiligten Städte und Kaufmannſchaften von Stettin, 
Frankfurt, Breslau und Berlin, wie auch die dabei zuſtändigen Behörden 
ganz verſchiedenen Sinnes, ſaumſelig und unluſtig waren. 

Der König hat nun auch in großzügiger Weiſe die Waſſerſtraßen 
des mittleren Staatsgebiets ausgebaut: er hat Berlin durch den Finow⸗ 
kanal mit Stettin, durch den Plaue⸗Pareykanal mit Magdeburg verbunden, 
er hat die Durchfahrt durch die Swine und den Swinemünder Hafen ane. 
gelegt, desgleichen den neuen Oderkanal zwiſchen Güſtebieſe und Hohen⸗ 
ſaathen, womit nicht nur eine kürzere Waſſerſtraße hergeſtellt, ſondern 
auch durch Entwäſſerung des Oderlaufs ein fruchtbarer Landſtrich ge⸗ 
ſchaffen wurde. 

Da Schleſien im Unterſchied von den brandenburgiſchen Kernlanden 
eine wirklich wertvolle Ausfuhr beſaß, ſo war es nun eher möglich, 
den Immediathandel mit fremden, zumal überſeeiſchen Ländern in 
Gang zu bringen. Es war ein Lieblingsgedanke des Königs, daß Sozie⸗ 
täten zu dieſem Zweck gegründet werden ſollten, weil es an reichen 
Kaufleuten im Lande noch fehlte. Aber die wiederholt vorgeſchlagene 
Sozietät der vier am Oderhandel beteiligten größeren Städte kam nie 
zuſtande, der Immediathandel über Stettin blieb beſcheiden, und erſt in 
der ſpäteren Fridericianiſchen Zeit gingen preußiſche Untertanen mehr 
dazu über, ohne Vermittlung der Hamburger überſeeiſche Geſchäfte zu 
treiben. 

Ferner ergab ſich nun im Verhältnis zu Sachſen eine grundlegende 
Anderung: jetzt erſt konnte Preußen mit dem induſtriell überlegenen Nach⸗ 
barn in Wettbewerb treten, ja gewann eine vorteilhafte Stellung dadurch, 
daß Sachſen in hohem Maße von Schleſien abhängig war, denn es brauchte 
von dort viel Wolle und Garn und ſein Handel mit dem Oſten, zumal 
Polen, war nun ganz auf die Durchfuhr durch preußiſches Gebiet ange⸗ 
wieſen. Während Friedrich Wilhelm 1. ſich noch widerwillig zu einem 
Handelsvertrag (1728) hatte entſchließen müſſen, der die eigene Manu⸗ 
fakturſchutzpolitik doch ſtark lähmte, brauchte Friedrich II. weit weniger 
Rückſichten zu beobachten. So konnte er zunächſt gegen den Durchfuhr⸗ 
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handel Sacdjen—Hamburg entjchieden auftreten, ſowohl zu Land durch 
Tranſito⸗Impoſten, wie auf der Elbe durch Benachteiligung der Dres⸗ 
dener und Hamburger Schiffer und Erneuerung des Magdeburger 
Stapelrechts. Der König konnte es nun auch allmählich wagen, die ſächſi⸗ 
ſchen Manufakturwaren auszuſchließen, weil Schleſien Erſatz bot und weil 
zudem die brandenburgiſchen Manufakturen inzwiſchen erheblich weiter⸗ 
gefördert waren. 

Der offene Wirtſchaftskrieg brach 1755 aus, doch ſah ſich Sachſen 
bald zum Einlenken genötigt und es wurden Verhandlungen über eine 
veränderte Erneuerung des Handelsvertrags von 1728 aufgenommen. 
Sie führten aber trotz monatelanger Dauer zu keiner Einigung. Nach dem 
Kriege ſchritt Preußen alsbald wieder zu verſteckten Kampfmaßnahmen, 
von Schleſien aus; es kam im Frühjahr 1765 wieder zum offenen Handels⸗ 
krieg, und es wurden wieder Verhandlungen aufgenommen, aber dies⸗ 
mal lehnte Friedrich jede Vertragsbindung ab und ließ nur ein un⸗ 
bedeutendes Abkommen über die beiderſeitigen Meſſen abſchließen. Er 
glaubte jetzt, daß ſeine Länder ſich bei der Ausſperrung der ſächſiſchen 
Waren beſſer ſtänden als beim friedlichen Austauſch. 

Die größere Energie Preußens nach außen bekam auch Hamburg 
zu ſpüren, gegen deſſen allmächtige Vermittlungsſtellung ſchon der Große 
Kurfürſt gekämpft hatte. Friedrich hat die Hamburger Schiffahrt von 
den preußiſchen Strömen verdrängt und den Berlinern und Magdeburgern 
dort das Monopol gegeben, er hat den Hamburger Zucker ausgeſchloſſen 
durch Monopoliſierung der in Berlin angelegten Splitgerberſchen Sie⸗ 
dereien, er hat unabläſſig darauf gedrängt, daß die eigenen Kaufleute 
ſich von Hamburgiſcher Vermittlung frei machten und unmittelbar über 
See handelten, und er hat zu dieſem Zweck den Holz⸗ und Getreidehandel 
entſprechend organiſiert. 

War beim Bruch mit Sachſen Friedrich II. der treibende Teil, ſo 
ift der etwas vorher (1753—1755) ausbrechende Handelskrieg mit den 
habsburgiſchen Ländern, mit denen man erſt durch Schleſien wirt⸗ 
ſchaftliche Berührung gewonnen hatte, von dorther aufgezwungen 
worden, und Friedrich hat ihn nur notgedrungen, „par repressaille“, 
geführt, da Schleſien dabei ſich im Nachteil befand. 

Auch ſonſt ſind die auswärtigen Handelsbeziehungen durch 
den Anfall Schleſiens erheblich erweitert worden: mit England, Spanien, 
Portugal, Italien ergaben ſich jetzt erſt Verbindungen, mit Frankreich, 
Polen und den Oſtländern verſtärkten ſich ſolche. Friedrich hat ſich ſehr 
bemüht, hauptſächlich zugunſten des ſchleſiſchen Leinwandhandels, mit 
Frankreich, Spanien und Portugal Handelsverträge abzuſchließen, er 
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erreichte aber mit Mühe nur einen ſolchen mit dem damals verbündeten 
Frankreich (14. Februar 1753), und auch dabei wurde in der wichtigften 
Sache nichts erreicht. Denn Preußen war als Verhandlungsgegner 
ſchwach, es hatte ſo gut wie nichts zu bieten, um ſo weniger, als die fremden 
Nationen in ſeinen Seezöllen von jeher mit keinen höheren Auflagen be⸗ 
ſchwert waren als die eigenen Untertanen. So war es ſchon viel, daß 
Frankreich den preußiſchen Untertanen zugeſtand, daß ſie vom bisherigen 
Tonnengeld befreit und den Hanſeaten gleichgeſtellt ſein ſollten; es war 
aber auch das einzige, was erzielt wurde. Der König hat ſpäter (1768 
bis 1772) den Plan einer Kompagnie und eines Hauſes in Cadix, um den 
Leinwandhandel nach Spanien (für Amerika) unmittelbar zu führen, 
eifrig betrieben und durch die Seehandlung auch zuſtande gebracht. 
Der bekannte Vertrag mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
1785, iſt handelspolitiſch ohne Bedeutung; der König hat nicht erreicht, 
was er urſprünglich wollte, die Amerikaner zu unmittelbarer Lieferung 
von Tabak, Baumwolle uſw. zu veranlaſſen. Denn es fehlte auch hier 
an einem Gegenwert, den Preußen bieten konnte. 

Im Unterſchied vom Erwerb Schleſiens hatte der von Oſtfriesland 
keine nennenswerten wirtſchaftspolitiſchen Folgen. Die entlegene 
Provinz blieb immer außerhalb des preußiſchen Syſtems, behielt auch 
im Akziſe⸗ und Zollweſen eine Sonderſtellung. Emden wurde bereit⸗ 
willig zum Freihafen erklärt, weil der dortige Lizent der Stadt, nicht dem 
König gehörte, deſſen Einnahmen alſo keine Gefahr liefen. Die dort 
gegründeten Kompagnien für überſeeiſchen Handel gewannen keine be⸗ 
ſondere Bedeutung, der König war weit entfernt, dabei ſich ſelbſt zu 
beteiligen. 

Überhaupt hat er ſich auch durch dieſen Ausgang zum Weltmeer nicht 
von ſeiner rein kontinentalen Politik abbringen laſſen. Denn in 
der Ablehnung der allzu weitausſchauenden, die Möglichkeiten dieſes 
Staates überſchätzenden Pläne des erſten Staatsgründers, des Großen 
Kurfürſten — Kriegsmarine, überſeeiſche Kolonien, ſtaatliche Beteiligung 
an Handels⸗ Unternehmungen — ſtimmte Friedrich durchaus mit dem 
Vater überein; private Überſee⸗ Unternehmungen hat er natürlich bereit⸗ 
willig gefördert, und die preußiſche Handelsflagge iſt unter ſeiner Re⸗ 
gierung überhaupt erſt auf dem Meere zur Geltung gelangt. Aber der 
Mangel einer Kriegsflotte wurde oft ſehr empfindlich fühlbar: die preußi⸗ 
ſchen Untertanen waren bei allen Seekriegen der Willkür der Krieg⸗ 
führenden und ihrer Kaper ſchutzlos preisgegeben, und der ſonſt ſo macht⸗ 
ſtolze König mußte nur zu oft erklären, daß er ihnen mangels einer Flotte 
nicht helfen könne. 
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Friedrich ging allerdings darin über den eng fiskaliſchen Standpunkt 
ſeines Vaters hinaus und iſt dem Urgroßvater gefolgt, daß er Geld übrig 
hatte für größere Verkehrsanlagen, Kanal⸗ und Hafenbauten. 
Das günſtige Stromſyſtem des Staates hat er in muſtergültiger Weiſe 
durch ſeine zahlreichen Kanalbauten vervollkommnet und auch im Oſten 
(Johannisburger, Bromberger Kanal, Netzeregulierung) und im Weſten 
(Ruhrkanaliſierung) in dieſer Hinſicht viel getan. Nur für die Straßen 
hat er nicht geſorgt und ließ ſie in ſchlechtem Zuſtande. Es ſprach hierbei 
des Königs gleichgültige Haltung gegen den Durchfuhrhandel mit. Die 
Kanalbauten kamen nämlich faſt ausſchließlich dem Landeshandel zugute, 
beim Ausbau einiger großen Straßen aber hätte nach Anſicht des Königs 
der fremde Durchfuhrhandel hauptſächlich gewonnen und das Land 
hätte ſogar verloren, da die fremden Fuhrleute dann kürzere Zeit darin 
verweilt, die Gaſtwirte, Stellmacher uſw. weniger verdient hätten. Ein 
Ausbau der dem inneren Verkehr dienenden Wege kam wegen der Koſten 
überhaupt nicht in Frage. So wurde erſt nach Friedrichs Tode der Bau 
von feſten Straßen vorgenommen. 

Dagegen war der König außerordentlich tätig auf dem Gebiete der 
Getreideverſorgungs- und Magazinpolitik. Sein Vater hat dieſes 
Werkzeug geſchaffen, aber erſt Friedrich hat es ſo meiſterhaft gehandhabt, 
daß er damit die Getreidepreiſe beherrſchte, ihre ſehr ſtarken Schwankungen 
abmilderte und ſelbſt in Zeiten ſchärfſter Teuerung ſein Land vor 
ſchlimmſter Not bewahren konnte. So ſtieg 1771 und 1772 der Scheffel 
in Sachſen und Böhmen auf 5 Rtl., in Preußen auf weniger als die 
Hälfte, daher wenigſtens 20000 Bauern aus jenen Ländern nach Preußen 
ausgewandert ſeien. Das war ein Ergebnis, auf das der König be⸗ 
ſonders ſtolz war. 


IV. 

Nach dem Siebenjährigen Kriege ſchlug Friedrich mannigfach 
ganz neue Bahnen ein, deren Kennzeichen vor allem eine ſcharfe Steige⸗ 
rung des Protektionismus und des Fiskalis mus iſt. Bis dahin 
ſind die Tarife aus der Zeit des Vaters unverändert im Gebrauch ge⸗ 
blieben, galten ſie doch, zumal der kurmärkiſche Akziſetarif von 1739, 
als Muſterleiſtungen. Aber die Finanznot nach dem großen Kriege 
nötigte zu einer Erhöhung der Konſumtionsabgaben. Vordem war nur 
einmal, Juni 1748, und nur in den Mittelprovinzen eine Tariferhöhung, 
auf Delikateſſen, vorgenommen worden. Nun wurden im Frühjahr 1763 
und im Herbſt 1765 ſtarke Erhöhungen vor allem auf fremde Verzehrs⸗ 
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und Genußmittel, Delikateſſen und Seefiſche von Hamburg (nicht von 
Stettin!) eingeführt. N 

Die bedeutendſte Veränderung aber geſchah durch das Deklarations⸗ 
patent vom 14. April 1766 (N. C. C. IV, Sp. 293ff.), die erſte Tarif⸗ 
maßnahme, die für alle Provinzen, einſchließlich Schleſien, galt. Dieſe 
brachte nicht nur eine Erhöhung, ſondern auch eine Umgeſtaltung aus 
ſozialen Gründen, und zwar wurde dieſe als Zweck vorangeſtellt, und die 
Erhöhungen nur als Erſatz für den Ausfall bezeichnet, obwohl es ſich um⸗ 
gekehrt verhielt. Die ſozialen Maßnahmen ſind dennoch ſehr be⸗ 
merkenswert. Erhöht wurden die Auflagen auf Wein, Bier, Branntwein 
und Schlachtfleiſch, dabei aber gewöhnlicher Franzwein und Schweine⸗ 
fleiſch ausgenommen. Die Getreide⸗Akziſe wurde zum Beſten der Armut 
ganz aufgehoben und nur durch ein mäßiges Umſchüttegeld erſetzt; die 
Weizenſteuer wurde jedoch ſchon 1769 wieder eingeführt, da ſie die Armut 
nicht betraf, ihr Ertrag wurde für die Manufakturförderung beſtimmt. 
Die Erhöhung der Bierakziſe mußte der Brauer allein tragen, da eine 
Überwälzung durch Preiserhöhung nicht geſtattet wurde. Der Brauer 
konnte ſich daher nur durch Verſchlechterung des Getränkes helfen, die 
Brauerei ging ſeitdem zurück, die Biere von Gardelegen, Bernau, 
Kroſſen uſw. verloren Ruf und Abſatz, und das vorher blühende märkiſche 
Brauweſen wurde dadurch ſowie durch die Plackereien ſeitens der Regie 
außerordentlich geſchädigt. 

Für die ärmeren Klaſſen wurde ferner dadurch geſorgt, daß außer 
dem Vollbier ein billiges Nachbier, „Kovent“ genannt, gezogen werden 
durfte und daß dieſes ganz abgabenfrei war. Die Akziſe auf fremde 
Branntweine, die 1763 allzu ſcharf angezogen worden war, wurde wieder 
ermäßigt (das Quart 8, 1763 14, 1766 10 gr.); die Kaffee⸗Akziſe dagegen 
überall auf den hohen kurmärkiſchen Satz gebracht, wozu bald noch der 
der ſog. Banko⸗Impoſt trat. Es folgten die Aufſchlags⸗Impoſten auf 
alle Weine, Liköre und Kaffee vom 1. April 1772 und endlich eine noch⸗ 
malige Erhöhung auf Rheinwein, November 1785; dieſes dem König 
beſonders verhaßte Getränk war jetzt mit 11 Tal. 20 gr. auf den Eimer 
bis 40 Tal. Wert belaſtet, während 1740 nur 2 Tal. darauf lagen. Hier, 
wie beſonders beim Kaffee, ging der König darauf aus, die Einfuhr und 
den Verbrauch durch übermäßige Auflagen tot zu machen, was allerdings 
nicht gelang. 

Rechnet man die zahlreichen protektioniſtiſchen Hochimpoſtierungen 
hinzu, ſo hat die Akziſe ſeit 1763 erhebliche Veränderungen erfahren. 
Vor allem ſind die Aufwandſteuern ſcharf angezogen, die das niedere 
Volk treffenden Auflagen teilweiſe ermäßigt, nirgends erhöht worden; 
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im ganzen ift eine ſtärkere ſoziale Abſtufung eingetreten. Die Bierſteuer 
iſt an Bedeutung geſtiegen, anderſeits iſt, wie früher das Salz, ſo 1765 
der Tabak der Verſteuerung entzogen und zum Regal gemacht worden. 
Desgleichen gingen durch die raſch zunehmenden Verbote immer mehr 
Gegenſtände fremder Herkunft für Zoll und Akziſe verloren. Dieſe, aber 
auch die hochimpoſtierten Sachen wurden in erheblichen Mengen ein⸗ 
geſchmuggelt, und eine umfangreiche, nicht auszurottende Konterbande 
war die notwendige Begleiterſcheinung der überſcharf angeſpannten 
Verbots⸗ und Impoſt⸗Praxis. 

Auch die Zölle wurden nach dem Kriege angezogen, indem ſie in 
gutem Geld, gegen Polen in Dukaten erhoben, und indem althergebrachte 
Vergünſtigungen, wie die Remiſſionen in den Rheinzöllen, die Baratto⸗ 
freiheit in Schleſien, beſeitigt wurden. 

Was die große organiſatoriſche Anderung von 1766 anbelangt, ſo 
wurden damals bekanntlich die Verwaltung der indirekten Steuern und 
Zölle wie auch das Poſtregal von der Generaldirektorial⸗ und Kammer⸗ 
verwaltung abgetrennt und franzöſiſchen Re giſſeuren mit weitgehender 
Selbſtändigkeit unter Zubilligung von ungewöhnlich hohen Gehältern 
und fogar von Anteilen an den lüberſchüſſen übertragen. Es 
könnte ſcheinen, als ſei damit ungefähr das Gegenteil von dem ge⸗ 
ſchehen, was Friedrich Wilhelm I. getan, als er die Kammer⸗ und die 
Kommiſſariatsverwaltung vereinigte; die unfruchtbaren Reſſortſtreitig⸗ 
keiten, die durch dieſes Werk beſeitigt worden waren, ſetzten nun auch 
wieder ein. Die Lage war allerdings inſofern eine andere, als Friedrich 
die Akziſe⸗ und Zollverwaltung nicht deshalb dem Generaldirektorium 
entzog, um ſie einer anderen Oberbehörde zu unterſtellen, ſondern ſie 
unter ſeine höchſtperſönliche Leitung nahm, und als er zunächſt 
wenigſtens auch eine Verbindung mit dem Generaldirektorium dadurch 
beibehielt, daß einer von deſſen Miniſtern an die Spitze der Regie 
geſtellt wurde. | 

Eine Verwaltungsänderung war an ſich berechtigt und notwendig, 
denn die Akziſe⸗ und Zollgeſchäfte wurden von den Kammern und Steuer⸗ 
räten unzulänglich beſorgt, da fie nur einen Teil ihrer vielſeitigen Funk⸗ 
tionen ausmachten, und da es an Beamten mit beſonderen Fachkennt⸗ 
niſſen in Finanzſachen und an ſachkundiger und regelmäßiger Kontrolle 
fehlte. Aber die notwendige Reform hätte ſich auch dadurch erreichen 
laſſen, daß beim Direktorium wie bei den einzelnen Kammern beſondere 
Zoll- und Akziſe⸗Departements geſchaffen und daß für Ausbildung und 
Anſtellung von ſpeziellen Kontroll⸗ und Rechnungsbeamten geſorgt 
wurde. Friedrich hatte ſeine Gründe, wenn er ſich entſchloß, ſtatt deſſen 
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einige 100 franzöſiſche Beamte kommen zu laſſen und einguftellen: fie 
waren ſchon in einem fortgefchrittenen Einnahme⸗ und Rechnungsweſen 
geſchult, in Kniffen und Liſten erfahren und es war nicht zu beſorgen, 
daß ſie ſo leicht wie einheimiſche Beamte mit den Abgabepflichtigen ſich 
verſtändigen würden. Der ſpringende Punkt war der, daß er nur auf 
ſolche Weiſe, nicht mit den Kammern das für erforderlich gehaltene Mehr 
von 2 Mill. Tal. jährlich glaubte erzielen zu können. In der Tat hat 
de Launay in ſeinem Rechenſchaftsbericht als den Mehrertrag der Regie 
in den 21 Jahren 1766—1786 die Summe von 42718000 Thl. angegeben, 
was gerade 2 Mill. auf das Jahr machen würde. Aber die Tariferhöhungen 
von 1766, die neuen Zettel⸗ und Plombagegelder, die Wein⸗ und Kaffee⸗ 
Impoſten ſeit 1772 und die Zoll⸗ und Akziſe⸗Erträge von Weſtpreußen 
brachten allein ſchon ein Mehr von insgeſamt 40,4 Mill., ſo daß als reines 
Verdienſt der Regie nur 2,3 Mill. oder 100000 Tal. jährlich blieben. 
Dabei iſt der Zuwachs, der ſich aus der Vermehrung von Bevölkerung und 
Wohlſtand ergeben mußte, noch unberückſichtigt geblieben. Nach allem 
hat die äußerſt gehäſſige, koſtſpielige, demoraliſierende, dem Handel und 
Wandel unbedingt höchſt ſchädliche Einrichtung der franzöſiſchen Regie 
den erwarteten großen Nutzen für die Staatsfinanzen nicht gebracht. 
Der König iſt in ſeinen ſpäteren Jahren wohl ſelbſt zur Erkenntnis ſeines 
Fehlgriffs gekommen, er hat ſich über die Franzoſen vielfach ſehr bitter 
und verächtlich geäußert und ſogar den Kammern (April 1780, April 
1784) aufgetragen, über die Betrügereien und Plackereien der Regie⸗ 
bedienten zu wachen und zu berichten. Die folgende Regierung hat es 
eine ihrer erſten Maßnahmen ſein laſſen, die franzöſiſche Regie zu be⸗ 
ſeitigen. 


Die Manufakturſchutzpolitik wurde nach dem Kriege nicht nur 
fortgeſetzt, ſondern noch entſchiedener betrieben. Der Berliner Akziſe⸗ 
direktor Maguſch führte in einem bemerkenswerten Gutachten vom 
13. Oktober 1765 aus, daß Verbote und ſehr hohe Impoſtierungen den 
Abſichten des Königs zuwider ſeien, da ſie häufige Defraudationen ver⸗ 
anlaßten, den Wetteifer der Herſteller unterdrückten und die Preis⸗ 
ſteigerung nicht nur der damit betroffenen Waren, ſondern per eirculum 
auch der übrigen verurſachten. Er ſchlug eine Impoſtierung von 12 
oder 16, für Fabrikate, deren Rohſtoffe außer Landes gewonnen winden, 
von 18 oder 24% als hinlänglichen Schutz vorn). Die Meinung des Königs 


1) A. B., Handelspol. Bd. III, 1 S. 78. Selbſt der Fabrikant Goßkowsky 
und der Fabrikdirektor Chanony haben eine mäßige Impoſtierung von 10—12% 
für wirkſamer als Verbote erachtet. Vgl. A. B., Seid.⸗Ind. 1 S. 538 — 540. 
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Dagegen iſt aufs Harfte in einer von Launay berichteten ausführlichen 
Auseinanderſetzung!) zu erkennen, die der König (nach 1772) an Launay 
richtete, als dieſer im Intereſſe der Akziſe⸗Erträge lebhaft für Verminde⸗ 
rung der Protektion und für freieren Handel eintrat. Der König belehrte 
ihn, daß es dafür noch zu früh ſei, daß nur durch Prohibition die Herſtellung 
des Bedarfs im Inlande ermöglicht werde, und daß ausſchließende Pri⸗ 
vilegien und Geldvorſchüſſe für die Etabliſſements in ihren Anfängen 
nötig ſeien. Auch ſei er durch den beklagenswerten Mangel an Unter⸗ 
nehmungsgeiſt bei den Kaufleuten gezwungen, alles ſelbſt veranlaſſen 
zu müſſen. Nach den hier bekundeten Grundſätzen des unbedingten und 
weiteſtgehenden Protektionismus hat Friedrich ohne jedes Schwanken 
gehandelt. 

Die Einfuhrverbote erfuhren gerade in der zweiten Hälfte ſeiner 
Regierung eine außerordentliche Steigerung. Unter Friedrich Wilhelm J. 
waren nur die gedruckten, gemalten und geſtreiften Zeuge und Leinen⸗ 
waren, ferner Knöpfe, Meſſing⸗ und Kupferwaren, gewöhnliches Glas, 
Salz, Alaun, Weizenmehl verboten, die Hochimpoſtierungen überwogen 
weitaus). Unter Friedrich II. wurden nach und nach faſt alle fremden 
Fabrik⸗ und Handwerkerwaren, auch Halbfabrikate, wie gargemachte 
Leder (1777), Eiſen (1779) verboten, meiſt nach vorheriger Hochimpoſtie⸗ 
rung, und es wurde namentlich in der ſpäteren Zeit eine verwirrende 
Menge von Kleinigkeiten mit Verboten belegt. Hochimpoſtiert blieben 
nur: Goldſchmiede⸗, Rot⸗ und Gelbgießer⸗Arbeit (35%), Stickereien 
(70%), Mancheſter, Camelot u. dgl. (Elle 4 Tal.), einige wenige im Land 
noch nicht hinlänglich verfertigte Seiden⸗, Band⸗ und Lederwaren, 
Täſchnerwaren, lackierte Waren (25%), feine Stahlwaren und Inſtru⸗ 
mente (16%), Perrücken; Böttcherwaren, ſelbſt kurſächſiſche, Tiſchler⸗ und 
Seilerwaren blieben ſogar gegen gewöhnliche Akziſe erlaubt. Sonſt aber 
war bis 1786 der Ausſchluß fremder Erzeugniſſe ſo gut wie vollſtändig. 

Den ſchon beſtehenden Ausfuhrverboten von Wolle, Häuten und 
Fellen, Gold, Silber, Kupfer und Meſſing fügte Friedrich II. ſolche von 
Speck, Horn, Knochen, Aſche, Flachs, Leinen⸗ und Wollen⸗Garn, Lein⸗ 
ſamen, Federpoſen, Borſten, Lumpen und Materialien zum Papier⸗ 
und Leimmachen, altem Eiſen, Pferdehaaren, Krapp, Borke, Talg, 
Töpferton, Porzellanerde, ſowie von Fabrik⸗Gerätſchaften hierzu. Außer⸗ 
dem wurde 1765 die Ausfuhr von Getreide ohne vom König unterſchrie⸗ 
benen Paß, 1771 die von Kartoffeln verboten. 

8 0 Rödenbeck Beiträge II, S. 28—32; teilweiſe auch bei Koſer II, 
395. 
2) Vgl. A. B. Handelspol. Bd. II, 2 S. 277ff. 
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In der pofitiven Förderung der Manufakturen wurde gleich⸗ 
falls ſeit 1763 noch entſchiedener und großzügiger vorgegangen. Es ſind 
Jahr für Jahr bedeutende Summen ausgegeben worden für Geld⸗ 
geſchenke und Vorſchüſſe, für Fabrikgebäude, Walkmühlen, Färbereien, 
Appreturanſtalten, Bleichplätze, Arbeiter⸗Wohnhäuſer, Webſtühle und 
Werkzeuge, für Rohſtoffmagazine, für Stuhlgelder, Bonifikationen und 
Prämien. Sehr viele Weber⸗ und Spinnerfamilien — von dieſen allein 
in der Kurmark über 1000 — ſind in das Land gezogen und eine 
ſtattliche Reihe von Weber⸗ und Spinnerkolonien und ⸗Dörfern angelegt 
worden!); es wurden ferner u. a. in allen Städten mit Wollfabriken 
Spinnſchulen gegründet. Für alle dieſe Maßnahmen hat der König eine 
beſondere Haupt⸗Manufakturkaſſe begründet, eine Manufakturkommiſſion 
eingerichtet und das ganze Bonifikationsweſen zu einem regelrechten 
Verwaltungszweig unter eigener Leitung gemacht. 


Beſonders bemerkenswert ſind die ganz perſönlichen Bemühungen 
des Königs, die Manufakturen auch in der Qualität der Waren auf einen 
den ausländiſchen Vorbildern ebenbürtigen Stand zu bringen. Er hat 
ſich nicht damit begnügt, die üblichen Reglements für die großen 
Manufakturen zu erlaſſen — ſo 1766 für die Seiden⸗, 1772 für die 
Tuch⸗ und Zeugmanufakturen —, ſondern er iſt in den verſchiedenſten 
Gewerbezweigen ſehr ins Einzelne gegangen, hat immer wieder ange⸗ 
feuert, höchſt ſachkundige und eingehende Ratſchläge erteilt und für dieſen 
Zweck ſtets gern tätigen Beiſtand geleiſtet und Mittel hergegeben. Nach 
dem Siebenjährigen Kriege hat er auch, einem Beiſpiel Sachſens folgend, 
Preiſe für beſtimmte Erfindungen und wirtſchaftliche Verbeſſerungen 
in großer Zahl ausſetzen laſſen). Desgleichen wurden gute Leiſtungen 
im Spinnen prämiiert. Zuweilen wurden glücklichen Erfindern ſogar 
Penſionen auf Lebenszeit verliehen. Man hat ſich auch bemüht, gewiſſe 
Fertigkeiten und im Auslande nur örtlich verbreitete Fabrikations⸗ 
geheimniſſe in das Land zu ziehen, indem man Leute, die deren kundig 
waren, durch Verſprechungen und Geld heimlich anlockte. Friedrich hat 
in ſeinen ſpäteren Jahren auch Perſonen auf eigene Koſten nach 
England und Frankreich geſchickt, um dort beſtimmte Fortſchritte und 
Fabrikationsgeheimniſſe und Maſchinen zu ſtudieren und die Kenntniſſe 
davon mitzubringen. In den 4 Jahren 1782—1785 ſind wenig unter 
½ Million Tir. zur Unterſtützung von Fabriken und Gewerben her⸗ 


1) Näheres ſ. Hinze a. a. O. S. 153f. 
2) Ein Verzeichnis für 1772— 74 gibt Rödenbeck, Beiträge II, S. 73 ff.; 
Vgl. auch Stadelmann II, S. 137, 152. 
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gegeben worden!). Es ijt weſentlich dieſer unaufhörlich antreibenden 
und fördernden Tätigkeit des Königs zu danken, daß zumal in ſeiner 
ſpäteren Regierungszeit die Manufakturen nicht nur an Umfang, ſondern 
auch in ihren techniſchen Leiſtungen Fortſchritte gemacht haben. 

Über den Umfang dieſer Art der Manufakturförderung mögen 
einige Einzelheiten unterrichten. Der Geſamtbetrag der von Friedrich II. 
während ſeiner Regierungszeit allein in der Kurmark auf Fabriken und 
Manufakturen verwandten Summen wird von König (Berlin V, 2, 
©. 273, Anm.) auf 2774898, von Rödenbeck (II, ©. 84) auf 2444715 und 
mit der 1763 gekauften Porzellanmanufaktur auf 2669 715 Tal. angegeben. 
Die höhere Königſche Zahl ſcheint eher zuzutreffen, da Rödenbeck, der 
auch die einzelnen Poſten aufführt, dabei mehrere koſtſpielige Anlagen 
(Eberswalder Meſſer⸗, Brandenburger Barchentfabrik) nicht erwähnt. 
Nach ihm ſind allein für die Seideninduſtrie 1,6 Mill. aufgewendet 
worden, davon 1,14 für Stuhldouceur⸗ und Prämiengelder. Die noch 
angeführten 242000 Tal. Penſions⸗ und Mietsgelder für franzöſiſche und 
andere Fabrikanten werden gleichfalls größtenteils Seidenfabrikanten 
zugefloſſen ſein. 

Der König hat auch mehrere Fabrikanlagen, für die private Unter⸗ 
nehmer das Wagnis nicht auf ſich nahmen, auf eigene Koſten gegründet: 
die erwähnten Fabriken von Barchent in Brandenburg und von Meſſer, 
Scheren u. a. Eiſen⸗ und Stahlwaren in Eberswalde, beide in den fünf⸗ 
ziger Jahren mit Thüringer Neuſiedlern beſetzt; ferner die Mancheſter⸗ 
fabrik bei Schloß Monbijou, für die, ohne das geſchenkte Fabrikgebäude 
(35000 Tal.) 130000 Tal. bar gegeben wurden, die Uhrenfabrik zu Berlin 
und Friedrichsthal (1781 ff., 141235 Tal.), die Papierfabrik in Spechts⸗ 
hauſen (1781ff., 56000), die Anſiedlung der Geraer Zeugweber in 
Luckenwalde (1782, 80000), die Berliner Lackierfabrik (56000), die Türkiſch 
Garnfärberei in Caputh (1765, 30000). Der König hat dabei viele üble 
Erfahrungen gemacht und bedeutende Summen verloren, nach König 
1718921 Tal.; allein an der Mancheſterfabrik ſollen 90000, an der Uhren⸗ 
fabrik 97000 Thl. eingebüßt worden ſein. Durch das alles hat der König 
ſich nicht entmutigen laſſen, er mochte ſich wohl dabei getröſten, daß, wenn 
auch viele Unternehmer das ihnen gewährte Entgegenkommen durch Leicht⸗ 
fertigkeit, Untüchtigkeit oder in böſer Abſicht mißbraucht hatten, immerhin 
Arbeiter und Fertigkeiten als eingeſtreuter Samen erhalten blieben. 

Zu jenen Unternehmungen gehörten auch die Magazine. Friedrich 
hat die von ſeinem Vater errichteten Wollmagazine bedeutend vermehrt 


1) Rödenbeck II, S. 80ff. 
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nnd in Berlin noch ein Baumwollmagazin und ein Seidenmagazin 
(1749, 1767) angelegt, das letztere mit 80000 Tal. fundiert. Auch dabei 
wurde den Abſichten des königlichen Gründers zuwidergehandelt, indem 
die großen Fabrikanten die Vorteile der Magazine, den billigen Kredit, 
ſich allein zuzuwenden verſtanden, während urſprünglich gerade die 
kleinen unvermögenden Manufakturiers dadurch unterſtützt werden 
ſollten. 

Welche großen Erfolge die ſo nachdrücklich betriebene landesherr⸗ 
liche Manufakturpolitik hatte und wie ſie das wirtſchaftliche Gefüge des 
Staates veränderte, iſt ſchon vielfach gewürdigt worden. Friedrich II. 
hat es mit ſeinen raſtloſen, durch nichts zu beirrenden Anſtrengungen 
jo weit gebracht, daß mit den im Lande hergeſtellten Manufaktur⸗ und 
Handwerkswaren nahezu der ganze innere Bedarf befriedigt und außer⸗ 
dem eine anſehnliche Ausfuhr unterhalten werden konnte, womit die 
notwendige Rohſtoff⸗Einfuhr ausgeglichen werden konnte. Der preußiſche 
Merkantilismus hat damit Gewaltiges erreicht: er hat einem faſt ganz 
agrariſchen Staate die Autarkie auf gewerblichem Gebiete verſchafft und 
ihn ſogar zum gewerblichen Überſchußgebiet gemacht. Friedrich IL 
hat die Handelsbilanz, die er nach ſeiner Angabe mit ½ Mill. Tal. paſſiv 
übernommen hatte, zu einer aktiven mit 3 — er ſelbſt ſchätzte 44% — 
Mill. Überſchuß gemacht. Das war allerdings nicht allein der unmittelbar 
auf Beſſerung der Bilanz hinarbeitenden Manufakturpolitik zu danken, 
ſondern noch mehr dem Erwerb Schleſiens mit ſeinem auch vordem 
hohen Ausfuhrüberſchuß. Noch ſegenvoller und nachhaltiger iſt der innere 
Gewinn, den die unermüdliche erzieheriſche Tätigkeit der beiden großen 
Könige auf dieſem Gebiete erzielte: ein träges, dem Gewohnten an⸗ 
hangendes Volk energiſch aufgerüttelt, aus ſelbſtzufriedenen, kleinen 
Aderbürgern und Krämern rührige und wagemutige Unternehmer ge⸗ 


ſchaffen zu haben. 


Wie ſtand ſich nun die Land wirtſchaft, die noch immer die breite 
Grundlage der ganzen Volkswirtſchaft bildete, unter dieſem Syſtem? 
An ſich wollte der preußiſche Merkantilismus keineswegs einſeitige 
Induſtriepolitik ſein — wie es dem Merkantilismus im allgemeinen vor⸗ 
geworfen wird —, ſondern das wirtſchaftliche Gedeihen im Zuſammen⸗ 
hang fördern, und die beiden großen Preußenkönige haben bekanntlich 
außerordentlich viel auch für die Landwirtſchaft getan. Dieſe wurde, 
ſeit 1721, gleichfalls durch Schutzzölle und Einfuhrverbote begünſtigt, 
und die von jenen Königen geſchaffene Kriegsmagazinverwaltung ſollte 
auch dem Abſatz des Landmanns zugute kommen. Aber wo die Intereſſen 

Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XL. 2. 17 
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der Landwirtſchaft mit denen der Manufakturpolitik in Zwieſpalt ge- 
rieten, da mußte jene allemal den Kürzeren ziehen. Sie mußte ſich ge⸗ 
fallen laſſen, daß die Getreidepreiſe nicht im Sinne des Agrarſchutzes, 
ſondern in dem entgegengeſetzten einer möglichſt wohlfeilen Verſorgung 
der Manufakturſtädte durch Ein⸗ oder Ausfuhrſperren, Füllen oder Offnen 
der Staatsmagazine geregelt wurden. Mit der Wolle ſtand es noch 
ſchlimmer: da die Ausfuhr der einheimiſchen ſtrengſtens verboten, die 
Einfuhr der fremden aber immer geſtattet war, ſo waren die Wollerzeuger 
nicht nur nicht geſchützt, ſondern doppelt benachteiligt. Friedrich II. 
hat, um den Ring zu ſchließen, den Landwirten außerdem bei hoher Geld⸗ 
ſtrafe verboten, Schäfereien eingehen zu laſſen, auch dann, wenn ihr 
Fortbeſtand bei Mangel an Abſatz und unangemeſſen geringen Woll⸗ 
preiſen mit Schaden verknüpft war!). Ahnlichen Beſchränkungen wurde 
der Flachsbau, die Garnſpinnerei und der Garnhandel, dann auch der 
Tabakbau unterworfen. Immer ſollten die Lebensmittel⸗ und Rohſtoff⸗ 
preiſe niedrig gehalten werden, damit die Manufakturen wettbewerbs⸗ 
fähig blieben. Hingegen bekam die Bevölkerung des platten Landes 
beim Einkauf von Handwerks⸗ und Fabrikwaren die Wirkungen des Manu⸗ 
fakturſchutzes zu ſpüren, da die Waren infolge der Hochimpoſten, der 
Einfuhrverbote und der Monopole ſich ſtets verteuerten, ſehr häufig 
auch verſchlechterten und oft nicht in genügender Menge und Auswahl 
oder auch gar nicht zu erhalten waren. Auch die Taxregelung war teilweiſe 
zuungunſten der Landleute. Dazu kam die Unterdrückung des für die 
Landbevölkerung wichtigen Hauſierhandels zugunſten der ſtädtiſchen 
Gewerbe, die Einſchränkung des Landhandwerks ſowie des Aufkaufs 
auf dem Lande. Durch das alles wurde der Landmann mehr auf die 
ſtädtiſchen Märkte genötigt, ſah ſich hier aber einer ſehr umſtändlichen, 
zeitraubenden und verwirrenden Behandlung und oft ſchlimmen Plak⸗ 
kereien durch die Akziſe ausgeſetzt und zudem in ungünſtiger Lage gegen 
die ſtädtiſchen Käufer. | 

In noch ſtärkerem Maße als die Landwirtſchaft wurde der kauf⸗ 
männiſche Handel durch die energiſche Beſchützung und Förderung der 
nationalen Arbeit betroffen, vor allem dadurch, daß durch Monopoliſierung 
wichtige Waren — Salz, Zucker, Tabak, Kaffee — dem Verkehr ent⸗ 
zogen wurden, daß die Einfuhr⸗ und Debitverbote immer wieder zu 
Umſtellungen nötigten, die Kontrollen immer läſtiger, die Vor⸗ 
ſchriften maſſenhafter und alle Geſchäfte äußerſt erſchwert und verwickelt 
wurden. 


1) Stadelmann I, S. 150. 
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Die gefteigerte wirtſchaftspolitiſche Regſamkeit nach dem Sieben⸗ 
jährigen Kriege wird weiterhin augenfällig durch die zahlreichen ſonſtigen 
Gründungen, die der König veranlaßte. Der Leitgedanke war derſelbe 
wie der die Wirtſchaftspolitik beherrſchende: kein Geld aus dem Lande 
gehen zu laſſen für Dinge, die auch im Inland beſorgt werden konnten. 
So iſt die Königliche Bank gegründet worden, damit man in Geld⸗ und 
Wechſelgeſchäften nicht länger von den Hamburgern abhängig wäre und 
an ſie Proviſionen zahlen müſſe, die See⸗Aſſekuranzgeſellſchaft, 
weil bis dahin auch alle Verſicherungen im Ausland abgeſchloſſen werden 
mußten. Das Bankprojekt war nicht neu, es war ſchon vor dem Kriege 
eifrig betrieben worden, damals aber am einhelligen Widerſtand der Kauf⸗ 
leute geſcheitert; auch jetzt wurde es anfangs faſt allſeitig, ſelbſt von den 
Miniſtern bekämpft. Der König mußte ſelbſt 8 Mill. Tal. als Fonds 
geben und die Garantie aller Einlagen übernehmen. Die Gründung 
erwies ſich erſt als nützlich, als ſie nach mehreren Anläufen vom Minifter 
v. Hagen in eine brauchbare Form, ohne die anfangs beabſichtigten 
Zwangsbeſtimmungen, gebracht worden war. 

Es wurde ferner eine Le vantekompagnie errichtet, um ſich auch 
im Bezug der wertvollen Levantewaren von ausländiſcher Vermittlung 
freizumachen; der Verſuch iſt zwar nach einigen Jahren geſcheitert, aber 
es iſt doch erreicht worden, daß preußiſche Kaufleute den unmittelbaren 
Handel mit überſeeiſchen Gebieten mehr und mehr aufnahmen, ohne 
Vermittlung der Hamburger oder Holländer. Der König hat andauernd in 
dieſem Sinne hingewirkt und namentlich den ſchleſiſchen Leinwandhandel 
nach Spanien und Portugal gefördert. Denſelben Abſichten entſprang es, 
daß er für einen der wichtigſten Ausfuhrartikel, das Holz, die aus⸗ 
ländiſche Handelsvermittlung auszuſchalten ſuchte durch Gründung einer 
inländiſchen Kompagnie für den Handel mit Kaufmanns⸗ oder Nutzholz 
aus den Königlichen Forſten. Etwas anderes war es, daß die Brennholz⸗ 
verſorgung der Reſidenzſtädte gleichfalls einer Geſellſchaft von Händlern 
als Monopol übertragen wurde; das hatte nur den Zweck, dieſe Ver⸗ 
ſorgung zu beſtimmten Preiſen ſicherzuſtellen und die Abnahme aus 
den Königlichen Forſten vertragsmäßig zu ſichern. Mit beiden Holz⸗ 
Kompagnien wurde auch ein fiskaliſcher Zweck verfolgt: die Erträge aus 
den ſtaatlichen Forſten zu ſteigern. Einen gleichen Zweck hatte die Grün⸗ 
dung einer Tabakpachtgeſellſchaft, die das Monopol der Verfertigung und 
des Handels von Tabak erhielt gegen eine feſte, hohe Pachtſumme. 
Dies bedeutete, der damit verfolgten Hauptabſicht nach, daß Zoll und 
Akziſe vom Tabak in ein feſtes, von der Monopolgeſellſchaft zu ent⸗ 
richtendes Kontingent von bedeutend höherem Betrag verwandelt wurde. 

17* 
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Es lag nur in der natürlichen Richtung der Entwicklung, daß dieſe drei 
weſentlich ſtaatsfiskaliſchen Gründungen bald ganz vom Staate über⸗ 
nommen, aus Geſellſchaften in ſtaatliche „Adminiſtrationen“ verwandelt 
wurden. Auch die Verfertigung des Porzellans iſt, nachdem vorherige 
private Porzellanfabriken ſich nicht hatten halten können, gleich nach 
dem Kriege ein Königliches Monopol geworden. 

Nach der erſten polniſchen Teilung glaubte der König die Salzver⸗ 
ſorgung Polens, da das dortige Königliche Monopol wegfiel, an ſich 
ziehen zu können, und errichtete zu dieſem Zweck, wieder unter eigener 
Garantie und größtenteils mit ſtaatlichen Geldern, die Seehandlungs⸗ 
Sozietät zu Berlin und die Salzhandlungs⸗Kompagnie zu Königsberg. 
Jene Hoffnung erfüllte ſich nur zum kleinſten Teil und die neue Geſell⸗ 
ſchaft brachte unter ſchlechter Verwaltung dem König beträchtliche Ver⸗ 
luſte, bis ſie unter Schulenburg und Struenſee zu einem gutgehenden 
Handelsunternehmen umgewandelt wurde, das im Sinne des Königs 
dazu beitrug, unmittelbaren Überſeehandel hochzubringen. 

Schließlich hat der König auch (1782) den Kaffee handel verſtaat⸗ 
licht, um die maßloſe Schmuggelei dieſes Artikels zu bekämpfen. Damit 
waren die drei wichtigſten Kolonialwaren, ihre Einfuhr, Weiterverarbei⸗ 
tung und der Handel monopoliſiert: Der Zucker privates, Tabak und Kaffee 
ſtaatliches Monopol. Regale wurden außer den älteren, Salz und Alaun 
(1738): Schießpulver (1748), Mühlſteine (16. Januar 1770) und der 
Großhandel mit Salpeter (17. Juni 1786). 

So hat ſich der Staat in dieſer Zeit in eine Menge neuer Unter⸗ 
nehmungen verſtrickt, während die alten Regalbetriebe — Salz, Eiſen, 
Kupfer, Meſſing, Glas — größtenteils verpachtet, die Manufakturgrün⸗ 
dungen aus der Zeit vor dem Kriege (Lagerhaus, Gold⸗ und Silber⸗, 
Meſſer⸗ und Scheren-, Barchent⸗Manufaktur) an Kaufleute oder Juden 
vergeben waren. Die neuen Unternehmungen waren zum Teil gewagter 
Natur. Die Staatsgarantien für die Bank und die Seehandlung, die 
Übernahme der Porzellanfabrik, wie auch des vormals Schweiggerſchen 
Handelskontors in Petersburg, waren Operationen, die der vorſichtigen 
Staatsgelderverwaltung Friedrich Wilhelms I. keineswegs entſprochen 
hätten und bei denen Friedrich II. viel Geld eingebüßt hat. Er war 
ſchon ſo ſehr Geſchäftsmann, daß er in den ſiebziger Jahren auch einen 
ſpekulativen Handel mit Magazingetreide unternahm, bei dem er übrigens 
gut gewonnen hat. 


Handelspolitiſch ſehr bedeutſam waren auch die Maßnahmen gegen 
den Durchfuhrhandel, insbeſondere die Tranſito⸗Impoſten, und deren 
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Ausgeſtaltung zu einem Werkzeug der Schutzzollpolitik neben der Akziſe. 
In den älteren Provinzen, ausgenommen Oſtpreußen, herrſchte das 
Syſtem der Paſſierzölle, der diſtriktweiſen Verzollung, wobei die Höhe 
des Zolls ſich nach der Länge des Weges richtete, den die Ware nahm. Das 
war eine veraltete, von dem längſt abgekommenen Geleitsweſen her⸗ 
rührende Zollverfaſſung. In den habsburgiſchen Ländern, Polen, auch 
Sachſen, beſtand eine modernere Form, ein einmaliger Ein⸗, Aus⸗ oder 
Durchfuhrzoll für ein größeres Gebiet, wobei eher eine handelspolitiſche 
Differenzierung möglich war. So war auch das Zollweſen in Schleſien 
eingerichtet, das in ſeiner Form aus kaiſerlicher Zeit unverändert bei⸗ 
behalten wurde. In den alten Provinzen iſt ein je einmal erhobener 
Durchfuhrzoll als Retorſion gegen Sachſen eingeführt worden, anfangs, 
ſchon 1740, nur im Magdeburgiſchen, als bloße Nachahmung der ſächſiſchen 
Durchgangsakziſe, dann allmählich mehrfach geändert und origineller 
ausgeſtaltet. Immer aber wurde bei dieſen, nach Pferde⸗ oder Zentner⸗ 
laſten, zu Waſſer auch nach Wertſätzen (144%) erhobenen Tranſito⸗ 
Impoſten, nicht zwiſchen den Waren unterſchieden, ſondern nur nach 
deren Inhaber, ob Inländer oder Fremder, und nach dem Beſtim⸗ 
mungsort, ob Sachſen oder „das Reich“. 

Durchaus davon zu unterſcheiden ſind andere, ſeit Mai 1755 und 
erneut ſeit Februar 1763 eingeführte Durchgangsabgaben, für die leider 
keine fie unterſcheidende Bezeichnung gefunden wurde. Es find 30 pro⸗ 
zentige, alſo verbotsähnliche Tranſito⸗Impoſten, auf polniſche Roh⸗ 
produkte und Färbewaren, auch Getreide und Vieh; ſie hatten den Zweck, 
der ſächſiſchen Induſtrie ihren Bezug zu verteuern und ſie im Konkurrenz⸗ 
kampf zu benachteiligen. Es wurden ferner ſeit Auguſt und September 
1765 auch ſächſiſche Manufakturwaren mit 30, andere mit 10% Tranſito⸗ 
zoll belegt, was allerdings ſchon im März 1766 auf 8, März 1771 7%, 
ermäßigt werden mußte. Nur Porzellan blieb auf 30% und wurde gar 
ſeit 1768, ebenſo wie Steingut, ſelbſt zur Durchfuhr und zum Meſſe⸗ 
verkauf verboten. Seit 1767 wurde ſächſiſches und böhmiſches Holz 
mit 10, dann 33%, 1770 50% impoſtiert. Die Durchfuhr von ſächſiſchem 
Nutz⸗ und Brennholz wurde nur mit Königlichem Paß geſtattet. Seit 
1768 wurden auch Steine, Eiſen und Getreide mit Tranſitoſätzen belegt. 
Die Getreidedurchfuhr wurde ſeit 1770 Monopolgeſellſchaften übertragen. 

Ein weiterer bedeutungsvoller Schritt geſchah durch das Deklarations⸗ 
patent vom 14. Mai 1771, indem der Tranſitozoll in Höhe von 8% auf 
alle fremden Textilwaren ohne die bisherigen Unterſchiede der Herkunft 
übertragen wurde; deren Durchfuhr wurde überdies, um die verbotene 
Einſchwärzung zu verhindern, ſtarken Beläſtigungen unterworfen, 
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inländischen Manufakturwaren dagegen wurden Ausfuhrprämien zu⸗ 
gebilligt. Dieſes Syſtem wurde gekrönt durch den Handelsvertrag mit 
Polen und den Zolltarif von 1775, der an ungleicher Behandlung 
wohl das äußerſte darſtellt, was je zwiſchen zwei Staaten vereinbart 
wurde, von Gewalt⸗Friedensſchlüſſen abgeſehen. Denn für die Ausfuhr 
aus Polen in die preußiſchen Länder und für die Einfuhr aus dieſen 
nach Polen, desgleichen für die Durchfuhr preußiſcher Fabrikwaren durch 
Polen waren 2% feſtgeſetzt, dagegen für alle Durchfuhr polniſcher Waren 
durch das Preußiſche und fremder Waren nach Polen 12%, für Durch⸗ 
fuhr von Roh⸗ und Halbmaterialien und Färbe waren durch Preußen gar 
30%, dagegen für deren Einfuhr und die von Holz nach Preußen noch 
weniger als 2%. Dazu kamen weitere ganz einſeitige Begünſtigungs⸗ 
beſtimmungen für preußiſche Textilwaren, Salz und Tabak. Auch die 
Durchfuhr nach Oſterreich wurde 1778 denſelben Sätzen unterworfen. 

Durch dieſe Tranſitobeſtimmungen dachte Friedrich den eigenen Er⸗ 
zeugniſſen und Fabrikaten einen ſolchen Vorſprung vor fremden zu 
geben, daß ſie trotz höherer Preiſe konkurrieren könnten. Die Preis⸗ 
erhöhungen kamen bei Holz, Salz, Tabak unmittelbar dem Fiskus zu⸗ 
gute, in anderen Fällen indirekt durch den Anteil der Akziſe, auch brachten 
die Tranſitabgaben eine anſehnliche Vermehrung der Zollverträge. Eine 
ſo weitgehende Selbſtbegünſtigung war möglich, weil Preußen die großen 
Ströme Elbe, Oder, Weichſel und Njemen-Pregel beherrſchte, und die 
Handelsplätze, die für Polens Außenhandel in Betracht kamen, entweder 
ſelbſt innehatte (Königsberg, Stettin, Frankfurt, Breslau) oder nach 
Danzig und Leipzig den Zugang beherrſchte. Dazu kam, daß Preußen 
durch ſeine energiſche Wirtſchaftspolitik und deren ſtraffe Durchführung 
ſowie infolge der hochgetriebenen Induſtrialiſierung und der ſchleſiſchen 
Ausfuhrge werbe wirtſchaftlich weitgehend unabhängig war. Dieſe ſtarke 
Stellung hat der König mit der größten Rückichtsloſigkeit ausgenutzt, 
zumal gegen Sachſen und als Herr der unteren Weichſel gegen Polen 
und Danzig. Sein großartiger Plan war, Preußen eine maßgebende 
Handelsſtellung zwiſchen Weſt⸗ und Oſteuropa zu verſchaffen, das rein 
agrariſche, politiſch ſchwache Polen zu einem abhängigen Marktgebiet zu 
machen, über deſſen Getreide⸗ und Holzausfuhr, ſoweit fie auf der Weichſel 
ging, er verfügte und dem er preußiſche Induſtrieerzeugniſſe aufnötigte. 
Danzig ſollte durch ſchonungsloſe Drangſalierung dazu gebracht werden, 
daß es ſich freiwillig ergäbe, inzwiſchen wurde Elbing mit aller Kraft 
gefördert. Das alles gelang jedoch nicht annähernd nach Wunſch. 

Der König unterſchätzte im beſonderen die Möglichkeiten, die der 
Durchfuhrhandel hatte, um den unerträglich gewordenen Auflagen und 
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Reviſionen zu entgehen. Für den Hamburg — Leipziger Verkehr wurde 
der ſehr beſchwerliche Umweg über den Harz gewählt, für den polniſch⸗ 
Leipziger der Schleſien vermeidende über Bielitz, ein großer Teil des 
polniſch⸗litauiſchen Handels wandte ſich nach Riga und Libau oder nach 
den öſterreichiſchen Staaten und Trieſt. Die Frankfurter Meſſen, auf 
denen der König einſeitig die preußiſchen Manufakturen begünſtigen, die 
fremden benachteiligen ließ, und die daher ihren eigentlichen Meſſe⸗ 
charakter (die „Meſſefreiheit“) einbüßten, blieben ſtehen, während die 
Leipziger zunahmen. Desgleichen hat der Handel von Königsberg und 
Breslau, der gleichfalls weſentlich „Intermediärhandel“ war, ſchwer 
gelitten, allerdings nicht uur durch die preußiſche Handelspolitik, ſondern 
auch dadurch, daß 1772 große Teile ihrer polniſchen Intereſſengebiete 
an Rußland und Oſterreich fielen und durch deren Protektionismus ab⸗ 
geſperrt wurden. Der König hat die Kaufleute auf ihre beſtändigen 
dringenden Klagen immer darauf hinge wieſen, daß ſie ſich umſtellen und 
neue Möglichkeiten wahrnehmen müßten, daß die Königsberger ſich am 
polniſchen Weichſelhandel in Elbing, die Breslauer am überſeeiſchen 
Leinenexport beteiligen, und daß beide ſich mehr für die aufblühende 
inländiſche Induſtrie intereſſieren ſollten. Das hatte auch teilweiſe Er⸗ 
folg. Wirklicher Rückgang iſt nur in einigen Handelszweigen eingetreten; 
wichtige Teile, wie der ſchleſiſche Leinenhandel, wurden von merkantiliſti⸗ 
ſchen Eingriffen, Sperren und Handelskriegen wenig betroffen, und die 
ſtarke Hebung der Gewerbetätigkeit glich vieles aus. 

Am meiſten wirkte dem Protektionismus ein Schmuggel entgegen, 
der anſcheinend im gleichen Verhältnis wie jener zunahm, obwohl der 
König unermüdlich neue Maßnahmen ergriff, um ihn zu bekämpfen. 
Dies war natürlich ein ſchweres Übel für Volkswirtſchaft und Volks⸗ 
geſittung, und auch der ſolide Kaufmannshandel litt durch ſolchen 
offenbar ſehr beträchtlichen Konterbandehandel. 


Eine Politik, die ſo energiſch die Begünſtigung der inländiſchen Wirt⸗ 
ſchaft und den Abſchluß nach außen betrieb, mußte naturgemäß im Sinne 
wirtſchaftlicher Zuſammenfaſſung wirken, auch ohne daß man, 
wie Schmoller in ſeinem Grundriß (B. II, S. 595) haben will, die Her⸗ 
ſtellung der wirtſchaftlichen Einheit als beſonderen und ſogar an erſter 
Stelle verfolgten Hauptzweck dieſer Politik anſehen möchte. Bis zum 
Siebenjährigen Kriege war es jedenfalls ſo weit, daß die zuſammen⸗ 
hängenden Mittelprovinzen Kur⸗ und Neumark, Magdeburg, Halberſtadt 
und Pommern, trotz ihrer 5 Kammerverwaltungen und beſonderen Zoll⸗ 
und Akziſeverfaſſungen, wirtſchaftspolitiſch nahezu eine Einheit bildeten, 
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daß die Maßnahmen für dieſes ganze Gebiet einheitlich ergingen und die 
gleiche Mauer von Abwehr⸗ und Impoſtbeſtimmungen das Ganze 
umgab. 

Für Schleſien wurde zwar ſchon in den vierziger Jahren ein gegen⸗ 
ſeitig freier Verkehr mit den übrigen Provinzen hinſichtlich der Akziſe⸗ 
zahlung hergeſtellt, aber die Beziehungen der neuen Provinz mit den 
übrigen ſind nicht weſentlich ſtärker geworden, als ſie vorher waren; 
dazu kam, daß Schleſien nicht dem Generaldirektorium unterſtand, ſeine 
beſondere Geſetzgebung hatte und die öſterreichiſche Zollverfaſſung bei⸗ 
behielt, wonach die öſterreichiſch⸗böhmiſchen Erblande und die Polen 
und Ruſſen begünſtigt waren, brandenburgiſche Untertanen dagegen 
nicht beſſer als andere Fremde behandelt wurden. Auch wurde u. a. 
die Ausfuhr von Wolle von Brandenburg nach Schleſien und die Einfuhr 
von ſchleſiſchem Glas in Brandenburg verboten. Die Bevorzugung der 
Ausländer in Schleſien wurde jedoch durch den Zollkrieg mit Oſterreich 
ſeit 1754 und die Aufhebung der ſog. Barattofreiheiten für den Oſthandel 
durch Schlabrendorff, 1764, beſeitigt, und ſeit Ende der ſiebziger Jahre 
wurde Schleſien auch den gleichen Prohibitivmaßnahmen wie die anderen 
Provinzen unterworfen. Da die Beziehungen von Schleſien wie von 
Oſtpreußen mit den Mittelprovinzen ſich trotz aller Ermunterungen nicht 
beleben wollten, ſo hat Friedrich II. wiederholt Zwang angewendet 
und ihnen auferlegt, jährlich beſtimmte Mengen Berliner Waren zu 
entnehmen. | 

Die Provinzen weſtlich der Weſer konnten wegen ihrer ent- 
fernten und zerſtreuten Lage und geringen Größe in das Merkantil⸗ 
ſyſtem nicht einbezogen werden und wurden daher wirtſchaftspolitiſch 
als Ausland behandelt. Kleviſche Tuche, Krefelder Seidenwaren, Biele⸗ 
felder Leinen und Märkiſche Eiſen⸗ und Stahlwaren wurden durch 
hohe Impoſten oder — ſeit 16. Januar 1768 allgemein — durch Verbote 
ausgeſchloſſen, und die reichen wirtſchaftlichen Kräfte und fortgeſchrittenen 
Methoden jener Weſtprovinzen blieben ſo für das Ganze ungenutzt. Man 
hat in Berlin mit großen Koſten Induſtrien gegründet und deren 
ſchlechtere Waren begünſtigt, während man die dort im eigenen Lande 
erzeugten beſſeren künſtlich fernhielt. Dies war entſchieden eine der 
ſonderbarſten Folgeerſcheinungen jenes Syſtems. 

Die Akziſen der einzelnen Provinzen waren nach einheitlichen 
Grundſätzen eingerichtet, in den Sätzen aber noch unterſchieden; durch 
das Patent vom 17. April 1766 wurden zwar die wichtigſten Verbrauchs⸗ 
ſteuern in allen Provinzen gleichgemacht, im übrigen blieben aber die 
Tarife auch bei der Reviſion von 1769 getrennt, nur die von Kur⸗ und 
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Neumark wurden vereinigt. Es wurde auch, als 1766 eine einheitliche 
Akziſe⸗ und Zollverwaltung, die General⸗Adminiſtration, eingerichtet. 
und in den Tabaks⸗ und Akziſe⸗Brigaden eine allgemeine Grenzbewachung 
geſchaffen wurde, nicht der weitere Schritt vollzogen, zu einer das Ganze 
umfaſſenden Grenzverzollung überzugehen, der beſonders nahelag, 
als 1771 die allgemeine Tranſitoverzollung und 1775 der polniſche Handels⸗ 
vertrag durchgeführt und in Oſtpreußen, das bis dahin keine Landzölle 
hatte, die Grenzverzollung eingerichtet wurde. In demſelben Jahr ſind 
die öſterreichiſch⸗böhmiſchen Länder zu einem einheitlichen Zollgebiet 
verſchmolzen worden, während hier neben den fortgeſchrittenen Zoll⸗ 
ſyſtemen von Schleſien und Preußen die umſtändlichen und veralteten 
Diſtriktsverzollungen der mittleren Provinzen beſtehen blieben, obwohl 
die Erträge ſo gering waren, daß ſie die Beläſtigung kaum lohnten. 

Offenbar hat der König dieſem Punkt der Vereinheitlichung ſehr 
geringen Wert beigemeſſen. Eine gründliche Zollreform hätte gewaltige 
Schwierigkeiten und Koſten verurſacht, denn die zahlreichen nichtſtaat⸗ 
lichen Zollgerechtſame hätten dann aufgekauft werden müſſen; es findet 
ſich nirgends, daß der König jemals etwas Derartiges geplant hätte. Er 
war in dieſer Hinſicht ſo wenig empfindlich, daß ihn ſelbſt die Zollgerechtig⸗ 
keiten fremder Staaten auf preußiſchem Boden nicht ſtörten. Sonſt 
wäre es nicht allzu ſchwer geweſen, die Zollgerechtigkeit, die Kurſachſen 
in Breskow⸗Storkow zuſtand, zu beſeitigen. Aber darum hat man ſich 
in den Friedensſchlüſſen von 1745 und 1763 nicht bemüht und auch die 
ſo wünſchenswerte Ablöſung des einzigen fremden Oderzolls, zu Fürſten⸗ 
berg, wurde dabei ſo läſſig behandelt, daß nichts daraus wurde. So blieb 
beides bis zum Anfall der Lauſitz an Preußen, 1815. 


V 


Das brandenburgiſch⸗preußiſche Merkantilſyſtem, wie es hier um⸗ 
riſſen worden iſt, kann mit Fug als eigenſtes Werk der drei kraftvollen 
Herrſcher, die es geſchaffen und weitergebildet haben, bezeichnet werden. 
Der Große Kurfürſt iſt zwar von Vorbildern und Ratgebern weſentlich be⸗ 
einflußt worden; aber die zähe Tatkraft, mit der der Kurfürſt in jeder 
Richtung Bahn brach und Wege wies, macht ſeine Leiſtung ſehr bedeutend. 
Die beiden großen Könige des 18. Jahrhunderts können außerdem be⸗ 
anſpruchen, als ſchöpferiſche Perſönlichkeiten erſten Ranges auf dieſem 
Felde bewertet zu werden. Sie folgen, zum mindeſten in den entſcheidenden 
Maßnahmen, ausſchließlich den Eingebungen des eigenen Geiſtes und der 
Richtung ihres Willens, und ſie ſetzen ihre Pläne nicht nur oft genug im 
Widerſpruch mit den Wünſchen der Untertanen und Intereſſenten durch, 
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ſondern konnten ſelbſt bet den oberſten Ratgebern, ihren Miniſtern, kaum noch 
Verſtändnis und Gefolgſchaft finden. So ſind die manufakturpolitiſchen 
Pläne Friedrich Wilhelms I., beſonders 1722/23, von den Miniſtern als 
übertrieben radikal, ja als landſchädlich angeſehen worden, und Friedrich II. 
vollends eilte mit ſeinen raſtlos fortſchreitenden Plänen und Maßnahmen 
ſo weit voraus, daß er fortwährend mit dem Zögern und der Abneigung 
der oberſten Ausführungsſtellen zu kämpfen hatte. Die Berichte und Gut⸗ 
achten der Miniſter und Räte laſſen immer wieder erkennen, daß dieſe 
den ſchroffen Protektionismus des Königs für ſchädlich halten; von allen 
hat Schlabrendorff allein die Ideen Friedrichs ſich innerlich angeeignet 
und mit wirklichem Eifer vertreten und iſt auch wohl ſelbſtändig in ihrem 
Sinne vorgegangen. Allerdings mag bei ihm Strebertum und Gunſt⸗ 
haſcherei erheblich mitgeſprochen haben. Sonſt aber teilten auch die 
fähigſten unter den Miniſtern, Hagen, Domhardt, Hoym, Schulenburg, 
von Heinitz ganz zu ſchweigen, bei allem Eifer für den Dienſt des Königs 
bei weitem nicht die Schroffheit feiner Grundſätze und Entſchlüſſe. Aller⸗ 
dings zu einer umfaſſenden freimütigen Kritik kam es nur einmal, in dem 
bekannten großen Bericht des Generaldirektoriums vom 1. Oktober 1766; 
die fulminante Härte, mit der der König dieſe Auflehnung wider ſeine 
Regierungsgrundſätze niederſchlug, ließ eine Wiederholung nicht auf⸗ 
kommen. Als {pater Henig, ſehr viel vorſichtiger, Reformneigungen durch⸗ 
(blicken ließ, hat ihn der König alsbald ſeine Ungnade fühlen laſſen. 
Daß Friedrich trotz aller Widerſtände und ohne innerliche Anteil⸗ 
nahme zu finden, ſeinen Weg ohne jedes Wanken weiterging, ja mit 
der Zeit ſein Syſtem noch weſentlich verſchärfte, beweiſt eine erſtaunliche 
Feſtigkeit und Selbſtgewißheit. So hat unter ihm der preußiſche Mer⸗ 
kantilismus ſeine ſchroffſte Ausbildung erhalten in derſelben Zeit, da 
ſein geiſtiger Unterbau die entſcheidenden Angriffe erfuhr, durch die fran⸗ 
zöſiſchen Phyſiokraten wie durch das große Werk von Adam Smith. 
Den König ſelbſt haben dieſe Literaten⸗Meinungen nicht im geringſten 
bekümmert, aber ſie haben die unter der Decke ſchlummernden Wider⸗ 
ſtände gegen die überſcharfe ſtaatliche Bevormundungs⸗ und Sperr⸗ 
politik verſtärkt. Das umfaſſende Werk Mirabeaus von der preußiſchen 
Monarchie läßt erkennen, wie tief die Gegenſätze geworden ſind. 


So ſchien es, als wenn nach dem Tode des großen Königs ein grund⸗ 
ſätzlicher Wandel eintreten werde, was den wohlwollenden Geſinnungen 
und dem ſchwächeren Format der Nachfolger wie dem unter den Ge⸗ 
bildeten und im Beamtentum weit verbreiteten, in der franzöſiſchen 
Revolution bald auch offen zum Siege gelangenden liberalen Strö⸗ 
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mungen entſprochen hätte. Das Wirtſchaftsſyſtem des Königs hatte in 
der Tat unmittelbar nach deſſen Tode den Anſturm der nunmehr ent⸗ 
feſſelten Kritik und des Reformeifers der Epigonen zu beſtehen. Das 
Ergebnis umfaſſender Unterſuchungen und Reformanläufe war trotzdem 
nicht ſehr bedeutend und blieb hinter vielfältigen Erwartungen zurück. 
Das Weſentlichſte, die gewerbliche Schutzpolitik oder das Fabriken⸗ 
ſyſtem, wie man ſie meiſt benannte, blieb beſtehen und wurde fort⸗ 
geführt, da man es nicht wagen zu können glaubte, die Schutzmauern 
für die junge preußiſche Induſtrie niederzulegen, während ſie für die 
weit entwickelteren der weſteuropäiſchen Länder noch im vollen Umfang 
beſtanden. Es wurden nur Bonifikationen und Prämien nach Bedarf 
allmählich abgebaut und die in der letzten Zeit des alten Königs erlaſſenen, 
mehr hinderlichen als förderlichen Einfuhrverbote fremder Verzehrs⸗ 
gegenſtände — Bier, Obſt, Graupen, Grütze, Gries, Hirſe, Getreide —, 
überhaupt von ſächſiſchen und böhmiſchen Viktualien, aber auch von 
ſächſiſchen Holzwaren, von Juchten und Dubliner Pfundleder auf⸗ 
gehoben, nachher auch die Einfuhrverbote einiger im Lande noch nicht 
genügend verfertigter gewerblicher Waren in Hochimpoſten, meiſt 4 Gr. 
vom Tlr., verwandelt, fo von Kanevas, hanfenen Strümpfen, gewebten 
Spitzen, Packpapier (3 Gr.), Elfenbein⸗ und Schildkrot⸗Doſen (6 Gr.), 
Brillen (1 Gr.), lackierter Blecharbeit (6 Gr.), Schreibtafeln, Goldwagen 
u. a. Kleinigkeiten. Ferner wurde die Ausfuhr von Garn in Schleſien, 
ſowie von Gold und Silber freigegeben. Das wichtigſte, das Wollausfuhr⸗ 
verbot, blieb beſtehen. Im übrigen wurden aber wie vorher neue Ein⸗ 
fuhrverbote erlaſſen, ſobald ein inländiſches Fabrikat den Landesbedarf 
decken zu können ſchien. 

Wie die Schutzpolitik, ſo dauerten auch die Handelskriege mit Oſter⸗ 
reich und Sachſen fort. Desgleichen blieb das Tranſitozollweſen 
erhalten, doch wurde eine gründliche Reform vorgeſchrieben, da der 
Durchfuhrhandel durch die bisherige verwickelte und beſchwerliche Ver⸗ 
fahrungsart, zeitraubende Weitläufigkeit und Formalitäten, unnötige 
Warendurchſuchungen, unanſtändige Begegnung, oft koſtbare Prozeſſe 
und unbillige Strafen beeinträchtigt und verſcheucht worden ſei und da 
die Gefälle ohne Rückſicht auf die verſchiedene Lage der Provinzen und 
die Zolleinrichtung des Nachbarn feſtgeſetzt ſeien. Es wurden alle Durch⸗ 
fuhrverbote aufgehoben und angeordnet, daß bloß in den Grenzzöllen 
bei Ein⸗ und Ausgang revidiert und niemand ohne gegründeten Verdacht 
durch unnütze Viſitationen aufgehalten und beläſtigt werden ſolle. Ferner 
ſollten alle von Leipzig nach Polen und Rußland durchgehenden Waren 
nicht mehr unterſucht und nicht nach Wert, ſondern nach Gewicht, mit 
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3 Zr. vom Ztr., verzollt werden, was allerdings jo hoch war, daß es 
den verlorenen Durchfuhrhandel nicht herbeiziehen konnte; Leinen aus 
Sachſen und Böhmen wurde von 8% auf ½ Tr. vom Zentner geſetzt. 
Den vielen Klagen der Königsberger und Breslauer Kaufleute nach⸗ 
gebend wurde einige eee für ihren Intermediärhandel zuge⸗ 
ſtanden. 

Es wurden weiterhin alle Akziſen und Zölle von Seide, Baum⸗ 
wolle, wollen Garn, Häuten und Fellen aufgehoben und dafür eine 
Nachſchußakziſe von 4 Pfg. je Tal. auf die entſprechenden Fabrikate beim 
Verſand innerhalb des Landes eingeführt, ſowie die Weizenſteuer erhöht. 
Ferner wurden in Schleſien die Abgaben für fremde Viehhändler, für 
polniſche Wolle und für Seidenwaren ermäßigt. 

Die läſtigſten Monopole wurden beſeitigt, nämlich die Tabaks⸗ 
adminiſtration, das Kaffeebrenn⸗Monopol und das Zuckerſiederei⸗ 
Monopol, und die Erteilung neuer Monopole ausdrücklich verboten. 
Für jene wurde eine Tabak⸗, Kaffee⸗, Zucker⸗ und Syrupſteuer in allen 
Provinzen eingeführt. Da dies nicht ausreichte, den Ausfall zu decken, 
wurde die 1766 beſeitigte Mahlakziſe, 2 Gr. vom Scheffel, wieder ein⸗ 
geführt, ein Zuſchlag (ÜUbertragungs⸗Akziſe) von 1 Gr. v. Tr. auf jede 
¥% Zr. und mehr betragende Akziſezahlung, ausgenommen das {don 
hoch genug belaſtete Bier, eingeführt und die Stempel- und Spiel⸗ 
kartenſteuer erhöht. Desgleichen wurden die Akziſeſätze auf Weine, Vik⸗ 
tualien, Delikateſſen, Gewürze und viele Materialwaren erhöht, weil 
ſie nicht mehr den geſtiegenen Preiſen entſprächen. 

Der Frankfurter Meſſetarif von 1772 und der Warſchauer Tarif für 
Oſtpreußen und Schleſien von 1775 wurden gemildert, da deren unbillig 
hohe Wertſätze von jeher heftig beklagt worden waren. Die Frankfurter 
Meſſen nahmen darauf einen großen Aufſchwung und die Meßakziſe 
brachte viel höheren Ertrag als unter dem hohen Tarif. 

Die verhaßte franzöſiſche Regie wurde ſogleich beſeitigt; die Akziſe⸗ 
und Zollverwaltung blieb zwar von der Kammerverwaltung getrennt, 
wurde aber zweckmäßigerweiſe mit dem Manufaktur⸗ und Handelsweſen 
in einem Departement vereinigt. Auch die oktroyierte Elbe⸗Getreide⸗ 
handels⸗Kompagnie ſowie die Hauptnutzholz⸗Adminiſtration, wurden 
aufgehoben und der Handel mit Getreide und Holz wurde freigegeben. 

Das waren vielerlei Anderungen und doch war es im ganzen nicht 
viel. Man hat einige der unpopulärſten Erſcheinungen beſeitigt, das 
Weſen aber beſtehen laſſen. Es war überdies von ſehr zweifelhaftem 
Wert, daß 1787 für die Befreiung von Dingen des Aufwandes (Kaffee 
und Tabak) das Getreide höher belaſtet wurde; beſtimmt war das Fried⸗ 
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richs Abſichten ſchnurſtracks zuwider. Auch blieb man nicht konſequent 
und hat beiſpielsweiſe die Tabaksadminiſtration zeitweiſe wieder ein⸗ 
geführt (1797). Die anfängliche Abſicht, die Bierakziſe zu mildern, iſt 
nicht ausgeführt worden. Das von der Regie eingeführte, für den Verkehr 
ſo ungemein läſtige Beſcheinigungs⸗ und Plombierungsverfahren wurde 
nur ganz unweſentlich vereinfacht und verbilligt. 


Die Reformmaßnahmen von 1786—1788 find im Vorſtehenden ab- 
ſichtlich mit einiger Ausführlichkeit aufgezählt, weil es für die Erkenntnis 
des Fridericianiſchen Syſtems wichtig iſt zu wiſſen, welche ſeiner Einzel⸗ 
heiten vor allem drückend, übertrieben oder verfehlt erſchienen. Alles 
was jetzt beſeitigt wurde, gehört zu den Einführungen der Zeit nach dem 
Siebenjährigen Kriege; man kann daher wohl ſagen, daß die neue Re⸗ 
gierung an die frühere maßvollere Politik des großen Königs anknüpft 
und dieſe unmittelbar fortſetzt. Unter dieſem gemilderten Protektionis⸗ 
mus hat die preußiſche Volkswirtſchaft einen mächtigen Aufſchwung er⸗ 
fahren, der allerdings großenteils günſtigen äußeren Konjukturen zu 
danken war. Die Wirtſchaftspolitik der folgenden Zeit und den Übergang 
vom Merkantilſyſtem zu den Grundſätzen der Gewerbe⸗ und Handelsfreiheit 
darzuſtellen, kann indeſſen hier nicht der Ort ſein, es muß dies einer 
beſonderen Darſtellung vorbehalten bleiben. 

Jedenfalls bedeuten die zwei Jahrzehnte von 1786—1806 eine Zeit 
des Ringens zwiſchen dem herrſchenden Merkantilſyſtem und den mächtig 
vordringenden liberalen Strömungen. Unter Friedrich Wilhelm II. be⸗ 
gnügte man ſich, wie gezeigt, damit, einige der am meiſten beklagten 
Härten und Übertreibungen des Fridericianiſchen Syſtems abzubauen. 
Erſt als mit dem Baſeler Frieden und dem Ende der polniſchen Wirren 
(1795) äußere Ruhe eingetreten war und als 1797 ein neuer, von redlichem 
Willen beſeelter und Reformgedanken — damals — durchaus nicht un⸗ 
zugänglicher Herrſcher kam, wurden grundſätzliche Umwandlungen der 
Wirtſchaftspolitik ins Auge gefaßt. Man nahm ſich, wie mit allen wohl⸗ 
gemeinten Reformplänen, Zeit; das erſte, was zutage kam, war die Auf⸗ 
hebung der Landbinnenzölle in den alten Provinzen außer Schleſien durch 
Verordnung vom 26. Dezember 1805. Aber ehe das zur Ausführung 
gelangte, brach der Krieg aus. Die Kataſtrophe ſchuf freiere Bahn, der 
Bruch mit dem Alten wurde jetzt eher gewagt und es kamen entſchiedene 
Reformer in die leitenden Stellen. Das höhere Beamtentum war vor- 
wiegend von humanitärem und liberalem Geiſte erfüllt und der alten 
Bevormundung abhold. Es ſei nur an die ſcharfe Verurteilung des 
Fridericianiſchen Merkantilismus in der bekannten Rigaer Denkſchrift 
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Hardenbergs vom September 1807 und die Regierungsinſtruktion vom 
26. Dezember 1808 erinnert.“) 

Noch während des Krieges, ſeit Frühjahr 1807, wurde mit dem Hoch⸗ 
ſchutz⸗ und Verbotſyſtem gebrochen, indem ſowohl in Oſt⸗ und Weſtpreußen 
wie in den unter franzöſiſcher Verwaltung ſtehenden Provinzen fremde 
Manufakturwaren gegen meiſt 8—9% eingelaſſen wurden. Obwohl 
ſelbſt Stein ſo jähen Wechſel mißbilligte, hat dies, wie Kunth nach einigen 
Jahren feftftellt?), die inländiſche Fabrikation nicht untergraben, fie viel⸗ 
mehr trotz aller Ungunſt der Zeit auf eine ſolidere Baſis geſtellt. Auch 
die Ausfuhr von Wolle u. a. wurde nach und nach freigegeben. Die Ein⸗ 
führung der völligen Gewerbefreiheit durch das Edikt vom 2. November 
1810 bedeutet einen weiteren, nicht minder ſchroffen Bruch mit dem 
Merkantilſyſtem. In demſelben Jahre wurde die Neuordnung des Akkziſe⸗ 
weſens, wodurch die wirtſchaftliche und ſteuerliche Trennung von Stadt 
und Land aufgehoben werden ſollte, verkündet, aber ſie blieb zunächſt 
auf dem Papier. Die endgültige Reform des Akziſe⸗ und Zollweſens und 
der Wirtſchaftsverfaſſung erfolgte, durch die Kriege verzögert, erſt 1818 
bis 1820. Durch das Zoll- und Verbrauchsſteuergeſetz vom 26. Mai 1818 
wurden fremde Manufakturwaren mit ganz mäßigen Schutzzöllen von 
etwa 10% des Wertes, Kolonialwaren mit Finanzzöllen von doppelter 
Höhe belegt, und Aus⸗ und Einfuhrverbote aufgehoben (ausgenommen 
allein für Salz und Spielkarten); ferner wurden nun alle Zölle lediglich 
an der Grenze erhoben. Die Befreiung des inneren Markts wurde 
vollendet dadurch, daß 1819 die ſtädtiſche Akziſe und die Torkontrolle auf⸗ 
gehoben und allgemeine Verbrauchsſteuern eingeführt wurden. 


1) Mamroth, Geſch. der preuß. Staatsbeſteuerung, 1806—16, S. 13 ff., 94 ff. 
2) Mamroth, S. 342. 


Das Weichbild der Stadt Berlin feit der Steinſchen 
Städteordnung. 
Von 
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Teil I. 


1, Das Stadtgebiet vor Erlaß der Städteordnung. 


Urſprung und Quell alles modernen ſtädtiſchen Lebens iſt in Preußen 
die Steinſche Städteordnung. Sie war nicht nur ein Geſchenk des Staates. 
Sie legte Pflichten auf, wenn ſie Rechte gewährte, und ſie beanſpruchte 
für den Staat, was des Staates war. Nahm ſie aber den Städten dar⸗ 
über hinaus noch mehr, entzog ſie ihrer Verwaltung den einen großen 
Beſtandteil ihres Gebietes, die ſtädtiſche Feldmark vor den Toren? 
Clauswitz hat das für Berlin in ſeiner grundlegenden Schrift über die 
Pläne und das Weichbild Berlins angenommen. Nach ſeiner Anſicht 
entſprachen die Grenzen des Berliner Stadtgebietes 1808 im großen und 
ganzen dem Umfange der urſprünglichen Berliner und Köllner Feld⸗ 
marken nach ihrer Erweiterung durch den Wedding und die Köllniſche 
Heiden). Wäre das richtig, dann bedeutete die Städteordnung in der 
Tat eine außerordentliche Verkleinerung des bisherigen Stadtgebietes. 
Dieſe Auffaſſung hätte aber nur dann eine gewiſſe Berechtigung, wenn 
der Begriff des Stadtgebietes faſt jeder realen Bedeutung entkleidet 
würde. Nicht einmal die Jurisdiktion des Magiſtrats erſtreckte ſich ja 
noch auf den ganzen Bereich der Feldmark. Weder das Vorwerk Nieder⸗ 
ſchönhauſen, noch der Wedding, der Geſundbrunnen oder der Tiergarten 
ſtanden gegen Ende des 18. Jahrhunderts unter der ſtädtiſchen Gerichts⸗ 
barkeit. Auch hatte ſchon damals der Begriff der Jurisdiktion ſeinen 
ehemaligen Inhalt, der alle Rechte der Verwaltung in ſich begriff, zu 
einem großen Teile eingebüßt. Darüber hinaus jedoch gibt es eine Reihe 


1) Paul Clauswitz, Die Pläne von Berlin und die Entwicklung des Weich⸗ 
bildes; Berlin 1906, S. 49 ff., beſonders auch S. 68 f., 73 f., 82 ff. und in ſcharf 
formulierter Zuſammenfaſſung S. 96: „Die Einführung der St. O. brachte 
tiefeinſchneidende Veränderungen für die Umgrenzungen des bisherigen Stadt- 
gebietes, das durch die Feldmark gebildet wurde.“ 
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von Zeugniſſen aus der letzten Hälfte des 18. Jahrhunderts, die der 
Gauswitzſchen Anſchauung noch ſtärker den Boden entziehen. 

1788 äußerte ſich das wohl ſachverſtändigſte Mitglied des Berliner 
Magiſtrats, ber Okonomiedirektor Kriegsrat Scheffel), zu einer Eingabe 
des Ratsförſters Lehmann in Treptow vom 3. Mai; dieſer erhob darin 
Einſpruch gegen ſeine Heranziehung zu der Fixakziſe, die von den außer⸗ 
halb der Stadtmauern, aber auf ſtädtiſchem Grund und Boden Wohnen- 
den erhoben wurde. Scheffel bemerkte, daß Treptow nicht „auf ſtädti⸗ 
ſchem Territorio liege“, der Förſter alſo ebenſowenig wie der Förſter 
Kühn vom Wedding Fixakziſe zu zahlen habe; denn „das Stadtterritorium 
reichet nur, in der Gegend des Weddings, bis an den Fluß“ (die Panke) :). 
Der Magiſtrat ſchloß ſich in einem Bericht an die Kurmärkiſche Akziſe⸗ und 
Zolldirektion vom 20. 6. dieſem Gutachten an, rechnete alſo den weſtlich 
der Panke gelegenen Teil der urſprünglichen Berliner Feldmark in der 
Weddingsgegend nicht mehr zum ſtädtiſchen Territorium. Er ſetzte ſich 
damit allerdings in Gegenſatz zu der Auffaſſung des langjährigen Berliner 
Stadtſyndikus Wackenroder, der noch in ſeinem 1771 abgefaßten, im 
Magiſtratsplenum verleſenen, erwogenen und vom Stadtpräſidenten 
und den drei Bürgermeiſtern unterzeichneten Corpus bonorum ge- 
ſchrieben hatte?): „. .. eben die Befugniſſe, welche dem Magiſtrat inner- 
halb derſelben (nämlich der Stadt) zuſtehen, hat ſelbiger auch außerhalb, 
ſoweit Stadt Grund und Boden gehet, und ſoweit als die alten Feld⸗ 
marken von Berlin und Cölln reichen, zu genießen. Dieſes bezeuget 
die Urkunde des Durchl. Churfürſt Joachim I. de dato Johannis Evang. 
1508 (= 27. 12. 1508) 4). Der Stadt und Grund und Boden gehet der⸗ 
geſtalt außerhalb der Stadt, daß derſelbe berliniſcherſeits an... die 


1) Er war von 1765—1809 in ſeinem ſtädtiſchen Amt und vorher g 
und Dom. ⸗Rat bei der Kurmärkiſchen Kammer. 

2) St. A. „Aa. betr. Fix⸗Acciſe, wovon der Magiſtratsförſter diſpenſieret 
ſein wollen“. Clauswitzſches Repertorium VIII Nr. 8. 

2) Schriften des Vereins f. d. Geſchichte Berlins, Heft 24, Berlin 1888, 
S. 1f. Wackenroders Name iſt vom Herausgeber in Wackenrode verſtümmelt 
worden. 

4) Berl. Urk.⸗Buch, S. 466. Vertrag Joachims I. mit Berlin und Kölln, 
in dem er ihnen das Gericht gegen eine jährliche Rente überläßt. Darin heißt es: 
„Nie ſollen fic) aber ... ſolicher gericht nicht weyter antziehen noch gebrauchen, 
dann fo went fic) die erſtrecken, als nemlich in beyden ſtetten und außerhalb der 
ſtat, ſo weyt beyde feltmarken reichen.“ Es iſt kaum ohne tiefere Bedeutung, 
daß ſich Wackenroder nur auf dieſe alte Urkunde, nicht auf Recht und Praxis 
der Gegenwart beruft. 
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Frie drichsfeldeſchen, Lichtenbergſchen, Weiſſenſeeſchen, Pankowſchen, 
Reinidendorfichen und Dahldorfſchen Feldmarken, ferner an die Jung⸗ 
fernheyde und an das Charlottenburgiſche Feld .. ., cöllnſcherſeits aber... 
mit den Schönebergſchen, Tempelhoffſchen, Riecksdorfſchen und Britz⸗ 
ſchen Feldmarken und alsdann weiter mit der Cöpenickſchen Heyde bis 
an die Spree und ſogenannte Kanne grenzet, jo daß das rathäusliche 
Vorwerk Trepkow noch innerhalb Stadt Grund und Boden lieget.“ 

Dieſer Widerſpruch, ſoweit er nicht der zwiſchen Theorie und Praxis 
iſt, wird verſtändlicher, wenn wir aus einer Verfügung der Kurmärk. 
Kriegs⸗ und Domänenkammer vom 28. 1. 1789 hören, daß dieſe „eine 
genaue und zuverläſſige Nachricht von den Grenzen des zur hieſigen Stadt 
gehörigen Territorii“ nicht beſaß, ſie vielmehr erſt durch den Magiſtrat 
zu erhalten wünſchte !). Auf dieſe Anfrage ſetzte Scheffel, dem fie der 
Magiſtrat zugeſchrieben hatte, folgende Bemerkung: „Da von dem eigent⸗ 
lichen Stadtterritorio weder Karten noch ſonſtige Specialia in der Regi⸗ 
ſtratur aller Bemühungen ohnerachtet bis jetzt aufzufinden geweſen, und 
nicht alle außerhalb der Stadt nahe belegenen Güter und Anlagen zur 
Jurisdiktion des Magiſtrats oder der Stadtgerichte gehören, wie denn 
zum Beweis das Vorwerk Wedding, der Geſundbrunnen und das ſoge⸗ 
nannte Moabiter Land, das Vorwerk Martinicke, der große Tiergarten, 
die Weinberge vor dem Halleſchen Tor, die Ziegelei in der Haſenheide p. 
unterm Amt Mühlenhof, die Schleifmühle vor dem Oranienburger Tor 
unterm Hofgericht p. gehören, ſo würde abſeiten des Magiſtrats weiter 
nichts kommuniziert werden können, als was aus dem Stadtgerichts⸗ 
Hypothekenbuch zu extrahieren iſt; und ſtelle ich anheim, dieſerhalb die 
Stadtgerichte zu requirieren und vorläufig der Akziſe⸗ und Zolldirektion zu 
antworten.“ Der Magiſtrat antwortete der Kammer dementſprechend 
und erſuchte das Stadtgericht, ihm „aus dem Hypothekenbuch ein Ver⸗ 
zeichnis der Grundſtücke, welche außerhalb dem Tor und doch auf ſtädti⸗ 
ſchem Fundo belegen ſind“, mitzuteilen. Die Antwort des Stadtgerichts 
fehlt, wird indeſſen durch die von Scheffel entworfene Antwort des 
Magiſtrats vom 15. 10. 1789 auf mehrere Anfragen der Akziſe⸗ und Zoll⸗ 
direktion erſetzt; danach gehörten der Geſundbrunnen, das Vorwerk 


1) St. A. „Aa. betreffend die Fixakziſe der außerhalb der Mauern wohnen⸗ 
den Einwohner“. Clauswitzſches Repertorium VIII Nr. 9 Bd. I. In dieſem 
Aktenſtück wird unter dem 1. 5. 1803 noch ausdrücklich bemerkt, daß die Fix⸗ 
akziſe nur diejenigen Etabliſſements außerhalb der Ringmauern zu entrichten 
haben, die „noch auf einem zum Bezirk der Stadt gehörigen Grund und Boden“ 
angelegt ſind. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch XL. 2. 18 
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Wedding und Martinicke zur Jurisdiktion des Amtes Mühlenhof, „von 
deſſen näherer Nachweiſung und Beſtimmung es abhängen wird, wohin 
die benannten Orter zu rechnen ſind“. Ahnlich fiel eine Antwort des 
Magiſtrats vom 25. 2. 1791 über die Zugehörigkeit des „Moabiter Landes“ 
aus. Der Magiſtrat war ſich alſo ſelbſt über die Ausdehnung des „Grund 
und Bodens“ oder „Territoriums“ der Stadt nicht recht klar, wie man 
damals ſtatt des in Berlin ſeit Jahrhunderten nicht mehr gebrauchten 
und erſt ſeit 1816 wieder aufgekommenen Wortes Weichbild ſagte ). 
Die Urſachen dieſer Unklarheit beruhten zum Teil darauf, daß erhebliche 
Teile des einſtigen Berliner Gebietes auch außerhalb der Stadtmauern 
nicht mehr unter der Jurisdiktion des Magiſtrats ſtanden, daß ſich vor 
den Toren größere Kolonien und einzelne Etabliſſe ments gebildet hatten, 
und vor allem darauf, daß die moderne ſtaatliche Finanz⸗ und Steuer⸗ 
verwaltung vor den Bewohnern der ſtädtiſchen Feldmark nicht Halt 
machen, ſie aber auch nicht gut wie die Einwohner der Stadt ſelbſt be⸗ 
handeln konnte. Dieſen Grund gab der Magiſtrat ſelbſt in einem lehr⸗ 
reichen Bericht an das Miniſterium des Innern vom 12. 5. 1846 an.) 
Das Miniſterium hatte Auskunft gewünſcht, ob in Berlin Feldmark 
und Weichbild identiſch ſeien, welchen Veränderungen beide unterworfen 
geweſen ſeien, und welchen Umfang beide zurzeit hätten. Der Magiſtrat 
erwiderte, daß urſprünglich die ganzen Feldmarken als zum Stadtgebiet 
gehörig betrachtet worden waren, alſo die Acker und Wieſen im bürger⸗ 
lichen Privatbeſitz wie die Heiden der Kämmerei, dazu noch einige un⸗ 
mittelbar an die Feldmark anſchließende, im Eigentum der Kämmerei 
ſtehende Beſitzungen wie Vorwerk und Kolonie Boxhagen und die 
Boxhagenſche Heide. „Später, als die Staatsverwaltung ſich ſtärker 
entwickelte“, kamen Teile des Stadtgebietes, beſonders die Berliniſche 
und die Köllniſche Heide, zu den Kreiſen, und einzelne Grundſtücke wurden 
teils zu ihnen, teils zur Stadt gerechnet, bis ſeit 1829 eine Feſtſetzung 
des Weichbildes erfolgte. — Von einem Einfluſſe der Städteordnung 
ſprach der Magiſtrat nicht, obgleich die Weichbildfeſtlegung noch einer 
nahen Vergangenheit angehörte. 

Ein Beiſpiel dafür, daß der Begriff der Jurisdiktion ſeine alte Be⸗ 
deutung nicht voll gewahrt hatte, bietet die Regelung des Armenweſens 
in den Anſiedlungen vor den Toren Berlins. Die Armenpflege im üb⸗ 
lichen Sinne, die Gewährung von Unterſtützungen, regelte ſich hier zwar 


1) Vgl. Clauswitz, a. a. O., S. 49ff. 
2) St. A., „Stadtgrenzen“ Nr. 1 Bd. 4. Der Bericht trägt das Datum 
des 30. 3., iſt aber erſt am 12. 5. abgeſandt worden. 
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im allgemeinen nach den Jurisdiktionsgebieten!). Anders war es mit 
der Bekämpfung der Bettelei auf Grund des Landarmen⸗ und Invaliden⸗ 
Reglements für die Kurmark vom 16. 6. 1791). Das Reglement. bes 
ſtimmte, daß die Bettler Landarmenanſtalten zur Beſchäftigung über⸗ 
wieſen werden ſollten, deren Baukoſten der König tragen wollte, deren 
Unterhaltung aber den Ständen obliegen ſollte. Nach § 56 bezog ſich 
das Reglement nicht auf Berlin und Potsdam, da hier eigene Armen⸗ 
anſtalten beſtanden. Die Kreiſe Niederbarnim und Teltow ſollten die in 
ihnen aufgegriffenen Bettler an das ſchon im Bau begriffene Armenhaus 
Straußberg überweiſen. Hätte die geſamte Feldmark der ſtädtiſchen 
Verwaltung unterſtanden, dann hätte auch für ſie das Reglement keine 
Gültigkeit haben können. Tatſächlich aber traten noch zu Ende 1791 der 
Magiſtrat und die Landräte der beiden benachbarten Kreiſe in Verhand⸗ 
lungen darüber ein, wohin die vor den Stadttoren aufgegriffenen Vaga⸗ 
bunden zu transportieren ſeien, und wer von den Einwohnern der dor⸗ 
tigen Siedlungen zu den Landarmenanſtalten oder zur ſtädtiſchen Armen⸗ 
direktion gehören ſolltes ). Der Landrat des Kreiſes Niederbarnim, 
von Pannwitz, hatte zugeſtanden, daß die Roſenthaler Vorſtadt, das 
ſogenannte Vogtland, von der Landarmenanſtalt ausgeſchloſſen bliebe, 
ſich indeſſen ein Mitauſſichtsrecht vorbehalten. Die Gärtner vor dem 
Frankfurter Tore und die Eigentümer der in der Nähe gelegenen Etabliſſe⸗ 
ments wollten ebenfalls ausgeſchloſſen bleiben; ſie beriefen ſich darauf, 
daß ſie Fixakziſe zahlten und infolgedeſſen zur Stadt gehörten. Die Ent⸗ 
ſcheidung über ihren Antrag wollte Pannwitz aber höherer Entſchlie ßung 
vorbehalten. Der Präſident des Berliner Armendirektoriums, v. der 
Hagen, bemerkte dazu, daß ein Mitaufjicht3recht des Landrats über die 
Roſenthaler Vorſtadt zu Unzuträglichkeiten führen müſſe. Die eine 
Viertelmeile und weiter von der Stadt entlegenen Kolonien dagegen, 
„dieſe auswärtigen Orter“, könnten keinesfalls zu Berlin gerechnet 
werden. Im übrigen überließ das Direktorium es dem Magiſtrat, wegen 
der „Verteilung der außerhalb Berlin gelegenen Ortſchaften das Er⸗ 
forderliche mit den Behörden abzumachen“. Das Ergebnis war, daß die 
außerhalb der Mauern unter ſtädtiſcher Jurisdiktion liegenden Ortſchaften 
und einzelnen Koloniſten mit ihren Beiträgen der Landarmenkaſſe zu⸗ 


corr) St. A., Armendirektion Gen. A. IV. Nr. 11. „Aa. betr. die Beſtimmung 
des Weichbildes vor dem Oranienburger⸗ und Roſenthaler Tor“, Band I. 
9) Mylius, Nov. Corp. Constit. Marchic. Band IX, Sp. 123—78. 
3) St. A., Armendirektion Gen. A. IV, Nr. 10. „Aa. betr. das Weichbild 
von Berlin in Hinſicht der Armenpflege“. 
18* 
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gewieſen wurden. Die Generallandarmen⸗ und Invalidenverpflegungs⸗ 
Direktion lehnte am 19. 9. 1794 die vom Magiſtrat beantragte Freilaſſung 
der Gärtner vor dem Frankfurter Tor ab. Dieſe Koloniſten ſeien zwar der 
ſtädtiſchen Gerichtsobrigkeit und deren beſonderer Armenpflege unter⸗ 
worfen, aber ſie müßten, „da ſie außerhalb der Ringmauern der Stadt 
wohnten... in Rückſicht der zur Aufhebung der Bettelei eingerichteten 
Landarmenanſtalten umſomehr zum platten Lande gezogen werden“, 
als ſonſt gerade bei ihnen Bettler leicht Unterſchlupf finden könnten. 
Die ſtädtiſche Jurisdiktion und der ſtädtiſche Grund und Boden ſchützten 
alſo die auf ihm Wohnenden nicht davor, teilweiſe der Verwaltung des 
flachen Landes unterworfen zu werden. 

In dieſem Sonderfalle brachte gerade die Städteordnung eine Er⸗ 
weiterung des Berliner Verwaltungsgebietes. Noch im März 1811 hatte 
der Landrat von Pannwitz feſtgeſtellt, daß die Einwohner außerhalb der 
Ringmauern, ſoweit ihre Beiträge zu den Armenanſtalten in Frage 
kamen, zum Kreiſe gehörten. Die Polizeideputation der kurmärkiſchen 
Regierung aber verfügte auf Antrag des Magiſtrats am 29. 5. 1811, 
daß künftig auf beiden Seiten der Spree die auf ſtädtiſchem Grund und 
Boden anſäſſigen Bewohner nicht mehr durch die Landräte zu dieſen 
Beiträgen heranzuziehen ſeien. 

Finanzielle Fragen waren es, die eine Klarſtellung des Umfanges 
des ſtädtiſchen Gebietes kurz vor Erlaß der Städteordnung erforderten. 
Es handelte ſich darum, ob die Etabliſſements!) vor den Toren durch dei 
Stadt oder durch die Kreiſe zu den Kriegsſteuern und Einquartierungs⸗ 
laſten heranzuziehen ſeien, die der verlorene Krieg von 1806 zur Folge 
hatte. Die Landräte der die Stadt auf dem rechten bzw. linken Spree⸗ 
ufer begrenzenden Kreiſe Niederbarnim und Teltow gerieten darüber 
in eine Auseinanderſetzung mit dem Comité administratif, der durch 
Napoleon an die Stelle des alten Magiſtrats geſetzten ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltungsbehörde, die in der Praxis freilich nicht viel mehr war als der 
bisherige Magijtrat?). Dieſe Auseinanderſetzungen find deshalb wichtig, 
weil in ihnen ſchon alle die Gegenſätze auftauchen, die bei den nach Ein⸗ 
führung der Städteordnung gepflogenen Verhandlungen eine Rolle 
ſpielen ſollten. 

Im Mai 1807 fragte der Teltower Landrat von Hacke beim Comité 
administratif an, welche der vor dem Brandenburger, Potsdamer, 


1) Das iſt der noch lange übliche techniſche Ausdruck für Anſiedlungen. 
2) Clauswitz, „Die Städteordnung von 1808 und die Stadt Berlin“. 
Berlin 1908, S. 42 ff. 
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Halleſchen, Kottbuſiſchen und Schleſiſchen Tore gelegenen Etabliſſements 
zu den ſtädtiſchen Kriegsſteuern hätten beitragen müſſen!). Sie ſeien 
bisher zu der Kriegsſteuer des platten Landes nicht herangezogen worden, 
da der Ausſchreibung für dieſe die Ausſaattabelle von 1797 zugrunde 
gelegt worden ſei, in der die Etabliſſements offenbar deshalb nicht ver⸗ 
zeichnet wären, weil ſie keine Ausſaat im freien Felde hätten; ſie ſollten 
aber jetzt nach einem noch feſtzuſetzenden Maßſtabe herangezogen werden. 
Das Comité antwortete darauf, daß nur die in der ſtädtiſchen Feuer⸗ 
ſozietät verſicherten Grundſtücke von der Stadt für ihre Steuerzwecke 
beanſprucht worden ſeien. Damit beruhigte ſich der Landrat anſcheinend, 
ſtellte indeſſen im Dezember desſelben Jahres einen weitergehenden und 
ſeitdem von ihm feſtgehaltenen Grundſatz auf. Es drehte ſich diesmal 
um die Kolonie Neuſchöneberg. Hacke gab zu, daß fie unter der Juris⸗ 
diktion des Berliner Magiſtrats ſtände, und daß ihre Grundſtücke im Ber⸗ 
liner Hypothekenbuch verzeichnet ſeien, beſtritt ihr aber die Eigenſchaft 
als Vorſtadt Berlins, da ſie jenſeits des Landwehrgrabens läge, 
übrigens aber auch im Ausſaatregiſter des Kreiſes eingetragen ſei. Das 
Comité ließ es in ſeiner von dem Stadtſyndikus Pagig*) entworfenen 
Erwiderung vom 3. 1. 1808 dahingeſtellt ſein, ob das Prinzip, „daß 
der Landwehrgraben das ſtädtiſche Territorium und das platte Land 
ſcheide“, richtig ſei oder nicht. Seines Erachtens müßten die Realjuris⸗ 
diktion und die ſämtlichen ſtädtiſchen Hypothekenbücher einſchließlich 
eines Teiles der Hypothekenbücher des Juſtizamtes Mühlendorf, „welches 
die Realjurisdiktion über mehrere ſtädtiſche Funda exerzieret“, entſcheiden. 
Aber in Anbetracht der Zeit, die keinen Streit vertrage, wollte das Comité 
für die Kriegsſteuern den Hackeſchen Grundſatz gelten laſſen. Klare 
Verhältniſſe waren damit nicht geſchaffen, denn der Landrat verſuchte 
nun, einige Grundſtücke zu beſteuern, die zwar innerhalb des Landwehr⸗ 
grabens lagen, aber unter der Jurisdiktion des Mühlenhofs ſtanden. 
Er berief ſich darauf, daß ſie „unbezweifelt zum platten Lande gehören, 
da das Amt Mühlenhof ſelbſt dahin gehört und ſeine Kriegsabgaben an 
die Kreiskaſſen entrichten muß“. Darauf konnte die „Stadtverwaltungs⸗ 
behörde“, in die das Comité administratif ſich nach dem Abzug der 
Franzoſen verwandelt hatte, am 17. 3. 1809 erwidern, daß dieſes durch 


) St. A. „Aa. betreffend die Ausmittelung derjenigen Etabliſſements 
vor den Toren Berlins, ſo zur ſtädtiſchen und landſtändiſchen Steuer beitragen 
ſollen“. Com. adm. Sect. VI Nr. 30. 

2) Syndikus von 1804 bis 1809, ausgeſchieden bei Einführung der Städte⸗ 
ordnung. 
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ſeine Erklärung vom 3. 1. 1808 den Landwehrgraben ohne alle Ein⸗ 
ſchränkung als Grenze angenommen und damit mehrere jenſeits des 
Grabens liegende, unſtreitig zur Stadt gehörige Etabliſſements dem 
Kreiſe überlaſſen habe. „Daß einige diesſeits gelegene Grundſtücke zur 
Gerichtsbarkeit des Juſtizamts Mühlenhof gehören“, heißt es weiter, 
„kann unſeres Erachtens gar nichts entſcheiden“. Viele Grundſtücke in 
der Stadt und namentlich faſt alle Häuſer auf dem Mühlendamm ſtänden 
ebenfalls unter der Realjurisdiktion = Juſtizamts, gehörten aber un⸗ 
bezweifelt zur Stadt. 

Zu einem erneuten, durch Hacke in ziemlich erregtem Ton cen 
Schriftwechſel kam es noch im Auguſt und September 1809. Während 
der Landrat jetzt die definitive Grenzfeſtſetzung wünſchte, wollte der 

Magiſtrat ſie aufſchieben und es inzwiſchen bei dem R belaſſen, 
das den Landwehrgraben als Grenze beſtimmte. 


Im April 1808 erhoben ſich Differenzen zwiſchen dem ſädtiſchen 
Einquartierungsbureau und dem Niederbarnimer Landrat von Pann⸗ 
witz, der verſchiedene außerhalb der Stadtmauern in der Chauſſeeſtraße 
und „auf der Rummelsburg“ gelegene Grundſtücke vom Kreiſe aus mit 
Einquartierung belegen wollten). Deren Beſitzer hatten ſich darüber 
beſchwert, da ihre Häuſer auf ſtädtiſchem Grund und Boden und unter 
der Gerichtsbarkeit des Magiſtrats lägen und alle ſtädtiſchen Laſten 
tragen müßten. Pannwitz wandte dagegen ein, er könne nicht glauben, 
daß Berlin das Recht habe, „Wohnungen, die halbe und ganze Viertel⸗ 
meilen von der Stadt entfernt lägen“, für die ihm auferlegten Einquar⸗ 
tierungslaſten zu beanſpruchen. Auch die Windmühlen vor dem Schön⸗ 
hauſer Tor und die Kolonie Boxhagen wurden in den Streit gezogen. 
Bezeichnenderweiſe wandte ſich der Berliner „Juſtizmagiſtrat“, der 
die juriſtiſchen Geſchäfte des alten Magiſtrats unabhängig vom Comité 
administratif fortführte?), am 30. April an das Stadtgericht mit der 
Frage, „wie weit ſich das Grundgebiet und die Jurisdiktion der Stadt 
erſtrecket, ob die vor den Toren belegenen Häuſer zur Stadt oder zum 


1) St. A. „Aa. betreffend die Beſtimmung des Weichbildes der hieſigen 
Stadt“. Tiefbau, Gen., Stadtgrenzen Nr. 1. Dieſes Aktenſtück mit feinen 9 Bän⸗ 
den enthält das wichtigſte ſtädtiſche Material über alle Weichbildfragen bis 
in den Anfang der neunziger Jahre. Es wird künftig nur zitiert e um 
Verwechſelungen mit anderen Aktenſtücken vorzubeugen. | ; 

2) Vgl. für das Fortbeſtehen des alten Magiſtrats Clauswißz, Städte- 
ordnung, ©. 46f.; allerdings erwähnt Clauswitz nur die Bearbeitung der Kam⸗ 
mer⸗, nicht der Juſtizangelegenheiten. Re 


Das Weichbild der Stadt Berlin jeit der Steinſchen Städteordnung. 275 


platten Lande gehören“. Der Juſtizmagiſtrat ſelbſt alſo wußte über die 
Ausdehnung des Stadtgebietes nicht Beſcheid! Auch das Stadtgericht 
konnte nicht helfen. Es bemerkte mit Recht, daß über die Grenzen des 
Stadtgebietes das Hypothekenbuch nur inſofern Auskunft geben könne, 
als die Grundſtücke unter der Jurisdiktion des Stadtgerichts lägen. 
„Da indeſſen die Realjurisdiktion auf hieſigem Stadtgebiete bekanntlich 
ſehr zerſplittert iſt, indem außer uns darauf auch vor den Toren noch das 
Juſtizamt Mühlenhof, das Kammergericht, das Invalidenhausgericht 
etc. eine Realjurisdiktion exerzieret, ſo iſt daraus klar, daß dieſe Auskunft 
nichts Vollſtändiges enthalten kann. Wir glauben aber auch, daß bei 
Verteilung der ſtädtiſchen Laſten auf den Unterſchied der Jurisdiktion 
über die auf wirklichem Stadtgebiet liegenden Grundſtücke nichts an⸗ 
kommen kann. Über die Grenzen des Stadtgebiets werden der Ober⸗ 
wröhherr mit den Wröhmännern aus den Feldgartenvermeſſungsregiſtern 
etc, am beſten Auskunft geben, und was alsdann innerhalb dieſer Grenzen 
liegt, gehört zum Stadtgebiete und muß unferes Erachtens unbedenklich 
zu den ſtädtiſchen Laſten beitragen, ohne Unterſchied der ohnedies ſämt⸗ 
lich innerhalb des Stadtbezirks ihren Sitz habenden Jurisdiktionen.“ 
Dieſen Weg, ſich bei den Vorſtehern der Berliner Ackerländereien Aus⸗ 
kunft zu holen, hat der Magiſtrat nicht beſchritten. 

Poſitive Aufſchlüſſe ſchien erſt ein Gutachten des Kriegsrats Scheffel 
vom 24. 6. 1808 zu verheißen. Es ging davon aus, „daß berliniſcherſeits 
ſich das Stadtgrundgebiet bis an den Pancofluß und an die Grenzen der 
Dörfer Panco, Weißenſee, Lichtenberg, ferner bis an die Boxhagenſche 
Heide und an die Wieſen des Dorfes Stralow erſtrecket“. Aber mit dieſem 
Begriff des „Grundgebietes“ war praktiſch für Berlin nichts anzufangen. 
Scheffel wies darauf hin, daß in ihm Etabliſſements lägen, „die zur 
Jurisdiktion des Amtes Mühlenhof, des Kammergerichts und des In⸗ 
validenhauſes gehören; letzterem iſt von Friedrich II. das Terrain bei⸗ 
gelegt worden, worauf neuerlich die Chauſſee, die daran ſtoßenden Woh⸗ 
nungen verſchiedener Particuliers und die Koloniſtenhäuſer erbaut ſind. 
Die Jurisdiktion entſcheidet nicht, was zur Stadt gehört; 
die allgemeinen herrſchaftlichen Laſten werden nicht von ihr, 
ſondern von den Finanz⸗ und Polizeibehörden reguliert; die Stadt aber 
beſchränkt ſich auf ihr innerhalb der Ringmauern belegenes Gebiet und 
auf die Vorſtädte, dergleichen Berlin nur eine hat, nämlich Neuvogtland“ ). 
Danach würden im vorliegenden Falle die Chauſſeeſtraße und Rummels⸗ 
burg, die Windmühlen vor dem Schönhauſer Tore und die Kolonie 


) Es iſt die Vorſtadt vor dem Oranienburger Tor. 
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Boxhagen nicht zur Stadt, ſondern zum platten Lande gehört haben. 
Der Juſtizmagiſtrat gab allerdings dem Einquartierungsbureau nicht 
dies, ſeinen Anſprüchen ſo ungünſtige Gutachten weiter, ſondern be⸗ 
ſchränkte ſich auf Mitteilungen über die Jurisdiktions⸗ und Hypotheken⸗ 
buchverhältniſſe der Chauſſeeſtraße, von Boxhagen und von Rummels⸗ 
burg. Ahnlich antwortete er der Kurmärkiſchen Kammer auf die Frage, 
ob Boxhagen auf ſtädtiſchem Grunde liege und ob es Akziſe gäbe 
oder ob es zum platten Lande gehöre. Boxhagen gäbe Akziſe, fet 
auch im ſtädtiſchen Hypothekenbuche eingetragen, zahle aber keine 
Servisabgabe und leiſte keinen Feuerwachtdienſt. Seine Zugehörigkeit 
zur Stadt oder zum Kreis ſei zwiſchen Einquartierungsbureau und 
Landrat ſtrittig. 

Wäre Scheffel mit ſeiner Anſicht durchgedrungen, dann wäre ſteuer⸗ 
lich die geſamte Berliner Feldmark außerhalb der Mauern dem Lande 
zugefallen. Das konnte nicht in der Abſicht des Comité administratif 
liegen. Vielmehr ließ es ſich ein genaues Verzeichnis aller ſtädtiſchen 
Grundſtücke anfertigen, die nicht als Pertinenzſtücke von Häuſern zu be⸗ 
trachten waren, die im Kataſter der Feuerſozietät ſtanden und von denen 
alſo die Hauseignerabgabe ſchon erhoben wurde!). Die drei Verfaſſer 
des vom 1. 9. 1808 datierten Verzeichniſſes, unter denen ſich der von nun 
an jahrzehntelang in allen Weichbildsfragen als Sachverſtändiger fun⸗ 
gierende Stadtbaurat und ſpätere Okonomiedirektor Langerhans ) 
befand, hoben zunächſt die Schwierigkeiten ihrer Aufgabe hervor, da 
die Hypothekenbücher ihnen keine erſchöpfende Auskunft geben konnten, 
und ihnen entweder gar keine Karten, Vermeſſungs⸗ und Bonitierungs⸗ 
regiſter oder doch nur veraltete zur Verfügung ſtanden. Trotzdem hatten 
ſie für die Grundſtücke der Berliner Ackerſchaft, über die ein Regiſter 
vorhanden war, und für die köllniſchen Ackerſtücke, über die weder Karten 
noch Regiſter exiſtierten, eine vollſtändige und für die Gärten eine faſt 
vollſtändige Aufſtellung zuſtande gebracht. Für die Geſchichte der Ber⸗ 
liner Feldmark iſt dieſes Verzeichnis eine wertvolle Quelle. Das Comité 


1) St. A. „Aa. betreffend die Ausmittlung“ uſw. Aus dieſem Aktenſtück 
auch die folgenden Ausführungen. 

2) Friedrich Wilhelm Langerhans, geb. 16. 10. 1780 zu Alt⸗Landsberg 
als Sohn des dortigen Oberpredigers, ſtudierte 1797—1799 in Frankfurt a. O. 
Kameralia und Baukunſt, wurde 1804 zum Stadtbaurat gewählt, nach der 
Einführung der Städteordnung 1809 wiedergewählt und als Scheffels Nach⸗ 
folger Okonomie direktor und Vorſitzender der neu errichteten Forſt⸗ und Ofono- 
miedeputation; wiedergewählt 1821, 1833 und 1844. 
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administratif allerdings verfolgte mit ihm keine wiſſenſchaftlichen, 
ſondern praktiſche Zwecke. Es hielt eine außerordentliche Beſteuerung 
der „teils innerhalb, teils außerhalb der Ringmauern der Stadt belegenen 
Ackergrundſtücke“ für angebracht; da ſie aber von der Kriegs⸗ und Do⸗ 
mänenkammer und deren Unterbehörden „als zum platten Lande ge⸗ 
hörig“ betrachtet und von ihren Beſitzern Fourage und dergleichen ge⸗ 
fordert wurde, fragte es bei dem Juſtizmagiſtrat an, ob dieſe Forderungen 
berechtigt ſeien. Dieſer gab am 15. Oktober zu, daß die Berliner Acker⸗ 
grundſtücke auf Grund einer Kabinettsorder von 1805 zu den durch die 
damalige Mobiliſierung bedingten Kriegslieferungen nach der Normal⸗ 
aufnahme des Jahres 1797 und im Herbſt 1807 zugleich mit den Kreiſen 
der Kurmark zu den von den Franzoſen verlangten Stroh⸗ und Heu⸗ 
lieferungen für das Berliner Fouragemagazin herangezogen worden 
waren, alſo „Praeſtanda des platten Landes geleiſtet“ hatten. 

Unter dieſen Umſtänden war es kein Wunder, wenn der Landrat 
v. Pannwitz Vorſchläge über die Grenzziehung zwiſchen dem Kreiſe 
Niederbarnim und dem Stadtdiſtrikt machte, die dieſem nur vor 
dem Oranienburger Tor eine größere Ausdehnung über die Stadt⸗ 
mauern hinaus zugeſtanden. Das Comité, nicht mehr von Scheffel, 
ſondern von Langerhans beraten, ging darauf nicht ein. Es betonte, 
daß die Panke nicht nur „der Sage nach“ die Grenze zwiſchen Stadt 
und flachem Lande bilde, und daß das ehemalige Förſterhaus hinter den 
Lieſenſchen Etabliſſements!) und das bis zur Jungfernheide ſich hin⸗ 
ziehende Stück Heide zweifellos zur Stadt gehöre. Vor allem wandte es 
ſich dagegen, daß Pannwitz den größten Teil der Feldmark, alle berlini⸗ 
ſchen Wieſen, die Kavelländer, Boxhagen und Rummelsburg für den 
Kreis in Anſpruch nahm, die ſämtlich im Berliner Hypothekenbuch 
ſtanden. Es machte daher am 18. 10. einen proviſoriſchen Gegenvorſchlag. 
Die Grenze ſollte vom Unterbaum bis zum Geſundbrunnen, dieſen und 
die Panke eingeſchloſſen, von da bis zur Frankfurter Chauſſee gehen; 
hier führe „die ganz unſtreitige Grenze zwiſchen der berliniſchen, pankow⸗ 
ſchen, weißenſeeiſchen und lichtenbergiſchen Feldmark, ſo, daß die Neue 
Welt?) und die dahinter liegenden Bürgergärten excl. des Vorwerks 
Niederſchönhauſen zur Stadt kommen; von der Frankfurter Chauſſee 
bis zur Spree geht die Grenze zwiſchen den Berliner Bürgergärten, den 
Boxhagenſchen Gärten, Ackern und Heideterritorium und zwiſchen der 
Lichtenbergiſchen Feldmark und der Cöpnickſchen Heide, ſo daß Boxhagen 


1) Beim Vorwerk Wedding gelegen. 
2) Südöſtlich vom Frankfurter Tor. 


und Rummelsburg zur Stadt gehören; von Rummelsburg zur Spree 
der Markgrafendamm und deſſen Verlängerung in gerader Linie bis 
zur Spree, da dieſer Damm im Durchſchnitt alle berliniſchen und Stralow⸗ 
ſchen Wieſen trennt“. Berlin würde dadurch das Vorwerk Wedding und 
den Geſundbrunnen gewinnen, dagegen das Gebiet der ehemaligen 
Stadtheide und alle Koloniſten jenſeits der Panke verlieren. Wolle der 
Landrat dieſe Vorſchläge nicht annehmen, dann wäre es am geratenſten, 
genau auszumitteln, was zum Stadtgebiet und was zum Kreiſe gehöre. 
Wie es bei dem ftarfen Auseinandergehen der Anſprüche nicht anders zu 
erwarten war, lehnte Pannwitz dieſen Vorſchlag ab. Er beſtritt nicht, 
daß die Grundſtücke auf der ſtädtiſchen Feldflur Berliner Einwohnern 
oder der Kämmerei gehörten, „aber deswegen ſind ſie immer noch kein 
ſtädtiſches Grundſtück. Die Stadt Berlin hat ſtädtiſche und ländliche 
Grundſtücke, die letzteren gehören in den (!) Kreiſen, worin ſie liegen und 
ſind immer in dieſem Verhältniſſe angenommen worden; die erſteren 
gehören der Stadt und beſchränken ſich meines Erachtens beſtimmt auf 
die Ringmauer und die Vorſtädte. Beweiſe, daß man es immer bisher 
ſo betrachtet hat, ſind, daß alle dieſe ländlichen Grundſtücke zum Canton 
des Kreiſes gehört, daß ſie unter der allgemeinen Polizeiaufſicht des 
Kreiſes bis vor einigen Jahren geſtanden, daß ich ſelbſt, ebenfalls aus dem 
Wunſche, gefällig zu fein, die nächſten Etabliſſements der Aufſicht der 
Berliner Polizei überlaſſen, wie ſolches dem Geheimen Rat Koels!) 
noch wiſſend ſein muß. Sollte der Geſichtspunkt, ob ein Grundſtück zur 
Stadt oder zum Amte oder Gute gehört, die Bezirke bezeichnen können, 
ſo müßten alle Grundſtücke um Berlin, ſo unter dem Amte Mühlenhof 
ſtehen, zum Kreis gehören.“ Am 23. 11. 1808 nahm darauf das Comité 
die Pannwitzſchen Vorſchläge proviſoriſch an, um ſie der Verteilung der 
Kriegslaſten zugrunde zu legen; das Konzept dieſes Schreibens hat 
Koels entworfen. Übrigens erklärte noch 1828 der damalige Niederbar⸗ 
nimer Landrat v. Voß, daß bis 1806 ſich Berlins Stadtbezirk auf die 
Ringmauern und einen Teil der Vorſtädte beſchränkt, die ganze Feld⸗ 
mark auf dem rechten Spreeufer aber und alle Etabliſſements außerhalb 
der Mauern in bezug auf Polizei, Kantonpflicht, Vorſpann, Steuern 
und Einquartierung zum platten Lande gehört hätten. Erſt durch die 
Abmachungen mit dem Comité administratif und durch die Städteord⸗ 
nung ſeien PB und ame Graben. zur Grenze . 


1) 1784 1 1793 Sonbitus, = Role men aus bei 
Einführung der Städteordnung. 
2) Stadtgrenzen Nr. 1. Band 2. Schreiben vom 26. 5. 1828 
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2. Die Feſtſetzung des Weichbildes bis am 
vom 21. 6. 1841. 


So war eine Auseinanderſetzung zwiſchen Berlin und ben beiden 
benachbarten Landkreiſen über die Grenzen der Stadt längſt im Fluſſe, 
als die Städteordnung vom 19. 11. 1808 Geſetz wurde. Nicht erſt infolge 
der in ihren §§ 4 und 15 getroffenen Beſtimmungen kam es zu Streitig⸗ 
keiten, wie Clauswitz annahm). Der § 4 beſagte: „Zum ſtädtiſchen 
Poltzeigemeinbezirk gehören alle Einwohner und ſämtliche Grundſtücke 
der Stadt und der Vorſtädte“, während § 15 das Bürgerrecht definierte 
als die „Befugnis, ſtädtiſche Gewerbe zu treiben und Grundſtücke im 
ſtädtiſchen Polizeibezirk der Stadt zu beſitzen“. Der Wortlaut des 915 
führte nur vorübergehend zu Meinungsverſchiedenheiten wegen einer 
nicht aufrechterhaltenen, wenn auch nicht ausdrücklich zurückgenommenen 
Verfügung des Berliner Polizeipräſidenten Gruner), nach der nur die 
Einwohner innerhalb der Mauern das Bürgerrecht erhalten, die ſtädtiſchen 
Grundbeſitzer außerhalb der Mauern dagegen zwar zum Stadtbezirk ge⸗ 
zogen, aber nur als Schutzverwandte betrachtet werden ſolltens). | 

Biel wichtiger war eine Auslegung des § 4 der Städteordnung. 
Sie erfolgte durch Reffript des Miniſteriums des Innern vom 15. 8. 1809 
an die Regierung i in Stargard, das am 4. 9. durch die kurmärkiſche See 
gierung dem Berliner Magiſtrat mitgeteilt wurde. Der Miniſter 
ſtimmte der Anſicht der Regierung, „daß diejenigen zum Kommunal⸗ 
verbande des platten Landes gehörigen Grundſtücke, welche von den 
Grundſtücken der Stadt und Vorſtädte eingeſchloſſen find und mit den: 
ſelben vermiſcht liegen, dem ſtädtiſchen Gemeindebezirk ‚angehören, 
ſolche aber, welche eine völlig ſeparierte, wenngleich mit der ſtädtiſchen 
Feldmark und ſpezialiter mit der Stadt ſelbſt zuſammenhängende Lage 
haben, nach wie vor beim platten Lande bleiben, inſofern bei, als die 
Bewohner der letzteren ſchlechterdings keine ſtädtiſchen Gewerbe betreiben 
und überhaupt an den ſtädtiſchen Gerechtſamen in keiner Beziehung 
teilnehmen. Im entgegengeſetzten Falle müſſen auch dieſe zur alf 
gezogen werden“. Mit dieſem Reſkript waren für Berlin die Zweife! 


1) Die Pläne von Berlin, S. 96. Das Weitere nach den Akten: Stadt, 
grenzen Nr. 1, Bd. 1 e 
) Karl Juſtus v. Gruner, Polizeipräſident von 1809 bis 1811; vgl. 
ADB. X, 42 ff. = | u ie 
3) Über die Schutzverwandten vgl. St. O. Titel 4, § 40 bis 44. 
) Vgl. auch L. v. Rönne, Die preußiſchen Städteordnungen vom 19. 11. 
1808 und vom 17. 3. 1831. Breslau 1840, S. 32 ff. * 
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keineswegs gelöſt. Die kurmärkiſche Regierung ordnete daher am 13. 6. 
1810 an, die Stadtgrenze ſolle durch einen Kommiſſar des Magiſtrats 
gemeinſchaftlich mit den Landräten feſtgeſetzt werden, und behielt ſich 
nur die Entſcheidung bei Uneinigkeiten vor. Ihr Verlangen, wie von allen 
kurmärkiſchen Städten, ſo auch von Berlin einen Grundriß zu erhalten, 
hatte der Magiſtrat nicht erfüllen können, denn die Stadt beſaß keine 
authentiſchen Karten ihres Gebietes und mußte die Regierung auf die im 
Handel befindlichen Karten und Pläne verweiſen. Nachdem der Magiſtrat 
Langerhans zu ſeinem Kommiſſar ernannt hatte, ſetzte ſich dieſer am 
21. 8. mit dem Landrat v. Pannwitz zuſammen. Unter dem Eindruck 
des „Normalreſkripts“ vom 15. 8. 1809 hielt Pannwitz ſeine vor der Ein⸗ 
führung der Städteordnung erhobenen weitgehenden Anſprüche auf die 
Berliner Feldmark nicht aufrecht. Er wurde vielmehr mit Langerhans 
dahin einig, daß die Grenze von der Oberſpree, zwiſchen der königlichen 
und der ſtädtiſchen Heide, bis an die Grenze der Jungfernheide im Weſten 
und von hier längs des kleinen Tiergartens bis zum Unterbaum gehen 
ſolle; nur das Vorwerk Niederſchönhauſen, den Wedding und den Geſund⸗ 
brunnen wollte er ausnehmen, alle übrigen Etabliſſements innerhalb 
dieſes Grenzzuges, alſo auch das Invalidenhaus, dem Stadtbezirk zu⸗ 
rechnen. Die Sonderſtellung des Weddings und des Geſundbrunnens 
wird übrigens auch durch das bei der Anlegung der neuen Hypotheken⸗ 
bücher aufgenommene Vernehmungs protokoll von 1811 beſtätigt !). 
In ihm heißt es: „Das Vorwerk Wedding ſowohl als der Geſundbrunnen 
oder das Luiſenbad gehören nicht zum ſtädtiſchen Territorio, ſondern zum 
platten Lande, ſind auch im ſtädtiſchen Feuercataſtro gar nicht verſichert, 
daher ſie denn auch kein Gegenſtand der Eintragung in das Hypotheken⸗ 
buch der ſtädtiſchen Umgebungen ſind.“ Dagegen ſtänden einige, auf dem 
anderen Ufer der Panke von Friedrich II. 1781/82 geſtiftete Koloniſten⸗ 
ſtellen, zu denen die Kämmerei ihr gehörigen Grund und Boden längs 
der Panke bis zum Geſundbrunnen hergegeben hatte, unter ſtädtiſcher 
Jurisdiktion und ſeien auch im alten Hypothekenbuch der Königſtadt 
verzeichnet. Mit voller Deutlichkeit geht auch aus dieſer durch die Be⸗ 
ſtimmungen der Städteordnung ganz unberührten Eintragung in das 
Vernehmungsprotokoll hervor, daß ſchon vor 1808 Wedding und Geſund⸗ 
brunnen nicht zum Stadtgebiet gerechnet wurden. Moabit rechnete 
ſelbſt der Magiſtrat nicht dazu, weil es nicht auf der ſtädtiſchen Feldmark 
lag (nach einer dem Stadtgericht am 24. 10. 1814 erteilten Auskunft). 


1) G. St. A. Prov. Brand. Rep. 5 A. Stadtgericht Berlin, Titel I Sect. 6 
Nr. 11 vol. II. f 
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Die ältere, noch von Wackenroder vertretene Auffaſſung war damit 
durch den Magiſtrat aufgegeben worden!). 

In dieſe für Berlin ausſichtsreich begonnenen Verhandlungen 
platzte eine Verfügung des Miniſteriums des Innern vom 12. 7. 1810. 
Nach ihr ſollten die ſtädtiſchen Gemeindebezirke nur vorläufig reguliert 
werden, weil endgültige Anordnungen erſt in Verbindung mit der bevor⸗ 
ſtehenden Organiſation der ländlichen Gemeindeverfaſſung getroffen 
werden könnten. Da nun die Städteordnung „die Grundſtücke der Stadt 
und der Vorſtädte“ als ſtädtiſchen Kommunalbezirk beſtimmt habe, ſei 
ſtreng nach ihrem Wortlaut zu verfahren. Es dürften daher, die ſtädtiſchen 
Feldmarken überall nicht mit zugezogen werden, indem bis auf weiteres 
die Städte und Vorſtädte in ihrem bisherigen Umfange, bloß mit Zu⸗ 
ziehung der darin und dazwiſchen liegenden ländlichen Grundſtlücke, 
ihren Gemeindebezirk bilden“. Der Magiſtrat verſuchte, im Einklang mit 
einem Votum von Langerhans, der Verfügung die Spitze abzubrechen 
durch äußerſt gewaltſame Interpretation der Worte „die ſtädtiſchen 
Feldmarken“, unter denen er die Feldmarken der Kämmereidörfer und 
nicht die Feldmarken verſtanden wiſſen wollte, „die ſchon immer unmittel⸗ 
bar zur Stadt gehört haben, wirklich auf ſtädtiſchem Grund und Boden 
liegen und Stadtbewohnern gehören“. Er ließ auch die kommiſſariſchen 
Verhandlungen mit den Landräten durch eine Beſprechung zwiſchen 
Langerhans und dem Teltower Landrat v. Hacke am 14. 7. 1811 ihren 
Fortgang nehmen. Da weder Grenzbezeichnungen an Ort und Stelle 
zu ſehen, noch Grenzverhandlungen in den Regiſtraturen der Stadt 
oder des Kreiſes zu finden waren und da die bisher zur Stadt oder zum 
flachen Lande gerechneten Grundſtücke bunt durcheinander lagen, kamen 
die beiden Herren überein, die Grenze auf Grund der Realjurisdiktion 
feſtzuſetzen und bei Meinungsverſchiedenheiten der Regierung die Ent⸗ 
ſcheidung zu überlaſſen. Da ſie keine Karten der Feldmark Tempelhof 
beſaßen, beſchränkten ſie ſich darauf, einen topographiſchen Plan von 
Berlin und die Karte der Schöneberger Feldmark zu Rate zu ziehen. 

Hatte der Magiſtrat verſucht, den Folgen der Miniſterialverfügung 
vom 12. 7. 1810 durch ſeine Auslegung ihres Wortlautes und durch die 
Fortführung der Verhandlungen mit den Landräten zu entgehen, ſo 
machte dem eine neue, in Nr. 11 des Amtsblattes der Potsdamer Re⸗ 
gierung veröffentlichte Verfügung vom 10. 3. 1812 ein Ende. Der 
„eigentliche Kommunalbezirk der Städte“ ſollte danach nur den be⸗ 


1) Danach find die Bemerkungen von Claus witz, „Die Pläne“, S. 64f. 
und beſonders S. 69, zu ergänzen. , 
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wohnten Teil derſelben und die Vorſtädte, nicht aber die dazugehörigen 
Feldmarken umfaſſen. Der Einſpruch des Magiſtrats gegen dieſe „höheren 
Orts“ getroffene Entſcheidung wurde zurückgewieſen. Nur bisher ſchon 
erfolgte Inkorporationen ländlicher Grundſtücke in den ſtädtiſchen Kom⸗ 
munalbezirk ſollten beſtehen bleiben. Soweit hatte es Berlin aber nur 
auf dem rechten Spreeufer gebracht. Unter Berufung auf die mit dem 
Comité administratif, alſo noch vor der Städteordnung, geführten Ver⸗ 
handlungen bezeichneten 1814 Hacke den Landwehrgraben, 1815 v. Pann⸗ 
witz die Ringmauer vom Schönhauſer Tor an als die Grenzen ihrer 
Kreiſe, ohne damit beim Magiſtrat auf Widerſtand zu ſtoßen. Die Zuge⸗ 
hörigkeit des Invalidenhauſes zum Stadtgebiet hatte übrigens ſchon 
eine Verfügung des Miniſters des Innern vom 15. 12. 1812 anerkannt!). 
Die Bedeutung der ſteuerlichen Verhältniſſe für die Abgrenzung zwiſchen 
Stadt und Land lehrt noch ein von 1812 bis 1845 ſich hinziehender Schrift⸗ 
wechſel über die Beſteuerung der auf ſtädtiſchem Grunde beim Geſund⸗ 
brunnen und beim Wedding wohnenden Anjiedler?). Die kurmärkiſche 
Regierung entſchied am 13. 1. 1813, daß die Gewerbeſteuer nach Polizei⸗ 
revieren erhoben würde, ohne Rückſicht darauf, ob die Gewerbetreibenden 
auf ſtädtiſchem Grunde oder auf dem Lande wohnten. Und die General⸗ 
verwaltung der Domänen, Forſten und Steuern beſtimmte am 24. 12. 
1814, daß die Perſonenſteuer von allen denen zu zahlen ſei, die nicht 
Akziſe zahlten. „Rückſichtlich des Akziſeweſens“ war nach einer Ver⸗ 
fügung der „Abgabendirektion für die hieſigen Reſidenzien“ vom 1. 9. 
1812 die Panke „von jeher“ als Grenze angenommen worden. Die 
Koloniſten jenſeits der Panke waren daher nicht zur Akziſe, ſondern zur 
Landkonſumtionsſteuer herangezogen worden. Auch aus dieſem Schrift⸗ 
wechſel ergibt ſich, daß die Panke ſchon vor der St. O. die Rolle eines 
Grenzflußes zwiſchen Stadt und Land geſpielt hatte. 

Aber in eben dieſem Augenblick ſtand eine neue Regelung vor der 
Tür. Die Verordnung vom 15. 4. 1815 über die verbeſſerte Einrichtung 
der Provinzialbehörden nahm eine beſondere Regierung Berlin in Aus⸗ 


1) Min. d. J. Arch. IV, Stadt Berlin Nr. 36 „Akta den Gemeindebezirk 
der Stadt Berlin und die Leiſtungen der zu denſelben eingezogenen, vormals 
ländlichen Grundſtücke betreffend“, Band 1. 

Dem Herrn Preußiſchen Miniſter des Innern ſpreche ich auch an dieſer 
Stelle den ergebendſten Dank für die mir gütigſt gewährte Benutzung der Akten 
ſeines Miniſteriums aus. 

2) St. A., Grundeigentumsdeputation, Koloniſtenetabliſſements Nr. 4, 
„Aa. betr. die von den Koloniſten beim Luiſenbade geforderten Abgaben an 
platten Lande“. = 


Das Weichbild der Stadt Berlin jeit der Steinſchen Städteordnung. 283 


ſicht). Regierungspräſident wurde v. Baſſewitz, der 1824, nach der 
Wiederaufhebung der Berliner Regierung, zum Oberpräſidenten der 
Provinz Brandenburg aufrüdte?). Am 24. 1. 1816 fand auf feine Veran⸗ 
laſſung hin im Berliner Rathaus eine Beſprechung zwiſchen den beiden 
Landräten, dem Ritterſchaftsrat v. Schütz, dem Regierungsrat Keßler 
und Langerhans ſtatt, deren Zweck die Feſtſetzung des Berliner Weich⸗ 
bildes war. Das Ergebnis dieſer Beſprechung, dem der Magiſtrat am 
9. 4. ausdrücklich zuſtimmte, wurde in Nr. 3 des Amtsblattes der Berliner 
Regierung vom 12. 6. 1816 veröffentlicht, das die Grenzen des engeren, 
rein polizeilichen und die des weiteren Bezirks der Berliner Regierung 
umſchrieb. Hier intereſſiert nur die Grenze des Gebietes der Regierung 
im engeren Sinne, „welches ſich“, wie die Bekanntmachung ſagt, „bloß 
auf die Reſidenzſtadt, deren Weichbilde, den Tiergarten und die Haſen⸗ 
heide beſchränkt“; es „fängt auf der Weſt⸗ und Nordſeite der Stadt, 
alſo gegen den Niederbarnimſchen Kreis zu, am rechten Ufer der Spree, 
unterhalb der zu dem Etabliſſement Martinicke gehörigen Grundſtücke 
an, läuft ſodann nördlich gegen die Jungfernheide und behält auf der 
Nordseite der Stadt bis über die Frankfurter Chauſſee, von wo ſie dann 
öſtlich von der Stadt herabgeht, und an der Spree, oberhalb Stralau 
und Rummelsburg, die Grenzpunkte des alten Stadtweich— 
bildes, und zwar ſo, daß die innerhalb derſelben gelegenen, vordem 
zum Kreisverbande gehörigen Ortſchaften und Grundſtücke mit zum 
Stadtweichbilde gezogen werden. Namentlich kommen hierdurch zu 
dem letzteren die Pulvermühle mit dem Moabiterlande, der Luiſen⸗ 
brunnen, der Wedding und die dazugehörigen Kolonien, das Vorwerk 
Schönhauſen und das Dorf Stralau. Auf der mittägigen Seite von Berlin, 
gegen den Teltowſchen Kreis, beginnt die Grenzlinie ſüdöſtlich von der 
Stadt, an dem linken Ufer der Spree, läuft unterhalb des Etabliſſements 
„die Kanne“, von da an der Grenze der miteingeſchloſſenen Berliner 
Spreeheide?) nach dem Rixdorfer Damm und der Haſenheide weſtlich 
fort, ſo daß ſämtliche Etabliſſements und dazugehörige Gärten, welche 
zwiſchen der Tempelhofer Windmühle und der Stadt liegen, zum Weich⸗ 


1) Clauswitz, Städteordnung, S. 111. 

2) Friedrich Magnus v. Baſſewitz, geb. 17. 1. 1773 in Schönhoff in Meckl. 
beſucht das Pädagogium in Halle, 1791—94 Studium der Rechts- u. Staatswiſſ. 
in Roſtock u. Jena, 1795 Refer. b. d. Kurm. Kammer, 1797 Aſſ. b. Manufaktur⸗ 
u. Commerzcollegium, 1800 Kriegs- u. Dom.⸗Rat b. d. Kurm. K.; 1809 Vizepräſ., 
1810 Chefpräf. der Potsd. Reg., 1824 O. Präſ., 1842 Abſchied; wird bei dieſer 
Gelegenheit zum Ehrenbürger Berlins ernannt. 

3) Damit iſt das ſonſt als Köllniſche Heide bezeichnete Gebiet gemeint. 
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bilde gehören, Neuſchöneberg aber zum weiteren Regierungsbezirk 
übergeht. Zwiſchen Neuſchöneberg und dem Schafgraben, bis zum 
Faſaneriegarten hin, wird die Grenze gehalten, welche gegenwärtig 
zwiſchen den Berliniſchen und den alt⸗ und neuſchönebergiſchen Grund⸗ 
jtüden beſteht. Sodann geht die Grenzlinie etwas nördlich herauf und 
läuft außerhalb des Tiergartens und des dazugehörigen ö 
der bei Berlin bleibt, bis zur Spree. _ 

Hiernach find die außerhalb der Stadt belegenen, zum engeren Be⸗ 
zirke der Berliner Regierung übergehenden Ortſchaften und einzelnen 
Grundſtücke 

aus dem Niederbarnimſchen Kreiſe folgende: 

Stralau, Rummelsburg, Boxhagen, das Vorwerk Schönhauſen, der 
Luiſenbrunnen, das Vorwerk Wedding, die Kolonien an der Panke, 
Neu⸗Wedding etc., Johannisberg, der ſogenannte hungrige Wolf hinter 
dem Invalidenhauſe, Martinicke, Moabit, die Pulvermühle, die Eiſen⸗ 
gießerei, Clausweinberg; 

aus dem Teltowſchen Kreiſe: ö | 

Die Fiſcherſche Lohmühle, das neuerbaute Haus am Berge in der 
Haſenheide, die Beſitzungen vor dem Kottbuſer Tor, von Leveque bis 
Chriſtoph, die Haſter und Baumgartenſche Fabrik, die Krügerſche Ziegelei, 
die ſämtlichen Beſitzungen auf dem Weinberge, die Haſenheide bis zum 
Chriſtophſchen Etabliſſement, das Leslingſche, Wehlingſche Haus und alle 
in dieſem Bezirke liegenden Beſitzungen vor dem Halleſchen Tore, die 
jenſeits des Landwehrgrabens belegenen Beſitzungen von dem Morgen⸗ 
länderſchen Grundſtücke bis zum botaniſchen Garten, das Koloniſtenhaus 
hinter dem Hofjäger jenſeits des Landwehrgrabens, das Frege wicſche 
Etabliſſement, die Moſiſche Bleiche.“ | 

Der weitere Regierungsbezirk ſchloß die Dörfer im näheren Umkreis 
von Berlin ein, von Biesdorf und Friedrichsfelde bis Tegel auf dem rechten 
und von den Grundſtücken nördlich Köpenick bis zu Charlottenburg auf 
dem linken Flußufer. 

Die Verfügung über die Abgrenzung des engeren Berliner Re⸗ 
gierungsbezirkes bildete für Clauswitz eine wichtige Stütze ſeiner Anſicht, 
daß vor der Städteordnung die Berliner Feldmark unbeſtritten zum Stadt⸗ 
gebiet gerechnet wurde). Der Wortlaut der Verfügung geht, ſoweit 
er den engeren Regierungsbezirk betrifft, bis in die Einzelheiten auf das 
Protokoll der Konferenz vom 24. 1. 1816 zurück und zeigt nur an der ent⸗ 
ſcheidenden Stelle eine leichte Abweichung. Im erſten Satz heißt es in 


1) „Die Pläne“ uſw., S. 81. 
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dem Protokoll: „weſtlich Berlin am rechten Spreeufer unterhalb der 
zum Etabliſſement Martinique gehörigen Grundſtücke läuft die Linie 
nördlich gegen die Jungfernheide und behält auf der Nordſeite der Stadt 
. . ihre bisherige Grenze mit der Modifikation, daß die innerhalb 
derſelben gelegenen, bisher zum Kreisverband gerechneten Ortſchaften 
und Grundſtücke zum Weichbilde der Stadt geſchlagen werden.“ An 
Stelle der Worte „die Grenzpunkte des alten Stadtweichbildes“ ſteht 
alſo „ihre bisherige Grenze“, und ſtatt „vordem“ heißt es „bisher“. 
Clauswitz erklärt das Wort „vordem“ in einer Anmerkung als „vor Erlaß 
dieſer Verordnung, ſeit Einführung der Städteordnung“ und ſchließt 
daraus, daß die namentlich aufgeführten Ortſchaften und Grundſtücke, 
Moabit, Wedding uſw., bis zur Städteordnung zum Weichbilde Berlins 
gerechnet worden ſeien. Er fügt hinzu, daß die Verfügung ſich bezüglich 
Stralaus geirrt habe, da dieſes niemals innerhalb der Grenzen des 
Weichbildes lag. 

Es wird alles auf die Deutung der Worte „bisherige Grenze“ und 
„vordem“ oder „bisher“ ankommen. Sollte damit geſagt werden, daß 
alle innerhalb der bisherigen Grenze liegenden Grundſtücke und Ort⸗ 
ſchaften zum Stadtgebiet gehörten, und heißt „bisher“ oder „vordem“ 
wirklich „vor der Städteordnung“? Schon nach den von uns angeführten 
Zeugniſſen über die Ausdehnung des Stadtgebietes vor der Städteord⸗ 
nung wird man daran zweifeln müſſen. Der Magiſtrat ſelbſt hatte ja nicht 
nur Stralau, ſondern auch Moabit nicht als ſtädtiſches Gebiet betrachtet, 
und das Stadtgericht hatte in dem Vernehmungsprotokoll von 1811 das 
Vorwerk Wedding und den Geſundbrunnen nicht zum ſtädtiſchen Terri⸗ 
torium gerechnet. In einem etwas ſpäteren Bericht an die Regierung 
vom 1. 5. 1818 erklärt der Magiſtrat das Verlangen der Regierung 
nach einem Verzeichnis der unſtreitig innerhalb des Weichbildes, aber 
außerhalb der Mauern Berlins gelegenen Grundſtücke für unmöglich, 
weil eigentlich jedes von dieſen früher oder ſpäter einmal als ſtrittig 
angeſehen worden ſei. In der Verhandlung vom 24. 1. 1816 ſeien ſogar 
Grundſtücke zum Weichbilde gezogen worden, „die früher ſelbſt von uns 
nicht zum Stadtgebiet gerechnet worden find: ... Moabit, der kleine 
Tiergarten, der Wedding, der Geſundbrunnen, mit Ausſchluß der dazu 
gelegten ſtädtiſchen Erbpachtgrundſtücke, und das Vorwerk Niederſchön⸗ 
hauſen und das Dorf Stralau“. Der Landrat von Niederbarnim aber habe 
darüber hinaus auch die Berliniſche Heide, einzelne zum Invalidenhaus 
gehörige Grundſtücke, den ſogenannten neuen Wedding, die Kolonien am 
Wedding und am Geſundbrunnen, das Vorwerk und die Kolonie Boxhagen, 
Rummelsburg und die Boxhagenſche Heide für den Kreis beanſprucht. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XL. 2. 19 
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Es kann alſo gar kein Zweifel darüber beſtehen, daß nicht erſt die 
Städteordnung das Gebiet außerhalb der Mauern bis an die Grenzen 
der umliegenden Dörfer der Stadt entzogen hat, ſondern daß ſie nur die 
Veranlaſſung gab, die ſehr ftrittig und unüberſichtlich gewordenen öffent- 
lich⸗ rechtlichen Verhältniſſe auf der ehemaligen Berliner Feldmark zu 
klären und das der modernen ſtädtiſchen Selbſtverwaltung zu unterſtellende 
Gebiet endgültig feſtzuſetzen. Die Verfügung über die Feſtſetzung des 
engeren Berliner Regierungsbezirkes muß daher dementſprechend aus⸗ 
gelegt werden. 

Wenn der Magiſtrat gemeint hatte, die endgültige Klärung ſei durch 
die Umſchreibung des engeren Regierungsbezirkes erfolgt, der doch aus⸗ 
drücklich als durch den Tiergarten, die Haſenheide und das Weichbild der 
Reſidenz beſtimmt ſein ſollte, ſo wurde er bald eines anderen belehrt. 
Die Regierung eröffnete ihm am 12. 1. 1818, daß mit der Feſtſtellung 
des engeren Regierungsbezirkes nur eine Trennung zwiſchen der Berliner 
und der Potsdamer Regierung beabſichtigt worden und dabei „den Be⸗ 
nennungen: engerer Regierungsbezirk und Weichbild der Stadt ſynonyme 
Bedeutung zugelegt worden“ ſei. Aber in bezug auf die in ihnen wohnen⸗ 
den „Individuen“ liege die Sache ganz anders. Da ſei zu unterſcheiden 
zwiſchen a) der Stadt Berlin innerhalb und dem ſtädtiſchen Weichbild 
außerhalb der Mauer und b) dem ländlichen Teil innerhalb des engeren 
Regierungsbezirkes Berlin, deſſen Bewohner zum Kreisverband gehörten. 
Daher müſſe das eigentliche ſtädtiſche Weichbild genauer feſtgeſetzt 
werden; der Magiſtrat möge „die bisher unſtreitigen Grenzen des Weich⸗ 
bildes der Stadt“ angeben, „welcher Begriff jedoch mit der PU 
engerer Regierungsbezirk nicht zu verwechſeln iſt“. 

Da war nun der Magiſtrat wieder genau ſo weit, wie in den letzten 
Jahren vor der Städteordnung. Seine ſchon erwähnte Antwort vom 
1. Mai 1818 gibt ſeiner Enttäuſchung offen Ausdruck. Es mußten ja 
alle Streitfragen mit dem Kreis Niederbarnim und ebenſo mit dem Kreis 
Teltow wieder aufleben, deſſen Landrat die Köllniſche Heide mit dem 
Vorwerk Treptow und die Weinberge am Tempelhofer Berg beanſpruchte, 
ganz zu ſchweigen von Neuſchöneberg, das nicht einmal zum engeren 
Regierungsbezirk gezogen worden war, obgleich der Magiſtrat es immer 
„als zum Stadtgebiet gehörig“ betrachtet hatte). Für ihn waren eben 


1) Neuſchöneberg war durch Kabinettsorder vom 18. 1. 1752 ausnahms⸗ 
weiſe dem Magiſtrat von Berlin als Ortsobrigkeit unterſtellt worden. Es wurde 
1834 dem Amt Mühlenhof überwieſen, nachdem der Berliner Magiſtrat eer 
1832 feine fernere Zuſtändigkeit beſtritten m 
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ſeine Jurisdiktion und die Eintragung der Grundſtücke in das Berliner 
Hypothekenbuch letzten Endes das Entſcheidende. Um ſeine Forderungen 
kartenmäßig feſtzulegen, hatte er ſich von der Forſt⸗ und Okonomie⸗ 
deputation, deren Vorſitzender Langerhans war, ein Verzeichnis der 
Berliner Acker, Wieſen und Forſtländereien aufſtellen!) und die von 
ihm vor der Errichtung der Berliner Regierung als zur Stadt ge⸗ 
hörig angeſehenen Grundſtücke in eine der Regierung überreichte Karte 
eintragen laſſen, die zugleich die von den Landräten beanſpruchten Ge⸗ 
biete und den engeren Regierungsbezirk deutlich machte. Dieſe Karte 
wurde von der Regierung dem Magiſtrat zurückgegeben und ſollte auf⸗ 
gezogen und im Magiſtratsſitzungszimmer aufgehängt werden. Leider 
hat ſich über ihren Verbleib nichts ermitteln laſſen. 

Der Regierung mochte bei der ſeltſamen Umdeutung, die ſie dem 
Ausdruck „Weichbild“ hatte zuteil werden laſſen, nicht ganz wohl ſein. 
Sie fühlte die Verpflichtung, etwas zu tun, um den von ihr angerichteten 
Wirrwarr in Ordnung zu bringen. Sie trat unmittelbar mit den beiden 
Landräten in Verhandlungen, deren für Berlin ziemlich günſtiges Er⸗ 
gebnis wohl ihrem Einfluß zuzuſchreiben war. Dann aber ſtellte ſie 
einen neuen, gelegentlich bedeutſam gewordenen Grundſatz auf: die 
Beſitzer der von den Landräten für ihre Kreiſe beanſpruchten Grundftüde 
ſollten felbft ſich darüber aussprechen, ob fie zur Stadt oder zum Kreiſe 
kommen wollten. Den Auftrag, dieſe Vernehmung durchzuführen, hat 
der Magiſtrat augenſcheinlich nicht ausgeführt, da er zunächſt verſuchte, 
doch noch die Gleichſetzung von ſtädtiſchem Weichbild und engerem Re⸗ 
gierungsbezirk zu erreichen. In den nächſten Jahren fanden mehrfach 
mündliche Verhandlungen ſtatt, bei denen Langerhans dieſes Ziel ver⸗ 
focht. Ehe ſie zu einem Reſultate führten, wurde durch Kabinettsorder 
vom 21. 12. 1821 die Berliner Regierung aufgelöſt. Die Kommunal⸗ 
aufſicht über die Reſidenz übernahm das Miniſterium des Innern ſelbſt, 
bis es ſie durch K. O. vom 2. 8. 1828 der Potsdamer Regierung überließ, 
die bis zu der großen Verwaltungsreform der ſiebziger Jahre die vor⸗ 
geſetzte Behörde Berlins blieb. 

Die beſonderen Verhältniſſe der Reſidenz mit ihren rund 200000 
Einwohnern verlangten irgendeinen Erſatz für das Verſchwinden des 
für die praktiſche Verwaltung ſehr bequemen engeren Regierungsbezirkes. 
Es wurden daher durch eine Verfügung des Oberpräſidenten vom 27. 6. 


1) St. A. „Aa. der Forſt⸗ und Okonomiedeputation betr. die Stadt Berlin 
und deren Umgebung“. Tiefbau, Gen., „Stadtgrenzen ad Nr. 1“. 
19* 
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18221) Grenzen feſtgeſetzt, wie ſie für die einzelnen ſtaatlichen Verwal⸗ 
tungszweige paſſend erſchienen. Der Mahl⸗ und Schlachtſteuerbezirk 
ging auf der linken Spreeſeite bis zum Landwehrgraben, auf der rechten 
zunächſt längs der Spree, um von der Einmündung des Schönhauſer 
Grabens an dieſem nach Norden zu folgen, herüber zur Panke und dann 
bis an die Feldmarken der umliegenden Dörfer zu gehen und beim 
Oberbaum wieder die Spree zu erreichen. Die Polizeiverwaltung er⸗ 
ſtreckte ſich bis an die Kreisgrenzen. Im Zweifelsfall ſollte die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung des Landarmengeldes als Merkmal für die Zu⸗ 
gehörigkeit zum Landkreis gelten. Die Wahrnehmung der Sicherheits⸗ 
polizei ſchließlich lag wie bisher auch innerhalb des weiteren Polizei⸗ 
bezirks in der Hand des Berliner Polizeipräſidenten. 

Die Initiative zu den folgenden Verhandlungen ergriff nicht das 
Miniſterium, ſondern der Oberpräſident v. Baſſewitz, der als Chef der 
aufgelöſten Berliner Regierung bereits die Dinge genau kennengelernt 
hatte. Bald nach Übernahme des neuen Amtes eröffnete er dem Bürger⸗ 
meiſter v. Bärenſprung ), daß er endlich den § 4 der Städteordnung 
durchzuführen wünſche und darüber einen Vorſchlag der Stadt erwarte. 
Der Magiſtrat ließ ſich durch die Okonomiedeputation ein Gutachten 
ausarbeiten, das er in ſeiner Sitzung vom 15. 7. 1823 beriet. Er kam zu 
dem Entſchluß, über die von der Deputation vorgeſchlagene Grenzführung 
erheblich hinauszugehen, um auf dem rechten Ufer den Artillerieſchieß⸗ 
platz, auf dem linken die Faſanerie — den ſpäteren Zoologiſchen Garten — 
den Botaniſchen Garten als Beſtandteil der Univerſität, die Etabliſſements 
und Kirchhöfe vor den Toren ſowie die ſtädtiſchen Wieſen und Heiden 
miteinzubeziehen. Es war ein Programm, auf das der Magiſtrat immer 
wieder zurückkam, das er freilich in ſeiner vollen Ausdehnung nicht immer 
feſtgehalten und auch nie erreicht hat. Denn nur in dieſem erſten Stadium 
der Auseinanderſetzungen konnte er ſich des Einverſtändniſſes mit den 
Stadtverordneetn erfreuen. 

Bisher hatte der Magiſtrat allein die Verhandlungen geführt. : 
Jetzt hielt er den Augenblick für gekommen, ſeine Stellung durch die Zu⸗ 
ſtimmung der Stadtverordneten zu verſtärken, die in dieſen Jahren ſich 


1) Veröffentlicht Amtsblatt der Potsdamer Regierung, Stück 27 v. 5. 7. 
1822. 

2) Friedrich Wilhelm Leopold v. Bärenſprung, geb. 20. 8. 1779 in Berlin, 
1803 Referendar, 1809 Regierungsrat bei der kurmärk. Regierung mit dem 
Dienſtſitz in Berlin, 1814 zum Bürgermeiſter gewählt, wiedergewählt 1826, 
Oberbürgermeiſter 1832 bis 1834, geſt. 4. 7. 1841. Über die Gründe, die zu 
ſeinem vorzeitigen Ausſcheiden führten, vgl. Clauswitz, Städteordnung, ©. 151ff. 
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noch als das maßgebende ſtädtiſche Kollegium fühlten, wenn auch im 
Miniſterium des Innern ſchon eine ihren Anſprüchen ungünſtigere Auf⸗ 
faſſung das Übergewicht gewann.!) Die Stadtverordneten erklärten ſich 
ſofort mit den Vorſchlägen einverſtanden, nach denen „die Grenzen 
möglichſt weit hinaus zu rücken ſein dürften“. Wenige Tage darauf ging 
das Protokoll der Magiſtratsſitzung vom 15. 7. an den Oberpräſidenten 
ab. So eilig hatte der es freilich nicht. Er brauchte länger als ein 
halbes Jahr, ehe er die Potsdamer Regierung mit der Regulierung 
des Berliner Weichbildes beauftragte. Inzwiſchen hatte der Magiſtrat 
durch den Feldmeſſer Lampe ein Verzeichnis der Grundſtücke und 
Etabliſſements anfertigen laſſen, die nach ſeinem Vorſchlag zur Stadt 
kommen ſollten. Es umfaßte 769 Nummern; bei jeder einzelnen war 
angegeben, ob ſie bisher zur Stadt oder zum platten Lande gerechnet 
worden war oder ob darüber Zweifel beſtanden. Unter die erſte dieſer 
Gruppen fielen 378, unter die zweite 156 und unter die dritte 235 Num⸗ 
mern. Es wurde dann eine Karte mit der „unftreitigen Grenze des 
jetzigen Weichbildes“ in brauner Farbe der Regierung eingereicht. Aus 
dem beigefügten Protokoll über eine offenbar im Magiſtrat ſtattgefundene, 
im Entwurf von Bärenſprung gezeichnete Beſprechung vom 21. 4. 
ergibt ſich aber, daß von einer unſtreitigen Grenze an vielen Stellen kaum 
die Rede ſein konnte. Nach verſchiedenen Rückfragen und ergänzenden 
Antworten des Magiſtrats fand am 22. 12. 1824 eine Konferenz in der 
Regierung zu Potsdam ſtatt, bei der Berlin durch Bärenſprung und 
Langerhans, die beiden Kreiſe durch ihre Landräte und das Polizei⸗ 
präſidium durch Geheimrat Patzig vertreten waren. Während zwiſchen 
der Stadt und Niederbarnim nur über Boxhagen, Rummelsburg und 
Stralau kein Einverſtändnis erzielt wurde, gingen die Anſprüche 
Berlins und des Kreiſes Teltow ſo ſtark auseinander, daß beſchloſſen 
wurde, hier zunächſt alles beim alten zu laſſen. Am Schluß der Kon⸗ 
ferenz kam die Frage zur Sprache, ob Berlin den Kreiſen einen Erſatz 
für die ihnen verlorengehenden Einkünfte an Landarmengeld und Kriegs⸗ 
ſteuern gewähren müſſe. Daß die früher durch den Landrat v. Pannwitz 
erhobene Forderung nach Erſatz für das Landarmengeld nicht berechtigt 
war, da Berlin ja die Armenpflege in den vom Kreiſe abzutretenden 
Gebieten übernehmen mußte, wurde allgemein anerkannt. Über die 
Regelung der Kriegsſchuldenſteuer behielt ſich Bärenſprung noch nähere 
Vorſchläge vor. 


1) Vgl. über das Verhältnis des Magiſtrats zu den Stadtverordneten und 
über die Auffaſſung der Staatsregierung: Clauswitz, Städteordnung, S. 148f. 
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Der Oberpräſident machte ſich die Forderungen nach einem Erſatz 
für die entgehenden Kriegsſteuerbeiträge zu eigen; er ſchlug vor, daß 
Berlin jährlich 772 Taler als Abfindung übernehme. Der Stadtver⸗ 
ordnetenvorſteher, Kaufmann Junge, ſetzte darauf einen Gutachter⸗ 
ausſchuß aus den drei Stadtverordneten Kampffmeier, Poſſin und 
Dietrich ein!), für den Kampffmeier in der Stadtverordnetenſitzung 
vom 14. 7. 1825 Bericht erſtattete. Er lehnte ebenſo die Fortdauer der 
Kriegsſteuerpflicht für die zu Berlin kommenden Grundſtücke wie eine 
Entſchädigung an die Kreiſe ab, weil Berlin durch die Eingemeindung 
keine Vorteile, ſondern erhöhte Ausgaben haben würde. Es wäre daher 
beſſer, ſich mit einem engeren Stadtgebiet zu begnügen, in dem die Kreiſe 
kein Steuerrecht beſäßen!). Die Verſammlung ſtimmte dem zu und 
blieb bei ihrer Anſicht trotz der abweichenden Stellungnahme des Magi⸗ 
ſtrats, der die Vergrößerung und endgültige Regulierung des Weichbildes 
für unerläßlich hielt, auch wenn von ihr zunächſt keine finanziellen Vor⸗ 
teile zu erwarten wären. Selbſt die Übernahme der 772 Taler hielt er 
für tragbar, denn bei zunehmender Bebauung würde die Haus⸗ und Miet: 
ſteuer einen Exſatz für dieſe Ausgabe bieten. Da auch der Oberpräſident 
für dieſe Löſung eintrat, ſchlug der Magiſtrat den Stadtverordneten 
die Einſetzung einer Gemiſchten Deputation vor. Die Verſammlung 
lehnte zwar am 15. 12. eine gemeinſame Beratung ab, da ſie keinesfalls 
ihre früheren Beſchlüſſe rückgängig machen würde, ließ aber einige Monate 
ſpäter den Magiſtrat wiſſen, daß ſie es „doch für angemeſſen gefunden“ 
hätte, vier Stadtverordnete zur Beratung der Weichbildsfrage in einer 
Gemiſchten Deputation zu ernennen. Dieſen Umſchwung hatte det 
Stadtverordnete Hofrat Behrendt im Gegenſatz zu dem Stadtverordneten⸗ 
vorſteher Junge durchgedrückt. Am 20. 3. und am 18. 4. 1826 tagte die 
Gemiſchte Deputation; ſie beſprach die neue Grenzführung, beſonders die 
Ausdehnung über den Landwehrgraben hinaus. Da man mit der Schiff⸗ 
barmachung des Grabens rechnete, ſchien es für Berlin wichtig zu ſein, 
beide Ufer des künftigen Kanales zu beſitzen, damit ſich nicht auf einem 
dem Kreiſe verbliebenen Ufer Handel⸗ und Gewerbetreibende anſiedeln 
und der Stadt Konkurrenz machen könnten. Die jährliche Ablöſungs⸗ 
zahlung für die Kriegsſteuer wünſchte Bärenſprung durch eine einmalige 

1) Kampffmeier war Lederfabrikant, Poſſin Seidenwarenfabrikant, 
Dietrich Kaufmann. | oy 

2) St. A. „Aa. der Stadtverordneten betr. das Weichbild der Stadt“; 
Sect. I, Fach 20 Nr. 1, Band 1. Künftig nur als Acta der Stadtverordneten 
zitiert. 83 | | 
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Zahlung etwa von 10000 Talern erſetzt zu ſehen. Der Magiſtrat ſtimmte 
den Beſchlüſſen zu und unterbreitete am 5. Mai 1826 den Stadtverord⸗ 
neten eine von Bärenſprung ſelbſt entworfene Voriges die am 11. 5. 
angenommen wurde. 

Die Stadt hatte das Ihrige getan, aber jetzt hatte der Oberpräfident 
Bedenken. Die 10000 Taler hielt er für zu wenig — er berechnete die 
den Kreiſen entgehende Kriegsſteuer neuerdings auf jährlich 1192 Taler — 
und die Ausdehnung des Weichbildes auf dem linken Spreeufer für nicht 
genügend begründet. Es nützte den Stadtverordneten nichts, daß ſie 
gerade auf dieſe das Hauptgewicht legten und daß der Magiſtrat ſich ihnen 
anſchloß. Der Oberpräſident wollte zunächſt nur die Auseinanderſetzung 
mit dem Kreiſe Niederbarnim durchführen und über dieſe vorher den 
Provinziallandtag hören). Der Landtag kam in dieſem Jahre nicht mehr 
dazu, die Angelegenheit zu verhandeln. Sein 5. Ausſchuß, dem ſie zur 
Vorberatung überwieſen worden war, hatte ſich für Beibehaltung der 
beſtehenden Grenzen ausgeſprochen. Bärenfprung hielt darauf mit den 
Stadtverordneten eine Beſprechung ab, um den Vertretern Berlins 
im Provinziallandtag, den Stadtverordneten Kampffmeier und Pietſch, 
für die kommende Tagung eine Inſtruktion mit auf den Weg zu geben. 
Ehe im nächſten Jahre die Vorlage an den Provinziallandtag wiederholt 
wurde, wünſchte der Miniſter vom Oberpräſidenten die beſonderen, 
von der „Einverleibung“, wie man noch lange ſtatt des heute gebräuch⸗ 
lichen „Eingemeindung“ ſagte, zu erwartenden Vorteile zu erfahren. 
Der Oberpräſident nannte als ſolche: geregeltere Ausübung der Polizei, 
beſſeres Schulweſen und Armenpflege, Aufnahme der Einwohner in die 
ſtädtiſche Feuerſozietät. Da der Landtag wieder zu keinem Beſchluß 
kam, genehmigte der Miniſter die Einleitung von kommiſſariſchen Ver⸗ 
handlungen unter der Leitung des Oberregierungsrats du Vigneau. Ehe 
ſie aufgenommen wurden, ſprach ſich der Landrat v. Voß in einem Bericht 
an du Vigneau vom 26. 5. 1828 entſchieden gegen die Einbeziehung 
des Gebietes weſtlich der Panke und des Schönhauſer Grabens aus, der 
noch heute“ geltenden Grenze. Über die Heranziehung der Einwohner 
auf dem Wedding und der ehemaligen Kämmereiheide zu den ſtädtiſchen 
Steuern kam es zu Streitigkeiten, bei denen Oberpräſident und Mini⸗ 
ſterium die Anſprüche des Magiſtrats abwieſen:). Der Minifter erklärte 
ausdrücklich, die Kämmereiheide gehöre zum platten Land; das Gegenteil 


y Min. d. J. Regiſt. IVb, Stadt Berlin Nr. 49 „Aa. betr. die Ermittlung 
und Feſtſtellung des Weichbildes der Stadt Berlin“, Band J. 
2) Min. d. J., Stadt Berlin Nr. 36, Band J. 
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müſſe der Magiſtrat beſſer als bisher nachweiſen. Auf die Beſtimmungen 
der Städteordnung berief er ſich dabei ebenſowenig wie der Oberpräſident. 

Dieſe Umſtände erklären es, daß die Ofonomiedeputation am 26. 11 
1828 dem Magiſtrat empfahl, ſeinen Vorſchlag über die Ausdehnung des 
Weichbildes zurückzunehmen. Berlin habe gar kein Intereſſe daran, in 
den armen Kolonien und Etabliſſements die der ländlichen überlegene 
ſtädtiſche Armenpflege und Feuerpolizei einzuführen. Da man außerhalb 
der ſtädtiſchen Verwaltung anſcheinend das Gegenteil annehme und 
Berlin allerlei Verpflichtungen infolge der Eingemeindungen auferlegen 
wolle, ſei es am beſten, alles auf „höhere Beſtimmung“ ankommen zu 
laſſen. Der Magiſtrat ſchloß ſich dem an und bat den Oberpräſidenten 
um die Feſtſetzung einer engeren Weichbildgrenze, „damit um ſo eher 
etwas zuſtande käme“. Nachdem am 21. 1. 1829 und am 2. 4. Konferenzen 
mit du Vigneau ſtattgefunden, nachdem der Magiſtrat am 11. 2. 1829 
beantragt hatte, wenigſtens die Feldmark — damit wurde damals das 
Ackerland, die ſogenannten Hufen, bezeichnet — als zweifelloſes Stadtgebiet 
zu erklären, und nachdem der Oberpräſident dem zugeſtimmt hatte, 
erging am 11. 5. 1829 das entſcheidende Miniſterialreſtript: die Berliner 
Feldmark, die Weinbergsſtücke und die „Neue Welt“ ſollten „auch ferner 
als zum Stadtgebiet gehörig“ angeſehen und behandelt werden. Aus 
dieſen Worten ergibt ſich, daß es ſich um eine geſetzliche Sanktionierung 
des beſtehenden Rechtszuſtandes handelte, der auf die Verhandlungen 
des Kreiſes mit dem Comité administratif zurückging. Noch deutlicher 
geht das aus dem Protokoll der Beſprechung vom 2. 4. 1829 zwiſchen 
du Vigneau, Baerenſprung und dem Landrat v. Voß hervor!). In ihr 
wurde feſtgeſtellt, daß die Zugehörigkeit der Feldmark und der Weinberg⸗ 
ſtücke zum Weichbilde bisher nicht bezweifelt, dagegen das als Enklave 
innerhalb der Feldmark liegende Vorwerk Niederſchönhauſen bis jetzt 
nicht als zur Stadt gehörig angeſehen worden war, und daß in dieſem 
letzteren Punkte bei der Verhandlung vom 22. 12. 1824 ein Irrtum 
unterlaufen war. Es iſt deshalb nicht richtig, wenn Clauswitz, „Pläne“ 
S. 98 ſagt: „Man ſieht aus der nun erſt vorgenommenen Einbeziehung 
der Weinbergſtücke und der Hufen, daß tatſächlich bis dahin das an⸗ 
erkannte Stadtgebiet nach dieſer Richtung hin kaum über die Mauer 
hinausreichte.“ Es handelt ſich vielmehr nur darum, daß ein nicht be⸗ 


1) Abſchriftlich in „Aa des Polizeipräſidiums zu Berlin betr. die Weichbilds⸗ 
grenzen“, Straßenpolizeiſachen Nr. 190, Bd. I. Für die Erlaubnis zur Be⸗ 
nutzung dieſer Akten bin ich dem Herrn Polizeipräſidenten in Berlin zu ver⸗ 
bindlichſtem Danke verpflichtet. f 
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ſtrittener Rechtszuſtand ausdrücklich durch „höheren Ausſpruch“ Ante 
anerkannt wurde. 

Am 16. 6. regte der Oberpräſident an, auch das Vorwerk Nieder⸗ 
ſchönhauſen an die Stadt zu überweiſen!). Man hatte es, wie erwähnt, in 
der kommiſſariſchen Verhandlung vom 22. 12. 1824 zu dem unzweifelhaft 
ſtädtiſchen Gebiet gerechnet; es hatte ſich dann aber herausgeſtellt, daß 
zwar die Vorwerksgebäude ſeit langem bei der ſtädtiſchen Feuerſozietät 
verſichert waren und daß die Einwohner der vom Vorwerk abgezweigten 
Grundſtücke „als ſtädtiſche Einwohner zu allen Laſten herangezogen“ 
wurden, daß aber das Vorwerk ſelbſt nicht zur Stadt, freilich auch nicht 
zum platten Lande gehörte. Das lag daran, daß es im ganzen 18. Jahr⸗ 
hundert königlicher Beſitz geweſen und erſt in jüngſter Zeit in Privat⸗ 
beſitz übergegangen war. Es war daher überhaupt nicht noch zu Kommu⸗ 
nalabgaben herangezogen worden. Dieſe höchſt erfreuliche Situation 
hatte den Vorwerkbeſitzer, den Amtmann Griebenow, den Wunſch aus⸗ 
ſprechen laſſen, daß ſein Vorwerk nicht mit Berlin verbunden würde. 
Der Dezernent des Miniſteriums konnte ſich dazu die ironiſche Rand⸗ 
bemerkung nicht verkneifen: „darauf wird es bei Entſcheidung der Sache 
wohl nicht ankommen können!“ Übrigens hatte Griebenow ſelbſt nach 
„näherer Belehrung“ feinen Widerſtand aufgegeben und nur gebeten, 
daß er ſeine Jurisdiktion behalten und daß er nicht zu nachträglichen 
Steuerzahlungen gezwungen werden dürfe. Dagegen hatte der Ober⸗ 
präſident keine Bedenken; ſchon am 26. 6. 1829 erging die Verfügung des 
Miniſteriums, das Vorwerk ſofort dem ſtädtiſchen Weichbild zu über⸗ 
weiſen). 

Es folgte ein Antrag des Oberpräſidenten über die Zuweiſung 
der Berliner Haus⸗ und Kaufwieſen ſowie einiger ganz von Berliner 
Gebiet umgebenen Stralauer Wieſen zum Berliner Weichbild. Dieſer 
Antrag beruhte auf der Verhandlung vom 2. 4., in der v. Voß zu⸗ 
gegeben hatte, daß für die Zugehörigkeit der Wieſen zum Kreiſe kein 
„ſpezielles Fundament“ exiſtiere. Ihre definitive Zuweiſung zum 
ſtädtiſchen Weichbild hatte v. Baerenſprung beſonders wegen der glatten 


1) Min. d. J., Stadt Berlin Nr. 49, Band I. 

3) Clauswitz' Bemerkung, „Pläne“ S. 98f., daß die Vorwerkländereien 
„eigentlich ſchon in den Hufen enthalten wären“, trifft nicht den Kern der Sache. 
Das Vorwerk wurde, obgleich es urſprünglich aus Berliner Hufenftüden beſtand, 
als landes herrlicher Beſitz im 18. Jahrhundert nicht mehr als Teil des ſtädtiſchen 
Territoriums betrachtet. Im übrigen vgl. über die Entſtehung des Vorwerks 
Kaeber: „Die Gründung Berlins und Cöllns“, „Forſch. z. br. u. pr. Geſch. 
Berlins“, 38. Bd., S. 37ff. 
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Durchführung ihrer ſchon begonnenen Separation gewünſcht. Am 
8. 10. 1829 erging das entſprechende Miniſterialrefkript. In meiſt 
wörtlicher Anlehnung an das Schreiben des Oberpräſidenten wurde 
beſtimmt, daß „die Berliner Hauswieſen und Kavelländer, welche vor 
dem Frankfurter Tor, ausgangs rechter Hand, zwiſchen der Stadtmauer, 
dem von der großen Chauſſee ab nach Boxhagen führenden Wege, dem 
Markgrafendamm und der vom Oberbaum nach Stralau führenden 
Straße liegen, insgeſamt als zum unzweifelhaften Stadtweichbilde ge⸗ 
hörig anzuſehen und zu behandeln ſind. Auch genehmige ich, nach dem 
ferneren Antrage des ſtädtiſchen Deputierten in der Verſammlung vom 
2. 4. er., daß die zwiſchen dem Stralauer Wege und der Spree bis zur 
Linie in Verlängerung des Markgrafendammes zur Spree belegenen, 
zu Stralauer Fiſchergütern gehötigen Wieſen ebenfalls ſogleich dem ſtädti⸗ 
ſchen Weichbilde, jedoch nur unter der Bedingung überwieſen werden, 
daß der hieſige Magiſtrat auf die Zugehörigkeit einzelner Grundſtücke 
jenſeits des Markgrafendammes zur Stadt Verzicht leiſte.“ Mit gutem 
Recht wurde alſo unterſchieden zwiſchen den Berliner Wieſen, die als 
zum unzweifelhaften Weichbilde gehörig angeſehen, und den Stralauer 
Ländereien, die dem Weichbild überwieſen werden ſollten. Nur bei 
dieſen handelte es ſich eben um eine Erweiterung des Stadtbezirks. Mit 
dem Verzicht auf die kleinen Wieſen jenſeits des Markgrafendammes 
waren Magiſtrat und Stadtverordnete einverſtanden!). Zuletzt wurden 
nach einem Antrage des Magiſtrats durch Verfügung vom 18. 5. 1832 
einige Grundſtücke zwiſchen Panke und Schönhauſer Graben, weſtlich 
der Oranienburger Chauſſee, zu Berlin ee Der Kreis hatte keinen 
Anſpruch auf fie erhoben. 

Eine erſte Etappe auf dem Wege zut Regulierung des Berliner 
Weichbildes war erreicht. Das unbeſtrittene Gebiet der Stadt auf dem 
rechten Spreeufer war durch eine Reihe einzelner Verfügungen als 
Teil des Weichbildes anerkannt worden. Ein Verdienſt daran gebührte 
dem Oberpräſidenten v. Baſſewitz, der die Verhandlungen zunächſt 
auf die weniger ſchwierigen zwiſchen Berlin und dem Kreiſe Niederbarnim 
beſchränkt hatte. Nicht endgültig entſchieden war das Schicksal des Wed⸗ 


1) Veröffentlicht wurde die Entſcheidung des Miniſters vom 5. 10. 1829 
erſt erheblich ſpäter im Zuſammenhang mit der Zuweiſung einiger namentlich 
aufgeführter Grundſtücke am Boxhagener Weg und an der Frankfurter Chauffee 
zum Weichbild durch das Miniſterialreſkript vom 29. 9. 1831. Inzwiſchen hatte 
Berlin den in der Verfügung vom 5. 10. 1829 auferlegten Verzicht geleiſtet. 
Eine „Erweiterung“ des Weichbilds im eigentlichen Sinne bedeutete auch er 
Verfügung nicht. 
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dings, des Geſundbrunnens und der beiden Moabits, der alten, auf dem 
Gelände des königlichen kleinen Nergartens und der neuen, auf der par! 
zellierten kleinen Kämmereiheide errichteten Kolonie. Der Magiſtrat 
war inzwiſchen zu der Anſicht gelangt, daß aus dieſen Kolonien am beſten 
ſelbſtändige Landgemeinden gebildet würden. Die Separation der Hufen 
und der Stadtheide hatte hier im Nordweſten Berlins zwar die Be⸗ 
bauung gefördert, aber gerade dieſe machte den Beſitz viel weniger an⸗ 
ziehend als früher. Der Landrat v. Voß ſtellte am 27. 2. 1829 Berech⸗ 
nungen an über die bei einer Organiſierung der Umgebung Berlins auf 
dem rechten Spreeufer zu ländlichen Gemeinden notwendigen Einrich⸗ 
tungskoſten und über die zu erwartenden jährlichen Einkünfte dieſer Ge⸗ 
meinden. Er ſtellte deshalb die Einwohnerzahlen, die Feuerſtellen und 
den Klaſſenſteuerertrag aller dieſer Etabliſſements zuſammen. Es iſt 
ein wertvolles Material, das durch ſeinen Bericht an die Regierung vom 
2. 6. 1830 und durch einen Bericht ſeines Nachfolgers, des Grafen v. der 
Schulenburg, vom 20. 4, 1832 nach verſchiedenen Richtungen ergänzt 

wird)). 
Voß hatte von der Regierung den Auftrag erhalten, die Anſicht det 
Einwohner der Kolonien über die Bildung ſelbſtändiger Gemeinden 
einzuholen. Um zu einem brauchbaren Reſultat zu kommen, hatte er nur 
die Vorſteher und „einfichtigeren” Einwohner vernommen. Dem Wunſche 
Altmoabits, der wohlhabenderen, abgeſchloſſenen Anlage, eine ſelb⸗ 
ſtändige Gemeinde neben Neumoabit, der teilweiſe recht dürftigen und 
ſich noch erweiternden Anſiedlung, zu bilden, ſtimmte der Landrat zu. 
Dagegen ſprach er ſich ebenſo wie die Bewohner gegen die vom Magiſtrat 
vorgeſchlagene Teilung des Weddings aus. Übrigens war alles davon 
überzeugt, daß die Koſten für eine ländliche Gemeindeverwaltung nicht 
aufzubringen ſein würden. Schon jetzt waren die Steuereingänge un⸗ 
genügend, die Reſte bei der notoriſchen Dürftigkeit der Mehrzahl der 
Einwohner oft nicht aufzutreiben. Viele der Etabliſſements waren eben 
regellos entſtanden, „ſo wie unter dem Einfluß der Nähe einer großen 
Stadt voreilige und mittelloſe Etablierungsſucht ſie hat hervorgehen 
laſſen“. Da auch eine ſtädtiſche Haus⸗ und Mietsſteuer keine höheren 
Erträge verſprach als die in ländlichen Gemeinden einzufordernden Ab⸗ 
gaben, ließ ſich aus den Steuerverhältniſſen kein Schluß auf die zweck⸗ 
mäßigſte Form der kommunalen Organiſation dieſer Siedlungen ziehen, 


—— — 


1) St. A. „Aa. der Forſt⸗ und Okonomiedeputation, Tiefbau, Stadtgrenzen 
ad Nr. I”. Von einer auch nur auszugsweiſen ha oti males Berichte mußte 
aus Raumgründen abgeſehen werden. | 
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Nach der Meinung des Landrats mußte deshalb von ihrem allgemeinen 
Charakter ausgegangen werden, der kein ländlicher war. „Nach Sitte, 
Gewerbs⸗ und Lebensweiſe“ waren dieſe Bewohner der Umgebung 
Berlins „Städter oder vielmehr Vorſtädter“, die ſich weſentlich von den 
Bewohnern der Dörfer unterſchieden, ſelbſt wenn ſie Gartenbau oder 
etwas Ackerbau trieben. Voß betrachtete, daher, da ſeiner Anſicht nach die 
Bildung einer eigenen Stadt in der Nähe Berlins ausgeſchloſſen war, die 
„Anlehnung an eine größere, wohlorganiſierte Korporation als unent⸗ 
behrlich“. Er fügte hinzu, daß auch die Stimmung der Einwohner im 
allgemeinen einer Einverleibung in das Berliner Weichbild günſtig war. 
Zu dem gleichen Ergebnis kam 1832 Graf v. der Schulenburg. Auch er ſah 
in der Mittelloſigkeit dieſer Vorſtädter das in für eine 
ſelbſtändige kommunale Organiſation. 

Welcher Unterſchied in der Auffaſſung gegenüber einer gar nicht 
weit zurückliegenden Zeit! Jetzt wollte der Kreis dieſe Gebiete los⸗ 
werden und die Stadt fie mindeſtens zunächſt nicht haben!). Die Re- 
gierung verfolgte ihren Plan der Bildung ſelbſtändiger Gemeinden noch 
längere Zeit weiter. Auf Grund eines Vorſchlags der Forſt⸗ und Okono⸗ 
miedeputation vom 29. 7. 1835 trat der Magiſtrat dafür ein, aus den neu 
entſtandenen Parochien St. Paul im Geſundbrunnen, Nazareth auf dem 
Wedding und St. Johann in Moabit je eine Gemeinde zu bilden. Die 
Regierung war Anfang 1836 dabei, die Ausführung ihres Planes vor⸗ 
zubereiten. Über die ziemlich komplizierten Eigentumsverhältniſſe aller 
dieſer Kolonien unterrichtet am beſten ein Schreiben der Forſt⸗ und 
Okonomiedeputation vom 30. 10. 1835 an den neuen Landrat v. Maſſow. 


Schon im Frühjahr 1829, als noch die Regulierung des Weichbildes 
auf der Niederbarnimer Seite im Vordergrund ſtand, hatte der Miniſter 
den Oberpräſidenten erſucht, die Verhandlungen auch auf das linke 
Spreeufer auszudehnen. Unzuträglichkeiten, die ſich bei der Ausübung 
der Baupolizei durch die Zugehörigkeit der Etabliſſements vor dem Halle⸗ 
ſchen Tore zum platten Lande ergeben hatten, konnte freilich durch die 


1) Nach einem Bericht der Potsdamer Regierung an den Miniſter des 
Innern vom 30. 3. 1836 hatte der Magiſtrat die Zuſammenfaſſung der ver⸗ 
ſchiedenen Anſiedelungen zu Landgemeinden gewünſcht, um dadurch ſpätere 
Verhandlungen über eine Eingemeindung zu erleichtern. Min. d. J. Stadt 
Berlin Nr. 36, Bd. I. Daß die Stadtverordneten jetzt einer Ausdehnung des 
Weichbildes auf dem rechten Spreeufer ganz EN: gegenüberſtanden, 
zeigen die folgenden Ausführungen. 
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Erweiterung des engeren Berliner Polizeibezirks abgeholfen werden, mit 
der ſich der Miniſter am 3. 7. 1830 einverſtanden erklärte. Er bemerkte 
gleichzeitig, daß er gegen die Vereinigung der Anſiedlungen zwiſchen 
Kreuzberg und Potsdamer Tor mit der Stadt Berlin nichts einzuwenden 
habe, zumal das ſtädtiſche Weichbild künftig die Grenze des engeren 
Polizeibezirks bilden ſollen). Der Oberpräſident trat deshalb am 11. 9. 
1830 an den Magiſtrat mit der Anfrage heran, ob nicht auch die Stadt 
eine Vereinigung dieſer Grundſtücke mit Berlin gegen Entſchädigung der 
Provinz für die ausfallenden Kriegsſteuerbeiträge für zweckmäßig halte? 
Der Magiſtrat, wieder einem von Langerhans verfaßten Gutachten fol⸗ 
gend, ſchlug den Stadtverordneten die Erweiterung des Weichbildes über 
den Landwehrgraben hinaus in dem gleichen Umfange vor, wie er von 
ihnen am 11. 5. 1826 beſchloſſen worden war). Die Stadtverordneten aber 
lehnten die Vorlage ab, da ſie wünſchten, „unter den veränderten Ver⸗ 
hältniſſen die Weichbildsgrenze ſo wenig wie möglich hinausgerückt zu 
ſehen“, und da die ſtädtiſchen Finanzen eine Steuerentſchädigung nicht 
zuließen. Im Oktober 1832 gab ein Antrag des Stadtverordneten Dietrich 
über die Weichbildfrage — ſein Wortlaut wird in den Akten nicht mit⸗ 
geteilt — dem Stadtverordnetenvorſteher Deffelmann®) den Anlaß, 
Dietrich und vier weitere Stadtverordnete, unter ihnen Kampffmeier, zu 
Berichterſtattern zu ernennen. Dieſe gingen in ihrer Beſprechung am 
6. 12. davon aus, daß die Stadtverordneten ſtets für ein möglichſt enges 
Weichbild eingetreten waren, hielten aber eine baldige endgültige Feſt⸗ 
ſetzung für notwendig, um den vielen aus der herrſchenden Unſicherheit 
entſpringenden Rechtsſtreitigkeiten ein Ende zu bereiten. Als beſten 
Weg dazu betrachteten ſie ein Immediatgeſuch an den König. Die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung ſtimmte bei und übermittelte den Wunſch dem 
Magiſtrat. Dabei blieb es indeſſen. 

In den nächſten Jahren nahm die Abneigung der meiſten Stadt⸗ 
verordneten gegen jede Weichbildvergrößerung noch zu. Sie N 


1) Min. d. J. Stadt Berlin Nr. 49, Band I. Eine entſprechende Belannt 
machung des Oberpräſidenteu von 7. 7. 1830 wegen der Grenzen des engeren 
und des weiteren Polizeibezirks wurde im Amtsblatt der Regierung und in den 
Berliner Zeitungen veröffentlicht. Eine neue Ausdehnung erfuhr der eng. Pol. 
Bezirk durch eine Bekanntmachung vom 24.8. 1831. nn auch Aa des Pol. weil, af 
Straßenpolizeiſachen Nr. 190 Bd. I u. II. N 

2) Siehe oben, S. 290 f. 

2) Er hatte das einflußreiche Amt von 1828 —44 inne. Von Beruf Roja: 
mentiermeiſter, war er ſpäter als Rentier nur für die . Swan 
tätig. 
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ſich nicht einmal entſchließen, der nach und nach feſtgeſetzten Weichbild⸗ 
grenze auf dem rechten Spreeufer ausdrücklich zuzuſtimmen. In den 
Debatten der zu Berichterſtattern ernannten Stadtverordneten konnte 
Kampffmeier unter Zuſtimmung von zwei ſeiner Kollegen erklären, es 
ſei ganz gleichgültig, ob ſtädtiſches Grundeigentum zum Weichbild oder 
zu einem Kreisverband gehöre. Man hätte lieber alles beim alten laſſen 
ſollen. Nur die Idee eines abgerundeten Weichbildes, „wozu noch die 
Vergrößerungsidee kam“, habe der Stadt die verluſtreiche Erweiterung 
ihres Gebietes gebracht! Am 20.3.1834 beantragten die Stadtverord⸗ 
neten, die Grenze möge, wenn möglich, durch die Stadtmauer gebildet 
werden. Dieſem kleinlichen Peſſimismus gegenüber den der Stadtver⸗ 
waltung in ihrem Gebiet außerhalb der Mauern erwachſenden Aufgaben 
trat der Magiſtrat ebenſo entgegen, wie einer von den Stadtverordneten 
gewünſchten, ganz zweckloſen Befragung der Bewohner der zum Stadt⸗ 
bezirk gekommenen Grundſtücke. 

Da der Oberpräſident in einem Erlaß vom 3. 11. 1832 den Land⸗ 
wehrgraben als Grenze in der Gegend des Potsdamer Tores bezeichnet 
und die Regierung in einer Verfügung vom 9. 10. 1832 ihn ganz allge⸗ 
mein als maßgebend hatte gelten laſſen, während in einem ſpäteren Erlaß 
vom 27. 9. 1833 der Oberpräſident wieder Bedenken getragen hatte, den 
Landwehrgraben offiziell als Grenze Berlins gegen den Kreis Teltow 
feſtzuſetzen, beantragte der Magiſtrat am 18. 2. 1836 bei der Regierung, 
hier endlich eine feſte Grenze zu beſtimmen. 

Die Regierung verfolgte zwar damals den Plan, en die auf dem, 
linken Ufer entſtandenen Anſiedlungen zunächſt zu Gemeinden zuſammen⸗ 
zufaſſen, ernannte aber doch den Regierungsrat Oelrichs zum Kommiſſar 
für die Verhandlungen zwiſchen Magiſtrat und Landrat. Nachdem die 
dazu notwendige Karte mit dem bisherigen Grenzzug endlich fertig 
geworden war, fand am 10. 2. 1838 eine Beſprechung ſtatt. Oelrichs 
berichtete über ſie erſt am 20. Juli, weil der Magiſtrat wegen der ab⸗ 
lehnenden Haltung der Stadtverordneten bisher zu einer Erklärung nicht 
zu bewegen war!). Das Ziel der Konferenz war ein doppeltes geweſen. 
G3 follten die Weichbildgrenzen nach dem augenblicklichen Zuſtand er⸗ 
mittelt, und es ſollte feſtgeſtellt werden, wo ſie etwa aus Zweckmäßig⸗ 
keitsgründen zu erweitern wären. Die ſcheinbar ſo einfache Klarſtellung 
der beſtehenden rechtlichen Verhältniſſe erwies ſich als ſehr ſchwierig. Aus 
den üblichen Merkmalen — bisherige Ausübung der ortsobrigkeitlichen 
Rechte, hypothekariſche Verhältniſſe u. dgl. — konnte die Entſcheidung 


1) Stadtgrenzen, Band IV. 
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wegen des in dieſer Gegend „ſtattgefundenen willkürlichen Verfahrens“ 
nicht entnommen werden. Es blieb daher nach Oelrichs Auffaſſung nur 
die Annahme übrig, daß Grundſtücke zwiſchen der Stadtmauer und den 
benachbarten Dorffeldmarken zum Weichbild der Stadt gehörten, wenn 
ſie „in den älteren Karten der Magiſtratsregiſtratur als ſtädtiſche ver⸗ 
zeichnet“ waren und das Gegenteil nicht nachgewieſen wurde. Nach dieſem 
Prinzip hatte der Magiſtrat unter Zugrundelegung der „Spaltholz⸗ 
ſchen“ Karte von 17464) jene Karte herſtellen laſſen, die erſt nach zahl⸗ 
reichen Mahnungen an den damit beauftragten Beamten fertig geworden 
war und den Zuſammentritt der Konferenz verzögert hatte. Dafür wurde 
ſie nun von allen Teilen als richtig anerkannt. Die Weigerung des Fürften 
von Schönberg!) feine gutsherrlichen Rechte über die Siedlungen vor 
dem Halleſchen Tore abzutreten, und die Abſicht der Bildung ſelbſtändiger 
Gemeinden gaben indeſſen dem Magiſtrat den Anlaß zu dem Antrag, es 
beim status quo, d. h. beim Landwehrgraben als Grenze zu belaſſen, 
zumal die erwähnten Verfügungen der Regierung und des Oberpräſi⸗ 
denten von 1832 und mehrere Kammergerichtsurteile von 1834 dieſe 
Grenze anerkannt hatten. Damit konnte ſich Oelrichs nichts befreunden. 
Er erklärte, die Verfügung des Oberpräſidenten erſtrecke ſich nur auf die 
Gegend des Potsdamer Tores und die der Regierung beruhe auf einem 
Irrtum. Gerade die eigentümliche Grenzführung der Spaltholzſchen 
Karte beſtärkten ihn in der Annahme, daß alle in der Nähe der Stadt 
liegenden Grundſtücke der Kämmerei oder einzelner Bürger, alſo auch 
die Köllniſche Heide und die Bürgerwieſen, zum Stadtbezirk gehörten. 

Die zweite Aufgabe der Konferenz erſchien Oelrichs noch nicht als 
lösbar. Immerhin trat er dafür ein, den Gemeindebezirk größerer 
Städte nicht zu ſehr zu beſchränken, da die Bewohner ihrer nächſten Um⸗ 
gebungen in der Regel durch Bildung und Lebensart die perſönlichen 
und wirtſchaftlichen Vorausſetzungen für die Teilnahme an einer ſtädti⸗ 
ſchen Verfaſſung erfüllten. Vorbedingung für eine ſolche Erweiterung 
war indeſſen, daß die Grenze der Stadt überhaupt feſtſtand. Bei Berlin 
war das um ſo dringender, als eine Reihe von Streitigkeiten über Steuer⸗ 


1) Dieſe Karte iſt leider weder im Stadtarchiv noch in der ſtädt. Plankammer 
vorhanden. Die Preuß. Staatsbibliothek beſitzt eine „Carte von der Feldmark 
Riecksdorf“, aufgenommen 1738 durch S. Spaldeholtz, von dem zweifellos auch 
die verlorene Karte von 1746 herrührte, im Verhältnis von etwa 1:5000 (Sign. : 
Kreis Teltow Nr. 43). 

9 Otto Hermann Fürſt v. Schönberg, ſeit 1816 Beſitzer von Tempelhof; 
vgl. C. Brecht, Das Dorf Tempelhof a d. Ver. f. d. Geſch. Berlins, 
H. 15), Berlin 1878 S. 118. 
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fragen und über die Aufnahme von Grundftüden in die ſtädtiſche Feuer⸗ 
ſozietät nur dadurch aus dem Wege zu ſchaffen waren. 

Die Regierung ſchloß ſich Oelrichs an, wenn ſie auch den „ſtreng 
rechtlichen Beweis“ für die von ihm vorgeſchlagene Grenzbeſtimmung 
vermißte. Sie gab zu, daß ein ſolcher Beweis in der Tat kaum möglich ſei. 

Inzwiſchen hatten Magiſtrat und Stadtverordnete zu der Be⸗ 
ſprechung vom 10. 2. Stellung genommen. Der Magiſtrat ließ ſich durch 
Langerhans ein Promemoria ausarbeiten, nach dem zum Weichbild 
außer dem ſchon zur Stadt gehörigen Gebiet kleinere Erweiterungen vor 
dem Potsdamer und Halleſchen Tor mit Rückſicht auf die dort vorge⸗ 
ſchrittene Bebauung kommen ſollten. Unter dem zur Stadt gehörigen 
Gebiet verſtanden Langerhans und der Magiſtrat die Kämmereiwieſen, 
aber nicht die Köllniſche Heide. Die Stadtverordneten lehnten alles ab. 
Dieſer Beſchluß mußte um ſo mehr überraſchen, als die zu Gutachtern 
beſtimmten Stadtverordneten Bleſſon, ) Laſpeyres, Radicke und Sa⸗ 
metzky; fic) für die Vorlage des Magiſtrats ausgeſprochen hatten, ja 
ſie noch ein wenig durch die Einbeziehung der Kirchhöfe an der Haſenheide 
erweitern wollten. Es wurden dann, da der Magiſtrat eine Begründung 
der ablehnenden Stellungnahme erbat, wieder Gutachter ernannt; 
zu Bleſſon, Laſpeyres, Radicke traten Krebs, Graefe, Samuel Venda’). 
Offenbar war Bleſſon der führende Kopf der Majorität. Er hatte die 
Gutachten vom 8. und 18. 3. niedergeſchrieben und am 29. noch einmal 
ausführlich ſeine Anſicht auseinandergeſetzt. Da wir aus dieſer Zeit 
keine Sitzungsberichte der Stadtverordnetenverſammlung beſitzen, weil 
dieſe bis 1847 nicht öffentlich tagte, laſſen ſich nur ſelten die Beweg⸗ 
gründe für ihre Beſchlüſſe erkennen. Hier bietet ſich einmal die Mög⸗ 
lichkeit dazu. Es wird daher gerechtfertigt ſein, auf die Motive der in 
dieſer immerhin wichtigen Frage beſtellten Gutachter einzugehen. Nach 
Bleſſons Gutachten vom 29. 3. operierten die Gegner vor allem mit den 
Koſten, die aus den einer Weichbilderweiterung folgenden Straßen⸗ 


J) Johann Ludwig Urbain Bleſſon, geb. 27. 5. 1790 in Berlin, 1810 in 
Schleſien im Berg⸗ und Hüttendienſt, 1813 Freiwilliger und Feſtungsingenieur, 
1814 Leutnant, 1829 Abſchied als Major; fruchtbarer Militärſchriftſteller; 
1848 zeitweilig Bürgerwehr⸗Kommandeur; geſt. 20. 1. 1861; vgl. ADB. II, 
704 ff. 

2) Laſpeyres war Kaufmann, Radicke Maurermeiſter, Sametzky Rats⸗ 
zimmermeiſter. | 

3) Krebs war Bäckermeiſter, Graefe Kaufmann, Benda Rentier; dieſer, 
geb. 22. 4. 1786, wurde 1844 zum unbeſold. Stadtrat gewählt, ſchied aber bald 
wieder aus; ſchrieb öfter für die Spenerſche Zeitung. 
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bauten entſtehen würden. Demgegenüber betonte er, daß ſolche Koſten 
doch erſt aufzuwenden ſein würden, wenn die ſtädtiſche Bebauung ſich 
entſprechend ausdehne, denn Weichbild ſei noch lange nicht Stadtgebiet. 
Da, wo Bebauung einſetze, entſtänden aber auch Einnahmen. Die von 
den Gegnern gefürchtete hohe Belaſtung der ſtädtiſchen Feuerſozietät 
würde durch die Beiträge der Neubauten ausgeglichen werden. Wenn 
wirklich, wie die Majorität der Verſammlung im Gegenſatz zu den Gut⸗ 
achtern meinte, „dies Land ſo gefährlich“ ſei, dann würde jenſeits des 
Landwehrgrabens eben eine andere Stadt, ein neues Köln entſtehen. 
Bleſſon lag beſonders die Eingemeindung der Kirchhöfe am Herzen, 
damit die Berliner Bürger auf Berliner Boden ruhen könnten und ihre 
Gräber vor Schädigung ſicher ſeien. Er proteſtierte dagegen, „aus öder, 
mißverſtandener Pfennigfuchſerei ... die Möglichkeit der Vergrößerung 
abſichtlich zu bekämpfen, die Möglichkeit von Hader und Zwiſt einer 
ferneren Zukunft vorzubereiten und unſere Toten aus unſerem Boden zu 
weiſen“. Dieſem Gutachten ſtimmte Krebs zu. Graefe, der an der Sitzung 
vom 18. 3. nicht teilnahm, verfaßte am 14. 4. ein Gutachten, das eben⸗ 
falls für eine erweiterte Grenze eintrat. Den ſonſtigen Gründen fügte er 
hinzu, daß bei der Anlage der Eiſenbahnen bedeutende Bauten zwiſchen 
dem Halleſchen und Potsdamer Tor und damit erhebliche Einnahmen 
für die Stadt bei der Eingemeindung dieſer Gegend zu erwarten ſeien. 
Ein zweites Vogtland würde hier gewiß nicht entſtehen. Die Majorität 
war unter den Gutachtern nur durch Benda vertreten. Er berief ſich auf 
den „zehnmal “wiederholten Beſchluß der Stadtverordneten und auf die 
Gutachten ſo ausgezeichneter früherer Mitglieder wie Poſſin und Kampff⸗ 
meier. Auf vier Seiten verteidigte er die Gründe der ſeit 1826 in der 
Stadtverordnetenverſammlung zum Siege gelangten Anſicht, das Weich⸗ 
bild möglichſt eng zu halten. Hätte dieſe Anſicht früher geſiegt, dann wäre 
daraus „phyſiſch und moraliſch unberechenbarer Vorteil entſtanden“. 
Von den geſchichtlich bewieſenen Nachteilen „eines ins unermeßliche 
erweiterten Gebietes“ abgeſehen, mache ſchon die Armenverwaltung jede 
Weichbilderweiterung unmöglich. Schon jetzt ſeien in den Außenbezirken 
keine geeigneten Armendeputierten oder gar Vorſteher zu finden. Nach 
Berlin aber dränge vom flachen Lande und aus den kleinen Städten ein 
Heer von Armen. Ungeheuer ſei auch der Andrang zu den Berliner Frei⸗ 
ſchulen. In 17 Jahren fei ihr Beſuch von 1000 auf 13000 geſtiegen. — 
Laſpeyres ſchließlich meinte, man ſolle der Regierung die Feſtſetzung der 
Grenze überlaſſen, dann habe man „immer das Recht zu ſchreien“! 
Ob eine von der Stadt ſelbſt vorgeſchlagene Grenze ſich nach 50 oder 100 
Jahren als Vorteil oder Schaden erweiſen würde, könne niemand ſagen. 
Jorſchungen a. brand. u. preuß. Geſch. XL. 2. 20 


302 | Ernſt Kaeber 


Das Plenum der Verſammlung folgte den beſchwörenden Worten 
Bendas und hielt an dem „vielmaligen weisheitsvollen Beſchluß“ 
feſt. Sie begründete ihn dem Magiſtrat gegenüber in Bendas Gedanken⸗ 
gängen. Am liebſten hätte ſie noch jetzt eine Verkleinerung Berlins auf 
das von den Mauern umſchloſſene Gebiet geſehen. Dem Magiſtrat 
machten dieſe Einwendungen ſo viel Eindruck, daß er die von der Re⸗ 
gierung verlangte Erklärung über die Stellungnahme Berlins zu der 
Beſprechung vom 10. 2. weiter hinaus ſchob, um ein Einverſtändnis 
mit den Stadtverordneten zu erzielen. Er beſtritt nur in einem vorläu⸗ 
figen Bericht vom 2. 7. 1838, daß die Köllniſche Heide je zum ſtädtiſchen 
Weichbild gehört habe, und wies darauf hin, daß auch die Kämmerei⸗ 
heide vor dem Oranienburger Tor im Kreiſe Niederbarnim liege, ob⸗ 
gleich ſie ſtädtiſcher Beſitz ſei. 

Die Regierung war über die Verzögerung einer feſten Stellung⸗ 
nahme der ſtädtiſchen Behörden ſo ungehalten, daß ſie den Magiſtrat in 
eine Ordnungsſtrafe von 5 Talern nahm. Der ließ ſich das nicht gefallen. 
Er wandte ſich unmittelbar an den Miniſter des Innern, Graf Arnim. 
Der Miniſter, dem dieſe Wendung ſehr unwillkommen war, legte der 
Regierung vergeblich nahe, die Ordnungsſtrafe niederzuſchlagen. Schließ⸗ 
lich „autoriſierte“ Graf Arnim am 31. 12. 1838 die Regierung zur Nieder⸗ 
ſchlagung und ſetzte eigenhändig dem Entwurf der Verfügung den Satz 
hinzu: „ich finde mich hierzu insbeſondere auch durch die Erwägung be⸗ 
wogen, daß Ordnungsſtrafen überhaupt ein Diſziplinarmittel ſind, 
welches nur mit großer Vorſicht gegen höher geſtellte Beamte angewendet 
werden darf, inLem ſolche Heine Geldſtrafen ſehr leicht zur Abſtumpfung 
des Ehrgefühls führen, deſſen Belebung doch vielmehr das Hauptaugen⸗ 
merk jeder Dienſtdiſziplin ſein muß. Ich wünſche daher, daß die Kgl. Re⸗ 
gierung dieſen Geſichtspunkt bei künftigen ähnlichen Fällen beachten 
mag.“ Damit war die unerfreuliche Sache, die immerhin einen intereſ⸗ 
ſanten Beitrag zu der Praxis und den Anſchauungen der preußiſchen 
Staatsverwaltung unter Friedrich Wilhelm III. bietet, erledigt. Die 
Regierung — ihr Referent war der energiſche Oelrichs — gab in einem 
Schlußbericht an den Miniſter zu, daß ihr ein ſolches Diſziplinarmittel 
gegenüber dem Berliner Magiſtrat „bei dem Umfang ſeines amtlichen 
Wirkungskreiſes und der Perſönlichkeit der Mitglieder des Collegii“ 
ſelbſt unangenehm geweſen ſei. Aber ſie glaubte, bei der Saumſeligkeit 
der Unterbehörden in der Erſtattung von Berichten ohne ſtrenge Diſzipli⸗ 
narmittel nicht für einen regelmäßigen Geſchäftsgang einſtehen zu können. 
Der unbefangene Beobachter wird ſich indeſſen nicht des Eindrucks er⸗ 
wehren, daß die ablehnende Haltung der ſtädtiſchen Körperſchaften 
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gegenüber den von dem Kommiſſar der Regierung gemachten Vorſchlägen 
nicht ohne Einfluß auf ihr Vorgehen gegen den Magiſtrat geblieben iſt. 
Am 5. 9. 1838 hatte ſich der Magiſtrat in einem Bericht an den 
Oberpräſidenten gegen die von Oelrichs geforderte Grenzziehung aus⸗ 
geſprochen, die völlig neue Verhältniſſe ſchaffen würde. Da der Minifter 
gleichzeitig eine vorläufige Grenzbeſtimmung ablehnte, ja überhaupt 
die Notwendigkeit einer allgemeinen Grenzfeſtſetzung bezweifelte, wäre 
die Angelegenheit ohne die Energie der Regierung im Sande verlaufen. 
Sie ordnete nach Ablauf eines Jahres neue kommiſſariſche Verhand⸗ 
lungen an, auf die ſich die Stadt durch eine Sitzung der Okonomie⸗ 
deputation vorbereitete, zu der mehrere Stadtverordnete und der Stadt⸗ 
rat Pieper hinzugezogen wurden. In ihr wurde das Langerhansſche 
weitergehende Projekt abgelehnt und der Landwehrgraben bis zum 
Hofjäger⸗Etabliſſement als Grenze angenommen; weiter ſollte ſie dann 
durch die Tiergarten⸗ und Lennéſtraße führen und auf die Stadtmauer 
ſtoßen. Magiſtrat und Stadtverordnete ſtimmten dem zu. Am 4. 12. 1839 
fand die große Verhandlung zwiſchen Oelrichs, Albrecht, Langerhans, 
Stadtrat Lencke n, den Stadtverordneten Benda und Steinmeyer, dem 
Rentmeiſter Krack als Vertreter des Domänenfiskus und Deputierten 
von Charlottenburg, Schöneberg, Tempelhof, Rixdorf und Britz ſtatt. 
Das Ergebnis ſtand im ſchroffen Gegenſatz zu dem der Beſprechung vom 
10. 2. 1838. Berlins Behauptung, daß die Köllniſche Heide, die 1435 
zugleich mit Rixdorf und Marienfelde angekauft worden ſei, nicht zum 
Weichbild gehöre und daß der Magiſtrat in ihr die Polizeijurisdiktion 
nur als ländliche Ortsobrigkeit beſitze, wurde anerkannt:). Dieſer Rechts⸗ 
zuſtand hatte ſchon darin ſeinen Ausdruck gefunden, daß die Heide neuer⸗ 
dings in das ländliche Hypothekenbuch übertragen worden war, und daß 
die auf Heidegrund erbauten Mühlen Kriegsſteuer und Landarmengeld 
bezahlten. Die ſtädtiſchen und die Erbzins⸗ und Zeitpachtwieſen waren 
nach Angabe des Magiſtrats urſprünglich ein Teil der Heide geweſen, 
aber zu Anfang des 17. Jahrhunderts oder früher urbar gemacht und 
zum Teil an Berliner Bürger verteilt worden; daher wären ſie entweder 
zu den einzelnen Häuſern in das ſtädtiſche Hypothekenbuch oder in das 


1) Joh. Heinr. Lencke, geb. 19. 10. 1776, Brauer, 1820 Stadtverordneter, 
1829—47 unbeſoldeter Stadtrat. 

2) Vgl. aber dazu Clauswitz, „Pläne“, S. 82 ff. Er rechnet die Heide zwar 
nicht des Vertrages vom Jahre 1435 wegen, aber infolge des Auseinander- 
ſetzungsvertrages von 1543 zwiſchen Berlin und Kölln zum ſtädtiſchen Weich⸗ 
bild, und für dieſe Zeit gewiß mit Recht. 

20* 
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Hypothekenbuch von den Umgebungen Berlins aufgenommen worden. 
Da ſie nicht bebaut waren, war ihre Zugehörigkeit zu einem Kommunal⸗ 
verband weder durch ſteuerliche noch durch polizeiliche Vorgänge beweis⸗ 
bar. Auch gegen dieſe Ausführungen der Berliner Deputierten wurden 
keine Einwendungen erhoben. Es wurde dann die Grenze im einzelnen 
feſtgeſetzt. Sie ſollte mit ganz geringen Ausnahmen durch den Land⸗ 
wehrgraben gebildet werden. Der Tiergarten mit allen ſeinen Etabliſſe⸗ 
ments blieb außerhalb des Weichbildes. Unmittelbar im Anf chluß an 
die Konferenz fanden die vorgeſehenen Verhandlungen mit einigen 
Grundbeſitzern vor den Toren ſtatt, die ſich darüber erklären ſollten, ob 
ſie zur Stadt oder zum platten Lande kommen wollten. Die meiſten 
zogen Kreisangehörigkeit vor. 

Noch war der Plan, aus den Ansiedlungen in der Haſenheide, cuit 
bem Tempelhofer Unterland und auf Schöneberger Grund und Boden 
ſelbſtändige Gemeinden zu bilden, nicht aufgegeben. Der Oberpräſident 
hielt daher „eine interimiſtiſche allgemeine Feſtſetzung der Grenze“ 
des Berliner Weichbildes auf dem linken Spreeufer für notwendig. Der 
Miniſter entſchied, dieſe einfache Grenzregulierung könne durch die Re⸗ 
gierung erledigt werden. Dieſe genehmigte den Inhalt der Verhand⸗ 
lungen vom 4. bis 6. 12. 1839 und beauftragte den Magiſtrat, darüber 
einen von allen Intereſſenten zu unterzeichnenden Rezeß auszufertigen. 
Am 21. 6. 1841 wurde der Rezeß von der Regierung unterſchrieben 
und das Original mit der dazugehörigen Karte dem Magiſtrat zur Auf⸗ 
bewahrung zurückgegeben. Die Stadtverordneten hatten N Willen 
durchgesetzt. 


3. Die große Eingemeindung des Jahres 1860. 


Sehr viel anders lief die Aktion aus, die wenige Jahre ſpäter durch 
die Regierung begonnen wurde, um nach mehr als anderthalb Jahrzehnten 
durch die Eingemeindung des Jahres 1860 ihren Abſchluß zu finden. 
Am 9. 3. 1843 regte die Regierung die Eingemeindung von Moabit und 
Wedding an. Den unmittelbaren Anlaß dazu hatte das Geſetz über die 
Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. 12. 1842 gegeben, deſſen 85 
beſagte: „Gutsherrſchaften, deren Güter nicht im Gemeindeverbande 
ſich befinden, ſind zur Fürſorge für die im Gutsbezirke befindlichen Armen 
in gleicher Weiſe wie die Gemeinden verpflichtet !).“ 

Die Regierung ſtellte dem Magiſtrat vor, daß er als Gutsherrſchaft 
ſchon jetzt die Armenfürſorge in ö und Wedding ausüben rar 


1) Geſetzſammlung 1843, S. 8. 
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und daß ihm auch die Bildung ſelbſtändiger Gemeinden aus dieſen Ge⸗ 
bieten nicht viel helfen würde. Denn in ſolchen Fällen wäre die Grund⸗ 
herrſchaft zu einer Dotation an die neue Gemeinde verpflichtet, die bei 
Berlin ſehr reichlich bemeſſen werden würde. Eine Eingemeindung würde 
daher mehr im Intereſſe der Stadt liegen. Bei dieſer Anſicht blieb die 
Regierung, obgleich die Okonomiedeputation wie der Magiſtrat die 
Bildung ſelbſtändiger Gemeinden vorzogen. Sie dehnte ihren Plan 
bald auch auf die Schifferſtraße, die heutige Roonſtraße, aus, für deren 
Eingemeindung ſich das Hausminiſterium intereſſierte, das den könig⸗ 
lichen Holzplatz in dieſer Straße verkaufen wollte, und darüber hinaus 
auf das linke Spreeufer, auf dem ſie bisher ſelbſtändige Gemeinden hatte 
organiſieren wollen. Da die bevorſtehende Schiffbarmachung des Land⸗ 
wehrgrabens ) ohnehin Grenzänderungen im Gefolge haben mußte, 
ſprach ſich die Regierung dafür aus, bei dieſer Gelegenheit die ganz un⸗ 
natürlichen kommunalen Beziehungen der Bewohner dieſer ihrem Weſen 
nach ſtädtiſchen Anſiedlungen zum platten Lande zu beſeitigen. Und als 
nun im gleichen Jahre Hausminiſterium und Miniſterium des Innern 
die Bebauung und Eingemeindung des ſtaatlichen Terrains vor dem 
Unterbaum in der Gegend der ehemaligen Pulvermühlen betrieben), 
ſtand die Stadt vor einer Fülle ſchwerwiegender Probleme. 

In einer Konferenz vom 23. 7. 1845, an der Vertreter des Mini⸗ 
ſteriums des Innern, des Hausminiſteriums, der Miniſterialbaukommiſ⸗ 
ſion, der Polizeipräſident mit zwei ſeiner Beamten, die Stadträte Pieper 
und Rijch?) und die Stadtverordneten Seidel, Guillemot und Holfelder*) 
teilnahmen, wurde der Eingemeindung des Pulvermühlenterrains all- 
gemein zugeſtimmt. Die Vertreter Berlins machten indeſſen Vorbehalte 
wegen Übernahme der Koſten für Brückenbauten und Straßenpflaſterung. 
Die Stadtverordnetenverſammlung verlangte in ihren Sitzungen vom 
8. 12. 1845 und 26. 1. 1846 die Verbindung der verſchiedenen Eingemein⸗ 
dungsprojekte und ſtellte außerdem die Bedingung auf, daß die Über⸗ 


1) Sie erfolgte von 1845—1850. Der Graben wird daher in der folgenden 
Zeit als Kanal bezeichnet. 

2) Das Pulvermühlenterrain lag öͤſtlich von Moabit, etwa zwiſchen bem 
jetzigen Bahnhof Puttlitzſtraße und dem Lehrterbahnhof. 

3) Otto Theodor Riſch, geb. 5. 5. 1809 in Magdeburg, Abiturium und 
rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftl. Studium in Berlin, 1834 Referendar, 1838 
Aſſeſſor; beſoldeter Stadtrat 1839 —72. Verdient um das Gewerbeweſen und 
ſpäter um die großen Straßendurchbrüche; geſt. 27. 5. 1874. 

9) Amtmann Guſtav Seidel war 1848 —50 Stadtverordnetenvorſteher, 
dann Stellvertreter; Guillemot war Deſtillateur, Holfelder Kaufmann. 
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nahme des Pulvermühlenterrains erſt dann erfolgen dürfe, „wenn ſich 
durch eine beſondere Rechnungsführung herausſtellen wird, daß die der 
Stadt für denſelben (d. h. den neuen Stadtteil) entſtehenden Ausgaben 
mit den aus demſelben erwachſenden Einnahmen balancieren“; die 
Anlegung und Unterhaltung des Straßenpflaſters müſſe der Fiskus für 
alle Zeiten übernehmen; ob die Straßen durch Gas oder Ol zu beleuchten 
ſeien, dürfe nur von der Entſcheidung der Stadt, nicht des Polizei⸗ 
präſidenten abhängen. Dieſe Forderungen, einer überängſtlichen Finanz⸗ 
politik entſprungen, waren natürlich nicht aufrechtzuerhalten. Was 
dagegen auch der Magiſtrat vertreten zu können glaubte, ergab ſich aus 
einer Beſprechung vom 20. 4. 1846 zwiſchen dem Bürgermeiſter Naunyn !), 
dem Stadtrat Duncker) und den Stadtverordneten Seidel, Guillemot, 
Straß, Holfelder und Krebs. Das einzugemeindende Gebiet ſollte die ſchon 
ſtädtiſch bebaute oder in nächſter Zukunft der ſtädtiſchen Bebauung zu 
erſchließende Umgebung Berlins umfaſſen. Nach einem Zuſatz von Langer⸗ 
hans zu dem Protokoll bedeutete dies den „ganzen Tractus zwiſchen 
der Oberſpree und der Unterſpree“, einſchließlich der Haſenheide, der 
Schöneberger Ländereien bis an die Grenze von Neuſchöneberg und des 
Tiergartens. Die Herausnahme nur eines der vorgeſchlagenen Gebiete 
wurde abgelehnt. Für die een ſollten folgende Grundſätze 
maßgebend ſein: 


1. An die Stelle der ländlichen Klaſſenſteuer tritt die ſtädtiſche 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer. Die Abgaben der Einwohner an Kreis oder 
Provinz fallen fort; an ihre Stelle treten die ſtädtiſchen Steuern. 


2. Abgeſehen von der Armenpflege nehmen die neuen Stadtteile 
in einer Übergangszeit nur in beſchränktem, ihren finanziellen Leiſtungen 
entſprechendem Maße an den ſtädtiſchen Einrichtungen wie Pflaſterung 
und Beleuchtung der Straßen teil, ohne daß eine freiwillige, darüber 
hinausgehende Fürſorge der Stadt ausgeſchloſſen ſein ſoll. 


) Franz Chriſtian Naunyn, geb. 29. 9. 1798 in Drengfurt i. Pr., geſt. 
30. 4. 1860 in Berlin; ſtudiert Jura, 1831 Juſtiziar bei der Generalkommiſſion 
in Gumbinnen, 1838 bei der Niederſchleſ.⸗Märk. Eiſenbahn; Bürgermeiſter 
1844 —60. Für ſeine Perſönlichteit vgl. B. Naunyn, e ebenen 
und Meinungen, München 1925, S. 25 u. 28ff. . | 

) Hermann Carl Rud. Dunder, geb. 5. 1.1817 in Berlin als Sohn 
des bekannten Buchhändlers Karl D., Abiturium und Studium in Berlin, 
1839 Referendar, 1841 Aſſeſſor, 1842 bei der Generalkommiſſion, dann bei der 
Regierung in Poſen; 1846—60 beſoldeter Stadtrat, 1860—72 N 
1872—91 Bürgermeiſter von Berlin: geſt. 12. 12. 1893. Dr 
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3. Die erſten Pflaſterungskoſten haben die Anlieger, auf dem fis⸗ 
kaliſchen Exerzierplatzterrain der Staat zu tragen. Sache des Fiskus 
bleibt die Anlage und Unterhaltung der Spreebrücken und Uferſchä⸗ 
lungen ſowie, nach einem Zuſatz von Langerhans, der Entwäſſerungs 
anlagen. 

4. Die Jurisdiktion geht überall auf das Berliner Stadtgericht über. 

5. Bei der Anlage neuer Parochien kann die Stadt nach ihrem Be⸗ 
lieben das Patronat übernehmen oder ablehnen!). 

Mit dieſer Marſchroute gingen die ſtädtiſchen Deputierten in eine 
Beſprechung mit Vertretern der Regierung, des Polizeipräſidenten, der 
ſtaatlichen Bau⸗ und Domänenverwaltung und des Kreiſes Teltow. Da 
die Konferenz ſich nur mit den Anſiedlungen vor dem Halleſchen und 
Kottbuſiſchen Tore beſchäftigen follte, erklärten die Vertreter Berlins, 
daß für ſie nur eine allgemeine Eingemeindung in Frage käme. Über 
ihre Grundſätze, denen der Magiſtrat am 7. Juli zuſtimmte, wurde zwar 
nur eine teilweiſe Verſtändigung erzielt, doch bedeutete das Ergebnis 
der Sitzung eine brauchbare Grundlage für weitere Verhandlungen. 
Die wichtigſte Vorbedingung — keine Vorwegnahme einzelner Gebiete — 
nahm die Regierung an. Ein ſpäterer Verſuch, das Pulvermühlengebiet 
doch zunächſt allein einzugemeinden, fand nur beim Magiſtrat, nicht bei 
den Stadtverordneten Gegenliebe. 

Die erſte zu regelnde Frage war die der Einführung der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer in dem einzugemeindenden Gebiete. Die Regierung 
beantragte bei dem Miniſter des Innern, er möge deswegen mit dem 
Finanzminiſter in Verbindung treten. Darüber verging längere Zeit, 
weil Verhandlungen über eine völlige Aufhebung der Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
ſteuer und die Einführung einer Einkommenſteuer ſchwebten?). Die 

) Dieſe Bedingungen wurden in einer erneuten Beſprechung zwiſchen 
Magiſtratsmitgliedern und Stadtverordneten am 8. 5. 1847 in allen weſentlichen 
Punkten beftätigt. Hinzugefügt wurde: Gas⸗ oder Olbeleuchtung nach Wahl 
der Stadt; ſofortige Aufnahme der Gebäude in die ſtädtiſche Feuerſozietät; 
freies Bürgerrecht für die Einwohner der eingemeindeten Bezirke; Berück⸗ 
ſichtigung des Bedarfs an Plätzen für Kirchen, Schulen, Jahrmärkte uſw. bei 
Aufſtellung des Bebauungsplans für das Pulvermühlenterrain. Dagegen 
wurden die Wünſche auf Regelung der Patronatsverhältniſſe und auf verſtärkte 
Vertretung der Stadt im Provinziallandtag ee als Wünſche, nicht als 
Bedingungen bezeichnet. 

2) Geh. St. A. Pr. Br. Rep. 30, Berlin, C. Pol Präſidium, Tit. 28 Nr. 28. 
„Aa. betr. die Angelegenheit wegen Einverleibung der vor den Toren Berlins 
belegenen, zum platten Lande gehörigen Etabliſſements in den ſtädtiſchen 
Kommunalverband 1846“. 


308 a Ernſt Kaeber 


Weigerung der Fürſt⸗Schönbergſchen Erben, auf ihre Jurisdiktion über 
das Tempelhofer Unterland zu verzichten, wollte der Miniſter im Meee 
Falle durch Zwangsmaßnahmen brechen. 

Eine Pauſe von zwei Jahren trat durch die Märzrevolution ein. 
An ihrem Ende ſtand die Aufhebung der Steinſchen Städteordnung 
durch die Gemeindeordnung vom 11. März 1850. Sie hatte noch nicht 
die königliche Genehmigung gefunden, als der Bürgermeiſter Naunyn 
— er führte ſeit dem Rücktritt von Krausnick die Geſchäfte des Ober⸗ 
bürgermeiſters — auf Grund einer Rückſprache dem Geheimrat Delius 
vom Miniſterium des Innern eine umfangreiche Liſte der Anſiedlungen 
überreichte, deren Einverleibung in das Stadtgebiet in Betracht käme !). 
Allein nach näherer Auslegung mußte Delius erwidern, eine Erweite⸗ 
rung des Berliner Stadtbezirks ſei nach der Kreisordnung vom 11. 3. 1850 
nur im Wege der Geſetzgebung möglich, da fie die Grenzen der Kreiſe 
Teltow und Niederbarnim verändern würde ). Es bliebe alſo dem Magi⸗ 
ſtrat nur übrig, die Ausarbeitung eines Geſetzentwurfes bei der Regierung 
zu beantragen. Die gleiche Antwort erhielt der Polizeipräſident v. Hinckel⸗ 
dey auf ſeinen Antrag, noch vor der Einführung der Gemeindeordnung 
den Berliner Stadtbezirk anders abzugrenzen. 

Schon am 19. März hatte die Regierung den Magiſtrat erſucht, 
ihr Vorſchläge für eine beſſere Geſtaltung des Weichbildes zu machen, 
und zu ihrem Kommiſſar für die in Ausſicht genommenen Verhand⸗ 
lungen Regierungsrat v. Diederichs ernannt. Dieſer ſtellte Anfang Juli 
mit Duncker und Stadtrat Steinmeyer!) einen neuen Grenzzug auf, 
der auf dem rechten Ufer Boxhagen und Rummelsburg, auf dem linken 
Treptow in das Stadtgebiet einbezog. Nach einer durch die Einführung 
der Gemeindeordnung und die mit ihr verbundenen Wahlen bedingten 
Unterbrechung fand eine Ausſprache aller beteiligten Behörden über die 
Art und Weiſe des Vorgehens in der Weichbildfrage am 12. 3: 1851 
auf dem Berliner Rathauſe ſtatt. Die Stadt wurde beauftragt, an alle 
Intereſſenten formulierte Anträge gelangen zu laſſen, die mit den von 
dieſen daran geknüpften Bemerkungen der Regierung weitergegeben 
werden ſollten. Schon jetzt wurde es deutlich, daß der Kreis Teltow mit 
ſeinem Landrat v. Albrecht dem Plane ablehnend gegenüberſtand. 


1) Min. d. J. St. B. Nr. 49 Bb. J. 

2) Die Auskunft ſtützte ſich auf den $ 3 der Kreisordnung, in dem es heißt: 
„Veränderungen der Kreisgrenzen können nur durch ein Geſetz erfolgen 
Geſetzſammlung 1850, S. 252. 

2) Johann Gottfried Steinmeyer, geb. 13. 11. 1780 in Friedrichsfelde, 
Hof⸗ und Ratszimmermeiſter, unbeſoldeter Stadtrat ſeit 1843. 
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Für den Magiſtrat verfaßte Riſch am 18. April eine ausführliche Denk⸗ 
ſchrift. Er ſah die Rechtslage als günſtig an, da zwar Berlin auf Grund 
der Gemeindeordnung der geplanten Anderung zuſtimmmen müſſe, 
die Gemeindeverbände in ſeiner Umgebung aber erſt reguliert werden 
ſollten und daher hier auch ohne ihre Zuſtimmung durch die Regierung 
aus reinen Zweckmäßigkeitsgründen Grenzänderungen vorgenommen 
werden könnten!). Scharf wurden die dafür ſprechenden Motive hervor⸗ 
gehoben: die Notwendigkeit, die „geiſtigen und materiellen Kräfte“ 
eines innerlich zuſammengehörigen Bezirks zu gemeinſamem Wirken 
zu vereinen und die durch die bisherige künſtliche Abgrenzung bedingte 
Störung eines „organiſchen Gemeinde weſens“ zu beſeitigen. Eine ſolche 
ſah Riſch darin, daß zwar im Norden die ausgedehnte Feldmark zur Stadt 
gehörte, im Südoſten aber der ſtädtiſche Bezirk ſchon an den Stadtmauern 
endete. Daraus folgten Verwaltungsſchwierigkeiten auf dem Gebiete 
der Armenpflege, des Schulweſens und der gewerblichen Verhältniſſe. 
Die verſchiedene Beſteuerung der ihrem Lebenszuſchnitt nach gleich⸗ 
mäßig ſtädtiſchen Bewohner diesfeits und jenſeits des Landwehrgrabens 
krankte an einem inneren Widerſpruch. Die früher beabſichtigte Bildung 
ſelbſtändiger Gemeinden rings um Berlin war nach Riſchs Anſicht in⸗ 
zwiſchen aufgegeben worden, da dieſe Gemeindeverbände nicht die er⸗ 
forderlichen Kräfte zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben be⸗ 
ſitzen würden. Die Denkſchrift erörterte dann eingehend die rechtlichen 
und wirtſchaftlichen Zuſtände in den für die Eingemeindung vorgeſchla⸗ 
genen Gebieten und ſchloß mit den bekannten Bedingungen Berlins. 
Riſch leugnete nicht, daß auch bei Erfüllung dieſer Bedingungen für lange 
Zeit nicht an Überſchüſſe, ja nicht einmal an die Deckung der Verwal⸗ 
tungskoſten in den neuen Stadtteilen zu denken ſei. Aber ein gewiſſes 
Opfer ſei kein Unglück und werde durch andere Vorteile aufgehoben. 
Er hoffte übrigens auf Erſparniſſe an perſönlichen Verwaltungsausgaben 
und warf damit ein noch heute beliebtes Argument für die verwaltungs⸗ 
mäßige Zuſammenſchweißung kommunaler und ſtaatlicher Verbände in 
die Debatte. 

Für den Fortgang der Verhandlungen mußte die Stellung der 
ſtädtiſchen Behörden ausſchlaggebend ſein. Der Magiſtrat erklärte ſich 
am 6. Mai mit der Denkſchrift einverſtanden. Die alte Stadtverordneten⸗ 


1) Dieſe Auffaſſung wurde, wenigſtens ſoweit die Anderung von Grenzen 
der beſtehenden Gemeinden Rixdorf, Tempelhof und Schöneberg in Frage 
kam, weder von der Regierung noch vom Miniſterium des Innern geteilt. 
Beide hielten dazu die W der 1 für erforderlich: Min. d. J. 
St. B. Nr. 49, Bd. I. 


3100 | Ernſt Kaeber 


verſammlung war durch den Gemeinderat erſetzt worden, der im Sommer 
1850 zum erſten Male nach dem Dreiklaſſenſyſtem gewählt worden war. 
In ihn waren nur etwa ein Drittel der bisherigen Stadtverordneten 
hineingekommen. In dem Charakter der Verſammlung als Vertretung 
vor allem des Gewerbe⸗ und des Rentnerſtandes hatte ſich nichts geändert!). 
Würde die neue Verſammlung auch in der Weichbildfrage nur ein Echo 
ihrer Vorgängerin ſein? Sie ließ es jedenfalls an einer genauen Prüfung 
der Magiſtratsvorlage nicht fehlen. Ein vielgliedriger Ausſchuß des 
Gemeinderats unter dem Vorſitz des früheren Stadtverordnetenvor⸗ 
ſtehers Seydel beſichtigte an zwei Tagen die vorgeſchlagene Grenze 
und beriet über ſie am 8. und 21. Juli 1851. Er lehnte einmütig die 
Aufnahme der Köllniſchen Heide und der Köllniſchen Wieſen ab, die 
damit für alle Zeiten aus dem Eingemeindungsplan verſchwanden, nahm 
die der Haſenheide mit 6 zu 3 Stimmen an und folgte auch weiterhin 
auf dem linken Ufer dem Vorſchlage des Magiſtrats. Die Eingemein⸗ 
dungen auf dem rechten Spreeufer wurden mit Ausnahme des Pulver⸗ 
mühlengebiets in der zweiten, ſchwächer beſuchten Sitzung mit 5 zu 2 
Stimmen verworfen. Es war ein Beſchluß von weitreichender Be⸗ 
deutung. Die Majorität hielt die Bildung einer leiſtungsfähigen Gemeinde 
aus den beiden Moabit und dem Wedding für möglich, während die 
Minorität eine Verpflichtung Berlins anerkennen wollte, die in dieſen 
Bezirken wohnende Berliner Arbeiterſchaft in das Stadtgebiet aufzu⸗ 
nehmen. Die Einbeziehung von Boxhagen und Rummelsburg fand 
nirgends Beifall und ſchied ſeitdem aus der Diskuſſion aus. Der Veſchuß 
des Gemeinderats folgte dem Votum ſeines Ausſchuſſes. | 
Ein neues Moment brachte in die Verhandlungen die Teilnahme 
der Preſſe. Die konſervativere Spenerſche Zeitung?) nahm in ihrem 
Artikel vom 26. Juli im einzelnen nicht Stellung, billigte aber augen⸗ 
ſcheinlich die Auffaſſung der Deputierten des Gemeinderats. Die Voſ⸗ 
ſiſche Zeitung trat am 30. Juli, dem Tage vor der entſcheidenden Ge⸗ 
meinderatsſitzung, zwar dafür ein, die Grenzen ſo weit zu ziehen, daß 
für ein halbes Jahrhundert vorgeſorgt würde, verſchwieg aber nicht die 
Bedenken wegen der bevorſtehenden hohen Koſten und die dadurch be⸗ 
dingten „geteilten Anſichten“. Eine Parteifrage war die Eingemein⸗ 
dungsangelegenheit ſicher nicht. Am Tage = der brachten 


) Clauswig, Städteordnung, ©. 242 f. 

2) Vgl. für ihr Einſchwenken nach dem Singe Wrangels in Berlin: Erich 
Widbecke, Geſchichte der Haude⸗ und Spenerſchen Zeitung 1734-1874, Berlin 
1925, S. 280 ff. Das Buch iſt freilich nicht beſonders wertvoll am er En 
kommunalpolitiſche Fragen überhaupt nicht ein. 
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beide Blätter Berichte, den ausführlicheren die Spenerſche Zeitung. 
Dex Beſchluß des Gemeinderats war nach kurzer Debatte mit großer 
Majorität gefaßt worden. Naunyn hatte den Standpunkt des Magi⸗ 
ſtrats vertreten und als ein für die Eingemeindung Treptows und der 
Köllniſchen Heide ſprechendes Argument die Eignung des Spreeufers 
für die Anlage von Fabriken angeführt. Die Gemeinderäte Hegel und 
Devaranne! hatten ſich ihm angeſchloſſen. Aber gerade dieſe induſtrielle 
Entwicklung mit ihren Arbeitermaſſen wünſchten die anderen, wie Veit 
und Kantian, die alten Gegner jeder größeren Eingemeindung, nicht. 
Wenigſtens nicht innerhalb der Stadtgrenzen. Kantian meinte ſogar, 
Fabriken wären beſſer auf dem Lande als in der Stadt untergebracht. 
Dieſe Auffaſſung fand nach der Entſcheidung einen lebhaften Gegner 
in der Voſſiſchen Zeitung. Die Oberſpree oder das linke Spreeufer 
außerhalb des Weichbildes zu laſſen, hieße, ſich ſelbſt induſtrielle Rivalen 
großziehen; die Koſtenfrage fet nichts als ein Vorwand für die Ablehnung). 
Dabei blieb das Blatt auch gegenüber den Einwendungen des Schöne⸗ 
berger Ortsvorſtehers, dem es Gelegenheit gegeben hatte, die Intereſſen 
des Kreiſes Teltow und der durch die Eingemeindung bedrohten Ge⸗ 
meinden zu verteidigen). Der Gemeindevorſtand des vor kurzem zu 
einem kommunalen Verband vereinigten Alt⸗ und Neu⸗Schöneberg 
verwahrte ſich am 16. September gegen jede Gebietsabtretung. Eine 
durch den Landrat v. dem Kneſebeck am 5. November einberufene Ver⸗ 
ſammlung der Grundbeſitzer von Schöneberg ſtellte ſich mit überwälti⸗ 
gender Mehrheit auf den gleichen Standpunkt, während eine Anzahl 
von Einwohnern der Haſenheide und zahlreiche Bewohner des Karls⸗ 
bade), der Potsdamerſtraße und der Lützowſtraße den Anſchluß an Berlin 
wünſchten. Der Ortsvorſtand der Etabliſſements vor dem Halleſchen 
Tore ſchließlich begründete ſeine Ablehnung der Eingemeindung in einer 
Eingabe an den Miniſterpräſidenten mit den „in Berlin im J. 1848 
ſtattgehabten Umtrieben s)“! Was aber nicht hinderte, daß fic) am 
16. Oktober 1853 zahlreiche Grundbeſitzer vor dem Halleſchen Tor, 
darunter der Stadtarchivar Fidicin als Beſitzer des 8 = 
für die F eee | 


5 Hegel war Regierungsrat, ebene Fabrikbeſitzer; beide waren nicht 
Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung gemeien. Ä 
9) Voſſ. Ztg. Nr. 193 vom 20. 8. 181. 
) Voſſ. Ztg. vom 25. 8, 28. 8. jund 4. 9. 1851. Te Ä 
+. 4) Zwiſchen der Potsdamer⸗ und . am anner. 
8) Min. d. J. St. B. Nr. 49 Bd. I. . | 
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Ein allgemeines Durcheinander der Meinungen und Wünſche war 
den erſten Verhandlungen entſprungen. Lag nun ein dringendes öffent⸗ 
liches Intereſſe vor, von Staats wegen einzugreifen? Die Regierung 
verneinte das in einem ausführlichen Bericht an den Miniſter des Innern 
vom 23. 5. 1852. Sie fürchtete, nach einer Weichbilderweiterung werde 
die „jetzt ſchon koloſſale“ Berliner Verwaltung noch unbeholfener werden. 
Dazu war die Ausübung eines Zwanges gegenüber der Stadt, Moabit 
und Wedding einzugemeinden, geſetzlich nicht möglich. Die Forderung 
des Polizeipräſidenten, wonach in den an Berlin angrenzenden Straßen 
für Pflaſterung, Entwäſſerung und Beleuchtung wie in der Stadt felbft 
geſorgt werden ſollte, ging der Regierung zu weit. Der Miniſter ſchloß 
ſich dem an, behielt ſich jedoch eine endgültige Entſcheidung vor. Denn 
wieder ſtand eine Anderung der geſetzlichen Vorausſetzungen für eine 
Weichbildänderung in Ausſicht: die Städteordnung vom 24. 5. 1853, 
durch die die Gemeindeordnung außer Kraft geſetzt wurde. Für den 
Magiſtrat war dies ein Anlaß, auf den endlichen Abſchluß der Verhand⸗ 
lungen zu dringen. Die Rechtslage war dadurch einfacher geworden, 
daß nach § 2 der Städteordnung Anderungen der Grenzen von Kommu⸗ 
nalbezirken, auch gegen den Willen der Beteiligten, mit Genehmigung 
des Königs durchgeführt werden konnten, falls ein öffentliches Intereſſe 
ſie verlangte. 

Aber die Regierung hatte am 23 5. 1852 dies geleugnet, und der 
Miniſter des Innern berief ſich in einer Verfügung vom 29. 3. 1854 auf 
dieſe auch von ihm geteilte Anſicht. Der Handels miniſter hatte ſich aller⸗ 
dings für die Ausdehnung des ſtädtiſchen Weichbilds auf das geſamte 
Gelände ausgefprocjen, für das ein Bebauungsplan aufgeſtellt wurde, 
um dadurch die einheitliche Zuſtändigkeit des Polizeipräſidenten für die 
baupolizeilichen Maßnahmen auf dem ganzen Gebiete zu erreichen. 
In dieſem für Berlin kritiſchen Augenblick ging die Bearbeitung der 
Weichbildfragen auf die ſtärkſte Perſönlichkeit über, die dem Magiſtrat 
in jenen Jahren zur Verfügung ſtand, auf Stadtrat Pohle, einen Mann 
von gleicher Willens⸗ wie Arbeitskraft, unbedenklich in der Wahl der 
Mittel für die Durchſetzung des als richtig Erfannten?). Der Miniſter 
hatte nur die Eingemeindung des Tiergartens und des Pulvermühlen⸗ 


1) Julius Rudolph Pohle, geb. 6. 4. 1814 in Sonnenburg N. M., geſt. 
in Berlin am 15. 2. 1886; Gymnaſium in Frankfurt a. O., Univerſitätsſtudium 
in Berlin; 1834 Auskultator, 1837 Referendar, 1842 Aſſeſſor, 1848—51 Bürger- 
meiſter in Eberswalde; Stadtrat in Berlin 1851—72; fein Ausſcheiden erfolgte 
nach einem Konflikt mit den Stadtverordneten und nachdem der neue Ober⸗ 
bürgermeiſter Hobrecht ihn ſeiner einflußreichen Dezernate enthoben hatte. 
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terrains in Ausſicht genommen, die von Moabit und Wedding dagegen 
abgelehnt, weil der Gemeinderat ihr nicht zugeſtimmt hatte, und ebenſo 
die von Teilen Schönebergs und Tempelhofs, weil dieſe Gemeinden ihr 
widerſtrebten. Sofort erklärte Pohle, die Verfügung des Miniſters läge. 
gar nicht im Intereſſe Berlins. Er brachte deshalb den Magiſtrat zu dem 
Beſchluß, ſich im Augenblick auf das vielleicht Erreichbare, den Komplex 
auf dem rechten Spreeufer, zu beſchränken, auf dem Berlin alle Pflichten 
der Gutsherrſchaft, aber keine Rechte hatte. Den Gemeinden auf der 
anderen Seite wollte er inzwiſchen die Benutzung der ſtädtiſchen Ein⸗ 
richtungen Berlins ſperren, um ſie dadurch umzuſtimmen oder durch die 
vorauszuſehenden Unzuträglichkeiten ein „öffentliches Intereſſe“ an der 
Eingemeindung künſtlich hervorzurufen. Nachdem er die ſtarke Mehrheit * 
einer aus Magiſtratsmitgliedern und Stadtverordneten beſtehenden 
Gemiſchten Deputation für ſeine Pläne gewonnen hatte, ließ er den 
Magiſtrat eine enge Verbindung mit Hinckeldey anknüpfen, deſſen 
Intereſſen ganz mit den ſeinen übereinſtimmten. Denn eine Erweiterung 
des Berliner Weichbildes bedeutete eine Ausdehnung des engeren Ber⸗ 
liner Polizeibezirks und damit eine Machterweiterung für den Polizei⸗ 
präſidenten. In den vorangegangenen Jahrzehnten hatte das Polizei⸗ 
präſidium mehrfach einen Anlauf genommen, den engeren Polizeibezirk 
unabhängig von den Weichbildsgrenzen zu erweitern. Seit 1850 hatte es 
ſich dagegen entſchloſſen, die Vergrößerung des Berliner Weichbildes 
energiſch zu betreiben. Sein Ziel war die Identität der Grenzen eines 
ausgedehnteren Stadtgebietes mit denen des engeren Polizeibezirks!). 
Im Gegenſatz zur Regierung erklärte der Polizeipräſident am 13 4. 1854 
die Eingemeindungen auf beiden Spreeufern für im öffentlichen Intereſſe 
dringend notwendig. Der Magiſtrat wandte ſich deshalb an Hinckeldey unter 
Hinweis auf die gemeinſamen Intereſſen mit der Bitte, „unter wohlgeneigter 
perſönlicher Einwirkung“ die Gemeinden Tempelhof, Schöneberg und 
Charlottenburg den Wünſchen Berlins gefügig zu machen und Allerhöchſten 
Orts „die Überzeugung von der Notwendigkeit dieſer Arrondierung des 
ſtädtiſchen Weichbilds im öffentlichen Intereſſe herbeiführen zu wollen“. 
Der Polizeipräſident antwortete am 3. 12. 1854 in ausgeſucht höflichem 
Tone, verſprach ſeine Unterſtützung und erbat Material für die Begrün⸗ 
dung des öffentlichen Intereſſes an der Eingemeindung. Der Magiſtrat 


J) Aa des Pol. Präſ., Beſ. Bd. IV, Schreiben vom 27. 6. 1851 an den 
Kreisgerichtsdirektor Odebrecht. Übrigens gehen daneben auch noch die Ver⸗ 
handlungen über den Polizeibezirk allein weiter; vgl. die Konferenz vom 
29. 11. 1851. r ur 
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lieferte es ſofort; es ſah freilich mehr nach Material für die Intereſſen 
Berlins an dem Gewinn der Anſiedlungen vor ſeinen Toren aus, die 
von der großen Stadt lebten, ihre Einrichtungen benutzten und den 
Wert ihrer Grundſtücke in gleichem Maße wie den der benachbarten 
Berliner Grundſtücke ſteigen ſahen, ohne Berlin einen Pfennig Steuern 
zahlen zu brauchen. Der Magiſtrat wiederholte ſein Erſuchen um Aus⸗ 
übung eines polizeilichen Druckes auf die Gemeinden im Süden Berlins, 
da bei deren Zuſtimmung zur Eingemeindung der Nachweis des * 
lichen Intereſſes nicht nötig wäre. 

Sehr bald zeigten ſich die Folgen des polizeilichen Nachdrucks. gm 
den Vorſtädten wurde die Stimmung für Berlin günftiger. Schon eine 
Verſammlung der Tempelhofer Grundbeſitzer am 26. 1. 1855 eröffnete 
gewiſſe Ausſichten, und im Mai und Juni dieſes Jahres war in Alt⸗ 
Schöneberg die Stimmung völlig umgeſchlagen. Der Magiſtrat hielt 
auf die Kunde davon dem Polizeipräſidenten vor, daß er ein ähnliches 
Reſultat doch wohl auch gegenüber Tempelhof und Charlottenburg 
hätte erreichen können. Im Auguſt meldete dann auch bereits der Polizei⸗ 
präſident, daß nunmehr der Bezirk vor dem Halleſchen Tore zu Berlin 
kommen wolle, und daß Tempelhof damit einverſtanden ſei. 

Inzwiſchen hatten die Stadtverordneten dem Magiſtrat einen 
Strich durch ſeine Rechnung gemacht. Im Plenum, der Pohleſchen 
Einwirkung entrückter als im kleinen Kreiſe der Gemiſchten Deputation, 
hatte ſich am 23. 11. 1854 eine überwiegende Majorität gegen die Ein⸗ 
beziehung von Moabit und Wedding ausgeſprochen. Die „in ſehr licht⸗ 
voller Weiſe r!“ vorgetragenen Einwände des referierenden Stadtver⸗ 
ordneten Lehnert waren durch Seydel, Schäffer und Dr. Veit unter⸗ 
ſtrichen worden. Der Magiſtrat ließ ſich durch die Gründe der Stadt⸗ 
verordneten nicht überzeugen. Er wollte keineswegs die Bildung felb- 
ſtändiger Gemeinden abwarten, weil dieſe durch die Stadt mit einem 
ihren bisherigen Leiſtungen entſprechenden Kapital ausgeſtattet werden 
mußten. Er erreichte den erneuten Zuſammentritt einer Gemiſchten 
Deputation. In dieſe wurden die gleichen Stadtverordneten wie in die 
frühere Deputation gewählt, Seydel, Schäffer, Kantian, Regierungsrat 
Nietze, Haßlinger, Krebs I, Barrand, Prof. Dr. Troſchel und Geheimer 
Juſtizrat Prof. v. Keller. 

Wenn der Magiſtrat noch einer Rückenſtärkung bedurft hätte, würde 
ſie ihm durch eine Eingabe der drei Bezirksvorſteher und zahlreicher 
Einwohner des Weddings vom 18. 12. 1854 zuteil geworden ſein. Sie 


1) Spenerſche Zeitung vom 24. 11. 1854. 
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ging davon aus, daß der Wedding ein Pertinenzſtück Berlins geworden 
war. Bei der Abholzung und Parzellierung der Kämmereiheide hatte 
die Stadt das ihr zufallende Land zu günſtigen Bedingungen in Erb⸗ 
pacht ausgetan und dadurch ſelbſt eine Abwanderung ärmerer ſtädtiſcher 
Schichten veranlaßt, die als Arbeiter in den Dienſt der Grundbefiger 
traten. Es waren bald Bezirke gebildet und alle Verwaltungseinrich⸗ 
tungen wie in der Stadt ſelbſt getroffen worden. Der König hatte 1831 
und 1835 die Nazareth- und die Paulskirche erbauen laſſen. Die Be⸗ 
völkerung war auf rund 7000 bis auf die Grundbeſitzer wenig ſteuer⸗ 
kräftige Einwohner geftiegen!). Eben das hatte die Stadtverordneten 
zu Gegnern des von ihnen als Armen⸗ oder gar als Verbrecherkolonie 
bezeichneten Gebietes gemacht, für das aber ſeiner mißlichen finanziellen 
Lage wegen die Eingemeindung zu einer Lebensfrage geworden war. 
Auch das Stadtgericht trat jetzt auf die Seite des Magiſtrats, wenn es die 
Identität von Gerichts⸗ und Weichbildgrenzen für wünſchenswert +- 
erklärte. Die von ihm aufgeſtellte Anſicht, daß deshalb auch die Köllniſche 
Heide zum Weichbilde gehören ſollte, erkannte der Magiſtrat als berechtigt 
an, wollte indeſſen aus praktiſchen Gründen ſeinen Eingemeindungsplan 
nicht auf ſie ausdehnen. | 

Mitte Mai 1855 erſt trat die im Dezember des vergangenen Jahres 
beſchloſſene Gemiſchte Deputation zuſammen. Die Eingemeindung des 
Urban, die ihr als neue Angelegenheit zugewieſen worden war, wurde 
einſtimmig angenommen; über ſeine Zugehörigkeit zum Stadtgericht 
hatte ſich dieſes ſoeben mit dem Kreisgericht geeinigt. Aber Wedding 
und Neu⸗Moabit fanden bei den meiſten Stadtverordneten keine Gnade, 
obgleich ihnen Pohle vorrechnete, daß die Verwaltungskoſten ſich von 
9113 Talern, die ſie jetzt betrugen, nach der Eingemeindung auf höchſtens 
14000 Taler erhöhen würden, denen eine Steuereinnahme von 16000 
Talern gegenüberſtehen würde. Die Angſt vor den Ausgaben für Pfla⸗ 
ſterung, Reinigung und Beleuchtung der Straßen war durch keine Zahlen 
zu beſeitigen, auch nicht durch den Hinweis, daß der Polizeipräſident 
ſicher keine beſonders hohen baupolizeilichen Anforderungen ſtellen werde. 
Dieſe Hoffnung wurde gleich darauf durch ein Schreiben des Polizei⸗ 
präſidenten vom 19. Mai ausdrücklich beſtätigt. Es führte in einer er⸗ 
neuten Sitzung der Deputation eine Wendung herbei, die nur dadurch 
fehr an Bedeutung verlor, daß an ihr nicht mehr als 3 Stadtverordnete 


1) Ein von der Forſt⸗ und Okonomiedeputation aufgeſtelltes Verzeichnis 
führte auf dem Wedding 411, in Neu⸗Moabit 79 Grundbeſitzer auf: St. A. 
„Stadtgrenzen“ ad Nr. 1. | 
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teilnahmen. In der Tat verlangte die Verſammlung am 12. Juli, daß 
zunächſt die Eingemeindungspläne auf dem linken Ufer durchgeführt 
würden; erſt dann wolle ſie über weitere Vorſchläge beraten. Na⸗ 
türlich hieß das weiter nichts, als das gute Geſchäft abſchließen wollen, 
um dann das ſchlechte dankend abzulehnen. Der Beſchluß der Verſamm⸗ 
lung beruhte auf den Vorſchlägen ihrer Geldbewilligungsdeputation, 
jenes wichtigſten Ausſchuſſes der Stadtverordneten, in den alle Vorlagen 
gelangten, die Geld fofteten?). Immer hatten ſich die Stadtverordneten 
geſträubt, die Berechtigung des wichtigſten Arguments Pohles für die 
Eingemeindung von Neu⸗Moabit und Wedding anzuerkennen, die recht⸗ 
liche Verpflichtung Berlins zur Tragung der Polizei-, Schul- und Armen⸗ 
laſten in dieſem Gebiet. Am Ende hatten ſie darüber ein Gutachten der 
beiden Stadtſyndici Hedemann) und Le Brun!) gewünſcht. Wie be⸗ 
zeichnend für Pohles Energie, daß er dieſe Gutachten nicht abwartete, 
ſondern durch eingehende „Bemerkungen“ vorbereitete! Die Gutachten 
fielen denn auch in ſeinem Sinne aus, d. h. die aus dem urſprünglichen 
Jurisdiktionsrecht abgeleitete Verpflichtung Berlins, auch auf der 
parzellierten und zu einem erheblichen Teile als Abfindung für Hütungs⸗ 
berechtigungen in Privatbeſitz übergegangenen Kämmereiheide in ihrem 
ganzen Umfange alle Verwaltungskoſten zu tragen, wurde bejaht und 
nun auch von der Geldbewilligungsdeputation anerkannt“). Das Vor⸗ 
werk Wedding hatte Berlin 1817 erworben und war dadurch auch hier 
Gutsherrſchaft geworden. Seinen Verſuch, die Einwohner der ehe⸗ 
maligen Heide durch Bildung beſonderer Armenverbände zu den Ver⸗ 


1) Aa. d. Stadtverordneten, Bd. I. Durch einen ſchwer begreifliden 
Mißgriff ſind im Jahre 1859 die Akten der Geldbewilligungsdeputation ſämtlich 
kaſſiert worden, als dieſe Deputation aufgehoben wurde; es iſt dadurch eine 
beſonders wertvolle Quelle für die innere Geſchichte Berlins verloren gegangen. 
Abſchriften einzelner Protokolle der Dep. befinden ſich allerdings in Spezial⸗ 
aktenſtücken der Stadtverordnetenverſammlung. | 

2) Heinr. Aug. Carl Philipp Hedemann, geb. 16. 8. 1800 in Treptow a. R.; 
ſtudiert 1819—23 in Berlin, Greifswald und Göttingen Jura, 1825 Referendar 
in Stettin, dann beim Kammergericht, 1831 Aſſeſſor; 1832 Stadtrat, 1833 zum 
2. Syndikus, 1837 zum Stadtſyndikus von Berlin gewählt; 1860—72 Bürger⸗ 
meiſter; geſt. 24. 3. 1872. 

3) Erneſte Adolphe Le Brun, geb. in Berlin 17. 3. 1810 als Sohn eines 
Kaufmanns; 1828 Abiturium auf d. franz. Gymn.; Studium der Rechte in 
Berlin, 1833 Referendar, 1839 Aſſeſſor, 1841 Hilfsrichter beim Stadtgericht 
Berlin, 1850 Stadtgerichtsrat, Stadtſyndikus 1852—76; geſt. 22. 9. 1887. 

4) Aa. der Stadtverordneten, Bd. I, Sitzung vom 13. 11. 1855. 
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waltungskoſten heranzuziehen, hatte die Regierung 1834 für unzuläſſig 
erklärt. Das Ergebnis der Separation war für Berlin wirklich, wie Pohle 
ſchrieb: „Fortdauer der onera unter Wegnahme der korrelaten commoda“. 
Und auch damit mochte er recht haben, daß der Staat ſeinen Plan, hier 
ſelbſtändige Gemeinden entſtehen zu laſſen, für nicht ſehr dringlich hielt, 
da Berlin ja ſo gut für alles zahlte. 

Das Gutachten Le Bruns trug das Datum des 22. 10. 1855. Es 
hatte die Eingemeindung auch deshalb empfohlen, weil ſie ſonſt ohne 
Berlins Zuſtimmung kommen könnte. Das war keine bloße Vermutung; 
die Potsdamer Regierung hatte nämlich die Geduld verloren. Sie hatte 
am 7. Juni, nachdem Schöneberg ſeinen Widerſtand gegen die Abtretung 
des Gebietes zwiſchen dem Botaniſchen Garten und der Stadt auf⸗ 
gegeben hatte, die ſtädtiſchen Behörden zu einer Erklärung darüber auf⸗ 
gefordert und, gemäß dem Stadtverordnetenbeſchluß vom 12. Juni, 
nur die Antwort erhalten, ſie möge jetzt ſchnell die Zuſtimmung des 
Fiskus zur Eingemeindung der Haſenheide und Alt⸗Moabits einholen. 
Argerlich über dieſe Schwierigkeiten ſchrieb ſie, daß es bei ſolchem Vor⸗ 
gehen der Stadt kein Wunder ſei, wenn die Sache ſich jahrzehntelang 
hinzögerte; ſie drohte, die Eingemeindung über den Kopf der Beteiligten 
hinweg durch königliche Kabinettsorder zu bewirken. Dem Magiſtrat 
war das nur angenehm. Er gab die Verfügung mit zuſtimmenden Be⸗ 
merkungen der Stadtverordnetenverſammlung weiter; erfahrungsgemäß 
führten „ſukzeſſive Inkorporationen einzelner Teile eines Territorii am 
eheſten zur Inkorporation des ganzen Territorii“. Die Geldbewilligungs⸗ 
deputation ſtimmte dem in ihrer Majorität zu, ebenſo am 3. 1. 1856 die 
Stadtverordnetenverſammlung. Sie dehnte zwar ihren Beſchluß auch 
auf den Urban aus, hatte ihn aber nur mit einer einzigen Stimme Majori⸗ 
tät gegen die ſtarke, von Cantian, Lüttich, Schäffer, Tondeur und Voll⸗ 
gold geführte Minderheit gefaßt. Die Mehrheit hatte ſich durch Pohle 
als Magiſtratskommiſſar, die beiden Referenten Seydel und Lehnert 
und ihre Kollegen Eſſe, Engels und Dr. Veit überzeugen laſſen, „daß 
die Stadt Berlin eine höhere Aufgabe habe, als nur überall und lediglich 
den Geldpunkt ins Auge zu faſſen“ “). 

An ihre Zuſtimmung hatten die Stadtverordneten die üblichen 
Bedingungen geknüpft), die der Magiſtrat, froh ſeines Erfolges, der 
Regierung weitergab. Sie lagen ja ganz im Rahmen der bisherigen 
Verhandlungen. Aber ſchon am 24. 1. 1857 erklärte die Regierung dem 


1) Voſſ. Ztg. vom 4. 1. 1856. 
2) Vgl. o. S. 306. 
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Magiſtrat, fie fei entſchloſſen, das ganze Eingemeindungsprojekt ohne 
Rückſicht auf die Beteiligten mittels Allerhöchſter Genehmigung durch⸗ 
zuführen. Die für die Eingemeindung vorzuſchlagende Grenze werde 
am beſten durch den Regierungskommiſſar v. Diederichs, Regierungsrat 
v. Mörner vom Polizeipräſidium und einen Kommiſſar des Magiſtrats 
feſtgeſetzt werden. In einer beſonderen Antwort auf den Bericht des 
Magiſtrats vom 10. Januar erwiderte ſie ſcharf und beſtimmt, es handle 
ſich jetzt „um eine zwangsweiſe Durchführung der fraglichen Erweiterung“, 
bei der niemand mehr Bedingungen ſtellen könne; gerade die teilweiſe 
unannehmbaren Forderungen Berlins wegen der Straßenkoſten, der 
Ausdehnung des Steuerbezirks und der Übernahme des Patronats 
zeigten, „wie wenig auf eine ſchnelle Förderung dieſer Angelegenheit 
von Seiten der dortigen Stadt zu rechnen wäre, wenn auch die übrigen 
Beteiligten keine Einwendungen machten“. 


Die Verfügung gab ſich den Anſchein, als ob ſie mit Blitz und Donner⸗ 
ſchlag in eine ftidige Atmoſphäre führe. Aber es war ein wenig Theater⸗ 
donner dabei. Theatergrollen klang auch aus der Antwort des Magiſtrats 
heraus. Er verwahrte ſich gegen den Vorwurf der Saumſeligkeit, er 
rechtfertigte ſeine Bedingungen, aber er ſchloß mit Schalmeientönen: 
„Wir beſcheiden uns jedoch ..., wenn die pp. die Überzeugung teilt, 
daß die Inkorporation des ganzen Gebietes auf anderem Wege — näm⸗ 
lich nicht mit Zuſtimmung der Beteiligten — ſchneller zu bewirken iſt.“ 
Und die Regierung verſicherte dem Magiſtrat am 18. April, ſie habe ihm 
gar keinen Vorwurf machen wollen, und ſie würde billige Wünſche der 
Stadt gern höheren Orts unterſtützen. Die nur in ihrer juriſtiſchen Form 
veränderte Politik der Regierung war fachlich auf vertrauensvolles Zu⸗ 
ſammenarbeiten mit dem Magiſtrat aufgebaut. Schon im Februar 
hatten ſich Diederichs, Mörner und der Magiſtratskommiſſar Pohle 
über die neuen Grenzen geeinigt. Gegen ſchwache, kaum ernſt gemeinte 
Einwendungen Pohles — auch der Magiſtrat hatte ja vor einem Jahre 
darauf zunächſt verzichten wollen!) — waren die Köllniſche Heide und 
Treptow ausgeſchieden worden. Die Grenze ſollte demnach vom Land⸗ 
wehrkanal bis zum Rixdorfer Damm gehen, ihm unter Einſchluß der 
Haſenheide und des Kreuzbergs folgen und ſich von da zum Botaniſchen 
Garten und zur Charlottenburger Feldmark hinziehen. Der Berüd- 
ſichtigung wertgehalten wurde außerdem die Einbeziehung des Char⸗ 
lottenburger Terrains zwiſchen dem Neuen See und dem Zoologiſchen 


1) Vgl. o. S. 315 den Schriftwechſel mit dem Stadtgericht. 
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Garten, der Friedrichsvorſtadt!) und eines Teiles von Alt⸗Schöneberg 
neben der Potsdamerſtraße. Der von Pohle geforderten Ausdehnung des 
Steuerbezirks ſtand Diederichs nunmehr wohlwollend gegenüber. Im 
April und Anfang Mai wurde der in Ausſicht genommene Grenzzug 
von Pohle, dem Stadtbaurat Spott), dem Oberregierungsrat Lüdemann 
vom Polizeipräſidium und dem Steuerrat Bamiehl befahren und im 
Anſchluß daran ein von Mörner vorgelegter Grenzentwurf beſprochen. 
Während das Polizeipräſidium die ganze Haſenheide und einen großen 
Teil der unbebauten Tempelhofer Feldmark einzugemeinden wünſchte, 
trat Pohle für eine engere Grenzführung ein. Der Proteſt der Stadt 
Charlottenburg gegen die Abtretung des Birkenwäldchens?) und des 
Gebietes zwiſchen Schiffahrtskanal und Spree wurde von allen Seiten 
zurückge wieſen. Im Oktober wurde die neue Grenze unter Führung 
von Pohle und Spott durch den Oberbürgermeiſter Krausnick, den Stadt⸗ 
verordneten⸗Vorſteher Fähndrichs und den Stadtverordneten Major 
Schütze beſichtigt. 

Noch einmal verſuchte der Magiſtrat nach ei einer entgegenkommenden 
Verfügung der Regierung auf der ſo gegebenen Grundlage die Zu⸗ 
ſtimmung der Stadtverordneten zu dem Geſamtplan zu erreichen. Ein 
Erfolg blieb ihm, wie bisher, verſagt. Mit einem gewiſſen Recht beriefen 
ſich die Vertreter der Berliner Bürgerſchaft darauf, daß vor zwei Jahren 
das Miniſterium ſelbſt ein öffentliches Intereſſe an der Eingemeindung 
von Moabit und Wedding nicht anerkannt hatte“). Damals hatte die 
Regierung auf dem gleichen Standpunkte geſtanden, jetzt mußte ſie es 
als ihre Aufgabe betrachten, den Miniſter für ihre veränderte Stellung⸗ 


1) D. h. der Straßenzüge jenſeits der Stadtmauer zwiſchen dem Pots- 
damertor und dem Anhalter Bahnhof. Zum friedrichſtädtiſchen Vorſtadt⸗ 
revier gehörten nach der Eingemeindung u. a. die Bictoria-, Schulgarten- 
(jetzt Friedrich⸗Ebert⸗), Schöneberger⸗, Bernburger⸗, Halliſche⸗ und ein Teil 
der Potsdamerſtraße. 

2) Johann Gottfried Guſt av Spott, geb. am 13. 3. 1806 in Bremen, 1825 
Feldmeſſerexamen, Beſuch der Akademien und Univerſitäten von Berlin, 
Paris und Wien, 1836 Land- und Waſſerbauinſpektor, 1845 Landbaumeiſter, 
1846 Bauinſpektor beim Polizeipräſidium, 1852 in Königsberg, 1853 Mitglied 
des Direktoriums der Oſtbahn in Bromberg, 1856 Stadtbaurat in Berlin, geſt. 
als ſolcher am 19. 10. 1864. 

3) Es lag zwiſchen der Lützowſtraße und dem Kanal. 

4) Sitzung der Geldbewilligungsdeputation vom 9. 9. 1856: Aa. d. St. V., 
Bd. II. Die von den Stadtverordneten gemeinte Verfügung des Miniſteriums 
des Innern iſt die vom 29. 3. 1854, ſ. o. S. 91. 

21* 
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nahme zu gewinnen. Schon im Dezember 1855 hatte ſie angekündigt, 
daß ſie die Frage des öffentlichen Intereſſes an der Weichbilderweiterung 
gemeinſam mit dem Polizeipräſidenten prüfen wolle. Ende Juli des 
nächſten Jahres meldete ſie, daß beide Behörden zu einer Bejahung der 
Frage gekommen ſeien und daß ſie die zwangsweiſe Durchführung des 
Projektes beantragen werde. Das geſchah in ihrem „erſchöpfenden“ 
Bericht vom 27. 6. 1857. 

Die Regierung verhehlte nicht, daß ſie 1852 die Eingemeindung der 
Gegenden, deren zwangsweiſe Verbindung mit Berlin ſie jetzt vorſchlug, 
nicht für notwendig gehalten hatte. Sie hätte damals angenommen, die 
Polizeibehörde würde „auf die Verhältniſſe der betreffenden ländlichen 
Gemeinden und Ortſchaften Rückſicht nehmen“ und an ſie nicht Anſprüche 
wie an eine Stadt ſtellen. In dieſer Annahme hatte ſie ſich getäuſcht. 
Der Polizeipräſident hatte es durchgeſetzt, daß die Anſiedlungen vor dem 
Potsdamer und Halleſchen Tor mit Gas beleuchtet wurden; er hatte von 
Schöneberg die auf 10000 Taler veranſchlagte Pflaſterung und Ent⸗ 
wäſſerung der Lützowſtraße und ähnliche Straßenanlagen vor dem Halle⸗ 
ſchen Tor von Tempelhof verlangt. Das waren offenbar — was die 
Regierung freilich nicht ſagte — jene „Einwirkungen“ des Polizeipräſi⸗ 
denten auf die Gemeinden Schöneberg und Tempelhof, um die der 
Magiſtrat immer wieder gebeten, und deren Erfolg ſich ſo prompt ein⸗ 
geſtellt hatte! Denn nun war die Lage die, daß den beiden Gemeinden 
aus ihrem Beſitz vor den Toren Berlins unerträgliche fianzielle Laſten 
erwuchſen, die ſie je eher je lieber loswerden wollten. Die Regierung 
kleidete das in die Form, daß die Forderungen des Polizeipräſidenten 
zwar ſachlich gerechtfertigt ſeien, aber den ländlichen Muttergemeinden 
dieſer Vororte unmöglich zugemutet werden könnten!). Ganz ähnlich 
lagen die Dinge auf dem zu Charlottenburg gehörigen Lützower Feld 
zwiſchen Potsdamerſtraße und Zoologiſchem Garten, um das ſich die ent⸗ 
fernte Mutterſtadt nicht kümmern konnte. Daß der Teltower Kreistag 
ſich am 30. 10. 1856 faſt einſtimmig gegen die Abtretung von Teilen 
des Kreiſes an Berlin und für die Bildung einer ſelbſtändigen Stadt⸗ 
gemeinde ausgeſprochen hatte, fiel demgegenüber kaum ins Gewicht. 
Wie hätte ſich auch hier unmittelbar vor den Toren der Hauptſtadt des 


1) Das Pol.⸗Präſidium ſelbſt hatte ſeine Einwirkungsmöglichkeiten nicht 
übermäßig hoch eingeſchätzt und hatte noch am 19. 5. 1855 die Initiative bei 
den Eingemeindungsverhandlungen ausdrücklich dem Magiſtrat überlaſſen. Daß 
es ſeine Anforderungen an die Vorortgemeinden überſpannt habe, beſtritt es 
der Regierung gegenüber am 4. 4. 1857 ſehr energiſch, ſchrieb ſich vielmehr 
„Rückſicht und Indulgenz“ zu: Aa des Pol.⸗Präſ., Bd. IV u. V. 
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Staates ſelbſtändiges ſtädtiſches Leben entwickeln ſollen! Mit beſonderer 
Schärfe hatte ſich noch im April 1857 das Polizeipräſidium gegen 
die Gründung ſelbſtändiger Gemeinden ausgeſprochen. Der Landrat 
von Niederbarnim dagegen war ſelbſt davon überzeugt, daß aus den 
armen Anſiedlungen auf dem rechten Spreeufer keine leiſtungsfähige 
Gemeinde entſtehen konnte. Er hatte daher nichts gegen ihren Übergang 
an Berlin einzuwenden !). Hier ging der Widerſtand von den Stadt⸗ 
verordneten aus. Da indeſſen nach dem Geſetz vom 14. 4. 1856?) die 
kommunalen Verhältniſſe von Moabit und Wedding geordnet werden 
mußten, blieb nur ihre Vereinigung mit der Reſidenz übrig, der dies 
durch möglichſtes Entgegenkommen gegen ihre Wünſche erleichtert werden 
konnte. Abweichend von ihrem früheren Standpunkt hatte ſich die Re⸗ 
gierung inzwiſchen faſt alle „Bedingungen“ Berlins zu eigen gemacht. 
Es war eben der Faden zwiſchen ihr und dem Magiſtrat nie zerriſſen. 

Am Ende der langen Verhandlungen kam es noch zu einem offenen 
Konflikt zwiſchen den beiden ſtädtiſchen Behörden. Der Magiſtrat hatte 
Anfang 1857 wieder eine Gemiſchte Deputation beantragt, an deren Be⸗ 
ratungen neben Pohle, Spott, Duncker die Stadträte Bod), Franke“) 
ſowie die Stadtverordneten Seydel, Veit, Cantian, Krebs I, Haßlinger, 
Nietz, Schäffer, Troſchel, Major Schultze und Engels teilnahmen. Wie 
üblich, nahm die Deputation mit 9 zu 4 Stimmen die Magiſtratsvorlage 
an, während die Stadtverordneten ſie am 5. März 1857 ablehnten, 
ſoweit das rechte Spreeufer in Frage ſtand. Noch einmal hatte Pohle 
ſeine Berechnungen über die zu erwartenden Steuereinnahmen begründet, 
hatte er die Angſt vor übertriebenen Forderungen des Polizeipräſidiums 


1) Am 26. Juni 1857 faßte auch der Niederbarnimer Kreistag einen ent⸗ 
ſprechenden Beſchluß. 

2) Geſ. betr. die Landgemeinde⸗Verfaſſungen in den ſechs öſtl. Provinzen; 
Geſ. Sammlg. S. 359. Nach § 1 ſollen Grundſtücke, die bisher noch keinem Ge⸗ 
meinde⸗ oder ſelbſtändigen Gutsbezirk angehören, mit einem ſolchen vereinigt 
werden. Grenzänderungen können im öffentl. Intereſſe auch durch Kabinetts⸗ 
order angeordnet werden. 

2) Friedrich Bock, geb. 4. 3. 1806 in Soeſt. Abiturium ebendort; Kabi⸗ 
nettsſekretär der Prinzeſſin Albrecht von Preußen; 1845 Erwerb des Berliner 
Bürgerrechts als Hausbeſitzer, 1848 Stadtverordneter, 1849 —61 unbeſoldeter 
Stadtrat; geſt. 14. 7. 1861. 

) Martin Franke, geb 22. 2. 1810 in Magdeburg; dort Beſuch des Dom⸗ 
gymnaſiums; zieht 1831 nach Berlin, wird 1832 Bürger; Stadtverordneter 
1845—48, unbeſoldeter Stadtrat 1850 —65 und kommiſſariſch 1866—67; geſt. 
6. 8. 1869. 
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bei deſſen wohlwollender Geſinnung als „Geſpenſt“ und die Beſorgnis x 
vor Schwierigkeiten der Verwaltung als unbegründet bekämpft. Duncker 
hatte ihm mit dem Hinweis ſekundiert, daß doch nicht über Nacht eine 
fertige Stadt aus dem Nichts entſtehen ſolle. Nietz und Engels, der auf 
eigenen Wunſch in die Gemiſchte Deputation gewählt worden war, 
hatten ſich auf die Seite des Magiſtrats geſtellt, Schäffer hatte gegen die 
Vorlage polemiſiert, Dr. Veit war für die Bildung einer ſelbſtändigen 
Gemeinde im Oſten eingetreten. Einen neuen fruchtbaren Gedanken 
hatte nur Dr. Schulz!) mit dem Antrage vorgebracht, bei Annahme der 
Vorlage ſofort eine Gemiſchte Deputation zur Beratung über eine 
Verwaltungsdezentraliſation einzuſetzen). 

Nachdem ſein letzter Verſtändigungsverſuch geſcheitert war, berichtete 
der Magiſtrat der Regierung über die Beſchlüſſe der Stadtverordneten 
und über die eigenen abweichenden Anſichten. Glänzend zeigte ſich wieder 
Pohles weiter Blick, wenn in dem Schreiben von dem „weltgeſchichtlichen 
Zug alles Verkehrs und aller Stadterweiterung von Oſten nach Weſten 
an den Strömen entlang“ geſprochen wurde. Nicht ewig dürfe der Unter⸗ 
baum die Grenze ſein. Der Magiſtrat wolle „jenes zukunftsreiche Terri⸗ 
torium, das wir mit unſeren Mitteln zu dem gemacht, was es jetzt ſchon 
iſt, nicht zur Begründung einer neuen mit uns rivaliſierenden Stadt 
verwendet ſehen“. Über dieſen Bericht war die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, der er nach Abſendung zur Kenntnis mitgeteilt wurde, 
ſehr verärgert. Sie nannte ihn in öffentlicher Sitzung vorzeitig und un⸗ 
richtig und reichte der Regierung einen Gegenbericht ein, in dem ſie ihre 
Motive darlegte und in dem ſie ſich darüber beſchwerte, daß der Magiſtrat 
nicht vorher den im § 36 der Städteordnung vorgeſchriebenen Verſtändi⸗ 
gungsverſuch gemacht habe. Die Verteidigung gegen dieſen nach allem 
Vorangegangenen etwas merkwürdigen Vorwurf fiel dem Magiſtrat 
nicht ſchwer. Die Regierung ſtellte ſich ganz auf ſeine Seite und wies die 
Vorwürfe als grundlos zurück. Es kam dann noch zu einem kleinen prin⸗ 
zipiellen Streit. Der Magiſtrat lehnte ausdrücklich eine Verpflichtung 
ab, bei abweichenden Anſichten der beiden Körperſchaften vor Abſendung 
ſeines Berichts an die Regierung der Verſammlung Gelegenheit zu 
Gegenbemerkungen zu geben. Die Stadtverordneten erklärten nun, 
auf eine prinzipielle Auseinanderſetzung verzichten zu wollen, und ſprachen 
nur die Erwartung aus, daß der Magiſtrat ihnen auf ihren Wunſch einen 
ſolchen Bericht vorher mitteilen werde. Pohle hatte, als Mann des 


1) Praktiſcher Arzt. 
2) Voſſ. Ztg. vom 6. 3. 1857. 
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praktiſchen Lebens, in Übereinstimmung mit dem Stadtſyndikus Hede mann 
die Betonung des prinzipiellen Standpunktes für überflüſſig gehalten, 
war aber in dieſer Formfrage bei ſeinen Kollegen nicht durchgedrungen. 

Die Sache ſelbſt ging ihrem Ende entgegen. Das Polizeipräſidium 
ſchloß ſich in einem Bericht vom 31. 10. 1857 an den Miniſter des Innern 
dem Antrage der Regierung unter Hervorhebung der polizeilichen Ge⸗ 
ſichtspunkte an. Seinen Wunſch, den ganzen Tiergarten, nicht nur den 
bebauten Teil, und die ganze Haſenheide zur Vereinfachung des polizei⸗ 
lichen Geſchäftsverkehrs in das neue Weichbild einzubeziehen, hielt es 
zwar aufrecht, wollte ſich aber auch die Bildung ſelbſtändiger fiskaliſcher 
Gutsbezirke gefallen laſſen. Nur betonte es, daß die Haſenheide als 
Erholungsſtätte für die Großſtädter nicht bebaut werden dürfe. Der 
Miniſter, der im März noch bezweifelt hatte, ob „eine gerechte, die allge⸗ 
meinen Intereſſen möglichſt berückſichtigende und die Verletzung von 
Sonderintereſſen vermeidende Entſcheidung“ zu finden ſein werde, 
war doch nicht gewillt, dieſer Entſcheidung aus dem Wege zu gehen. 
Nur wollte er ſie nicht allein fällen, ſondern in Zuſammenarbeit mit 
Handels-, Finanz⸗ und Kultusminiſter. In feinem für alle drei Miniſter 
beſtimmten Schreiben vom 30. 11. 1857, dem er den Bericht der Re⸗ 
gierung von 18. Juni und den des Polizeipräſidenten vom 14. Auguſt 
beifügte, ffigzierte er einleitend die Rechtslage und die großen allgemeinen 
Geſichtspunkte. Bei der Eingemeindung der in Berlins Nähe ent⸗ 
ſtandenen Anſiedlungen ſtädtiſchen Charakters „tut man“, ſo hieß es, 
„nichts anderes, als daß man dem natürlichen Entwicklungsgang. 
folgt, und daß man Verhältniſſen, welche ſich von ſelbſt gebildet haben, 
durch obrigkeitlichen Ausſpruch die geſetzliche Grundlage gibt... Man 
verbindet dadurch mit der Stadt, was dieſer ſeinen Urſprung verdankt 
und innerlich bereits zu ihr gehört, man trennt vom Lande, was ganz 
ohne Zutun desſelben entſtanden und demſelben völlig heterogen ent⸗ 
gegengeſetzt iſt, und man beſeitigt formelle Hinderniſſe einer weiteren 
gedeihlichen Entwicklung.“ Die Zweifelsfragen, über die der Miniſter 
die Anſicht ſeiner Kollegen erbat, betrafen die von ihm im Gegenſatz 
zum Polizeipräſidenten nicht für notwendig gehaltene Einbeziehung des 
zu Charlottenburg gehörenden Tiergartenfeldes!), der Haſenheide und 


1) Es lag zwiſchen der Charlottenburger Chauffee, dem Kanal und dem 
Spreelauf. Der Polizeipräſident erwartete hier eine ähnliche induſtrielle Ent⸗ 
wicklung wie im gegenüberliegenden Moabit, durch die erhebliche ſicherheits⸗ 
und ſtraßenbaupolizeiliche Bedürfniſſe erwachſen mußten denen Charlotten- 
burg nicht gewachſen ſein konnte. 
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des Tiergartens. Auch über Berlins „Bedingungen“ wünſchte er die An⸗ 
ſicht der zuſtändigen Miniſterien zu hören. 

Die Voten der drei Miniſter gingen bis zum Auguſt 1858 ein. Sie 
wurden vom Miniſterium des Innern dem Oberpräſidenten mitgeteilt 
zwecks Anhörung der Regierung über die Grenzführung. Der Bericht 
des Oberpräſidenten vom 8. 2. 1859 ſetzte ſich gegenüber Polizeipräſi⸗ 
denten und Handelsminiſter für die Forderung Berlins ein, daß auch 
für die neuen Stadtteile der § 4 der Kabinettsorder vom 31. 12. 1838!) 
Geltung erhalten müſſe, nach dem bei neuen Anlagen von Straßen die 
Koſten der erſten Pflaſterung Unternehmer oder Anlieger zufielen. Das 
Handelsminiſterium hatte zwar die Eingemeindung des Tiergartenfeldes 
und der unbewohnten Teile des Tiergartens gewünſcht, verzichtete in⸗ 
deſſen darauf wegen des dagegen vom Finanzminiſter im Einklang mit 
der Miniſterialbaukommiſſion und der Tiergartenverwaltung erhobenen 
Widerſpruchs. Dann konnte endlich am 2. 12. 1859 der große Bericht 
des Staatsminiſteriums über die Weichbildänderung an den Prinz⸗ 
regenten abgehen. 

Noch in allerletzter Stunde ſuchte der Landrat des Kreiſes Teltow, 
v. dem Kneſebeck, das ſeinem Kreiſe drohende Schickſal durch eine Eingabe 
an den Prinzregenten abzuwenden. Sie konnte natürlich in dieſer Stunde 
keinen Erfolg mehr haben, obwohl der Oberpräſident plötzlich wieder 
die Bildung einer ſelbſtändigen Stadt vor Berlins Toren für „ſehr wohl 
angängig“ erklärte. 

Am 28. Januar 1860 erging die entſcheidende Kabinettsorder, durch 
die das Gebiet Berlins von 3511 auf 5923 ha vergrößert wurde). Die 
Erweiterungen lagen im Weſten und Süden der Stadt; im Oſten und 
Norden beſaß ſie ja bereits das umfangreiche Gelände der zur ehemaligen 
Feldmark gehörigen Gärten, Wieſen und Acker, das ihrem Ausdehnungs⸗ 
drang nach dieſen Richtungen hin jede Bewegungsfreiheit bot. Nur 
weſtlich der Panke und ſüdlich des Landwehrkanals hatte ſo lange ein 
künſtlicher Unterſchied zwiſchen den natürlich gewachſenen und den öffent⸗ 
lich⸗ rechtlichen Grenzen beſtanden. Dem Gewinn an Land entſprach der 


1) Vgl. über dieſe für das Verhältnis zwiſchen Staat und Stadt grund⸗ 
legende Kabinettsorder: Clauswitz, Städteordnung, S. 159—163, und den 
Abdruck in dem Verw. Bericht für 1829 —40 (Berlin 1842), S. 55—59. 

2) Vgl. hierſür und für die folgenden Angaben: Bericht über die Ge⸗ 
meindeverwaltung der Stadt Berlin in den Jahren 1861—1876, Heft 1, Berlin 
1879, S. 38 ff. Auf Seite 40 iſt infolge eines Druckfehlers die verhältnis mäßige 
Weichbildvergrößerung mit 59 ſtatt mit 69 v. H. angegeben worden; die richtige 
Zahl ſteht auf S. 57. 
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an Einwohnern keineswegs. Zu 493000 Bewohnern Berlins traten 
35500 hinzu, d. h. ein Mehr von 7% gegenüber einer Gebietsvergrößerung 
von 69%. Wieder etwas anders lagen die Verhältniszahlen für Wohn⸗ 
gebäude mit einer Zunahme um 15, für Fabriken, Mühlen und Maga⸗ 
zine um 17 und für Ställe und Schuppen um 15%. Das Mißverhältnis 
zwiſchen den weiten, ſtädtiſcher Einrichtungen meiſt noch entbehrenden 
Flächen Moabits und Weddings und ihrer dünnen, wenig leiſtungs⸗ 
fähigen Bevölkerung war der immer wieder betonte Grund für die Ab⸗ 
neigung der Stadtverordneten gegen dieſe Erweiterung des Weichbildes 
geweſen. Daß ſie auf Unterſchätzung der Entwicklungsmöglichkeiten 
beruhte, bewieſen die nächſten Jahrzehnte. Von 1860 bis 1875 ſtieg die 
Bevölkerung des „neuen Weichbilds“, wie man damals gern ſagte, von 
35500 auf 152774, um rund 330%, während in dem gleichen Zeitraum 
die Einwohnerſchaft der alten Stadtteile ſich nur um 65% hob. Mehr als 
ausgeglichen hatte ſich der Unterſchied in der Steuerkraft: von dem Auf⸗ 
kommen an Gemeinde⸗ und Einkommenſteuer fielen 1875 auf die neuen 
Stadtteile faſt 20%, während ſie nur 16% der Geſamtbevölkerung be⸗ 
herbergten. Allerdings waren die Aufwendungen, die das neue Gebiet 
erforderte, um es dem alten entſprechend mit ſtädtiſchen Einrichtungen 
auszuſtatten, zweifellos lange erheblich höher, als die aus ihm erzielten 
Einnahmen. 

Durch die Kabinettsorder war der Kampf um die Berliner Weich⸗ 
bildänderung und gleichzeitig die wichtigſte der mit dieſer zuſammen⸗ 
hängenden Spezialfragen entſchieden worden: die Ausdehnung des § 4 
der Kabinettsorder vom 31. 12. 1838 auf das neue Weichbild. Erſt durch 
die Erfüllung dieſer von Anfang an erhobenen Forderung der ſtädtiſchen 
Behörden wurde die Übernahme von Moabit und Wedding finanziell 
tragbar. Anderes blieb ſpäteren Verhandlungen vorbehalten. So vor 
allem die Entſcheidung, ob der Mahl- und Schlachtſteuerbezirk den neuen 
Stadtgrenzen angepaßt werden ſolle. Berlin hatte das ſtets verlangt, 
der Finanzminiſter aber entſchiedenen Widerſtand geleiſtet. Auch der 
Paſſus in dem Bericht des Staatsminiſters an den Prinzregenten vom 
2. 12. 1859, der die Frage berührte, bedeutete kaum mehr als eine ver⸗ 
klauſulierte Ablehnung. Die nach der Entſcheidung über das Weichbild 
zwiſchen dem Steuerrat Villaret und Pohle gepflogenen Verhandlungen 
führten zunächſt zu keinem günſtigeren Erfolge. Der Magiſtrat verſuchte 
daher den Miniſter an der Stelle zu packen, an der Finanzminiſter ver⸗ 
wundbar zu ſein pflegen: er rechnete ihm vor, daß die Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
ſteuer viel mehr einbringen werde als die bisher im „neuen Weichbild“ 
erhobene Klaſſenſteuer. Im Miniſterium machte man zwar eine Gegen⸗ 
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rechnung auf, am Ende aber ſtimmte der Miniſter am 21. 3. 1861 dem 
Wunſche Berlins zu. Auch die übrigen Verwaltungsbezirke, ſo der engere 
Polizeibezirk und die Militärverwaltungsbezirke, wurden den neuen 
Stadtgrenzen angepaßt; ebenſo ging die Jurisdiktion über die einge⸗ 
meindeten Stadtteile auf das Berliner Stadtgericht über. 

Als Ausführungstermin für die Kabinettsorder wurde durch den 
Oberpräſidenten der 1. 1. 1861, als Kommiſſar für die Auseinander⸗ 
ſetzungsverhandlungen zwiſchen Stadt, Kreiſen und Nachbargemeinden 
Oberregierungsrat Schultze beſtimmt. Die Verhandlungen, die für die 
Stadt im weſentlichen durch Pohle geführt wurden — der zu ſeinem 
Mitkommiſſar ernannte Stadtrat Hefjelbarth?) war im Juli 1860 
geſtorben —, begannen am 19. Mai mit einer Sitzung der Vertreter 
der Stadt, der beteiligten ſtaatlichen Behörden und der beiden Landräte. 
Es folgten Verhandlungen mit den Gemeinden Charlottenburg, Wilmers⸗ 
dorf, Schöneberg, Tempelhof und Rixdorf über die von ihnen erhobenen 
Entſchädigungsforderungen und die von Berlin wohl nur aus taktiſchen 
Gründen aufgeſtellten Gegenforderungen. 


Lange hatte ſich die S oiecamRMtS de monſtrativ 
gegen jede Beratung über Eingemeindungsfragen vor der endgültigen 
Vollziehung der Kabinettsorder vom 28. 1. 1860 geſträubt. Schließlich 
hatte ſie im Oktober d. J. doch die Einſetzung einer Gemiſchten Deputation 
beantragt. Die erſte Sitzung der Deputation wurde durch ausführliche 
Darlegungen Pohles, ihres Vorſitzenden, ausgefüllt. Am 24. und 28. 
November und am 6. Dezember 1860 folgten eingehende ſachliche Be⸗ 
ratungen. Die Deputation ſprach Pohle „für umſichtige Wahrung 
der Intereſſen der Kommune bei den Auseinanderſetzungsverhandlungen 
ſowie für die Vorſorge gehöriger Vorbereitung der diesſeitigen Kommunal⸗ 
verwaltung nach allen Richtungen derſelben ihre Anerkennung aus”. 
Dieſen Dank wiederholte die Stadtverordnetenverſammlung, als ſie 
am 14. 12. alle Anträge der Deputation ohne Debatte genehmigte. Alles, 
was zwiſchen den beiden ſtädtiſchen Körperſchaften in den letzten Jahren 
geſtanden hatte, war damit ausgelöſcht. Es blieb der Dank auch der bis⸗ 
herigen ſachlichen Gegner für den Mann, deſſen Vorausſicht, Energie 
und Verhandlungskunſt für ſeine Stadt herausgeholt hatte, was nur 
irgend erwartet werden konnte. 


1) Carl Ulrich Heſſelbarth, geb. am 2. 5. 1825 in Potsdam, Abiturium 
dort, Studium der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft in Berlin und Halle, Re⸗ 
gierungsref. 1851, Reg.⸗Aſſ. 1855, betraut mit der Verwaltung des Landrats⸗ 
amts Teltow; Stadtrat 1857; geſt. ſchon am 24. 7. 1860. 
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Ihren formellen Abſchluß fanden die Auseinanderſetzungsverhand⸗ 
lungen durch eine Verfügung des Miniſters des Innern vom 12. 6. 1861, 
deren Inhalt ſich im weſentlichen mit den Vorſchlägen deckte, die am 
6. März die Regierung dem Miniſter unterbreitet hatten). Die Entſchä⸗ 
digungsanſprüche des Kreiſes Teltow und der Gemeinden Charlotten⸗ 
burg und Rixdorf wegen ihres durch den Gebietsverluſt erlittenen Steuer⸗ 
ausfalles wurden ebenſo abgelehnt, wie die Anſprüche Berlins an Char⸗ 
lottenburg, Schöneberg und Tempelhof wegen des ſchlechten Zuſtandes 
der Straßen in den abgetretenen Bezirken. Auch das Verlangen Berlins, <_ 
daß die Unterhaltung des unmittelbar vor der Stadtmauer liegenden 
Straßenzuges zwiſchen Potsdamer Tor, Brandenburger Tor und der 
Straße In den Zelten der Tiergartenverwaltung obliegen ſolle, verfiel 
der Ablehnung. Der finanziell wichtigſte Anſpruch, der Schönebergs 
auf Eintritt Berlins in den zwiſchen Schöneberg und der Engliſchen 
Gasgeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrag, wurde den Gerichten zur Ent⸗ 
ſcheidung überlaſſen. In dem folgenden Prozeſſe unterlag die Stadt). 

Das entſchädigungsloſe Ausſcheiden des neuen Weichbildes aus dem 
Kurmärkiſchen Armenverband fand am 23. 11. 1860 die Zuſtimmung des 
Landtags. Sein Verlangen, daß Berlin die Provinz für den auf 122 776 
Taler insgeſamt bezifferten Ausfall an Kriegsſchuldenſteuer entſchädigen 
ſolle, wurde vom Miniſter zwar als billig anerkannt, die Entſchädigung 
aber wiederum als Sache der Gerichte bezeichnet. Pohle bemerkte zu 
der Verfügung, daß der Kurmärkiſche Schuldenverband auf dem Rechts⸗ 
wege kein Glück haben werde; in der Tat hat Berlin keinerlei Zahlungen 
an ihn geleiſtet. 


4. Die Eingemeindungen der Jahre 1878 und 1880/81. 


Nur ein halbes Jahrzehnt dauerte es bis zum Auftauchen weiterer 
Eingemeindungspläne. Den Anſtoß gab die Regierung mit einer Anfrage 
vom 2. 11. 1866 über die kommunalen Verhältniſſe Treptows, der Loh⸗ 
mühlen und Marienthals. Dieſe Etabliſſements gehörten, wie Pohle 
bemerkte, zum Gutsbezirk Treptow, in dem Berlin, wie ehemals auf dem 
Weddingland, die polizeilichen Pflichten ausübte, ohne daß dieſen obrig⸗ 
keitliche Rechte gegenüberſtanden. Pohle hatte nichts gegen die Einge⸗ 
meindung Treptows und damit zugleich der anſchließenden Köllniſchen 
Wieſen einzuwenden, hielt ſie aber nicht für dringlich. Ein Gutachten 
der Forſt⸗ und Okonomiedeputation ſprach ſich aus finanziellen Gründen 


1) Min. d. J. St. B. Nr. 49, Bd. II. 
2) Verwaltungsbericht für die Jahre 1871 —1876, Heft 2, S. 100f. 
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dagegen aus und für die Bildung eines Gutsbezirks im geſetzlichen Sinne !). 
Der Magiſtrat, für den jetzt Duncker, ſeit 1860 Stadtſyndikus, die Feder 
führte, gab ſich damit nicht zufrieden. Er verlangte eine eingehende 
Außerung über alle Verhältniſſe des Gebiets und eine darauf gegründete 
Unterſuchung über die zweckmäßigſte Geſtaltung ſeiner kommunalen 
Organiſation. Er machte auf die für eine Einge meindung ſprechende An⸗ 
legung einer Uferſtraße an der Oberſpree aufmerkſam und warf gegen⸗ 
über den augenblicklichen finanziellen Vor⸗ oder Nachteilen die zukünftige 
Entwicklung in die Wagſchale. Das von Pohle unterzeichnete Gutachten 
der Deputation vom 20. 4. 1867 lehnte die Eingemeindung ab, weil 
ſie ſehr bedeutende Koſten und den Übergang der Polizeigewalt an das 
Polizeipräſidium zur Folge haben würde. Da für die Bildung einer 
Dorfgemeinde alle Vorausſetzungen fehlten, wünſchte die Deputation 
keine Anderung des augenblicklichen Zuſtandes auf dieſem Gebiete, 
auf dem Berlin als Gutsherrſchaft die Wahrung ſeiner Intereſſen in 
ſeiner Hand hatte. Dieſem Votum hatte die Deputation eine ausführ⸗ 
liche hiſtoriſch⸗topographiſche Schilderung des Gebietes vorausgeſchickt “). 
In ſeinem im Konzept von Dunckers Hand ſtark korrigierten Bericht an 
die Regierung wiederholte der Magiſtrat die Angaben der Deputation 
über die tatſächlichen, trug aber über die rechtlichen Verhältniſſe eine ab⸗ 
weichende Auffaſſung vor. Die Deputation hatte das Treptower Heide⸗ 
und Wieſengebiet als einen ſelbſtändigen Gutsverband und die Stadt 
Berlin als Gutsherrſchaft mit allen Rechten und Pflichten im Sinne des 
Privilegs von 1508 angeſehen, das Berlin die volle Gerichtsbarkeit über 
fein Stadtgebiet übertrug). Der Magiſtrat vermißte die rechtlichen 
Vorausſetzungen, um Treptow als einen der Stadt gehörenden Guts⸗ 
bezirk zu betrachten, wollte es vielmehr zur „Feldmark der Stadt“ rechnen, 


1) Das Konzept hatte der Dezernent, der Stadtverordnete Seydel, ent⸗ 
worfen: St. A., Stadtgrenzen, ad Nr. 1. 

2) Da die für dieſe Schilderung benutzten Akten in die kleine Geſchichte 
Treptows von Richard Lohmann: Aus Treptows Vergangenheit, wiſſenſchaftl. 
Beilage d. Treptower Realgymnaſiums 1914, übergangen ſind, ſeien hier nur 
einige ergänzende Daten nachgetragen: Die eigentliche Kolonie Treptow be⸗ 
ſtand 1867 aus 19 Grundſtücken mit 92 Einwohnern; die Kolonie Lohmühlen, 
zuerſt 1752 erwähnt gelegentlich der Verpachtung von 8 Morgen an zwei 
Gerber, zählte zwar nur 8 bebaute Grundſtücke, aber 107 Einwohner, da zu ihr 
die Dr.⸗Jordanſche Anilinfabrik und mehrere Gärtnereien gehörten; das Gut 
Marienthal beſaß der Gärtner Laſpeyres; es hatte nur 5 Einwohner. 

2) Vgl. übrigens über die N Treptows auch Clauswitz, „Pläne“, 
S. 82—85. 
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die zwar nicht zum engeren Weichbilde, wohl aber zum Stadtbezirk im 
Sinne der Städteordnung gehöre. Daraus folgerte er die Zugehörigkeit 
der Bewohner zur Stadtgemeinde und deren Verpflichtung, in dem Ge⸗ 
biet die ſeiner landwirtſchaftlichen Benutzung entſprechenden Einrich⸗ 
tungen zu treffen. Dieſen Deduktionen vermochte ſich die Regierung 
nicht anzuſchließen. Sie leugnete, ſicher mit Recht, die Unterſcheidung 
zwiſchen Weichbild und Stadtbezirk und führte ferner an, daß die Be⸗ 
wohner dieſer Kolonien bisher als Kreisangehörige zu den Kreisabgaben 
herangezogen worden waren. Sie empfahl daher, durch Vernehmung 
der Intereſſenten die einleitenden Schritte für eine Eingemeindung zu 
tun. Der Magiſtrat mußte in ſeinem, nun wieder von Pohles Hand 
niedergeſchriebenen Beſchluß vom 17. 2. 1868 anerkennen, daß 
im geltenden Recht kein Platz für den Begriff der ſtädtiſchen Feldmark, 
ſondern nur für den des Weichbildes war, und daß dieſes die Köllniſche 
Heide und die Köllniſchen Wieſen nicht einſchloß, die allerdings auch 
keinen Gutsbezirk im Sinne des Geſetzes bildeten. Die Deputation wurde 
deshalb zu einem erneuten Gutachten über die kommunalen Verhält⸗ 
niſſe des rechtlich in der Luft ſchwebenden Gebietes aufgefordert, ſchon 
vorher aber die Regierung davon verſtändigt, daß bei der durch die Ein- 
gemeindungen von 1860 angeſpannten Finanzlage der Stadt ein Ein⸗ 
gemeindungsbeſchluß kaum durchzubringen ſein werde. 

Die Deputation ließ ſich trotz energiſcher, bis zur Verhängung von 
Ordnungsſtrafen gehender Mahnungen der Regierung reichlich Zeit. 
Erſt nach über zwei Jahren beantwortete ſie am 24. 5. 1870 die Ver⸗ 
fügung des Magiſtrats; ſie entſchuldigte ſich damit, daß in der Zwiſchen⸗ 
zeit das Dezernat von dem Stadtrat Wilkens!) auf den Stadtrat Ull- 
mann?) übergegangen war. Noch immer war Pohle Mitglied der Depu⸗ 
tation, deren Gutachten ſachlich ganz dem vom 20. 4. 1867 entſprach. 
Noch weit energiſcher wurde „als Moment von ganz upabjehbarer Trag⸗ 
weite“ betont, „daß, bei der Verwaltung des Diſtrikts als Gutsbezirk, 
die künftige Entwicklung jenes Territorii nach gewiſſen Normen im 
vollen und alleinigen ſtädtiſchen Intereſſe zu regeln... der Kommune 
ausſchließlich überlaſſen bleibt, daß letztere alſo eintretenden Falles die 
Wahrung ihrer Intereſſen in der Hand behält und nicht von der Be⸗ 
ſtimmung Dritter abhängig zu machen braucht“. Ein der Deputation 


1) Friedr. Aug. Ferdinand Wilkens, Geh. O.⸗Finanzrat a. D., unbeſol⸗ 
deter Stadtrat 1867— 72, Mitglied des Herrenhauſes 1868 — 72. 

2) Paul Hermann Ullmann, Stadtrichter a. D., unbeſoldeter Stadtrat 
1869 —74. 
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gleichzeitig zur Außerung überwieſener Antrag des Fabrikanten Ebert 
und mehrerer anderer Bewohner des Kottbuſer Dammes auf Einbeziehung 
des Dreiecks zwiſchen Kottbuſer Damm und Maybachufer in das Stadt⸗ 
gebiet wurde mit der Begründung abgelehnt, daß eine abermalige Ver⸗ 
änderung des Weichbildes nicht im Intereſſe Berlins wäre, zumal es 
„im Prinzip der Kommunalbehörden läge“, Anderungen an der gegen⸗ 
wärtigen Geſtalt des Weichbildes nicht ohne zwingende Notwendigkeit 
vorzunehmen. Es war das erſtemal, daß dieſer Grundſatz, der von nun 
an in den Außerungen des Magiſtrats und ſeiner vornehmſten Mitglieder 
immer wiederkehrt, ſo ſcharf ausgeſprochen wurde. Berlin war ſaturiert; 
auch Pohle, der in den fünfziger Jahren mit dem Polizeipräſidenten 
ſich ſo eng verbunden hatte, war jetzt nicht gewillt, um einer Erweiterung 
des Stadtgebiets und damit der ſtädtiſchen Steuerhoheit willen den Einfluß 
des Polizeipräſidiums auf ein Gebiet auszudehnen, das bei ſeiner dünnen 
Bevölkerung keine beſonderen finanziellen Aufwendungen erforderte. 
Das poſitive Ziel des Magiſtrats ging noch über die Abſichten der 
Deputation hinaus. Er wollte zwar bis auf weiteres in Treptow die 
Verwaltung durch die Forſt⸗ und Okonomiedeputation führen laſſen, 
begründete aber die Ablehnung des Antrags Ebert damit, daß er das 
„Erſtehen lebensfähiger Kolonien um Berlin als erſprießlicher erachte, 
als die Erweiterung des Weichbildes“ !). Die Deputation wurde ange⸗ 
wieſen, künftig die Entſtehung ſolcher Gemeinden in unmittelbarer Nähe 
Berlins und daher nach der Vereinigung von Deutſch⸗ und Böhmiſch⸗ 
Rixdorf zu einer politiſchen Gemeinde) die Zuweiſung der Köllniſchen 
Wieſen an dieſe Gemeinde zu befördern. Nur für Treptow und Um⸗ 
gebung wurde das Intereſſe der Stadt an der Fortdauer ihrer eigenen 
Verwaltung anerkannt. Als auf Grund der Kreisordnung von 1872 
eine Anderung der Verwaltungsorganiſation notwendig wurde, entſchloß 
ſich der Magiſtrat, auch die bisherige Verbindung zwiſchen Treptow und 
der Stadt zu löſen, da er auf keinen Fall eine Eingemeindung wünſchte. 
Treptow wurde daher ſelbſtändige Gemeinde?). Das 1870 aufgeſtellte 
neue Prinzip der ſtädtiſchen Behörden, Berlin mit ſelbſtändigen Land⸗ 
gemeinden zu umgeben, war damit hier zur Wirklichkeit geworden. 
Selbſt die in unmittelbarer Nähe Berlins auf Charlottenburger 
Gebiet entſtehenden Häuſer in der Kurfürſtenſtraße konnten ebenſo⸗ 
wenig wie das Kielganſche Villenviertel zwiſchen Kurfürſtenſtraße, 


1) Bericht vom 24. 6. 1870 auf Grund eines von Pohle niedergeſchriebenen 
Magiſtratsbeſchluſſes vom 17. 6. 1870. 

2) Sie erfolgte im Juli 1873 auf Grund eines Geſetzes vom Jahre 1872. 

2) Sie wurde durch Erlaß vom 22. 1. 1876 als ſolche beſtätigt. 
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Motzſtraße und Nollendorfplatz die Stadt verlocken). Noch weniger 
Eindruck machte ein Artikel des Charlottenburger Wochenblattes (1867, 
Nr. 17—24), der für eine Verſchmelzung Charlottenburgs mit Berlin 
eintrat. Er wurde ohne weiteres zu den Akten geſchrieben. Es war ein 
völliger Stimmungsumſchwung innerhalb des Magiſtrats erfolgt. 

Eine grundlegende Anderung der kommunalen Organiſation Berlins 
und ſeiner Umgebung ſuchte der Geſetzentwurf über die Bildung einer 
Provinz Berlin herbeizuführen. Er war in gewiſſem Sinne eine Folge des 
Geſetzentwurfes über die Provinzialordnung für die Provinzen Branden⸗ 
burg, Pommern, Schleſien und Sachſen, da in ihm das Ausſcheiden Berlins 
aus dem Provinzialverbande in Ausſicht genommen wurde. Der großzügige 
Plan, der ſchon 1874 die Form eines vorläufigen Geſetzentwurfes annahm, 
iſt über Ausſchußberatungen im Landtage nicht hinausgekommen. Wir 
können hier auf den intereſſanten Verſuch, Eingemeindungen größeren 
Stils durch eine übergemeindliche Organiſation überflüſſig zu machen, 
nicht näher eingehen. Die Stadtverordnetenverſammlung ließ ſich übrigens 
durch dieſe Ausſicht nicht abhalten, Eingemeindungen an den Stellen 
zu befürworten, an denen die Stadt von innen heraus ihre Grenzen 
überſchritten hatte, an denen alſo die neuen Anſiedlungen mit ſtädtiſchen 
Grundſtücken im Gemenge lagen. Sie dachte dabei an das Kielganſche 
Villenviertel, deſſen Einwohner jahrelang eine lebhafte Propaganda 
für ihre Eingemeindung entfalteten. Der Magiſtrat aber verhielt ſich 
gerade mit Rücksicht auf die beabſichtigte Bildung eines höheren Kommu⸗ 
nalverbandes und die dabei ohne Schwierigkeit vorzunehmende Aus⸗ 
gleichung von Weichbildgrenzen ablehnend; die Majorität der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung gab ſich damit zufrieden. 

Die ſeit der großen Eingemeindung von 1860 gewandelte prinzi⸗ 
pielle Einſtellung der Berliner Kommunalverwaltung kam ſcharf gerade 
in dem Augenblick zum Ausdruck, in dem die Stadt ſich doch zu einer 
Erweiterung ihres Gebiets entſchließen mußte. Nach langen, vergeb⸗ 
lichen Verhandlungen mit der Berliner Viehmarktsaktiengeſellſchaft, 
die einen von Strousberg begründeten, 27 ha großen Viehmarkt mit 
Schlachthäuſern im Norden Berlins beſaß, hatte die Stadt am 28. 10. 
1876 auf unmittelbar an ihr Weichbild angrenzendem Lichtenberger 
Gebiet ein Terrain für die Anlage eines ſtädtiſchen Vieh⸗ und Schlacht⸗ 
hofes angekauft). Schon unmittelbar nach dem grundſätzlich dem Ankauf 


1) Magiſtratsbeſchluß vom 17. 11. 1868. 
2) Verwaltungsbericht 1861 —1876, Heft 2, S. 147. Die Rechtsgrundlage 
bot das Geſetz vom 18. 3. 1868 betr. die Errichtung öffentlicher ausſchließlich 
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zuſtimmenden Beſchluß der Stadtverordneten hatte der Magiſtrat die 
Eingemeindung dieſes Gebietes beantragt). Über feine Abgrenzung 
konnten ſich zunächſt der Magiſtrat, der nicht über die Frankfurter Chauſſee 
nach Süden hinausgehen wollte, und der Polizeipräſident nicht einigen. 
Doch gab dieſer ſeinen Widerſpruch auf, als ſich Berlin erbot, die Koſten 
für die veterinärpolizeiliche Überwachung der weiteren Umgebung des 
Viehhofes und insbeſondere der Viehabladeſtelle bei Rummelsburg zu 
übernehmen. Dieſes Angebot war das Ergebnis perſönlicher Verhand⸗ 
lungen zwiſchen Unterſtaatsſekretär Bitter vom Miniſterium des Innern 
und Oberbürgermeiſter Hobrecht, der glänzendſten Perſönlichkeit, die 
ſeit der Steinſchen Städteordnung an der Spitze der Berliner Verwaltung 
geſtanden hat)). Hobrecht erklärte nun in dieſem Zuſammenhang trotz 
des Scheiterns des von ihm betriebenen Planes einer Provinz Berlin 
in einem Brief an Bitter, daß Berlin es als ſein eigenes Intereſſe aner⸗ 
kenne, von lebensfähigen, kräftigen Gemeinden umgeben zu ſein. Faſt 
in der nämlichen Form hatte vier Wochen vorher der Magiſtrat den glei⸗ 
chen Gedanken in einem Bericht an den Miniſter ausgedrückt. Eben des⸗ 
halb wollte Berlin nur das unbedingt für den Viehhof erforderliche Stück 
von Lichtenberg eingemeinden, während der Kreistag von Niederbarnim 
auch das ſüdlich der Frankfurter Chauſſee gelegene Friedrichsberg und 
am liebſten auch Boxhagen und Rummelsburg eingemeindet wiſſen 
wollte’). Der Minifter des Innern ſtimmte mit dem Magiſtrat und 
ſeinem Oberbürgermeiſter überein. Er trat in einer Verfügung vom 
20. 11. 1877 dem Streben des Polizeipräſidenten entgegen, das Weich⸗ 
bild Berlins auf alle angrenzenden Bezirke auszudehnen, „in welchen 
das Bedürfnis einer kräftigen, mit der Polizeiverwaltung Berlins in 
Verbindung ſtehenden Verwaltung der Sicherheitspolizei ſich geltend 
machte,“ weil dadurch „eine unberechenbare Vergrößerung Berlins“ 


zu benutzender Schlachthäuſer: ebenda, S. 145. Für die Verhandlungen mit 
der Viehmarks⸗A.⸗G. und die Ausführung des Projekts vgl. Verwaltungsbericht 
1877-1881, T. 1, Berlin 1883, S. 106f. 

1) Bericht der Regierung an den M. d. J. vom 19. 5. 1876: Min. d. J. 
St. B. Nr. 36 Bd. I. Hier auch die weiteren Verhandlungen. 

2) Über ſeine Laufbahn unterrichtet das Konverſationslexikon. 

3) Claus witz, „Pläne“, S. 103, läßt die Eingemeindung durch Kabinetts⸗ 
order infolge des Widerſpruchs des Polizeipräſidenten nötig werden. Dieſer 
war aber durch das Entgegenkommen Berlins in den veterinärpolizeilichen 
Fragen erledigt worden. Nach dem Bericht der Regierung an den Miniſter 
des Innern vom 26. 1. 1878 erhoben nur noch der Kreis Niederbarnim und die 
Direktion der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn Einſpruch. 
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entſpringen müßte, die weder im Intereſſe des Staates noch in dem der 
Stadt läge. Zum erſten Male wurde gegen eine Vergrößerung Berlins 
das Staatsintereſſe angerufen. In dieſem Augenblicke deckte es ſich mit 
der Auffaſſung, die Berlin von feinem eigenen Intereſſe hatten); es 
ſollte der Augenblick kommen, wo beide in Gegenſatz gerieten. 

Während die Eingemeindung des Viehhofs ſich raſch vollzog (Kabi⸗ 
nettsorder vom 30. 3. 1878), dauerte es länger, bis die letzte bedeutendere 
Erweiterung des Stadtgebietes vor dem Geſetz vom 23. 4. 1920 zuſtande 
kam. Auch in dieſem Falle handelte es ſich nicht darum, ſtädtiſch bebautes 
und innerlich zu Berlin gehöriges Gebiet an ſeinen Grenzen mit ihm 
zu verbinden, ſondern um Ausführung eines alten, ſchon bei den Ver⸗ 
handlungen der fünfziger Jahre erwogenen Planes. Damals war die 
vom Polizeipräſidenten und vom Handelsminiſter gewünſchte Einge⸗ 
meindung des Tiergartens und der Haſenheide an dem Widerſtand 
des Finanzminiſters geſcheitert. Nach dem ſie 1873 durch die Regierung 
ohne Erfolg beim Magiſtrat angeregt worden war), kam fie gelegentlich 
der Beratungen über die Provinz Berlin in der Kommiſſion des Abge⸗ 
ordnetenhauſes zur Sprache und wurde vom Minifterium alsbald auf⸗ 
gegriffen. Der Magiſtrat ließ ſeine anfangs erhobenen Einwendungen 
fallen. Er überzeugte ſich von der Notwendigkeit, daß der eigentliche 
Tiergarten, der Seepark — heute die Umgebung des Neuen Sees — 
und der Park Bellevue zu irgendeinem Gemeindeverband gehören mußten 
und daß dies nur Berlin ſein konnte. Die Stadtverordneten waren 
damit einverſtanden. Der Beſchluß verzögerte ſich, weil das Kriegsmini⸗ 
ſterium die Artillerie⸗ und Ingenieurſchule in der Hardenbergſtraße und 
weil das Handels miniſterium den Hippodrom mit der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule, die beide auf Charlottenburger Gebiet lagen, einzugemeinden 
wünſchten. Der Handelsminiſter war der Anſicht, daß zwiſchen der Hoch⸗ 
ſchule als einer der hervorragendſten Lehranſtalten des Staates und der 
Stadt Berlin eine geiſtige Gemeinſchaft beſtände, die auch in der öffent⸗ 
lich⸗ rechtlichen Zuſammengehörigkeit Ausdruck finde müſſen. 

Die Beſtrebungen der beiden Miniſter, bei denen natürlich ein 
wenig Preſtigepolitik im Spiel war — ſie fanden es etwas degradierend, 
daß ihre ſchönen Anſtalten in dem kleinen Charlottenburg und nicht in 


1) So hatte der Magiſtrat in feinem Bericht an den Miniſter vom 17. 10. 
1877 ſelbſt geſagt, daß die „höheren“ allgemeinen Intereſſen die Bildung ſelbſt⸗ 
tätiger, ſelbſtändiger Gemeinden in der nächſten Umgebung der Großſtadt 
erforderten. 

2) Verwaltungsbericht 1877—1881, T. I, S. 47. 
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dem großen Berlin liegen ſollten —, trafen ſchon bei der Regierung auf 
kein Verſtändnis!)). Da man den Bahnhof Zoologiſcher Garten nicht 
gut von Charlottenburg trennen konnte, weil auf deſſen Gebiet ſeine 
Zufahrtsſtraßen lagen, mußten auch die in der gleichen Straße liegenden 
Anſtalten, die Artillerie» und Ingenierſchule und die königliche Baum⸗ 
ſchule, innerhalb Charlottenburgs bleiben. Die Techniſche Hochſchule, 
die ebenfalls in einer Straße Charlottenburgs lag, von dieſem zu trennen, 
hätte Charlottenburg finanziell empfindlich geſchädigt, ohne daß man 
dieſe Schädigung durch ein öffentliches Intereſſe hätte bemänteln können. 
Denn die Kanaliſation der Hochſchule ließ ſich bei gutem Willen der Be⸗ 
teiligten auch ohne Weichbildänderung durchführen. Stimmte die 
Regierung darin der Stadt Charlottenburg zu, ſo ging ſie doch nicht ſo⸗ 
weit, auch den Zoologiſchen Garten ſelbſt, den Seepark und den Hippo⸗ 
drom von dem eigentlichen Tiergartenterrain trennen zu wollen. Die 
Rechtsverhältniſſe waren hier nicht ganz klare. Das Gelände des Zoolo⸗ 
giſchen Gartens gehörte urſprünglich zur Feldmark Charlottenburg, 
war 1742 von Friedrich II. für die Anlage einer Faſanerie angekauft 
worden), und gehörte auch nach feiner Umwandlung in einen Zoolo⸗ 
giſchen Garten zum Gutsbezirk Tiergarten. Das war durch Verfügung 
des Finanzminiſters vom 23. 6. 1872 feſtgeſtellt worden. Seine Bewohner 
aber wurden trotzdem nach Perſonenſtands⸗ und Steuerverhältniſſen 
zu Charlottenburg gerechnet. Für ſeine Zuteilung zu Berlin führte die 
Regierung an, daß die polizeiliche Überwachung nicht der ſchwachen 
Charlottenburger Polizei überlaſſen werden dürfte. Schon jetzt unter⸗ 
ſtand er, wie der Tiergarten, dem Berliner Polizeipräſidenten; kam der 
Tiergarten zu Berlin, durfte der Zoologiſche Garten nicht von ihm ge⸗ 
trennt werden. Auch der Hippodrom lag auf Charlottenburger Grund 
und Boden, der erſt 1842 von der Tiergartenverwaltung angekauft 
worden war, ohne dem Tiergarten ausdrücklich angegliedert worden 
zu ſein. Seine Grundſtücke ſtanden noch im Charlottenburger Grundbuch. 
Trotzdem war der Hippodrom nicht gut vom Tiergarten zu löſen, deſſen 
Zwecken er diente. Der Seepark ſchließlich bildete einen Teil des Guts⸗ 
bezirks Tiergarten. = 
Der Magiſtrat von Charlottenburg hatte ſchon am 22. 5. 1877 bei 
der Regierung gegen die Abtretung des Zoologiſchen Gartens und des 
Hippodroms Einſpruch erhoben. In einem Bericht an den Miniſter des 


1) Bericht vom 28. 2. 1879 an den Min. d. J. 
2) Vgl. Bogdan Krieger, Berlin im Wandel der Zeiten, Berlin o. J. 
(1923), S. 397ff. 
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Innern vom 3. 9. 1879 nahm er mindeſtens gewohnheitsrechtlich eine 
Zugehörigkeit des Zoologiſchen Gartens und des Seeparks zu Charlotten⸗ 
burg an. Er konnte ſich für den Seepark auf den klaren Wortlaut der 
Kabinettsorder vom 28. 1. 1860 berufen. Aber wenn es in dieſer Kabinetts⸗ 
order hieß, daß von der Eingemeindung nach Berlin der „zur Charlotten⸗ 
burger Feldmark gehörige Seepark“ ausgeſchloſſen ſein ſollte, ſo lag hier 
ein recht merkwürdiger Irrtum vor, der aus einem älteren Bericht der 
Regierung und einem Votum des Finanzminiſters vom 15. 6. 1858 in 
den Text der Kabinettsorder geraten war. Daß es ſich tatſächlich um einen 
Irrtum handelte, erkannte der Finanzminiſter unter dem 5. 5. 1879 an. 
Er fügte hinzu, daß der Seepark, das ehemalige „Elsbruch“, ſeit der Er⸗ 
weiterung der Faſanerie durch die Kabinettsorder vom 17. 1. 1832 vor⸗ 
übergehend zur Faſanerie gehört hätte, bis er 1841 infolge der Gründung 
des Zoologiſchen Gartens an die Tiergartenverwaltung zurückfiel. 

Der Gutsbezirk Tiergarten gehörte dem Kreiſe Teltow an. Kreis⸗ 
grenzen durften nach der Kreisordnung von 1872 nur durch Geſetz ge⸗ 
ändert werden. Die Regierung arbeitete deshalb auf Grund ihres von 
den Miniſtern des Innern und der Finanzen gebilligten Berichtes einen 
Geſetzentwurf aus, der unverändert am 15. 1. 1881 in Kraft trat. Die 
Eingemeindung des Hippodroms und des kleinen, jenſeits des alten Land⸗ 
wehrgrabens auf der Charlottenburger Feldmark liegenden Teils des 
Seeparks erfolgte, da zwiſchen den Beteiligten kein Einverſtändnis 
erzielt worden war, durch Kabinettsorder vom 2. 2. 1881, und die des 
bisher zu keinem Kommunalverband gehörenden Schloßbezirks Bellevue 
durch Verfügung des Miniſters des Innern vom 7. 2. 18810). 

Gleichzeitig mit dem Tiergarten hatte die Haſenheide, die ebenfalls 
fiskaliſcher Beſitz war, an Berlin angeſchloſſen werden ſollen. Der Magi⸗ 
ſtrat und beſonders die Stadtverordnetenverſammlung hatten lebhaftes 
Intereſſe daran, die Haſenheide zu erwerben, um ſie zu einem öffentlichen 
Park auszugeſtalten. Vorausſetzung dafür war, daß für die dort befind⸗ 
lichen Schießſtände an anderer Stelle Erſatz gefunden werden konnte. 
Daran war indeſſen nicht zu denken, vielmehr kaufte 1878 die Reichs⸗ 
militärverwaltung die Haſenheide an. Damit ſchied ſie für abſehbare 
Zeit aus allen Eingemeindungsplänen aus. 


1) Clauswitz, „Pläne“, S. 104ff. 
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Kleine Beiträge und Mitteilungen. 


Erich Foerfters Falkbiographie. 


Von Herman v. Petersdorff. 


Der Pfarrer und Konſiſtorialrat D. theol. Erich Foerſter, ordent⸗ 
licher Honorarprofeſſor für Kirchengeſchichte an der Univerſität Frank⸗ 
furt, hat zum hundertjährigen Geburtstage des Kultusminiſters Falk 
ein umfangreiches Lebensbild!) dieſer Perſönlichkeit erſcheinen laſſen, 
deren Name nächſt dem Bismarcks am meiſten mit der Geſchichte des 
Kulturkampfes verknüpft iſt, die aber auch in der Entwicklung der evan⸗ 
geliſchen Kirche und des preußiſchen Unterrichtsweſens eine bedeutſame 
Rolle geſpielt hat. Man durfte ein Werk über dieſen Mann aus der Feder 
eines Berufenen voller Spannung in die Hand nehmen. Und in der Tat 
erhalten wir in dem etwa 725 Seiten ſtarken Werke Foerſters, eines 
Sohnes des bekannten Mitarbeiters und Freundes Falks, des liberalen 
Miniſterialdirektors Franz Foerſter, ein Buch von außerordentlicher 
Inhaltsſchwere. Wenn man von Bismarcks „Erinnerungen und Ge⸗ 
danken“ abſieht, einem Dokument, das als letztes Vermächtnis des Reichs⸗ 
gründers einen beſonderen Platz einnimmt, iſt ſeit den Bismarckerinne⸗ 
rungen von Robert Lucius und den erſten ſechs Bänden der „Großen 
Politik der europäiſchen Kabinette“ kein ſo wuchtiges Quellwerk zur 
Geſchichte Bismarcks erſchienen. Foerſters Buch ſtellt zugleich eine denk⸗ 
würdige Quelle zur Würdigung Kaiſer Wilhelms I. dar. 

Foerſter war dadurch inſtand geſetzt, eine aufſchlußreiche Publikation 
vorzulegen, daß ihm der Nachlaß Falks zur Verfügung ſtand. Dieſer 
Nachlaß enthält nicht nur private Papiere, ſondern auch eine Fülle amt⸗ 
lichen Materials, das Falk abſchriftlich an ſich gebracht hat. Foerſter 
teilt mit, daß er den Nachlaß bei weitem nicht ausſchöpfen konnte. Mit 
der Zugänglichmachung weſentlicher Stücke dieſes ungeheuer wert⸗ 


1) Adalbert Falk. Sein Leben und Wirken als preußiſcher Kultus miniſter, 
dargeſtellt auf Grund des Nachlaſſes, unter Beihilfe des Generals d. J. Adalbert 
von Falk, von Erich Foerſter. 8°. XVI und 712 Seiten. Gotha, Leopold Klotz 
Verlag, 1927. Pr. geb. M. 20. — 
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vollen Nachlaſſes ift aber auch großenteils das Verdienſt dieſes Bio⸗ 
graphen Falks erſchöpft. Seine Darſtellung beſteht, abgeſehen von einigen 
Anſätzen zu zuſammenfaſſenden Überſichten, die gut geſchrieben find, 
in der Hauptſache nur in einer Zuſammenſtellung von Materialien, in 
der man ſich oft nur ſchwer zurechtfindet, weil die abgedruckten Dokumente 
nicht in zeitlicher Reihenfolge erſcheinen. Sehr vieles davon gehört 
ſtreng genommen gar nicht in eine Falkbiographie, ſondern allenfalls in 
eine Aktenpublikation etwa über den Kulturkampf. Der Verfaſſer hat 
ſelbſt bisweilen das Gefühl, daß die Ausbreitung des Aktenmaterials 
zu weit geht. Mit einer gewiſſen Unbarmherzigkeit beſchwert er die 
Darſtellung mit Zitaten aus Akten, Zeitungsartikeln, Parlamentsreden, 
und es hilft auch nicht piel weiter, wenn er beſänftigend Worte voraus⸗ 
ſchickt wie „nur einige Worte“, „eine Stelle“. Es handelt ſich bei den 
„wenigen Worten“ uſw. gewöhnlich um viele Seiten. 

Die einſchlägige Literatur wird nur mangelhaft verwertet. Man hat 
die Empfindung, daß der Kirchenhiſtoriker F. nur unvollkommen in der 
Bismarckliteratur zu Hauſe iſt. Vornehmlich werden nur die vier Werke 
Hahn, Majunke, Schulte, Kißling zitiert, die als Wald⸗ und Wieſen⸗ 
literatur für dieſes Gebiet bezeichnet werden können. Ein Werk z. B. 
wie Lucius’ Bismarckerinnerungen ſcheint F. nicht zu kennen. Der Be⸗ 
richt von Lucius über Bismarcks Außerungen zum Entlaſſungsgeſuch 
Falls am 30. Juni 1879 forderte doch geradezu zu einer Stellungnahme 
heraus. Ebenſo hat F. Tiedemanns beide Schriften anſcheinend nicht 
angeſehen; ſonſt hätte er z. B. die Entſtehung des erſten Sozialiſten⸗ 
geſetzes richtiger geſchildert. Er kennt nicht Herrmann Wageners „Er⸗ 
lebtes“; ſonſt hätte er wohl deſſen günſtiges Urteil über Falls Perſon 
angeführt. Ja, eine Stelle zeigt, daß er gar nicht weiß, wer Wagener 
war, obwohl dieſer in den von F. erwähnten Konferenzen wiederholt 
erſcheint, auch angegeben wird, daß er Irvingianer war. In einer An⸗ 
merkung (S. 78) bemerkt F. nämlich zu Wageners Namen: „Bekannt 
durch ſein Buch: Bismarck nach dem Kriege 1883“. Er verwechſelt den 
ehemaligen Kreuzzeitungsredakteur und Freund Bismarcks, einen Mann 
von allererſten Qualitäten, mit dem obſkuren Vielſchreiber Hermann 
Robolsky, von dem jene Schrift herrührt! F. kennt ferner nicht mein 
Buch über Kleiſt⸗Retzow. Sonſt hätte er wohl Notiz genommen von 
Blanckenburgs Bericht an Kleiſt über ſeinen Beſuch am Krankenlager 
Bismarcks April 1874. Er geht an Buſchs Tagebuchblättern vorüber, 
wo z. B. auf die Hagenſche Petitionsſache angeſpielt. wird, die nach Bis⸗ 
marck ein Grund zum Abſchiedsgeſuch Falks geweſen iſt. In der eng⸗ 
liſchen Ausgabe ſeiner Tagebuchblätter nennt Buſch auch den Namen 
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Hagen. Der zweite Band des Anhanges zu den „Gedanken und Erin⸗ 
nerungen“, der wichtige Falk betreffende Stellen enthält, wird auch nicht 
erwähnt. Die Friedrichsruher Ausgabe der Werke Bismarcks ſcheint F. 
unbekannt geblieben zu ſein, ſonſt würde er doch die von Willy Andreas 
geſammelten Geſpräche des Fürſten eingeſehen haben. Ebenſo hat er 
Poſchingers Publikation „Bismarck und der Bundesrat“ unbeachtet 
gelaſſen. Auch Gerhard Ritters Buch über Bismarck und die Konſerva⸗ 
tiven hätte er benutzen können. Unter dieſen Umſtänden iſt es begreif⸗ 
lich, daß er etwa ein Buch über die „Lebenserfahrungen“ des Fort⸗ 
ſchrittlers Eduard Windthorſt, der Falks Untergebener in Hamm war, 
und die bemerkenswerte Stelle in Kurd v. Schlözers amerikaniſchen 
Briefen, S. 152, überſehen hat. Zur allgemeinen Orientierung über 
die Mitarbeiter Falks hätte er auch auf R. Lüdicke, „Die preußiſchen 
Kultusminiſter und ihre Beamten im erſten Jahrhundert des Mini⸗ 
ſteriums“ hinweiſen ſollen. 

Die ungenügende Durcharbeitung des Stoffes und die geringe 
Literaturkenntnis ſind aber nicht die Hauptſchwächen der Biographie. 
Erſtaunlich im höchſten Maße iſt es, daß Verf. nicht einmal den Verſuch 
gemacht hat, die Akten des Kultusminiſteriums einzuſehen. Es unterliegt 
nicht dem geringſten Zweifel, daß ihm der Zugang gewährt worden wäre. 
Viele Fragezeichen wären dadurch hinfällig geworden, und die Ausbeute 
wäre vermutlich ungleich größer geworden. Die Frage, ob er dieſe Akten 
hätte benutzen ſollen, wird von F. wenigſtens noch aufgeworfen, wenn 
auch negativ beantwortet. Auf den Gedanken, die Akten des Kgl. Zivil⸗ 
kabinetts im Geh. Staatsarchiv zu benutzen, iſt er überhaupt nicht ge⸗ 
kommen; und doch enthält dies ungeheuer viel Material zur Kirchen⸗ 
politik, wie F. ſich ſelbſt ſagen konnte. Im Geh. Staatsarchiv beruht auch 
der Nachlaß des Präſidenten des Evangeliſchen Oberkirchenrats Emil 
Herrmann, dem in der Geſchichte Falks eine ſo große Rolle zufiel. Bliebe 
noch das Archiv des Evang. Oberkirchenrats ſelbſt, an deſſen Türen Falls 
Biograph auch hätte klopfen ſollen. So muß konſtatiert werden, daß die 
in Betracht kommenden amtlichen Akten, ſoweit nicht Abſchriften im 
Nachlaß Falks ſelbſt enthalten ſind, von Foerſter einfach übergangen 
wurden; das beeinträchtigt den Wert ſeiner Veröffentlichung erheblich. 
Er wollte etwas Abſchließendes liefern. Mit überraſchender Beſtimmt⸗ 
heit erklärt er am Schluſſe: „Dieſes Buch wird die Streitfrage zur Ent⸗ 
ſcheidung bringen, welchen Anteil Bismarck am Kulturkampf gehabt hat.“ 
Angeſichts der lückenhaften Heranziehung des amtlichen Materials 
wird doch noch ſehr abzuwarten ſein, ob Foerſter mit dieſer Behauptung 
recht behalten wird. | 
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Neben den angeführten Schwächen fallen andere weniger ins Ge⸗ 
wicht. Zu dieſen rechne ich den Mangel an Objektivität den Gegnern 
Falks gegenüber, den das Buch verrät, obwohl F. behauptet, daß er ſich um 
Tendenzfreiheit „bemüht“ habe. Ein Übelſtand iſt es ferner, daß Ver⸗ 
faſſer vielfach Begebenheiten als bekannt vorausſetzt, die den wenigſten 
gegenwärtig ſein können. Dasſelbe gilt von der Aufführung vieler 
Perſonen, die heute ziemlich unbekannt ſind, ohne nähere Kennzeichnung. 
F. ſchreibt ſozuſagen für Leſer, die ſeinerzeit im Getriebe der Falkſchen 
Politik geſtanden haben. Das iſt aber ſchon jetzt die Minderheit, und 
für dieſe iſt doch das Werk nicht allein beſtimmt. Nur zu oft unterläßt 
Verfaſſer es ſodann, Daten von Schriftſtücken und Ereigniſſen anzugeben, 
wo das erwünſcht, ja notwendig wäre. Zahllos ſind Angaben gemacht, 
für die der Zuſammenhang dem Leſer fehlt. Das erklärt ſich großenteils 
aus der loſen Aneinanderreihung der Aktenſtücke ohne genügende Durch⸗ 
arbeitung. Ganz verkehrt iſt es, wenn es S. 488 heißt: „Bismarck hatte 
einen Paſſus hineinſetzen laſſen (in den Antrag beim Bundesrate auf 
Auflöſung des Reichstages), der einen Schlag ins Geſicht der National⸗ 
liberalen enthält. Falk verlangte und erreichte die Streichung dieſes 
Satzes“, und nicht geſagt wird, wie dieſer Paſſus lautete. Ebenſo geht 
es nicht an, daß F. von dem „untergeſchobenen, ſpäter bis zum Überdruß 
zitierten Kaiſerwort Dem Volke muß die Religion erhalten werden“ 
ſpricht und erklärt, daß das Wort, nach Falks Mitteilung, „ſo nicht“ aus 
Wilhelms I. Munde gekommen ſei, wenn er nicht gleich hinzufügt, wie 
das Wort eigentlich gelautet hat. So bleibt nur der Eindruck parteiiſcher 
Befangenheit des Verfaſſers in dieſem wichtigen Punkte. Nur Flüchtig⸗ 
keit liegt vielleicht vor, wenn der Name des Rektors und Prorektors der 
Univerſität S. 637 nicht genannt wird. 

Das Regiſter iſt mit geringer Sorgfalt gearbeitet. Die Schreibung 
der Namen iſt vielfach ſalopp und unrichtig. Die Ausdehnung des Ge⸗ 
brauchs des Buchſtaben k für c auf Perſonennamen iſt unzuläſſig (z. B. 
Lukanus ſtatt Lucanus, Kampe ſtatt Campe, Skott ſtatt Scott). 

Einem ſeltſamen Irrtum iſt Verf. S. 355 verfallen. Da ſteht bei 
dem Bericht über die Kloſtergeſetzgebung 1876 über Kaiſer Wilhelm I. 
und ſeine Gemahlin zu leſen: „Der Kaiſer war in den letzten Jahren ein⸗ 
ſamer geworden und dadurch ihr (Auguſtas) Einfluß auf ihn gewachſen. 
Sie hatte jetzt wieder ſein Ohr nach langen Zeiten der Entfremdung, in 
denen nur des Kaiſers chriſtliche Gewiſſenhaftigkeit dem Gedanken an 
eine Scheidung widerſtanden hatte.“ Wer hat dem Verf. dieſe abrupte 
Vorſtellung eingeblaſen, daß W. I. je den Gedanken der Scheidung 
erwogen hat? Dergleichen zu ſchreiben, ohne poſitive Unterlagen zu 
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liefern, iſt ein Verfahren, das bei einem Hiſtoriker tief bedauert werden 
muß. Ein anderer befremdlicher Satz ſteht S. 501, wo von Wilhelm I. 
und ſeinem Sohn die Rede iſt. Dort heißt es: „Er (Falk) fühlte während 
der ganzen Zeit beſonders ſtark den Mangel eines herzlichen Verhält⸗ 
niſſes zwiſchen Vater und Sohn, den Fluch des Hohenzollernerbes (h), 
der ſchon das Verhältnis zwiſchen Friedrich Wilhelm III. und ſeinem 
älteſten Sohne ſo tief getrübt hatte.“ Gerade auf dieſe beiden Mitglieder 
des Geſchlechts traf jene Erſcheinung, welche Foerſter als „Fluch“ des 
Hohenzollernerbes bezeichnen zu müſſen glaubt, nicht zu. Friedrich 
Wilhelm III. ſchaute mit väterlichem Stolze auf ſeinen Erben, der dem 
Vater ſtets mit kindlicher Pietät begegnete. Er glaubte in „ſeinem Fritz“ 
überlegenes ſtaatsmänniſches Talent zu entdecken. Man iſt zunächſt ver⸗ 
ſucht, eine ſtarke Unkenntnis der preußiſchen Geſchichte bei dem Verf. 
anzunehmen. Da man es aber mit dem verdienſtvollen Autor des zwei⸗ 
bändigen Werkes „Die Entſtehung der preußiſchen Landeskirche“ zu tun 
hat, iſt man geneigt zu glauben, daß hier verſehentlich Friedrich Wil⸗ 
helm III. ſtatt I. gedruckt iſt. In dieſer Annahme wird man jedoch wieder 
ſchwankend, wenn man eine Stelle anſieht (S. 203), wo von dem Miß⸗ 
trauen Friedrich Wilhelms III. gegen ſeinen älteſten Sohn geſprochen 
wird. Das bezieht ſich auf die Kirchenpolitik des dritten Friedrich Wilhelm 
und ſeines Miniſters Altenſtein, der der Kronprinz abhold war. Darum 
aber von einer „tiefen Trübung“ des Verhältniſſes zwiſchen Vater und 
Sohn zu reden, iſt abwegig. 

In das Gebiet der Irrtümer fallen noch verſchiedene Angaben im 
erſten Kapitel. So wird S. 47 der Beckerſche Mordverſuch auf Wilhelm J. 
in den März 1862 verlegt, während er am 14. Juli 1861 erfolgte, und 
S. 58 wird geſagt, daß „Karl Blind“ am 16. Mai 1866 ein Attentat auf 
Bismarck ausgeübt habe, während Ferdinand Cohen, der Stiefſohn 
Karl Blinds, die Untat am 7. Mai 1866 beging. Dieſe Irrtümer ſind 
aber nicht direkt auf Rechnung Foerſters zu ſetzen, ſondern auf die des 
Sohnes von Falk. Damit berühren wir noch eine beſondere Seite des 
Buches. Es liegt die eigentümliche Tatſache vor, daß die ganze Entwick⸗ 
lung Falls bis zur Ernennung zum Miniſter, die im Eingangskapitel 
behandelt wird, vom Sohne des Miniſters geſchrieben iſt, wie F. im 
Vorwort bemerkt. Als Militär iſt der Sohn begreiflicherweiſe nicht ſo 
mit den geſchichtlichen Tatſachen vertraut. Hier hätte F. aber unleugbar 
eingreifen können. Die Schilderung des Lebens bis zur Erlangung der 
Miniſterwürde hat der Sohn mit Liebe durchgeführt. Es liegt aber in 
der Natur der Sache, daß manche Partien in dieſem Abſchnitte zu kurz 
kamen, über die man gern Näheres erführe. So enthält dieſes Kapitel 
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nicht ein Wort über die Vorleſungen und Dozenten, welche Falk in der 
Univerſität gehört hat. Gerade das und noch manches andere, was für 
den Bildungsgang und die innere Entwicklung Falks von Wichtigkeit 
wäre, verdiente einen Platz in einer Falkbiographie großen Stils. Auch 
hier hätte nicht nur der Nachlaß, ſondern auch amtliches archivaliſches 
Material herangezogen werden können. 

Nach dieſen Ausſtellungen können wir uns mit dem Inhalte des 
Werkes näher befaſſen. Freilich iſt der Raum zu beſchränkt, um es in 
wünſchenswerter Ausführlichkeit zu tun. Da iſt die Geſtalt des Helden. 
Der Geſamteindruck, den man von ihr empfängt, iſt vorwiegend wohl⸗ 
tuend: eine lautere, begabte, energiſche, mit großer Arbeitskraft aus⸗ 
gerüftete, tapfere und nicht zuletzt fromme germaniſche Perſönlichkeit. 
Mit lapidaren Worten hat der Griffel des politiſchen Meiſters, mit deſſen 
Wirken ſich fein Schidfal verkettete, Falks Weſen in feinen „Gedanken 
und Erinnerungen“ feſtgehalten. Das dort gegebene Charakterbild iſt 
im weſentlichen wahrheitsgemäß und wird auch von F. als in der Haupt⸗ 
ſache richtig anerkannt. Man wird es doch wieder bewundern müſſen, 
wie der greiſe Altreichskanzler aus dem Gedächtnis die Dinge zutreffend 
zu ſchildern vermochte. Allerdings wird man nicht ſagen können, daß 
Falk eine überragende Perſönlichkeit geweſen iſt. Das zeigt ſich gewiſſer⸗ 
maßen auch in feinem Außeren. Seine Geſichtszuge, namentlich die der 
ſpäteren Zeit, haben neben einer gewiſſen Kleinbürgerlichkeit etwas 
Starres, um nicht zu ſagen einen Zug des Fanatiſchen an ſich. Leider 
bringt die Biographie keine Probe ſeiner Schriftzüge. 

Aus dem Hungerleben eines preußiſchen Juſtizbeamten kam der 
gebürtige Schleſier, deſſen Familie aus pommerſchem Bauernblut 
ſtammte und der wie ſein Vorgänger Mühler auf dem Friedrichsgym⸗ 
naſium und der Univerſität zu Breslau vorgebildet war, ins Miniſterium, 
nicht ohne daß ihm dabei neben Fleiß und Tüchtigkeit ſein ſchon auf der 
Schule hervortretender Ehrgeiz behilflich geweſen wäre. So ſtellte er 
ſich, wie der Sohn mitteilt, 1858 in Lyck ſelbſt als Kandidaten für die 
Abgeordnetenwahl auf. Und auch die Bemerkung des Sohnes: „es ge⸗ 
lang ihm, zum Mitglied der Budgetkommiſſion gewählt zu werden“, 
deutet darauf hin, daß Falk es darauf abſah, ſich eine Stellung zu ver⸗ 
ſchaffen. Glück kam hinzu. Ihm fiel die Organiſation der Lauenburgiſchen 
Rechtspflege zu. Er wurde infolgedeſſen mit Bismarck bekannt und ge⸗ 
wann bei dieſem durch ein Gutachten über die Lauenburger Domänen⸗ 
frage einen Stein im Brett. Der Kanzler wußte ſeine Perſon dem König 
ſchmackhaft zu machen durch den Hinweis auf ſeine gute Haltung im 
Militärkonflikt. Vor die Frage geſtellt, Miniſter zu werden, legt er dem 
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Kanzler die Gegenfrage vor: „Was erwartet man von mir?“ Antwort: 
„Die Rechte des Staates der Kirche gegenüber wieder herzuſtellen, und 
zwar mit möglichſt wenig Geräuſch.“ 

Man empfängt doch den Eindruck, daß Falk ohne genügende Vor⸗ 
bereitung in den Kampf gegangen iſt. Das erkennt F. ſelbſt an, indem er 
bei Schilderung der von Falk berufenen grundlegenden Konferenz vom 
3. Auguſt 1872 das Mißliche hervorhebt, daß kein Katholik, kein evange⸗ 
liſcher Theologe darin ſaß: „Der Kampf war da.“ Es wäre wohl noch mehr 
hervorzuheben geweſen, daß das Mitglied der Konferenz, der Juriſt 
Emil Friedberg, der Hauptberater Falks bei der Maigeſetzgebung war, 
ebenſo wie man gewünſcht hätte, daß zum mindeſten die Perſönlichkeit 
dieſes Beraters, vielleicht auch die eines andern, des feinſinnigen Hübler, 
mit einigen Strichen geſchildert worden wäre. Es gibt auch zu denken, 
daß Herrmann Wagener in dieſen Anfängen des Kulturkampfes mit⸗ 
beriet. Das macht es verſtändlich, warum gerade in der Kreuzzeitung, 
noch zu Mühlers Zeiten, am 19. Juni 1871 (Foerſter gibt den 22. Juli an) 
die Kampfanſage gegen Rom erſchien. Dieſer Zuſammenhang entgeht F., 
der ja nichts von Wagener weiß, völlig. Man verſteht es jetzt um ſo mehr, 
daß Bismarck den Verluſt Wageners durch die bekannte Laskerſche Attacke 
ſo ſchwer empfand. Bismarcks Ziel in dem ihm aufgedrungenen Kampfe 
war weitgehend. Das haben Max Lenz, Erich Marcks, Adalbert Wahl, 
dieſer in ſeiner 1920 erſchienenen Schrift „Vom Bismarck der ſiebziger 
Jahre“, gegen die ſich F. in Verteidigung des kirchenpolitiſchen Streites 
ſcharf ablehnend verhält, bereits hervorgehoben. Er gedachte das deutſche 
Einigungswerk zu vollenden. Der große Staatsmann hat ſich aber, wie 
das Marcks ſchon ſeinerzeit ausgeführt hat, von ſeiner Kampfesluſt nur 
allzuſehr fortreißen laſſen, ſo daß der Grundſatz, den er bei Berufung 
Falls aufſtellte, „mit möglichſt wenig Geräuſch“ vorzugehen, bald völlig 
preisgegeben wurde. In den Einzelheiten hat er dem Miniſter zweifellos 
viel zu freie Hand gelaſſen. Man darf in dieſer Hinſicht ſeinen häufigen 
Außerungen während des Kulturkampfes und nach Einſtellung desſelben, 
daß ihm das Verfahren Falks vielfach nicht behagte, doch wohl unbedenk⸗ 
lich Glauben ſchenken. Einige der mitgeteilten Schreiben zeigen deutlich 
ſeine Bedenken gegen manche Maßregeln Falks. Der juriſtiſche Formalis⸗ 
mus hat ſicher ein gerüttelt Maß pſychologiſcher Fehler begangen. Das 
Ordensgeſetz wird auch von F. als verfehlt anerkannt. In der Geſamt⸗ 
haltung hat Bismarck indes dem Miniſter in dem kirchenpolitiſchen 
Kampfe bis zuletzt die Stange gehalten. Das Buch Foerſters bringt 
den Beweis, daß Falk nicht wegen des Kulturkampfes gefallen iſt, ſondern 
durch die verfehlte Taktik der nationalliberalen Partei unter Bennigſens 
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Führung. Lasker hat der Kulturkampfpolitik von hinten den Dolchſtoß 
verſetzt. Die Niederlage des Staates wäre nicht ſo ſchwer geworden, 
wenn nicht die liberale Partei ſo kurzſichtig im Wahrnehmen des Staats⸗ 
gedankens und in der Wirtſchaftspolitik geweſen wäre. 

Neben dem Kulturkampf nimmt breiten Raum die Schilderung der 
Behandlung der Verhältniſſe in der evangeliſchen Kirche ein. Hier tritt 
beſonders die Perſon des alten Kaiſers in Erſcheinung. Der Wider⸗ 
ſacher Falls iſt Kögel. Es kann doch wohl nicht beſtritten werden, daß 
Falk in dem Kampfe gegen die evangeliſchen kirchlichen Gegner ungeſchickt 
und engherzig operiert hat. In dieſem Kampfe hat er ſich das Vertrauen 
des Kaiſers verſcherzt. Während desſelben ſpielt Edwin Manteuffel, 
wie Ludwig Dehio in der „Deutſchen Rundſchau“ (Band 206) gezeigt 
hat, eine bedeutſame Rolle. Auf den Ergebniſſen der Forſchung Dehios 
fußt Foerſters Darſtellung dieſer Verhältniſſe. Ich muß aber Dehio 
beitreten, wenn F. die Bezeichnung Kamarilla nicht gut heißen will. 
Etwas verwundert lieſt man, wenn F. davon ſpricht, Edwin Manteuffel 
hätte hier „von neuem“ eine verhängnisvolle Rolle geſpielt. Es liegt da 
wohl bei ihm eine Reminiſzenz an das Tweſtenſche Wort von dem „ver⸗ 
hängnisvollen Manne an der verhängnisvollen Stelle“ vor. Das ſind 
ja alte, wiſſenſchaftlich längſt abgetane Geſchichten. Als Chef des Militär⸗ 
kabinetts hat Edwin Manteuffel doch eine ſehr verdienſtliche Tätigkeit 
geübt. Neu ſind einige Mitteilungen Foerſters (S. 557), die auf ein 
Doppelſpiel des ehrgeizigen Feldmarſchalls ſchließen laſſen. Aber auch 
gegen Falks Taktik ſteigen gelegentlich Bedenken auf, ſo wenn man ſein 
Schreiben an Bismarck vom 7. Mai 1878 lieſt, deſſen Faſſung offenſicht⸗ 
lich darauf berechnet iſt, bei dem Kanzler Verſtimmung gegen den Kaiſer 
zu erregen. Es ſtimmt auch nachdenklich, daß dem Kaiſer durch den 
Staatsſekretär v. Bülow der Glaube beigebracht wird, Falk wäre gleich 
von Anfang an für das Sozialiſtengeſetz eingetreten, während Falk 
dagegen war und in der Sitzung des Staatsminiſteriums nur nicht ab⸗ 
ſtimmte, und daß er den Monarchen wohl in ſeiner irrigen Auffaſſung 
belaſſen hat. 

Die außerordentliche Kompliziertheit der innerpolitiſchen Lage in 
jener Zeit (um 1878) wurde durch die Attentate Hödels und Nobilings 
ins Ungemeſſene geſteigert. Man ſtaunt über den einundachtzigjährigen 
Kaiſer, der den Faden in dieſem Wirrwarr nicht verlor, und begreift, 
daß ein Mann von der Genialität Bismarcks erforderlich war, um die 
ſich auftürmenden Schwierigkeiten zu meiſtern. 

Trotz der parteiiſchen Befangenheit, die Falk in den Angelegenheiten 
der evangeliſchen Kirche verriet, kann man aber doch dem Urteil ſeines 
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Biographen beipflichten, daß er weſentliche Verdienſte um dieſe Kirche 
hat, die ihm bei ſeinen Lebzeiten keinen Dank zollte. Mit ſeinem ver⸗ 
trauteſten Freund, dem Unterſtaatsſekretär Sydow, und dem Oberkirchen⸗ 
ratspräſidenten Herrmann zuſammen wurde er ein Wegebereiter der 
Trennung von Kirche und Staat. 

Von jeher unbeſtritten ſind ſeine Verdienſte um die Hebung des 
Standes der Volksſchullehrer, von denen ihm in Hamm, wo er nach 
ſeinem Scheiden aus dem Miniſterium noch lange Jahre als Oberlandes⸗ 
gerichtspräſident wirkte, ein Denkmal errichtet wurde. Das dortige 
Standbild erweckt von ihm nach der Abbildung den Eindruck eines ele⸗ 
ganten Weltmannes, der er wohl nicht geweſen iſt. „Den Lehrern Preu⸗ 
ßens“ iſt Foerſters Buch gewidmet. 


Noch ein letztes Zeichen des Ehrgeizes, der in Falk ſteckte, lernen wir 
kennen in ſeinem Verſuch, die Stellung eines Reichsgerichtspräſidenten 
zu erhalten. Man erſieht nicht ganz die Gründe, weswegen man dieſen 
Wunſch nicht erfüllt hat. Die verhältnismäßig beſcheidene Wirkſamkeit 
im ſtillen Hamm empfand er auf die Dauer doch als Zurückſetzung. In 
ihm lebte aber das ſtolze Gefühl, einſt eine Volkstümlichkeit genoſſen 
zu haben, wie ſie wenigen Miniſtern zuteil wurde. Ihr greifbarſter 
Ausdruck war die Tatſache geweſen, daß ihn 1873 nicht weniger als ſieben 
Wahlkreiſe zum Abgeordneten wählten. In dieſem Stolze hatte er bei 
ſeinem Abgange den ihm angebotenen Adel abgelehnt: man kenne ihn 
ſeit langem in der Welt als den „Kultusminiſter Dr. Falk“. Er wünſchte 
die Auszeichnung auch nicht für ſeinen Sohn. 


Vor einer bitteren Stimmung gegen Bismarck ſuchte er ſich zu be⸗ 
wahren. „Bismarck hat mir viel vorgeworfen, Undankbarkeit ſoll er mir 
nicht vorwerfen“, hat er geäußert. So hüllte er ſich, ſeitdem er aus dem 
Miniſterium geſchieden war, in vornehmes Schweigen, ein ſchöner Zug, 
der ihm nicht vergeſſen werden wird. Nur zweimal fühlte er ſich bewogen, 
das Schweigen zu brechen. Das eine Mal geſchah es kurze Zeit vor ſeinem 
Tode in der „Deutſchen Revue“ nach dem Erſcheinen der „Gedanken und 
Erinnerungen“. Damals führte unberechtigte Empfindlichkeit ſeine Hand, 
was auch ſein Biograph betont. Es mutet etwas ſonderbar an, daß F., 
wie er bekennt, jene Veröffentlichung von 1899 erſt 1912 kennengelernt 
hat. Bekannter iſt Falks erſtes Hervortreten aus der Zurückhaltung am 
3. Oktober 1896. Seine damalige Erklärung, die weithin einen vorzüg⸗ 
lichen Eindruck machte, war gegen eine Mitteilung der „Germania“ 
gerichtet und erfolgte in einem weſtfäliſchen Blatte auf eine in den „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ von Bismarck veranlaßte indirekte Aufforderung. 
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Wie Schon angedeutet, nimmt ein Hauptintereſſe in dem Buche die 
lebendige Beteiligung des greiſen Kaiſers an der Politik in Anſpruch. 
Bismarck äußert einmal, der Monarch betrachte Armee, Diplomatie und 
Kirche als ſein Gebiet. Hier lernen wir kennen, wie leidenſchaftlich 
Wilhelm I. ſich um die Angelegenheiten der Kirche kümmerte. Zahlloſe 
Schrififtüde gingen Falk von ſeinem kaiſerlichen Herrn zu. Es find in 
erſter Linie zu nennen die Randbemerkungen des Kaiſers zu zwei Denk⸗ 
ſchriften des Evang. Oberkirchenrates aus dem Auguſt⸗September ſowie 
aus dem November 1877 (S. 395—409 und S. 417—425), ergreifende 
Dokumente, wie ſie in dieſer Weiſe wohl niemals aus der Feder eines 
achtzigjährigen Herrſchers gefloſſen ſind. Ihnen ſtellt ſich gleichwertig 
zur Seite das Schreiben an Falk vom 11. und 12. Januar 1878 (S. 433 
bis 436) und an Bismarck vom 1. Mai 1878 (S. 467—471). Für jene 
Randbemerkungen liegt das ausdrückliche Zeugnis des Kaiſers vor, daß 
er ſie ohne Kenntnis irgendeines anderen Menſchen zu Papier gebracht 
hat. Aber auch die genannten Schreiben an Falk und Bismarck ſind ganz 
aus dem Geiſte des edlen Monarchen geboren. Niemand kann dieſe 
Erzeugniſſe der Gewiſſensnot Wilhelms I., der ſich um die Seele, die 
Zukunft ſeines Volkes bangte, leſen, ohne von dem ungeheuren ſittlichen 
Ernſt und Verantwortungsgefühl, das ſich darin kundgibt, erſchüttert 
zu werden. | Ä 

Um dieſe vier großen ſchriftlichen Kundgebungen des Monarchen an 
ſeinen Ratgeber ranken ſich viele über das ganze Buch verſtreute Hand⸗ 
billets an den Kultusminiſter, die dieſem meiſt recht unbehaglich waren, 
ſowie an andere Perſonen und eine Anzahl von Falk mitgeteilter Unter⸗ 
redungen des hohen Herrn, namentlich mit dem Unterſtaatsſekretär 
Sydow. Sehr merkwürdig iſt ein Geſpräch mit dem Feldprobſt Thielen 
vom 13. Dezember 1877 (S. 430f.). Der Kaiſer äußerte dabei: „Als er 
zum Thron gekommen, habe er Gott gebeten, ihn mit Konflikten mit der 
Kirche zu verſchonen, über welche ſein Bruder verrückt geworden ſei, 
und nun ſei zuerſt der Konflikt mit der Römiſchen Kirche gekommen, in 
den er ſchweren Herzens eingetreten ſei, von dem er ſich aber überzeugt 
habe, daß er notwendig und ſeine Pflicht ſei, dergeſtalt, daß er felſenfeſt 
in demſelben bliebe, ſoviel man ſich auch Mühe gebe, ihn wankend zu 
machen. Ebenſo felſenfeſt ſtehe er aber auch in der Hoßbachſchen Sache. 
Er ſei achtzig Jahre alt und komme bald vor Gottes Gericht. Er könne es 
nicht verantworten, daß ein Mann wie Hoßbach Geiſtlicher in Berlin 
bleibe... Der Oberkirchenrat müſſe fallen oder er würde feine Krone 
niederlegen. Sein Sohn ſei alt genug, gehe aber freilich in dieſen Dingen 
andere Wege uſw.“ 
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Kaum minder beachtenswert als die Schreiben und Geſpräche des 
Kaiſers ſind die mitgeteilten Briefe und Außerungen Bismarcks. Hervor⸗ 
heben möchte ich daraus die Erklärungen Bismarcks in einer Sitzung 
des Staatsminiſteriums vom 28. April 1869 zur Frage der Kirchenver⸗ 
faſſung: „Keine Erörterung der innerkirchlichen Verfaſſungsfragen im 
Staatsminiſterium. Spezialiſierter Geſetzentwurf über die Auseinander⸗ 
ſetzung von Staat und Kirche. Ausſtattung der Kirche mit den Mitteln 
der Selbſtverwaltung.“ F. bemerkt dazu richtig: „Er wollte Entlaſtung 
des Staates von der Sorge für die Kirche und deshalb Entſtaatlichung 
der Kirche“, und meint, ſicher auch zutreffend, der Kanzler habe dieſe 
Ideen nicht mit der ihm eigenen Kraft vertreten, mit Rückſicht auf den 
König, dem er als Altlutheraner verdächtig war und mit dem er ſchon genug 
Reibungen hatte. Wichtig iſt ferner das Schreiben vom 11. Auguſt 1872 
(S. 129 ff.). Darin heißt es: „Ich habe in ſchlafloſen Nächten über E. E. 
Schreiben vom 5. d. M. nachdenken können... Wenn es gleichwohl 
gelänge, ſo hielte ich es doch ſtrategiſch betrachtet für den Staat nicht nütz⸗ 
lich, die Bevölkerung durch einen Notſtand, der ſich im Familienleben 
fühlbar macht, in Mitleidenſchaft zu ziehen. Wir müſſen vielmehr die 
Zahl unſerer Gegner nicht mehr und nicht eher vermehren, als es un⸗ 
umgänglich iſt. Es würde die ganze katholiſche Bevölkerung der Diözeſe 
von Übelſtänden betroffen werden, welche ſelbſt von den der Prieſter⸗ 
herrſchaft abgeneigten Katholiken unwillig ertragen werden...” Bei 
der Vorlegung eines Geſetzentwurfs über die Vorbildung und Anſtellung 
der Geiſtlichen läßt Bismarck Ende Oktober 1872 durch Bucher mitteilen, 
er könne ſich mit der Beſchränkung des Entwurfs auf katholiſche Geiſt⸗ 
liche nicht einverſtanden erklären, da er höchſten Wert darauf lege, daß 
das Geſetz nicht die Natur einer bill of atteinder gegen eine einzelne Kon⸗ 
feſſion habe.“ Ungemein lehrreich ſind mehrere Stellen für des Kanzlers 
Haltung in der Frage der Zivilehe, ſo S. 163, 217f. Er hat perſönlich 
ſeinen alten ablehnenden Standpunkt feſtgehalten, aber, wie er ja auch 
ſpäter öfter erklärt hat, aus taktiſchen Gründen nachgegeben. Falk gab 
dem Staatsſekretär v. Bülow, der ihn im Auftrage Bismarcks im No⸗ 
vember 1873 aufſuchte und zum Einlenken in der Frage der Zivilehe 
zu beſtimmen ſuchte, zu verſtehen, daß er die Verantwortung dafür nicht 
übernehmen könne. Daß Bismarck hierin eine Rücktrittsdrohung er⸗ 
blickte, wie er ſpäter erklärte, kann nicht wundernehmen. Sehr charakte⸗ 
riſtiſch iſt ferner das Schreiben über das defenſive Verhalten der evange⸗ 
liſchen Kirche im Kampfe gegen Rom kurz nach dem Kullmannſchen 
Attentat (S. 239ff.). Ein klaſſiſches Dokument für den bewundernswerten 
Scharfſinn des Kanzlers liegt in einem Diktat vom 8. Auguſt 1878 vor, 


Kleine Beiträge und Mitteilungen. 347 


in dem er fich über den Charakter des Zentrums äußert. In dieſem Schrei⸗ 
ben betrachtet er freilich den Notſtand, der im Familienleben der Katholiken 
durch den Kulturkampf gezeitigt wurde, offenbar mit geringerer Beſorg⸗ 
nis als in dem ſechs Jahre vorher geſchriebenen. Ganz ähnlich wie am 
8. Auguſt äußert er ſich über das Zentrum am 29. Auguſt 1878 im Ge⸗ 
ſpräch mit Falk in Gaſtein. Im Dezember 1878 ſetzte er alles daran, Falk, 
der wegen der Haltung des Monarchen in der Beſetzung der Oberkirchen⸗ 
ratsſtellen abgehen wollte, im Amt zu erhalten. Nach einem Privat⸗ 
briefe an den Miniſter ließ er ihn durch ſeinen Stellvertreter Graf Stol⸗ 
berg bearbeiten und ſpielte dann das Staatsminiſterium gegen ihn aus. 
Die Steigerung der Druckmittel muß man bei F. leſen, um die virtuoſe 
Taktik Bismarcks zu erkennen. 

Zu den vielen vertraulichen Auslaſſungen des Kanzlers — bei 
denen er ſich manchmal recht zwanglos gehen ließ — gehört auch der in 
einem Schreiben Tiedemanns vom 6. November 1877 (S. 364f.) erwähnte 
Gedanke des Kanzlers, den Papſt für den Umfang des preußiſchen 
Staates abzuſetzen. Ofſenbar hat das Bismarck nicht ernſt gemeint. 

Ein näheres Verhältnis zwiſchen Falk und Bismarck hat ſich niemals 
herausgebildet. Der Kanzler behielt für Falk immer etwas Unheimliches. 
Seit der Umbildung des Miniſteriums 1878 blieb ein Stachel bei Falk 
zurück, der durch das Verhalten des überreizten Bismarck während der 
damaligen Verhandlungen entſtand. Vornehmlich fühlte ſich Falk durch die 
rückſichtsloſe Behandlung, die der Kanzler dem mit dem Kultusminiſter 
befreundeten Achenbach widerfahren ließ, verletzt. Hinzu kam eine 
Zwiſchenträgerei Bennigſens. Dieſer äußerte nämlich am 4. April 1878 
zu Falk, eine perſönliche Neigung habe Bismarck zu ihm (Falk) in keiner 
Weiſe. Der Ton, den Bismarck Falk gegenüber fand, iſt für ſeine Art 
aber doch bemerkenswert warm und achtungsvoll. „Möge die Sache 
kommen“, ſo ſchloß er am 29. Auguſt 1878 ſeine Unterredung mit ihm 
in Gaſtein, „wie ihm wolle, meine Unterſtützung und Dankbarkeit iſt 
Ihnen ſicher. Sie erhalten von mir feinen faux bon. Sie haben nach 
oben Not, ich mit dem Reichstage. Von uns beiden aber wird es heißen: 
Impavidum feriant ruinae.“ In einem Schreiben an Stolberg aus dem 
Dezember 1878 äußert der Kanzler mit der deutlichen Abſicht, daß die 
Worte zur Kenntnis des Kultusminiſters gelangten: Er könne nicht 
glauben, daß Falk jetzt zurücktreten werde, wo er ſich erſt durch ſeine 
neuliche mannhafte Rede die Zuſtimmung aller Verſtändigen erworben 
habe. Falks Tapferkeit erkannte er auch warm in ſeinem Schreiben an 
Wilhelm I. vom 13. Juli 1879 bei der Entlaſſung und auch wieder in 
den „Gedanken und Erinnerungen“ an, hier auch unter Hervorhebung 
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ſeiner Befähigung: ſolche Minifter wie Falk wüchſen in Deutſchland 
nicht wild. 

„Sie haben nach oben Not“, ſagte Bismarck am 29. Auguſt 1878 zu 
Falk. Das bezog ſich im weſentlichen auf den Kaiſer. Mit ſprach dabei 
aber auch die Stellung Falls zur Kaiſerin Auguſta. Dieſe hat ihn von 
Anfang an wegen ſeiner Kirchenpolitik mit ausgeſuchter Unfreundlichkeit 
behandelt. Das Buch Foerſters bringt dafür eine Fülle von Material. 
Falk litt darunter ſehr. Anders geſtaltete ſich das Verhältnis des Miniſters 
zum Thronerben, der Falk ſehr ſchätzte, bei dem dieſer aber immer wieder 
Feſtigkeit gegenüber Rom vermißte. Auch hierfür liefert die Biographie 
allerlei Material. Falk fühlte ſich von dem kronprinzlichen Paare im Stiche 
gelaſſen bei ſeiner Politik. Er erinnerte ſich, daß er 1872, als er nicht gleich 
ſtrenge Maßregeln ergriff, aus dem kronprinzlichen Kreiſe heraus der 
Feigheit geziehen wurde. Auch auf die Stellung des Großherzogs von 
Baden fällt verſchiedene Male Licht. Sehr intereſſant iſt es zu erfahren, 
eine wie einflußreiche Rolle der Chef des Zivilkabinetts Wilmowski 
in den kirchlichen Dingen geſpielt hat. Der ging in der Kirchenpolitik 
ſtrikt mit Bismarck und Falk, kaum daß er einmal im Falle Herrmann von 
Falks Anſicht abwich, und verlor infolgedeſſen ſchließlich einigermaßen 
das Vertrauen ſeines kaiſerlichen Herrn. An der Kaiſerin übte Wilmowski 
ſogar in ſeinen Briefen an Falk gelegentlich ironiſche Kritik. Wilmowski 
hat es bewirkt, daß Falk Ende Mai 1878 ſein erſtes Entlaſſungsgeſuch 
zurückgeſtellt hat. 

Ein literariſches Denkmal iſt Adalbert Falk nun geſetzt. Er verdiente 
ein ſolches. Wir hätten es in mancher Beziehung anders gewünſcht. 
Schwerlich wird der Verſuch noch einmal gemacht werden. Immerhin 
ſteht das Foerſterſche Werk erheblich über anderen Werken dieſer Art, 
z. B. dem, das ſeinem Widerpart Kögel durch deſſen Sohn gewidmet 
worden iſt, das wohl zu früh entſtand und darum mehr Zurückhaltung 
üben mußte; Falk iſt auch eine geſchichtliche Figur anderen Ausmaßes 
als der Oberhofprediger, eine ſo wichtige Rolle dieſem immerhin zuge⸗ 
fallen iſt. Aus mehr als einem Grunde dürfen wir Foerſter Dank aus⸗ 
ſprechen, daß er ſich dieſer ſchwierigen Arbeit unterzogen hat, nämlich 
nicht nur dafür, daß er das Bild des wackeren Mannes feſtzuhalten ſuchte, 
ſondern noch mehr deshalb, weil er uns reiches Material zur Geſchichte 
Bismarcks nach 1870 erſchloſſen hat. Man legt das Buch aus der Hand 
mit geſteigerter Bewunderung für die gewaltige Arbeit, welche Bismarck 
geleiſtet hat. Man ſpürt, daß es noch lange währen wird, ehe man dieſe 
Arbeit in ihrem ganzen Umfange zu ergründen und zu würdigen vermag. 
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Berichte Hiſtoriſcher Kommiſſionen. 


Bericht über die Sitzung der Hiſtoriſchen Kommiſſion für die Provinz 
Brandenburg und die Reichshauptſtadt Berlin vom 22. Oktober 1927. 
Stand der wiſſenſchaftlichen Unternehmungen. 


1. Märkiſche Bibliographien. Die von Herrn Dr. Rud. Lehmann- 
Senftenberg bearbeitete Bibliographie der Niederlauſitz liegt jetzt im 
Druck vor. (Sie iſt inzwiſchen ausgegeben.) 

2. Für die Fertigſtellung der vom Verein für Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg herausgegebenen Regeſten der Markgrafen von Brandenburg wird 
ein Zuſchuß bewilligt. Es ſtehen mit Regiſter noch etwa 2 Lieferungen aus. 
An Stelle des erkrankten Prof. Dr. Krabbo wird Herr Staatsarchivrat Dr. Winter 
die Fortführung übernehmen. 

3. Quellen und Forſchungen zur Geſchichte Berlins. Die Heraus⸗ 
gabe der älteſten Berliner Stadtrechnungen durch Herrn Dr. Girgen- 
ſohn wird beſchloſſen. In Ausſicht genommen wird die Herausgabe eines 
Berliner Häuſerbuches. Eine Arbeit über das Privatrecht des Berliner 
Stadtbuches von Referendar Seeboth wird im Laufe des Winters fertig⸗ 
geſtellt ſein. 

4. Acta Brandenburgica. Der erſte von Herrn Archivdirektor Dr. 
Klinkenborg bearbeitete Band (1604 — 1606) iſt fertiggeſtellt. (Inzwiſchen 
ausgegeben.) Eine zweite Serie für die Zeit des Kurfürſten Georg wird in 
Ausſicht genommen. 

5. Inventariſation der nichtſtaatlichen Archive. Die Arbeiten in 
den Kreiſen Königsberg (Dr. Jahn), Stadt Brandenburg a. H. (Dr. Neu⸗ 
mann), Oſtprignitz (Dr. Schultze und Dr. Wentz), Ruppin (Dr. P. Meyer), 
Stadt Kottbus (Stadtarchivar Schmidt), Kreis Kalau (Dr. R. Lehmann) 
ſind fortgeführt. Die Inventare von Stadt Brandenburg und Kreis Oſtprignitz 
werden vorausſichtlich 1928 fertiggeſtellt ſein. 


6. Hiſtoriſcher Atlas der Provinz. Die Karte der Verwaltungs- 
einteilung von 1815 unter Berückſichtigung der Verhältniſſe des 18. Jahr⸗ 
hunderts (Bearbeiter Prof. Turſchmann und Dr. B. Schulze) ſoll zunächſt 
fertiggeſtellt werden. Eine Abhandlung über die Veränderungen der Kreis⸗ 
einteilung in der preußiſchen Reformzeit iſt als Sonderveröffentlichung in Aus⸗ 
ſicht genommen. Die Inangriffnahme der kartographiſchen Darſtellung der 
mittelalterlichen Kirchenverhältniſſe wird beſchloſſen. (Bearbeiter Dr. Wentz.) 

Die Drucklegung einer Arbeit des Herrn Dr. Berthold Schulze über die 
Landesteilungen der Askanier wird beſchloſſen. 

7. Ständeakten. Ein geeigneter Bearbeiter iſt noch nicht gefunden. 

8. Kirchenrechtsquellen. Kirchenviſitationen des 16. Jahr- 
hunderts. Ein erſtes Heft enthaltend die Inſpektion Kyritz (Bearbeiter Studien⸗ 
rat Dr. Herold) iſt abgeſchloſſen. Die Inſpektion Pritzwalk liegt druckfertig vor. 

9. Verſchiedenes. Der Druck einer Arbeit des Dr. ing. Helmigk über 
märkiſche Gutshäuſer wird beſchloſſen. Dem Verein für Geſchichte der Neu⸗ 
mark wird eine anſehnliche Beihilfe für die Herausgabe der vom Geh. Studien- 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XL. 2. 23 
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rat Prof. Dr. P. Schwartz bearbeiteten Hufen⸗Klaſſifikations⸗Regiſter 
der Neumark bewilligt. Die Anregung eines Städteatlaſſes wird der 
Unterkommiſſion überwieſen, desgleichen der Plan Wüſtungs verzeichniſſe 
kreisweiſe bearbeiten zu laſſen. Herr Staatsarchivrat Dr. Bier (Wiesbaden) 
hat die Siegel der märkiſchen Wittelsbacher bearbeitet. Die Veröffent⸗ 
lichung wird als Anfang zu einem märkiſchen Siegelwerk in Ausſicht genommen. 
Zur Förderung der Flurnamenforſchung, welche der Verband der märkiſchen 
Geſchichtsvereine in Angriff genommen hat, übernimmt die Hiſtoriſche Kom⸗ 
miſſion die Koſten für die Herſtellung der Formulare. 


Neue Erſcheinungen. 


J. Zeitſchriftenſchau. 
(1. Okt. 1926 bis 30. Sept. 1927). 


Korreſpondenzblatt des Geſamtvereins der deutſchen Ge— 
ſchichts⸗ und Altertumsvereine. Jahrg. 74. Berlin 1926, Nr. 10 
bis 12 (Okt. bis Dez.): 

Sp. 233—279: Bericht über den 18. deutſchen Archivtag in Kiel. Referate 
„Über die ſtaatlichen und die nichtſtaatlichen Archive und ihr Ver⸗ 
hältnis zueinander“ (R. Lüdide und Overmann); Die Entwicklung 
des Kieler Staatsarchivs und feine Beſtände (P. Richter); Archiv- 
pflege und Archivinventariſation in Schleswig⸗Holſtein (Stephan); 
Schreib maſchine und Archiv (Hefele- Freiburg). 

— Jahrg. 75. Berlin 1927, Nr. 1—9 (Jan. bis Sept.): 

Sp. 1—53, 89—120: Bericht über die Hauptverſammlung in Kiel mit 
Inhaltsangabe der Vorträge. 

Sp. 2—16: Pauly, Deutſches Geiſtesleben in Schleswig-Hol- 
ſtein im Wandel der Zeiten. 

Sp. 23—53: J. R. Dieterich, Nibelungenfragen. 

Sp. 53—61: H. Rogge, Nachläſſe und private Archive im Reichs- 
archiv. 

Sp. 96—99: Beſchorner, Die deutſche Flurnamenforſchung 
19251926. 

Sp. 127—129: W. Lippert, Politiſche und militäriſche Nach- 
läſſe des 18. und 19. Jahrhunderts im Sächſiſchen Hauptſtaats- 
archiv. 


Neues Archiv der Geſellſchaft für ältere deutſche Geſchichts— 
kunde. Bd. 47. H. 1, 2. 1927. 


S. 1—30: G. Winter, Zur Vorgeſchichte der Monumenta Ger- 
maniae Historia. [W. beleuchtet auf Grund eines von ihm gemachten 
archivaliſchen Fundes die Vorſtadien zu der von Savigny verfaßten Berliner 
Denkſchrift vom 31. Mai 1816. 1810 hat der damalige Major am Kadettenkorps 
und ſpätere Generalleutnant Heinrich von Minutoli ein Programm für die 
Bildung einer altertumsforſchenden Geſellſchaft entworfen, das ſogleich einen 
Gutachter fand, der im Beſonderen auf die ſo notwendige Sammlung der 
herrenlos gewordenen Archivalien hinwies. 1814 verfolgte Minutoli ſeinen 
Plan weiter, indem er ſeinen Entwurf dem Archäologen Levezow mitteilte, 
der ſeinerſeits ein Programm entwarf und ſich ſodann mit ſeinem Fachgenoſſen 
Hirt in Verbindung ſetzte. Hirt hat darauf wahrſcheinlich einen Umlauf des 
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Levezowſchen Entwurfes veranlaßt, dem der Hiftorifer Riles, der Rechts⸗ 
hiſtoriker K. F. Eichhorn, F. K. v. Savigny und B. G. Niebuhr nach⸗ 
einander ihr Gutachten beigefügt haben. Während bei Minutoli und Levezow 
die Archäologie in erſter Linie ſtand, enthalten die von W. veröffentlichten Gut⸗ 
achten der 4 Gelehrten faſt alle Geſichtspunkte, die ein Jahr ſpäter Savigny 
mit dem ihm von Stein mitgeteilten Programm des Konſtanzer Generalvikars 
Heinrich v. Weſſenberg zum Berliner Plan vom 31. Mai 1816 zuſammenfaßte. 
Den Grund für das plötzliche Abſterben der Berliner Bewegung, das 
bisher unerklärlich ſchien, ſieht W. in dem Fortgange Niebuhr und Eichhorns 
von Berlin 1816 und 1817.) G. W. 


Hiſtoriſche Zeitſchrift. Bd. 135. München 1926. 

S. 45—65: S. Kähler, Alfred Doves Aufſätze und Briefe. 

S. 66—75: Otto Hintze, Kelſens Staatslehre [Kritiſche Bemer⸗ 
kungen zu Hans Kelſen, Allgemeine Staatslehre, Berlin 1925]. 

S. 188—239: Otto Hintze, Troeltſch und die Probleme des 
Hiſtoris mus. Kritiſche Studien. 

S. 369—381: Willy Hoppe, Das Erzſtift Magdeburg und der 
Oſten. [Magdeburg wird in den Verlauf der allgemeinen oſtdeutſchen Ge⸗ 
ſchichte geſtellt.] 

S. 382—412: K. A. v. Müller, Treitſchke als Journaliſt. 

S. 415—422: G. v. Below, Die unfreie Herkunft des niedern 
Adels und ihre Beurteilung. [Bemerkungen im Anſchluß an eine Schrift 
von Wolfg. Edl. Herr u. Freih. v. Plotho, in der die haltloſe Theſe von der freien 
Herkunft der Miniſterialen verfochten wird.] 

S. 423—427: G. Vernadsky, Zur Geſchichte des Entwurfs einer 
Konſtitution für Rußland vom Jahre 1819. [Mitteilung aus dem 
Schriftwechſel des Berliner Miniſteriums mit dem Geſandten v. Schoeler.) 


— Bd. 136. München 1927. 


S. 25—57: Ludwig Dehio, Benedict Waldeck. [Entwicklung der 
aaa Ideen des „populärſten Parlamentariers, den Preußen gehabt hat“.] 

S. 58 —66: H. Reincke⸗Bloch, Harry Breslau. 

S. 266—289: H. Haering, Die Zukunft des Dahlmann⸗Waitz. 
[Bemerkungen für eine Neubearbeitung der Bibliographie.] 

S. 457—501: Guſt av Roloff, Brünn und Nikolsburg: Nicht Bis⸗ 
marck ſondern der König iſoliert. [Wendet ſich gegen die Darſtellung 
Bismarcks in den „Gedanken und Erinnerungen“. Die angebliche militäriſche 
Fronde gegen B. wird als „Legende“ abgetan. „Damit fällt auch die Erzählung 
von dem Weinkrampf, den Selbſtmordgedanken und dem Entlaſſungsgeſuch zu 
Boden: weder in Brünn noch in Nicolsburg gab es eine Situation, die eine 
ſolche Verzweiflung hätte hervorrufen können.“ Nur Graf Goltz hat B.s Politik 
Schwierigkeiten bereitet.] 

S. 514—517: David Baumgardt, Ein unbekanntes Dokument 
zur Kirchenpolitik der deutſchen Romantik. [Schreiben Franz v. Baa⸗ 
ders an den preußiſchen Kronprinzen vom 24. Februar 1839. 

S. 518—525: R. P. Oßwald, Die deutſche Flamenpolitik und 
das Gutachten von Profeſſor Bredt vom Parlamentariſchen 
Unterſuchungs-Ausſchuß. 
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Hiſtoriſche Vierteljahrsſchrift. Jahrg. 23. Dresden 1926. 

S. 456—471: E. Conte Corti alle Catene, Bismarck und Italien 
am Berliner Kongreß 1878. Nach den bisher unveröffentlichten nachge⸗ 
laſſenen Papieren des Grafen Luigi Corti, Vertreter Italiens am Berliner 
Kongreß. [Neben Bismarck und Adraſſy hat nicht Criſpi, ſondern Corti bei der 
Anbahnung des Dreibundes eine führende Rolle geſpielt.] 

S. 478—483: Nik. Müller, Od et quand est né Napoléon? [Be- 
merkungen zu den Forſchungen Chaſſeé's.] 

— Jahrg. 24. Dresden 1927, 1 Heft. 

S. 1—17: M. Lintzel, Heinrich I. und das Herzogtum Schwaben. 

S. 18—32: C. Erdmann, Ferdinand I. und die Kreisverfaſſung. 

S. 33—58: A. Koſelleck, Perſönlichkeitsidee und Staatsanſchau⸗ 
ung in der deutſchen Geniezeit. 

S. 64—76: M. Laubert, Beiträge zum Poſener Miſchehenkonflikt. 


Hiſtoriſches Jahrbuch der Görresgeſellſchaft. Bd. 46. München 
1926. 


S. 550—562: A. Henche, Der Raſtatter Geſandtenmord im Lichte 
der politiſchen Korreſpondenz des naſſauiſchen Partikulargeſand⸗ 
ten Freih. v. Kruſe. 

S. 563—593: Otto Weinberger, Karl Ernſt Jarcke. 

S. 594—601: H. Zeiß, Zur Frage der kaiſerlichen Ziſterzienſer⸗ 
vogtei. 

— Bd. 47. München 1927. 


S. 63—96: Michael Strich, Kurfürſtin Adelheid von Bayern. 
[Gemahlin des Kurfürſten Ferdinand Maria, geb. Prinzeſſin von Savoyen.!] 

S. 275—296: K. G. Hugelmann, Studien zum Recht der Na⸗ 
tionalitäten im deutſchen Mittelalter. 

S. 308—339: Max Braubach, Die „Eudämonia“ (1795—1798). Ein 
Beitrag zur deutſchen Publiziſtik im Zeitalter der Aufklärung und der Re⸗ 
volution. [Das in Leipzig, Frankfurt a. M. und Nürnberg erſchienene Journal 
bekämpfte die „franzöſiſche Afteraufklärung“ und den Illuminatis mus.] 

S. 353—358: P. Kalkoff, Die Erfurter theologiſche Fakultät 
gegenüber der Bulle „Exsurge“. 

S. 359— 366: E. C. Scherer, Die letzten Vorleſungen Melanch⸗ 
thons über Univerſalgeſchichte. 

S. 367—377: M. Laubert, Die proviſoriſche Regelung der geiſt⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit und die Entſchädigung des Klerus in der 
Provinz Poſen nach 1815. ö 


Mitteilungen des Oſterreichiſchen Inſtituts für Geſchichts— 
forſchung. Bd. 41. Innsbruck 1926. 

S. 302—319: L. Bittner, Ein neues Werk über Metternich. 
[Beſprechung von H. Ritter v. Srbik, Metternich, der Staatsmann und Menſch.] 
— BD. 42. Innsbruck 1927. 

S. 1—22: H. Hirſch, Reichskanzler und Reichspolitik im Zeit⸗ 
alter der Saliſchen Kaiſer. 
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S. 23—63: Br. Wilhelm, Die Verhandlungen Ludwigs des 
Baiern mit Friedrich von Oſterreich in den Jahren 1325—1326 
und die deutſche Erzählung über den „Streit zu Mühldorf“. 

S. 64—83: A. Berney, Die Hochzeit Joſephs I. 

S. 153—164: O. Redlich, Theodor Sickel. Werdezeit und Perſönlichkeit. 

S. 268— 293: H. Ritter v. Srbik, Oſterreichs Schickſal im Spiegel 
des geflügelten Wortes. 


Zeitſchrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeſchichte. 47. Bd. 
Germ. Abt. 1927. 


S. 1—114: Rud. Bechert, Die Einleitung des Rechtsgangs 
nach angelſächſiſchem Recht. | 

S. 115—129: G. Kirn, Über die angebliche Billigkeitsjuſtiz des 
fränkiſchen Königs. 

S. 130—173: M. Lintzel, Die Entſtehung der lex Saxonum. 

S. 174—197: K. A. Eckhardt, Beilager und Muntübergang zur 
Rechtsbücherzeit. 

S. 198—286: Herbert Meyer, Friedelehe und Mutterrecht. 

S. 287—486: K. Frölich, Die Verfaſſungsentwicklung von Go3- 
lar im Mittelalter. 

S. 487—566: P. Rehme, Das rechtliche Weſen der großen Ra- 
vensburger Handelsgeſellſchaft. 

S. 567—645: Fr. Beherle, Der Urſprung der Bürgſchaft. Ein 
Deutungsverſuch vom germaniſchen Rechte her. 


Zeitſchrift der Savigny⸗Stiftung für Rechtsgeſchichte. 47. Bd. 
Kan. Abt. XVI. 1927. 


S. 116—180: Joh. Heckel, Die Beſetzung katholiſcher Pfarr⸗ 
ſtellen fiskaliſchen Patronats in den Delegaturen Brandenburg⸗ 
Pommern und Preußen links der Elbe und Havel. Zugleich ein 
Beitrag zur ftaats- und kirchenrechtlichen Entwicklung dieſer 
Gebiete. [In Brandenburg gab es katholiſche Geiſtliche zunächſt nur als 
Militärpfarrer. Die erſten katholiſchen Parochien wurden 1723 und 1724 zu⸗ 
gunſten der in den Gewehrfabriken Potsdam und Spandau beſchäftigten Arbeiter 
gebildet. Ihnen geſellte ſich 1773 die Pfarrei St. Hedwig in Berlin hinzu. 
Außerdem gab es vereinzelte katholiſche Miſſionen, die zum Teil aus Mitteln 
der Propaganda in Rom unterhalten wurden. Soweit die geiſtlichen Stellen 
vom Staat dotiert wurden, ſtanden ſie unter königlichem Patronat. Es waren 
bei Erlaß der Bulle De salute animarum 5, außer den genannten noch Frank⸗ 
furt a. O. und im Bereiche Pommerns Stettin. Seit der Neuorganiſation 
des Staates wurde Berlin vom König beſetzt, während die Ernennung der 
übrigen Geiſtlichen nach Auswahl durch das Miniſterium ſeitens der Regie⸗ 
rungen geſchah. 

Der ſtaatlichen Praxis ſtand das kirchliche Recht kraß entgegen. Das frag⸗ 
liche Gebiet unterſtand als Miſſionsland dem Biſchof von Hildesheim als vi- 
carius apostolicus. Dementſprechend galten die geiſtlichen Stellen des Terri⸗ 
toriums nicht als Pfarreien, ſondern als bloße Miſſionsſtationen. Einen Patronat 
der Regierung über jene Stellen kannte das kanoniſche Recht nicht. 
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Als der Friede von Tilſit den Zuſammenhang der mittleren preußiſchen 
Provinzen gelöſt hatte, griff man zwecks Neuorganiſation der kirchlichen Ver⸗ 
hältniſſe zu einſeitig ſtaatskirchlicher Regelung, indem die Kabinettsordre von 
1810 Nov. 29, allerdings nach Vereinbarung mit dem Fürſtbiſchof von Breslau, 
anordnete, die katholiſche Geiſtlichkeit in der Mark und in Pommern ſolle künftig 
aus der Breslauer Diözeſe genommen werden. Der Biſchof von Breslau hoffte 
bei dieſer Gelegenheit ſeinen Sprengel erweitern zu können. Nachdem er den 
apoſtoliſchen Vikar des Nordens dazu hatte beſtimmen können, ihm die Fakultäten 
zu überlaſſen, beſtellte er auf Wunſch der Staatsregierung den Berliner Propſt 
als ſein Hilfsorgan. Mit dieſem erledigte ſeitdem die Regierung alle Geſchäfte 
allein, zur großen Enttäuſchung des Biſchofs. 

Auf den Zuſtand von 1810 griff trotz inzwiſchen eingetretener Veränderung 
in der Organiſation die Bulle de salute animarum zurück. An die Spitze der 
Delegatur Berlin trat als Stellvertreter des Papſts der Fürſtbiſchof von Breslau, 
der die laufende Verwaltung dem Propſt von St. Hedwig als päpſtlichem Sub⸗ 
delegaten übertragen mußte. Dieſe Verwaltungsorganiſation iſt durch Auf⸗ 
nahme der Bulle in die Geſetzſammlung ſtaatsgeſetzlich anerkannt worden. Die 
fiskaliſchen Patronatsrechte beſtanden zunächſt unangefochten weiter. Seit 
dem Regierungsantritt Friedrich Wilhelms IV. hat der Staat bei Gründung 
neuer katholiſcher Pfarreien den fiskaliſchen Patronat nicht mehr beanſprucht. 

Eine grundſätzliche Anderung der Lage hatte die den Religionsgeſellſchaften 
durch die Verfaſſungen von 1848 und 1850 gewährte Autonomie zur Folge. Der 
Fürſtbiſchof zog das ſtaatliche Patronatsrecht an St. Hedwig, dem wichtigſten 
Poſten der Delegatur, in Zweifel, da es nicht hinreichend begründet ſei. Man hat 
ſich in der Folge über eine Beſetzung nach beiderſeitigem Einverſtändnis geeinigt, 
nach dem der Staat ſein Patronatsrecht an den Kaplaneien von St. Hedwig 
aufgegeben hatte. Eine Regelung für die übrigen Patronatspfarreien der Dele⸗ 
gatur ſteht heute noch aus. Die Kirchenbehörde erkennt die Patronate nicht als 
echte an und hält an der fürſtbiſchöflichen Collatio libera feſt. 

Die verwickelteren Verhältniſſe in der Delegatur Preußen links der Elbe 
und Havel wurden bei der Neuordnung nach 1815 dadurch einheitlicher geſtaltet, 
daß man die für Brandenburg⸗Pommern geltende Verwaltungsübung auch hier 
zur Anwendung brachte. Das Territorium wurde durch die Bulle De salute 
animarum als beſonderer päpſtlicher Verwaltungsbezirk dem Biſchof von Pader⸗ 
born untergeordnet. Eine Subdelegation der biſchöflichen Fakultäten wurde 
nicht vorgeſehen. Das hatte zur Folge, daß die organiſatoriſche Selbſtändigkeit 
der Delegatur, wie fie Brandenburg⸗Pommern auszeichnet, verloren ging. 
Minden iſt ſpäter zum Dekanate Bielefeld geſchlagen, der Regierungsbezirk 
Merſeburg dem geiſtlichen Gericht in Erfurt unterſtellt worden. So deckt ſich 
heute die Delegatur mit dem Sprengel des Kommiſſariats Magdeburg (Regb. 
Magdeburg). Durch geſchicktes rechtzeitiges Nachgeben iſt es dem Staat hier ge⸗ 
lungen, eine Anzweiflung ſeiner Patronatsrechte von kirchlicher Seite zu ver⸗ 
meiden. Es iſt zur Regel geworden, bei jeder Vakanz zunächſt die Vorſchläge 
des Biſchofs einzuholen und ſich bei der Präſentation im allgemeinen daran 
zu halten.] — 

S. 253—331: E. Caſpar, Primatus Petri. Eine philologiſch⸗hiſto⸗ 
riſche Unterſuchung über die Urſprünge der Primatslehre. (Cyprian 
hat als erſter die unbeſtimmte Faſſung feines Lehrers Tertullian der „ecclesia 
Petri propinqua“ zur feſten Nomenklatur „cathedra Petri“ geformt, womit er 
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ſehr gegen feinen Willen die Idee eines römischen Primats entfeſſelte, der der 
Gedanke zugrunde liegt, daß der römiſche Biſchof Nachfolger des Petrus ſei, 
an den ſich die Verheißung „Tu es Petrus etc.“ (Matth. XVI. 18. 19) richtet. 
Die von Cyprian erſtmalig ausgeſprochene Beziehung der Matthäusſtelle auf 
die cathedra Petri hat der römiſche Biſchof Stephan gegen Cyprian ſelbſt ver⸗ 
wandt, um ſich als den Nachfolger Petri zu erweiſen, auf den die Kirche gegründet 
wurde. Es hat Cyprian nichts genützt, für den Nachweis ſeiner Unitastheorie 
in der Folge die Matthäusſtelle auszuſchalten. Die Entwicklung ſchritt über 
ihn hinweg, der ſo, ſehr wider Willen und Abſicht, Wegbereiter für den Primat 
geworden iſt. Der Primat iſt nicht eine von Anbeginn im Bewußtſein der Kirche 
lebendige Idee, ſondern eine römiſche Deutung der Bibelſtelle Matthäus 
XVI. 18. 19.] 

S. 353—360: H. Pohl, Die Note Bismarcks an Antonelli vom 
12. Februar 1873. [Publikation von Akten zur Vorgeſchichte der Note.] 

©. 360—371: Schornbaum, Die erſte evangeliſche Kapitels⸗ 
ordnung im Markgraftum Brandenburg⸗Ansbach. [Waſſertrüdinger 
Kapitelsordnung von 1545, durch die das alte Kapitel in evangeliſcher Weiſe 
umgeſtaltet wurde.] G. W. 


Archivaliſche Zeitſchrift. 36. Bd. (1926). 


S. 164—177: Ernſt Müller, Das Recht des Staates an sence 
Archivalien, erläutert an zwei Prozeſſen des preußiſchen Staates. 
[Erwerb des Archivs der Tecklenburger Ritterſchaft und der Regiſterbände der 
Grafen und Herzöge von Kleve⸗Mark für die e Münfter und Duſſel⸗ 
dorf.] 

S. 178187: H. O. Meißner, Die Archivdiebſtähle Haus Tat- 
ſachen und Folgerungen. 


Archiv für Politik und Geſchichte. Bd. 7 (4. Jahr, 2. Teil). Berlin 
1926. 


S. 284—310: Hans Rothfels, Zur Geſchichte der Bis marckſchen 
Innenpolitik. [Mitteilung von Briefen und Aufzeichnungen Theodor Loh⸗ 
manns .] 

S. 310—327: Ernſt Müſebeck, Publikation von Inventaren über 
Archivbeſtände zur neueſten Geſchichte, insbeſondere zur Ge- 
ſchichte des Weltkrieges. ; 

©. 327—341: Ernſt Buchfinck, Friedrich — pee ae 
krieg. Drei Epochen im Wandel der Kriegskunſt. 

S. 341—350: Rudolf Häpke, Ein neutrales Urteil über Bis- 
marcks Friedenspolitik 1871 —1890. [Beſprechung des Buches von N. 
Japikse, Europa en Bismarcks Vredespolitiek, 1871 —1890, Leiden 1925, 
welcher das ehrliche Beſtreben Bismarcks, den Frieden zu erhalten, feſtſtellt.] 

S. 5 Keyſer⸗Danzig, Der Kampf um die Weichſel. 

S. 430—470: ..., Die Revolution von 1848/49 und die Su- 
detendeutſchen. 

S. 470—521: Otto Brandt, Zur N der ſchleswig 
holſteiniſchen Erhebung. 

S. 521 —556: Konrad Lehmann, Conrad von Hötzendorf und die 
deutſche Oberſte Heeresleitung im erſten Kriegshalbjahre. 
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S. 573—575: W. H. Solf, Die Erſchließung der deutſchen Ar- 
chive. [Zur Vollendung der großen Aktenpublikation des Auswärtigen Amtes.] 

S. 576—591: Bernh. Schwertfeger, Der Abſchluß des großen 
deutſchen Aktenwerkes. 

S. 592—598: Edmund Marhefka: Die Kriegsſchuldfrage im Lichte 
der Forſchung. 

S. 599—615: Hans Rothfels, Zur Beurteilung der engliſchen 
Vorkriegspolitik. [Im Anſchluß an den auf dem Breslauer Hiſtorikertage 
1926 gehaltenen Vortrag.] 

S. 616—643: Karl Klingenfuß, Beuſt und Andraſſy und die 
Kriegsgefahr 1875. [Ergebniſſe einer auf Grund der Wiener Archivalien 
verfaßten Heidelberger Difjertation.] 

S. 644—676: Friedrich Hertneck, Die deutſche Sozialdemo⸗ 
kratie und die orientaliſche Frage im Zeitalter Bismarcks. Auch 
als Sonderſchrift erſchienen.] 

S. 676—698: Eduard Heller, Bismarcks Stellung zur Führung 
des Zweifrontenkrieges. („Bismarck hat ſich hinſichtlich des Zweifronten⸗ 
krieges für den Weſtaufmarſch entſchieden, ſeine Anſicht ſtand daher im vollen 
Gegenſatz zum Operationsplan Moltkes und den konkreten Vorſorgen der beiden 
Generalſtäbe.“ — Anſchließend Zurückweiſung der Schrift H. Kanners: „Der 
Schlüſſel zur Kriegsſchuldfrage“.] | 
S. 699—767: Joh. Behrendt, Die polniſche Frage und das 
öſterreichiſch⸗deutſche Bündnis 1885 bis 1887. [Auf Grund des amt- 
lichen Wiener und Berliner Aktenmaterials. Das öſterreichiſch⸗deutſche Bündnis 
für Bismarck der unverrückbare Mittelpunkt des politiſchen Kräftefpiels.) 


— Bd. 8 (5. Jahr, 1. Teil). Berlin 1927. 


S. 1—29: Erich Marcks, Auf⸗ und Niedergang im deutſchen 
Schickſal. 5 Rundfunkvorträge. [Auch als Sonderdruck erſchienen.] 

S. 30—39: Friedr. v. Ingenohl, Der Einſatz unſerer Schlacht— 
flotte im erſten Kriegshalbjahr. Erwiderung auf den erſten Teil des 
Buches: „Deutſche Ohnmachtspolitik im Weltkriege“ von Großadmiral v. Tirpitz. 

S. 113—171 und 301—335: Heinrich Ritter von Srbik, Das öſter⸗ 
reichiſche Kaiſertum und das Ende des Heiligen Römiſchen Reiches 
(18041806). 

S. 172 —186: Max Braubach, Frankreichs Rheinlandpolitik im 
Zeitalter der franzöſiſchen Revolution. 

S. 186—230: Bernhard Dammer, Lothar Bucher in England. 
Seine Entwicklung vom Achtundvierziger zum Gehilfen Bismarcks. 

S. 252—259: Ludwig Herz, Der Reichstag im Weltkriege. [Be⸗ 
ſprechung des von Bredt für den parlamentariſchen Unterſuchungsausſchuß ver⸗ 
faßten Gutachtens.) 

S. 261—301: Gerhard Maſur, Aus Briefen F. J. Stahls an 
Rudolph Wagner. 

S. 335—345: Werner Ruſt, Die ſtrategiſchen Grundlagen der 
Dſerſchlacht. 

S. 349—357: Bayern und die Bis marckiſche Reichsgründung. 
[Engegnung M. Doeberls auf die Beſprechung ſeiner Schrift über dies Thema 
durch W. Mommſen und Erwiderung Mommſens .] 
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S. 365—431: Friedrich Frahm, England und Rußland in Bis- 
marcks Bündnis politik. [Stellungnahme zu den Anſichten Rachfahls und 
Ritters.] 

S. 443—456: Theodor Rudolph, Staat und Bistum Danzig. 

S. 490—509: Otto Weber, Oſtſeepolitik. 

S. 535—540: Hugo Rachel, Aus Leibniz’ politiſcher Gedanken- 
welt. 

S. 540—552: Hugo Kaupiſch, General Groeners „Das Tefta- 
ment des Grafen Schlieffen“. 

©. 581—610: Willy Andreas, Oſterreich Nit der Anſchluß. 

S. 627—663 und Bd. 9, ©. 61—82: H. Stegemann, Aus den Pa- 
pieren des Grafen Balmain, ruſſiſchen Kommiſſars auf St. 
Helena von 1816-1820. 


— Bd. 9 (5. Jahr, 2. Teil). Berlin 1927. 

S. 1—23: Gerh. Ritter, Die Staatsanſchauung des Freiherrn 
vom Stein. Ihr Weſen und ihre Wurzeln. (Eine eingehendere Lebens⸗ 
ſchilderung für die Sammlung „Deutſche Führer“ wird angekündigt.] 

S. 23—38: Kurt Borries, Vom Werdegang Rankes bis zum 
Antritt ſeiner Berliner Profeſſur. Unter Benutzung ungedruckter 
Papiere aus dem Nachlaß. 

S. 125—136: P. Müller, Zur Neugeſtaltung Mitteleuropas im 
Jahre 1848. Pläne und Anſichten eines ſüddeutſchen Diplomaten. [Aug. 
Heinr. Freih. v. Blomberg.] 

S. 179—186: S. Hellmann, Die Kriſis des Nationalſtaats⸗ 
gedankens. 

S. 187—202: E. Kehr, Die deutſche Flotte in den neunziger 
Jahren und der politiſch-militäriſche Dualis mus des Kaiſerreichs. 

S. 203—219: K. Haenchen, Gneiſenaus Ende. [13 Schriftſtücke 
v. Clauſewitz'3s, Flottwells, v. Merkels u. a.] 

S. 227—238: H. Chriftern, e und Aufgaben der Fried- 
rich⸗Liſt⸗Forſchung. 


Preußiſche Jahrbücher. Bd. 206. Berlin 1926. 

S. 1—18: Emil Daniels, Die politiſche Vorgeſchichte des Krie- 
ges von 1859. 

S. 169—179: W. Ohnesſeit, Die deutſchen Bauernkolonien in 
Südrußland von ihrer Gründung bis zur Gegenwart. 

S. 180—203: V. Bredt, Reichskanzler Michaelis und die päpft- 
liche Friedensaktion. [Die entſcheidende Bedeutung des Geheimbriefes an 
Nuntius Pacelli vom 24. September.] 

S. 269—280: E. Urbas, Zur letzten Phaſe des Dreibundes. 
[Nach Mitteilungen des Herzogs von Avarna.] 

S. 316—336: H. O. Meisner, Monarchiſches Prinzip und Thea⸗ 
terzenſur. [Behandlung von Theaterſtücken, in denen Mitglieder des regieren⸗ 
den Hauſes auf die Bühne gebracht wurden, Gutzkow's „Zopf und Schwert“ uſw.] 


— Bd. 207. Berlin 1927. 


S. 1—18: V. Bredt, Michaelis und an [Betr. die päpſt⸗ 
liche Friedensaktion.] 
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S. 145—166: Emil Daniels, Konnte e 1914 Frankreich 
beſiegt werden? 


— Bd. 208. Berlin 1927. 


1—17: J. V. Bredt, Die Marineunruhen 1917. 

S. 189—206: derſelbe, Der geplante Flottenvorſtoß Ende 1918. 
[Hierzu Entgegnung von Trothas und Schlußwort B.3, Bd. 209, S. 107ff.] 

S. 262—279: E. v. Wertheimer, Charakteriſtik zweier Zaren 
aus der Feder des Botſchafters v. Schweinitz. [Alexander II und III.] 

S. 280—301: B. Schmeidler, Königtum und Fürſtentum in 
Deutſchland in der mittelalterlichen Kaiſerzeit. 


— Bd. 209. Berlin 1927. 


S. 43—65: P. Kaufmann, Preußiſche Anfänge am Rhein. 
Beſuch des Kronprinzen Friedrich Wilhelm im Sommer 1817. [Brief des Kron⸗ 
prinzen an den Vater.] 


Deutſche Rundſchau. Bd. 209. Berlin 1926. 


S. 60—70: Herm. v. Petersdorff, Bismarcks Briefe an Rudolf 
von Auerswald. [4 Briefe aus der Zeit vom 28. Juli 1860 bis 1. April 1861.] 

S. 198—202: P. Wentzke, Zur Frage der Reichsfarben. 

S. 282—293: E. E. Becker, Die Tochter des Freiherrn vom Stein. 
[Briefwechſel aus dem Jahre 1822 betr. den Plan einer Heirat zwiſchen Graf 
Otto zu Solms-Laubach und der Tochter Steins Therefe.] 


— Bd. 210. Berlin 1927. 


S. 142—160: G. Frantz, Die Meerengenfrage in der Vorkriegs⸗ 
politik Rußlands. 


— Bd. 211. Berlin 1927. 


S. 16—20: U. v. Haſſel, Briefe Gneiſenaus an Stoſch [1814 
bis 1817.) 

S. 201—220 und Bd. 212, ©. 31—47: Freiherr vom Stein und Erz- 
biſchof Graf v. Spiegel. [Aus dem Briefwechſel der beiden 1814—1831.] 

S. 266—270: St. Kekule von Stradonitz, Auf den Spuren der 
Roſenkreuzer mit P. Bailleu. [Beſuch von Marquardt.] 


— Bd. 212. Berlin 1927. 


S. 1—10: F. Stier⸗Somlo, Das Geſamtgefüge der deutſchen 
Reichsverfaſſung und die weltpolitiſche Lage. 

S. 91—99: R. Feſter, Politiſch⸗militäriſche Lehren des poli- 
tiſchen Teſtamentes Friedrichs d. Gr. von 1768. 

S. 132—145: Urſula v. Pfuel, Bunte Bilder vom Preußiſchen 
Hofe aus dem 18. Jahrhundert. Erinnerungen der Gräfin Reede⸗Ghinkel 
geb. v. Kruſemarck. [Die Erinnerungen wurden für die junge Kronprinzeſſin 
Eliſabeth von Bayern niedergeſchrieben, fie reichen bis 1794.] 

S. 181—193: H. Goldſchmidt, Der Sedantag als National- 
feiertag 1871— 1914. 

S. 199— 206: H. v. Petersdorff, Alexander v. Humboldt und die 
Preußiſche Seehandlung. (Briefwechſel betr. ein Darlehen an Humboldt.] 

S. 234—241: Graf N. Rehbinder, Die weiße Frau. 
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Zeitſchrift für Geſchichte der Erziehung und des Unterrichts. 
15. Jahrg. Berlin 1927. 


S. 109—117: P. Schwartz, Zeitungsleſen in preußiſchen Schu⸗ 
len. [Nach den Akten des Oberſchulkollegiums aus dem Ausgange des 18. und 
Beginn des 19. Jahrhunderts. Bei der Neuorganiſation des Schulweſens nach 
dem Zuſammenbruch verſchwinden die Zeitungſtunden aus den Lektionsplänen.!] 


Archiv für das Studium der Neueren Sprachen und Li- 
teraturen. Braunſchweig 1927. 


Hans Marcus, Friedrichs d. Gr. Literariſche Propaganda in 
England. Eine Sammlung unveröffentlichten Archivmaterials aus den Jahren 
1756—1763. Mit 8 Fakſimiles. [Auszüge aus den Londoner Geſandtſchafts⸗ 
akten. „Die Propaganda Friedrichs II. in England während des Siebenjährigen 
Krieges bietet ein Muſterbeiſpiel der Bearbeitung der öffentlichen Meinung 
eines Volkes, das, ſeit Jahrhunderten zur Selbſtändigkeit des Denkens und 
Handelns erzogen, nicht ohne Mühen und Kämpfe dem preußiſchen Gedanken 
nahe gebracht worden iſt.“] 


Familiengeſchichtliche Blätter. 24. Jahrg. (1926). 
S. 307—370: Fr. Werwach, Das Gewerke und Gilde⸗Archiv 


der Stadt Potsdam. [Zuſammenſtellung der im Stadtarchiv Potsdam be⸗ 
ruhenden Gewerke⸗ und Gilde⸗Archivalien.] 
— 25. Jahrg. (1927). N 

S. 201—210: O. Schnettler, Freiheit und Dienſtadel in BWeft- 
falen. [Kritik an der Auffaſſung Philippis und v. Klockes, daß das Haupt⸗ 
herkunftselement der ſpäteren Ritterſchaft in der Soeſter Gegend altfreier Orts⸗ 
adel geweſen ſei.] 

S. 297—310: A. Sauer, Genealogiſche Studien zur Literatur- 
geſchichte. 

S. 321—328: P. v. Gebhardt, Ahnentafeln berühmter Deutſcher 
(Reichskanzler G. P. Graf v. Hertling, Kommerzienrat C. A. Riebeck). 

S. 345—348: J. Hohlſeld, Die engere Familie des Reichs⸗ 
präfidenten Generalfeldmarſchalls v. Hindenburg. 

S. 353—360: W. K. Prinz v. Iſenburg, Die 32 Ahnen Kaiſer Ma⸗ 
ximilians I. und ſeiner Gemahlinnen. 


Mitteilungen des Geſamtarchivs der deutſchen Juden. 1926. 


S. 5—14: A. Warſchauer, Aus Warſchauer Archiven. [Juden⸗ 
ſachen aus den Regiſtraturen: Generaldirektorium Weſtpreußen, Südpreußen, 
Neuoſtpreußen; Geh. Staatsarchiv, Akten des Kabinettminiſteriums und der 
Juſtizminiſterien; Akten des Großkanzlers; Oberpräſidium ſämtlicher preußiſcher 
Kammern von Dft- und Weſtpreußen.] 

S. 14—40: M. Stern, Der Oberlandesälteſte Jacob Moſes 
1724 —1802. 
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Aarbsger for Nordisk Oldkyndighed og Historie. 1927. III. 
Raekke. 17. Bd. 


S. 1—138: S. Larſen, Jomborg, dens Beliggenhed og Historie. 
[Nachdem über die Lage von Sleswig und Hedeby kein Zweifel mehr herrſcht, 
verſucht Verf. nun auch für die dritte der drei älteſten däniſchen Städte, Jom⸗ 
borg (in deutſchen Quellen Jumne), die einſtige Lage feſtzuſtellen. Er lofali- 
ſiert Stadt und Burg auf eine verſchwundene Inſel an der Stelle des heuti⸗ 
gen Veritasgrundes zwiſchen Greifswalder Oie und Uſedomer Steintrendel 
vor der Peenemündung. Die Stellungnahme ſachverſtändiger Kritik bleibt ab⸗ 
zuwarten.] 


Nuova Rivista Storica. Anno XI (1927). 


S. 533—570: Carlo Volpati, Amici e ammatori di Allessandro 
Volta in Germania. [Beziehungen der deutſchen Gelehrten C. E. Pfaff, 
A. v. Humboldt, G. Chr. Lichtenberg zu dem italieniſchen Phyſiker. Auch 
Friedrichs d. Gr. Stellung zu Volta wird berührt.] 


Zeitſchrift für Politik. Bd. 16. Berlin 1927. 


S. 122—124: Juſt us Hashagen, Die Geſchichte der amerikaniſch⸗ 
deutſchen Beziehungen 1897 —1907. 

S. 297—330: Willy Becker, Bülow contra Tirpitz. Ein Beitrag 
zu den Kontroverſen über die deutſche Flottenpolitik. [Gegen die Behauptung 
von Tirpitz, daß Bülow ſtets konſequenter Anhänger der Flottenpolitik geweſen 
ſei. 1908/09 hat Bülow energiſch verſucht, in Rückſicht auf England den Flotten⸗ 
bau einzuſchränken.] 

S. 561—570: Hans Delbrück, Die engliſchen Dokumente zum 
Kriegsausbruch. [„So viel auch die engliſchen Dokumente geben, bis in die 
letzten Tiefen der Entſchlüſſe dringen ſie nicht.“ Polemik gegen den engliſchen 
Herausgeber Headlam⸗Morley wegen befangener Aufſätze zum Kriegsausbruch.] 


Zeitwende. Monatsſchrift. 3. Jahrg. München 1927. 


S. 164—172: Heinz Dannenbauer, Die Urſachen der konfeſ⸗ 
ſionellen Spaltung des deutſchen Volkes. 

173—178: Paul Oſtwald, Die Lüge vom polniſchen Weſt⸗ 
preußen. | 


321—334: Hajo Holborn, Über die Staatskunſt Bismarcks. 


Europäiſche Geſpräche. Hamburger Monatshefte für auswärtige 
Politik. 5. Jahrg. 1927. 


S. 1—27: A. Mendelsſohn⸗ Bartholdy, Der Weltkrieg (Urſachen 
und Anläſſe, Ziele und Folgen). [Die Demokratie muß (wenigſtens) die Völker 
wiſſen laſſen, weshalb Kriege geführt werden.] 

S. 28—38: Erich Brandenburg, Zur engliſchen Politik während 
der Marokko⸗Kriſe von 1905. [England hat im Sommer 1905 kein bin⸗ 
dendes Hilfsverſprechen an Frankreich gegeben, aber es iſt damals eine dauernde 
Beziehung zwiſchen den militäriſchen Inſtanzen beider Länder hergeſtellt 
worden.] 
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S. 39—46: Paul Graf Wolff⸗ Metternich, Eine Kriegskabinetts⸗ 
Sitzung (am 19. Oktober 1918). [Gegen die Angriffe von Tirpitz „Politiſche 
Dokumente I" auf Grund einer Aufzeichnung vom 20. Oktober 1918.] 

S. 201—218: Harold Temperley, Lord Acton über die Ur- 
ſachen des 70er Krieges. [Ergänzungen zu Actons Aufſatz von 1897 (hrsg. 
von Laurens u. Figgins 1907) nach Auszügen aus den Acton⸗Manuſkripten in 
Cambridge und den Archiven von Wien und London.] 

S. 431—449: A. Mendelsſohn⸗Bartholdy, Lord Landsdowne. 
[Seine Haltung als Privatmann 1917, ſeine Politik als Außenminiſter 1900 
bis 1903.] 

S. 461—479: Friedrich Thimme, Franzöſiſche Kritiken zur 
deutſchen Aktenpublikation. [Gegen Angriffe von Emile Bourgeois in 
der Revue Hiſtorique wegen angeblich tendenziöſen Auslaſſungen.] 


Die Kriegsſchuldfrage. Berliner Monatshefte. 4. Jahrg. 1926. 


S. 730—732: Paſic über die Lage am 31. Juli 1914. [Denkſchrift 
für den ſerbiſchen Generalſtabschef.] 

S. 820—835: Rudolf Kißling, Die militäriſchen Beziehungen 
und Bindungen zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und dem Deutſchen 
Reiche vor dem Weltkriege. [Die militäriſchen Abmachungen Moltkes 
und Conrads gingen nicht über das Defenſivbündnis von 1879 hinaus.] 

S. 879—884: Auguſt Bach, Der Telegrammwechſel Rom — Paris 
bei Kriegsausbruch 1914. Ein weiterer Beitrag über die Irreführung der 
offentlichen Meinung durch das franzöſiſche Gelbbuch. [Nach wahrſcheinlichen 
Aufzeichnungen des franzöſiſchen Botſchafters Barrere in Rom.] 


— 5. Jahrg. 1927. 

S. 2—10: Britiſche Dokumente über den Ausbruch des Krieges. 
[Beſonders charakteriſtiſche Stücke aus der britiſchen Aktenpublikation.] 

S. 28—56: Norbert v. Baumbach, Die deutſche und die bri- 
tiſche Flotte bei Kriegsausbruch. [Zeigt die höhere Kriegsbereitſchaft der 
Engländer.] 

S. 57—58: Ludwig Raſchdau, Zur Bewertung des Rückver⸗ 
ſicherungsvertrages. [Gegen ruſſiſche Vorwürfe der Doppelzüngigkeit bei 
der Nichterneuerung.] 

S. 97—140: Max Graf Montgelas, Die engliſchen Dokumente 
zum Kriegsausbruch. [Vergleich mit dem britiſchen Blaubuch von 1914. 
Beſonders intereſſant die deutſchfeindliche Haltung der Unterſtaatsſekretäre 
Crowe und Nicolſon. Stark tritt die Abhängigkeit Englands von Rußland 
hervor. (Nachtrag S. 580 —584.)] 

S. 141—145: Wolfgang Foerſter, Der franzöſiſche Operations- 
plan und die Verletzung der luxe mburgiſchen und belgiſchen Neu⸗ 
tralität. [Der ausgeführte „Plan 17“ ſah von vorneherein Operationen auf 
neutralem Gebiet vor. Joffre gab dazu den entſcheidenden Befehl, bevor er 
von dem deutſchen Schritt in Brüſſel (2. Auguſt abends) erfuhr.] 

S. 282—309: Ernſt Kabiſch, Die Militär- und Marinekonven⸗ 
tionen der Triple-Entente vor dem Ausbruch des Weltkrieges. 
Mit Skizze. [Die diplomatiſchen Vorbehalte in dieſen Abkommen waren nur 
„Papierfetzen“.] | 


Neue Erſcheinungen 363 


S. 309—334: Paul Herre, Italiens Rolle in der Kriegsſchuld⸗ 
frage. [Italiens Haltung wurde ſtets maßgebend durch England, danach durch 
den Gegenſatz zu Oſterreich⸗Ungarn beftimmt.] 

S. 345—349: Graf Max Montgelas, Generalfeldmarſchall Graf 
Moltke und das Problem des Krieges. (Zitate aus Briefftellen laſſen 
Moltke „auf dem äußerſten Friedensflügel aller Generalſtabschefs“ ftehen.] 

S. 350—354: Hans Rothfels, Zur Beurteilung Greys. [Kritik von 
Lutz, Hermann, Lord Grey und der Weltkrieg, Berlin 1927 (vgl. S. 457 bis 468). 

S. 387—395: Friedrich Thimme, Die Auswertung der Akten- 
publikation des Auswärtigen Amtes für die Kriegsſchuldfrage. 
[Aufforderung an die „Hiſtoriker ſtrengſter Obſervanz“ ſich der vernachläſſigten 
Erforſchung dieſer Frage anzunehmen.] 

S. 395—416: Wolfgang Foerſter, Die deutſch⸗italieniſche Mi- 
litärkonvention. [Ein „Schulbeiſpiel dafür, daß militäriſche Vereinbarungen 
der Generalſtäbe allein bedeutungslos ſind, ſobald ſie nicht oder nicht mehr im 
Einklang mit den politiſchen Zielen der Staaten ſtehen.“] 

S. 543—560: Theobald v. Schäfer, Wollte Generaloberſt von 
Moltke den Präventivkrieg? [Verneinung auf Grund der Akten für die 
Kriſen von 1909 und 1913/14.) 

S. 844—864: Bronewskis Schlußbericht. [B. war bis Ende Juli 1914 
ruſſiſcher Botſchaftsrat in Berlin.] 

S. 864—871: Paul Herre, Das italieniſche Generalftabs werk 
im Bat: der Kriegsſchuldfrage. [Allen kritſchen Fragen ftellt dies 
offizielle Werk Phraſen entgegen; es ijt „nationaliſtiſche Erbauungsliteratur 
ad usum Delphini“.] 

S. 871—881: Friedrich Stieve, Neue Dokumente über die 
Kriegsziele der Entente. [Ein dritter Band des „Livre noir“ (Paris 1927) 
führt über Stieve, Jswolski im Weltkriege, Berlin 1925, hinaus.] 


Militär⸗ Wochenblatt. 110. Jahrg. Berlin 1925/26. 


Sp. 673—676: Urbanski von Oſtrymiecz, Poincaré im Lichte 
der Kriegsſchuldfrage. 

Sp. 952—955 und 1092—1094: Der Aufmarſchplan Moltkes 1914 
und der Aufmarſchplan Schlieffens 1905. 

Sp. 1438—1441: Werner⸗Ehrenfeucht, Die Urſachen des pfy- 
chiſchen Zuſammenbruchs der ruſſiſchen Nordarmee im Gep- 
tember 1915. [Die Operationen des deutſchen Kavalleriekorps von Garnier.) 

Sp. 1652— 1655: Hermann v. Kuhl, Die alte Armee und die Ab- 
dankung des Kaiſers. [Ergänzungen zu den Erinnerungen des Prinzen 
Max von Baden.] 

Sp. 1681—1685: v. Blittersdorf, Wie es auf dem rechten Heeres- 
flügel in der Marneſchlacht am 8. und 9. September 1914 ausſah. 

Sp. 1693—1695: Verrat des deutſchen Angriffs am 15. Juli 
1918 durch Gefangene nausſagen. [Nach Major Bernis vom franzöſiſchen 
Generalſtabe.] 


— 111. Jahrg. 1926/27. 


Sp. 190—196: v. Altrock, Die Verteidigung von Le Bourget 
am 21. Dezember 1870. 
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Sp. 196—203: v. Cochenhauſen, Gedanken über Lilienftein- 
Maren 1756 und 1759. 

Sp. 337—339: Mende, Die interalliierte Militdrfontrolle in 
Deutſchland. [Nach Guhr, Breslau 1927, und Rocques, Paris 1927.) 


Wiſſen und Wehr. Monatshefte. 7. Jahrg. Berlin 1926. 

S. 385—406 und 460—485: v. Mantey, Betrachtungen über die 
Grenzſchlachten im Auguſt 1914. [Kritifche Beſprechung von Operations⸗ 
und Organiſationsfragen auf Grund von des Verf. Kartenwerk.] 

S. 406—432 und 485—508: Werner Ruſt, Die JYſerſchlacht in der 
geſchichtlichen Darſtellung der Entente. (Hauptſächlich nach belgiſchen 
und franzöſiſchen Quellen, beſonders eingehend die Überſchwemmung. Ver⸗ 
dienſte von Foch.] 

S. 513—527 und 592—611: Jochim, Der Marnefeldzug 1914 nach 
dem amtlichen Kriegswerke des Reichsarchivs. [Scharfe Kritik an der 
deutſchen Heeresleitung und am Armeeoberkommando 2 (Bülow) .] 


— 8. Jahrg. 1927. 


S. 1—36 und 65—100: Curt Liebmann, Die Entwicklung der 
Frage eines einheitlichen Oberbefehls im Weltkriege. [Koalitionen 
brauchen keinen Oberbefehl, wie ihn die Mittelmächte ſpät und ohne praktiſchen 
Erfolg eingerichtet haben, ſondern einen gemeinſamen Kriegsrat, in dem auch 
die politiſche Leitung vertreten iſt, wie ihn der Feindbund ſeit Ende 1917 in 
Verſailles gehabt hat. Die aus den Erinnerungen des Generals von Arz be⸗ 
kannten Vereinbarungen der Mittelmächte über die „Oberſte Kriegsleitung“ 
ſind abgedruckt.] 

S. 146—172: v. Auwers, Einige Betrachtungen zu General 
Groeners „Teſtament des Grafen Schlieffen“. [Einwände gegen 
Schlieffens Plan, der auch im Falle des Erfolges wegen der fehlenden Rückſicht⸗ 
nahme auf Erforderniſſe der Politik nicht das Kriegsende gebracht hätte.] 

S. 293—312: Ludwig Freih. v. Rüdt v. Collenberg, Die ſtaats⸗ 
rechtliche Stellung des preußiſchen Kriegs miniſters von 1867 
bis 1914. [Die Doppelſtellung als preußiſcher kollegialer Miniſter und als 
dem Reichskanzler untergebener „Staatsſekretär des Krieges“ war Quelle für 
Schwierigkeiten, die nur durch perſönliche Loyalität überwunden worden find.) 

S. 339—354: Mühlmann, Die Einſtellung des deutſchen Großen 
Generalſtabes zum Balkan⸗ und Orientproblem in der Vor⸗ 
kriegszeit. [Der deutſche wie der öſterreichiſche Generalſtabschef erkannten 
die Schwäche der Türkei und die Feindſeligkeit der meiſten Balkanſtaaten, ohne 
abhelfen zu können.] 

S. 403—420: Ernſt Kabiſch, Der Eintritt Englands in den Welt⸗ 
krieg im Lichte der britiſchen amtlichen Dokumente über den 
Urſprung des Weltkrieges. [„Der Alpdrud der ruſſiſchen Gefahr in Alien... 
hat England in die Entente, in die Militär- und Marineabkommen geführt.“ 


Marine-Rundſchau. Monatsſchrift für Seeweſen. 31. Jahrg. Berlin 1926. 


S. 342—358: v. Baumbach, Der Eintritt der britiſchen Marine 
in den Weltkrieg. [Die vorzeitigen engliſchen Mobilmachungsmaßnahmen 
ſtärkten die Flotte außerordentlich.] 
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S. 514—517: Weniger, Der Operationsbefehl für den Rord- 
ſeekrieg. [Entgegen der Auffaſſung des Seekriegswerkes und von Tirpitz wurde 
ſein defenſiver Sinn vom Flottenchef richtig ausgelegt.] 

S. 518—525: Hans Horſt mann, Die Flagge der Herrlichkeit 
Kniphauſen. [Bis 1854 ſelbſtändiger Beſitz der Grafen Bentinck in Oldenburg.] 


— 32. Jahrg. 1927. 


S. 67—75: v. Hülſen, Ruhmestage der Marinediviſion in bel- 
giſcher Darſtellung (9.—12. September 1914). [Die zunächſt ausſichtsloſe 
Lage der Deutſchen wurde von der ſchwächlichen belgiſchen Führung nicht 
ausgenutzt.] 

S. 126—127: H. O. Steinmetz, Das erſte preußiſche Kriegsſchiff: 
Kriegsſchoner „Stralſund“ (1817— 1829). [War meiſt wegen Geldmangels 
außer Dienſt geſtellt.] 


Revue de deux mondes. Paris. 96° année (1926). 7. période. 


t. 31, p. 287—304; 885—887: Raymond Poincaré, L’énigme alle- 
mande en 1912. [Nach Berichten des Botſchafters Jules Cambon und des 
Militärattechés Pelle: Frankreich wurde bedroht durch die deutſchen Rüſtungen, 
und Deutſchland hatte „l’inflexible volonté de tenir indéfiniment sous le jong 
Alsace et la Lorraine“.] 

t. 35, p. 881—910: Emile Bourgeois, La mission de Lord Hal- 
dane à Berlin (Février 1912). [Nach deutſchen gedruckten Quellen, aber 
ohne Tirpitz: Aufbau der deutſchen Weltmacht. 


Revue d'histoire de la guerre mondiale. 4° année. Paris 1926. 


S. 310—326: R. Villate, L’état matériel des armées alleman- 
des en aot et septembre 1914. [Sucht aus deutſchen Quellen ſtarke 
deutſche Verluſte als eine Haupturſache des Rückzuges in der Marneſchlacht 
nachzuweiſen.] 


—5e année 1927. 


S. 129—161 und 237—256: Koeltz, Les causes de l’effondrement 
militaire allemand en 1918. [Sucht den militäriſchen Sieg der Alli⸗ 
ierten nachzuweiſen.] 

S. 162—165: La candidature du prince [Friedrich] de Hesse 
au tröne de Finlande. Lettre de M. Schaumann au Prince, Septembre 
1918. [Der Brief des Beauftragten der Bauernpartei zeigte die innerpolitiſchen 
Widerſtände gegen die Wahl des Prinzen und hat keine Beantwortung ge⸗ 
funden.] 

S. 209 —236: J. B. Manger, L’entente cordiale. [Der holländiſche 
Verfaſſer behauptet: die „mögliche“ Hegemonie Deutſchlands über Europa 
trieb England in die Arme Frankreichs.] 


Se für Brandenburgiſche Kirchengeſchichte. 22. Jahrg. 


a 3—10: O. Tſchirch, Das Buch der aynlichkeiten des heiligen 
Franziskus mit unſerem Herrn Jeſu Chriſto im Grauen Kloſter 
zu Brandenburg und Luthers Antwort darauf. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geld. XL. 2. 24 
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S. 11—24: W. Wendland, Zur Kirchengeſchichte von Züllichau. 
[1. Aus der Nachricht von dem Auftreten des evangeliſchen Predigers Grimm 
in Züllichau 1527 darf nicht auf eine Einführung der Reformation im ſelben 
Jahre geſchloſſen werden. Dieſe iſt vielmehr wahrſcheinlich erſt 1538 erfolgt. 
— 2. Abdruck aus dem Steinbartſchen Buche 1744 „vom erſten Anfang und 
Urſprung dieſes (d. h. Züllichauer) Waiſenhauſes“.] 

S. 25—137: V. Herold, Zur erſten lutheriſchen Kirchenviſi⸗ 
tation in der Mark Brandenburg 1540 — 1545. [Im Anſchluß an die 
in den Jahrgängen 1925 und 1926 bereits gemachten Ausführungen gibt Verf. 
nun einen Überblick über die Viſitationsreiſen von 1541 bis 1545. Dem Verf. ſind 
einige Verſehen unterlaufen; im beſonderen ſcheint es unzuläſſig, Ausdrücke des 
16. Jahrhunderts ohne weiteres in einer modernen Darſtellung zu verwenden. 
Im Einzelnen merken wir an: 

S. 29 wird bei der Schilderung des Verhältniſſes zwiſchen Brandenburger 
Biſchof und Kapitel von Stift und Pröpſten geſprochen, wo es ſich ſinnge mäß 
nur um einen Propſt handeln kann. 

S. 65: Das Städtlein Ketzin war nie Kapitelsſtadt, es gehörte ſeit An⸗ 
fang des 14. Jahrhunderts dem Biſchof und war Sitz eines biſchöflichen Amtes. 

S. 66 werden Alt- und Neuſtadt Brandenburg zu dompröpſtlichen Be⸗ 
zirken gemacht. Bekannt iſt nur, daß die Kollation der Pfarrkirchen beider 
Städte dem Domkapitel qufiand, ohne daß dem Propſt beſondere Rechte vor⸗ 
behalten waren. 

S. 66 und 135 muß es Kloſterdörfer ſtatt „Kapitelsdörfer“ heißen. 

S. 74: Mit den Paulanermönchen von Brandenburg ſind wohl die 
Brüder des Dominikanerkloſters St. Pauli gemeint. 

S. 76: Dafür, daß Kloſter Lindow von Prämonſtratenſerinnen befegt war, 
fehlt jeder Beleg. 

S. 79/80: Die Dignität eines „Dompropſtes der Havelberger Diözeſe“ 
hat es niemals gegeben, ſondern immer nur einen Dompropſt von Havelberg, 
der nicht in Neu⸗Ruppin, ſondern im Prämonſtratenſerdomſtift zu Havelberg 
refidiert hat. Ruppin war, wie H. richtig bemerkt, ein Archidiakonat des Havel⸗ 
berger Bistums. An der Spitze dieſes Archidiakonats aber ſtand ein Propſt, 
der jedoch ebenſo, wie der Propſt von Wittſtock, Röbel, Friedland uſw., mit dem 
Dompropſt von Havelberg nichts zu tun hat. — Zu der Angabe, daß der Pfarrer 
W. Barth in Neu⸗Ruppin vom Stift Havelberg inſtituiert worden ſei, iſt zu be⸗ 
merken, daß dieſes keine Kollationsrechte auf die Pfarre beſaß. Das Patronats⸗ 
recht war von den Grafen von Lindow auf den Kurfürſten übergegangen. 

S. 87: Der erwähnte Pfarrer in Kyritz Martin Dolde heißt Bolde oder 
Boldeke. 

S: 92. Chr. v. d. Schulenburg iſt nicht erſt 1538, ſondern ſchon 1535 als 
Propſt von Diesdorf nachzuweiſen (cf. Wentz, Wirtſchaftsgeſchichte des alt⸗ 
märkiſchen Kloſters Diesdorf, S. 16). 

S. 113: 1543 war Pätz (nicht Kl.⸗Beſten) eines der 4 Filialdörfer der 
Kirche zu Mittenwalde. 

S. 123 heißt es, mit dem Ausdruck der Quelle, die Pfarre zu Templin 
war ne Propſtei ſeit 1513. Abgeſehen davon, daß zwar ein Pfarrer gleich⸗ 
zeitig ein Propſt, niemals aber eine Pfarre eine Propſtei ſein kann, begegnet 
ein Propſt zu Templin ſchon 1512 (Riedel, A. VIII. 471). 
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S. 133 ſagt H., der letzte Pfarrer von Havelberg ſei ein Domherr und 
Kanoniker im Domſtift geweſen. Welchen Unterſchied macht Verf. zwiſchen 
Domherr und Kanoniker? Gewiß iſt nicht jeder Kanoniker ein Domherr, wohl 
aber jeder Domherr ein Kanoniker. 

S. 134 wird als Inhaber eines Altars in Teltow der Domherr Joachim 
Cappel erwähnt. Es handelt ſich um den als ſtreitbaren Verfechter des alten 
Glaubens in der märkiſchen Reformationsgeſchichte bekannten Joachim Caſſel.] 

S. 138—149: R. Rudloff, Aus alten Akten. [Cine Geſchichte von 
Kletzke.] 

S. 150—172: R. Rudloff, Die Geſchichte eines Kirchenvermö⸗— 
gens. [Wilsnacker Kirchenvermögen nach dem hinterlaſſenen Manuſkript des 
Pfarrers E. Breeſt.] 

S. 173—231: B. v. Bonin, Die Verſuche märkiſcher Kirchen- 
rechtsreform im 17. Jahrhundert. [Verſuche einer Reviſion der Viſitations⸗ 
und Konſiſtorialordnung von 1573.) G. W. 


Brandenburgia, Monatsblatt der Geſellſchaft 135 Heimatkunde 
und Heimatſchutz in der Mark Brandenburg. Jahrg. 36. Berlin 1927. 

S. 33—35: Oskar Klein, Berlin vor 65 Jahren. 

S. 62—64: E. Kaeber, Zum Gedächtnis von Paul Claus witz. 

S. 65—70: Chr. Voigt, Zur Geſchichte von Kohlhaſenbrück. 
| S. 70—94: Rob. Mielke, Von der Geſchichte und den Bewohnern 
eines Altberliner Patrizierhauſes. [Unter den Linden 17/18]. 

S. 98—110: A. Kiekebuſch, Die Inſeln Berlin und Cölln. Ein 
ſiedlungsarchäologiſcher Beitrag zur Frage der Gründung Berlins. 

S. 111—117: A. Arndt, Der Teerofen bei der Muggel. 

S. 129—143: W. v. Schulenburg, Sitten und Gebräuche aus der 
Oſtprignitz. 
S. 143—147: K. Lampe, Feldmannſche Chronik der Stadt Neu- 
tuppin. 

©. 178—183: Chr. Voigt, Dorf Falkenhagen. 


Brandenburgiſche Muſeumsblätter. Mitteilungen der Vereini⸗ 
gung brandenburgiſcher Muſeen. Neue Folge. 
— Heft 4 (Febr. 1927): 

G. Mirow, Der Mann im Stock. Eine Votivgabe in der Wunder- 
blutskirche zu Wilsnad. — Zur Geſchichte der Brandenburgiſchen Heimatmuſeen. 
— Heft 5 (März 1927): 

G. Mirow, Brandenburgiſche Rechtsaltertümer. 1: Ein Schand- 
ftein der Stadt Bernau. — Das Städtiſche Muſeum zu Cottbus. 

— Heft 6 (Juni 1912): 

G. Mirow, Eine Zinnſchüſſel im Seeder Heimat. 

muſeum. 


Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins. 
43. Jahrg. (1926). 
S. 97—102: R. Knoblauch, Aus der alten Bierſtadt Bernau. 
[Das Braugewerbe der Stadt vom 15.—18. Jahrhundert.) 
24 * 
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Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins. 
44. Jahrg. (1927). 

S. 1—4, 50—55: T. Torge, Der Propſt von Berlin. Die Ber- 
liner Propſtei. 1. Das Eigentumsrecht und die Baupflicht des Magiſtrats; 
2. Das Wohnungs- und Nutzungsrecht des Propſtes. 

S. 17—23: H. Martin, Die Wiederherſtellung der Kloſter⸗ 
kirche. [Die Franziskanerkloſterkirche i in der Kloſterſtraße; dazu 10 Abbildungen.] 

S. 23—28: P. Schwarz, Karl Wilhelm Brumbey (1757 —1826). 
Ein Kapitel aus der Berliner Kirchengeſchichte zur Zeit des Religionsediktes. 
[3. Prediger an der Jeruſalemskirche; als Denunziant des „Zopfſchulzen“ ent- 
larvt und dadurch von einem Einrücken in ein höheres Berliner Kirchenamt aus⸗ 
geſchloſſen, gründet er, um Einfluß und Gefolgſchaft zu gewinnen, eine Sekte, 
die myſtiſch orthodoxen Ideen huldigte. In feiner Gemeinde erwuchs durch 
ſeinen Einfluß wachſende Widerſetzlichkeit gegen die obrigkeitlichen Kirchen⸗ 
edikte. Es kam endlich zur Entlaſſung und zwangweiſen Exportierung aus den 
preußiſchen Landen.] 

S. 45—50: Eb. Faden, Berlin im Dreißigjährigen Kriege. Ein 
Rückblick nach dem Weltkriege. 

S. 55—61: G. v. Iſing, Aus dem Leben des Großkanzlers 
Friedrichs des Großen Philipp Joſeph von Jariges und ſeiner 
Familie. Zum Teil nach noch nicht veröffentlichten Familienpapieren. 

S. 67—69: H. Kania, Der Architekt der Hedwigskirche und der 
Kommuns: J. L. Legeay. [Ergebniſſe der Forſchungen G. Dettmanns und 
Ergänzungen.] 

S. 81—104: Anna Roſenthal, Bernhard Rode, Ein Berliner 
Maler des 18. Jahrhunderts. 
| S. 116—123: K. Walter, Noch einmal Karl Wilhelm Brumbey. 
Des Predigers Brumbey Anteil an der Literatur über Berlin vor ſeiner Ent⸗ 
laſſung. — Überſicht über gedruckte und handſchriftliche Quellen zur Geſchichte 
ſeines Lebens; darunter wichtige neue Quellen [zum obengenannten Schwarz⸗ 
ſchen Auſſatzl. 

Mitteilungen des Hiſtoriſchen Vereins für Heimatkunde zu 
Frankfurt a. O. Heft 27. Frankfurt a. O. 1927. 

S. V- VIII: K. Seilkopf, Nachrufe auf Dr. M. Pollack, H. Bieder, 
Dr. R. Agahd. 

S. 1—8: M. M. Lienau, Weſt⸗ und Oſtgermanen an der mitt⸗ 
leren Oder. 

S. 9—14: M. Pohlandt, Die heimatliche Landſchaft in der 
Literatur von Chr. Geburt bis zur Frühgeſchichte. 

S. 15—29: K. Seilkopf, Der Univ.⸗Profeſſor Chr. E. Wünſch in 
Frankfurt a. O. [Der lebte Rektor der Univerſität, penen Schädel kürzlich 
aufgefunden wurde.] 

S. 31—36: Dr.-ing. H. Berger⸗Schaefer, Die Frankfurter Ma⸗ 
rienkirche 1921 — 1927. 

S. 37—39: R. Winter, Beitrag zur mittelalterlichen Volks⸗ 
kunde Frankfurts. 

S. 40-50: M. Pohlandt, Die Frankfurter geſchichtliche Lite- 
ratur 1907 — 1927. 
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Nie derlauſitzer Mitteilungen. Zeitſchrift der Niederlauſitzer Ge⸗ 
ſellſchaft für Anthropologie und Altertumskunde. XVIII. Band. 
1. Hälfte 1927. 

S. 1—160: Rud. Lehmann, Die Urkunden des Gubener Stadt- 
archivs in Regeſtenform. [Die Regeſten wurden anläßlich der Ordnung 
des Gubener Stadtarchivs 1921—1922 angefertigt. Da durch den Druck bisher 
nur ein Teil der Urkunden bekannt iſt, darf die Bekanntmachung mit dem Inhalt 
des reichhaltigen Archivs (1235—1794) als Vorarbeit für das Niederlauſitzer 
Urkundenwerk begrüßt werden.] 

S. 161—164: Delius, Sebaſtian Boktius. Ein Beitrag zur Re⸗ 
formationsgeſchichte. [Kurzgefaßte Biographie des aus Guben gebürtigen 
Halleſchen Predigers (1515—1572).] 

S. 165—174: W. Lippert, Der Luckauer Landrat Kurt Freiherr 
von Manteuffel. (Nachruf. 

S. 175—177: Rud. Lehmann, Theodor Schulze zum Gedächtnis. 
[Nachruf auf den verſtorbenen Leiter des Anhaltiſchen Staatsarchivs in Zerbſt.] 

S. 178—195: C. Schuchhardt, Witzen und Starzeddel, zwei 
Burgen der Lauſitzer Kultur. [Die Starzeddeler Burg bietet das älteſte 
Beiſpiel einer Rundlingsform, die, wie auch andere Anlagen beweiſen, von 
den Germanen für den Burgenbau gewählt worden iſt. Die vielumſtrittenen 
ſlaviſchen Rundlingsdörfer aber ſind nur ſchwächere Geſchwiſter der Rundlings⸗ 
wälle. Da man Rundlingsdörfer nur im Grenzlande zwiſchen Germanen und 
Slaven findet, muß man zu dem Schluß kommen, daß die Slaven dieſe Sied⸗ 
lungsart von den Germanen übernommen haben.] N 

S. 196—203: R. Winter, Der Tote Mann, eine Urform der 
Totenpflege. 

S. 205—212: Heinr. Hiltmann, Erhaltene . älterer Kir- 
chenmuſik in Guben und Umgebung. 


Grenzmärkiſche Heimatblätter. Schneidemühl 1927. 


S. 74—82: M. Laubert, Der Kampf um die geiſtliche Leitung 
des Schullehrerſeminars zu Paradies 1844. 


Mecklenburg⸗Strelitzer Geſchichtsblätter. Jahrg. 2. 1926. 


S. 1—74: Heuſchert, Eine wirtſchaftliche Betrachtung der 
Staatsforſten im Lande Stargard mit beſonderer Würdigung 
ihrer Bedeutung für den Staatshaushalt. 

S. 75—184: Grobbecker, Mecklenburg⸗Strelitz in den Jahren 
1848 — 1851. N 

S. 185—258: Winkler, Der Güſtrower Erbfolgeſtreit bis zum 
Ausſcheiden Gutzmers (1695 —1699). 

S. 259—308: Pagel, Mecklenburg und die deutſche Frage von 
1866 - 1870/71. Die öffentliche Meinung. [Der Auſſatz iſt ein dritter 
Teildruck der das Verhältnis Mecklenburgs zur deutſchen Frage behandelnden 
Arbeit.) 

S. 333—342: Huſtaedt, Mecklenburg -⸗Strelitzſche Maler II. 
Georg Kannengießer. [K. malte im Auftrage Friedrich UNS IV. 1850 
ein Bild der Königin Luiſe.] 
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Altpreußiſche Forſchungen. Jahrg. 4. Heft 1. 1927. 

S. 5—14: H. Witte, Forſchungen zur Geſchichte des Deutſch⸗ 
tums im Often. (Vortrag bei der Konferenz landesgeſchichtlicher Publi⸗ 
kationsinſtitute zu Breslau am 5. Oktober 1926.] 

S. 15—40: Fr. Curſchmann, Die Aufgaben der hiſtoriſchen Kom- 
miſſionen bei der Erforſchung der mittelalterlichen Koloniſation 
Oſtdeutſchlands. [Vortrag, ebd.] 

S. 41—99: H. Strunk, Über den niederdeutſchen Anteil an der 
Altdanziger Bevölkerung. [Zuſammenſtellungen für die Zeit von 1364 
bis 1434 mit Überſichtstabellen und einem Anhang, der ein Verzeichnis der 
Namen und Herkunftsorte der niederdeutſchen Einwanderer nach dem Bürger⸗ 
buch bringt.] 

S. 100—127: William Meyer, Drei Königsberger Bürgermei- 
fter. [Lebensbilder aus 3 Jahrhunderten, 14.—16. Jahrhundert, 1. Arnd von 
Herforden, 2. Andreas Brunau, 3. Bartholomäus Götz.] 

S. 128—149: C. Krollmann, Die Schloßbibliothek in Königsberg. 


augen des Weſtpreußiſchen Geſchichtsvereins. Heft 67. 


= 1—96: W. Neufeldt, Johann Jakob. Mnioch. Ein Beitrag 
zur oſtpreußiſchen Geiſtesgeſchichte. [Eine Unterſuchung über Mniochs 
Stellung zu ſeinem jüngeren Freunde Zacharias Werner hat Verf. zu einer 
Monographie über die geiſtige Einſtellung des weniger bekannten Dichters be⸗ 
ſtimmt, die einen willkommenen Beitrag zur Geſchichte der ee Romantik 
darſtellt.] 


Baltiſche Studien. N. F. Bd. 29. 1927. 


S. 1—149: O. Eggert, Die Wendenzüge Waldemars I. und 
Knuts VI. von Dänemark nach Pommern und Mecklenburg. [Greifs⸗ 
walder Diſſertation. 1. Quellen und Darſtellungen. 2. Chronologie der däniſchen 
Wendenzüge 1157—1199. 3. Die Ortsbezeichnungen auf den Wendenzügen.] 

S. 151—206: R. Beltz, Der Schatzfund von Quilitz (K. Uſedom⸗ 
Wollin). [Der 1914 gemachte Fund iſt den ſog. „Hartſilberfunden“ beizuzählen 
und ſchließt ſich den bisher bekannten Funden aus der Zeit von 1010 —1030 an. 
Beſonders hervorzuheben iſt das Verzeichnis der von Bahrfeldt und Nützel 
beſtimmten europäiſchen und orientaliſchen Münzen auf ©. 159—161.] 

S. 207—217: C. Fredrich, Die beiden älteſten Karten der Um⸗ 
gebung Stettins. [1. Lage des Stettiner Hafens zur Oſtſee und zum Hinter⸗ 
lande (1550—1570). 2. Gegend von Kurow bis zum Papenwaſſer, gezeichnet 
von W. Schildknecht 1650; dazu 3 Tafeln.] | 


Zeitſchrift des Vereins für Geſchichte Schleſiens. 61. Bd. 1927. 


S. 1—11: F. X. Seppelt, Die Epochen der Breslauer Bistums⸗ 
geſchichte im Mittelalter. 

S. 12—43: A. Schaube, Kanonikus Peter Bitſchen und die 
Tendenz feiner Fürſtenchronik (Cronica principum Polonie). [Verf. 
wendet ſich gegen die von W. Schulte vertretene Auffaſſung, der Chroniſt habe 
mit national⸗polniſcher Tendenz geſchrieben. P. Bitſchen war weder Pole, noch 
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von polniſcher Geſinnung. In erſter Linie galt das Intereſſe des Brieger Stifts- 
herren den Angelegenheiten der Kirche, in zweiter ſodann der Geſchichte ſeines 
angeſtammten Fürſtenhauſes. Dadurch, daß dieſes Haus polniſchen Urſprungs 
war und erſt im Laufe der Zeit in Schleſien zu einem deutſchen wurde, konnte der 
Irrtum entſtehen, die Sympathien des Chroniften hätten dem Polentum gehört!. 

S. 44—80: C. H. Rother, Aus Schreibſtube und Bücherei des 
ehemaligen Ziſterzienſerkloſters Heinrichau. [Zuſammenſtellung der 
Nachrichten über die Bücherſammlung des Kloſters auf Grund der noch erhal⸗ 
tenen Handſchriften.] 

S. 81—107: Heinr. v. Loeſch, Die fränkiſche Hufe. [Schluß folgt 
im nächſten Heft.] 

S. 108—165: Maria Breuer, Die Weiß⸗ und Sämiſchgerberei 
in Breslau bis zum Dreißigjährigen Kriege. 

S. 166—189: E. Werner, Die Mahl- und Schlachtſteuer von 
1827 —1848 in Breslau und Schleſien. 

S. 190—219: A. Heidrich, Die Auflöſung des evangeliſchen 
Schullehrerſeminars zu Breslau am 29. Januar 1846. Eine Epiſode 
aus dem Vormärz. 

S. 220—246: Fr. Wiedemann, Geſchichte des Blücherdenkmals 
in Breslau als Zeitbild. [Aktenmäßige Darſtellung der mannigfachen 
Schwierigkeiten bis zur Aufſtellung des Rauchſchen Monuments am 9. Juli 1827 
und der Regelung der Frage der Unterhaltung des formell niemals abgenom⸗ 
menen Denkmals. — Die S. 246 „dem wackeren Theodor Fontane“ zugeſchrie⸗ 
bene Lieblingswendung, daß das Moraliſche ſich immer von ſelbſt verſtehe, 
ſtammt unſeres Wiſſens von F. Th. Viſcher.] 

S. 247—278: v. Heydebrand u. d. Laſa, Peter Wlaſt und die nord⸗ 
germaniſchen Beziehungen der Slaven. Ausführliche, ergänzende und 
berichtigende Stellungnahme zu den Ergebniſſen Reiches in Bd. 60, S. 127ff. 
Verf. will die Annahme einer unmittelbaren Gründung des Polenreiches ſeitens 
eines warägiſchen Seekönigs erſetzen durch die Vermutung einer mittelbaren 
Ableitung des Polenreiches von Kujawien vom warägiſchen Polanenreich von 
Kiew.] 

S. 279—311: K. Wutke, Zur Geſchichte des Geſchlechts der 
Galliei (Walch) und ihres Grundbeſitzes in Schleſien im 13./16. Jahr- 
hundert. 

S. 312—360: Emil Schieche, Ein Schweidnitzer Formularbuch 
Johanns von Neumarkt. [Verf. behandelt die in einer von Wutke 1919 
erſchloſſenen Schweidnitzer Sammelhandſchrift befindlichen Forme Johannis 
Noviforensis (106 Stücke) und deren 316 Stücke umfaſſende Fortſetzung, deren 
Autor ſich nicht hat ermitteln laſſen. 14 Schreiben werden als Anlage beigegeben. 
Gegenüber den neuen Ausführungen Klappers werden eine Reihe von Be⸗ 
legen ins Feld geführt, die gegen eine böhmiſche Herkunft Johanns von Neu⸗ 
markt ſprechen.] 


Deutſch-Wiſſenſchaftliche Zeitſchrift für Polen. Heft 8. 1926. 

S. 49—92: Th. Wotſchke, Aus den Berichten eines Warſchauer 
Geſandten. [Berichte des preußiſchen Geſandten Lölhoffel von Löwenſprung 
an König Friedrich Wilhelm I. 1713—1719 über die R 
in Polen.] 
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S. 93—104: M. Laubert, Die Errichtung der Poſener Pro- 
vinzialſteuerdirektion. 

S. 105—130: A. Lattermann, Überſicht der polniſchen Ver- 
öffentlichungen von 1925 zur Geſchichte Polens, beſonders des 
Deutſchtums und der deutſch⸗polniſchen Beziehungen. 


—, Heft 10 (1927). 

Walter Maas, Die Entſtehung der Poſener Kulturlandſchaft. 
Beiträge zur Siedelungs geographie. 

—, Heft 11 (1927). 

M. Laubert, Studien zur Geſchichte der Provinz Poſen in 
der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts II. (Das Poſener Deutſchtum im 
Herzogtum Warſchau. Polentum und Minderheitsſchutz nach 1815. Die Ziehung 
der weſtpreußiſch Poſener Grenze. Die geplante Errichtung eines Konvikts für 
Poſener katholiſche Theologen an der Univerſität Breslau. Die Umgeſtaltung 
des Poſener Marien⸗Magdalenen⸗Gymnaſiums nach 1824. Das Niederlaſſungs⸗ 
und Grundſtückserwerbsrecht der Juden.) Im Anhang ein Verzeichnis der 
Laubertſchen Schriften. 


Deutſche Blätter in Polen. 1927. Heft 2. 

S. 79—83: Manfred Laubert, Die höhere Lehrerſchaft in 
Poſen und die polniſche Sprache zu Anfang der neupreußiſchen 
Zeit. 


Die Oſtmark. 1927. Nr. 2. 


S. 26—31: Manfred Laubert, Die Unterrichtsſprache in der 
Provinz Poſen nach dem Polenaufſtand von 1846. 


Jahrbücher für Kultur und Geſchichte der Slaven. N. F. 
II, 3 (1926). 


S. 35—45: Manfred Laubert, Die Wahl Martin von Dunins 
zum Erzbiſchof von Gneſen und Poſen. 


Sachſen und Anhalt. Jahrbuch der Hiſtoriſchen Kommiſſion für die 
Provinz Sachſen und für Anhalt. Bd. 3. 1927. 


S. 1—46: Martin Lintzel, Zur Entſtehungsgeſchichte des ſächſi⸗ 
ſchen Stammes. [Ein Verſuch, die von der Archäologie vertretene Anſicht, 
die nordalbingiſchen Sachſen ſeien auf dem Wege der Eroberung in das ſüd⸗ 
elbiſche Land eingewandert, auch hiſtoriſch zu ſtützen. Zur Zeit des Ptolemäus 
beſtand der ſächſiſche Stamm in Holſtein. In den folgenden Jahrhunderten 
dehnte ſich dann der Sachſenname auf ein Volk aus, das die alten Ptolemäiſchen 
Sachſen umfaſſend, ſich von dem Weſtholſtein gegenüberliegenden Elbufer nach 
Süden ausbreitete. Dieſe Ausbreitung erfolgte durch Eroberung ſeitens der 
holſteiniſchen Sachſen.] 

S. 47—86: Robert Holtzmann, Hochſeeburg und Hochſeegau. 
[Verf. kommt zu folgendem Ergebnis: Die in fränkiſchen Berichten 743 und 744 
genannte Hochſeeburg lag über dem Süßen See in der Nähe des heutigen 
Schloſſes Seeburg. Die Hochſeeburg war der militäriſche Mittelpunkt für die 
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ganze Gegend zwiſchen Saale, Unſtrut und Alter-Wipper. Nach der zweiten 
Einnahme durch die Franken 744 iſt ſie aller Wahrſcheinlichkeit nach zerſtört 
worden und verſchwindet damit aus der Geſchichte. Als neuer militäriſcher 
Mittelpunkt für die Gegend kam in der Folge Burg Querfurt in die Höhe. — 
Die Bedeutung der Hochſeeburg in der merowingiſchen und vormerowingiſchen 
Zeit erklärt es, daß nach ihr der zwiſchen Saale, Unſtrut und Alter Wipper ge⸗ 
legene Gau ſeinen Namen erhalten hat. Denn die Namen Haſſegau und Hohſegau 
bedeuten nichts anderes, als Hochſeegau, d. h. der Gau um die Hochſeeburg. 
Mit den Heſſen hat der Haſſegau nichts zu tun.] 

S. 87—134: H. G. Voigt, Eine neuerdings wiederentdeckte mit- 
telalterliche Lebensbeſchreibung des Preußenmiſſionars Bruno 
von Querfurt. [Die Vita und Paſſio Bruns, deren bereits mittelalterliche 
Quellen gedenken, hat V. in einer um 1500 begonnenen Handſchrift des Quer⸗ 
furter Stadtarchivs aufgefunden. Eine Ausgabe des wichtigen Fundes iſt bei⸗ 
gefügt.] 

S. 135—148: A. Overmann, Die Entſtehung der Erfurter 
Pfarreien. g 

S. 149—176: W. Möllenberg, Der Codex Viennensis. [Gegen- 
über Winter, der in dem Codex ein Formelbuch ſehen wollte, wird der Nach⸗ 
weis verſucht, daß die einzelnen Stücke des Codex lediglich aus Intereſſe an 
ihrem Inhalt geſammelt ſind. Es handelt ſich um den diplomatiſchen Nachlaß 
dreier Notare der Magdeburger Kirche aus der Zeit des Erzbiſchofs Wichmann, 
die gleichzeitig Stiftsherren von U. L. Fr. in Magdeburg waren. Angelegt und 
vielleicht auch in ſeinem erſten Teile ſelbſt geſchrieben iſt der Codex nach M. 
von dem Stiftsherrn an St. Marien, ſpäteren Propſt von Hildeburgerode und 
Biſchof von Brandenburg Alexius.] 

S. 177—225: A. Dieſtelkamp, Geſchichte der Halberſtädter Dom⸗ 
bibliothek im Mittelalter. [Überblick über die Geſchichte der Bibliothek, 
Inventar von 1465, Verzeichnis der in der Univerſitätsbibliothek zu Halle auf⸗ 
bewahrten Halberſtädter Handſchriften. Dieſes Verzeichnis füllt die von Schmidt 
gelaſſene Lücke aus, ſo daß nun ſämtliche Handſchriften des Halberſtädter Stifts 
beſchrieben find.) 

S. 226—264: Alois Schmidt, die Baurechnungen der Mainzerhof- 
kapelle zu Erfurt. [Erfurter Baurechnungen und Steinmetzenordnungen des 
15. und 16. Jahrhunderts.] 

S. 265—269: W. Herſe, Reformatorenbriefe an Graf Ludwig 
zu Stolberg. [Ein bisher unbekannter Brief Melanchthons von 1543 März 1; 
Neupublikation eines bereits in unzureichender Edition mitgeteilten Luther⸗ 
briefes von 1522 Apr. 25.) 

S. 270—283: E. Neubauer, Magdeburgs Wiederaufbau nach 
1631. 

S. 284 —315: H. Kretzſchmar, Zur Geſchichte der ſächſiſchen Se— 
kundogeniturfürſtentümer. II. Die Linien Sachſen⸗Merſeburg und 
Sachſen⸗Zeitz. [S. 300 ff. wird die Behördenorganiſation der zu Sachſen⸗ 
Merſeburg gehörenden Niederlauſitz in der 2. Hälfte des 17. Jahrhunderts kurz 
behandelt.] ö 

S. 316—345: W. Stieda, Wandernde Schauſpielertruppen im 
18. Jahrhundert im Gebiet der heutigen Provinz Sachfen. 
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Neues Archiv für Sächſiſche Geſchichte und Altertumskunde. 
48. Bd. 1. Heft. 1927. 

S. 97—163: H. Klocke, Die Sächſiſche Politik und der Nord- 
deutſche Bund. [Die Politik König Johanns und ſeines Miniſters Freih. v. 
Frieſen bedeutete de facto eine Bejahung der preußiſchen Abſichten, wenn auch 
7 ſächſiſche Haltung aus ber refignierten Einficht des Nichtanders⸗Könnens 
reſultierte.] 


Geſchichts-Blätter für Stadt und Land Magde burg. 62. Jahrg. 
1927. 


S. 1—23: Joſ. Riſſe, Magdeburg im Leben Immermanns. 

S. 24—67: A. Hanſen, Die Berechtigung des Namens Holz- 
kreis, bewieſen an der früheren Bewaldung des Höhenzuges 
links der oberen Aller (mit einer Karte). 

S. 68—71: W. Stieda, Otto Pilet 1833-1916. [Biographiſche 
Notizen zum Leben des Magdeburger Großkaufmanns.] 

S. 100—113: Aloys Schmidt, Der Magdeburger Dombau und 
die St. Mauritiusbruderſchaft. 

S. 114—124: H. Kunze, Wen ſtellt das Kaiſerdenkmal auf dem 
Alten Markt in Magdeburg dar? [Ein Verſuch, die von Ernſt Müller u. a. 
angefochtene Auffaſſung Möllenbergs, der Magdeburgiſche Reiter ſtelle nicht 
einen Ottonen, ſondern Karl d. Gr. dar, durch eine Analogie, nämlich die Karls⸗ 
figur am Straßburger Münſter, zu ſtützen.] 

S. 125—148: M. Pahncke, Die Stadtbücher von Neuhaldens- 
leben 1471 — 1486 (Fortſetzung). 


Zeitſchrift des Vereins für Thavingifse Geſchichte und 
Altertumskunde. N. F. 27. Bd. 


S. 220—349: E. Huhn, Das 8 Sachſen in der 
Bewegung der Jahre 1848 — 1849. 


Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte und Altertums- 
kunde von Erfurt. 1927. 
S. 1—175: Chr. Brodbeck, Philipp Wilhelm Reichsgraf zu Boi- 
neburg [1656—1717; kurmainziſcher Statthalter in Erfurt ſeit 1703.] f 
S. 255—263: Aloys Schmidt, Zur Geſchichte der Kanzlei der 
Stadt Erfurt bis zum Jahre 1500. [Entgegnung auf die Beſprechung 
Heubergers in MOJG. 41. 3.] 


Hannoverſches Magazin. Jahrg. 2. Nr. 3. 1926. 

S. 29—49: Ad. Brenneke, Der Northeimer Markt und die Ur- 
kundenfälſchungen im Kloſter St. Blaſien. [Nordheim erhielt das Markt⸗ 
recht in der erſten Hälfte des 12. Jahrhunderts, allenfalls früheſtens mit der 
Kloſtergründung, vielleicht erſt 1141 durch Vermittlung des Erzbiſchofs Markulf 
von Konrad III., ſpäteſtens bis zum Oktober 1144.] 


— Jahrg. 2. Nr. 4. 1927. 

S. 51—63: M. Krieg, Über die Anfänge der neueren Amts- 
verfaſſung im Fürſtentum Lüneburg im 16. Jahrhundert. [Der 
„allgemeine Befehl“ und die ſpeziellen Ordnungen für die einzelnen Amter.] 
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Hannoverſches Magazin. Jahrg. 3. Nr. 1, 2. 1927. 


S. 1—9: P. Siedentopf, Zur Befeſtigung der Stadt Hannover 
durch Stadtgräben (mit Plänen). 


Oldenburger Jahrbuch des Vereins für Altertumskunde 
und Landesgeſchichte. XXX. 1926. 
S. 145—157: Engelke, Gaue, Gaukirchen und Gaugeriste 
Grafſchaften und Grafengerichte im ſüdlichen Oldenburg ld. h. in 
den Gauen: Leſigau, Derſigau und Haſegau; mit Überſichtskarte.] 


Weſtfalen. Mitteilungen des Landesmuſeums der Provinz Weſtfalen 
und des Vereins für Geſchichte und Altertumskunde Weſtfalens. 
13. Jahrg. 1927. 
S. 27—47: R. Lüdicke, Der Straßenauflauf in Münſter am 
11. Dezember 1837 und Generalmajor Freiherr! v. Wrangel. [Mit- 
teilung des Berichtes eines Augenzeugen.] 


Zeitſchrift des Vereins für heſſiſche Geſchichte und Landes- 
kunde. Bd. 56. Kaſſel 1927. 
Der der Marburger Univerſität zum Jubiläum gewidmete Band 
enthält eine Anzahl Aufſätze zur Geſchichte der Univerſität (Küch, Beiträge zur 
älteſten Geſchichte; Gutbier, Die Beſoldungsverhältniſſe zur Zeit des Land⸗ 
grafen Philipp; Zimmermann, Das heſſiſche Stipendiatenweſen 1527—1560; 
Heer, Studenteriorden der Univexſität Marburg ſeit Mitte des 18. Jahrhunderts). 
S. 175—198 gibt W. Derſch einen Beitrag „Zur Geſchichte Chriſtian 
Wolffs i in feiner. Marburger Zeit (1723 —1740)“. [Der aus Halle verwieſene W. 
wurde nach Marburg berufen, wo er ſich Verdienſte um die Hebung der Uni⸗ 
verſität erwarb. Im Anhang werden mehrere Briefe W.s an den ä 
v. Dörnberg und den Landesherrn mitgeteilt.) 


meal 1119 1 Geſchichte und Altertumskunde. N. 8. 


. Hermann Bernbeck, Das Kirchenpatronat in 
Heſſen nebſt einer Überſicht über den derzeitigen Stand des 
Patronats in den übrigen deutſchen evangeliſchen Landeskirchen. 

S. 302—347: P. Kirn, Das Urkundenweſen und die Kanzlei 
der Mainzer Erzbiſchöfe im 15. Jahrhundert. 


Naſſauiſche Annalen. Jahrbuch des Vereins für Naſſauiſche Alter- 
tumskunde und Geſchichtsforſchung. Bd. 47. 1926. 

S. 118—157: A. Schmitt, Das Königsgut in Heſſen-Naſſau, der 
Provinz Oberheſſen und dem Kreiſe Wetzlar in der Zeit der Karo⸗ 
lingiſchen und ſächſiſchen Herrſcher. [CThronologiſche Überſicht des Grund- 
befiges, Organiſation, Verwaltung, Güterpolitik.] 


Zeitſchrift für die Geſchichte des Oberrheins. N. F. 41. Heft 2. 
1927. 


S. 173—252: G. Hecht, Gebürtige Pfälzer als Träger der preu- 
ßiſchen Kirchenpolitik im Streite um die Heiliggeiſtkirche in 
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Heidelberg. [Kolbe von Wartenberg, Hofprediger Aſchenbach, Reſident in 
Frankfurt Ph. R. Hecht bei den Interventionen Preußens 1705, 1719/20 gegen⸗ 
über den katholiſchen Reſtaurationsverſuchen in der Kurpfalz.] 

S. 268—317: Maria Glaſer, Die badiſche Politik und die deut- 
ſche Frage zur Zeit der Befreiungskriege und des Wiener Kon⸗ 
greſſes. [Die Politik des Großherzogs Karl und ſeiner Miniſter v. Hacke und 
v. Marſchall, ihr Verhältnis zu den Großmächten und den deutſchen Staaten, 
ihr Anteil an den Pariſer Friedensſchlüſſen und dem Wiener Kongreß.) 


e II. Bücher. 


A. Sur allgemeinen, deutſchen und preußiſchen Geſchichte. 


Kurt Breyſig, Vom geſchichtlichen Werden. Zweiter Band: Die Macht 
des Gedankens in der Geſchichte. Cotta, Stuttgart und Berlin, 1926. 
XXVIII, 622 S. M. 15, geb. M. 18. | 


In dieſem groß angelegten, auf drei Bände berechneten Werke unternimmt 
es Breyſig, ſeine Auffaſſung vom Weſen und von den Zielen der Geſchichts⸗ 
forſchung zuſammenfaſſend darzulegen, wie er ſie in Lehre und Schrift von 
jeher unbeirrt vertreten und in einer erſtaunlich weitgreifenden Forſcherarbeit 
zu immer feſterer Form herausgebildet hat. Es geht im Grunde darum, die Ge⸗ 
ſchichtswiſſenſchaft über die von Ranke und ſeinen Folgern geſetzte Aufgabe, 
zu erforſchen und zu beſchreiben, hinauszuführen zu dem höheren und, wie es 
hier aufgefaßt wird, eigentlich erſt wiſſenſchaftlichen Berufe, Entwicklung und 
innere Zufammenhänge zu ergründen, gliedernd und zuſammenfaſſend zu einer 
begrifflich geordneten Erkenntnis alles geſchichtlichen Geſchehens vorzudringen. 
Und es kommt Breyſig weiterhin darauf an, die beiden Hauptſtrömungen in 
der Geſchichtswiſſenſchaft, den alten beſchreibungsluſtigen, Staat und Politik 
übermäßig bevorzugenden Individualismus und den neueren Kollektivismus, 
der zwar in begrifflicher Erfaſſung Großes geleiſtet, aber der ragenden Be⸗ 
deutung der ſchöpferiſchen Einzelnen nicht gerecht wird, in ihrer Einſeitigkeit zu 
überwinden, das Insgeſamt des Geſchehens aller Völker und Zeiten, des äußeren 
und inneren Lebens mit eindringlichem Verſtändnis zu erfaſſen und damit die 
Geſchichtswiſſenſchaft ihrer würdigſten und endgültigen Aufgabe zuzuführen. 
Mit dieſer Zielſetzung würde eine von höherer Warte ausgehende und tiefer 
ſchürfende Behandlung des geſchichtlichen Stoffes in allen Bereichen gegeben 
ſein, es würde auch die begrenzteſte Einzelforſchung einem großen Zweck dienſtbar 
gemacht und geadelt werden, und darauf hinzuleiten ſcheint mir die vornehmlichſte 
Abſicht dieſes Werkes zu ſein. 

In einem 1925 erſchienenen erſten Bande „Perſönlichkeit und Entwick⸗ 
lung“ hat B. von den perſönlichen Quellen geſchichtlichen Geſchehens geſprochen: 
von der ſchöpferiſchen Kraft des Einzelnen als dem allenthalben Urſächlichen, 
dem Anteil der Gemeinſchaft an der Entwicklung und dem Verhältnis beider 
zueinander. Der vorliegende zweite Band handelt von den Sachzuſammen⸗ 
hängen und den Formen des Geſchehens und von ihrer gedanklichen Erfaſſung. 
Dies geſchieht zunächſt in eingehender Auseinanderſetzung mit den beiden großen 
Forſchern, die im vorigen Jahrhundert die ſtärkſten Gebäude begrifflichen Ord⸗ 
nens des Sachgeſchehens aufgerichtet haben, Marx und Hegel. Beide werden 
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bei voller Hochſchätzung deſſen, was ſie im Sinne bauender Forſchung geleiſtet, 
abgelehnt: Hegel, da er Ziele und Ausgangspunkte allzu hoch über den feſten 
und greifbaren Wirklichkeiten wählt, Marx, weil er der führenden Perſönlich⸗ 
keit und dem Wirken des Geiſtes zu wenig, den Maſſen und der wirtſchaftlichen 
Nutzhaftigkeit zu viel zuwendet. | 

B. hat der Auseinanderſetzung mit jenen beiden Denkern, die ſich natürlich 

nur auf die geſchichtswiſſenſchaftliche Bedeutung ihrer Werke bezieht, nicht 
weniger als zwei Drittel dieſes Bandes gewidmet; weſentlicher für uns iſt 
jedoch der poſitive dritte Hauptteil von den Sachverkettungen. B. geht im 
Gegenſatz zu Hegel induktiv von den Sachzuſammenhängen aus, und da er 
bekanntlich von jeher ſeine Forſchungen auf das weiteſte geſpannt hat, ſo iſt 
die Fülle der geſchichtlichen Vorgänge, die er begrifflich zu meiſtern unter⸗ 
nimmt, ſchier allumfaſſend. Er unterſcheidet unbewußte und bewußte Sach⸗ 
zuſammenhänge. Im Bereiche des Unbewußten wird zunächſt die Bedeutung 
der Triebe und der Eingewöhntheiten, der Beſtrebungen und Geneigtheiten 
unterſucht; weiter fortſchreitend werden die biologiſch⸗geſchichtlichen Wachstums⸗ 
erſcheinungen, Ausgliederung und Einfügung (Differenzierung und Inte⸗ 
gration) behandelt. Dies geſchieht vornehmlich an zwei weit auseinanderliegen⸗ 
den Beiſpielen: den Ordnungen des Geſchlechterſtaats der Auſtralier, die, bisher 
kaum entwirrbar, hier in ſcharfſinnigſter Weiſe gedeutet und gegliedert werden, 
und dem Ausgliederungsſtammbaum des franzöſiſchen Behördenſtaats und 
ähnlicher Wachstumserſcheinungen der europäiſchen, auch der brandenburgiſch⸗ 
preußiſchen Behördenentwicklung. Dabei ſcheint B. mir allerdings dem Unbe⸗ 
wußt-pflanzenhaften der Vorgänge vor bewußtem und irgendwie zweckbe⸗ 
ſtimmtem Verſtandestun etwas zu viel einzuräumen. Des weitern wird als 
Beiſpiel unbewußter und erſt nachträglich begrifflich erfaßter Sachverkettung 
die Entwicklung der kirchlichen Baukunſt ausführlich behandelt und kurz auch auf 
ganz andere „Zielſtrebigkeiten“, die Rationaliſierung des gegenwärtigen Wirt⸗ 
ſchaftslebens und die Techniſierung unſerer Zeit, hingewieſen. 
3 Als bewußte Sachzuſammenhänge werden Zielbilder (Ideen) und deren 
ſchwächere Erſcheinungsform, die Vorbilder, behandelt. Nach einer kurzen Aus- 
einanderſetzung mit Rankes „Ideen“ ſchildert B. als ein beſonders eindringliches 
Beiſpiel für das Zuſtandekommen einer Idee das Werden des preußiſchen Staats⸗ 
gedankens (S. 510 ff.) und die Überwindung der geſchlechtermäßigen Staats⸗ 
auffaſſung vor allem durch Friedrich d. Gr. als den Bahnbrecher einer neuen 
Staatsidee überhaupt. Er weiſt auch auf die Ahnlichkeit einer anderen großen 
Idee, des Sozialismus, mit der des preußiſchen Staates in Wollen und Ent⸗ 
wicklung hin. Die Bedeutung der Vorbilder im geſchichtlichen Leben und ihre 
teils fördernde teils aber auch ſchädende, das Eigenwüchſige hemmende Wirkung 
wird namentlich an dem allbekannten Beiſpiel des Nachwirkens der Antike — 
Renaiſſance und Klaſſizismus — und anderſeits dem der verſchiedenen Auf⸗ 
tretensformen der Romantik dargelegt. 

Ein wohl aus architektoniſchen Gründen als „Schluß“ angegliederter Teil 
beſchäftigt ſich mit der Verflechtung der Formen des Geſchehens, und zwar 
zunächſt mit dem Übergang vom Einzelgeſchehen in das Geſamtgeſchehen, von 
der Perſönlichkeit zur Maſſe, vom Geiſt zur Form — ein äußerſt wichtiger, 
doch wenig beachteter Vorgang. Es wird hier das geſellſchaftsſeeliſche Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Führer und Maſſe, Propheten und Gläubigen, im beſonderen 
die Gegenüberſtellung von Jeſus, Jüngerſchaft und Judentum behandelt. Ein 
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fernerer Abſchnitt, „das Insgeſamt eines Zeitalters“ betrachtet das Geſamt⸗ 
geſchehen und die Verſuche, es in ſeiner Fülle zu erfaſſen und zu zergliedern. 
Als Beiſpiel wird die Entwicklung der Sprache beſprochen, die Statiſtik als 
elementarſte Form geſamtgeſchichtlicher Sicht berührt, ſowie die noch unzu⸗ 
längliche Behandlung der Sachverkettungen in den Geſchichten der Literatur 
und der Wiſſenſchaften, während die Kunſtgeſchichte hierin erheblich weiter 
gelangt iſt. Endlich werden die bis in die Gegenwart führenden Linien des Ge⸗ 
ſchehens, der Geiſt und die Seele unſerer Zeit, zu entwirren und zu deuten 
verſucht. 

Ees iſt hier nicht der Ort, um über dieſe flüchtige Inhaltsangabe hinaus 
auf die von B. behandelten großen, das Weſen der Wiſſenſchaft umfaſſenden 
Gedanken mit der ihrer grundſätzlichen Bedeutung zukommenden Ausführlich 
keit einzugehen. Es ſind wahrhaft „Pfade in ein unbetretenes Land“, Leitlinien 
für die Verbindung von begrifflicher und empiriſcher Forſchung, mit reichſtem 
Wiſſen, tieffter Überzeugungskraft und höchſt perſönlicher Sprachkunſt ent⸗ 
worfen. Sicherlich ſtellt das von B. gewieſene Verfahren begrifflich gemeiſter⸗ 
ter Empirie erhöhte Anforderungen, ermöglicht aber auch vor andern, in den 
Kern ae Dinge einzudringen und = Ertrag herauszuholen. 

H. Rachel. 


Gerhard Maſur, Rankes Begriff der Weltgeſchichte. München und 
Berlin 1926, R. Oldenbourg. 133 S. (Beiheſt € 6 der Hiſtoriſchen 
Zeitſchrift.) M. 5.30. 

Dieſe Arbeit, eine Diſſertation aus der Schule Meinedes, ſetzt es ſich zur 
Aufgabe, den Begriff des Univerſalhiſtoriſchen bei Ranke näher zu beleuchten. 
Eine knappe Vorbemerkung behandelt in prägnanter Form die Frage: Wie 
iſt Weltgeſchichte möglich? Im Anſchluß an die Philoſophie Diltheys und Troelt⸗ 
ſchens — der beiden Sterne, die über dem Ganzen leuchten — legt M. dar, 
daß eine Univerſalgeſchichte im Sinn einer kontemplativen Erfaſſung des ge⸗ 
ſamten planetariſchen Geſchehens unmöglich, daß nur die Geſchichte unſeres 
eigenen Kulturkreiſes für uns erforſchbar ſei. Die Wertmaßſtäbe, auf denen die 
univerſalhiſtoriſche Ausleſe beruhe, ſeien von der jeweiligen geſchichtlichen 
Situation des Betrachters abhängig, ſeien kein Ergebnis der Erkenntnis, ſondern 
des Glaubens und Wollens. Auf eine etwas zu breit geratene, mit dem Thema nur 
in lockerer Verbindung ſtehende Überſicht der Geſchichte der Welthiſtoriographie 
(die übrigens für die ältere Zeit nicht immer die neueſte Forſchung berück⸗ 
ſichtigt) folgt dann in drei Kapiteln (I: Wertwelt und Weltgefchichte. II: Die 
Entwicklung des univerſalhiſtoriſchen Gedankens. III: Der Begriff der Welt⸗ 
geſchichte) der Hauptteil des Buches. Rankes Geſchichtsauffaſſung beruht in 
ihrem letzten Grunde auf ſeiner tiefen Religioſität, die ihm die Hingabe an 
die providentiell geleitete Welt geſtattete, ohne dem hiſtoriſchen Relativismus 
zu verfallen, die aber den Abſtand zwiſchen Gott und der hiſtoriſchen Welt 
doch groß genug ließ, um nicht die Freiheit der empiriſchen Forſchung einzu⸗ 
büßen. Doch bedarf Ranke noch eines Syſtems materieller Kulturwerte“ als 
Grundlage für die konkrete Konſtituierung einer Weltgeſchichte. Als ſolche 
Ausleſeprinzipien betrachtet M. die Humanitätsidee, welche die Weltgeſchichte 
auf die abendländiſche Geſchichte einſchränkt, und den Begriff der Kontinuität 
der Kultur, der für Ranke das vornehmſte Kennzeichen aller echten Kultur 
bedeutet. 
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Der univerſalhiſtoriſche Gedanke hat bei Ranke eine bezeichnende Ent⸗ 
wicklung durchgemacht. In den erſten Werken ſteht noch das Streben nach Ver⸗ 
ſtändnis der Individualität und nach Erfaſſung des hiſtoriſchen Zuſammenhangs 
unverbunden nebeneinander. In den Päpſten ſtößt er zuerſt auf das Problem, 
wie ſich die beſondere Entwicklung zu der allgemeinen Geſchichte verhalte. Er 
hat es gelöſt, indem er nur die Partikulargeſchichten erforſchte, die „ſich in 
gewiſſem Sinn zur Univerſalgeſchichte erweitern“, indem er das Syſtem der 
„Großen Mächte“ aufſtellte, das, in jenem berühmten Aufſatz zuerſt formuliert, 
dann ſeine engliſche, franzöſiſche und preußiſche Geſchichte beherrſcht. Dieſes 
Prinzip der Großen Mächte hätte Verf. u. E. mehr in ſeiner zentralen Be⸗ 
deutung betonen müſſen. So wird R. zu ſehr in die Sphäre der Kultur⸗ 
geſchichtsſchreibung gerückt, und der Gegenſtand ſeiner „Weltgeſchichte“ zu ein⸗ 
ſeitig in der Entwicklung und Ausbreitung der menſchlichen Kultur geſehen. 

Die Arbeit iſt reich an feinen Einzelbeobachtungen und vielfach glänzenden 
Formulierungen. Das Thema iſt mit ſtarker innerer Anteilnahme ergriffen 
und mit großem Scharſſinn durchgeführt. Obwohl das Buch ſchwerlich in all 
ſeinen Aufſtellungen Beifall finden wird, gehört es zweifellos zu den bedeutend⸗ 
ſten Erſcheinungen der Ranke⸗Literatur und wird auf die weitere Forſchung 
in Zuſtimmung und Widerſpruch von Einfluß ſein. Von ausführlichen Be⸗ 
ſprechungen ſei hingewieſen auf die von Sattler in den Gött. gel. Anz. 1927, 
Januar / Februar, und die von Weſtphal (De 1927, Heft 30), welche aber u. E. 
der Leiſtung nicht gerecht wird. — Bei den Zitaten nach den ſämtlichen Werken 
hätte immer auch der Titel der betreffenden Schrift Rankes angegeben werden 
müſſen; nur ſo wird dem Leſer eine richtige Beurteilung der im Wortlaut an⸗ 
geführten Stellen ermöglicht. | RR 

. Berlin- Zehlendorf. W. Kienaft. 


Georg v. Below, Die italienische Kaiſerpolitik des deutſchen Mittel- 
alters mit beſonderem Hinblick auf die Politik Friedrich Barbaroſſas. 
München 1927, R. Oldenbourg. 159 S. Pr. M. 7.— (Beiheft 10 der Hi⸗ 
ſtoriſchen Zeitſchrift.) 

Das letzte Werk v. Belows zu beſprechen, iſt keine angenehme Aufgabe. 

Ein erfolgreicher Kämpfer, ein großer Führer in der Erforſchung der politiſchen 
und ſozialen Inſtitutionen, hat er ſich hier, wie auch in ſeinen hiſtoriographiſchen 
Arbeiten auf ein Feld begeben, das ebenſo zu meiſtern ihm verſagt war. Ver⸗ 
worrene und falſche Lehrmeinungen kritiſch zu widerlegen, verfaſſungs⸗ und 
wirtſchaftsgeſchichtliche Probleme juriſtiſch ſcharf zu erfaſſen, ſie klar und beſtimmt 
zu löfen, war feine Stärke. Der ſtille Fluß geiftiger Tendenzen und Strömungen 
und das leiſe Rauſchen ihrer letzten Quellen, das tauſendfältige Zuſammen⸗ 
klingen von Ideen und Zuſtänden, von Perſönlichkeit und Schicksal in den all⸗ 
gemeinen Begebenheiten, das in ſeinen verſchwiegenſten Gründen nur zu 
ahnen, nicht zu erkennen iſt, dieſe geheimnisvolle Muſik drang nicht an ſein Ohr. 
Die Frage, die ſich v. Below in der vorliegenden Schrift geſtellt hat, durfte 

nur mit dem ſicherſten hiſtoriſchen Gefühl, der zarteſten Achtung vor dem Eigen⸗ 
leben einer vergangenen Zeit, durfte nur mit dem Bewußtſein behandelt werden, 
daß ein letzter Reſt menſchlichem Wiſſen entzogen bleibt. Statt deſſen ſchwingt 
in dem Buch eine wahrhaft naturburſchenhafte Robuſtheit das Szepter. Hart 
und hölzern werden die Dinge nebeneinander geſtellt, Unvereinbares wird auf 
einen Nenner gebracht, die eigene Geſetzlichkeit hiſtoriſcher Vorgänge in ein 
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Rechenexempel verwandelt. Ein betrübender Mangel an hiſtoriſchem Takt 
offenbart ſich von der erſten bis zur letzten Seite. 

Belows Theſe iſt dieſe: Die italieniſche Politik der deutſchen Kaiſer war 
ein Unglück für unſer Volk. Sie ijt die Urſache für die Schwächung der Zentral⸗ 
gewalt und den Zerfall des Reiches in Territorialſtaaten. Seine Theſe iſt die 
Springwurzel, welche alle Schlöſſer ſprengt, die vor dieſem Zentralproblem 
unſere mittelalterlichen Geſchichte liegen, der Wunderſchlüſſel, der alle Türen 
öffnet. Von der Frage nach der perſönlichen Verantwortung ſieht B. dabei ab. 
„Um die Diskuſſion zu vereinfachen“ nimmt er den Zwang der Tradition, unter 
dem die Kaiſer ſtanden, als ſchlechthin wirkſam an. Trotzdem legt er wieder 
und wieder dar, was die deutſchen Könige, ſtatt ihre Kräfte in Italien zu ver⸗ 
geuden, hätten tun ſollen: Koloniſation im Oſten, Förderung der Städte, Ver⸗ 
mehrung des Kronguts und feine Verwaltung durch Beamte. Es iſt nicht Auf⸗ 
gabe des Hiſtorikers, Wunſchbilder auszumalen, die er ſelbſt als unerfüllbar erklärt. 
Im Grunde glaubt eben B. ſelbſt nicht an die Allmacht der Tradition, und der 
Schuldſpruch gegen Otto I. iſt deutlich zwiſchen den Zeilen zu leſen. Hätte er 
nicht den Entſchluß zum Zuge nach Italien gefaßt, alles, alles wäre anders 
gekommen. Ein Hauch 18. Jahrhunderts weht uns entgegen. 

So werden drei Jahrhunderte deutſcher Geſchichte verketzert und verdammt, 
wird die Politik unſerer Herrſcher als verfehlt hingeſtellt, obwohl doch dieſelben 
engliſchen und franzöſiſchen Könige, die ihnen als Vorbild empfohlen werden, 
Italien und die Kaiſerkrone für ein höchſt begehrenswertes Gut hielten und nur 
deshalb über Pläne und Entwürfe nicht hinauskamen, weil der Platz ſchon 
beſetzt war. Schwer vorſtellbar: Dies alles ſoll nur ſubjektiv aus dem Zwange 
der Tradition erklärbar ſein, objektiv aber einen verhängnisvollen Fehler darſtellen. 

Steht es wirklich ſo, daß die deutſche Kaiſerpolitik in ihrer Richtung auf 
Italien von Anfang an verkehrt war? Nach B. hätte ſich Otto d. Gr. dem 
inneren Ausbau ſeiner Königsmacht und der Koloniſation des Oſtens widmen 
ſollen. Das älteſte Kulturland Europas lag, eine leichte Beute, zu ſeinen Füßen, 
und er ſollte erobernd in die Sümpfe und Urwälder Oſtelbiens eindringen! 
Als ob die Unterwerfung Italiens, wie die Verhältniſſe damals lagen, nicht 
ſeine Machtſtellung in ganz anderem Grade verſtärkt hat! Der Spruch, den 
v. B. über die italieniſche Kaiſerpolitik fällt, iſt, ob er es auch nicht wahr haben 
will, ein Urteil ex eventu, abgeleitet aus dem ſchließlichen Zuſammenbruch. 
Was er anführt, um zu zeigen, wie früh ſich ſchon die ſchädlichen Wirkungen 
geäußert hätten, vermag nichts gegen die grundſätzliche Richtigkeit dieſer Politik 
zu beweiſen. Erſt ſeit dem Inveſtiturſtreit, der, wie man v. B. zugeben wird, 
durch die deutſche Herrſchaft über Italien verſchärft wurde, treten die großen 
Gefahren und Nachteile hervor. Vielleicht kann man ihm ſoweit zuſtimmen, daß 
in der ſpäteren Galier- und der Stauferzeit, ſoll ſchon durchaus eine Bilanz 
gezogen werden, der Schaden überwog. Dies aber iſt das Weſentliche: Daß 
die italieniſche Medaille ihre Kehrſeite zeigte, iſt die Folge einer großen geiſtigen 
Veränderung, die das ganze Abendland erfaßte, der lothringiſchen Reform⸗ 
bewegung mit ihren weltgeſchichtlichen Wirkungen für das Papſttum. Als Otto 
über die Alpen ging, handelte er vernünftig, trieb er die beſte für ihn mögliche 
Politik. Um damals die Gefahren zu erkennen, die in der Verbindung mit 
Italien beſchloſſen lagen, genügte es nicht, ein großer Staatsmann zu ſein, der 
ſich einer mächtigen Tradition zu entziehen weiß; er hätte nen be⸗ 
ſitzen müſſen. 
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„Wer das Geſchehene ganz verſtehen will, darf den Verſuch nicht ſcheuen, 
auch die Schattenbilder des Ungeſchehen zu betrachten“, hat kürzlich ein moderner 
Hiſtoriker geſagt. Gewiß, ſofern er ſich darauf beſchränkt, die objektiven Mög⸗ 
lichkeiten eines beſtimmten Moments zu erfaſſen und den Verlauf der nächſten 
Ereigniſſe im Falle anderer Entſcheidung zu erwägen. v. B. geht darüber weit 
hinaus. Er verfolgt die deutſche Geſchichte von Otto I. bis Friedrich I. und 
ſucht im einzelnen zu zeigen, wie ſchädlich die Feſſelung der Kräfte in Italien 
gewirkt habe und wie nur durch ſie alle Gelegenheiten für den Ausbau des 
Reiches zu einer ſtarken zentraliſierten Monarchie verpaßt wurden. v. B. glaubt 
alſo, die weltgeſchichtlich ſo ungeheuer folgenreiche Tatſache der deutſchen Herr⸗ 
ſchaft in Italien wie einen Stein vom Schachbrett nehmen und den dann zu 
erwartenden Ausgang des Spiels berechnen zu können. Es liegt auf der Hand, 
daß dazu providentielle Fähigkeiten, die ja v. B. anſcheinend beim Hiſtoriker 
vorausſetzt, von Nöten ſind. Hätte Otto d. Gr. Italien ſich ſelbſt überlaſſen, 
die Folgen für Deutſchland wie für das ganze Abendland wären nicht abzuſehen 
geweſen. Wir wiſſen gar nicht, welche Entwicklung das Reich, losgelöſt von 
Italien, genommen hätte, wiſſen nicht, ob die Medizin, die v. B. verſchreibt, 
dann heilkräftig, ob ſie überhaupt zu beſchaffen geweſen wäre. Der Nachweis, 
die deutſchen Könige hätten, befreit von der Laſt ihrer Pflichten im Süden, 
eine ſtarke Zentralgewalt errichten können, läßt ſich nicht erbringen. 

Und nicht nur dies. Man wird fragen dürfen: Wäre nicht ohne die Be⸗ 
herrſchung Italiens das deutſche Königtum in einen Zuſtand viel größerer 
Schwäche verſunken? Hätten ſich ohne ſie die deutſchen Stämme überhaupt 
auf die Dauer im Rahmen des Reiches zuſammenſchließen laſſen? Die 
Stärke eines Staates ſteht in einem beſtimmten Verhältnis zu ſeinen außen⸗ 
politiſchen Aufgaben, nur im ſtählenden Kampfe erwachſen die Energien einer 
kräftigen Staatsgewalt. Auch hier gilt der Satz: Der Krieg iſt der Vater aller 
Dinge. Wie war es denn im Weſten? Die Normannen errichteten ihre Herr⸗ 
ſchaft in der Normandie wie in England im Ringen mit einer unterworfenen 
Bevölkerung; ein ſtarkes, feſt begründetes Königtum war für den anglo-norman- 
niſchen Staat Bedingung ſeiner Exiſtenz. Die erſten Kapetinger führten in dem 
nur von örtlichen Fehden unterbrochenen Frieden ihrer Regierungen ein Schatten⸗ 
daſein; erſt von dem Augenblick, da das angeviniſche Reich erſtand und die 
Beherrſcher der Isle-de-France zu erſticken drohte, begann der Aufſtieg der 
franzöſiſchen Monarchie. Die ſchrittweiſe Ausdehnung der Krondomäne ſchuf 
für den Kampf gegen England die notwendige Machtgrundlage; durch ſie allein 
wären die Kapetinger nie zu Königen über ganz Frankreich geworden. Auf 
der iberiſchen Halbinſel kamen Kaſtilien und Aragon im Kampf gegen die Un⸗ 
gläubigen hoch; als die Mauren, in den äußerſten Süden zurückgedrängt, keine 
Gefahr für die chriſtlichen Staaten mehr bildeten, begann der Bürgerkrieg und 
die innere Zerſetzung. Eine ähnliche Bedrohung ſtellten zu Beginn der deutſchen 
Geſchichte die Ungarn dar. Die italieniſche Politik, die dem deutſchen Volke ein 
neues großes Ziel ſteckte, bot keinen vollen Erſatz für den ſtarken äußeren Druck, 
den die Ungarnkriege ausübten; aber ſie war der einzige Erſatz, der ſich bot. 
Die Aufgaben an der Oſtgrenze berührten noch nicht die ganze Nation und konn⸗ 
ten, außer in den Tagen Boleslavs Chrobry, von den lokalen Gewalten be⸗ 
zwungen werden. Der entſcheidende Umſchwung in den Wirkungen der italieni⸗ 
ſchen Politik trat, wie ſchon erwähnt, erſt ein, als das reformierte Papſttum 
wider das Imperium aufſtand und ein Kampf entbrannte, deſſen entſcheidende 
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Mittel andere als militäriſch⸗politiſche waren. Die Kirche hatte durch den Sieg 
der neuen, religiös⸗asketiſchen Tendenzen eine ungeahnte Macht über die Geiſter 
errungen und konnte mit Hilfe der Territorialfürſten das Reich innerlich aus⸗ 
höhlen, ohne daß die Könige einen wirklich erfolgreichen Widerſtand zu leiſten 
vermocht hätten. 

Wir wollen nicht in den Fehler v. B.s fallen und nun die allmähliche Auf⸗ 
lockerung des Reichsverbandes allein aus dem Fehlen eines an Macht eben⸗ 
bürtigen politiſchen Gegners erklären. So außerordentlich komplexe Vorgänge 
laſſen ſich nicht aus einer Wurzel ableiten. Zweifellos iſt auch die kurze Lebens⸗ 
dauer der deutſchen Herrſcher und Dynaſtien, ſowie der jahrhundertelange 
Kampf mit dem Papſttum von großem Einfluß geweſen. Für die Beziehungen 
zur Kurie ſtellte die deutſche Herrſchaft in Italien, wie angedeutet, eine ſtändige 
Belaſtung dar; das iſt der berechtigte Kern, den wir in B. Ausführungen an⸗ 
erkennen. Anderes mag daneben eine Rolle geſpielt haben. Auf die unge⸗ 
nügende Ausbildung des deutſchen Lehnsrechts haben A. Schulte u. a., auf eine 
ihm innewohnende Tendenz zur Verdinglichung hat kürzlich H. Mitteis hin⸗ 
gewieſen. Doch erſcheint es zweifelhaft, ob man darin Faktoren von ſelb⸗ 
ſtändiger Bedeutung oder den bloßen Ausdruck innerpolitiſcher Machtverſchie⸗ 
bungen zu ſehen hat. Endlich, wenn man die Entwicklung der Zentralgewalt 
in Deutſchland mit der Frankreichs vergleicht, wird man an einer anderen Tat⸗ 
face nicht vorbeigehen dürfen. Die royaliſtiſche Überzeugung iſt in Frankreich 
— man denke an die karlingiſche Tradition — doch offenbar viel tiefer in den Ge⸗ 
ſinnungen verwurzelt. Die „doulce France“ preiſen die Chansons de Geste. 
Die deutſche Heldendichtung kennt keine nationalen Klänge; ſie hat ihre Stoffe des 
urſprünglich hiſtoriſch⸗politiſchen Gehaltes entkleidet und auf rein menſchliche 
Konflikte zurückgeführt. Ein ſchroffer Individualismus offenbart ſich hier, im 
Gegenſatz zu dem ſtärkeren Gemeinſchaftsgefühl der franzöſiſchen Epen. Der 
Unterſchied iſt mit der früheren Entſtehungszeit der germaniſchen Heldenlieder 
allein nicht zu erklären. Dies etwa ſind die Momente, die wir für das Schickſal 
der Reichsgewalt verantwortlich machen möchten. Ihre verſchiedene Stärke 
genau zu beſtimmen, ihre Wechſelwirkung zu ergründen, liegt u. E. jenſeits der 
Grenzen geſchichtlicher Forſchung. Hiſtoriſche Prozeſſe laſſen ſich nicht auf eine 
chemiſche Formel bringen. — 

Unſere grundſätzliche Einſtellung zu der Belowſchen Theſe haben wir damit 
umriſſen. Es bleibt uns noch übrig, den Gang ſeiner Unterſuchung kurz zu 
ſkizzieren und daran einige Bemerkungen im einzelnen zu knüpfen. Wir be⸗ 
ſchränken uns auf das Wichtigſte. 

Im erſten Kapitel, „allgemeine Würdigung der mittelalterlichen Kaiſer⸗ 
politik“, gibt v. B. zunächſt einen kurzen literargeſchichtlichen Rückblick über die 
Kontroverſe und erörtert die ihr zugrunde liegenden Fragen hiſtoriſcher Urteils⸗ 
bildung. Wenn er betont, daß „der Fickerſche Standpunkt heute nur noch in 
ſtarken Modifikationen vertreten werde,. .. während die Verteidiger der Sybel⸗ 
ſchen Theſe ihren Kern entſchieden verteidigen“ (S. 44), ſo wird man dem ent⸗ 
gegenhalten dürfen, daß Sybels Rede von 1859, in der Heinrich I. wie ein Vor⸗ 
läufer der nationalliberalen Partei geſchildert wird, ſtreckenweiſe als hiſtoriſche 
Traveſtie wirkt. Die für die Zweckmäßigkeit der italieniſchen Politik angeführten 
Gründe (Herrſchaft über das Papſttum zum Zweck der Herrſchaft über die 
deutſche Kirche, Fernhaltung fremder Einflüſſe uſw.) ſucht v. B. ebenſo zu ent⸗ 
kräften, wie die Auffaſſung D. Schäfers, die das deutſche Eindringen in Italien 
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als eine Art Naturvorgang („Macht duldet keinen leeren Raum“) auffaßt. 
Dabei iſt zu bemerken, daß D. Schäfer die Tat Ottos I. kauſal erklären, v. B. 
über ſie ein Werturteil fällen will. Die beiden Theſen liegen alſo auf ver⸗ 
ſchiedenen Ebenen und ſchließen ſich gegenſeitig nicht aus. v. B. will jene 
naturnotwendige Machterweiterung als Abfluß überſchüſſiger Volkskräfte auf⸗ 
faſſen und behauptet unter Hinweis auf die damalige Germaniſierung der 
öſterreichiſchen Alpenländer, des Obermaingebietes und einiger weſtelbiſcher 
Landſtriche, ſchon in der Ottonenzeit hätte die Möglichkeit einer deutſchen Aus⸗ 
dehnung nach Oſten beſtanden. Das iſt m. E. ein Fehlurteil. Die Koloniſation 
der dünn beſiedelten Oſtalpen kann dafür nicht ins Feld geführt werden; in Oſt⸗ 
thüringen werden noch im 13. Jahrhundert geſchloſſene flavifche Siedelungen 
nicht ſelten erwähnt; die Mainwenden, die bereits im 11. Jahrhundert ver⸗ 
ſchwinden, haben niemals größere Verbreitung gefunden (vgl. darüber jetzt 
v. Guttenberg). Zudem wird damit doch die Theſe Schäfers völlig umge⸗ 
bogen, der in der Eroberung Italiens weniger eine ſtaatliche Expanſion als 
eine perſönliche Machterweiterung deutſcher Könige ſieht. Wenn in dieſem 
Zuſammenhang v. B. behauptet, „die deutſche Weſtgrenze habe durch die 
Feſſelung der deutſchen Könige in Italien gelitten“ (S. 30) und mich dafür 
zum Zeugen anruft, ſo muß ich dagegen Einſpruch erheben. Die Grenz⸗ 
verſchiebungen, die wir während der deutſchen Kaiſerzeit im Weſten zu ver⸗ 
zeichnen haben, ſind keineswegs nur zu Ungunſten Deutſchlands erfolgt 
und beruhen lediglich auf der ſelbſtändigeren Stellung der Grenzfürſten. 
Auf die Romfahrten laſſen ſie ſich in keinem Falle zurückführen. Unter den 
Gründen, die man für die italieniſche Politik angeführt hat, hätten die Aus⸗ 
Ausführungen Joachimſens über den geiſtlichen Charakter des fränkiſchen 
Königsgedankens erwähnt werden können, die eine ſelbſtändige Abwandlung 
anderer Argumente darſtellen. Die einzige Rechtſertigung der mittelalterlichen 
Kaiſerpolitik, die v. B. anerkennt, ſieht er in den weltgeſchichtlichen Leiſtungen 
des Kaiſertums für die Kirche. Der Staat habe ſich für ein Ziel geopfert, das 
außerhalb ſeines Lebensintereſſes liege. Vom univerſalhiſtoriſchen Standpunkt 
wird man noch ein anderes hinzufügen dürfen: Letztes Ziel der Kirche war die 
vollſtändige Unterordnung aller weltlichen Gewalt. Daß die europäiſchen 
Staaten vor einer päpſtlichen Theokratie bewahrt blieben, verdanken fie, menſch⸗ 
lichem Ermeſſen nach, dem Widerſtand, den das Imperium dem Machtſtreben 
der Kurie entgegenſetzte. Die gewaltige Heftigkeit, mit welcher der Inveſtitur⸗ 
ſtreit in Deutſchland geſührt wurde, die zerrüttenden Wirkungen, die er hier im 
Gegenſatz zu Frankreich und England ausübte, vornehmlich aus der italieniſchen 
Politik abzuleiten (S. 35), iſt ſtark übertrieben; ſie mit der angeblichen Schwäche 
der deutſchen Zentralgewalt, die den Sieg leichter als anderswo ermöglichte, 
zu begründen (S. 75), iſt ganz abwegig. Auch in dieſem Sonderfalle liegt, ab⸗ 
geſehen von dem beſchränkteren Beſitz ſtaatlicher Rechte durch die Biſchöfe im 
Weſten, die Urſache darin, daß die Päpſte durch ihren Kampf gegen das Kaiſertum 
völlig in Anſpruch genommen waren und die Stütze, die fie in Frankreich fanden, 
nicht entbehren konnten. 

Im zweiten Abſchnitt gibt v. B. einen Überblick der deutſchen Königs⸗ 
politik bis auf Konrad III. Wenn er mehrfach darüber klagt, daß die Zentral⸗ 
gewalt keine feſten „verfaſſungs mäßigen Grundlagen“ erhalten habe (S. 63, 
68, 74), ſo iſt daran zu erinnern, daß noch im Frankreich des 13. Jahrhunderts, 
die großen Vaſallen nur mit zwei Rittern jeder, dem lehnsrechtlichen Minimum, 
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dem Aufgebot des jungen Ludwig IX. Folge leiſteten, daß ſie nach Ablauf 
ihrer 40 tägigen Dienſtzeit Ludwig VIII. vor Avignon, Blanka von Kaſtilien 
angeſichts des engliſchen Heeres im Stich ließen und nach Hauſe zogen. Im 
weſentlichen kam es doch immer auf die Perſönlichkeit und die tatſächliche Macht 
des Herrſchers an. In der Ablehnung der lombardiſchen Königskrone durch 
König Robert von Frankreich und Herzog Wilhelm von Aquitanien ſieht v. B. 
(S. 69) einen „deutlichen Beweis, wie ſehr unſere Theoretiker fehlgehen, wenn 
ſie den Satz aufſtellen, der deutſche König habe die Hand auf Italien legen 
müſſen, weil ſonſt Machthaber des Weſtens ſich dort zu Herren gemacht hätten“. 
Sollte die Scheu vor einem Konflikt mit dem Deutſchen Reich dabei ſo gar keine 
Rolle geſpielt haben? 

Das dritte Kapitel iſt Friedrich I. gewidmet. Die Grundlagen ſeiner 
deutſchen Politik — Bündnis mit einer Fürſtengruppe, Schaffung eines könig⸗ 
lichen Territoriums, Erneuerung des königlichen Einfluſſes auf die Biſchofs⸗ 
wahlen — ſind klar und einleuchtend herausgearbeitet. Es ſind die förder⸗ 
lichſten Seiten des ganzen Buches. Die Machtſtellung Friedrichs in Italien 
wird als recht ſchwach und unſicher, der Abſtand zwiſchen ſeinen urſprünglichen 
Zielen und dem ſchließlich Erreichten als ſehr groß eingeſchätzt. Den Schluß des 
Buches bildet eine Kritik der Auffaſſung von Friedrichs Regierung bei neueren 
Forſchern. Hampe, deſſen Darſtellung B. mit dem Geſang eines Harfners ver⸗ 
gleicht, wird dabei beſonders ſchlecht behandelt. Im Sinne ſeiner Theſe behauptet 
v. B., daß die Machtmittel Deutſchlands für die italieniſchen Züge vergeudet, 
daß „die italieniſchen Finanzen, welche Friedrich etwa erntete, zweifellos dort 
aufgebraucht worden ſeien“ (S. 103). Von den bedeutenden Einkünften und 
der ftraff organiſierten Finanzverwaltung des italieniſchen Königreichs vor 
Heinrich II. zeichnet uns eine erſt unlängſt von Solmi in ihrem Werte erkannte 
Quelle, die Honorantiae civitatis Papiae, ein eindrucksvolles Bild (vgl. auch 
den Aufſatz Landognas über die Einheit des regnum Italicum in der Nuova 
Rivista stor. 1926, Bd. X). Bezeichnend, daß v. B. fie mit keinem Worte 
erwähnt. Aus der ſpäteren Zeit haben wir nichts ähnliches, aber erinnert man 
ſich, daß Barbaroſſa über genügende Geldmittel verfügte, um ein ausgedehntes 
Krongut zuſammenzukaufen, ſo wird es ſchwer zu glauben, ſeine italieniſchen 
Einnahmen ſeien daran ſo ganz unbeteiligt geweſen. 

Daß „bei der Niederwerfung Heinrichs des Löwen der König nichts, weder 
im großen noch im Heinen ... erhalten habe“ (S. 90), iſt nicht ganz richtig. Die 
oſtelbiſchen Bistümer und einige Grafſchaften, die anſcheinend vorher von den 
Welfen abhingen, darunter die Grafſchaft Daſſel, wurden reichsunmittelbar 
(Ficker, Reichsfürſten II, 3, 396, 429, 458 f.; L. Hüttebräuker, Das Erbe Hein- 
richs des Löwen 51, 57, 60); alle Rechte, die Heinrich in Schwaben gehabt hatte, 
kamen an das ſtaufiſche Herzogtum Schwaben (Nieſe, Reichsgut 13). Doch iſt 
natürlich nicht zu beſtreiten, daß die Fürſten die Hauptgewinner waren. In 
Frankreich hat wenig ſpäter das Königtum aus einem ganz ähnlichen politiſchen 
Prozeß, dem gegen Johann ohne Land, den größten Vorteil gezogen. Daß 
Friedrich, auf Deutſchland ſich beſchränkend, dem Beiſpiel des Nachbarlandes 
Frankreich hätte folgen können (S. 122), iſt m. E. nicht zutreffend. Bleiben wir 
einmal bei den angeführten beiden Prozeſſen. Daß die deutſche Krone in dem 
Heinrichs ſo geringen Gewinn erntete, liegt einmal an dem damals bereits 
durchgedrungenen Rechtsſatze, daß ein heimgefallenes Fahnenlehen binnen 
Jahr und Tag wieder ausgeliehen werden mußte (vgl. darüber zuletzt H. Mitteis). 
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Sodann war hier die Rechtslage eine andere als in dem Verfahren gegen Johann: 
Der Welfe beſaß ausgedehntes Allod, das er nach ſeiner Unterwerfung zurück⸗ 
erhielt. Die juriſtiſch von ihm Beleidigten waren die Fürſten, und der Ausgang 
des Prozeſſes ſtellte wenigſtens teilweiſe den durch Heinrichs Übergriffe ver⸗ 
letzten früheren Rechtszuſtand wieder her. Dazu kommt, daß Philipp Auguſt 
bei ſeinem Vorgehen gegen König Johann beiſpiellos vom Glücke gefördert 
wurde. Die perſönliche Unfähigkeit ſeines Gegners, der ſeinen feſtländiſchen 
Beſitz einfach ſich ſelber überließ und in den entſcheidenden Jahren keinen Finger 
zu ſeiner Verteidigung rührte, verband ſich mit einer außerordentlichen Gunſt der 
innerpolitiſchen Lage. Die beiden großen Lehnsfürſtentümer, die im Anfang 
feiner Regierung beſondere Schwierigkeiten gemacht hatten, waren damals aus- 
geſchaltet: Baldwin von Flandern zog nach Konſtantinopel und beſtieg den oſt⸗ 
römiſchen Kaiſerthron. Der Graf von der Champagne war geſtorben und hatte 
nur einen unmündigen Sohn hinterlaſſen, deſſen Rechte zudem von Seiten⸗ 
verwandten beſtritten wurden. So konnte der König über die Mittel dieſer 
großen Baronieen unbeſchränkt verfügen, ohne den Sonderwillen ihrer Herren 
fürchten zu müſſen. Die franzöſiſche Krondomäne wurde mit einem Schlage 
gewaltig vergrößert und die Gefahrenzone, in der die königliche Macht den 
Baronen drückend und bedrohlich, aber noch nicht unüberwindlich erſchien, ſchnell 
durchſchritten. Wie aber noch ſpäter alles von der perſönlichen Tüchtigkeit des 
Herrſchers abhing, welche Gefahren eine Minderjährigkeit des Thronfolgers im 
Gefolge hatte, beweiſt die Regierung Blankas von Kaſtilien. Nur die unge⸗ 
wöhnliche Tatkraft und Staatsklugheit der Regentin konnte verhindern, daß die 
feudale Reaktion das franzöſiſche Königtum auf die Stufe Ludwigs VII. 
zurückwarf. | 
Berlin- Zehlendorf. W. Kienaft. 


Ernſt Kantorowicz, Kaiſer Friedrich der Zweite. Berlin. Bondi 1927. 
651 S. 80. N 
Das Buch rechnet mit der Teilnahme für ſeinen Titelhelden „auch in anderen 

als gelehrten Kreiſen“ und verzichtet deshalb auf die Beigabe des wiſſenſchaft⸗ 
lichen Apparats, an deſſen Stelle ein zweiter Band mit „Unterſuchungen und 
Forſchungen zur Geſchichte Kaiſer Friedrichs II.“ in Ausſicht geſtellt wird. Bis 
zu deſſen Erſcheinen wird die Diskuſſion über den wiſſenſchaftlichen Wert des 
Buches aufgeſchoben werden müſſen; aber ſchon jetzt darf geſagt werden, daß 
wir es mit einer wiſſenſchaftlichen Leiſtung hohen Ranges zu tun haben. Selb⸗ 
ſtändige und tiefeindringende Quellenbenutzung verrät jede Seite des Buches; 
beſonders die Briefe, Manifeſte, Erlaſſe, Geſetze uſw. des Kaiſers ſind ſorgfältig 
verwertet und kommen oft zu Wort, vor allem zur Charakteriſtik der geiſtigen 
Perſönlichkeit des Kaiſers. Denn hierin liegt der Schwerpunkt des Buches 
und ſeine Eigenart. Die eigentümliche Miſchung von altem und neuem in Fried⸗ 
rich II., die Metaphyſik feiner Staatslehre, feine Auffaſſung der Kaiſeridee, das 
ſind die Dinge, die den Verf. am meiſten intereſſieren und in deren Schilderung 
auch der beſondere wiſſenſchaftliche Wert des Buches beruht; denn hierüber 
beſaßen wir bisher noch keine Monographie. Mit der, meiner Anſicht nach, 
etwas zu ſehr ins Gigantiſche geſteigerten Auffaſſung K.s wird ſich die Forſchung 
zunächſt auseinanderzuſetzen und ſich zu fragen haben, ob das imponierende und 
in ſich geſchloſſene Bild, das uns dieſes Buch von Friedrich II. entwickelt, der 
Wahrheit entſpricht; ich fürchte, man wird einige Abſtriche vornehmen müſſen. 


386 Neue Erſcheinungen 


Das wird aber den Wert des Buches nicht beeinträchtigen, der vorzugsweiſe im 
Formalen liegt. Es gehört in Reihe jener aus dem Kreiſe Stephan Georges und 
der Blätter für die Kunſt hervorgegangenen Bücher und teilt, wenn mich mein 
Eindruck nicht täuſcht, mehr ihre Vorzüge als das, womit „die Zunft“ nicht immer 
einverſtanden ſein kann. Zu dem zweiten rechne ich u. a. gewiſſe ſprachliche 
Eigenheiten, die ich perſönlich, ſo ſparſam ſie bei K. auch angewandt ſind, aber 
gerade deswegen als Fremdkörper, als künſtlich aufgeſetzte Lichter empfinde. 
Aber im allgemeinen bereitet die Lektüre des Buches doch einen hohen Genuß; 
manche Partien, beſonders zuſtändliche Schilderungen wie etwa die der Litera⸗ 
tur und bildenden Kunſt gewidmeten Abſchnitte ſind ſchlechthin vorbildlich, 
während einige chroniſtiſch⸗erzählende Partien dagegen etwas abfallen. So iſt 
das Buch, als Ganzes genommen, doch eine hocherfreuliche Erſcheinung und ohne 
Zweifel eine wertvolle Bereicherung unſerer Literatur über Friedrich II., nach 
Winckelmann und Hampe, von deren Arbeiten es ſichtlich ſtark beeinflußt iſt, 
die beſte zuſammenfaſfende Biographie des letzten Stauſenkaiſers, der man 
eine weite Verbreitung, auch in den Kreiſen unſerer Gebildeten, von Herzen 
wünſchen wird. N 
Berlin⸗Lichterfelde. W. Holtzmann. 


Johannes Kretzſchmar, Der Heilbronner Bund. 3 Bände von zu⸗ 
ſammen XXIII und 1615 S. Lübeck 1922, Verlag Rathgens. 

Der fruchtloſe, ephemere Heilbronner Bund hat bisher keine eingehende 
Darſtellung erfahren. Die umfangreiche Unterſuchung, die K. ihm nun gewidmet 
hat, kann an der bisherigen Erkenntnis nichts ändern, daß die deutſchen evangeli⸗ 
{chen Fürſten unfähig. waren, aus eigener Kraft einen geſchloſſenen ſtarken Wider⸗ 
ſtand zu organiſieren, daß ihnen ſeit Guſtav Adolfs Tod ein überragender Führer 
fehlte und daß ihre Sonderintereſſen zum Zerfall des evangeliſchen Bundes 
führten. Um ſo reicher iſt die aus Studien in faſt 40 Archiven — unter denen 
leider das Kopenhagener Reichsarchiv fehlt — ſich ergebende Ausbeute im ein⸗ 
zelnen. Hier ſei namentlich der ſchwediſch⸗brandenburgiſchen Beziehungen 
gedacht. 

Axel Oxenſtierna mußte darauf aus ſein, Kurfürſt Georg Wilhelm von 
einer Unterſtützung der kurſächſiſchen Friedensbeſtrebungen fern zu halten. 
Bei einem Beſuch in Berlin im Februar 1633 gelang es ihm, den Kurfürſten 
und namentlich Götzen an ſich zu feſſeln, obgleich er weder hinſichtlich der Ver⸗ 
mählung der jungen Königin mit dem Kurprinzen noch in der pommerſchen 
Frage Zuſagen gab; jedoch meinte Götzen, in beiden Punkten nur durch engen 
Anſchluß an Schweden das von ihm erſtrebte Ziel erreichen zu können. Aller⸗ 
dings war der Kurfürſt auch von ſich aus zu der Meinung gekommen, daß gerade 
infolge Guſtav Adolfs Tod nur durch enges Zuſammenhalten der Evangeliſchen 
ein guter Frieden erlangt werden könnte. Die von Oxenſtierna gewünſchte 
Unterſtellung der brandenburgiſchen Truppen unter ſchwediſches Kommando 
lehnte Georg Wilhelm ab, unterſtellte vielmehr ſeine in Schleſien ſtehenden 
Regimenter ſächſiſchem Oberkommando, freilich nur, ſolange Sachſen keine 
Sonderverhandlungen mit dem Kaiſer anknüpfen würde. 

Während der nächſten Monate wurde es dem Kurfürſten immer klarer, 
daß er auf eine befriedigende Löſung der erwähnten beiden Fragen im Ein⸗ 
vernehmen mit Schweden nicht zu rechnen hatte, und die pommerſche Frage 
ſchien brennend zu werden, ſeit der letzte Herzog im April 1633 einen Schlag⸗ 
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anfall erlitten hatte. Bei einer Begegnung mit der Königinwitwe und einigen 
Reichsräten zu Wolgaſt im Mai erhielt er in beiden Angelegenheiten nichts⸗ 
ſagende Erklärungen. Er dachte nun durch Eintritt in den Heilbronner Bund 
eine Garantie Pommerns zu erhalten. Bei einem zweiten Beſuch in Wolgaſt 
Ende Juli wurde ihm freilich von den Reichsräten eröffnet, daß Schweden die 
Plätze an der Seekante nicht aufgeben könnte. Gleichwohl ging im September 
Götzen zu Oxenſtierna und bot gegen Anerkennung des Rechts auf Pommern 
Eintritt in den Heilbronner Bund. Der Reichskanzler aber forderte Pommern 
für Schweden, machte auch kein Hehl aus ſeiner Abneigung gegen die geplante 
Heirat und bot als Erſatz für Pommern Magdeburg, Halberſtadt und einen Teil 
Schleſiens. Indem er Götzen die reiche Domprobſtei Magdeburg zu erblichem 
Beſitz ſchenkt, machte er den Kurfürſten gegen die Loyalität ſeines Kanzlers miß⸗ 
trauiſch und ſtärkte ſo indirekt den Einfluß des im Frühling nach Berlin zurück⸗ 
gekehrten Schwartzenberg, der übrigens, wenigſtens in der erſten Zeit, keine 
direkt ſchwedenfeindliche Haltung zeigte. Wie erbittert der Kurfürſt ſchon Ende 
1633 gegen Schweden war, ergibt eine Außerung, die er damals zu einem kur⸗ 
pfälziſchen Geſandten tat. Dieſer hatte vorzubringen, daß fein Kurprinz unab- 
hängig von Schweden zur Rückeroberung ſeines Landes 12000 Mann werben 
wollte und eine nähere Verbindung mit Brandenburg und Sachſen wünſchte. 
Alle Räte waren gegen den Antrag. Georg Wilhelm aber zollte ihm insgeheim 
Beifall; die drei Kurfürſten ſollten gemeinſam eine eigene Armee aufſtellen und 
die Direktion des evangeliſchen Weſens ſelbſt i in die Hand nehmen; nur ſo ſei der 
Ehrgeiz der Fremden zu zügeln. 

Indes die bekannten kriegeriſchen Ereigniſſe — der Einfall der Kaiſerlichen 
in die Mark und Arnims wenig erfolgreicher Rettungsverſuch — einerſeits und 
die Abneigung des Kurfürſten gegen die von Sachſen betriebenen Friedens⸗ 
beſtrebungen andererſeits brachten die von Götzen vertretene Politik des An⸗ 
ſchluſſes an Schweden doch wieder zum Siege. Bei einer Begegnung mit 
Oxenſtierna zu Stendal im März 1634 kam das Heiratsprojekt gar nicht zur 
Sprache und auch in der pommerſchen Frage ſtanden die beiderſeitigen An⸗ 
ſprüche ſich unvereinbar wie zuvor gegenüber. Gleichwohl unterſtellte Georg 
Wilhelm jetzt ſeine Truppen Baner gegen die Zuſage, daß Landsberg und Frank⸗ 
furt ihm nach der Wiedereroberung übergeben und auch Spandau ihm eingeräumt 
werden ſollte; weiterhin ſollten die Brandenburger in Schleſien verwandt 
werden. Es iſt bemerkenswert, daß Oxenſtierna jetzt ſeinen Anſpruch auf Pom⸗ 
mern verſteifte, während er bis dahin, was man in Berlin freilich nicht ahnte, 
daran gedacht hatte, ſich mit Magdeburg, Halberſtadt, Bremen und Verden, 
wenn nicht gar nur mit einer Geldabfindung zu begnügen; der Reichsrat hatte 
ſich mit ſolchen Bedingungen einverſtanden erklärt. 

Bei dem im April 1634 zu Frankfurt a. M. eröffneten Bundestag ſollte 
die Frage der Aufnahme der beiden ſächſiſchen Reichskreiſe in den Heilbronner 
Bund von beſonderer Bedeutung werden. Es verſteht ſich, daß der Kurfürſt, 
der Götzen nach Frankfurt entſandt hatte, zur Bedingung ſeines Eintritts eine 
befriedigende Löſung der pommerſchen Frage machte; durch Anſchluß an 
Schweden zu Pommern zu kommen war ja der Angelpunkt der Politik Götzens. 
Der Reichskanzler hielt Nachgeben für um ſo überflüſſiger, als die Süddeutſchen 
Brandenburgs Forderung nicht unterſtützten. Es war in den Tagen der Schlacht 
von Nördlingen, daß Götzen auf ausdrücklichen Befehl des Kurfürſten zu erklären 
hatte, Brandenburg werde niemals auch nur auf einen Teil Pommerns verzichten, 
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und daß umgekehrt Oxenſtierna eine Anerkennung des Kurfürſten auf Erſatz 
der Schweden aus der Befreiung Pommerns erwachſenen Koſten forderte, 
offenbar um ſich auf dieſe Weiſe ein Unterpfandrecht an Pommern zu ſchaffen. 
Kurz nach der Nachricht von Nördlingen nahmen die nun völlig ausſichtslos 
gewordenen Verhandlungen in Frankfurt ein Ende. Krankheit und Kriegs⸗ 
ereigniſſe hielten Götzen übrigens bis zum Auguſt 1635 dort feſt und erleich⸗ 
terten ſeinen politiſchen Gegnern den Frieden des Kurfürſten mit dem Kaiſer. 
Götzens ideenloſe Starrheit kommt in Kretzſchmars Darſtellung gut zum 
Ausdruck; indirekt wird durch dieſe Charakteriſtik des Kanzlers auch die Politik 
Friedrich Wilhelms bis 1648 verſtändlicher. Kurfürſt Georg Wilhelm erſcheint 
etwas ſelbſtändiger als in der üblichen Auffaſſung. Hein. 


1. Dr. Walther Koch, Hof und Regierungsverfaſſung König Friedrich 
[sic!] I. von Preußen (1697—1710). = Unterſuchungen zur Deutſchen 
Staats⸗ und Rechtsgeſchichte, herausgegeben von Julius v. Gierke. 
136. Heft. Breslau 1926, Marcus. VIII, 216 S. 


2. Arnold Berney, König Friedrich I. und das Haus Habsburg (1701 
bis 1707). München 1927, R. Oldenbourg. XI, 284 S. Pr. M. 8.—. 


Daß auf einem von der hiſtoriſchen Forſchung der letzten Jahre nicht eben 
bevorzugten Spezialgebiete zwei beachtenswerte Monographien in kurzem 
Abſtand hintereinander erſchienen ſind, könnte auf inneren Zuſammenhang 
deuten, auf eine ſyſtematiſche Erneuerung der Studien über die Geſchichte des 
erſten Preußenkönigs. Dem iſt aber nicht ſo. Die beiden Arbeiten kommen 
nicht nur aus verſchiedener Richtung zu ihrem Thema, ſie ſind auch zu ſehr ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten entſtanden. 

1. Kochs Abhandlung lag ſchon vor dem Kriege als eine aus der Schmoller⸗ 
Hintzeſchen Schule hervorgegangene Preisſchrift abgeſchloſſen vor und blieb 
12 Jahre lang unveröffentlicht. Leider hat Verf. die urſprüngliche Faſſung bei⸗ 
behalten, auch nicht einmal die ſeither erſchienene Literatur berückſichtigt. Das 
iſt um ſo mehr zu bedauern, als die inzwiſchen gemachten Fortſchritte der 
Forſchung auf dieſem Gebiete einerſeits keine Umarbeitung der ganzen 
Unterſuchung erforderten, andererſeits aber doch erheblich genug ſind, um 
über manche Einzelheit, manches Urteil eine neue Prüfung zu veranlaſſen. 
Dabei würden auch die jeder Erſtlingsarbeit anhaftenden Mängel behoben 
worden ſein. Die trotzdem höchſt anerkennenswerte Arbeit zerfällt in zwei dem 
Umfang nach etwa gleiche Teile; der erſte ſucht mehr von der pfychologiſchen 
Seite her „Die Menſchen“, der zweite von der ſyſtematiſchen „Die Inſtitutionen“ 
zu erfaſſen. Dieſe Einteilung birgt in der Verſchiedenheit der Blickpunkte und 
in der Möglichkeit von Wiederholungen gewiſſe Gefahren in ſich, denen Verf. 
nicht immer entgangen iſt. Manchmal fühlt man eine Unausgeglichenheit 
zwiſchen der bewegten Darſtellung des Hoflebens („Nach der Tafel rauſchte 
Freudigkeit der Tänze durch den Saal des Frühlings“, S. 72) und der nüchternen 
Betrachtung der Vefaſſungsfragen heraus, und daß Wartenberg der Verant⸗ 
wortlichkeit bei der Gegenzeichnung förmlich enthoben wurde, wird uns nicht 
weniger als dreimal (S. 42, 153, 192) erzählt. 

Von dieſen grundſätzlichen Ausſtellungen abgeſehen iſt die Arbeit eine 
fleißige, gründliche Studie über denjenigen Abſchnitt der inneren Geſchichte 
Preußens geworden, dem man die Bezeichnung „Ara Wartenberg“ auf Grund 
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von Kochs erneuter Feſtſtellung des überragenden Einfluſſes dieſes Günſtlings 
(S. 164) mit noch mehr Recht als bisher wird geben können. Der erſte Teil 
entwirft ein anſchauliches, an feinen Beobachtungen reiches Bild des Herrſchers 
und ſeiner Umgebung. Vielleicht hätte im Charakterbilde Friedrichs noch ein 
Zug hervorgehoben werden können, der ſich mit zunehmender Kränklichkeit in 
ſpäteren Jahren immer ſtärker zeigt: ſeine nervöſe Reizbarkeit wechſelnd mit 
Stimmungen tiefer Depreſſion und müder Melancholie. Neben dem König 
ſchildert K. die beiden Königinnen Sophie Charlotte und Sophie Luiſe und die 
bunte Schar der im Einfluß und Rang ſich ablöſenden Höflinge, den — ſchwerlich 
16 Fuß (!) großen (S. 16) — Feldmarſchall Barfus, den allmächtigen Grafen 
Wartenberg und ſeine noch mächtigere Gemahlin — über die freilich die hannover⸗ 
ſchen Geſandtſchaftsberichte aus beſonderen Gründen keine ſo einwandfreie Quelle 
ſein dürften, wie K. S. 21 annimmt —, weiter die Diplomaten Fuchs und 
Ilgen, die Grafen Wittgenſtein und Wartensleben unſeligen Angedenkens und 
die ganze Galerie der Würdenträger, die ſich teils um den König und ſeine Ver⸗ 
trauten, teils um den Kronprinzen fcharten und die bunten Fäden eines un- 
erhörten Intrigenſpiels durcheinanderſchießen ließen. Die beiden Vettern Ernſt 
Boguslav und Paul Anton v. Kameke (deren vollſtändige Vornamen zweckmäßig 
hätten genannt werden können) ſcheinen nicht immer deutlich auseinander⸗ 
gehalten zu ſein, S. 91 ſind ſie ſogar verſehentlich als Brüder bezeichnet. 

Bietet der erſte Teil im weſentlichen eine geſchickte Zuſammenſtellung 
ſchon bekannter Tatſachen, ſo gelangt der zweite in die Unterſuchung der Ver⸗ 
faſſungsfragen zu ſelbſtändigen neuen Ergebniſſen auch gegenüber Hinges grund⸗ 
legender Abhandlung über Staat und Geſellſchaft unter dem erſten König 
(Hohenzollernjahrbuch 4 und Geſ. Aufſätze 1). Man wird Koch gegen Hintze 
zuſtimmen müſſen, daß der „Engere Rat“ nicht eigentlich mit dem franzöſiſchen 
Conseil d' état in Parallele geſetzt werden kann, da er von dem Herrſcher räumlich 
abgeſondert arbeitete. Er war auch kein „Ausſchuß“ des Geheimen Rates wie die 
Geheime Konferenz in Oſterreich, ſondern ein von den jeweiligen Vertrauten 
Friedrichs frei zuſammengeſetztes „Günſtlingskollegium“, deſſen Hauptmitglied 
Graf Wartenberg ſich dauernd und mit Erfolg gegen jede perſönliche Verbindung 
mit dem Geheimen Rat gewehrt hat. Unter dieſen Umſtänden gewinnt die 
Stellung der unmittelbar beim Herrſcher tätigen Kabinettsſekretäre größeres 
Gewicht und ergibt ſich ein Zuſtand, der ſich in gewiſſer Weiſe mit der „Re⸗ 
gierung aus dem Kabinett“ des fpdten 18. Jahrhunderts vergleichen läßt. Auch 
ſonſt bringen Kochs auf fleißigem Aktenſtudium beruhenden Unterſuchungen 
mancherlei neue Aufſchlüſſe. Allerdings muß man ſich m. E. mehr noch, als er 
es tut, die Frage vorlegen, wieweit die in den verſchiedenen Geſchäftsordnungen 
und Kanzleireglements niedergelegten Beſtimmungen wirklich in der Praxis 
durchgeführt worden ſind. Schon daß die vorgeſehene perſönliche Erbrechung 
und Prüfung der ſämtlichen „ſekreten“ Sachen unter einer Herrſchernatur wie 
Friedrich I. ein Unding war, empfindet K. ſelber. Aber auch manche techniſche 
Einzelheit, wie das Abſchneiden der „contenta“ von den ausgehenden Schrift⸗ 
ſtücken (Koch S. 152), ſcheint doch in der Praxis nicht eingeführt zu ſein. Eine 
Fortſetzung der verdienſtlichen Studien auf die drei letzten Jahre Friedrichs I. 
mit ihren vom Geiſte des Thronfolgers getragenen Reformverſuchen wäre 
zu begrüßen. | 

2. Die Freiburger Habilitationsſchrift Arnold Berneys befaßt ſich dem- 
gegenüber ausſchließlich mit der äußeren Politik jener Jahre, und zwar mit 
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dem Verhältnis Friedrichs I. zum Haufe Habsburg in den erjten ſieben Jahren 
des Spaniſchen Erbfolgekrieges 1701—1707. Mit liebevoller Gründlichkeit ver- 
folgt er an Hand der Berliner und Wiener Akten das Verhalten der beiden 
Kabinette zueinander bis in die feinſten Schwankungen der Politik hinein, das 
unabläſſige Schachern um größere, kleinere und ganz kleine Vorteile, das jeden, 
der ſich in das Geſtrüpp der politiſchen Einzelheiten jener Tage hineinwagt, 
den Überblick über die großen Zuſammenhänge nur zu ſehr erſchwert. B. hat 
es verſtanden, ſich dieſen Blick freizuhalten. Die glückliche Anordnung des Stoffes, 
die Entlaſtung der Darſtellung durch Exkurſe und das Herausarbeiten der Leit⸗ 
linien der Entwicklung zeigt vollendete Beherrſchung der methodiſchen Schwierig⸗ 
keiten ſeines Themas. Die Literatur iſt vollſtändig verwertet — auch die Kochſche 
Arbeit iſt einbezogen —, und die Behandlung der Probleme zeugt von einer 
ebenſo geiſtvollen wie gründlichen Durchdringung der ſchwierigen Materie. Faſt 
möchte man dabei bedauern, daß Verf. ſich ein Thema gewählt hat, das in ſeiner 
zeitlichen und ſachlichen Begrenzung den ſo gründlichen Bemühungen nach meinem 
Empfinden nicht ganz adäquat iſt. Denn daß der neugekrönte König in jenen 
Jahren ſeiner gewiſſermaßen „doppelten Bindung“ an die Wiener Politik — 
durch den Krontraktat und die noch fortbeſtehende 20 jährige Allianz von 1686 — 
nach Kräften bemüht war, die loyale Vertragserfüllung mit der Erwirkung des 
größtmöglichen eigenen Vorteils zu verknüpfen, iſt im Grunde zwangsläufig 
gegeben und auch nicht unbekannt, wenn ſchon natürlich unſere Kenntnis der 
Einzelheiten dieſer Vorgänge — die wiederholten Anſätze Friedrichs, eine ſelb⸗ 
ſtändige Armeegruppe von 20000 Mann aufzuſtellen, ſeine Verſuche, Schwie⸗ 
bus zurückzugewinnen, die argwöhniſche und ſtörriſche Haltung Oſterreichs, das 
dadurch bedingte allmähliche Abgleiten der preußiſchen Politik in das Fahr⸗ 
waſſer der Seemächte — durch Berneys Studie eine wertvolle und wahrſchein⸗ 
lich abſchließende Vertiefung erfährt. Aber wirklich bewegende Probleme ver⸗ 
mag ich hierin weder im Hinblick auf die große geſchichtliche Auseinanderſetzung 
der Häuſer Habsburg und Hohenzollern, noch auch auf die äußere Politik Fried⸗ 
richs I. im ganzen, zu erblicken. Wie ganz anders entfaltet ſich B.s hiſtoriſches 
Urteil, ſobald er gewiſſermaßen am Rande ſeines Themas Fragen aufwirft 
und erörtert, die von der „gebundenen Marſchroute“ ſeiner Unterſuchung hin⸗ 
weg in das freie Land der politiſchen Wechſelfälle und Möglichkeiten führen. 
Das Kapitel über die Stellung Preußens im Nordiſchen Krieg (S. 90—112) 
gehört unter dieſem Geſichtspunkt zu den wertvollſten Abſchnitten der Arbeit 
durch den überzeugenden Nachweis, daß Friedrich I., weſtlich orientiert wie er 
war (oraniſche Erbſchaft!) und aus religiöſer Überzeugung wie aus politiſcher 
Zaghaftigkeit jedem Eroberungskriege abhold, ſich gegenüber den labilen 
Zuſtänden und variablen Größen des nordiſchen und öſtlichen Europas mit 
gutem Grunde auf eine Politik des Zuwartens verlegte, die erſt dann nach⸗ 
teilig und tadelnswert wurde, als — ſchon jenſeits des behandelten Zeit⸗ 
raums — der entſchiedene Niedergang der ſchwediſchen Macht nach Pultawa ein 
Eingreifen gefordert oder doch wenigſtens gerechtfertigt hätte. 

Auch ſonſt findet ſich manche kluge und anregende Bemerkung, namentlich 
auch in den zehn Exkurſen, ſo über die Subſidienpolitik Friedrichs I. mit dem 
beachtlichen Hinweis, daß die Subſidien des verſchwenderiſchen angeblichen 
„roi mercenaire“ nur einen Bruchteil der Heeresausgaben deckten und keineswegs 
der Hofhaltung zugutekamen, alſo durchaus nicht mit dem Soldatenhandel 
kleinerer Potentaten auf eine Stufe geſtellt werden können. Intereſſant ſind 
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auch die Ausführungen über die ſyſtematiſche Ausdehnungspolitik Friedrichs I. 
in Süddeutſchland, beſonders in den fränkiſchen Fürſtentümern. Den Beſchluß 
machen einige ausgewählte Relationen des (im Exkurs I biographiſch behan⸗ 
delten) Chriftian Friedrich Bartholdi vom Wiener Hofe. 

Ein ſorgfältiges Quellenverzeichnis und Perſonenregiſter hat B.s Arbeit 
vor der Kochſchen voraus. 

Charlottenburg. G. Schnath. 


Briefwechſel der Kurfürſtin Sophie von Hannover mit dem Preußiſchen 
Königshauſe. Herausgegeben von Georg Schnath. Berlin und 
Leipzig 1927, Verlag K. F. Koehler. XXXII und 332 S. 

Der Zufall ſpielte im Leben der jüngſten Tochter des Winterkönigs und 
der Eliſabeth Stuart wiederholt eine merkwürdige Rolle; ihrem literariſchen 
Nachruhm iſt er bisher nicht gerade förderlich geweſen. Was würden die „Figures 
Du Passé“ oder die „Ames et Visages d'Autrefois“ von dieſer intereſſanten 
Frauengeſtalt ſchon alles gebracht haben, wäre ſie wie ihre Geſchwiſter Eduard 
und Luiſe Hollandine aus dem Haag an den Hof des Sonnenkönigs verſchlagen 
worden! Die in letztgenannter Sammlung vor einigen Monaten erſchienene 
elegante Studie Guy de la Batuts „La Cour de Monsieur“ zeigt unverhohlene 
Sympathie; eine halbverſchollene Schrift von Foucher de Careil (Leibniz et les 
deux Sophies Paris 1876) bringt die konkrete Beſtätigung. Und ihrer ganzen 
Weſensart nach würde Sophie auf der Verſailler Bühne auch recht geſchickt 
agiert haben: an Rabelais und Montaigne geſchult, trotz unverwüſtlicher Lebens⸗ 
friſche voll kühler Skepſis, die „grandeur“ betonend und dabei erſtaunlich vor⸗ 
urteilslos, in den Irrgärten der Intrige bewandert — wäre ſie durch Frau 
v. Maintenon ſo wenig aus dem ſeeliſchen Gleichgewicht gebracht worden, wie 
durch die ehelichen Seitenſprünge des Herzogs (Kurfürſten) Ernſt Auguſt; aber 
im beſten Falle hätte ſie eben dort die Memoirenliteratur um ein geiſtreiches 
Produkt vermehrt. 

National eingeſtellt darf dieſe „gute Europäerin großen Formats“ gewiß 
nicht genannt werden; und doch hat ſie für die Hauspolitik der Welfen mehr 
getan als irgendeine andere Fürſtin aus dieſem Stamme während des 17. und 
18. Jahrhunderts. Ihre eigentliche hiſtoriſche Bedeutung wird man aber in der 
meiſterhaften Beherrſchung des verzwickten Kapitels: — Dynaſtiſche Heirats⸗ 
politik — zu erblicken haben; als „Mutter der Könige“, als eine Ahnfrau der 
Hohenzollern wird ſie fortleben. 

Gerade unter dieſem letzten Geſichtspunkt betrachtet — dürfen wir die vor⸗ 
liegende Veröffentlichung G. Schnaths mit beſonderer Anerkennung begrüßen, 
deren ſpezifiſch wiſſenſchaftlicher Wert durch die Erſchließung einer bisher un⸗ 
bekannt gebliebenen Korreſpondenzengruppe gekennzeichnet iſt. Von 610 Briefen 
der Kurfürſtin Sophie an ihre Enkelin Sophie Dorothea, die ſich im Charlotten⸗ 
burger Hausarchiv auffinden ließen, werden hier 169 Briefe zum Abdruck 
gebracht; außerdem hat Herausgeber ihren übrigen Briefwechſel mit dem 
Berliner Hofe, von dem E. Berner und R. Koſer ſchon Auszüge brachten, im 
Zuſammenhang bearbeitet und verdeutſcht, ſo daß im ganzen 240 Briefe zum 
erſtenmal erſcheinen. Über die bei der Edition befolgten Grundſätze hat ſich 
Schnath eingehend ausgeſprochen. Mit der Auslaſſung der Höflichkeitsformeln 
kann man ſich ohne weiteres einverſtanden erklären; ebenſo unter Berüd- 
ſichtigung des Zweckes dieſer Publikation mit einer Moderniſierung des Textes. 
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Hinſichtlich der aus „Anſtandsgründen“ erfolgten Streichungen kann man ge⸗ 
teilter Anſicht ſein; allerdings müßte die Wiedergabe der einen oder der andern 
dieſer grotesken — immer geiſtvollen — Derbheiten dann in der franzöſiſchen 
Sprache des Urtextes erfolgen; im Deutſchen nehmen ſich derartige Produkte 
— um mit Goethe zu reden — in der Tat „recht verrucht“ aus. Daß Heraus⸗ 
geber verſchiedene der „médisance“ angehörende Mitteilungen nicht gebracht 
hat, iſt nur zu billigen; es bleibt ohnehin noch genug übrig, das ſich etwa auf 
dem Niveau bewegt: die Gräfin von Sinzendorf habe den Landgrafen von 
Heſſen⸗Darmſtadt angeſchmachtet oder der Prinz Condé werde von Anfällen 
heimgeſucht, in denen er ſich bald für einen Hund, bald für eine Gans hält u. dgl. 

Sondert man dieſe Spreu von dem Weizen — ſo iſt die Schnathſche Pu⸗ 
blikation als eine neue wertvolle Quelle zur Geſchichte des Hoflebens in Berlin und 
Herrenhauſen während des ſpaniſchen Erbfolgekrieges zu beurteilen, die zugleich 
über perſönliche und politiſche Beziehungen zwiſchen Welfen und Hohenzollern 
ergänzende Aufſchlüſſe bringt. In dieſem Sinne ſind von Einzelheiten etwa zu 
erwähnen: die Hildesheimer Händel, der Etikettenſtreit, der Sturz der Günſtlinge 
Wittgenſtein und Wartenberg, das Verhältnis Sophie Dorotheens zu Kronprinz 
Friedrich Wilhelm, Würdigungen des Oberkammerherrn E. A. v. Platen mit 
Gemahlin, des Leibarztes Dr. Gundelsheimer, des Fräulein v. Pöllnitz uſw.; 
daneben das Treiben der alten Kurfürſtin Sophie: Herrenhauſen, der Karneval, 
das Theater, die Braunſchweiger Meſſe — kurz der harmoniſche Ausklang dieſes 
reichen Lebens. 

Die ſorgfältigen Anmerkungen des Herausgebers geben zu Erinnerungen 
kaum Anlaß. Das Urbild des nicht ermittelten „Diaphorus“ (Br. 145) iſt in 
Molidres „Malade imaginaire“ zu ſuchen. Balati (Br. 7) dürfte am beſten durch 
die Bezeichnung „diplomatischer Abenteurer“ gekennzeichnet werden; der Abbate⸗ 
titel war nur Aushängeſchild. In Brief Nr. 322 möchte ich bei einer Neuauflage 
neben einem Hinweis auf das Edikt von Nantes die Helmoltſche Publikation: 
„Liſelottens Briefe an Sophie Dorothee von Preußen“ (Hiſtor. Jahrb. 1908) 
gern berückſichtigt ſehen; fie geben zur Geſchichte der Réfugiés am Berliner 
Hofe die erforderlichen Aufklärungen. 

In der Einleitung hat Schnath mit prägnanter Deutlichkeit die Geſtalt 
ſeiner Heldin herausgearbeitet. Ein Orts- und Perſonenregiſter ſowie die vor⸗ 
nehme Ausſtattung des mit 16 Illuſtrationen und einem Fakſimile gezierten 
Buches ſind noch hervorzuheben. 

Auch weitere Kreiſe werden an dieſem Werke ihre Freude haben, das ſie 
in die Zeit jener — großen „amoureusen Affairen“ führt, während Prinz Eugen, 
Marlborough, Karl XII. und Peter der Große auf den Schlachtfeldern Europas 
die Waffen kreuzen. 


München. Michael Strich. 


Briefwechſel Friedrichs des Großen mit ſeinem Bruder Prinz Auguſt 
Wilhelm. Herausgegeben und eingeleitet von Guſtav Berthold Volz. 
Deutſch von Friedrich v. Oppeln⸗Bronikowski. Mit 16 Bildbeigaben. 
342 S. Leipzig, K. F. Koehler. Preis: geb. M. 12. 

Die vorliegende Ausgabe bildet eine willkommene Ergänzung zu dem von 
den gleichen Autoren bearbeiteten Briefwechſel Friedrichs mit ſeiner Schweſter 

Wilhelmine, wenn der Inhalt auch dieſem an innerem Gehalt nachſteht. Der 
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wichtigſte Teil des noch in ca. 1000 Stücken erhaltenen brüderlichen Brief⸗ 
wechſels war bereits in den „Oeuvres“ und in der „Politiſchen Korreſpondenz“ 
erſchloſſen. Auch hier konnte nur eine Auswahl geboten werden in rund 500 
Nummern, welche die Jahre 1736—1758 umfaſſen. Außer dem Nebenſächlichen 
iſt auch zur Veröffentlichung Ungeeignetes, wie verletzende Außerungen über 
religiöſe Dinge, ausgeſchieden worden. Der Lefer verfolgt mit Intereſſe das 
Verhältnis zwiſchen den Brüdern, das ſchließlich, wie bekannt, infolge der Un⸗ 
zufriedenheit des Königs mit dem „kläglichen Heerführer“ mit völligem Bruche 
endete. Schon in den früheren Jahren bereitet ſich dieſer tragiſche Ausgang in 
der Kritik an den ſoldatiſchen Leiſtungen des Thronfolgers vor, an deſſen Fa⸗ 
milienzuwachs der König im Intereſſe der Dynaſtie ganz beſonderen Anteil 
nahm. Erläuterungen und Überſetzung ſind, wie bei den früheren Veröffent⸗ 
lichungen vortrefflich. Der Einband des Buches iſt nicht beſonders ee 
Sch. 


Hanns Reißner, Mirabeau und feine „Monarchie Prussieme“. Sozial⸗ 
wiſſenſchaftliche Forſchungen. Abt. I, Heft 6. Berlin und Leipzig 1926, 
Verlag Walter de Gruyter u. Co. Gr. ⸗Okt. XIII und 112 S. Preis: 
M. 4. 


a Es handelt ſich hier nicht ſo ſehr um den Wert oder Unwert des vielbeach⸗ 
teten und viel angefochtenen Werkes über den Staat Friedrichs des Großen, 
das Graf Mirabeau 1788 veröffentlicht hat, als um eine Prüfung nach der 
literariſchen Seite, hinſichtlich der Herkunft, des wiſſenſchaftlichen und politiſchen 
Charakters und der Aufnahme, die das Buch bei der Mitwelt fand. Der Verf. 
ſtellt da vornehmlich folgendes feſt. Die Triebfeder des Werks war unbefriedigter 
Ehrgeiz: Mirabeau bezweckte urſprünglich damit eine Art politiſcher Habili⸗ 
tationsſchrift zu liefern, um der franzöſiſchen Regierung zu zeigen, welch hervor⸗ 

ragenden Beobachter ſie in ihm, deſſen Fähigkeit ſie ungenutzt ließ, haben würde. 
Allmählich hat er den Plan wiſſenſchaftlich und auch politiſch ausgeweitet, 
einmal dahin, daß er ſein Ideal des Gemeinſchaftsſtaates freier Bürger im 
Gegenſatz zu dem abſolutiſtiſch⸗merkantiliſtiſchen Obrigkeitsſtaat, im beſonderen 
zu deſſen eindrucksvollſter Erſcheinung, dem fridericianiſchen „Maſchinenſtaat“, 
verkünden wollte und ferner, daß er Erfordernis und Möglichkeit eines Wechſels 
des preußiſchen Verwaltungsſyſtems darlegen wollte. Er gedachte mit ſeinem 
Buche auch das Vorbild für die künftige Methode von Reiſebeſchreibung und 
politiſcher Okonomie und für die Verbindung von geiſtvoller Beobachtung und 
ſtatiſtiſcher Gründlichkeit aufzuſtellen. Mirabeau hat die Hauptarbeit dem von 
ihm dafür gewonnenen Mauvillon überlaſſen, deſſen Anteil an dem Werk doch 
weſentlich größer iſt, als bisher angenommen wurde; auch eine gewiſſe Un⸗ 
einheitlichkeit im Charakter des Werkes wird auf dieſe Zuſammenarbeit zurück⸗ 
geführt, da Mauvillon ausgeſprochener Phyſiokrat, Mirabeau dagegen reiner 
Freihändler war. Das Werk iſt in der Hauptſache eine zudem ſehr eilig her⸗ 
geſtellte Kompilation, wozu 67 Druckſchriften benutzt ſind; ergänzt wird dieſes 
allerdings durch die perſönlichen Eindrücke, die Mirabeau bei ſeinem zwei⸗ 
maligen, im ganzen etwa %, Jahr währenden Aufenthalt in Preußen gewonnen 
hat, und durch drei bis dahin nicht veröffentlichte Abhandlungen über die 
Seidenmanufakturen, die Kgl. Bank und die Regie. Daß die in dem Werk an 
der preußiſchen Monarchie geübte Kritik allzuſehr von doktrinärem Gegenſatz 
beſtimmt iſt und für die geſchichtlichen, politiſchen und wirtſchaftlichen Bedingt⸗ 
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heiten zu wenig Verſtändnis aufbringt, wird auch hier zugegeben. Es iſt be⸗ 
zeichnend, daß die Aufnahme bei der wiſſenſchaftlichen Welt jener Zeit eine ſehr 
kühle war und gar nicht den hochfliegenden Erwartungen Mirabeaus entſprach: 
durch Haſt und Voreingenommenheit habe dieſer, wie R. zutreffend bemerkt, 
den Mißerfolg ſelbſt verſchuldet und ſeinen Darlegungen an entſcheidenden 
Stellen die Überzeugungskraft geraubt, deren fie ihrem ſachlichen Gehalt nach 
zu einem bedeutenden Teil wohl fähig waren. Als Werbeſchrift für den freien 
nationalen Gemeinſchaftsſtaat indeſſen hat das Buch in den revolutionären 
Bürgerkreiſen Frankreichs und den jüngeren Beamtenkreiſen Preußens einigen 
Einfluß gehabt. 

Die ſorgfältige und methodiſch gute Unterſuchung Reißners erfüllt recht 
wohl die ſelbſtgeſtellte Aufgabe, die „Monarchie Prussienne“ als literariſches 
Werk und in ihrer Bedeutung für die Staatswiſſenſchaften über die bisherigen 
Feſtſtellungen hinaus zu kennzeichnen. H. Rachel. 


Eliſa von der Recke, Mein Journal. Eliſas neu aufgefundene Tage⸗ 
bücher aus den Jahren 1791 und 1793/95. Herausgegeben von Prof. 
Dr. Joh. Werner. Leipzig, Koehler u. Amelang. 272 S. Preis: 
broſch. M. 5. 

Die namentlich durch ihre Schrift über Caglioſtro bekannte Dichterin hatte 
von 1789—1804 ein Tagebuch geführt, das 18 Bände umfaßte. Der größte 
Teil davon wurde von ihr ſpäter vernichtet. Als einzigen Reſt des „Journals“ 
fand man kürzlich 2 Bände, welche hier veröffentlicht werden. Auch dieſe Teile 
waren noch von Eliſa ſtark verſtümmelt, indem ſie Teile herausgeſchnitten hat, 
um niemandem wehe zu tun. Abgeſehen von der Bedeutung des Tagebuches 
für das innere und äußere Erleben der Schreiberin fallen intereſſante Lichter 
namentlich auf die literariſchen Kreiſe, in denen ſie verkehrte. Durch Streichung 
des Nebenſächlichen hätte ſich wohl die Ausgabe ohne Schaden verkürzen laſſen. 

Uns intereſſieren beſonders die Aufzeichnungen über den Aufenthalt in 
Berlin und Potsdam vom 15. September bis 31. Oktober 1791. Eliſa war eine 
ſchwärmeriſche Verehrerin Friedrichs d. Gr. und begeiſtert von der Ordnung 
ſeines Staates. Eine recht günſtige Beurteilung erfährt König Friedrich Wil⸗ 
helm II.; im Hinblick auf ſein geſundes Urteil iſt ihr der Einfluß Biſchoffwerders, 
deſſen hellen Verſtand ſie doch anerkennt, unbegreiflich. Hinſichtlich des Planes, 
Preußen in einen Krieg gegen die franzöfifche Revolution zu ziehen, äußerte ſich 
der König zu Eliſas Schweſter: „Ich müßte ſehr einfältig ſein, wenn ich mich 
in dieſe Falle fangen ließe“. Die Gräfin Dönhoff wird abfällig beurteilt. 

Mitteilungen über Eliſas Leben und ein Orts- und N find 
der Ausgabe beigegeben. Sch. 


Hans⸗Joachim v. Brockhuſen, Carl Chriſtian Friedrich von Brock⸗ 
hauſen. Ein preußiſcher Staatsmann um die Wende des 18. Jahr⸗ 
hunderts. Ein Lebens⸗ und Kulturbild. Dargeſtellt auf Grund der 
Geſandtenberichte des Preußiſchen Geheimen Staatsarchivs. Bam⸗ 
berg: Greifswald 1927. 8°. 229 S. 

Die vom Verf., dem ehemaligen Landrat des Kreiſes Kolberg⸗Körlin, 
ſeinem Schwiegervater Hindenburg gewidmete Diſſertation fußt ausſchließlich 
auf den Akten des Geh. Staatsarchivs. 
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Br., urſprünglich Kadett, dann auf der Académie militaire, iſt ein Schüler 
Hertzbergs. Mit 20 Jahren bereits Legationsrat wird er als Vierundzwangzig⸗ 
jähriger 1790/91 in erſter auswärtiger Miſſion nach Brüſſel geſchickt, um den 
Aufſtand gegen die Habsburger insgeheim zu ſchüren. Dann erlebt er als Ge⸗ 
ſandter in Stockholm (1791—1794) die Ermordung Guſtavs III. und als Ge⸗ 
ſandter in Dresden (1794—1807) den Wandel der ſächſiſchen Politik von engſter 
Freundſchaft mit Preußen bis zur tiefſten Feindſchaft. Den Höhepunkt ſeiner 
diplomatiſchen Laufbahn erreichte er als erſter preußiſcher Geſandter in Paris 
nach dem Tilſiter Frieden (1807—1809), kurze Zeit war er noch Geſandter in 
Holland (1814 — 1816), um dann als wenig beſchäftigtes Mitglied des Staats⸗ 
rats (1816—1829) in ſchwer empfundener Muße das Leben zu beſchließen. 

Der Hauptnachdruck liegt auf der Darſtellung der Tätigkeit in Stockholm, 
Dresden und Paris. B. war ein ſcharf beobachtender Mann, der Blick für Perſön⸗ 
lichkeiten und kulturelle Zuſtände beſaß, ſo daß wir ein abgerundetes Bild dieſer 
drei Höfe erhalten. Kennzeichnend für B.s Perſönlichkeit iſt es, daß er als 
Geſandter in Dresden 1807 verſuchte, das Land gegen Napoleon zu inſurgieren 
und in ſtändiger Verbindung mit Graf Goetzen, dem Verteidiger Schleſiens, 
ſtand; er meinte, es ſei Pflicht eines Diplomaten, die Kriegführung ſeines Landes 
mit allen Mittel zu unterſtützen. Seine Berichte aus Paris ſind teilweiſe bereits 
gedruckt (Haſſel, Geſchichte der preuß. Politik 1807—1815, Bd. 1); an ſie knüpfen 
ſich kritiſche Fragen über ſein Verhältnis zur Entſendung des Prinzen Wilhelm 
1808 und den Grund ſeiner Abberufung. Verf. ſucht mit Geſchick Haſſels und 
anderer wohl zu ſcharfes Urteil zu mildern. B.s Abberufung erfolgte anſcheinend 
in allzu eiliger Willfährigkeit gegen Wünſche Napoleons. 

Von nur zu aktuellem Intereſſe ſind die Verhandlungen in Paris nach dem 
Frieden von 1807; die franzöſiſche Politik iſt ſich gleich geblieben. Wir hören 
von Klagen Napoleons über die jungen Offiziere, die das Geſetz in Preußen 
vorſchreiben; es kommt der Vorſchlag weiterer Landabtretung gegen beſchleunigte 
Räumung; Frankreich verlangt nicht mehr als nur die Erfüllung der Friedens⸗ 
bedingungen, deren unerſchwingliche finanzielle Laſten es doch gerade be⸗ 
abſichtigt hat. 

Mit ſeiner vorgeſetzten Behörde, dem Kabinettsminiſterium, geriet B. 
einige Male wegen mangelhafter Unterrichtung über die Abſichten der preußiſchen 
Politik in Konflikt. Daraus mag ſein Gegenſatz zu Hardenberg entſtanden ſein, 
der ſchließlich zur Kaltſtellung des ſchon als Außenminiſter in Vorſchlag ge⸗ 
brachten Diplomaten geführt hat. 

Verf. hat die Perſönlichkeit des Geſandten ſtets in den weltgeſchichtlichen 
Zuſammenhang geftellt. Nicht ohne Gewinn wird der Lefer dieſe das gewshn- 
liche Maß überſteigende Diſſertation aus der Hand legen. Friedrich Granier. 


Emmy Cremer, Ernſt Moritz Arndt als Geſchichtsſchreiber. Potsdam 
1927, Stiftungsverlag. 95 S. 

Man tut einem Schriftſteller und Dichter keinen Gefallen, wenn man 
unterſucht, inwieweit er auch Geſchichtsſchreiber geweſen iſt. Arndt, der ſtets 
auf das Ethiſche gerichtet war und ſeine Zeit und ſeine Zeitgenoſſen nach ſeinem 
Charakter zu formen ſuchte, hat natürlich die Vergangenheit häufig in ſeinen 
Schriften lebendig werden laſſen. Aus Arndts Werken aber eine Weltgeſchichte 
aufbauen (1. Kap. Arndts Bild der Antike; Anhang: Über den Orient bei Arndt. 
2. Kap. Arndts Sicht des Mittelalters. 3. Kap. Arndts Darſtellung und Be⸗ 
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trachtung der Neuzeit), das heißt nachweiſen, daß er kein Geſchichtsſchreiber 
war. Es hätte dieſes Nachweiſes nicht bedurft, da Treitſchke bereits ausgeſprochen 
hat, daß Arndt „die ſtrenge Methode der Fachgelehrten niemals gelernt hat“, 
andere betont haben, daß „dem heldenhaften Manne die graue Objektivität 
gefehlt habe, deren wirkliche Geſchichtsſchreibung und Geſchichtsdarſtellung doch 
nicht entraten kann“. Die im ganzen ſehr fleißige Zuſammenſtellung, die freilich 
dem Kundigen mehr Mängel Arndts enthüllt, als ſie ihm neue wertvolle Hin⸗ 
weiſe bietet, ſchließt mit einem 4. Kap. „Grundkräfte der Arndtſchen Geſchichts⸗ 
ſchreibung“. Dieſes wird dem Dichter der Lieder „Der Gott, der Eiſen wachſen 
ließ“ und „Sind wir vereint zur guten Stunde“ in ſehr erfreulicher Weiſe gerecht. 
Dr. Rudolf Körner. 


Eugen Franz, Bayeriſche Verfaſſungskämpfe. Von der Ständekammer 
zum Landtag. München 1926, Verlag Dr. Franz A. Pfeiffer. 


Am 28. Februar 1918 ſind die Siegel von jenen Nachlaßdokumenten König 
Ludwigs I. von Bayern gelöſt worden, die nach einem von Heigel eingeſehenen 
ſummariſchen Verzeichnis („Ludwig I.“, S. 378) nicht weniger als 246 eigen⸗ 
händig geſchriebene Tagebücher enthalten. Die Forſchung harrt des Biographen, 
der dieſen Schatz für die Allgemeinheit heben ſoll. 

Schon jetzt kann der Verfaſſer des vorliegenden Karl Alexander v. Müller 
gewidmeten Werkes, welches die bayeriſche Verfaſſungsentwicklung von 1818 
bis 1848 „im Spiegel der zeitgenöſſiſchen Literatur“ verfolgen will, das Ver⸗ 
dienſt in Anſpruch nehmen, dieſem kommenden Manne einen Teil ſeiner Aufgabe 
beträchtlich erleichtert zu haben. Inſofern gibt ſein Buch mehr, als der Titel 
verſpricht; und zugleich weniger als die Ankündigung vermuten läßt, da unter 
„zeitgenöſſiſcher Literatur“ Landtagsberichte und Mitteilungen der periodiſchen 
Preſſe nicht verſtanden wurden. Die erſteren wenigſtens bieten in Tat nichts, 
was nicht weit wirkſamer als Echo jener Parlamentskämpfe aus den Flug⸗ 
ſchriften der Zeit heraustönt. Für ſolche umfangreiche Tendenzliteratur und die 
im Zuſammenhang damit ſtehenden Zenſurmaßnahmen der Regierung wurden 
u. a. die 3 Münchener ſtaatlichen Archive mit großem Erfolg herangezogen. 

Nicht als ob es an biographiſchen und kleineren verfaſſungsgeſchichtlichen 
(z. B. Oeſchey, Lempfried, Hubbauer) Vorarbeiten fehlt. Mit kongenialem Ver⸗ 
ſtändnis hat Heigel vor allem den Künſtler in Ludwig I. gewürdigt; feine Hal⸗ 
tung in der deutſchen Frage vor dem Wiener Kongreß iſt bei Doeberl geſtreift; 
und kürzlich hat Karl Alexander v. Müller über Beziehungen zu König Friedrich 
Wilhelm III. von Preußen in der Görresangelegenheit neue Aufſchlüſſe gegeben. 

Wie aber aus dem mit ſo hochgeſpannten Erwartungen begrüßten „roten 
Prinzen“ jener ſelbſtherrliche König wurde, ſo uneingedenk ſeiner früheren 
Ideale, daß ſelbſt warme Freunde der Krone, wie Max v. Lerchenfeld, ihn ver⸗ 
faſſungsrechtlicher Verletzungen zu zeihen wagten, das iſt bisher ein Grund⸗ 
problem der neueren bayeriſchen Geſchichte geblieben. 

In Treitſchkes genial hingeworfenem Porträt wird das Grelle, Bizarre 
im Weſen des königlichen Romantikers zu ſtark aufgetragen. Durch ein mehr 
induktives Verfahren kommt bei Franz eine nicht unmerkliche Korrektur dieſes 
farbenprächtigen Bildes zuſtande; nicht blitzartig enthüllt die Julirevolution die 
zwei Seelen in der Bruſt des Königs. 

Die Vorbedingungen für ſeine Umſtellung waren ſchon in der ſogenannten 
liberalen Periode vorhanden. Er kam mit übervollem Herzen, den meiſten For⸗ 
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derungen der Oppofition hold. Allmählich glaubten die radikalen Kreiſe von ihm 
alles erwarten zu dürfen. Von den großen Ausbauplänen der Verfaſſung kam 
bei dem gegenſeitigen Mißtrauen der beiden Kammern, den Nörgeleien der 
Behr und Hornthal auf dem Landtag von 1827/28 ſchließlich wenig zuſtande. 
Der König fühlte ſich verkannt, ließ ſchon ſeinen Arger fühlen. Vielleicht über⸗ 
ſchätzt ſogar Verf. (S. 151) die Thronbeſteigung Louis Philipps noch etwas; 
das ſeitdem ſtärkere Pochen auf die Volksrechte iſt eine mindeſtens ebenſo 
wichtige Feſtſtellung. Nach den Preſſeverordnungen vom Januar 1831 ſetzte 
der Sturm in den unperiodiſchen Blättern verſtärkt ein. 

Noch nicht gewürdigt war bisher, daß die leitenden Kreiſe ſich derſelben 
Waffe zu bedienen anfingen. Für das Erſchließen einer derartigen royaliſtiſch 
eingeſtellten Agitationsliteratur iſt Verfaſſer beſonders zu danken. Inhaltlich 
ſind dieſe Produkte derb, witzig, auf die altbayeriſche Mentalität eingeſtellt; ſie 
haben dazu beigetragen, daß Altbayern von der Oppoſition wenig berührt wurde. 

Durch die Zurücknahme der Preſſeordonnanzen im Juni 1831 glaubte der 
König ſein Entgegenkommen bewieſen zu haben; allein der 2. Präſident der Ab⸗ 
geordnetenkammer erklärte „Alles oder nichts“. Für die ſeitdem grundſätzlich 
vorhandene feindliche Einſtellung zwiſchen Regierung und Regierten konnte Ver⸗ 
faſſer einen dokumentariſchen Nachweis erbringen. Das Hambacher Feſt gab 
dem Vernichtungs willen die letzte Handhabe; wenn ich dabei feſtſtelle, daß Franz 
den diesbezüglichen Aufſatz Heigels (Hiſtor. Zeitſchrift, Bd. 111) auch in den 
Literaturangaben nicht erwähnt, ſo geſchieht das, weil zwiſchen dem von 
H. herangezogenen amtlichen optimiſtiſch gehaltenen Bericht und der von F. 
erwähnten amtlichen Darſtellung der bayeriſchen Regierung, die dem Fürſten 
Metternich überſandt wurde — dieſe natürlich in peſſimiſtiſchem Sinne — ein 
gewiſſer Widerſpruch beſteht; es wäre wünſchenswert, wenn F. bei einer Neu⸗ 
auflage bemerken würde, ob der Metternich überſandte Artikel einen beſtimmten 
Verfaſſer hatte, oder ob das Miniſterium des Außern auf Grund verſchiedener 
Erhebungen die Redaktion ſelbſt beſorgte. 

Das Schickſal der bayeriſchen Verfaſſungsentwicklung war mit dem Jahre 
1833 zunächſt beſiegelt. Die Inlandsflugſchriftenliteratur verſtummte. Die 
Stellungnahme Ludwigs I. zu den Zenſurorganen nach dem Sturz des Miniſters 
Abel wird hier urkundlich neu beleuchtet. Man hätte denken können, die Pro⸗ 
hibitivmaßnahmen würden gemildert werden; doch der König wollte gerade 
im Hinblick auf die Lola⸗Montez⸗Angelegenheit dem über die fremde Abenteuerin 
an ſich ſchon beſtehenden Volksunwillen nicht neuen Anlaß zur Kritik geben; 
und ſo blieb denn überraſchenderweiſe der Syſtemwechſel auf die um die Ver⸗ 
faſſung kämpfende Flugſchriftenliteratur bis zur Abdankung Ludwigs I. ohne 
Einfluß. 

Es iſt beſonders erfreulich, daß Verf. — ohne ausgeſprochene Partei⸗ 
ſchablone — doch die Mehrzahl der Verfaſſungskritiker vor ſeinen eigenen 
Richterſtuhl gefordert hat; und zwar in einer teilweiſe recht lebhaften Form. 
Agitationskniffe, „Volksſchlager“ werden ſo gewürdigt; Männer kommen zu 
ihrem Recht, die bisher nur mit einigen allgemeinen Ausdrücken abgeſpeiſt 
wurden — ich denke beſonders an Hornthal; andere, wie Spaun — deſſen Vor⸗ 
ſchläge über eine erſte Kammer verblüffende Ahnlichkeit mit der Zuſammen⸗ 
ſetzung unſeres heutigen Reichsrates (ſeit 19191) aufweiſen —, Hazzi, Graf 
Soden, werden überhaupt erſt eigentlich eingeführt. In der pſychologiſchen 
Wertung tut Verf. allerdings dabei manchmal des Guten zu viel; die altadelige 
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Abſtammung Sodens z. B. hat mit ſeinem Programm wenig zu tun; das führt 
denn auch zu etwas geſuchten Deutungen (S. 16); hier wäre im übrigen ein Hin⸗ 
weis auf Bornes Würdigung (L. B. gef. Schrift. Bd. 6. S. 152 ff.) der Sodenſchen 
Schrift: „Die Staats⸗National⸗Bildung“ wohl am Platze geweſen; ebenſowenig 
kann jener Anonymus, von F. als „unſer Adeliger“ eingeführt, in „jeder Hinſicht 
alſo der Vertreter der Reaktion“ genannt werden. Der anziehenden Darſtellung 
würde die Vereinigung des 9. mit dem 8. Kapitel noch zugute kommen; die 
Oppoſition in Franken von 1831/33 ift von der pfälziſchen von 1831/33 denn 
doch nicht ſo grundverſchieden; Wiederholungen und die zweimalige Erwähnung 
des Hambacher Feſtes ſind dadurch unvermeidlich. 

Doch das ſind Ausſtellungen, die den Wert des Gebotenen nicht be⸗ 
einträchtigen ſollen. Für die hiſtoriſche Wiſſenſchaft bedeuten ſeine Forſchungs⸗ 
ergebniſſe eine entſchiedene Bereicherung unſerer Kenntnis über Ludwig I. und 
ſeine Zeit; und wenn es als Vorrecht des Geſchichtsforſchers gelten ſoll, aus 
den Lehren der Vergangenheit Nutzen für die Gegenwart zu ziehen, ſo wird der 
mehr von praktiſchen Bedürfniſſen geleitete Politiker und der Journaliſt von 
Rang erſt recht nicht an dieſem Werk ohne Gewinn vorübergehen. 

München. Michael Strich. 


Karl Marx Werke und Schriften bis Anfang 1844 nebſt Briefen und 
Dokumenten. [Karl Marx, Friedrich Engels Hiſtoriſch⸗kritiſche Geſamt⸗ 
ausgabe. Werke, Schriften, Briefe. Im Auftrage des Marx⸗Engels⸗ 
Inſtituts, Moskau, herausgegeben von D. Riazanov. Erſte Abteilung. 
Bd. 1.] Erſter Halbband. Marx⸗Engels⸗Archiv⸗Verlags⸗Geſellſchaft, 
Frankfurt a. M. 1927. LXXXIV und 628 S. 


Der erſte Halbband eines groß angelegten Werkes, welches von der kom⸗ 
muniſtiſchen Partei der Sowjetunion freigebig gefördert wird, liegt hier vor. 
Es ſoll „die objektive Grundlage für die Marx⸗ und Engelsforſchung“ geſchaffen 
werden, „d. h. die geſamte geiſtige Hinterlaſſenſchaft Marxens und Engels in 
überſichtlicher Anordnung zuverläſſig reproduziert“ werden. Die Ausgabe bringt 
nicht nur die im Druck erſchienenen Werke und Artikel, ſondern ſämtliche im 
Manuſfkript hinterlaſſenen Arbeiten, wobei auch Vorarbeiten und Skizzen in 
umfaſſendſter Weiſe verwertet werden, ſowie alle ermittelten Briefe von Marx 
und Engels ſelbſt und die an ſie gerichteten Schreiben, ſoweit ſie deren Perſön⸗ 
lichkeit und Tätigkeit beleuchten. Die Briefe werden in der Mehrzahl getrennt 
von den Schriften bearbeitet. 

Vorgeſehen ſind drei Abteilungen. Die erſte iſt auf 17 Bände veranſchlagt. 
Sie ſoll alle philoſophiſchen, ökonomiſchen, hiſtoriſchen und politiſchen Werke 
mit Ausnahme des „Kapital“ enthalten. Die ee des Stoffes erfolgt 
vom entwicklungsgeſchichtlichen Standpunkt. 

Bis zum Anfang 1844, wo beide Männer in unmittelbare Berührung 
traten, werden die literariſchen Erzeugniſſe der beiden getrennt in den zwei 
erſten Bänden gebracht, für dieſe Periode ſind auch alle Briefe von und an Marx 
den übrigen Schriften beigefügt. Vom dritten Bande an faßt die Veröffent- 
lichung die Arbeiten von Marx und Engels zuſammen. 

Die zweite auf 13 Bände berechnete Abteilung iſt dem Kapital Marxens 
gewidmet. 
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Die dritte Abteilung wird den Briefwechſel vollſtändig zum Abdruck bringen. 
Zum Schluß ſoll ein ausführliches Sach⸗ und Namenregiſter in 2 Bänden 
die Fülle des Materials dem Benutzer erſchließen. 

Der erſte Band iſt dem Programm gemäß Marx allein gewidmet, er iſt 
in 2 Halbbände geteilt. Der vorliegende erſte bringt die Werke und Schriften 
der erſten Periode, der zweite wird Briefe und Dokumente dieſer Zeit nebſt 
Beilagen und Anmerkungen, ſowie das Regiſter enthalten. 

Der erſte Verſuch, eine Sammlung der von Marx verfaßten Aufſätze zu 
veröffentlichen, wurde von Hermann Becker (dem „roten Becker“) gemacht. 
Nur die erſte Lieferung des erſten Bandes erſchien 1851 in Köln, kam aber kaum 
in den Verkehr. Die Veranſtaltung einer Geſamtausgabe iſt dann im Laufe 
der Zeit wiederholt ins Auge gefaßt worden. Engels hatte ſich ſchließlich dieſe 
Aufgabe vorbehalten, die nach deſſen Tode Mehring zufiel. Die von Mehring 
veranſtaltete Ausgabe (1902 ff.) war für die damaligen Verhältniſſe eine bedeut⸗ 
ſame Leiſtung, aber ſie konnte auch für die frühe Zeit, auf die M. beſonderen 
Wert legte, bei weitem nicht vollſtändig ſein, und das, was Mehring brachte, hatte 
er durch Kürzungen und Überarbeitung genießbarer zu machen verſucht. In⸗ 
zwiſchen iſt durch die Forſchung und den Spürſinn des Herausgebers noch 
reiches früher unbekanntes Material ermittelt worden, fo daß es nun Rjazanov 
möglich iſt, die Mehringſche Ausgabe ganz in den Schatten zu ſtellen. 

Der erſte Halbband enthält die Doktordiſſertation M.s nebſt Vorarbeiten; 
2 „wilde Lieder“ 1841 veröffentlicht, wohl aus früherer Zeit; 2 Beiträge zu den 
„Anekdota zur neueſten deutſchen Philoſophie und Publiziſtik“ 1843; die Artikel 
aus der „Rheiniſchen Zeitung“ 1842—1843; Kritik des Hegelſchen Staatsrechtes 
(bisher unbekannt); Beiträge aus den „Deutſch⸗franzöſiſchen Jahrbüchern“. 
Das „Vorwort zur Geſamtausgabe“ unterrichtet über Anlage des ganzen Unter⸗ 
nehmens, ihm ſchließt ſich eine „Einleitung zum erſten Bande“ an. 

Die Edition verrät durchweg große Sorgfalt. Die Schreibweiſe iſt moder⸗ 
niſiert. Bei den einzelnen Stücken wäre neben der Quellenangabe auch ein 
Vermerk etwaiger ſpäͤterer Abdrucke erwünſcht. Ein ſchnelles Fortſchreiten des 
Werkes dürfte zu erwarten ſein. Sch. 


Willy Andreas, Die Ruſſiſche Diplomatie und die Politik Friedrich 

Wilhelms IV. von Preußen. (Aus den Abhandlungen der Preußiſchen 
Akademie der Wiſſenſchaften 1926, Phil.⸗Hiſt. Klaſſe Nr. 6.) Berlin 
1927, Walter de Gruyter u. Co. 64 S. Preis M. 8. 


Durch die Veröffentlichung des Briefwechſels des ruſſiſchen Diplomaten 
Peter v. Meyendorff (vgl. „Forſchungen“ 37, ©. 325ff.) war eine außerordent⸗ 
lich reichhaltige Quelle zur Geſchichte Preußens unter Friedrich Wilhelm IV. 
erſchloſſen worden. Nachdem Andreas bereits früher im Anſchluß daran eine 
Schilderung der Perſönlichkeit Meyendorffs als Repräſentanten eines Syſtems 
(„P. v. M., ein ruſſiſcher Staatsmann des Reſtaurationszeitalters“ im Jahrbuch 
für Charakterologie, herausgegeben von Utitz, Bd. II, 1925) gegeben hatte, ſchöpft 
er hier in einer gründlichen kritiſchen Unterſuchung das in den Meyendorffſchen 
Papieren dargebotene Material aus, um die Einſtellung des Zaren Nikolaus 
und ſeiner Diplomatie zu dem Gange der Dinge in Preußen und die Beein⸗ 
fluſſung der preußiſchen Politik durch Nikolaus und ſein politiſches Syſtem, 
das Meyendorff repräſentierte, bis Olmütz darzuſtellen. Neben der ſonſtigen 
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Literatur iſt auch archivaliſches Material herangezogen. Die klare und lebendig 
:gejchriebene, feine Beobachtungen bietende Abhandlung ergänzt in dankens⸗ 
werter Weiſe die bisherigen Unterſuchungen zur Geſchichte Friedrich Wil⸗ 
helms IV. Sch. 


Paul Wiegler, Wilhelm der Erſte. Sein Leben und ſeine Zeit. Avalun⸗ 
Verlag, Hellerau. 639 S. Preis: geb. M. 15. 

Die zahlreichen Veröffentlichungen der letzten Jahre, insbeſondere der 
Briefe Wilhelms I. haben offenbar W. angeregt, das Leben des erſten Kaiſers 
und ſeiner Zeit, und zwar nach dem Muſter Emil Ludwigs zu ſchildern. Eine 
wirklich neue Biographie oder Geſchichte der Zeit erhalten wir damit freilich 
nicht, der Verſuch erſcheint vom wiſſenſchaftlichen Standpunkte wohl auch noch 
verfrüht, da in der nächſten Zeit noch die Erſchließung umfangreicher wichtiger 
Korreſpondenzen Wilhelms zu erwarten iſt. W. reproduziert im weſentlichen 
die benutzten Schriften und läßt namentlich den Kaiſer in Ausſchnitten aus 
ſeinen Briefen ausgiebig ſelbſt reden. Die letzten Briefausgaben: die „Weimarer 
Briefe“ und der Briefwechſel mit der Schweſter Alexandrine ſind ſtark heran⸗ 
gezogen. Mancherlei Wichtiges, wie z. B. der bedeutſame von H. Oncken ver⸗ 
öffentlichte Briefwechſel mit Großherzog Friedrich v. Baden, iſt dabei W. ent⸗ 
gangen, ebenſo wie er auch die wiſſenſchaftliche Spezialliteratur nicht beachtet 
hat, die manche falſche Auffaſſung berichtigen konnte. Die Briefauszüge ent⸗ 
halten oft recht belangloſe Nebendinge. Zwiſchen den Zitaten werden häufig 
im Telegrammſtil die Weltereigniſſe eingefügt, manchmal in merkwürdiger Zu⸗ 
ſammenſtellung, z. B.: „1855. Auguſta kann das Bett verlaſſen. Preußen lehnt 
Buols Forderung ab. In Wien hat Gortſchakow Friedens vorberatungen ein- 
geleitet.“ Das Leben Wilhelms bietet auch bei Benutzung einer ſtarken Lupe 
nichts Pikantes. Wohl um eines ſolchen Anreizes nicht ganz zu entbehren, 
werden eingangs zum Teil aus getrübten Quellen geſchöpfte Skandalgeſchichten 
aus der Zeit Friedrichs II. und Friedrich Wilhelms II. ſerviert, die mit Wilhelm I. 
doch nichts zu tun haben, und ein Abſtecher auf ſolche Gebiete wird, wo er ſich 
bietet, nicht verſäumt. Der Geiſteskrankheit des Bayernkönigs wird eine aus⸗ 
führliche Beachtung zuteil, während ein Ereignis, wie der Berliner Kongreß, 
mit wenigen Zeilen übergangen wird. Nur ſelten wird zu dem Verlauf der 
Dinge Stellung genommen, und wo es geſchieht, zeigt ſich die Phraſe und ein 
Mangel an Kritik. Als Bismarck mit Andraſſy das Bündnis anbahnt, gibt W. 
fein Votum dahin ab: „Es iſt das Verdikt der Geſchichte über die Hohenzollern⸗ 
monarchie; denn hier zerreißt das Band, das ſie und das ruſſiſche Zarentum 
bisher zuſammenhielt. Und 1879 wird, als Wilhelm I. und Bismarck längſt 
nicht mehr ſind, die Urſache von 1914.“ (1) Dabei mußten die von W. zitierten 
Quellen ihm offenkundig machen, wie Rußland von inneren Kräften in ein 
anderes Fahrwaſſer getrieben wurde, ihm ſelbſt zum einſtigen Verderben. Die 
Aufzeichnungen des Botſchafters v. Radowitz über den damaligen Konflikt 
zwiſchen Kaiſer und Kanzler verwertet W. nicht. Welch eine Gelegenheit bot 
dieſe dramatiſche und weltgeſchichtliche Epiſode, um in das Seelenleben des 
alten Herren einzudringen und das Verhältnis zwiſchen Regenten und Miniſter 
zu beleuchten. W. gibt nur einen dürftigen und trockenen Bericht. Auch ſonſt 
vermißt man ein tieferes Erfaſſen des dargeſtellten Helden, deſſen Lebenswerk 
W. auch nach Abſchluß des Lebens einer zuſammenfaſſenden Würdigung nicht 
unterzieht. Wie der Eingang iſt auch der Ausgang des Buches bezeichnend: 
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„Und Viktoria iſt ergrimmt, daß der hochſelige Kaiſer den Kronprinzen, die 
Kronprinzeſſin und den Prinzen Heinrich, nicht aber ihre Töchter in ſeinem 
Teſtament bedacht hat.“ Daß W. die Ausgabe der „Weimarer Briefe“ als Hof⸗ 
hiſtoriographie bewertet, iſt für feine Quelleneinſchätzung charakteriſtiſch. Über⸗ 
haupt vermißt man jede Angabe der ausgiebig ausgeſchriebenen Bücher. 
Sch. 


Hans Rothfels, Theodor Lohmann und die Kampfjahre der ſtaatlichen 
Sozialpolitik. (Forſchungen und Darſtellungen aus dem Reichsarchiv, 
Heft 6.) Berlin 1927, E. S. Mittler u. Sohn. 131 S. Pr. M. 9.—. 

Die Wirkſamkeit der Geheimräte der Miniſterien bleibt der Offentlichkeit 
in der Regel verborgen. Weder die Geſetze noch die Miniſterialerlaſſe nennen 
ihre Namen, ſelbſt in den Parlamentsberichten der Zeitungen erſcheinen ſie 
meiſt namenlos unter der Bezeichnung „ein Regierungskommiſſar“. Und doch 
ſind ſie von entſcheidender Wichtigkeit für den ruhigen Gang der Verwaltung 
ſowohl wie für die Fortführung der Geſetzgebung. Das gilt nicht allein für unſere 
heutige Zeit der parlamentariſchen Miniſter, bei deren Ernennung die richtige 
parteipolitiſche Geſinnung wichtiger iſt als die fachliche Eignung, ſondern auch 
für die alte Zeit der bureaukratiſchen Miniſter. Gerade für die Geſchichte des 

Kaiſerreichs ſcheint es mir ein intereſſantes Problem zu ſein, die Umwandlung 

der geiſtigen Haltung der liberalen Beamten, die die Miniſterien der 60er 

und 70er Jahre erfüllt haben, zum Konſervatismus der unmittelbaren Vor⸗ 
kriegszeit zu verfolgen. Einen wertvollen Beitrag zu dieſer Aufgabe bildet das 
vorliegende Buch, das neben den amtlichen Akten auch den privaten Nachlaß 

Lohmanns benutzen konnte. Dadurch iſt es R. möglich geweſen, nicht nur die 

amtliche Tätigkeit Lohmanns, ſondern auch die ſie beſtimmenden Ideen dar⸗ 

zuſtellen. Die Schrift iſt um ſo intereſſanter, als ein weſentliches Stück der Be⸗ 
amtenlaufbahn Lohmanns in die Zeit der entſcheidenden Wandlung der inneren 

Politik Bismarcks fällt. Nun iſt freilich Lohmann nicht in allem typiſch für den 

preußiſchen Geheimrat der Kaiſerzeit. Einen „ſteifnackigen Hannoveraner“ hat 

Bismarck ihn einmal genannt. Die Herkunft aus dem althannoveriſchen Staats⸗ 

dienſt bedeutet eine geiſtige Unabhängigkeit von allem Altpreußiſch⸗Oſtelbiſchen, 

und wenn Lohmann auch Beamter genug war, um alle Wandlungen des 
regierenden Kurſes zu überſtehen und über 30 Jahre im preußiſchen Handels⸗ 
miniſterium, zeitweiſe auch im Reichsamt des Innern tätig zu ſein, ſo war er 
doch als Charakter ſo ſtark, daß er ſelbſt unter Bismarck den Mantel keineswegs 
nach dem Winde hängte. Er hat ſich den Wünſchen Bismarcks, deſſen Haupt⸗ 
mitarbeiter er in den erſten Jahren der Sozialpolitik geweſen iſt, bis auf die 

Gefahr des Bruches widerſetzt. Auf die grundlegenden Anſchauungen ſowohl 

Lohmanns wie Bismarcks legt R. beſonderes Gewicht. Seine Quelle ſind 

dafür neben den Akten namentlich die Briefe Lohmanns an ſeinen Freund 

Wyneken, aus denen er bereits im Jahrgang 1926 des Archivs für Politik und 

Geſchichte einige Proben gegeben hat. Es iſt ein chriſtlicher Konſervatis mus, zu 

dem Lohmann ſich bekennt, aber doch mit einer ſehr ſelbſtändigen Ausprägung, 

mit einer Ablehnung aller auf bloße Wiederherſtellung vergangener Einrich⸗ 
tungen abzielenden Beſtrebungen und mit einer ausgeſprochenen Anerkennung 
der Gleichberechtigung des modernen Arbeiterſtandes. Die Berührungspunkte 
mit der Sozialpolitik Bismarcks und des neuen Kurſes, in deſſen erſten Jahren 
Lohmann noch einmal eine hervorragende Rolle zu ſpielen vergönnt war, 
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ergeben ſich hieraus ebenſo wie die Gegenſätze, die Lohmann von Bismarck 
und ſpäter von der Ara Stumm des neuen Kurſes trennten. Dabei war Loh⸗ 
mann alles eher als Sozialiſt; gegen die Überfpannung des Fürſorge⸗ und Ver⸗ 
ſicherungsgedankens, die aus Deutſchland eine Kleinkinderbewahranſtalt zu 
machen drohte, hat er ſich ſehr ſcharf ausgeſprochen. Ob eine in ſeinen Ge⸗ 
dankengängen ſich konſequent bewegende Politik die ſozialpolitiſche Verſöhnung 
hätte bringen können, läßt der Verf. dahingeſtellt. Aber auch ſo behält das 
Buch ſeinen Wert als Beitrag zur Biographie eines der Hauptvertreter des 
Gedankens der ſtaatlichen Verpflichtung auf ſozialem Gebiet. 
F. Hartung. 


Helmuth Wolff, Geſchichtsauffaſſung und Politik in Bismarcks Be⸗ 
wußtſein. München und Berlin 1926, R. Oldenbourg. 8°. 218 ©. 
Pr. M. 7.50. 

Von hoher Warte aus wird mit tiefdringendem Blick, ſicherem Urteil und 
feiner Dialektik von W., in dem wir wohl einen Schüler von Erich Marcks zu 
ſehen haben, ein Gebiet behandelt, zu dem Maria Fehling in ihrer Schrift 
„Bismarcks Geſchichtskenntnis“ (1922 vgl. „Forſchungen“ XXXV, 280) eine 
Vorarbeit geliefert hat. Neben Marcks haben auch Meinecke und Troeltſch W. ſtark 
beeinflußt. Die allgemeinen philoſophiſchen Betrachtungen nehmen bei ihm 
einen zu großen Raum ein. Wenn Verf. ſeiner Neigung gefolgt wäre, ſo wäre 
er in dieſer Beziehung gern noch mehr in die Breite gegangen, und er hat ſich 
wohl einigermaßen Zwang angetan, indem er es S. 92, 93 und 97 vorzog, 
von weiteren allgemein philoſophiſchen Erörterungen abzuſehen. Man kann 
dieſe Ausſchaltungen nur dankbar begrüßen. Denn ohnehin iſt der Ertrag, der 
für das gewählte Thema erzielt wurde, wie mir ſcheint, ziemlich mager. Die 
Behandlung Bismarcks verliert ſich etwas in den allgemeinen Ausführungen, 
und da, wo ſich der Verfaſſer lediglich mit Bismarck beſchäftigt, finden wir vielfach 
aus Marcks und der Fehling bekannte Dinge noch einmal aufgetiſcht. Es liegt in 
der Natur der Sache, daß ſich Bismarcks Anſchauungen nur in geringem Maße 
in ein philoſophiſches Syſtem bringen laſſen. W. hat das oft genug gefühlt, 
wie Wendungen: „So iſt unſere Ausbeute recht gering“ (S. 50), „wir haben 
mit der Feſtſtellung noch nichts beſonderes gewonnen“ (S. 138), „niemand 
vermag den Faden herauszulöſen, den der einzelne hineingewirkt hat“ (S. 56) 
uſw. andeuten. Er hebt ſelbſt hervor, daß Bismarck aller gedanklichen Klügelei 
Zeit ſeines Lebens feind war, daß ſeine Erwägungen kaum aus ſeinem Gefühls⸗ 
leben heraus in die Welt verſtandes mäßiger Deutung getreten wären. Infolge⸗ 
deſſen geht es bei allem Geſchick und Maßhalten des Verfaſſers nicht ohne einiges 
Kneten und Preſſen ab, um dann zu dürftigen Bekenntniſſen zu gelangen, wie 
denen: „So bleibt in der Tat an univerſalgeſchichtlicher Deutung Bismarcks 
nichts übrig als ein ganz allgemein gehaltener Glaube an einen Sinn des ge⸗ 
ſchichtlichen Geſchehens vor Gott.“ Hin und wieder wirken Bemerkungen 
einigermaßen trivial, ſo z. B. der Satz: „Nach allem, was wir bisher von Bis⸗ 
marcks Verhältnis zur Geſchichte und den Geſchichtsſchreibern erfahren haben, 
können wir nicht erwarten, daß er ſich mit dem Problem des Perſonalis mus und 
Kollektivismus irgendwie theoretiſch auseinandergeſetzt habe“. Eins der Haupt⸗ 
ergebniſſe des Buches iſt der Satz: „Untrennbar iſt in Bismarck Geſchichts⸗ 
auffaſſung und politiſcher Geſtaltungswille vereint“. Gut wird auch ſeine Ehr⸗ 
furcht vor dem Tatſächlichen hervorgehoben. Seine Geſchichtsauffaſſung und 
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Politik hat er vielleicht am beiten in jenen am 21. April 1887 im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſe gebrauchten Worten zum Ausdruck gebracht: „Die ganze Welt⸗ 
geſchichte läßt ſich überhaupt nicht machen, auf ihrem Strom kann man ein Staats 
ſchiff ſteuern, wenn man ſorgfältig auf den Kompaß der salus publica blickt 
und dieſe richtig zu beurteilen weiß“. Gegen Erich Brandenburg wendet W. ſich, 
indem er deſſen Anſicht, der Glaube habe keine Bismarcks Leben ganz beſtim⸗ 
mende Kraft gehabt, als falſch bezeichnet (S. 133), und erklärt: „Dem Glauben 
kommt in dem Bewußtſein Bismarcks eine ebenſolche Realität zu wie den 
Dingen der Außenwelt“ (S. 135). Überzeugend ſcheint mir der Einfluß der 
Lektüre von Carlyles Buch über Helden und Heldenverehrung, das Bismarck 
nachweislich in Frankfurt las, auf Bismarck dargetan (S. 84, 85, 135, 145). 
Zu den fruchtbarſten Betrachtungen gehören die Ausführungen über Bismarcks 
Hinarbeiten auf die Auseinanderſetzung mit Oſterreich, verglichen mit der 
Zurückhaltung Frankreich gegenüber bei der Luxemburger Sache und noch 
ſpäter (S. 119—125). „Die tiefſten Gründe,“ fo ſagt W. über dieſe Zurück⸗ 
haltung, „lagen doch darin, daß er (Bismarck) ihn (den Krieg mit Frankreich) 
nicht als eine unbedingte Notwendigkeit, geboren aus dem realen Intereſſe 
beider Staaten anſah“. Er meint, es habe den Anſchein, daß „ein beſonderes 
Gefühl der Berufung über ihn kam“, als er zur Auseinanderſetzung mit Oſter⸗ 
reich ſchritt. 

Warum zitiert Verf. wiederholt Emil Ludwig? Dieſe Ehre ſollte er doch 
einem Mann, dem es nicht auf das Suchen der Wahrheit ankommt, nicht erweiſen. 
Die meiſten Stellen, die er aus Ludwig anführt, habe ich übrigens unter den 
von ihm angegebenen Seitenzahlen nicht aufgefunden. 

Herman v. Petersdorff. 


Günther Franz, Bismarcks 5 Leipzig und Berlin 1926⸗ 
B. G. Teubner. 8°. 124 S. Pr. M 


Dieſe aus der Schule A. O. Meyers in a hervorgegangene Arbeit 
ſtellt eine auf umfaſſenden und eindringenden Studien der weitſchichtigen Bis⸗ 
marckliteratur beruhende ſcharfſinnige Unterſuchung dar. Sie weicht in der Auf⸗ 
faſſung von der Auffaſſung der Hauptbiographen Bismarcks und der ſonſtigen 
Hiſtoriker, die dieſe Frage berührten, einigermaßen ab. Wirklich eingehend iſt 
die Frage bisher überhaupt noch nicht behandelt worden. F. erklärt das populäre 
Schema der Entwicklung Bismarcks: „Parteimann, Preuße, Norddeutſcher, 
Deutſcher“ für widerſinnig und behauptet, daß in Bismarcks Politik ſich nur 
Mittel und Wege, niemals Grundrichtung und Ziel geändert hätten. Im 
Gegenſatz zu Harry Breßlau, der bei ſeiner Straßburger Jahrhundertrede 1915 
auf dieſes Thema einging und zu einem non liquet gelangte, meint er, wenn 
man die Frage richtig ſtelle, ließe ſich das Rätſel löſen. Die Frage müſſe nicht 
lauten: Preußen oder Deutſchland?, ſondern Staat oder Nation?, und fährt 
fort: „Bismarcks Nationalgefühl iſt ſtets am Staate orientiert“. An der Hand 
von Bismarcks Lebensgang ſucht er dies mit tiefem Verſtändnis für das Weſen 
des Kanzlers nachzuweiſen. Die Grundkräfte des kanzleriſchen Nationalgefühls, 
ſo findet er, ſind dieſelben wie in früheren Jahrzehnten, ein aus Heimatliebe, 
Glaube, Royalis mus und Offiziers⸗ und Edelmannsgeſinnung geſpeiſtes National⸗ 
gefühl, das ſich verbindet und durchſetzt mit einem urwüchſigen nationalen 
Stolze. Es könne keine Rede davon ſein, daß Bismarck mit ſeinem Eintritt ins 
Miniſterium oder ſeit den Tagen von Gaſtein und Biarritz mit ſeiner Grund⸗ 
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einſtellung, das preußiſche Staatsintereſſe für das einzig Maßgebende zu halten, 
gebrochen und deutſchnationale Politik um ihrer felbſt willen getrieben habe. 
Deutſche Empfindungen hätten ihn ſchon in ſeiner Jugend erfüllt. Als Bundes⸗ 
kanzler konnte er ihnen endlich Raum geben. „Es wächſt damit nichts Neues 
in ihm empor, ſondern etwas Altes, bisher Gehemmtes regt ſich nur wieder 
frei.“ In dem berühmten Briefe Bismarcks an Roon vom 22. Auguſt 1869, 
in dem ſich der Kanzler mit dem Kriegsminiſter wegen der Bezeichnung der 
Flotte als deutſch auseinanderſetzt, erblickt F. den reinſten und unverfälſchteſten 
Ausdruck von Bismarcks, dieſen ſtets erfüllenden preußiſch⸗hegemoniſchen Ge⸗ 
ſinnung. Er zieht zum beſſeren Verſtändnis das Wort Wilhelms I. vom ver⸗ 
längerten Preußen und einen Satz Treitſchkes heran: „Nicht Preußen ging 
in Deutſchland auf. Preußen dehnte die eigenen Inſtitutionen aus auf das 
übrige Deutſchland“, und übertrumpft nun noch Feſter, der geſagt hat: „Der 
Held (Bismarck) bleibt derſelbe. Nur die Szene wechſelt“, indem er ſagt: „Nein, 
auch die Szene bleibt dieſelbe, nur der Name wechſelt. Der ganze Streit, wann 
und ob Bismarck zum Deutſchen geworden iſt, bricht in ſich ſelbſt zuſammen.“ 
Sehr zum Verſtändnis trägt auch eine Denkſchrift des Grafen Bethuſy⸗Huc 
für den Kronprinzen aus d. J. 1867 bei, aus der F. (S. 92) Stücke mitteilt. 
Da heißt es am Schluß: „Gewiß hat Graf Bismarck perſönlichen Ehrgeiz, aber 
er iſt längſt mit dem preußiſchen identifiziert“, und erweitert Bethuſys Wort 
dahin: „Nicht nur ſein perſönlicher, auch ſein preußiſcher Ehrgeiz hat ſich (1867) 
längſt mit dem deutſchen identifiziert.“ Nationalgefühl ſei für Bismarck nicht 
ſo ſehr Gefühl für eine angeborene Gemeinſchaft als eine ſtete Forderung und 
Aufgabe; „es iſt für ihn die höchſte Steigerung des Pflichtgefühls“. Er ſetze den 
Staat mit der Nation gleich. Man wird den Ausführungen im weſentlichen 
wohl beipflichten können. Jedenfalls ſind F.s Betrachtungen höchſt lehrreich 


und anregend. Herman v. Petersdorff. 


Ernſt Gagliardi, Bismarcks Entlaſſung. Erſter Teil: Die Innen⸗ 
politik. Tübingen 1927, J. C. B. Mohr. VIII u. 370 S. Preis: 
geh. RM. 12.—. 


Der Verfaſſer, Profeſſor der Geſchichte an der Univerſität Zürich, hat ſich 
in ſeinen früheren Arbeiten vorwiegend mit Fragen aus der Geſchichte ſeines 
Heimatlandes, der Schweiz, befaßt, das ihm auch eine jüngſt vollendete drei⸗ 
bändige Darſtellung ſeiner Geſchichte verdankt. Von dem gleichen Stoffgebiet 
her iſt er, wie es ſcheint, auch an den Gegenſtand des vorliegenden Buches heran⸗ 
gekommen. 1924 veröffentlichte er bereits einen Aufſatz über „Bismarcks 
Konflikt mit der Schweiz und die (Berliner) internationale Arbeiterkonferenz“ 
von 1890, deren Einberufung unter den Konfliktsgegenſtänden der Bismarck⸗ 
kriſe eine erhebliche Rolle ſpielte; ihr iſt auch in dem neuen Werk Gagliardis ein 
umfangreicher Exkurs gewidmet, der den Hergang bis in die feinſten Einzelheiten 
klarzuſtellen ſtrebt. 

„Die äußeren Vorgänge von Bismarcks Verabſchiedung zu erfaſſen“, die 
„objektive Ermittlung des Tatſächlichen“ hat G. ſich zunächſt als Ziel geſetzt. 
Trotz des vielen, was zur Sache ſchon geſchrieben, hat er mit dieſer Zielſetzung 
Recht, ebenſo mit ſeiner Außerung, daß „ſchon die bloße Erzählung des Tat⸗ 
ſächlichen einen Gewinn bedeuten würde“. Dem entſpricht die Ausführung 
durchaus; der Bericht über die Vorgänge ſteht im Vordergrund. Er umfaßt 


Neue Erſcheinungen 405 


in dieſem erſten Teil die Zeit vom Januar bis zum 14. März, in der innerpolitiſche 
Fragen den Verlauf der Kriſe beſtimmen. (Der zweite Teil, deſſen Erſcheinen 
in nahe Ausſicht geſtellt wird, ſoll außer dem Abſchluß des Textes auch einen 
Anhang von Beilagen bringen.) Die Darſtellung ſtützt ſich auf ſorgſame Quellen⸗ 
benutzung, die in oftmals arg angeſchwollenen Anmerkungen eingehend nach⸗ 
gewieſen wird. Das durch die Veröffentlichungen der letzten Jahre gegenüber 
dem Stande im Jahre 1921, dem Erſcheinungsjahre von W. Schüßlers Buch 
über „Bismarcks Sturz“, noch bedeutend, und zwar um recht weſentliche Beiträge 
vermehrte gedruckte Quellenmaterial iſt erſchöpfend verwertet; außerdem hat 
G. die Berichte der Bundesratsgeſandten Badens, Württembergs und Sachſens, 
die erſt teilweiſe bekannt waren, vollſtändig herangezogen, im Auswärtigen 
Amt in Berlin und im Wiener Archiv Nachleſe gehalten; ihm iſt ſchließlich für 
feine Zwecke die nur als Manuſkript gedruckte Faſſung der Erinnerungen des 
Freiherrn Lucius von Ballhauſen vom Jahre 1893 zur Verfügung geſtellt worden, 
deren Varianten er ſtellenweiſe mitteilt. Vornehmlich auf das noch während 
der Drucklegung anhaltende Zuſtrömen neuer Quellen ſind einige recht ſpürbare 
und zum Teil den Geſamtaufbau ſtörende Ungleichheiten in der Darſtellung 
zurückzuführen, als deren ſtärkſte man das 12. (Schluß⸗)ͤKapitel mit feinem 
Zurückgreifen auf die Vorgeſchichte der Kriſe, insbeſondere die Angelegenheit 
des Battenberger Eheprojekts, empfindet. Im ganzen kann man wohl ſagen, 
daß der jetzige Stand der Überlieferung über Bismarcks Entlaſſung eine ziemlich 
gleichmäßige, faſt allſeitige Behandlung des Gegenſtands zuläßt. Mehr Licht 
wünſchte man gern noch über die Vorgänge in der Umgebung des Kaiſers ver⸗ 
breitet. In der Hinſicht ſah ſchon Bismarck nicht klar und beſchuldigte — allzu 
einſeitig nur, jedenfalls nicht ganz grundlos — den Staatsſekretär v. Bötticher. 

Die „urſächliche Verknüpfung“ der tatſächlichen Begebenheiten tritt nach 
meinem Empfinden bei G. etwas zurück und könnte ſchärfer herausgearbeitet 
ſein. Er iſt gewiß dabei mit großer Vorſicht verfahren. Nur hat er ſich in dieſer 
Beziehung wie auch hinſichtlich der Beurteilung der Vorgänge und der von den 
Beteiligten zu den Konfliktsfragen eingenommenen Haltung nicht genügend von 
dem Urteil der Quellen frei gemacht. Die große Mehrheit unſerer Gewährs⸗ 
männer beweiſt in ihren Außerungen ein betrübend geringes Maß politiſcher 
Einſicht; Lucius und Marſchall ſind rühmliche Ausnahmen. An Verſtändnis 
für Bismarcks Verhalten laſſen fie es durchweg fehlen, obwohl vieles, was darin 
auf den erſten Blick widerſpruchsvoll erſcheinen mag, pſychologiſch ganz begreif⸗ 
lich iſt. Noch mehr faſt leidet unter den ſtimmungsmäßigen Urteilen der Quellen 
das Bild Herbert Bismarcks. Auf G. haben ſie ſtärker abgefärbt, als es ihrem 
Werte zukommt. 

In Bismarcks Stellung zur ſozialen Frage ſieht G. die ſachliche Begrün⸗ 
dung und die Notwendigkeit ſeiner Entlaſſung gegeben. Wenn, was ſicher 
richtig iſt, im März 1890 ein längeres Verbleiben des Kanzlers in ſeinem Amt 
eine Unmöglichkeit geworden war, ſo lag das aber doch weniger an den ſachlichen 
Differenzen (Arbeiterſchutz, Kampf gegen die Sozialdemokratie) als an der bis 
zur Unerträglichkeit ſcharfen Zuſpitzung der perſönlichen Beziehungen zwiſchen 
Kaiſer und Kanzler, die eben ohne Rückſicht auf den Gegenſtand bei dem geringſten 
Anlaß zur Kataſtrophe führen konnte und tatſächlich dann auch geführt hat. 
Daß ſich die Lage ſo verhängnisvoll geſtaltet hat, daran trägt Bismarck allerdings 
nicht wenig ſelbſt Schuld. 

J. Bauermann. 
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Karl Lange, Bismarcks Sturz und die öffentliche Meinung in Deutſch⸗ 
land und im Auslande. Stuttgart, Berlin und Leipzig 1927, Deutſche 
Verlags⸗Anſtalt. 78 S. 


Aus einer größeren, ſchon 1923 abgeſchloſſenen Arbeit des Verfaſſers über 
„Bismarcks Sturz und die öffentliche Meinung“ erſcheinen hier, mit Rückſicht 
auf die Übereinſtimmung ſeiner Ergebniſſe mit denen von Wilhelm Mommſens 
Buch „Bismarcks Sturz und die Parteien“ (1924), nur die beiden Kapitel über 
den Eindruck von Bismarcks „Sturz“ (warum nicht die neutralere Wendung 
Entlaſſung?) auf die öffentliche Meinung, d. h. im weſentlichen die Preſſe 
(eine Gleichſetzung, die gerade in dieſem Falle mehr denn ſonſt nach ihrer Be⸗ 
rechtigung in Zweifel zu ziehen wäre) des In⸗ und Auslandes. Der Wert des 
zweiten, dem Ausland gewidmeten Kapitels, wird aufs ſtärkſte dadurch beein⸗ 
trächtigt, daß der Verfaſſer von ausländiſchen Zeitungen nur die Times und 
das Journal des Débats ſelbſt eingeſehen, für die Außerungen aller übrigen 
(auch der Wiener!) ſich auf die Wiedergaben in deutſchen Blättern und in den 
Times beſchränkt hat. | J. Bauermann. 


Kurt Koerlin, Zur Vorgeſchichte des ruſſiſch⸗franzöſiſchen Bündniſſes 
1879 —1890. (Halliſche Forſchungen zur neueren Geſchichte, heraus⸗ 
gegeben v. R. Feſter, Heft IV.) Halle (Saale) 1926, Mitteldeutſche 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft, Abt. Buchverlag. X u. 241 S. Pr. M. 8.—. 


Richard Frankenberg, Die Nichterneuerung des deutſch⸗ruſſiſchen 

Rückverſicherungsvertrages. Einzelſchriften zur Politik und Geſchichte, 
herausgegeben von H. Roeſeler. 24. Schrift. Berlin 1927, Deutſche 
Verlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte. 177 S. Pr. kart. M. 7.50. 


Karl Otto Herkenberg, The Times und das deutſch⸗engliſche Ver⸗ 
hältnis im Jahre 1898. Mit einer Einleitung von Martin Spahn. 
Berlin 1925, Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte. 
143 S. 


Der Verfaſſer der erſten der hier genannten Schriften hatte ſich die Auf⸗ 
gabe geftellt, „die Abwandlungen der franzöſiſch⸗ruſſiſchen Beziehungen bis 1890 
regeſtenartig zu verfolgen“. Das Material iſt denn auch mit unermüdlichem Fleiß 
von allen Seiten, aus dem großen deutſchen Aktenwerk über die Große Politik 
der Europäiſchen Kabinette, aber auch aus einer ſehr umfangreichen Literatur, 
zuſammengetragen worden. Wie durch die Nichterneuerung des Rückverſiche⸗ 
rungsvertrages der Weg zum Abſchluß des ruſſiſch⸗franzöſiſchen Zweibundes 
freigelegt wurde, behandelt die zweite der oben angeführten Schriften. Ihr 
Vorwort iſt vom Auguſt 1925 datiert; das Vorwort zu O. Beckers Bismarck und 
die Einkreiſung Deutſchlands, Teil II: Das franzöſiſch⸗ruſſiſche Bündnis, ſtammt 
aus dem Oktober 1925. Beide Forſcher haben ſich alſo gleichzeitig mit den 
gleichen Fragen beſchäftigt, das gleiche Material verarbeitet und ſind zu gleichen 
Ergebniſſen im einzelnen gekommen. Für den zweiten Wendepunkt der deutſchen 
Außenpolitik im letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts, für das Scheitern der 
deutſch⸗engliſchen Bündnisverhandlungen, liefert Herkenberg inſofern Material, 
als er die Einſtellung der Times zu den Deutſchland und England berührenden 
Fragen des Jahres 1898 behandelt. Er ſchafft damit die Möglichkeit, die Volks⸗ 
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ſtimmung weiter Kreiſe des engliſchen Volkes zu jener Zeit zu beleuchten. Mehr 
aus dieſem Material herauszuholen, wie es Spahn in der Einleitung will, die 
Zeitungen als Erſatz für die der Forſchung noch verſchloſſenen Akten zu benutzen, 
führt auf Abwege, zu phantaſtiſchen Konſtruktionen. . 

Köln. Ziekurſch. 


Friedrich Meinecke, Geſchichte des deutſch-engliſchen Bündnispro⸗ 
blems 1890—1901. München und Berlin 1927, R. Oldenbourg. 268 S. 
Pr. M. 9.50. 


Als unmittelbar nach der Beendigung des Weltkrieges Freiherr von 
Eckardſtein und O. Hamann ausführlich über die deutſch⸗engliſchen Bündnis⸗ 
verhandlungen an der Wende des 19. zum 20. Jahrhundert berichteten, wirkten 
ihre Mitteilungen auf den größten Teil der politiſch intereſſierten, der zünftigen 
Diplomatie aber fernſtehenden Kreiſe deshalb ſo ſtark ein, weil ſich hier bisher 
ungeahnte Perſpektiven erſchloſſen. Freilich die Form jener Mitteilungen, 
namentlich die Eigenart der Denkwürdigkeiten Eckardſteins wirkten unbefriedigend 
und riefen ſofort Widerſpruch und Ablehnung hervor, und es dauerte nicht lange, 
ſo waren die Ideen des mißverſtandenen Bismarck, der Gedanke, daß die Ab⸗ 
lehnung der engliſchen Anerbietungen und die Verſtändigung mit Rußland 
damals für Deutſchland am zweckmäßigſten geweſen wären, wieder auf dem 
Vormarſch. Mit dieſen Fragen beſchäftigt ſich nun Meinecke von neuem in dem 
vorliegenden Buch. 

Um die deutſche Politik des letzten Jahrzehntes des 19. Jahrhunderts ver⸗ 
ſtändlich zu machen, muß man ſich eine möglichſt klare Vorſtellung der Be⸗ 
ſtrebungen des engliſchen Gegenſpielers verſchaffen; hierzu verfügen wir augen⸗ 
blicklich nur über ein paar Mitteilungen aus engliſchen Quellen und die Nach⸗ 
richten, die das bekannte deutſche Aktenwerk bringt. Gewiß bleibt es ein Wagnis, 
aus dieſem Material die beherrſchenden Kräfte der engliſchen Politik jenes Zeit⸗ 
raumes zu ermitteln, und Meinecke ſetzt ſich der Gefahr aus, durch Veröffent⸗ 
lichung engliſcher Quellen über kurz oder lang in einzelnen Fragen oder in ſeiner 
geſamten Auffaſſung der engliſchen Politik widerlegt zu werden, aber auf einem 
anderen Wege, als er einſchlägt, iſt augenblicklich nicht vorwärts zu kommen. 

M. gelangt nun zu dem Ergebnis, daß England auf die Entfeſſelung eines 
Kontinentalkrieges, bei dem es nicht einzugreifen brauchte, ſondern zuſehen konnte, 
wie fic feine Rivalen auf dem europäiſchen Feſtland wechſelſeitig müde rangen, 
unmöglich ausgehen konnte, weil nicht die mindeſte Bürgſchaft dafür beſtand, 
daß nicht England in einen ſolchen Krieg hineingeriſſen und zum Einſetzen 
aller ſeiner Kräfte gezwungen werden würde. Die von den deutſchen Staats- 
männern damals vertretene Kaſtanientheorie, daß England ſich nach einem feſt⸗ 
ländiſchen Landsknecht umſähe, der ihm die Kaſtanien aus dem ruſſiſchen Feuer 
holen ſollte, während es ſelber ſich zurückhalten wollte, beſtand in dieſem Umfang 
keineswegs zu recht. Andererſeits war die Bewegungsfreiheit Englands ſehr 
viel größer, als man in Berlin annahm; daß die Unmöglichkeit einer Verſtän⸗ 
digung Englands mit Frankreich und Rußland nur in der Einbildung der Berliner 
Staats männer vorhanden war, hat der Verlauf der Ereigniſſe, die Bildung der 
entente cordiale, zur Genüge bewieſen. Durch die Kündigung des Rückverſiche⸗ 
rungsvertrages hatte ja die deutſche Diplomatie den Engländern die aus⸗ 
ſchlaggebende Rolle in Europa abgetreten, die unter Bismarck in den Händen 
der Deutſchen gelegen hatte. Daß man dieſe Wirkung des eigenen verhängnis⸗ 


408 Neue Erſcheinungen 


vollen Fehlers nicht in ihrer ganzen Tragweite begriff, iſt freilich verſtändlich 
genug. Dazu kam, daß England an der Lebensfähigkeit der Türkei und ſelbſt 
an der Zukunft Oſterreich⸗Ungarns verzweifelte und deshalb die Verteidigung 
Konſtantinopels und der Meerengen gegen Rußland aufzugeben geneigt war; 
es konnte alſo die mittelbare Bindung an den Dreibund durch die Mittelmeer⸗ 
entente von 1887 löſen und eine Verſtändigung mit Rußland über das Schickſal 
der Türkei ſuchen. 

Während die deutſchen Staatsmänner dem engliſchen Bündniswerben mit 
übertriebenem Mißtrauen in die Zuverläſſigkeit engliſcher Kampfesgenoſſen⸗ 
ſchaft und mit ſtarker Überſchätzung der engliſchen Gebundenheit durch die Feind⸗ 
ſchaft des Zweibundes entgegentraten, irrten ſie in dem Glauben, an Rußland 
im entſcheidenden Augenblick Anlehnung finden zu können. Nicht bloß die 
deutſche Türkenpolitik, ſondern das Schickſal des Habsburgerſtaates, die Un⸗ 
möglichkeit feiner die Panflaviſten befriedigenden Aufteilung zwiſchen Rußland 
und Deutſchland bei der Lage der tſchechiſchen Wohnſitze und die Feſtigkeit des 
Zweibundes machten eine Verſtändigung Deutſchlands mit Rußland zur Un⸗ 
möglichkeit. 

Tatſächlich hatte Deutſchland nur die Wahl zwiſchen dem engliſchen Bündnis 
und der Politik der freien Hand gegenüber Rußland und England, die die deutſchen 
Staats männer ſchon aus Angſt vor der englandfeindlichen öffentlichen Meinung 
ſo lange verfolgten, bis ſich England und Rußland fanden. Daß das engliſche 
Bündnis trotz aller Belaſtungen, die es für die deutſche Politik mit ſich brachte, 
den rettenden Ausweg aus der Lage gewieſen hätte, in die Deutſchland ſeit 
dem Sturze Bismarcks teils ſchuldlos, teils ſchuldvoll geraten war, davon iſt 
Meinecke feſt durchdrungen. Daß innerpolitiſche Hemmungen der Verſtändigung 
mit England im Wege ſtanden, betont Meinecke ſcharf; wie weit ihr Einfluß 
reichte, läßt ſich naturgemäß nicht mit voller Sicherheit abgrenzen. 

So hat Meinecke aus den gegenwärtig zugänglichen Quellen herausgeholt, 
was bei ſchärfſter Quellenanalyſe, einſchneidenſter und doch ſorgſamſt abge⸗ 
wogener Kritik und zarteſtem Feingefühl für hiſtoriſche Zuſammenhänge ge⸗ 
wonnen werden kann. Schade, daß die abſtrakte Bläſſe der Sprache, der gelegent⸗ 
liche Mangel an Erläuterungen und Beiſpielen, die Selbſtverſtändlichkeit, mit 
der beim Leſer die genaue Kenntnis der Perſönlichkeiten eines Hatzfeldt, Hol⸗ 
ſtein, Marſchall, Salisbury uſw. vorausgeſetzt wird, den Kreis derer verengen 
wird, die dieſe Schrift durcharbeiten und ſich innerlich aneignen. Wenn ein 
Problem, fo ijt die Geſchichte der deutſch-engliſchen Bündnisverhandlungen 
geeignet, zum außenpolitiſchen Denken zu erziehen. 

Köln. Ziekurſch. 


Eugen v. Frauenholtz, Deutſche Kriegs⸗ und Heeresgeſchichte in den 
Umriſſen dargeſtellt. München und Berlin 1927, R. Oldenbourg. 324 S. 
Der Verfaſſer, bayeriſcher Major a. D. und Privatdozent an der Univerſität 
München, hat ſich eine umfaſſende Aufgabe geſtellt: eine Geſchichte nicht nur des 
deutſchen Kriegsweſens, ſondern ſämtlicher deutſcher Kriege von den Kimbern 
und Teutonen bis zum Weltkriege einſchließlich, alles, wenn auch nur in den 
Umriſſen, auf 324 S. Rüſtow in ſeiner „Geſchichte der Infanterie“ und Del⸗ 
brück in ſeiner „Geſchichte des Kriegsweſens“ haben den Weg gewählt, die Schil⸗ 
derung des Kriegsweſens jeder geſchichtlichen Periode durch einzelne Feldzüge 
oder Schlachten, in denen die typiſchen Eigentümlichkeiten der Zeit beſonders 
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deutlich hervortreten, praktiſch zu erläutern. Mir will ſcheinen, als ob dies Ver⸗ 
fahren durchaus den Vorzug verdient. Eine Aufzählung aller der zahlloſen 
einzelnen großen und kleinen Kriegszüge ſeit der Römerzeit kann auf ſo knappem 
Raume nur in ſo engen Grenzen erfolgen, daß manche Abſchnitte z. B. die 
vielen Römerzüge der deutſchen Kaiſer oder die 13 Feldzüge des ſpaniſchen Erb⸗ 
folgekrieges faſt zur Nomenklatur herabſinken und an einen Schulleitfaden 
erinnern. Dadurch wird wieder der Raum für die Darſtellung der Entwicklung 
des Heerweſens aufs äußerſte beſchränkt. Es iſt hier nicht der Ort, auf die Kriegs⸗ 
züge der Völkerwanderung und des Mittelalters, die nicht der brandenburgiſch⸗ 
preußiſchen Geſchichte angehören, einzugehen. Ich möchte nur bemerken, daß 
der römiſche Feldherr in der Schlacht am Teutoburger Walde meines Wiſſens 
nicht Varo, ſondern Varus hieß und daß er nicht „zur Unterwerfung eines 
ſüdlich von Aliſo gemeldeten Aufſtandes aus dieſem Kaſtell aufgebrochen“ ſein 
kann, denn dabei wäre er nie in das Land der Cherusker geraten. Das Kaſtell 
Aliſo lag in der Gegend von Paderborn an der oberen Lippe, und Varus iſt zu 
ſeinem verunglückten Zuge nicht von dort, ſondern von einem Sommerlager an 
der mittleren Weſer, zwiſchen Rinteln und Minden, aufgebrochen! 

Die Darſtellung der neueren Zeit wird, je mehr ſie ſich der Gegenwart 
nähert, um ſo beſſer. Im allgemeinen wäre zu wünſchen geweſen, daß der Ver⸗ 
faſſer den europäiſchen Einflüſſen, die namentlich die Entwicklung des Fußvolks 
beſtimmt haben, mehr Raum zugewendet hätte. Es iſt nicht möglich, das Heer⸗ 
weſen des Dreißigjährigen Krieges zu ſchildern, ohne auf die Oranier und ihre 
niederländiſche Ordonnanz, die durch Guftad Adolf fortgebildet wurde, auch 
nur mit einem Worte einzugehen. Ebenſo läßt ſich die Entſtehung der napoleoni⸗ 
ſchen Tirailleur⸗ und Kolonnentaktik nur durch Eingehen auf die Kampfweiſe 
und Eigenart der franzöſiſchen Revolutionsheere klar entwickeln. Die Krieg⸗ 
führung und die Taktik eines beſtimmten Zeitraums ſind immer mehr oder 
weniger international, ſie werden es allmählich, denn dem Beiſpiel des Stärkeren 
folgen notgedrungen die Schwächeren. Daß der Verfaſſer in dem Abſchnitt über 
die napoleoniſche Epoche Bayern voranſtellt, mag einem bayeriſchen Offizier 
gern zugebilligt werden. Die Begründung aber, daß ſich nämlich „hier zuerſt ein 
neues Prinzip in ſtetiger Entwicklung durchſetzt“, erſcheint nicht ſtichhaltig. Er 
meint damit das Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht und behauptet, daß dieſe 
in Bayern durch die Einführung der Konſkription zuerſt durchgeführt worden fei. 
Die franzöſiſche Konſkription mit Stellvertretung war aber keine allgemeine 
Wehrpflicht. Wie weit ſich die napoleoniſche Armee, der die Rheinbundskontin⸗ 
gente als Hilfsvölker angehörten, mit jedem Jahre mehr von dem Bilde einer 
nationalen Wehrmacht entfernte, zeigt das vortreffliche Werk von Morvan, 
Le soldat impérial, 2 Bände, Paris 1904. Der erſte Staat, der die allgemeine 
Wehrpflicht nicht nur im Prinzip, das ſchon die Kantonreglements von 1733 
und 1792 aufſtellten, ſondern auch in der Praxis, nämlich in den Befreiungs⸗ 
kriegen, praktiſch durchführte, war Preußen, und nur in Preußen hat ſie vermöge 
des Landwehrſyſtems eine „ſtetige Entwicklung“ gefunden. 

Die Darſtellung des brandenburgiſch⸗preußiſchen Heeres iſt gut gelungen, 
ſoweit es auf Grund der älteren Literatur, die bekanntlich viel zu wünſchen übrig 
läßt, möglich war. Der Verfaſſer irrt aber, wenn er glaubt, daß der brandenburgiſch⸗ 
preußiſche Staat militäriſch in Deutſchland „zunächſt“, womit doch wohl die 
Zeit des Großen Kurfürſten gemeint iſt, an vierter Stelle geſtanden habe. „Neben 
Oſterreich waren die ſächſiſche Armee und die Bayern unter Max Emanuel 
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zahlenmäßig und nach ihrer Organiſation den Brandenburgern überlegen.“ 
Die brandenburgiſche Armee zählte beim Tode des Großen Kurfürſten 31000 
Mann, nachdem ſie 1679 ſchon die Stärke von 45000 Mann überſtiegen hatte, 
und war 1713 ohne die Landmiliz 40000 Mann ſtark. In Kurſachſen wurde 
erſt 1682 der Grund zu einem ſtehenden Heere von 10379 Mann gelegt (Thenius, 
Die Anfänge des ſtehenden Heerweſens in Kurſachſen, Leipzig 1912). In dasſelbe 
Jahr fällt die Errichtung des neuen bayeriſchen Heeres durch den Kurfürſten 
Max II. Emanuel, es zählte 8400 Mann zu Fuß und 2400 zu Pferde (Geſchichte 
des Bayeriſchen Heeres, herausgegeben vom K. B. Kriegsarchiv, Bd. 2). Daß 
Max Emanuel ſelbſt in der Zeit der höchſten Anſtrengung, ehe er 1704 durch die 
zweite Schlacht von Höchſtädt aus ſeinem Lande vertrieben wurde, mehr als 
etwa 20000 Mann gehabt habe, iſt nicht zu erſehen. Ebenſo unbekannt ſind die 
Vorzüge der damaligen bayeriſchen Organiſation, man muß ſie mit Geſchick 
geheimgehalten haben. Im übrigen muß ich mich des Raumes halber auf ein 
paar Einzelheiten beſchränken, die mir aufgefallen ſind. S. 177: „General 
v. Behrenhorſt“, der bekannte Schriftſteller, war nie General, wurde vielmehr 
1762 in Preußen als Stabskapitain kaſſiert und war ſpäter Hofmarſchall in 
Deſſau. S. 186: Preußen behielt nach dem Tilſiter Frieden nicht 18, ſondern 
12 Infanterieregimenter einſchließlich des Garderegiments und nicht 20, ſondern 
19 Kavallerieregimenter. S. 266: Die deutſche Armee zählte 1914 nicht 48 Fuß⸗ 
artillerieregimenter, ſondern 48 Fußartilleriebataillone, ungerechnet das Lehr⸗ 
regiment der Fußartillerieſchießſchule. Deutſchland ſtellte bei der Mobilmachung 
nicht 12%, ſondern 14½ Reſervekorps auf. S. 309: Die Einteilung des deutſchen 
Feldheeres entſpricht nicht ganz der anfänglichen Kriegsgliederung, insbeſondere 
ſind das III. Reſervekorps (bei der 1. Armee) und die ſelbſtändige 3. Reſerve⸗ 
diviſion (bei der 8. Armee) vergeſſen. Schließlich kann nicht unwiderſprochen 
bleiben, wenn der Verfaſſer ſagt, Deutſchland ſei in bezug auf den mangelhaften 
Ausbau der öſterreichiſchen Wehrmacht „ſeiner Verpflichtung Oſterreich⸗Ungarn 
gegenüber nicht nachgekommen“, es hätte Oſterreich in ſeinem inneren Kampf 
um die Ausgeſtaltung ſeiner Wehrmacht unterſtützen müſſen. „Das hört ſich recht 
ſchön an“, ſchreibt Freytag⸗Loringhoven (Menſchen und Dinge, wie ich ſie 
in meinem Leben ſah, S. 198) zu den ähnlich lautenden Bemerkungen des 
öſterreichiſchen Generals Krauß (Die Urſachen unſerer Niederlage, München 
1920), „iſt aber doch nur eine theoretiſche Betrachtung, mit der in der Praxis 
des Staatslebens nicht viel anzufangen war. Keine Politik der Welt vermag 
in ſolcher Weiſe maßgebenden Einfluß auf einen Nachbarſtaat zu üben, auch 
nicht auf einen verbündeten und eng befreundeten. Für Frankreich und Rußland 
lagen die Dinge weſentlich anders.“ Oſterreich iſt ſeiner Verpflichtung gegen 
Deutſchland nicht nachgekommen. Jany. 


Albert Buddecke, Der Feldzug von Le Mans. Die Operationen auf dem 
ſüdweſtlichen Kriegsſchauplatz im Winter 1870/71. Berlin 1928, E. ©. 
Mittler. 386 S. 

Eine ſpäte Veröffentlichung aus dem Nachlaß der Kriegsgeſchichtlichen 
Abteilung I des Großen Generalſtabes, herausgegeben von dem damaligen 
Bearbeiter und unterſtützt durch den Prinzen Friedrich Leopold, deſſen Vater 
Prinz Friedrich Karl in der Schilderung der ſchweren Kämpfe bei Le Mans ein 
Ehrendenkmal erhält. In der Kriſis der Schlacht erklärte der Prinz: „Ich habe 
noch nie kehrt kommandiert, will es auch jetzt nicht tun.“ Die Darſtellung, zu 
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der auch franzöſiſche Akten herangezogen werden konnten, war nicht einfach, 
denn es handelt ſich nicht um eine große rangierte Schlacht, ſondern um eine 
Reihe von Einzelkämpfen, die ſich nach einleitenden, ebenfalls viele kleinere Ge⸗ 
fechte umfaſſenden Operationen vom 2. bis 9. Januar in den Tagen vom 10. 
bis 12. zur Geſamtentſcheidung ſteigerten. Sie iſt vortrefflich gelungen, mit Stolz 
lieſt man die Leiſtungen unſerer herrlichen Truppen jener Zeit, namentlich des 
III., IX., X. und des damaligen XIII., aus der 17. und 22. Diviſion zuſammen⸗ 
geſtellten Armeekorps unter Alvensleben, Manſtein, Voigts⸗Rhetz und dem Groß⸗ 
herzog Friedrich Franz von Mecklenburg⸗Schwerin. Bei dieſer Gelegenheit 
möchte ich dem Wunſche Ausdruck geben, daß endlich auch die Darſtellung des 
16. Auguſts (Vionville —Mars la Tour), deren Ausgabe durch den Ausbruch 
des Krieges verhindert wurde, der Offentlichkeit übergeben werden möge. Sie 
iſt das notwendige Seitenſtück zu der ausgezeichneten, ſchon 1906 erſchienenen 
Darſtellung des 18. Auguſts. Jany. 


B. Zur Brandenburgiſchen Geſchichte. 


Rudolf Lehmann, Bibliographie zur Geſchichte der Niederlauſitz. 
Veröffentlichungen der Hiſtoriſchen Kommiſſion für die Provinz Bran⸗ 
denburg und die Reichshauptſtadt Berlin II. Berlin 1928, im Kom⸗ 
miſſionsverlag von Gſellius. 

Mit der vorliegenden Publikation bringt die Hiſtoriſche Kommiſſion von 
der vorgeſehenen Serie der Brandenburgiſchen Bibliographien als erſte den 
3. Band heraus, der die Literatur über die Niederlauſitz bis ausſchließlich 1925 
überſichtlich zuſammenſtellt. Das vorliegende Verzeichnis erſtreckt ſich auf das 
Gebiet der Niederlauſitz, das 1815 an Preußen fiel, mit Einſchluß der alten 
brandenburgiſchen Herrſchaften Cottbus und Peitz und Berückſichtigung des 
Landes Beeskow⸗Storkow und der Stadt Sommerfeld. Das Werk ijt für jeden, 
der ſich mit der Geſchichte der Niederlauſitz befaßt, ein unentbehrliches Hilfs⸗ 
mittel. G. Wentz. 
Erich Weiſe, Geſchichte des Gaſthauſes zur Palme in Schmöckwitz. 

Berlin 1927, R. Rohde. 51 S. [Sonderabdrud aus dem Teltower 
Kreisblatt.) 

Über den Inhalt der Schrift, in der zum erſtenmal auf Grund gründlicher 
Verwertung der archivaliſchen Quellen die Geſchichte eines bereits im 14. Jahr⸗ 
hundert erwähnten märkiſchen Kruges gegeben wird, vgl. auch „Forſchungen“, 
Bd. 39, Sitzungsbericht, S. 3. 

Agathe Laſch, „Berliniſch“. Eine Berliniſche Sprachgeſchichte. (Ber⸗ 
liniſche Forſchungen im Auftrage d. Geſellſch. der Berliner Freunde 
der deutſchen Akademie. Herausgegb. v. F. Behrend Bd. 2) Reimar 
Hobbing, Berlin [1928]. XII. und 354 S. Pr. geb. M. 12.— 

Die Geſchichte der berliniſchen Sprache hat in Frau Prof. L., der wir bereits 
eine „Geſchichte der Schriftſprache in Berlin bis zur Mitte des 16. Jahrh.“ 
(1910) und eine niederdeutſche Grammatik verdanken, den berufenſten Darſteller 
gefunden. Unter gründlicher Auswertung des vorhandenen Quellenmaterials 
werden in allgemein verſtändlicher und anregender Form Grundlagen und Ent⸗ 
wicklung der Berliner Sprechweiſe dargeſtellt und dabei intereſſante Ergebniſſe 
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gewonnen. Den Hiſtoriker intereſſieren beſonders die erſten drei Abſchnitte: 
„Die älteſten Bewohner“, „Berliniſche Sprachgeſchichte bis zum 16. Jahrhundert“ 
und „Das Werden des Berliniſchen“. Hatte Verf. früher in der älteſten märkiſchen 
Sprache ſtarke Einflüſſe des Niederländiſchen angenommen, ſo rückt ſie in der 
vorliegenden Unterſuchung davon merklich ab. Die Eigentümlichkeiten der 
älteſten überlieferten Sprachformen weiſen auf das Niederſächſiſch⸗Südoſt⸗ 
fäliſche (das Land zwiſchen Elbe, Saale und Harz), die Heimat der Askanier, 
und nicht auf das Niederfränkiſche. Der Hauptſtrom der Koloniſten muß danach 
aus jener Gegend, nicht aus den Niederlanden gekommen ſein. Man wird ſich 
aber doch wohl hüten müſſen, die Beteiligung niederländiſcher Elemente an der 
Koloniſation lediglich aus ſprachlichen Gründen zu gering anzuſchlagen, zumal 
Zeugniſſe von der geſprochenen Sprache nur aus viel jüngerer Zeit und aus 
den Landgebieten faſt gar nicht vorliegen. Daß die Nachkommen der niederfrän⸗ 
kiſchen Einwanderer bei der weiten Trennung vom Heimatgebiet die Eigen⸗ 
tümlichkeiten des ehemaligen Dialekts nach einigen Jahrhunderten völlig ab⸗ 
geſtoßen haben, iſt wahrſcheinlich. Die Verf. mahnt darum mit Recht zur äußer⸗ 
ſten Vorſicht auf dieſem ganzen noch recht unſicheren Gebiete (S. 318f.). Die 
jetzt in Angriff genommene Sammlung unſerer Flurnamen dürfte auch hier 
noch neues Material erſchließen. 

Die mittelalterliche Sprache Berlins zeigt rein niederdeutſche Merkmale. 
Das ſpätere Berliniſch iſt aber keine hochdeutſch⸗niederdeutſche Miſchſprache, 
ſondern es iſt ſeit dem Ausgang des 15. Jahrhunderts übernommen und fort⸗ 
entwickelt aus dem oberſächſiſch⸗meißniſchen Dialekt. Die Übernahme erfolgte 
infolge der ſtarken Handelsbeziehungen zu jenem mitteldeutſchen Gebiet (Leip⸗ 
zig). „Zug für Zug können wir die Hauptformen der oberſächſiſchen Sprech⸗ 
ſprache um 1500 in den Lautformen des Neuberliniſchen wiederfinden.“ Bei 
der Fortentwicklung dieſer übernommenen Sprechweiſe war die niederdeutſche 
Grundlage von Bedeutung, namentlich im Wortſchatz macht ſich dies bemerkbar. 
Zunächſt nur von den oberen Schichten des Bürgerſtandes gepflegt, drang dies 
neue Berliniſche allmählich auch in die unteren Schichten. Als die erſteren es 
dann ſpäter zugunſten der Schriftſprache aufgaben, verblieb es nur noch in den 
unteren Kreiſen, bei denen gröbere und auch niederdeutſche Elemente hervor⸗ 
treten. So ſind z. B. Formen wie „ik“ und „wat“, die der älteren berliniſchen 
Sprache nicht eigentümlich ſind, erſt in jüngerer Zeit „berliniſch“ geworden. 

Dieſen aufſchlußreichen ſprachgeſchichtlichen Darlegungen folgt ein umfang⸗ 
reicher Abſchnitt, welcher den Wortſchatz behandelt, und eine „Grammatik des 
Berliniſchen“. Ein alphabetiſches Wörterverzeichnis macht den Schluß des Ban⸗ 
des, den wir als eine außerordentlich wertvolle Bereicherung und in vieler Hin⸗ 
ſicht als eine grundlegende Unterſuchung verzeichnen. Sch. 


Rudolf Schmidt, Meſſingwerk. Ein Dokument der Arbeit. Feſt⸗ 
ſchrift zur 25 jähr. Jubelfeier der freiwilligen Feuerwehr Meſſingwerk 
6. 12. 1927). 76 S. 40. 

Die mit zahlreichen Abbildungen ausgeſtattete Schrift ſchildert die Ent⸗ 
wicklung des 1697 im Finowtal an Stelle des Heegermühler Blechhammers 
begründeten Meſſingwerks, das in jüngſter Zeit unter Leitung der Familie 
Hirſch einen bedeutſamen Aufſchwung genommen hat. Sch. 
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C. Sur Geſchichte der Preußiſchen Provinzen. 


Hei matgeſchichte von Oſt⸗ und Weſtpreußen. Unter Mitarbeit von 
Hans Bittner⸗Danzig, Franz Buchholz⸗Braunsberg, Johannes Dziubiella⸗ 
Lötzen, Dr. Bruno Ehrlich⸗Elbing, Dr. Fritz Gauſe⸗Königsberg (Pr.), 
Dr. Kemp⸗Memel, A. Kurſchat⸗Tilſit, Dr. Bernhard Schmidt⸗Marien⸗ 
burg von Dr. Bruno Schumacher und Erich Wernicke zu Marien- 
werder. Mit 47 Abbildungen, 4 Skizzen und 1 Fakſimile. Marien⸗ 
werder 1925, Wendt Groll. 


Eine wiſſenſchaftlichen Anſprüchen genügende Darſtellung der ganzen alt⸗ 
preußiſchen Geſchichte fehlte bisher, denn Voigts als Materialſammlung noch 
unerſetztes Werk ſchließt mit der Ordenszeit ab, Lohmeyers Geſchichte von Oſt⸗ 
und Weſtpreußen blieb mit dem erſten Bande (bis 1411) ein Torſo, Baczko 
ging für ſeine Zeit zwar bis zur Gegenwart, aber wir haben ſeitdem noch mehr 
als ein Jahrhundert altpreußiſcher Geſchichte erlebt und das Werk iſt im ganzen 
veraltet, ſchließlich Chriſtian Krollmanns „Grundzüge der politiſchen Geſchichte 
Altpreußens“ ſind eine glänzende Skizze der äußeren Verhältniſſe, aber wenn 
auch die äußere Politik für den Hiſtoriker wie für den Politiker den Primat 
haben muß, ſo verlangt doch auch die innere ihr Recht. Dieſe Lücke füllt die 
vorliegende Heimatgeſchichte aus, die gerade die ganze Entwicklung des Landes 
und Volkes darſtellen will. Dieſe Abſicht kommt zum Ausdruck bereits in der 
Aufteilung des Stoffes nach Territorien und auf verſchiedene Bearbeiter, die 
mit ihrer engeren Heimat beſonders vertraut ſind. Der Hauptteil allerdings 
(S. 15— 147), von Bruno Schumacher bearbeitet, gibt eine Geſchichte des ganzen 
Landes, aber auch hier liegt der Schwerpunkt auf der Darſtellung der inneren 
Entwicklung. Nur ſo wurde es möglich, alle Perioden bis zur neueſten Zeit 
gleichmäßig zu behandeln und nicht mit dem Ende der politiſchen Selbſtändigkeit 
unintereſſant zu werden. Mancher wird es vielleicht bedauern, daß in dieſem 
Gleichmaß die Glanzzeit des Ordens ziemlich verſchwindet, aber der Verfaſſer 
verweilt auch ſonſt bei keinem Höhepunkt, bei keiner einzelnen großen Perſön⸗ 
lichkeit, läßt dafür jedoch das geſamte politiſche, wirſchaftliche und geiſtige Leben 
und ſeine Entwicklung klar hervortreten. Da es ſich nur um eine Zuſammen⸗ 
faſſung der bisherigen Reſultate handelt, der Verfaſſer im einzelnen kaum 
Neues bringt, ſei auf eine Kritik an Einzelheiten, zu der das Werk auch nicht 
herausfordert, verzichtet. Es bleibt noch anzumerken, daß die Darſtellung die 
in dieſem Fall beſonders gefahrvolle Klippe falſcher Popularität glücklich ge⸗ 
mieden hat. Auch der erſte einleitende Teil des Buches (S. 1—15), der die Vor⸗ 
geſchichte behandelt (bis 1230), war bei Bruno Ehrlich in guter Hand. Bei dem 
in weiten Kreiſen lebhaft erwachten Intereſſe an vorgeſchichtlichen Dingen war 
eine Zuſammenfaſſung der bisherigen Ergebniſſe, an denen Ehrlich ein Haupt⸗ 
verdienſt hat, beſonders nötig. Sehr ungleichartig ſind die kleineren Beiträge, 
die den zweiten Teil des Buches füllen (S. 151—211). Es ſind dies die Arbeiten 
von Bittner über Danzig, Buchholz über das Ermland, Dziubiella über Maſuren, 
Ehrlich über Elbing, Gauſe über Königsberg, Kemp über Memel, Kurſchat über 
Tilſit, Schmidt über Marienburg und Thorn, Wernicke über Pomeſanien; 
überflüſſig zu ſagen, daß die Arbeiten von Schmidt nur dem Alphabet nach an 
beinahe letzter Stelle ſtehen. Einzelne Gebiete haben keine beſondere Dar⸗ 
ſtellung gefunden, wie das Samland; man vermißt namentlich das Kulmerland 
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und Pomerellen, dieſe Gebiete, die, weil beſonders umſtritten, uns beſonders 
teuer ſind; ſie ſind allerdings durch die Städte Thorn und Danzig bertreten und 
auch im allgemeinen Teil ausgiebig berückſichtigt. 

Die Ausſtattung des Buches iſt noch nicht zeitgemäß, unter zu ſchlechtem 
Papier hat auch die Deutlichkeit der beigegebenen Abbildungen gelitten, zu 
ſchweigen von dem Fakſimile, deſſen Druckauflöſung überdies von Leſefehlern 
(oder Druckfehlern?) nicht frei iſt. Iſt ſomit das Buch äußerlich noch ein Zeugnis 
der wirtſchaftlichen Nöte unferer Zeit, unter denen unſere Oſtmark beſonders zu 
leiden hat, ſo iſt es anderſeits ein erfreuliches Zeichen des über alle Teile der 


rovinz aus ebreiteten wiſſenſchaftlichen ween, 
? ae i i ſchaf 0 Kurt Forſtreuter 


Goi mund Michael, Die cchleſiſche Kirche und ihr Patronat i im Mittel⸗ 
alter unter polniſchem Recht. Beiträge zur älteſten ſchleſiſchen Kirchen⸗ 
- geſchichte. Görlitz 1926. 288 S. Mit einer Karte. 


Vlor drei Jahren erſchien das Werk obengenannten Verfaſſers: „Das ſchle⸗ 
ſiſche Patronat“. Beiträge zur Geſchichte der ſchleſiſchen Kirche und ihres 
Patronats.“ Das Buch war ſchnell vergriffen. Es brachte für das Mittelalter 
noch keine zuſammenhängende Darſtellung, ſondern nur einzelne Aufſätze. Für 
die Neuauflage folgte der Verfaſſer ihm gegebener Anregung, das Mittelalter 
in ähnlicher Form zu bearbeiten wie die folgende Zeit. Er erkannte, daß manches, 
was bisher über die älteſte Kirche Schleſiens geſchrieben, nicht mehr zu halten 
war. So liegt denn jetzt als das Ergebnis weiterer tiefgründiger Forſchung ein 
neues Werk vor; es nur als eine Neubearbeitung zu bezeichnen, würde den 
gewaltigen Fortſchritt außeracht laſſen, den es bedeutet. Sein Erſcheinen iſt 
als wertvollſte Bereicherung der kirchengeſchichtlichen Literatur zu begrüßen und 
wird für Forſchungen auf dieſem Gebiet nicht nur der ſchleſiſchen a OIG 
befte Dienſte leiſten. 

Der vorliegende Band behandelt die polniſche Zeit. Eingeleitet wird er 
durch einen Überblick über die Geſchichte Schleſiens bis zum Tode Herzog Hein⸗ 
richs J. (1238). In einem zweiten Teil handelt Verf. über die Gründung, Aus⸗ 
ſtattung und Grenzen der nach Schleſien reichenden Bistümer Meißen, Prag, 
Olmütz und Krakau. Der dritte Teil iſt Klöſtern und Kirchen gewidmet. Einzeln 
aufgeführt werden hier die urkundlich erwähnten Klöſter und Kirchen, „die 
bereits vor der Beſiedlung Schleſiens mit deutſchen Chriſten vorhanden waren 
oder auch noch ſpäter an ſolchen Orten erbaut wurden, an denen das polniſche 
Recht eine Zeitlang ſeine Geltung behielt“. Bei Klöſtern wie Kirchen beginnt M., 
der das ſchleſiſche Quellenmaterial mit beſter Kenntnis verarbeitet hat, mit den 
älteſten urkundlichen Erwähnungen und verſolgt dann ihre Geſchicke durch die 
Jahrhunderte. Breiter Raum iſt der Darſtellung der Entwicklung des Beſitzes 
der Klöſter und Kirchen an Grund und Boden gewidmet. Bei den Kirchen ſind 
genaue Feſtſtellungen über die Widmut und das Patronat gemacht. Da gerade. 
dieſe Fragen von weitgehender praktiſcher Bedeutung find und ſtändig neu- auf⸗ 
gerollt werden, müſſen wir für die Schaffung eines Werkes beſonders dankbar 
ſein, welches die Quellen und Literatur ſorgſam zuſammenſtellt und ſie voll 
ausgewertet hat Bei dieſem Abſchnitt iſt zu beachten, daß Verfaſſer ſeiner Ar⸗ 
beit eine Ausdehnung gegeben hat, die den im Titel angegebenen Rahmen 
überſchreitet, indem er auch die Oberlauſitz und die Grafſchaft Glatz berückſich⸗ 
tigt. Die Ergebniſſe aus den Darſtellungen der vorhergehenden Teile werden 
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in einen vierten Abſchnitt gebracht. Hier ſtellt Verfaſſer die frühere Beurteilung 
den neuen Ergebniſſen gegenüber und handelt ausführlich über die Gründungs⸗ 
zeit der Kirchen, die Abgrenzung der Kirchenſprengel, über die Ausſtattung der 
Kirchen mit Dörfern, Grundſtücken, Schanfftötten und Zehnten, die Geiſtlich⸗ 
keit und das Patronat. Bei letzterem Punkt wurde neben dem Weſen des Patro- 
nats beſonders auf die Baupflicht und die Träger des Patronats eingegangen. 
Angefügt ift neben dem Orts⸗ und Perſonenregiſter ein recht brauchbares Sach⸗ 
regiſter, das ſehr nützliche Zuſammenſtellungen enthält. Das ertragreiche Werk 
ſtellt erſt den Beginn eines groß angelegten Unternehmens dar. Ein zweiter 
Teil wird das Mittelalter unter deutſchem Recht, der dritte die Zeit von der Refor⸗ 
mation bis 1740, der vierte Teil die Zeit von der preußiſchen Beſitznahme 
Schleſiens bis in die Gegenwart behandeln. Daß dieſe Bände recht bald dem 


erſten folgen werden, iſt bei dem emſigen Fleiß des Verfaſſers zu erwarten. 
. E. Graber. 


Hans-Joachim Seeger, Weſtfalens Handel und Gewerbe vom 9. bis 
zum Beginn des 14. Jahrhunderts. Mit 3 Kartenſkizzen. Berlin W 35, 
Karl Curtius. VI, XVI u. 163 S. Preis: RM. 5. 


Mit dieſer Arbeit wird die neue Publikationsreihe Rudolf Häpkes 
„Studien zur Geſchichte der Wirtſchaft und Geiſteskultur“ über⸗ 
zeugend eingeleitet. Häpke hofft, trotzdem ältere verdienſtliche Serien brachliegen, 
auf die Zukunft dieſer Sammlung, weil noch ein lebendiges geſchichtliches Wahr⸗ 
heitsbedürfnis nach neuen Ergebniſſen hungere. Begründeter rechtfertigt er 
den Titel der Reihe. Wirtſchaftsgeſchichte und Geiſteskultur ſind in einer wirk⸗ 
lichen tieferen Einheit ſo verbunden, daß im Hinblick auf dieſe Zuſammenhänge 
fich ganz neue Problemſtellungen ergeben dürften. Die vorliegende Arbeit 
nimmt auf dieſe allerdings noch nicht Bezug. Um ſo glücklicher erfüllt ſie das 
andere Verſprechen Häpkes, ſeine Sammlung ſolle die Heimatgeſchichte dadurch 
befruchten, daß ſie ſie in die größeren Zuſammenhänge der deutſchen allge⸗ 
meinen ſowie der Wirtſchafts⸗ und Sozialgeſchichte im beſonderen ſtelle. Auf 
dieſe Weiſe hat S. eine der wichtigſten Arbeiten geleiſtet, die in letzter Zeit 
für Weſtfalen erſchienen ſind. Auf Grund zwar keines neuen archivaliſchen, doch 
zum erſten Male umfaſſend dargeſtellten Materials bekommen wir einen über« 
ſichtlichen Einblick in viel weitere Gebiete, als der Titel ſie umreißt. Denn um 
die Entſtehung des Handels im einzelnen nachzuweiſen, mußten auch die Ent⸗ 
ſtehungsurſachen der Städte und Dörfer genauer erforſcht werden. So belehrt 
dies fruchtbare Werk, immer ſoweit als möglich in die Vergangenheit zurüd- 
greifend, über das Süder⸗ und Siegerland, den Hellweg, das Münſterland, Ems⸗ 
und Weſerland als Wirtſchaftsgebiete und dann deren Handelsartikel im eins 
zelnen. Mindeſtens ebenſo aufſchlußreich iſt das Kapitel über die Stätten und 
die Träger des Handels: das platte Land, die älteſten Märkte und Städte, die 
Kaufleute und die Städtebündniſſe. Da Verf. ſich nur auf gedrucktes Material 
ſtützt, iſt er natürlich da Irrtümern ausgeſetzt, wo dies auf bloßen Theſen beruht, 
So heißt es beiſpielsweiſe S. 15, es ſei „gut verbürgt“, daß bereits im 14. Jahr⸗ 
hundert in Iſerlohn eine Panzermacherzunft beſtanden habe. Leider kann ©; 
hier nur einer Arbeit von 1909 nachſchreiben, was ſeit zur Megedes „Anno- 
tatio“ (in v. Steinens Weſtf. Geſch. 3. Stück, S. 1063) immer wieder behauptet 
wird, ohne jedoch einen urkundlichen Nachweis dafür erbringen zu können, 
während wichtige Tatſachen für die Unmöglichkeit dieſer Behauptung ſprechen. 
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In ſeinem ungemeinen Eifer, alles nur irgendwie Erreichbare heranzuziehen, 
nennt S. auch Bücher zweifelhaften wiſſenſchaftlichen Wertes wie das belle⸗ 
triſtiſche „Weſtfalen“ von Fr. Mielert. 

Ahlen. | W. Schulte. 


1. Reimer Hanſen, Kurze ſchleswig⸗holſteiniſche Landesgeſchichte. Mit 
ſieben Stammtafeln. 2. verbeſſerte Auflage. Flensburg 1924. 8°. 
152 ©. (ohne die Tafeln). 


2. Otto Brandt, Geſchichte Schleswig⸗Holſteins. Ein Grundriß. 
2. verbeſſerte Auflage. Kiel 1926. Kl. 80. 198 S. 


Die Produktion der wiſſenſchaftlichen und halbwiſfenſchaftlichen Literatur 
auf dem Gebiet der ſchleswig⸗holſteiniſchen Landesgeſchichte und der Geſchichte 
kleiner und kleinſter Gebietsteile iſt mit einer Hochflut an der heimiſchen Nordſee⸗ 
küſte zu vergleichen. Von dieſen zahlreichen Erſcheinungen verdienen die beiden 
genannten Bücher beſondere Beachtung auch außerhalb der engeren Heimat, 
der ſie gewidmet ſind, bei denjenigen, die nach einer zuverläſſigen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Belehrung über den Gegenſtand ſuchen. 

Das Hanſenſche Buch iſt das Werk eines erfahrenen Schulmannes und eines 
gewiſſenhaften, auf dem Gebiete der heimiſchen Landesgeſchichte vielfach er⸗ 
probten Forſchers. Es iſt 1912 zum erſten Male erſchienen und war bald 
vergriffen, ſo daß ſchon 1914 ein Neudruck erſcheinen ſollte, und dann alsbald 
nach Überwindung der ſchlimmſten Nachkriegsfolgen die 2. Auflage heraus⸗ 
gebracht werden konnte. Das beweiſt, daß es einem wirklichen Bedürfnis ent⸗ 
gegengekommen iſt; es war die einzige, wiſſenſchaftlich einwandfreie Darſtellung 
der Landesgeſchichte, die in kurzer, zuſammengefaßter, bequem lesbarer Form 
auf den neueren Forſchungsergebniſſen aufgebaut war. Der — hochbetagt und 
bis zuletzt tätige, im Jahre 1926 verſtorbene — Verf. erörtert keine Probleme 
der geſchichtlichen Entwickelung, bemüht ſich vielmehr deren Tatſachen, im 
weſentlichen die der ſtaatlich⸗politiſchen Entwickelung, ſprechen zu laſſen. 50 Jahre 
vor der erſten, 60 Jahre vor der zweiten Auflage hatte Georg Waitz ſeine „kurze 
ſchleswig⸗holſteiniſche Landesgeſchichte“ (Kiel 1864) herausgegeben, nachdem die 
ältere und umfangreichere „Geſchichte Schleswig⸗Holſteins in 3 Büchern“ 
(Gött. 1815/52) vorausgegangen war. Hanſen hat nicht nur jenen Titel über- 
nommen, ſondern auch im ganzen die Waitzſche kurze Geſchichte ſich „als Muſter 
genommen“; er wollte ſein Buch nur wie eine neue Auflage jener angeſehen 
wiſſen. Die ſomit gekennzeichnete Abhängigkeit der jüngeren von der älteren 
Darſtellung verleugnet ſich nirgends; es konnte ihr nur zum Vorzug gereichen, 
daß der Meiſter der Verfaſſungsgeſchichte und der mittelalterlichen Quellen⸗ 
kritik ihr Vorläufer geworden iſt. Ausführlicher als bei Waitz ſind die Ereigniſſe 
von 1848 an, neu diejenigen von 1863 an dargeſtellt, in der 2. Auflage die 
jüngſten neu hinzugefügt. Eine kurze Liſte der allerwichtigſten Literatur, ein 
Namen⸗ und Sachregiſter, eine Zeittafel, Regenten⸗ und genealogiſche Tabellen 
erhöhen die Brauchbarkeit des Buches, gerade auch für Lehrzwecke. Leider iſt 
der 2. Auflage die kleine Karte mit der politiſchen Einteilung Schleswig⸗Holſteins 
um 1680 nicht wieder beigegeben. Sie war eine vervollſtändigte Nachbildung 
einer Karte (gez. von Bartels) in dem Buche von Samwer, „Die Staatserbfolge 
der Herzogtümer Schleswig⸗Holſtein“ (Hamburg 1844). War ſie auch nicht ohne 
Mängel, ſo war ſie doch eine nützliche und lehrreiche Beigabe, deren eine landes⸗ 
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geſchichtliche Darſtellung bei den verwickelten und unvorſtellbaren territorialen 
Verhältniſſen der deutſchen Vergangenheit heute nicht mehr entraten kann. — 

Einen „Grundriß“ nennt Brandt, der an der Kieler Univerſität einen 
Lehrauftrag für Landesgeſchichte hatte, ſein Buch, und es hat, auch rein äußerlich 
betrachtet, die Eigenſchaften und Vorzüge, die man bei einem wiſſenſchaftlichen 
Grundriß heute erwartet. Eine Aufzählung der „Quellenwerke“ und der „grund⸗ 
legenden Literatur“ geht dem Ganzen voran. Innerhalb der großen zeitlichen 
Perioden iſt der Stoff ſorgfältig in Abſchnitte und Unterabſchnitte gegliedert; 
der Hauptdarſtellung ſind Berichte über mehr nebenſächliche Einzelheiten in 
kleinerem Druck eingefügt. Ein beſonderer Vorzug ſind die Literaturangaben für 
die einzelnen Abſchnitte, die es dem Benutzer erleichtern, den Spezialfragen 
in eigenem Studium näher zu kommen, während es bei Hanſen, der die Spezial⸗ 
literatur natürlich auch kennt, dem Leſer überlaſſen bleibt, ſich das Rüſtzeug für 
die eigene Forſchung ſelbſt zu beſchaffen. So bietet das Br.ſche Buch moderne 
wiſſenſchaftliche Arbeit in gewandter, anziehender Sprache, in klarer, überſicht⸗ 
licher Form und zugleich in einem bequemen, handlichen Format. Ein Perſonen⸗ 
regiſter, eine Stammtafel und eine Karte, „Politiſche Einteilung Schleswig⸗ 
Holſteins am Ende des 17. Jahrhunderts“, ſind nützliche und notwendige Beigaben. 
Die Karte, im geographiſchen Inſtitut der Kieler Univerſität gezeichnet, unter⸗ 
ſcheidet ſich nur wenig von der oben beſprochenen Karte in der 1. Auflage bei 
Hanſen. Daß Brandts 2. Auflage wirklich eine „verbeſſerte“ iſt, was beſonders 
auch den mit Liebe gepflegten Literaturangaben zugute gekommen iſt, ſoll eben⸗ 
ſowenig verſchwiegen werden wie, daß Volqu. Pauls ſoeben in einer eingehenden 
kritiſchen Beſprechung auf manche Mängel und Irrtümer auſmerkſam gemacht 
hat!). | 

Hanſen hatte eine periodiſche Einteilung ver ſchleswig⸗holſteiniſchen Ge⸗ 
ſchichte eingeführt, die bei Waitz ohne Vorgang war und im allgemeinen von Br. 
übernommen iſt; jedoch mit manchen Abweichungen, die nicht jedermanns Beifall 
finden werden, zumal wenn ihnen eine prinzipielle Bedeutung zukommt. In 
den neueren Jahrhunderten macht für H. wie für Br. das Jahr 1581 einen grund⸗ 
legenden Einſchnitt. Die dynaſtiſchen Teilungen ſind zum Abſchluß gekommen, 
der Dualismus der däniſchen und der Gottorpiſchen Linie des Hauſes Oldenburg 
iſt gegeben und beſtimmt für die nächſten 2 Jahrhunderte das innen⸗ wie das 
außenpolitiſche Leben des Landes. Dieſe Epoche faßt H. in Abſchnitt VI zu⸗ 
ſammen: „Von der Teilung 1581 bis zur Vereinigung aller Teile 1773 (1779)“ 
und läßt den Abſchnitt VII folgen: „Von der Vereinigung der Teile Schleswig⸗ 
Holſteins bis zur Erhebung (1773—1848)“. Br. hat die Abſchnitte: V „Höhe⸗ 
punkt und Niedergang der Ständemacht. Dänemark und Schleswig⸗Holſtein⸗ 
Gottorp 1581 —1721“, VI „Schleswig⸗Holſtein und der däniſche Geſamtſtaat 
1721—1797“ und VII „Die Vorgeſchichte der ſchleswig⸗holſteiniſchen Erhebung 
1798-1848“. Man ſieht, wie Br. bemüht iſt, feinen zeitlichen Perioden ein 
ihnen eigentümliches entwickelungsgeſchichtliches Charakteriſtikum zu geben. 
Aber man darf doch vielleicht zweifeln, ob damit dieſe Perioden erſchöpfend und 
ausſchließend beſtimmt ſind. Die Hauptcäſur wird doch vielleicht nicht ſo auf 
das Jahr 1721 fallen, als mit der Gottorpiſchen Hälfte des Herzogtums Schleswig 
dieſes ganz an Däne mark fiel, ſondern auf das Jahr 1773, als auch die Gottorpiſche 
Hälfte des Herzogtums Holſtein königlich wurde. Erſt jetzt konnte ſich die teils 


1) Zeitſchr. d. Gef. f. ſchleswig⸗holſt. Geſch. Bd. 57, S. 528—533. 
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ſcheinbare, teils gewollte und tatſächliche Einheit der Herzogtümer innerhalb 
des däniſchen Geſamtſtaates, und auch erſt nach und nach in Verwaltung, wie 
in Politik und im geiſtigen Leben voll auswirken; erſt jetzt auch konnten die Pro⸗ 
bleme der Zukunft ſich neu geſtalten, die in dieſer einheitlichen Verbundenheit 
mit Dänemark beſchloſſen waren. Auch das Jahr 1797, das Todesjahr des 
däniſchen Staats mannes Andreas Peter Bernſtorff hat nicht die Bedeutung 
für die Herzogtümer, die es vielleicht für den Staat Dänemark hatte. Im 
weſentlichen blieb es für das Land, wie es geweſen war, und gerade das Ver⸗ 
hältnis zum Geſamtſtaat wurde kein anderes. Das Jahr 1797 gewinnt aber 
für Br. ſeine beſondere Bedeutung aus der Einſtellung, die er gegenüber der 
Perſönlichkeit des Fritz v. Reventlow und dem von dieſem geleiteten Kampf 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Ritterſchaft mit dem däniſchen Königtum um ihre 
alten ſtändiſchen Rechte einnimmt. In ſeinem bekannten und ſchätzenswerten 
Buch „Geiſtesleben und Politik in Schleswig⸗Holſtein um die Wende des 
18. Jahrh.“, Berlin und Leipzig 1925, bietet Br. die wiſſenſchaftliche Be⸗ 
gründung für dieſe Einſtellung. Eine wiſſenſchaftliche Kontroverſe, auf die nicht 
weiter einzugehen ift, hat ſich daran geknüpft!). Die gegen Br. geltend gemachten 
Einwendungen wird man billigen müſſen, die wirkliche Vorgeſchichte der ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Erhebung nicht ſchon im 18. Jahrhundert finden dürfen. Es 
wird ſich immer mehr erweiſen, daß das Jahr 1815 und die Epoche machenden 
Ereigniffe vorher, wie für Deutſchland und ganz Europa, fo auch für den Norden 
und Schleswig⸗Holſtein ganz entſcheidend geweſen ſind. Um mit Waitz (Kurze 
Geſchichte, S. 161) zu ſprechen: „hier gewann... die Verbindung mit Deutſch⸗ 
land neue Kraft und Bedeutung“. Das läßt die Periodeneinteilung wie ſchon 
bei Hanſen, ſo auch bei Brandt nicht genügend erkennen. Richter- Kiel. 


Geſchichtlicher Handatlas der Rheinprovinz. Im Auftrage des 

Inſtituts für geſchichtliche Landeskunde der Rheinlande an der Uni⸗ 
verſität Bonn herausgegeben von Prof. Dr. Hermann Aubin. Mit 

. Unterftüßung von amtlichen Stellen, gelehrten Geſellſchaften und 
Fachgenoſſen bearbeitet von Dr. Joſef Nieſſe n. Köln u. Bonn 1926. 
Verlag J. P. Bachem G. m. b. H. Kurt Schröder. XVIII S. u. 
56 Blatt Karten. Pr. M. 4.50. 


Iſt der ſtarke, richtunggebende Impuls für die moderne hiſtoriſch⸗geo⸗ 
graphiſche Forſchung auch von Oſterreich und Eduard Richter ausgegangen, 
ſo iſt der Geſchichtliche Atlas der Rheinprovinz, dank dem Umſtande, 
daß ihm durch Jahrzehnte die große Arbeitskraft des für die Wiſſenſchaft viel 
zu früh verſtorbenen Wilhelm Fabricius uneingeſchränkt zur Verfügung 
geſtanden hat, doch in ſeinen veröffentlichten und in Karten vorgelegten Ergeb⸗ 
niſſen erheblich weiter fortgeſchritten, als wie das Parallelwerk für die ſüd⸗ 
öſtlichen Alpenländer. Aber der Rheiniſche Atlas iſt ein ſchwer zu handhabendes 


) Beſprechung des Brandtſchen Buches von Otto Scheel in Zeitſchrift 
der Geſ. f. ſchl.⸗holſt.ſche Geſch., Bd. 55, 521—528; — Derſ. Der junge Dahl: 
mann in Jahrb. 1926 der ſchl.⸗holſt.ſchen Univ.⸗Geſellſch., auch in „Schriften der 
baltiſchen Komm. zu Kiel“, Bd. II (Veröff. der ſchl.⸗holſt.ſchen Univ.⸗Geſellſch., 
Nr. 4), Breslau 1926. — Otto Brandt, Zur Vorgeſchichte der ſchlesw.⸗holſt.ſchen 
Erhebung (Einzelſchriften zur Pol. u. Geſch.). Berlin 1927. 
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Werk, nicht nur durch die für den Uneingeweihten zunächſt verwirrende Fülle 
der Einzelheiten auf den Karten und in der langen Reihe der Textbände, auch 
das Rieſenformat ſeiner Kartenblätter ſchließt die Benutzung am Schreibtiſche 
in der Privatwohnung faſt aus. So war es ein glücklicher Gedanke das, was von 
dem großen, gelehrten Werke bereits erſchienen iſt, zur Grundlage für einen 
kleineren Atlas zu machen, das Vorhandene durch Hinzufügung neuer Karten 
nach vorwärts und rückwärts zu ergänzen und ſo ein Werk zu ſchaffen, das keines⸗ 
wegs nur für Schulen, von denen das Vorwort ſpricht, geeignet iſt, ſondern, 
je mehr es bekannt wird, allen Forſchern auf dem Gebiete der rheiniſchen Ge⸗ 
ſchichte ein unentbehrliches, allen Freunden der allgemeinen deutſchen Geſchichte 
ein wertvolles Hilfsmittel ſein wird. Hermann Aubin erſcheint auf dem Titel⸗ 
blatte als Herausgeber, von ihm, dem Begründer und mehrjährigen Leiter des 
Inſtitutes für geſchichtliche Landeskunde der Rheinlande, rührt alſo wohl die 
Aufſtellung des Planes her, er war der Leiter des in ſeinem Inſtitute ent⸗ 
ſtehenden Werkes. Bearbeitet ſind die Mehrzahl der Karten, d. h. die, bei denen 
anderes nicht ausdrücklich bemerkt iſt (ſ. Vorwort und Inhaltsverzeichnis), von 
Joſef Nieſſen. 

Auf den Karten des großen Rheiniſchen Atlas beruhen, d. h. es ſind im 
weſentlichen verkleinerte Wiedergaben, die Karten von 1789, 1813 und 1815, 
die kirchliche Karte von 1450, ſowie die Karten über die Kirchenverfaſſung (die 
katholiſche ſowohl, wie die der beiden evangeliſchen Konfeſſionen) nach der Re⸗ 
formation (alles nach Fabricius), ſchließlich die Karte der Römerſtraßen und 
Kaſtelle (nach Joſeph Hagen). Sehr bemerkenswerte Ergänzungen zu der Terri⸗ 
torialüberſichtskarte (1789) bieten vier farbige Blätter, die die Geneſis der fünf 
größeren Staaten am Rhein darſtellen: Köln, Trier, Jülich, Berg und Kleve. 
Intereſſant und immer geſchickt in der Darſtellung ſind auch eine ganze Reihe 
anderer Karten zur mittelalterlichen kirchlichen, wie Staaten⸗ und Verfaſſungs⸗ 
geſchichte: Königs⸗ und Reichsgut z. Z. der Karolinger und Staufer, rheiniſche 
Klöſter und Stifter, nach den verſchiedenen Orden durch Signaturen unter⸗ 
ſchieden, Töchterklöſter der rheiniſchen Ciſtercienſerklöſter im Oſten (bis Düna⸗ 
münde und Königſaal), die Zollſtätten am Rhein, der Rheiniſche Bund zur Zeit 
ſeiner größten Ausdehnung (von Zürich bis Bremen, Aachen bis Regensburg) 
u. a. m. Am Anfang des ganzen Atlas ſteht eine von Otto Schlüter in Halle 
entworfene Karte des frühgeſchichtlichen Waldes (ca. 500 n. Chr.). Auf ihr 
beruhen ſowohl die Karten der vorgeſchichtlichen Siedelung (Stein⸗Bronce⸗ 
Eiſenzeit), wie auch die in der Darſtellung neuartige Gaukarte (Signaturen in 
verſchiedener Form und Farbe für die hiſtoriſch belegten Orte eines jeden Gaues). 
Eine ganze Reihe Karten zur Siedlungsgeſchichte werden geboten, zur ländlichen 
(Hof und Dorf, Flureinteilung) ſowohl, wie ſtädtiſchen, Stadtpläne vom römi⸗ 
ſchen Trier bis zum Zwingpfalz Ludwigs XIV., Saarlouis. Karten zur rheini⸗ 
ſchen Volkskunde und, als Beiträge zur neueſten Geſchichte, über die Entwicklung 
der weſtlichen Induſtriegebiete bis in unſere Tage machen den Beſchluß des 
wohlgelungenen Werkes. „Wer vieles bringt, wird manchem etwas bringen“, 
darf man von ihm ſagen, ohne aber, wie der Theaterdirektor, einen ſkeptiſchen 


Sinn in die Worte zu legen. F. Curfd mann- Greifswald. 
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Regiſter 
au den Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Prenßiſchen Gefchichte, 
Band 31 bis 40, 


bearbeitet von Friedrich Granier. 


Sorbemerkung. 


Das Regifter, welches nach dem Muſter der früheren i in Bd. 10 und Bd. 30 
angelegt iſt, umfaßt die Bände 31 bis 40 und zerfällt in drei Teile: 


I. Das nach dem Namen der Verfaſſer alphabetiſch angeordnete Ver⸗ 
zeichnis der Aufſätze und Mitteilungen (mit A bezeichnet) und der 
in den Sitzungen des Vereins für Gefchichte der Mark Brandenburg 
gehaltenen Vorträge (mit V bezeichnet). 


II. Das ſyſte matiſche Regiſter. 
III. Das alphabetiſche Regiſter der beſprochenen Schriften. 


In letzterem ſind die Sammelbeſprechungen aufgelöſt, wobei nur Unwich⸗ 
tiges unberückſichtigt blieb. Mit aufgenommen von Band 30 wurde die Sammel⸗ 
beſprechung von H. Dreyhaus: Schriften zum Weltkriege (1), die im Regiſter 
zu Band 11 bis 30 nicht aufgelöſt iſt. Nicht aufgenommen ſind die einzelnen 
Aufſätze in der periodiſchen „Zeitſchriftenſchau“, ebenſowenig die nur unter 
„Eingegangene Bücher“ verzeichneten Schriften. 

Hinter dem zum Teil gekürzten Titel der beſprochenen Schriften iſt in 
runden Klammern der Name des Rezenſenten mit abgekürztem Vornamen 
angegeben. 

Für das ſyſtematiſche Regiſter der Aufſätze wurde das etwas veränderte 
Schema des Regiſters zu Band 11 bis 30 beibehalten. 

Die Zahlen beziehen ſich auf Jahrgang und Seite; die Hinzufügung der 
Buchſtaben S. B. vor der Seitenzahl bezieht ſich auf die am Schluß eines jeden 
Jahrgangs beſonders gezählten Seiten der Sitzungsberichte. 
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I. Alphabetiſches Verzeichnis der Aufſätze und Sorkräge. 


Abb, Guſtav, (V) Die Bibliothek des 
Franziskanerkloſters in Branden⸗ 
burg. 36, S. B. 2. 


—, (V) Bibliothek des Kloſters Lehnin 


40, S. B. 1 

—, (V) Geſchichte des Benediktinerin⸗ 
nenkloſters zu Spandau. 34, S. 
B. 13. | 

—, (V) Handſchriften aus dem Kloſter 
Lehnin. 33, S. B. 20. 
—, (W Kloſterkarte der Mark Bran⸗ 
denburg. 34, S. B. 12. 

—, (A) Märkiſches Buch- und Biblio- 
theksweſen in ſeinen Anfängen. 
37, 194—203. Vgl. S. B. 8. 

—, (A) Märkiſche Kloſterſtudien. 1. Die 
Signaturen der Urkunden des 

Kloſters Chorin. 34, 79—86. 


Bailleu, Paul, (V) Forſchungen in 
Petersburger Archiven über Fried⸗ 
rich Wilhelm III. und Alexander I. 
31, S. B. 3. 
—, (V) Gedenkworte für Theodor 
Fontane. 33, S. B. 10. 

—, (V) Kabinettsordre an General 
v. Beſſer 1806. 32, S. B. 16. 
—, (V) Kneſebecks erſte Sendung nach 
Oſterreich 1809. 32, S. B. 4. 

—, (V) König Wilhelm I. und der 

Frankfurter Fürſtentag 1863. 34, 
S. B. 7. 

—, (V) Nachruf auf Hans Droyſen. 
32, S. B. 3. 


U 


Bailleu, Baul, (V) in auf Ernſt 
Friedel. 31, S. B. 9 
—, (V) Nachruf ra General v. Janſon 
31, S. B. 

—, (V) Prinz Beim ( (I.) und die 
Kaiſerwahl 1849. S. B. 14. 

—, (V) Schreiben des 1 
Diplomaten Tallenay 1862. 33, 
S. B. 5. 

—, (V) Schreiben des ſächſiſchen Diplo- 
maten Vitzthum v. Eäſtedt 1850. 
32, S. B. 15. 

—, (V) Tagebücher des Grafen Lehn⸗ 
dorff 1775—1780. 33, S. B. 11. 

Berichte über die wiſſenſchaftl. Unter⸗ 
nehmungen der Akademie der 
Wiſſenſch. zu Berlin. 31, 225; 
32, 273; 33, 241; 34, 123; 38, 158. 

Berichte Hiſtoriſcher Kommiſſionen. 
35, 158; 38, 377; 39, 143—145; 
313—316; 40, 158—164; 349; 
vgl. auch 38, 8. B. 5. 

Beſtehorn, Friedr. (V Ziele der 
vorgeſchichtlichen Siedlungsfor⸗ 
a im lokalen Bereich. 37, 

S. B. 9. 


Boſchan (V) Wielands Stellung zu 
Fragen der preuß. Politik. 35, 
S. B. 13. 

Brinkmann, Karl, (V) Das Krockow⸗ 
ſche Freikorps. 31, 410—15. 

—, (V) D. A. Sturdzas Mémoire de 
état actuel de “Allemagne 1818. 
31, S. B. 15. 


I. Alphabetiſches Verzeichnis der Aufſätze und Vorträge. 


_Klemen, Otto, (A) Aus dem Reife 


tagebuche eines Kurländers von 
1786. 33, 209 — 224. 

Conſentius, Ernſt, (A) Von Druck⸗ 
koſten, Taxen und Privilegien im 
Kurſtaat Brandenburg. 37, 175— 
238. 

Credner, Wilhelm, Entgegnung. 40, 
164165. 


Danckelman, Eberhard Frh. v., (A) 
Vier Briefe des Oberpräſidenten 
Eberhard v. Danckelman in der 
Frage der neunten Kur an den 
Grafen Platen. 37, 293—297. 

—, (A) Die Friedenspolitik Wilhelms 
III. von England und Fried- 
richs III. von Brandenburg 1694— 
1697. 31, 1—68. 


Delbrück, Hans, (A) Auseinander- 


fegung mit O. Hintze. 33, 412— 
417 


Dehio, Ludwig, (A) Die preußiſche 
Demokratie und der Krieg 1866. 
Aus dem Briefwechſel von Karl 
Rodbertus mit Franz Ziegler. 39, 
229— 259. 

—, (V) E. v. Manteuffels politiſcher 

Einfluß am Ende der 70er Jahre. 
36, S. B. 5 

—, (A) Zur Novemberkriſe des Jahres 
1850. Aus den Papieren des 
Kriegsminiſters v. ä 
35, 134—145. 

—, (Heine Reformdenkſchrift Beymes 
aus dem Sommer 1806. 38, 321 
—338. 

—, (A) Wittgenſtein und das letzte 
Jahrzehnt Friedrich Wilhelms III. 
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innere Politik. 36, S. B. 4—5. 


II. Syſtematiſches Titelverzeichnis. 


Schwartz, Paul, (V) Der Prediger 
„Zopfſchulz“. 38, S. B. 2 u. 3. 
Klinkenborg, Melle, (V) Kabinetts⸗ 
miniſter von Alvensleben und die 
Antiqua in Preußen. 31, S. 

B. 1. 

Tſchirch, Otto, (V) Schrift Kneſe⸗ 
becks „Europa in bezug auf den 
Frieden“ von 1794. 36, S. B. 3. 

Boſchan, (V) Wielands Stellung zu 
Fragen der preußiſchen Politik. 
35, S. B. 13. 

Granier, Herman, (V) Die Einfüh⸗ 
rung der preußiſchen Farben. 38, 
S. B. 3. 

Bailleu, Paul, (V) Forſchungen in 
Petersburger Archiven über Fried⸗ 
rich Wilhelm III. und Alexander I. 
31, S. B. 3. 

Tſchirch, Otto, (V) Die Beſitznahme 
Hannovers durch Preußen 1806 
im Spiegel der öffentlichen Mei⸗ 
nung Deutſchlands. 37, S. B. 6. 

Dehio, Ludwig, (A) Eine Reform- 
Denkſchrift Beymes aus dem 
Sommer 1806. 38, 321 —338. 

Bailleu, Paul, (V) Kabinettsordre 
an General v. Beſſer 1806. 32, 
S. B. 16. 

Mueller⸗Weimar, Wilhelm, (A) 
Drohende Gefangennahme der 
Königin Luiſe am 12. Oktober 
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1806 und das Verhalten Lom⸗ 
bards. 40, 137 —143. 

Granier, Herman, () Briefe an die 
Königin Luiſe von Friedrich Wil⸗ 
helm III. 37, S. B. 7. 

Winter, Georg, (A) Zur Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Oktoberedikts und 
der Verordnung vom 14. Februar 
1808. 40, 1—33. 

Brinkmann, Karl, (V) D. A. 
Sturdzas „Mémoire de l'état 
actuel de l'Allemagne 1808“. 31, 
S. B. 15. 

Stietzel, Walter, (A) Die weſtfäliſche 
Staatsanleihe 1808 und 1810 in 
Salzwedel. 40, 143— 149. 

Kretzſchmar, Hellmut, (A) Drei 
Briefe Chriſtian Wilhelm Dohms 
aus dem Frühjahr 1809. 39, 
104—110. 

Bailleu, Paul, (V) Kneſebecks erſte 
Sendung nach Oſterreich 1809. 


32, S. B. 4. 
Ulmann, Heinrich, (A) Heinrich 
Bardeleben, ein Patriot der 


Franzoſenzeit. 31, 159 —180. 
Meisner, Heinrich. Otto, (A) Die 
Sendung Kneſebecks nach Peters⸗ 
burg (1812) im alten Lichte. 34, 
93—103; vgl. 33, S. B. 11—13. 
Koerner, Rudolf, (A) Die Wirkung 
der Reden Fichtes. 40, 65—87. 


8. 1813—1864. 


Granier, Herman, (V) Freiheits- 
kriege und Befreiungskriege. 37, 
S. B. 4. 

Eggerking, Theodor, (A) Die Be⸗ 
ſprechung von Philippsthal am 
22. Auguſt 1813. 35, 83—118. 

Schmeidler, Bernhard, (A) Noch⸗ 
mals Philippsthal. 35, 243— 
250 


Tſchirch, Otto, (V) General v. Hirſch⸗ 
feld. 39, S. B. 5. 

Hadamowsky, Franz, (A) Beiträge 
zur Geſchichte Preußens zur Zeit 
der Befreiungskriege (nach Karl 
von Woltmann). 40, 88—124. 


Unger, Wolfgang v., (A) Blücher⸗ 
Briefe. 35, 127—131. 

Haberkant, Hans, (A) Blüchers 
Hypochondrie. 39, 110—117. 

Hajenclever, Adolf, (A) Ungedruckte 
Briefe Theodor von Schöns an 
den Hallenſer Profeſſor Ludwig 
Heinrich von Jakob (1805— 1821). 
31, 345—373. 

Petersdorff, Herman v. (V) Brief 
Gneiſenaus an Finanzminiſter 
v. Bülow 1815. 33, S. B. 10. 

Schneider⸗Köln, Martha, (A) Ernſt 
Moritz Arndt und der „Rheiniſche 
Merkur“ 34, 25—48. 
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Mueſebeck, Ernſt, (V) Miszellen aus 
dem Leben von Ernſt Moritz 
Arndt. 34, S. B. 6. 

—, (W Die Anfänge des Miniſteriums 
Altenſtein bis 1819. 31, S. B. 
13. 


Dehio, Ludwig, (A) Wittgenſtein und 
das letzte Jahrzehnt Friedrich 
Wilhelms III. 35, 213—240; 
vgl. S. B. 13. 

Miſch, Carl, (A) Varnhagen von Enſe 
und ſein Adelsprädikat. 38, 101 
—116. 

Laubert, Manfred, (A) Das Pofener 
Zarenattentat 1843. 35, 131— 
134. 

Heckel, Johannes, (V) Ein Kirchen⸗ 
verfaſſungsentwurf Friedrich Wil⸗ 
helms IV. von 1847. 36, S. B. 2. 

Mueſebeck, Ernſt, (V) Brief von 
v. Radowitz an Theodor v. Rochow 
1847. 32, S. B. 16. 

Wertheimer, Eduard v., (A) Gibt 
es einen neuen Metternich? 38, 
339—367; 39, 139—142. 

Srbik, Heinrich Ritter v., (A) Ent⸗ 
gegnung (gegen Wertheimer). 39, 
133—138. 

Griewank, Karl, (A) Vulgärer Radi⸗ 
kalismus und demokratiſche Be⸗ 
wegung in Berlin 1842 —1848. 
36, 14—38. 

Kaeber, Ernſt, (V) „Beiträge zur 
Geſchichte des Monats März 
1848“ von General v. Prittwitz. 
35, S. B. 12. 

Schultze, Joh., (A) Prinz Wilhelm 
(I.) im Sommer 1848. (Briefe an 
Rudolf v. Auerswald). 39, 123— 
133. 

Neumann, Hans, (A) Franz Ziegler 
und die Politik der liberalen 
Oppoſitionsparteien von 1848— 
1866. 37, 270— 288; vgl. 36, ©. 
B. 3. 

Bailleu, Paul, u. Granier, Herm., 


(V) Prinz Wilhelm (I.) und die 


Kaiſerwahl 1849. 33, S. B. 14— 
16. 


II. Syſtematiſches Titelverzeichnis. 


Bailleu, Paul, (V) Schreiben des 
ſächſiſchen Diplomaten Vitzthum 
von Eckſtedt 1850. 32, S. B. 15— 

16. 

Dehio, Ludwig, (A) Bur November⸗ 
Kriſe des Jahres 1850. Aus den 
Papieren des Kriegs miniſters von 
Stockhauſen. 35, 134 —145. 


Granier, Herman, (V) Die 
Warſchauer und Olmützer Ver⸗ 
handlungen von 1850. 37, S. 
B. 1. 


—, (V) Sendung des Majors von 
Schlegell zum Zaren Nikolaus I. 
1850. 32, S. B. 15. 

—, (V) Politiſche Haltung des Prinzen 
Wilhelm (I.) 1850 und 1854. 37, 
S. B. 5. 

Richter, Hubert, (A) Bismarck und 
Poſchingers Publikation „Preu⸗ 
ßen im Bundestag 1851 —1859“. 
37, 297—300. 


Petersdorff, Herman v. (V) Po- 
ſchingers Ausgabe der Bismarck⸗ 
ſchen Bundestagsberichte. 36, 
S. B. 5. 


Schultze, Joh., (V) Guſtav Freytag 
und die preußiſche Polizei 1854/55. 
34, S. B. 6. | 

Granier, Herman, (V) Eine Auf⸗ 
zeichnung des Feldmarſchalls Ed⸗ 
win von Manteuffel. 37, S. B. 
1—2. 

Mueller, Reinhold, (A) Guido von 
Uſedom als Nachfolger Bismarcks 
am Frankfurter Bundestag 1859. 
39, 288—296. 

Petersdorff, Herman v. (V) Die 
Herausgabe der Depeſchen Bis⸗ 
marcks aus Petersburg und Paris. 
33, S. B. 22. 

Bailleu, Paul, (V) Schreiben des 
franzöſiſchen Diplomaten Talle- 
nay 1862. 33, S. B. 5. 

—, (V) König Wilhelm I. und der 
Frankfurter Fürſtentag 1863. 34, 
S. B. 7. 


II. Syſtematiſches Titelverzeichnis. 
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9. Von 1864 bis zur Gegenwart. 


Schultze, Joh., (V) Graf R. von der 
Goltz und Bismarck in Biarritz 
1865. 37, S. B. 5. 

Dehio, Ludwig, (A) Die preußiſche 
Demokratie und der Krieg von 
1866. Briefwechſel von Karl 
Rodbertus mit Franz Ziegler. 39, 
229— 259. 

Petersdorff, Herman v. (V) Wundt, 
Wilhelm: Das Land Baden im 
Kriegsjahre 1866. 33, S. B. 16. 

Stutz, Ulrich, (V) Reiſe des Paters 
Karl Brandes in Preußen 1867. 
34, S. B. 5. 

Rheindorf, Kurt, (A) Ein amerika⸗ 
niſches Buch über den Kriegsaus⸗ 
bruch von 1870. 38, 117—128. 

Granier, Herman, (V) König Wil⸗ 
helm 1870 in Ems und vor Sedan. 
34, S. B. 8. 

Meisner, Heinrich Otto, (V) Das 
Tagebuch Kaiſer Friedrichs III. 
von 1870/71. 39, S. B. 1. 

Posner, Ernſt, (V) König Wilhelm 
und der Kaiſertitel 1871. 36, 
S. B. 6. 

Dehio, Ludwig, (V) E. v. Manteuffels 
politiſcher Einfluß am Ende der 
70er Jahre. 36, S. B. 5. 


Petersdorff, Herman v., (A) Bis⸗ 
marckerinnerungen des Staats⸗ 
miniſters Lucius von Ballhauſen. 
35, 145—158. 

Haake, Paul, (V) Kritiſche Unter⸗ 
ſuchung zu Adolf von Scholz „Er⸗ 
lebniſſe und Geſpräche mit Bis⸗ 
marck“. 35, S. B. 13. 

Haake, Paul, (A) Die deutſche Außen⸗ 
politik von 1871 bis 1890. 36, 
97—124. 

—, (A) Die deutſche Außenpolitik 
von 1890—1898. 37, 77—123. 

Meisner, Heinrich Otto, (V) Bis⸗ 
marck und die Militärs in der 
Kriſe von 1887. 36, S. B. 1. 

—, (A) Bemerkungen zu Emil Lud- 
wigs Wilhelm II. 38, 368—377. 

Haepke, Rudolf, (V) Arbeiten der 
neutralen Kommiſſion zur Er⸗ 
forſchung der Kriegsurſachen. 36, 
S. B. 4. 

Dreyhaus, Hermann, (A) Die 
Marneſchlacht 1914. 34, 111—122. 

—, (A) Kriegsdenkwürdigkeiten. 33, 
421—442. 

Ziekurſch, Johannes, (A) Falkenhayn 
und Ludendorff in den Jahren 
1914—1916. 34, 49— 77. 


10. Die einzelnen Provinzen. 


A. Mark Brandenburg. 
Hoppe, Willy, (A) Ergebniſſe und 
Ziele der märkiſchen Landesge⸗ 
ſchichte. 37, 181—193. | 
Krabbo, Hermann, (V) Der branden- 
burgiſche Adler. 36, S. B. 4. 
Hoppe, Willy, (V) Die Stadtgrün⸗ 
dungen in der nördlichen Ucker⸗ 
mark. 34, S. B. 14. 
Abb, Guſtav, (V) Kloſterkarte der 


Mark Brandenburg. 34, S. B. 12. 


Schultze, Johannes, (V) Die Landes⸗ 
viſitation von 1652. 37, S. B. 2. 

Spatz, Willy, (V) Die Verwaltung 
märkiſcher Pale beſonders Tel⸗ 
tow. 33 S. B. 5 


Schwartz, Paul, (V) Die Neumark 
als deutſcher Oſt wall. 38, S. B. 4. 

Abb, Guſtav, (A) Märkiſches Buch⸗ 
und Bibliotheksweſen in ſeinen 
Anfängen. 37, 194 —203; vgl. 
S. B. 8. 

—, (V) Die Bibliothek des Franzis⸗ 
kanerkloſters in Brandenburg. 36, 
S. B. 2. 

—, (A) Märkiſche Kloſterſtudien. 
1. Die Signaturen der Urkunden 
des Kloſters Chorin. 34, 79—86. 

—, (W Handſchriften aus dem Kloſter 
Lehnin. 33, S. B. 20. 

—, (W Bibliothek des Kloſters Lehnin. 
40, S. B. 1. 
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Kaeber, Ernſt, (A) Die Gründung 
Berlins und Köllns. 38, 30 —55; 
vgl. S. B. 4. 

—, (V) Die Entwicklung des Stadt⸗ 
bildes von Berlin. 38, S. B. 2. 

—, (A) Zur Entſtehung des Köllner 
Stadtbuchs. 37, 124 —129. 

Faden, Eberhard, (V) Berlin im 
Zeitalter des Dreißigjährigen Krie⸗ 
ges. 39, S. B. 1. 

Kaeber, Ernſt, (A) Das Weichbild 
der Stadt Berlin ſeit der Stein- 
ſchen Städteordnung. 40, 267-335. 

Luedicke, Reinhard, (A) Bürger und 
Militär vor dem Berliner Stadt⸗ 
gericht. 32, 189 — 191. 

Kaeber, Ernſt, (V) Die Amtsketten 
der Berliner Kommunalbehörden. 
38, S. B. 2. 

Wallich, Paul, (A) Jugenderinne⸗ 
rungen eines alten Berliners 
(Felix Eberty). 39, 296—300. 

Tſchirch, Otto, (V) Steuerrat und 
Magiſtrat in Brandenburg. 40, 
S. B. 3. 

—, (W Unruhen in Brandenburg a. H. 
und General von Hirſchfeld 1809. 
32, S. B. 4. 

—, ( Die Revolte zu Brandenburg 
1884. 33, S. B. 21. 

Schultze, Johannes, (V) Schlachtdenk⸗ 
mal bei Fehrbellin. 35, S. B. 12. 


Seilkopf, Karl, (A) Zur Ortskunde 
der Stadt Frankfurt a. O. 40 


125—137. 

Klinkenborg, Melle, (V) Die Ab⸗ 
trennung Frankfurts von der Kur⸗ 
mark. 33, S. B. 14. 

Krabbo, Hermann, (V) Siegel der 
Stadt Havelberg. 33, S. B. 8. 

Heckel, Johannes, (A) Bilder aus der 
Geſchichte des Domſtiftes Havel- 
berg ſeit der Reformation. 39, 
51—74. 

Gollub, Hermann (A) Kenitz und 
Königsberg. 37, 129 —132. 

Meyer, Paul, (A) Die Begründung 
der Herrſchaft Ruppin. 39, 279— 
286. 


II. Syſtematiſches Titelverzeichnis. 


Weiſe, Erich, (V) Der alte Krug bei 
Schmöckwitz. 39, S. B. 3. 

Abb, Guſtav, (V) Geſchichte des Bene⸗ 
diktinerinnenkloſters zu Spandau. 
34, S. B. 13. 

Lehmann, Rudolf, (A) Eine Schuld⸗ 
forderung des Kloſters Zinna an 
das Kloſter Dobrilugk. 37, 291 — 
293. 

Kohte, Julius, (V) Das Haus 
Zolchow bei Werder. 33, S. B. 2. 

Krabbo, Hermann, (A) Zweiraden. 
38, 129—132. 


B. Die übrigen Provinzen. 


Laubert, Manfred, (A) Der Poſener 
Statthalter Fürſt Radziwill über 
ſeine Stellung an Hardenberg 
1816. 39, 275—279. 

—, (A) Die polniſchen Zeitungen in 
der Provinz Poſen 1831. 40, 
149—154. 

—, (A) Der politiſche Charakter der 
Poſener Landſchaft. 37, 245— 
270. 


—, (A) Der erſte Zuſammenſtoß des 
Poſener Oberpräſidenten Flott⸗ 
well mit dem Erzbiſchof von 
Dunin. 33, 193—208. 

Hoppe, Willy, (V) Das Erzſtift 
Magdeburg und der deutſche 
Oſten. 39, S. B. 3. 

Gebauer, Johannes, (A) Aus der 
Vorgeſchichte der erſten Einver⸗ 
leibung Hildesheims in Preußen 
(1798 —1802). 31, 107—137; vgl. 
36, S. B. 4. 

Luedicke, Reinhard, (V) Ein Straßen⸗ 
krawall in Münſter 1837. 39, 
S. B. 5. 

Lappe, Joſef, (V) Die Geſchichte der 
Burg Mark. 39, S. B. 5. 

Stutz, Ulrich, (V) Friedrich v. Bezolds 
Geſchichte der Univerſität Bonn 
und A. Wiedemanns Geſchichte 
von Godesberg. 34, S. B. 11. 


II. Syſte matiſches Titelverzeichnis. 
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11. Kriegsweſen und Heeresgeſchichte. 


Eppenſtein, Liſa, (A) Beiträge zur 
Geſchichte des auswärtigen Kriegs⸗ 
dienſtes der Deutſchen in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrh. 32, 
283—367. 

Schultze, Maximilian, (A) Das erſte 
kurbrandenburgiſche Generalfeld⸗ 
marſchallspatent. 32, 186— 189. 

Jany, Curt, (A), Die brandenburgi⸗ 
ſchen Hilfstruppen Wilhelms von 
Oranien. 37, 132 — 136. 

—, (A) Die militäriſche Behörden⸗ 
organiſation im altpreußiſchen 
Staat. 39, S. B. 4. 

—, (A) Die Kantonverfaſſung Fried⸗ 
rich Wilhelms I. 38, 225—272. 

Kneſebeck, Ludolf Gottſchalk v. dem, 
(A) Briefe des Markgrafen Fried⸗ 
rich Wilhelm von Brandenburg⸗ 
Schwedt an den Regimentskom⸗ 
mandeur Oberſtleutnant von 
Rochow. 38, 132 — 146. 

Herrmann, Otto, (A) Prinz Ferdi⸗ 
nand von Preußen über den Feld⸗ 
zug vom Jahre 1757. 31, 85—105. 

Hintze, Otto, (A) Delbrück, Clauſe⸗ 
witz und die Strategie Friedrichs 
des Gr. Erwiderung und 
Schlußwort. 33, 131—177; 417 
418. 

Delbrueck, Hans, (A) Auseinander⸗ 

ſetzung mit Hintze. 33, 412—417. 


Jany, Kurt, (A). Der Siebenjährige 
Krieg. Ein Schlußwort zum 
Generalſtabswerk. 35, 161 —192. 

—, (A) Drei anonyme Bücher über 
Friedrich den Großen und ſein 
Heer. 37, 300-308; vgl. 38, 
S. B. 2. 

Stutz, Ulrich, (V) Pohl, Heinrich: 
Die katholiſche Militärſeelſorge in 
Preußen 1797 —1888. 39, S. B. 2. 

Luedicke, Reinhard, (V) Die Polizei⸗ 
behörden von Berlin und Schill 
1809. 32, S. B. 4. 

Brinkmann, Karl, (A) Das Krockow⸗ 
ſche Freikorps. 31, 410—415. 

Haeckel, Julius, (V) Einbeziehung 
Potsdams in das Defenſionswerk 
von Berlin 1813. 33, S. B. 16. 

Klaje, Hermann, (A) Über die Be⸗ 
kleidungsnöte der Freiwilligen 
Jäger von 1813/14. 36, 87— 97. 

Granier, Herman, (A) Moltkes Be⸗ 
rufung nach Rom. 33, 418—421; 
vgl. S. B. 20. 

Schmidt, Axel, (A) Das Kavallerie⸗ 
korps Prinz Albrecht in der 
Schlacht bei Königgrätz. Nach den 
Aufzeichnungen des Generals von 
Radecke. 39, 260 — 274. 

Tſchirch, Otto, (V) Leben und Schrif⸗ 
ten von Wilhelm Rüſtow. 35, 
S. B. 10. 


12. Verfaſſung. — Rechtspflege. — Verwaltung. 


Stolze, Wilhelm, (A) Die Idee der 
Staatsraiſon. 38, 147—154. 
Hintze, Otto, (A) Preußens Entwick⸗ 
lung zum Rechtsſtaat. 32, 385— 

451. 

Schmid, Heinrich Felix, (V) Zehnt⸗ 
rechtliches an Saale und mittlerer 
Elbe. 36, S. B. 3. 

Stutz, Ulrich, (V) Zur kirchlichen 
Rechtsgeſchichte der nordoſtdeut⸗ 
ſchen Koloniſation im Mittelalter. 
37, S. B. 4. 


Haake, Paul, (V) Die preußiſche 
Verfaſſungsfrage 1819/20. 32, 
S. B. 10. 

—, (A) König Friedrich Wilhelm III., 
Hardenberg und die preußiſche 
Verfaſſungsfrage. 5. 32, 109— 
180. 


Kohte, Julius, (A) Die vermögens⸗ 
rechtliche Auseinanderſetzung zwi⸗ 
ſchen dem Preuß. Staate und dem 
vormalig. Preuß. Königshauſe. 
39, 286—288. 


440 


Hallmann, Hans, (A) Die letztwillige 
Verfügung im Haufe Branden⸗ 
burg. 1415 —1740. 37, 1—30. 

Klinkenborg, Melle, (V) Der Vor⸗ 
ſitz im Kammergericht und in der 
Ratsſtube. 31, S. B. 9. 

Schmidt, Eberhard, (V) Das Fiskalat 
in Brandenburg⸗Preußen. 34, 
S. B. 11. 

Heckel, Johannes, (V) Die Ent⸗ 
ſtehung des „„ 
9 Summepiſkopats. 37, ©. 


—, m le Beſetzung der fiskaliſchen 
Patronatsſtellen Altpreußens. 39, 
S. B. 4; 40, S. B. 3. 

Klinkenborg, Melle, (V) Eingriff 
des Kabinetts bei der Kammer in 
Aurich. 32, S. B. 3. 

Holtze, Friedrich, (A) Zur Entwick⸗ 
lung des Enteignungsrechts in der 
Mark. 31, 140 —153. 


II. Syſte matiſches Titelverzeichnis. 


Holtze, Friedrich, (A) Die Kodifika⸗ 
toren des märkiſchen Provinzial⸗ 
rechts Wilke und Scholtz. 34, 
103 110. 


Grabower, Rolf, (W) Geſchichte der 
preuß. Staatsſteuer vom Großen 
Kurfürſten bis 1817/22. 40, ©. 
B. 2. 


Mueller, Ernſt, (V) Die Wiederein⸗ 
richtung der preußiſchen Verwal⸗ 
tung zwiſchen Elbe und Weſer. 37, 
S. B. 6. 

Meisner, Heinrich Otto, (A) Zur 
neueren Geſchichte des preußiſchen 
Kabinetts. 36, 39—66; 180—209; 
vgl. 34, S. B. 4; 37, S. B. 1. 

—, (V) Dezentraliſation des preußi⸗ 
ſchen Kanzleiweſens am Anfang 
des 19. Jahrhunderts. 33, S. B. 


13. Wirtſchaftsgeſchichte 
(Münzweſen. — Handel. — Gewerbe und Induſtrie. — Land wirtſchaft). 


Schroetter, Friedrich Frhr. v., (A) 
Die Berliner Münzprägung der 
märkiſchen Stände 1661 —1664. 
31, 401—409. 

—, (A) Die preußiſche Münzpolitik 


im 19. Jahrhundert. 1806— 1873. 


39, 117—123. 

Papritz, Johannes, (V) Das Handels⸗ 

und Bankhaus der Loitze zu 
Stettin. 38, S. B. 1. 

Klinkenborg, Melle (V) Poſtſtreitig⸗ 
keiten zwiſchen Preußen und 
Hannover 1737/38. 31, S. B. 12. 

Holtze, Friedrich, (A) Die Hundspoſt 
von Spandau nach Berlin. 31, 
415—431. 

Rachel, Hugo, (A) Der Merkantilis⸗ 
mus in Brandenburg- Preußen. 
40, 221—266. 

—, (V) Weſen und Ziele der Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Handelspolitik Fried⸗ 
richs des Gr. 40, S. B. 4. 


Rachel, Hugo, (V) Ein Vorgang aus 
der preußiſchen Wirtſchaftspolitik 
nach dem Siebenjährigen Kriege. 
39, S. B. 2. 
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Sitzungsberichte 


Vereins für Geſchichte Pr Mark N 


13. Oktober 1926 bis 8. Juni 1927. 


Sitzung vom 13. Oktober 1926. 


Herr Archivdirektor Dr. M. Klinkenborg ſprach über die Ent⸗ 
ſtehung der Geheimen Ratsordnung vom 13. Dez. 1604. 
(Gedruckt: „Forſchungen“ Bd. 39, S. 215ff.) 


Sitzung vom 10. November 1926. 


| Herr Minifterialrat Dr. R. Grabower behandelte die Geſchichte 
der preußiſchen Staatsſteuer vom Großen Kurfürſten bis zur 
Finan staged 1817/22 unter beſonderer Berückſichtigung der fteuer- 
lichen. apnahmen unter Friedrich d. Gr. und dem Freiherrn vom Stein. 


Sitzung vom 8. Dezember 1926. 

Sex Dr. Georg Winter behandelte die Entſtehungsgeſchichte 
des Oktoberedikts und der 35. 40 E. 17 vom 14. Februar 
1808. (Gedruckt: „Forſchungen“ Bd. 40, S. An 

Anſchließend hielt Herr Vibliothetsrat Dr. Abb einen re: über 
die verſchollene Bibliothek des Kloſters Lehnin. ehend 
von dem in der Jenaer Univerſitätsbibliothek aufbewahrten Vöcherder 
Kann, „daß Spalatin als Bibliothekar der 1512 gegründeten Univerſitäts⸗ 

ibliothek Wittenberg 1514 für ſeine Zwecke anfertigen ließ, erbrachte der 
Vortragende den Nachweis, daß die Lehniner Kloſterbibliothek mit der 
des Berliner Domſtifts vereinigt worden iſt, die 1663 auf Anordnung des 
Großen Kurfürſten größtenteils verſteigert wurde. Neben 8 Handſchriften, 
die anſcheinend dem Privatgebrauch einiger Lehniner Mönche gedient 
haben (heute in der Staatsbibliothek), ſind noch zwei aus der Lehniner 
Bibliothek ſtammende Handſchriften in der Ratsſchulbibliothek in Zwickau 
und in der Staats⸗ und Univerſ.⸗Bibl. Breslau nachweisbar. (Veröffent- 
licht in: Mittelalterl. Handſchriften. Feſtgabe zum 60. Geburtstage von 
H. Degering. Leipzig, Hierſemann, 1926. S. 1—4.) 


Sitzung vom 12. Januar 1927. 


Nach dem von dem Schriftführer erſtatteten üblichen Geſchäftsbericht 
beſprach Herr Regierungs⸗ und Baurat Kohte, Provinzial⸗Konſervator 
für Pommern, die Gemäldeſammlung des Schloſſes Canitz bei 
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Lupow im Kreiſe Stolp. Das Schloß mit ſeiner Ausſtattung entſtand unter 
der Grundherrſchaft v. Grumbkow, deren bekannteſte Mitglieder der 
Oberhofmarſchall am Brandenburgiſchen Hofe Joachim Ernſt (geſt. 
1690), der Erbauer des Schloſſes, und ſein Sohn, der General⸗Feldmar⸗ 
ſchall Friedrich Wilhelm (geſt. 1739) waren; durch Vererbung ging das 
Beſitztum von den Grumbkows auf die Familien v. Podewils und v. Bo- 
nin über. Die bisher unbeachtet gebliebene Gemäldeſammlung umfaßt 
Bildniſſe von Angehörigen des Brandenburgiſch⸗Preußiſchen Herrſcher⸗ 
hauſes und der vorgenannten Familien, zu denen die ihnen verwandte 
v. Geßler en Bon bejonderem Werte ſind hervorzuheben: Ein 
vorzügliches Bruſtbild des General⸗Feldmarſchalls v. Derfflinger aus 
ſeinen ſpäteren Jahren. Die Bildniſſe des Kurfürſten Friedrichs III. 
und ſeiner Gemahlin Sophie Charlotte, um 1690 gemalt. Friedrich 
der Große als etwa 13jähriger Prinz, gemalt laut Bezeichnung vom 
Hofmaler F. W. Weidemann, als Kronprinz nochmals ein Jahrzehnt 
ſpäter, vermutlich von demſelben Maler; dieſe beiden Gemälde, die Ge⸗ 
ſtalt in Lebensgröße gebend, ergänzen die von Seidel 1911 und Volz 
1926 veröffentlichten Zuſammenſtellungen der Bildniſſe Friedrichs des 
Großen. Ferner deſſen Brüder Auguſt Wilhelm und Heinrich um 1740, 
vortreffliche Knieſtücke, Peſne zugeſchrieben. Markgraf Philipp von 
Schwedt und ſein Sohn Friedrich Wilhelm. Zu nennen iſt noch eine zu 
jener Zeit gefertigte Kopie nach Rafaels Maria im Grünen (in Wien). 
Auch die reichhaltige Bücherei iſt im Schloſſe noch vorhanden. Zur Er⸗ 
läuterung des Vortrages dienten die photographiſchen Aufnahmen der 
Staatlichen Bildſtelle. 

Anſchließend behandelte Herr Maga Dr. Tſchirch die Stellung 
des Steuerrates gegenüber dem Magiſtrat in der Stadt Brandenburg. 
Er zeigte an dem Beiſpiele der Stadt Brandenburg, wie in etwas größeren 
Städten in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts das Anſehen des 
Steuerrats dem Magiſtrat gegenüber geſunken fet. In Brandenburg 
führt der Polizeidirektor der Stadt, Koch, ein ehemaliger Kriegs⸗ und 
Domänenrat, dem Steuerrat Richter gegenüber eine ſehr ſelbſtbewußte 
und ſchroffe Sprache, beſtreitet ihm jede Strafbefugnis und weiſt Über- 
ese in das Gebiet der Rechtspflege zurück, während der Steuerrat 
dieſen Angriffen gegenüber ſich nur zurückhaltend wehrt, weil er ſich ſeiner 
ſchwierigen Stellung dem Magiſtrat gegenüber bewußt iſt. Es liegt das 
zum Teil an der Einführung der Regie, die die Stellung des Steuerrats 
weſentlich einſchränkte, aber auch an dem allmählich wachſenden Selbſt⸗ 
gefühl der ſtädtiſchen Behörden, die eine ins einzelne gehende Bevor⸗ 
mundung nur noch ſchwer ertrugen. | 


Sitzung vom 9. Februar 1927. 

Herr Amtsgerichtsdirektor Haeckel berichtete zunächſt über das Er⸗ 
gebnis der Kaſſenprüfung. Herr Bibliotheksdirektor Dr. Hoppe hielt 
ſodann einen Nachruf auf Georg Sello. (Gedruckt: „Forſchungen“ 
Bd. 39, S. 300ff.) | 

Ein weiterer Vortrag des Herrn Univerſitätsprofeſſors Dr. Heckel 
behandelte: Die Beſetzung katholiſcher Pfarrſtellen fiskal. 
Patronats in den Delegaturen Brandenburg Bommern 
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und Preußen links der Elbe und Havel. (Gedruckt: Zſchr. d. 
Savigny⸗Stiftung f. Rechtsgeſchichte, Kanon. Abt. XVI (1927, ©. 116ff.) 


Sitzung vom 9. März 1927. 


Herr Dr. Schnath trug vor über den von ihm bearbeiteten Brief⸗ 
wechſel der Kurfürſtin Sophie von Hannover mit dem preuß. 
Königshauſe. (Vgl. dieſen Band, S. 391). Anſchließend erörterten Herr 
Dr. Paprit und ergänzend dazu Herr Staatsarchivrat Dr. Meiſner 
Frage der Aktenkunde, indem ſie die verſchiedenen Arten von 

nzleiſchreiben erläuterten. 


Sitzung vom 13. April 1927. 

Herr Dr. Kurt Hinze gab einen zuſammenfaſſenden Bericht über 

die Ergebniſſe ſeiner Arbeit über die Arbeiterfrage zu Beginn des 

modernen Kapitalismus in Brandenburg- Preußen, welche 
als Veröffentlichung des Vereins 1927 erſchienen iſt. 


Die Maiſitzung fiel aus Anlaß der Tagung der märkiſchen Geſchichts⸗ 
vereine in Guben vom 6.—8. Mai aus. Ä 


Sitzung vom 8. Juni 1927. 


Herr Dr. Rachel ſprach über Weſen und Ziele der Wirtſchafts⸗ 
insbeſondere der Handelspolitik Friedrich d. Gr. 


Tagung des Verbandes der märkiſchen Geſchichisvereine 
am 6.—8. Mai 1927 in Guben. 


Die vierte Tagung der märkiſchen Geſchichtsvereine wurde am 6. Mai 
nachmittags durch Herrn 1 Dr. Klinkenborg eröffnet. Nach 
einem Bericht des Berliner Stadtarchivdirektors Herrn Dr. Kaeber über 
die Arbeiten der „Hiſtoriſchen Kommiſſion für die Provinz Brandenburg 
und Reichshauptſtadt Berlin“ legte Herr Staatsarchivrat Dr. Schultze 
den Plan für die einheitliche Sammlung und Verzeichnung der Flur⸗ 
namen in der Provinz vor. Das von Dr. Schultze in Verbindung mit Herrn 
Amtsgerichtsdirektor Dr. Haeckel⸗Potsdam entworfene Formular wurde 
nach längerer lebhafter Ausſprache gebilligt. Auf Antrag des Herrn 
Dr. Schultze wurde beſchloſſen, daß die einzelnen Geſchichtsvereine für 
ihren Wirkungskreis die Vorbereitung übernehmen und die Ausführung 
überwachen ſollen. Es ſoll für jeden Kreis durch die Vereine ein Ver⸗ 
trauensmann gewonnen werden, der ſeinerſeits für die Ortſchaften 
ſeines Kreiſes die Verteilung der Formulare, ſowie die Auswahl und Be⸗ 
ratung der örtlichen Bearbeiter beſorgt. Für die Kreiſe, die beſondere 
geſchichtliche Vereinigungen nicht beſitzen, übernimmt der Verein für 
Geſchichte der Mark Brandenburg dieſe Aufgabe. Von dem fertiggeſtell⸗ 
ten Fragebogen ſoll ein Exemplar an den Verein für Geſchichte der Mark 
Brandenburg nach Berlin, ein zweites an den lokalen Geſchichtsverein 
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oder in die Kreisſtadt gelangen. Die Fragebogen find inzwischen hergeftellt 
und z. T. verſandt worden. 

Im Anſchluß hieran berichtete Herr Staatsarchivrat Dr. Schultze 
über das . Inventariſation der nichtſtaatlichen Archive. 

Am Abend hielt Herr Muſeumsdirektor Dr. Stengel⸗Berlin einen 
Vortrag mit Lichtbildern über Formproble me der Kulturgeſchichte 
mit Anwendung auf die Hutmode. 

Der Vormittag des 7. Mai war der Beſichtigung der Stadt, der Kirche 
und des Muſeums gewidmet. Um 12 Uhr begann die Feſtſitzung. Den 
allgemeinen Begrüßungsanſprachen folgten zwei Vorträge: 1. des Herrn 
Karl Gander, Vorſitzenden der Niederlauſitzer Geſellſchaft für Anthro⸗ 
pologie und Altertumskunde, über die geſchichtliche Entwicklung Gubens, 
2. des Herrn Studienrates Dr. Rud. Lehmann (Senftenberg) über die 
Eigenart des Niederlauſitzer Landes und ſeiner Geſchichte. Im Anſchluß 
daran fand ein Feſteſſen ſtatt. Nach einem Spaziergange durch die Baum⸗ 
blüte nach Kaminſkys Berg vereinigte die Teilnehmer am Abend ein 
geſelliges Beiſammenſein. 

Am 8. Mai vormittags fand ein Ausflug nach Niemitzſch ſtatt, wo 
unter Führung des Herrn Prof. Dr. Götze der alte Burgwall, der einſtige 
Mittelpunkt des Landes, beſichtigt wurde. Die Tagung fand dann noch 
einen Aachen Abſchluß durch den Beſuch von Neuzelle und ſeiner präch⸗ 
tigen Kirchen. =? 

Verbunden mit der Tagung war die Frühjahrstagung des Ver⸗ 
bandes Brandenburgiſcher Muſeen, in deren Rahmen noch Vor⸗ 
träge des Muſeumsleiters Kutter über die vorgeſchichtl. Lauſitzer 
Tongefäße und des Reg.⸗Baumeiſters Berger⸗Schäfer über die 
Frankfurter a... ſtattfanden. 

Die nächſte Tagung wird im Mai oder Juni 1928 in Schwiebus ſtatt⸗ 
finden, von wo ein Ausflug nach Kloſter Paradies und Lagow geplant iſt. 
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